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Die  vorliegende  Studie  verdankt  ihre  Entstehung  der  An- 
regung meines  väterlichen  Freundes,  des  Herrn  Professors  und 
Sectionschefs  von  Inama-Stern egg,  der  es  mir  nahelegte, 
das  für  die  Wirthschaftsgeschichte  des  deutschen  Mittelalters  so 
bedeutsame  Problem  der  Entstehung  und  Entwickelung  freier 
erblicher  Landleihen  vom  rcchtsgeschichtlichen  Standpunkte  aus 
einer  Untersuchung  zu  unterziehen,  und  der  auch  im  Verlaufe 
der  Arbeit  mich  mit  seiner  reichen  Erfahrung  und  seinem  werth- 
vollen Rathe  vielfach  und  in  der  freundlichsten  Weise  unterstützte. 

Das  Thema,  das  hier  in  der  angegebenen  Richtung  seine 
Behandlung  finden  soll,  gehört  einer  Zeit  an,  die  in  vielfacher 
Beziehung  als  eine  Periode  des  Überganges  und  der  Gährung 
bezeichnet  werden  darf.  Wie  in  politischer  Beziehung  die  alten 
Grundfesten  des  Reiches  erschüttert  und  ins  Wanken  gerathen 
waren,  und  eine  lange  Zeit  verstreichen  musste,  ehe  das  Toben 
und  Treiben  wilder  leidenschaftlicher  Parteien,  die  gewaltigen 
Strömungen  im  Kampfe  zwischen  alt  und  neu  endlich  wieder 
der  längst  ersehnten  Ruhe  und  Ordnung  gewichen  waren,  so 
befand  sich  auch  das  gesammte  sociale,  wirthschaftliche  und 
rechtliche  Leben  in  dem  Zustande  der  Bewegung  und  des 
Werdens,  und  überall  finden  wir  absterbende  Trümmer  einer 
veralteten  und  spriessende  Keime  einer  neu  aufblühenden  Welt.  Oie 
alte  hehre  Macht  des  einen  Kaiserthumes  war  untergegangen  vor 
den  aufstrebenden  und  immer  mehr  erstarkenden  Gewalten  einer 
grossen  Zahl  von  Landesfürsten;  diesen  erwuchsen  wieder  ihre 
Rivalen  aus  den  unteren  Kreisen  der  Bevölkerung,  vor  allen  in 
den  kräftig  sich  entfaltenden  Städten,  denen  es  in  immer  weiterem 
Umfange  gelang,  die  ihnen  widrige  Oberherrschaft  von  Fürsten 
und  Bischöfen  von  sich  zu  schütteln  und  eine  unabhängige  und 
freie  Stellung  zu  erreichen.  Und  bis  auf  die  untersten  Schichten 
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der  ländlichen  Bevölkerung  lässt  sich  eine  ähnliche  Bewegung 
verfolgen;  überall  geht  der  Zug  der  Zeit  dahin,  die  tiefer  Ge- 
stellten zu  erheben  und  das  Übergewicht  der  Höheren  zu  brechen 
oder  zu  vermindern,  und  Spuren  dieser  Strömung  zeigen  sich 
auf  allen  Gebieten,  auf  dem  politischen  nicht  minder  wie  auf 
dem  socialen,  im  wirthschaftlichen  Leben  ebenso  wie  in  der  Ent- 
wickelung des  Rechtes. 

Das  Ergebnis  dieser  Strömung  speciell  auf  dem  Gebiete  der 
bäuerlichen  und  bürgerlichen  Grundbesit/.verhältnisse  war  das  Auf- 
tauchen und  die  immer  häufigere  Anwendung  freierer  Landleihe- 
formen  und  demgegenüber  das  allinähliehe,  aber  ebenso  entschiedene 
Zurückweichen  der  älteren  Formen  eines  persönlich  gebundenen 
Leiherechtes.  Dies  bedeutete  für  die  gesammte  Wirthschaftsver- 
fassung  die  wesentlichsten  und  einschneidensten  Veränderungen: 
vielfach  eine  Verselbstständigung  und  Loslösung  der  einzelnen 
bäuerlichen  Betriebe  aus  dem  Organismus  der  grossen  Grund- 
herrschaften, anderwärts  sogar  die  Entstehung  gänzlich  neuer 
Formen  für  die  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse.  Völlig  parallel 
mit  dieser  Umwälzung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  hielt  sich 
die  analoge  Umgestaltung  ihrer  rechtlichen  Grundlagen,  ins- 
besondere des  Güterleiherechtes.  Während  früher  die  leiherecht- 
liche Übernahme  fremden  Grund  und  Bodens  immer  eine  gewisse 
Rückwirkung  auf  die  persönliche  Freiheit  und  Selbstständigkeit 
des  Empfängers  ausübte,  also  von  einem  statusrechtlichen  Ein- 
flüsse begleitet  war,  kamen  später  rein  vermögensrechtliche 
Landleihen  in  Gebrauch,  welche  auf  die  Persönlichkeit  der  Con- 
trahenten  keinen  Einfluss  übten,  oder  in  welchen  die  Beliehencn 
wenigstens  keinem  anderen  Abhängigkeitsverhältnisse  ihrem 
Leiheherrn  gegenüber  sich  zu  unterwerfen  hatten,  als  cs  durch 
deren  obrigkeitliche  Stellung  von  selbst  geboten  war. 

Die  vorliegende  Studie  befasst  sich  mit  jener  Übergangszeit, 
in  welcher  die  alten  Formen  aus  dem  Leben  noch  nicht 
geschwunden,  und  die  neuen  Principien  noch  nicht  allseits  zum 
Durchbruche  gelangt  waren.  Als  ich  an  die  Untersuchung 
hcrantrat,  gieng  zunächst  meine  Absicht  dahin,  die  beiden  Typen 
des  gebundenen  und  freien  Leiherechtes,  deren  Vorhandensein 
aus  den  Quellenzeugnissen  jener  Zeiten  bald  unzweifelhaft  wird, 
nach  ihrem  rechtlichen  Inhalte  und  Character  möglichst  klar 
festzustellen  und  die  markanten  Unterscheidungsmerkmale  zu 
bestimmen,  aus  deren  Vorhandensein  auf  die  rechtliche  Natur 
des  einzelnen  Leihevertrages  zu  schliessen  wäre.  Die  Unmöglich- 
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keit  der  Durchführung  dieses  Gedankens  für  das  Gebiet  der 
Colonisationen  musste  bei  einem  näheren  E^ingehen  auf  die  be- 
zügliche urkundliche  Überlieferung  bald  zu  vollster  Gewissheit 
werden.  Aber  auch  für  das  in  seiner  späteren  Entwickelung 
rein  private  Leiherecht  der  westlichen,  culturell  vielleicht  am 
meisten  vorgeschrittenen  Gebiete  hat  die  Untersuchung  mit  dem 
Ergebnisse  geendet,  dass  zwischen  den  gebundenen  und  freien 
Leiheformen  eine  grosse  Reihe  verbindender  Zwischenglieder 
nachzuweisen  sind,  welche  die  Bestimmung  einer  Grenzlinie,  die 
beide  Gebiete  scharf  von  einander  trennte,  unmöglich  machen, 
dagegen  die  Annahme  einer  rechtsgeschichtlichen  Gontinuität  un- 
endlich nahe  legen. 

Oie  Methode,  welche  für  den  Gang  und  die  Durchführung  der 
Untersuchung  massgebend  war,  wird,  wie  ich  meine,  hauptsächlich 
nach  einer  Seite  hin  einer  Rechtfertigung  bedürfen.  Denn  dass  jede 
derartige  rechtsgeschichtliche  Studie  sich  vorwiegend  auf  dasjenige 
Quellengebiet  stützen  muss,  welches  über  das  untersuchte  Pro- 
blem die  reichsten  Nachrichten  gibt,  bedarf  wohl  keiner  besonderen 
Begründung,  und  ebenso  scheint  es  mir  unzweifelhaft,  dass  gerade 
für  die  Zeit  der  Entstehung  und  der  Entwickelung  eines  neuen 
Rechtsinstitutes  Urkunden,  die  hier  vornehmlich  herangezogen 
werden  mussten,  gewiss  die  verlässlichste  Quelle  zur  Beurtheilung 
eines  solchen  Werdeprocesses  sind;  wo  nämlich  die  Bewegung 
noch  nicht  in  ausgefahrenen  Geleisen  erfolgt,  muss  in  der  für  den 
einzelnen  Fall  aufgenommenen  Urkunde  der  wesentliche  Inhalt 
des  Geschäftes  und  insbesondere  das  Neue,  also  eben  das  un- 
zweideutig zum  Ausdrucke  kommen,  was  für  den  Entwickelungs- 
gang bestimmend  und  entscheidend  ist.  Die  Bearbeitung  und  Aus- 
beutung dieses  quellenmässig  gebotenen  Materiales  über  ein  gewohn- 
heitsrechtlich entstehendes  Rechtsgebilde  kann  dann  natürlich  nur 
in  der  Weise  erfolgen,  dass  man  aus  den  vorliegenden  Einzeirällen  die 
in  ihnen  enthaltenen  allgemeineren  rechtlichen  Grundgedanken  ab- 
strahiert und  so  die  Regeln  ermittelt,  denen  das  Leben  zu- 
fällig oder  aus  inneren  Gründen,  aber  jedenfalls  unbewusst  und 
ohne  den  Zwang  äusserer  Normen  in  seinen  Einzelerschei- 
nungen gefolgt  ist. 

Aber  auch  bei  einem  solchen  möglichst  objectiven  Vorgehen 
bleiben  wir  doch  nie  ganz  auf  dem  Boden  stehen,  der  der  alten 
Zeit  und  den  alten  Verhältnissen  angehört.  Denn  wenn  wir 
auch  sonst  nichts  in  die  Vergangenheit  hineintragen,  so  ist  doch 
der  Massstab,  mit  dem  wir  messen,  die  rechtlichen  Grundbegriffe, 
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die  \rir  bei  jeder  Juristigchen  Analyse,  und  sei  es  auch  nur  zum 
Zwecke  der  Vergleichung,  nothwendig  heranziehen  müssen,  ge- 
wiss wenigstens  zum  Theile  ein  Product  unseres  Geistes  und 
unserer  Zeit;  und  oft  sind  eie  uns  so  sehr  zu  eigen  geworden, 
dass  wir  nicht  mehr  auseinanderzuhalten  wiesen,  was  eine 
historische  Entwickelung  zu  ihrer  positiven  Ausgestaltung  beige- 
tragen (was  also  nur  wir  hineinzulegen  gewohnt  sind)  und  was 
wirklich  in  der  Natur  der  Sache  begründet  ist,  und  darum  unter 
allen  Verhältnissen  seine  Giltigkeit  behaupten  kann.  Nun  fusst 
unsere  moderne  Jurisprudenz  und  unser  heutiges  juristisches 
Denken  auf  zwei  ihrem  Wesen  nach  sehr  verschiedenen  Elementen, 
dem  römischen  und  dem  deutschen  Rechte,  und  wenn  wir  auch 
in  einer  Zeit  leben,  in  welcher  die  wenigstens  auf  dem  Gebiete 
der  gelehrten  Jurisprudenz  zur  Wirklichkeit  gewordene,  von  den 
Vorkämpfern  des  Romanismus  seinerzeit  als  selbstverständlich 
hingenommene  Alleinherrschaft  des  römischen  Rechtes  auf  vielen 
Gebieten  einer  wesentlich  anderen  Auffassung  gewichen  ist,  so 
ist  doch  unser  heutiges  Rechtsleben  und  die  juristische  Doctrin 
vorwiegend  oder  wenigstens  zum  grossen  Theile  von  seinem 
Ideenkreise  durchdrungen. 

Das  bis  weit  in  unser  Jahrhundert  hinein  noch  viel- 
fach beliebte  Verfahren,  alle  Rechtsgebilde  vom  romanistischen 
Standpunkte  erklären,  die  rechtlichen  Bildungen  eines  be- 
liebigen Culturzustandes  mit  der  Gelehrsamkeit  der  römischen 
Juristen  und  mit  den  Entscheidungen  der  byzantinischen 
Kaiser  begründen  und  begreifen  zu  wollen , ist  jetzt 

wenigstens  für  das  Gebiet  germanistischer  Untersuchungen  gänz- 
lich aufgegeben  worden.  Die  Thatsache,  dass  seit  den  Tagen 
der  Reception  eine  ungeheuere  Menge  geistiger  Kraft  in  dem 
Bestreben  verbraucht  wurde,  die  eigenartigen  Formen  des  deutschen 
Rechtslebens  mit  irgend  einer  der  wenigen  Typen  der  römischen 
Begriffsweit  zu  indentificieren , und  dass  diese  Bemühungen  so 
häufig  mit  der  Erkenntnis  enden  mussten,  dem  deutschen  Rechts- 
institute komme  gegenüber  allen  auf  römischem  Boden  zur  Ent- 
stehung gelangten  Rechtsformen  seine  eigene  Individualität  zu, 
und  keine  der  römischen  Rechtsschablonen  könne  unmittelbar 
übertragen  werden,  all  dies  dient  heutzutage  als  Warnung,  nicht 
neuerlich  die  gleiche  Sisyphusarbeit  zu  beginnen. 

Im  directen  Gegensätze  zu  dieser  älteren  Richtung  löst  sich 
die  moderne  germanistische  Rcchtschule  möglichst  los  von  dem 
Banne  der  römischen  Begriffswelt  und  ist  von  der  gewiss  vollauf  be- 
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gründeten  Absicht  geleitet,  ungetrübt  und  unbeinflueet  von  fremden 
Rechtsgedanken,  den  wahren  Ideeninhalt  des  eigenen  Rechtes 
klarzulegen.  Ihr  ist  es  darum  zu  thun,  den  reichen  Gedanken- 
schatz  zu  heben,  den  das  ältere  heimische  Recht  birgt,  an  Stelle 
römischer  Begriffe,  die  trotz  ihrer  durch  Jahrhunderte  währenden 
Giltigkeit  sich  nie  völlig  einbürgern,  nie  zu  den  unseren  werden 
konnten,  auch  auf  dem  Gebiete  der  gelehrten  und  abstrahieren- 
den Jurisprudenz  den  Producten  des  deutschen  Geisteslebens  zu 
ihrem  Rechte  zu  verhelfen. 

Auch  die  vorliegende  Schrift  will  eine  germanistische  Ab- 
handlung in  diesem  Sinne  sein ; auch  ihr  Ziel  ist  dahin  gerichtet, 
die  untersuchten  Rechtsinstitute  in  ihrem  wahren  Wesen  zu  er- 
kennen, eie  aus  ihrem  Geiste,  nicht  dem.  der  römischen  Juris- 
prudenz zu  erklären ; und  die  Ergebnisse , mit  welchen  eie  ab- 
schliesst,  dürften  wohl  geeignet  sein,  die  Orginalität  der  hier 
behandelten  rechtlichen  Gebilde  und  ihren  Gegensatz  zu  dem 
römischen  Rechte  im  ganzen , wie  auch  in  Einzelheiten  klarzu- 
legen. Und  doch  entfernt  sich  die  Untersuchung  auf  dem  Wege, 
der  zu  diesem  Endziele  geführt  hat,  in  mancher  Richtung  von 
dem,  was  nach  dem  oben  Gesagten  erwartet  werden  dürfte;  die 
Behandlung  des  Stoffes  mag  nämlich  wenigstens  äusserlich  be- 
trachtet in  mehrfacher  Beziehung  mehr  romanistisch  erscheinen, 
als  man  mit  den  hier  vertretenen  Principien  fUr  vereinbar  halten 
dürfte.  Dafür  waren  die  folgenden  Überlegungen  bestimmend. 

Man  mag  über  die  Yortheile  und  Nachtheile  der  Reception 
der  fremden  Rechte  denken,  wie  man  will,  die  Thatsache  ist 
nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen,  dass  durch  Jahrhunderte  die 
Entwickelung  und  die  fortschreitende  Erkenntnis  des  Rechtes 
unter  dem  Banne  des  Romanismus  gestanden,  unter  seiner  Leitung 
und  in  seinen  Eormen  sich  vollzogen  hat.  Und  so  sehr  man 
auch  zugeben  muss,  dass  in  diesem  Entwickelungsgange  unser 
nationales  Recht  vielfach  Schaden  genommen  hat,  und  mancher 
lebensfrische  Keim,  überwuchert  von  den  mächtiger  aufschliessen- 
den  Trieben  einer  fremden  Saat,  erstickt  wurde:  die  Vortheile 
und  Ergebnisse,  zu  welchen  die  Jurisprudenz  in  diesen  Jahr- 
hunderten gelangt  ist,  sind  doch  ein  Gemeingut  für  uns  alle  ge- 
worden. Die  Frage  ist  müssig,  wie  es  um  die  heutige  Juris- 
prudenz stünde,  wenn  das  römische  Recht  von  Bologna  her  nicht 
die  Welt  erobert  hätte;  aber  nachdem  es  durch  fast  ein  halbes 
Jahrtausend  die  Welt  beherrscht  hat,  fusst  doch  unsere  juris- 
tische Erkenntnis,  auch  die  Erkenntnis  unseres  einheimischen 


Digitized  by  Google 


xn 


Rechtes  zum  grossen  Thcile  auf  der  Schulung,  die  uns  und 
unseren  Vorfahren  das  römische  Recht  gegeben  hat,  und  viel- 
fach sind  wir  zur  richtigen  Erfassung  allgemeiner  juristischer 
Gedanken  an  der  Hand  der  strengen  Formen  seiner  individuell 
entwickelten  Rechtsgrundsätze  gelangt. 

In  allen  Fällen  nun,  in  welchen  die  Bestimmung  solcher 
allgemeiner  juristischer  Begriffe  oder  Unterscheidungen  dank  der 
positiven  Entwickelungsgeschichte  unserer  Jurisprudenz  auf  dem 
Wege  des  Romanismus  gewonnen,  auf  dem  Gebiete  des  römischen 
Rechtes  zu  voller  Klarheit  entwickelt  wurde,  schien  mir  die 
Übertragung  derselben  auch  im  römischen  Gewände  auf  unsere 
deutschen  Rechtsverhältnisse  gerechtfertigt , sofern  ihnen  nur 
wirklich  allgemeine  Giltigkeit  oder  wenigstens  Anwendbarkeit 
auf  den  concreten,  eben  in  Frage  stehenden  Fall  zukam;  sie 
schien  mir  begründet,  wo  an  den  technischen  Ausdruck  der 
römischen  Rechtssprache  ein  Begriff  von  grösserer  Klarheit  und 
Präcision  geknüpft  ist  als  an  das  entsprechende  deutsche 
Wort.  Denn  mag  auch  für  Gesetzgebung  und  Lehre  das  Be- 
streben dahin  gehen,  das  deutsche  Recht  nicht  nur  materiell, 
sondern  auch  formell  und  sprachlich  auf  seinem  Gebiete  zur 
Geltung  zu  bringen,  so  schien  mir  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen für  die  wissenschaftliche  Discussion  der  Ausdruck  der 
beste,  der  den  gewollten  Begriff  am  unzweideutigsten  und  am 
kürzesten  bezeichnet. 

Aber  nicht  nur  aus  diesen  mehr  äusserlichen  Gründen  hielt 
ich  die  Anlehnung  an  die  römische  Terminologie  und  römisch- 
rechtlichen  Begriffe  für  geboten;  auch  innere  Gründe  waren  mir 
dafür  entscheidend. 

Die  von  der  modernen  germanistischen  Schule  gewonnenen 
juristischen  Abstractionen  sind  naturgemäss  von  jener  Einfachheit 
und  Einheitlichkeit  ziemlich  weit  entfernt,  welche  die  römischen 
Begriffe  auszeichnet.  Der  Grund  dafür  liegt  sicher  nicht  etwa 
in  einer  geringeren  Präcision  der  germanistischen  Jurisprudenz, 
sondern  in  der  grösseren  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  selbst, 
die  sich  frei  und  in  reicher  Ausgestaltung  entwickelt  haben,  ohne 
dabei  durch  positive  Normen  und  formale  Vorschriften  in  be- 
stimmte Geleise  gelenkt  zu  werden.  Bei  der  so  zur  Enstehung 
gelangten  Mannigfaltigkeit  der  rechtlichen  Verhältnisse  selbst  ist 
es  begreiflich,  dass  selbst  unter  den  Vertretern  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  über  manche  ganz  wesentliche  Begriffe  keine 
volle  Einigung  erzielt  wurde ; und  es  ist  nur  natürlich, 
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daxs  das,  was  auf  dem  eigenen  ßoden  nicht  völlig  gesichert  ist 
und  manchen  Angriff  erfahren  muss,  ausserhalb  des  eigenen  Ge- 
bietes oft  überhaupt  keine  Anerkennung  findet.  Entfernt  sich 
nun  die  germanistische  flechtswissenschaft  gänzlich  von  ihrer, 
vielleicht  feindlichen,  Schwester  und  stellt  sich  ausschliesslich 
auf  ihre  eigenen  Beine,  so  liegt  wohl  nichts  näher,  als  dass  auch 
diese  sich  um  sie  nicht  kümmert  und  über  ihre  Ergebnisse  die 
Achsel  zuckt,  weil  sie  häufig  schon  die  Grundlagen  nicht  aner- 
kennt, auf  denen  das  juristische  Gebäude  aufgeführt  wurde.  Und 
es  ist  wohl  nicht  nothwendig,  darauf  zu  verweisen,  dass  dies 
auch  in  unserer  Zeit  nicht  nur  in  vereinzelten  Fällen  geschieht. 
Darum  erschien  mir  eine  Annäherung  an  das  römische  Recht  um 
des  deutschen  Rechtes  willen  nothwendig  und  gerathen,  und  die 
Begründung  mancher  Sätze  in  weiterem  Umfange  geboten,  als 
es  vom  rein  germanistischen  Standpunkt  vielleicht  wünschens- 
werth  erscheinen  mag.  Wenn  wir  vom  römischen  und  modernen 
Rechte  für  die  deutschen  V^crhältnisse  soviel  acceptieren , als, 
ohne  diesen  Gewalt  anzuthun,  möglich  ist,  daun  gewinnen  wir 
eine  üperntiunsbasis,  die  auch  ausserhalb  unseres  Gebietes  An- 
erkennung finden  muss,  und  wenn  wir  auf  dieser  Grundlage  zu 
Ergebnissen  gelangen,  welche  von  dem  abweichen,  was  der 
Romanismus  nicht  nur  für  sich  behauptet,  sondern  häufig  als  all- 
gemein gütig,  weil  angeblich  logisch  nothwendig  bezeichnet,  so 
kann  man  daran  auch  im  feindlichen  Lager  nicht  mehr  achtungs- 
los vorübergehen.  So  ist  die  Annäherung,  die  hier  versucht 
wurde,  vielleicht  nicht  mehr  als  ein  Waffenstillstand,  zunächst 
abgeschlossen  mit  der  kriegerischen  Absicht,  die  Mittel  und  Wege 
zu  schaffen,  um  den  Feind  danach  mit  seinen  eigenen  Waffen 
um  so  wirksamer  bekämpfen  zu  können,  bis  später  einmal 
ein  wirklicher  Friede  die  heute  bestehenden  Gegensätze  dauernd 
ausgleicht  und  endgiltig  vereint. 

Freilich  birgt  ein  solches  tactisches  Vorgehen  auch  nicht  geringe 
Gefahren  für  die  eigene  Partei.  Namentlich  die  Frage,  wie  viel 
aus  dem  fremden  Gebiete  herüber  genommen  werden  darf,  ohne 
dem  eigenen  zu  schaden,  in  welchem  Umfange  den  Ergebnissen 
der  rumanistischen  Jurisprudenz  wirklich  jene  Allgemeinheit 
innewohnt,  die  vorausgesetzt  werden  muss,  wenn  die  Über- 
tragung auf  deutsche  Rcchtsgcbilde  berechtigt  sein  soll,  ist  oft 
schwer  und  nicht  mit  Sicherheit  zu  beantworten,  und  leicht 
können  Vorurtheilc  oder  Meinungen,  die  in  unserer  an  dem 
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positiven  Rechte  gebildeten  Rechtsauffassung  tief  eingewurzelt 
sind,  für  eine  unrichtige  Beantwortung  bestimmend  werden. 

Dass  die  vorliegende  Untersuchung  diesen  Gefahren  nicht 
ganz  entkommen  ist,  unterliegt  mir  keinem  Zweifel;  ich  wäre 
zufrieden,  wenn  ihr  Inhalt  trotz  aller  vorhandenen  Mängel  im 
allgemeinen  dafür  Zeugnis  ablegen  wUrde,  dass  sie  durchgefiihrt 
wurde  in  dem  Bestreben  nach  einer  möglichst  objectiven  und  vor- 
urtheilsfreien  Erkenntnis  von  Inhalt  und  Wesen  der  hier  be- 
sprochenen rechtlichen  Gebilde. 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  gestattet,  allen  denen,  die  durch 
ihre  freundliche  Unterstützung  an  dem  Zustandekommen  und 
der  Vollendung  dieses  Erstlingsversuches  Theil  haben,  meinen 
besten  und  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen.  In  ihrem  Ent- 
stehen hat  die  vorliegende  Studie  von  vielen  Seiten  in  der  freund- 
lichsten Weise  Anregung  und  Förderung  erfahren;  möge  die 
gleiche  wohlwollende  Gesinnung  auch  der  fertigen  Schrift  in  dem 
ernsten  Augenblicke  zur  Seite  stehen,  da  sie  den  schweren  Schritt 
in  die  Öffentlichkeit  thut  I 

Wien,  am  21.  October  1890. 


Schwind. 
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Der  Gebrauch,  Grund  und  Boden  zum  Zwecke  seiner 
Bestellung  und  Bebauung  an  Nichtbesitzende  leiherechtlich  zu 
überweisen,  lässt  sich  in  den  deutschen  Landen  fast  ebensoweit 
zurückverfolgen , als  überhaupt  unsere  Kunde  über  deren  ger- 
manische Bevölkerung  zurückreicht.  Erzählt  uns  doch  schon 
Tacitus  in  seiner  Germania  von  Unfreien,  denen  wie  den  römischen 
Colonen  gegen  bestimmte  Abgaben  Grundbesitz  sowie  das  Recht, 
einen  selbstständigen  Haushalt  darauf  zu  führen,  eingeräumt 
worden  ist*). 

Die  spätere  Zeit  mit  ihren  wachsenden  und  vielfach  sich 
ändernden  wirthschaftlichen  wie  rechtlichen  Bedürfnissen  hat 
leiherechtliche  Bildungen  in  grosser  Mannigfaltigkeit  erzeugt,  und 
wenn  auch  die  reiche  Ausgestaltung  und  Ausbreitung,  zu  der  das 
Landleiherecht  fernerhin  gelangt  ist,  schliesslich  mit  dem  Auf- 
kommen neuer  Rechtsformen  und  der  Entstehung  eines  beweg- 
licheren Verkehrsrechtes  wieder  bedeutend  in  den  Hintergrund 
gedrängt  wurde,  so  ist  dasselbe  doch  niemals  aus  dem  deutschen 
Rechtsleben  völlig  geschwunden. 

Die  fränkische  und  die  ihr  folgende  Periode  haben  die  für 
die  älteste  Zeit  schon  beglaubigte  leiherechtlichc  Überlassung 
von  Grundbesitz  an  Unfreie  und  Leute  mit  geminderter  Freiheit 
beibehalten  und  weiter  gebildet,  daneben  manche  römischrechtliche 


•)  (ierm.  c.  2».,  verjfl.  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthechafls- 
geschichte  1.  11;  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  I*.  108. 

c.  .SsAirtfMi,  Rrbleibcn.  1 
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Form,  wie  insbesondere  in  den  Grenzgebieten  den  Colonat  *)  über- 
nommen, ausserdem  aber  in  der  Precarie  und  dem  Beneficium 
neue  Formen  der  Landleihen  geschaffen,  denen  auch  noch  für 
spätere  Zeit  die  grösste  Bedeutung  ziikam.  Ob  und  in  wie  weit 
die  Precarie,  die  ihren  Namen  dem  römischen  Precarium  entlehnt 
und  auch  manche  Bestimmungen  des  römischen  Hechtes  in 
sich  aufgenommen,  bald  aber  wieder  abgestreift  hat,  ganz  auf 
römischen  Ursprung  zurückzuführen  sei,  ist  eine  Frage,  die  sich 
mit  Bestimmtheit  kaum  wird  lösen  lassen  *).  Hier  genügt  wohl 
der  Hinweis,  dass  sie  frühzeitig  bei  gar  mannigfaltiger  Aus- 
gestaltung *)  im  Einzelnen  und  in  der  Erfiillung  der  verschiedensten 
wirthschaftlichen  Functionen  jede  Beziehung  auf  das  namens- 
gleiche  römische  Rechtsinstitut  verloren  hat.  Mit  der  Ver- 
schiedenheit, dass  den  Beliehenen  in  einzelnen  Fällen  eine  Zins- 
pflicht traf,  in  anderen  jede  solche  Verpflichtung  fehlte,  bestanden 
alle  Precarien  in  der  Überlassung  eines  zeitlich  beschränkten, 
gewöhnlich  lebenslänglichen  Nutzungs-  und  Gebrauchsrechtes 
an  einem  bestimmten  Stücke  Landes,  das  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  an  den  Leiheherrn  zurückfallen  sollte.  Nicht  der  juristischen, 
sondern  der  öconomischen  Bedeutung  nach  unterscheidet  die 
heutige  Jurisprudenz ®)  drei  Haupttypen , die  precaria  data, 
bei  welchen  der  Leiheherr  gewöhnlich  als  Lohn  für  geleistete 
Dienste  oder  aus  einem  anderen  Anlass  dem  Precaristen  ein 
Gut  in  der  bezeichneten  Weise  übcrliess,  ihr  Gegenspiel  die 
precaria  oblata,  welche  sich  aus  einer  Schenkung  des 
fraglichen  Gutes  an  den  Leiheherrn  und  einer  Rückübertragung 
zu  precarischem  Rechte  zusammensetzte,  und  endlich  die  precaria 
remuneratoria,  eine  Verbindung  der  beiden  eben  ge- 
nannten Formen,  in  welcher  die  Gutsschenkung  durch  die 
precarische  Verleihung  desselben  Gutes  und  weiterer,  dem  Leihe- 
herrn gehöriger  Ländereien  ihre  Erwiderung  fand.  •)  In  diesen 


*)  vorgl.  Waitz,  V.  G.  U*.  1.  241. 

*)  80  z.  B.  die  Nothwendigkeit  der  Erneuerung  nach  ö .Tahren,  vergl, 
Waitz  a.  a.  O.,  S.  292. 

“)  vergl.  Waitz,  a.  a.  O.,  S.  294. 

*)  Schröder,  Deutsche Kechtsgeschichte,  S.  27ö;  Brunner,  Deutsche 
Rechtsgeschichtc , I 210. 

zuerst  wenigstens  der  Hauptsache  nach  Albrecht,  Gewere,  8.  196. 
°)  vergl.  Roth,  Eeudalität  und  Unterthanenverband.  S.  147  tf.; 
Waitz  a.  a.  U.,  S.  293. 
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Formen  waren  die  Precarienverträge  durch  Jahrhunderte  hindurch 
ein  beliebtes  Mittel  zur  Erlangung  eines  leiherechtlichen  Besitzes, 
welcher  die  persönliche  Freiheit  und  Selbstständigkeit  nicht 
schmälerte  *)  und,  da  meist  die  Kirche  in  der  Rolle  des  Leihe- 
herrn stand,  gewiss  ein  nicht  unbedeutender  Factor,  der  das  An- 
wachsen des  kirchlichen  Besitzthumes  gefordert  hat  Mit  der 
Ausbildung  neuer,  demselben  Zwecke  dienlicher  Rechtsformen 
und  der  Veränderung  der  wirthschaftlichen  Grundlagen  in  den 
letzten  ,Tahrhunderten  des  Mittedalters  ist  dann  auch  die  precarische 
Leihe  immer  seltener  geworden  und  ausser  Gebrauch  gekommen. 

Das  benciiciuin,  anfänglich  von  der  precaria  nicht  bestimmt 
zu  unterscheiden  *),  hat  später  durch  die  Beziehung  auf  königliche 
Zuwendungen  zu  einem  technischen  Begriffe  sich  entwickelt  *), 
und  hat  in  dieser  Form  und  durch  die  Verbindung  mit  der  Vassal- 
lität  *)  die  sachenrechtliche  Grundlage  fiir  das  die  privaten  und 
öffentlichen  Rechtsverhältnisse  des  deutschen  Volkes  bis  weit 
hinein  in  die  Neuzeit  beherrschende  Lehenrecht  abgegeben. 
Und  war  auch  die  eigentliche  Domäne  desselben  das  militärische 
oder  staatsrechtliche  Lehen,  so  haben  dieselben  Grundsätze  im 
Laufe  der  Zeiten  auch  Anwendung  und  Übertragung  gefunden 
auf  die  kleinen  und  niederen  Rechtskreise  der  bäuerlichen 
Verhältnisse  “). 

Daneben  ist  auch  die  Überlassung  von  Grundstücken  gegen 
Zins  an  Unfreie  und  Liten  als  niedere  Leiheform  dauernd  in 
Gebrauch  geblieben  *),  und  diese  sogenannten  Zinsgüter  haben 
in  der  wirthschaftliehen  Betriehsform  jener  Zeiten  eine  wesent- 
liche und  bedeutende  Rolle  gespielt'').  Aus  ihnen  hat  sich 
später,  als  mit  der  Ausbildung  eines  Hofrechtes  die  w'enn  auch 
beschränkte  Rechtsfähigkeit  und  Persönlichkeit  der  unfreien  und 


')  vergl.  Waitz,  a.  a.  ü.,  S.  30t. 

’)  vergl.  Waitz,  a.  a.  0.,  S.  299  und  VL  82  gegen  Roth  a.  a.  O., 
S.  144,  Schröder,  a.  a.  O.,  S.  275,  Brunner,  Deutsche  Recbtsgeschichte 
I.  211. 

•)  Roth,  a.  a.  0.,  S.  174  ff.  Schröder  a.  a.  O.,  S.  276. 

*)  Siegel,  Deutsche  Rechtsgesohichte,  S.  188,  Schröder,  S.  152  ff.  etc. 

‘)  vergl.  Lamprecht,  Deutsches  Wirthscbaftslebcn,  I 2,  S.  901  ff., 
der  urkundliche  Belege  für  unzweifelhaft  bäuerliche  Lehen  erst  aus  verhält- 
nismässig später  Zeit  beibringt;  bei  den  älteren  Citaten  scheint  mir  theils 
der  specifiach  lehenrccbtliche,  theils  der  bäuerliche  Character  zweifelhaft. 

‘)  Brunner,  R.-G.  I 209. 

’)  V.  Inama-Sternegg,  W.-G.  I 121  ff. 
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abhängigen  Bevölkerungsklassen  in  greifbarer  Weise  Anerkennung 
fand,  die  Zinsleihe  nach  Hofrecht,  entwickelt,  über  die  uns 
urkundliche  Überlieferungen  mannigfache  Auskunft  geben,  und 
bezüglich  deren  z.  B.  das  Wormser  Statut  des  Bischofs  Burchard 
namentlich  das  Moment  der  Erblichkeit  herrorhebt  und  als  etwas 
Selbstverständliches  voraussetzt  *). 

Die  Zeit  der  Rechtsbücher,  mit  der  sich  die  vorliegende 
Untersuchung  beschäftigt,  kennt  gleichfalls  Landleihen  der  ver- 
schiedensten Art.  Neben  den  grossen  politischen  Landleihen, 
die  in  dem  sorgsam  ausgebildeten  Lehenrechte  ihre  rechtliche 
Regelung  fanden  und  weit  über  das  Gebiet  des  Privatrechtes 
hinaus  eich  zur  Grundlage  des  gesammten  öfientlichen  Rechtes 
erhoben,  war  die  precarische  Leihe  allmählich  immer  mehr  in 
den  Hintergrund  getreten.  Dagegen  hat  für  das  Gebiet  der 
bäuerlichen  und  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse,  die  uns  hier 
besonders  beschäftigen  werden,  die  Leihe  gegen  Zins  mit  bald 
schroffer,  bald  minder  entschiedener  Betonung  einer  persönlichen 
Abhängigkeit  des  Beliehenen,  bald  wieder  ohne  jeden  Hinweis 
auf  solche  persönliche  Beziehungen  in  jener  Zeit  weitverbreitete 
Anwendung  gefunden.  Und  es  lassen  sich  wohl  namentlich  aus 
späterer  Zeit  auch  Spuren  nachweisen,  dass  auch  lehenrechtliche 
Bildungen  auf  das  Leiherecht  dieser  unteren  Volksklassen  über- 
tragen wurden  *). 

Oie  Rechtsbücher  selbst,  die  mit  mehr  oder  weniger  Aus- 
führlichkeit über  solche  zinsbare  und  vererbliche  Landleihen  unter 
verschiedenem  Namen  handeln,  lassen  die  Mannigfaltigkeit  der 
Anwendung  und  der  Ausgestaltung  des  Rechtes  der  Zinsgüter 
deutlich  erkennen  und  legen  die  Vermuthung  nahe,  dass  es  sich 
dabei  um  Rechtsinstitute  handle,  die  nicht  zu  vollendeter  Ent- 
wickelung und  Abgeklärtheit  gelangt  waren , sondern  noch  in 
einem  Werde-  und  Gäbrungsprozesse  sich  befanden. 

So  enthält,  um  nur  das  Prägnanteste  hervorzuheben,  schon 
der  Sachsenspiegel  an  mehreren  Orten  Bestimmungen  über  Zins- 
güter und  ihr  Recht,  und  wenn  auch  die  Einzelangaben  sich 
nicht  zu  einem  vollkommenen  Systeme  zusammenschlicssen,  so 


*)  vergl.  z.  B.  c.  2,  3,  4,  B u.  a. 

•)  vergl.  z.  B.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1.  2,  S.  900  ff. 
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lässt  sich  doch  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  erkennen,  dass  er 
zwei  Kategorien,  nämlich  die  gewöhnlichen  Zinsgüter  und  die 
Erbzinsgüter  unterscheidet  *). 

Beiden  Arten  gemeinsam  sind  zunächst  die  Bestimmungen 
des  Art.  54  des  ersten  Buches  *),  der  neben  anderen  zum  Theil 
processualen  Kcgelungen  die  unter  dem  Namen  Rutscherzius 
bekannte  strenge  Strafe  für  Zinssäumnis  festsetzt,  wonach  der 
nicht  rechtzeitig  bezahlte  Zins  nach  erfolgter  Mahnung  von  Tag 
zu  Tag  sich  verdoppeln  soll  *).  Von  Interesse  ist  auch  das 
privilegirte  Pfandrecht,  welches  dem  Zinsherrn  für  seine  Zins- 
forderung am  Gute  zusteht  *).  Speciell  der  Zeitleihe  gelten  vor- 
nehmlich die  Normen  über  die  Kündigungsfristen  für  Leiheherrn 
und  Beliehenen  *)  und  die  Regelung  der  Reehte  und  Pflichten 
des  Erben  des  Verpächters,  der  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  stirbt"). 
Vorwiegend  hierher  gehört  auch,  wenigstens  der  practischen 
Anwendung  nach,  die  Bestimmung  über  die  Frage,  welche  mit 
dem  Grund  und  Boden  in  Verbindung  gebrachte  Baulichkeiten 


')  vorf[l.  I Art.  h4  § n.  Nen  tinsman  ne  mut  ok  Btengriive  noch  lem- 
prruve  (fraven  ane  sines  herren  orlof  ....  uppe  sime  tinsgudo,  it  no  si  sin 
erve  tinsgut;  II  Art.  59  § 1.  tins  man,  . . . die  to'me  gude  nicht  geboren  is. 

’)  Die  OloBse  bezieht  es  aut'  Zinslente,  die  zu  den  Qiitem  allzeit  gehören. 

*)  $ Ö.  Bcweisregeln  für  Streitigkeiten  über  die  Zinszahlung. 

*)  § 3.  Sve  sinen  tins  to  rechten  tagen  nicht  ne  gilt,  tvigelde  aal  he 
in  geven  des  anderen  dages,  unde  alle  dage  also,  de  wilu  he  ine  under  ime 
bevet,  deste  ime  die  herre  mit  rechten  ordelen  volge,  unde  ime  to  sinemo 
huse  esche;  wende  man  n'is  nicht  plichtich  sinen  tins  boten  sin  hus  to  gevene. 

‘)  § 4.  Die  Herre  mut  wol  panden  uppe  sine  gute  umnie  sin  geld,  dat 
man  ime  von  sime  gude  gelovet  bebbet,  ane  sines  riebteres  orlof.  vergl. 
dazu  I,  58,  § 8. 

*)  11,  .59  § 1.  Wel  en  herre  wiscii  sinen  tinsman  von  sinem  gude  die 
to’me  gude  nicht  geborn  is,  dat  sal  he  Ime  kündegen  to  licbtmissen.  Dit 
Bcive  sal  die  mau  dun,  of  hc’t  laud  laten  wel. 

^ m,  77  § l.  Dut  en  man  sin  laut  beseiet  ut  to  tinse  oder  to  plege 
to  besccidcnen  jaren,  dat  maii't  ime  weder  beseiet  late;  to  svelkcr  tict  he 
binnen  den  jaren  stirft,  man  sal't  den  erven  beseiet  weder  laten,  wende  he 
is  in  nicht  lenger  geweren  ne  mochte*  wen  die  wilc  dat  he  lovede.  S 2.  Die 
erven  seien  ok  von  der  sat  sogedanen  tins  oder  plege  geven  jeneme,  au  den 
it  gut  gehöret,  als  man  jenonic  solde,  die  it  ut  dedc;  wende  it  sines  selves 
pluch  nicht  ne  beging  do  he  starf. 
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und  Pertinenzen  der  scheidende  Zinsruann  mit  sich  von  dem 
Gute  führen  und  welche  er  gegen  Ersatz  des  Werthes  auf  dem 
Gute  lassen  müsse  *). 

Bezüglich  der  Erbzinsgüter  stellt  zunächst  Art.  21  des 
zweiten  Buches  im  allgemeinen  den  Grundsatz  auf,  dass  im 
Erbgang  das  Grundstück  und  die  darauf  errichteten  Gebäude 
gleichmässig  und  ungetheilt  an  die  ’erven  uppe  tinsgude“  gelangen 
sollen*).  Einer  besonderen  Art  von  Erbzinsgütern  gedenkt  end- 
lich noch  der  Art.  79  des  dritten  Buches,  nämlich  der  Bauerngüter 
in  neu  gegründeten  Dörfern.  Solchen  Colonistenbauem  soll  der 
Dorfherr  Erbzinsreoht  gewähren  können,  wenn  sie  auch  nicht 
zu  dem  Gute  geboren  sind  *). 

Auch  sonst  enthält  der  Sachsenspiegel  in  beiden  Theilen  *) 
manchen  Hinweis  auf  Zinsgüter  und  Zinsleutc,  und  wenn  wir, 
wie  schon  eingangs  bemerkt,  aus  diesen  einzelnen  abgerissenen 
Bestimmungen  vielleicht  noch  keinen  vollen  Einblick  in  das 


')  II,  äS.  Svat  die  man  buvet  uppe  vremedem  gude,  dar  he  tins  af  gevet, 
dat  raut  he  vrol  afbreken,  of  he  danuen  veret,  unde  sin  erve  na  sime  dode, 
ane  den  tun  Tore  unde  hindene  uude  dat  hus  unde  den  mes ; dat  sal  die 
herro  losen  na  der  hure  köre.  Ne  dat  he’s  nicht,  he  vort  dat  ene  mit  dem 
anderen  wech. 

*)  Die  tinsmau,  sve  he  si,  die  erft  sin  gebu  uppe  sinen  erven  uppe  tins- 
gude, it  ne  si  en  man  von  ridderes  art,  die't  sime  wive  to  morgen  gave 
hebbe  gegeven.  Die  entgegengesetzte  Erklärung  dieSchilter.  Praxis  juris 
romani  in  foro  germanico  Frankfurt  1733,  Exoroitatio  ad  Pandektas  XLV 
§ 35  n.  36  und  mit  ihm  andere  annehraeu,  erscheint  mir  mit  Hücksicht  auf 
den  Zusammenhang  mit  den  §§  2,  3 und  4 des  gleichen  Artikels,  in  welchen 
analoge  Fälle  in  der  im  Texte  angegebenen  Weise  behandelt  werden  und  die 
Wortfassung  keinen  Zweifel  aufkommen  lässt,  dass  in  allen  vier  §§  Gleich- 
artiges gesagt  sein  will,  unmöglich.  Die  Bedenken,  die  man  aus  der  Glosse: 
„Die  beginnet  er  zu  setzen,  das  das  Gebew  sol  bleiben  bei  der  stadtj  das  sagt  er 
darumb,  das  alle  Dorfgew  erbe  sind.  Darumb  erbet  er'a  auf  seine  erben,  er 
sey  wer  er  sey,  das  ist,  er  gehör  zu  dem  ziusgut  oder  nicht“  vielleicht  er- 
hoben werden  könnten,  verschwinden  und  finden  ihre  Erklärung  aus  der 
Glosse  zu  II  .59,  welche  besagt,  dass  in  der  Mark  die  I lauern,  obwohl  sie 
nicht  zum  Gute  geboren  sind  „Erb  am  Zinsgut“  haben,  „und  mögen 
cs  lassen  wem  sic  wollen“.  Dieses  Recht  steht  sonst  nur  den  zum  Zinsgute 
Geborenen  zu. 

“)  § 1.  Svar  gebure  cn  nie  dorp  besettet  vou  wilder  wortelen,  den 
mach  des  dorpes  herre  wol  geven  orvetinsrecht  an  demo  gude,  al  ne  sin  sie 
to  deme  gude  nicht  geboren. 

*)  vcrgl.  z.  ß.  Landrecht  III  76  § 3 Lehenreeht  Art.  60,  63,  73. 
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Zinsgüterrecht  jener  Zeit  gewinnen  können,  so  können  wir  doch 
aus  all  den  Einzelheiten  entnehmen,  wie  geläufig  ein  solches 
tiUterleiherecht  der  damaligen  Zeit  und  speciell  auch  dem  Land- 
rechte gewesen  ist,  wenn  für  den  Verfasser  des  sächsischen 
Rechtsbnehes  so  oft  Veranlassung  war,  auf  diese  Fragen  zurück- 
zukommen — des  Hofrechtes  ganz  zu  geschweigen,  dessen  Mannig- 
faltigkeit im  Einzelnen,  wie  Eike  von  Repgow  angibt,  ihn  von 
der  Schilderung  desselben  gänzlich  abhielt  ’). 

Die  iin  unmittelbaren  Anschluss  an  den  Sachsenspiegel  ent- 
standenen Rechtsbücher,  wie  namentlich  der  Spiegel  deutscher 
Leute*)  und  der  sogenannte  Schwabenspiegel  '),  stehen  in  ihren 
Bestimmungen  über  das  Recht  an  Zinsgütem  fast  völlig  auf  dem 
gleichen  Standpunkte  wie  ihre  Vorlage.  Es  sei  hier  nur  der 
näheren  Ausführung  gedacht,  welche  das  Recht  des  „Rutscher- 
zinses“ schon  im  Spiegel  deutscher  Leute  *)  dahin  gefunden  hat, 
dass  dem  Zinsgläubiger,  sobald  die  Zinsschuld  durch  ihr  straf- 
weises Anwachsen  den  Wert  des  Zinsgutes  erreicht  hafte,  die 
Befugnis  zugcsprochen  wird,  das  Gut  unter  Mitwirkung  des  Ge- 
richtes sich  anzueignen,  sich  desselben  zu  „unterwinden“. 

Mehr  Interesse  bieten  die  Angaben,  welche  der  Glosse  zum 
Sachsenspiegel  über  unsere  Frage  zu  entnehmen  sind,  wenn  auch 
ihre  Ausführungen  für  die  Beurtheilung  des  ursprünglichen 
Characters  der  Rechtsinstitute  insofeme  mit  etwas  Vorsicht 
aufgenommen  werden  müssen,  als  in  ihr  die  jener  Zeit  eigene 


')  Ssp.  Lchenrecht  Art.  63  § 1 Svelk.  gut  deine  manne  ane  manschap 
gelegen  wert,  dat  nc  bet  uen  recht  len,  alsodat  gut  dat  die  herre  sime 
dienst  manno  liet  ane  maiiscap  to  lioverechte,  dar  sol  he  hovoreehte» 
af  plegen  unde  nicht  len  rechtes.  Na  hoverecht  tal  jowelk  dienstmaiin  ge- 
boren drüszte  sin  oder  schenke  oder  marscalk  oder  kemerere.  § 2.  Durch 
die  mannichvalde  tveunge  irs  rechtes  so  ne  spreche  ik  von  irmo  rechte 
nicht  vorbat,  wen  neder  jewelke  me  bischupe  unde  abbede  unde  cbbedischen 
seget  in  die  dienstmanno  sündcriik  recht  to.  Ähnlich  Landrecht  UI  42  § 2. 

’)  vergl.  Landrecht  Art.  7.5,  122,  123,  153,  174.  .345,  Lehenrecht  169,  17U, 
171,  175,  263,  264  u.  a. 

*)  vergl.  Art.  83,  84,  149,  150,  1.55,  187,  217,  u.  a.  iLassbergl. 

*)  Art.  75  .Swer  zins  von  gut  sol  geben,  niht  von  fahrendem  gute,  der 
sol  io  geben  auf  den  tag,  als  ira  geschaiden  wirt,  so  man  im  das  gut  leihet, 
und  geit  er  im  den  zins  des  Tages  niht,  er  sol  in  geben  zwivaltig  des  anderen 
tages,  uud  alle  tage  als  vil,  die  weil  er  den  Zins  innc  hat;  und  als  des 
Zinses  als  vil  wirt,  als  das  gut  werde  ist,  so  sol  der  herre  sich  des  gutes 
unterwinden  mit  des  richters  poten  Ebenso  Schwabeuspiegel  (Lassberg) 
Art.  84,  (Gengier  69). 


Digitized  by  Google 


8 


romanisirende  Tendenz  allüberall  zum  Ausdrucke  gekommen  ist, 
die  in  dem  Bestreben,  die  überkommenen  Beohtsverbältnisse 
in  eine  der  wenigen  römischen  Kategorien  einzuzwängen,  nicht 
selten  eine  Trübung  von  deren  ursprünglichem  Gehalte  bewirkt 
hat.  Speciell  über  die  verschiedenen  Arten  der  Zinsgüter 
finden  eich  in  der  Glosse  mehrere,  nicht  in  allem  völlig  über- 
einstimmende Angaben;  so  erläutert  eie  zu  Art.  76  des  3.  Buches: 
’zinsgut  ist  auch  zweierlei,  das  ist,  es  kömpt  auch  den  leuten 
zweierlei  weise  zu.  Entweder  wird  einem  von  erbe  oder  von 
gab.  Den  es  von  erbe  wird,  die  sollen  darzu  geborn  sein  und 
die  mag  man  von  dem  gut  nicht  geweisen  . . . . ‘)  zum  andern 
mal , so  wirt  es  in , so  man  es  in  mit  zinsrecht  gibt'  ').  Hiezu 
bestimmt  dann  mit  besonderer  Kücksicht  auf  die  märkisch  - bäuer- 
lichen Verhältnisse  die  Glosse  zu  Art.  79,  nachdem  sie  den 
Gegensatz  von  Zinsgut,  Eigen,  Erbe  und  Lehen  betont  hat:  ’Nu 
merk  hie  auch  das  zinsgut  ist  zweierley.  Das  ein  ist,  das  man 
nicht  verkeuffen  mag,  das  haben  die  Lassen,  die  sind  darzu  ge- 
boren . . . Diese  sind  schier  als  vil  als  eigen  . . . Diese  heissen 
pfleghaften.  Die  anderen  die  zinsgut  haben,  das  sind  alle  Gebawer, 
die  erben  das  gut,  das  über  iren  zins  ist,  auf  iren  nechsten 
und  verkeuffen  es  wem  si  wollen,  also  das  ei  es  iren  Herren  von 
ersten  zu  kauffe  anbieten.  Das  si  an  dem  gut  haben,  das  heisst 
die  besserung,  davon  sich  das  gut  von  irer  arbeit  gebessert  hat. 
Und  diese  heissen  Landtsessen,  das  ist  arbeitend  gebawern  . . 
Mit  diesen  Festsetzungen  in  Uebereinstimmung  stehen  die  Er- 
klärungen am  Ende  der  Besprechung  des  Art.  59  des  2.  Buches  *). 

Ist  hier  schon  das  persönliche  (Standes-)  Verhältnis  berührt,  so 
gibt  die  Frage,  ob  Bittersleute  Pachtgüter  besitzen  sollen,  — eine 
Möglichkeit,  die  an  einer  Stelle  des  Sachsenspiegels  vorausgesetzt 
wird*),  — dem  Glossator  Veranlassung,  den  statusrechtlichen  Ein- 
fluss der  Beleihung  zu  besprechen  und  auch  mit  Rücksicht  auf  dieses 
Moment  eine  Scheidung  der  Zinsgüter  in  zwei  Arten  anzugeben. 


■)  Hinweis  auf  Art.  21  des  2.  ßuebes  und  romanistische  Belege. 

*)  Hinweis  aof  Art.  79  des  3.  Buches  und  romanistische  Belege. 

*)  Hie  wisse,  dass  man  zu  dem  gut  nit  geboren  wird,  daran  scheidet 
Sachsen-Recht  und  Harkes-Kecht.  Denn  wer  in  Sachsen-Recht  zu  Zinsgut 
geboren  ist,  der  heisst  ein  Lass,  der  mag  sich  des  gutes  nicht  (on  des  herren 

willen)  verzeihen Mit  uns  aber  (das  ist,  in  der  Mark)  haben  die 

gebawer  Erb  an  Zinsgut  . , , und  mügen  es  lassen,  wem  si  wollen. 

•)  U.  Art.  21  § 1,  (2). 
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Im  Ganzen  hält  die  Glosse  daran  fest,  dass  die  Uebernahme 
eines  Pachtgutes  mit  der  Ritterbürtigkeit  nicht  vereinbar  sei  '), 
doch  führt  sie  anderwärts*)  aus:  ’zinsgut  ist  zweierley.  £tlich 
gut  hat  auff  im  zins,  denselben  hat  der  Besitzer  villeicht  zu 
leben,  den  roUgen  die  Ritter  wol  haben  ....  Das  ander  zins- 
gut, da  man  einem  andern  zins  von  gibt,  das  sollen  von  Recht 
die  Ritter  nicht  haben’.  Es  ist  vielleicht  nicht  unbegründet,  hinter 
diesem  Bestreben  des  Glossators,  einen  Ausweg  gegenüber  dem 
strengen  Rechte  zu  suchen,  und  hinter  seinen  Worten,  die  Ritter 
sollen  von  Rechtswegen  solche  Zinsgüter  nicht  besitzen,  zu  ver- 
muthen,  dass  er  Ausnahmen  von  der  alten  Regel  im  Leben  seiner 
Zeit  t hatsächlich  begegnet  sei  und  dafür  eine  juristische 
Erklärung  habe  finden  und  angeben  wollen. 

Ähnliche,  zum  Theile  freilich  auch  abweichende  *)  Bestim- 
mungen, wie  sie  die  Spiegel  enthalten,  finden  sich  mit  mehr  oder 
weniger  Ausführlichkeit  in  allen  Rechtsbüchern  jener  Zeit. 

Vielleicht  der  reichhaltigste  und  detaillierteste  Bericht  über 
erbliche  Zinsleihen,  welcher  in  den  Rechtsbüchem  des  Mittel- 
alters Aufnahme  gefunden,  liegt  uns  aber  in  dem  Wiener  Stadt- 
rechts- oder  Weichbildbuche  vor,  u.  zw.  sind  es  zwei  scharf  aus- 
geprägte Grundtypen,  die  darin  ihre  Regelung  finden,  das  Berg- 
recht (perchtrecht)  als  die  Erbleihe,  welche  an  Weinbergen  ge- 
bräuchlich war  und  im  Anschlüsse  an  die  Weinbergverfassung  sich 
entwickelt  batte,  und  dem  gegenüber  das  Burgrecht  (purkrecht) 
als  die  Erbleihe  des  städtischen  Rechtes. 

Was  zunächst  das  Erstere  anlangt,  so  lassen  die  sorgfältigen 
und  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  I*flicht  zur  Bebauung  des 


')  vergl.  Gloue  zu  U.  59.  Wer  auff  gemieteni  gut  sitzt,  der  sol  nicht 
•ein  von  Ritters  art,  denn  er  verlenrt  sein  ritterschaft  damit;  denn 
er  nimmt  den  zu  einem  heim,  der  es  im  thut.  Und  das  sagt  dieser  artikel 
hie,  da  er  sagt:  Wil  ein  Herr  seinen  Zinsmann  etc. ; als  oh  er  sprech;  der 
die  Zinsgüter  nimpt,  der  wird  jenes  zinsman,  und  der,  des  das  gut  ist,  der 
wird  sein  herr.  Hie  wisse,  dass  dieser  ist  schnöder,  denn  ob  er  sein  Leben- 
mann were.  Denn  umb  Lehen  Hirt  er  die  wapen  und  bleibt  bei  Ritterschaft. 
Und  um  Zinsgut  verzeihet  er  sich  der  Ritterschaft  und  wirt  ein  gebawer. 
*)  zu  Art.  31  des  II.  Buches. 

')  vergl.  insb.  das  Kaiserrecht,  das  z.  B.  besonders  strenge  Bestimmung 
für  die  mora  bei  Zinszahlungen  und  sonst  verschiedene  Uoditication  enthält, 
vergl. (Ausgabe  von  Hndemann)  cap.  IKI,  101, 111,  112,  113.  Bemerkenswerth 
ist  auch  die  Sobeidung  von  Gütern  in  ,eygen  gut*  und  ,gut  da  man  zu  dinge 
von  gen  mnz.‘ 
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Weingartens  '),  sowie  zuin  Besuche  des  Bergtaidinge  und  Uber 
das  Verfahren  auf  demselben  *),  endlich  über  die  Ausschliesslioh- 
keit  seiner  Oompetenz  *)  in  allen  Bergrechtsangelegenheiten  an 
der  streng  genossenschaftlichen  Vereinigung  der  Weinbergbesitzer 
keinen  Zweifel  aufkommen.  Und  ebenso  sprechen  die  stricten 
Festsetzungen  über  die  Zehentleistungen  *),  die  bezüglichen  Ver- 
pflichtungen und  Bechte  der  Weinbauern  einerseits  und  des 
Bergmeisters  und  Zehentuers  andererseits,  desgleichen  die  Regelung 
der  Rechte  und  Privilegien  des  Weinhüters  •)  u.  a.  m.  für  die  Ein- 

')  Wiener  Stadtrechtsbueb  (Ausgabe  von  Scbuster)Art.  128.  ’Werain 
Weingarten  bat,  und  laot  den  liegen  ungepaut  iar  und  tag,  also  das  er  in  nit 
begreifet  mit  messer  noch  mit  hauen,  und  auch  dem  perkmaister  sein  perk- 
recht  als  lang  auch  nicht  gegeben  hat',  so  sollen  drei  Taidinge  abgewartet 
werden,  'also  das  er  zu  dem  dritten  mal  oder  eetaiding  nicht  für  chumbt, 
so  sol  man  denselben  Weingarten  zu  reis  sagen,  und  sol  in  der  pergmoister 

ziechen  in  sein  gewalt  lediglich Wer  also  ein  perkrecht  verderben 

wolt,  des  sol  der  pergmaister  noch  die  perggenossen  nicht  gestatten.  Wer 
aber  von  rechter  armuet  sein  pergrecht  lies  liegen,  . , . ungepauen,  da 
gehört  gnad  über,  oder  in  hais  cs  der  perg^eister  verkaufen.' 

’)  Art  111.  Wer  perchtrecht  hat  der  sol  sueeben  die  taiding  die  der- 
selb  percht  mit  altem  recht  hat  hcrpracht,  in  dem  das  recht  leit,  und  schol 
da  geben  sein  vogtphennig  oder  recht  .... 

')  Art.  112  und  11b. 

*)  Art.  112.  Allen  perchtrecht  habeut  das  recht,  daz  man  seu  nindert 
verantwurten  sohol,  denn  in  rechtem  perchtaiding.  Wer  darüber  ansprachiges 
perchtrecht  bat,  der  schol  daz  nindert  verantwurten,  denn  in  rechtem  taiding 
als  nu  percbrechtes  recht  ist. 

Art.  114.  Wer  sein  zechent  ze  rechter  Zeit  nicht  geit,  dem  verpeut 
man  sein  pau  wol  mit  recht,  untz  daz  er  aller  ding  abdingt  mit  phenning 
oder  mit  wein.  £s  schol  auch  chain  zechentner  nieniant  höcher  treiwen, 
denn,  waz  er  pci  seinen  treun  geit.  Wil  der  zechentner  mer,  denu  er  ze 
recht  schol,  so  schol  der  ander  waigein  für  geriebt  und  schol  daz  bewären 
mit  seinen  treun,  ob  er  es  nicht  gelauben  wil,  as  er  all  sein  wein  recht  ver- 
zechet habe  und  sei  damit  ledig  ....  Feut  man  dor  über  ein  zechentner 
oder  ein  pergmaister  an  allen  seinen  zechent  oder  perchrecht,  daz  schol  er 
nemen  mit  rechten  mazz,  die  gemercht  ist  mit  dem  marich,  der  bam  vor  sand 
Michel  ....  Ist  awer  daz  ein  zechentner  sein  zechent  let  sten  in  einer 
prezz,  darnach,  und  man  in  ze  rechter  Zeit  anpeut,  es  sei  vor  lazheit  oder 
vor  andern  vergezzunden  dingen,  so  schol  der  perchtgenazze  denselben  zechent 
giezzeu  in  ein  raincs  vas  und  schol  in  schon  dechen  und  lazz  in  dar  inne 
sten,  als  lang  unz  in  der  zcchenter  nem.  Chumt  er  darnach  nicht,  waz  dem 
wein  dann  gesohiccht,  daz  mues  der  zechenter  der  schaden  haben. 

*)  Art.  114.  Wenn  der  Weinhüter  um  seinen  Lohu  klagen  muss  und 
ihn  erst  daraufhin  erlangt,  so  soll  er  den  doppelten  Betrag,  und  der  Riubter 
oder  Bergmeister  72  Pfennig  Gewette  erhalten. 
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heitlichkeit  der  Ordnung,  zu  welcher  die  bergrechtlichen  Ange- 
legenheiten in  der  Zeit  der  Entetehung  dee  Stadtrechtebuches 
bereite  gelangt  waren. 

Bezüglich  der  eigentlich  leiherechtlichen  Fragen,  die  es  ebenso 
einheitlich  löst,  setzt  das  Stadtrechtsbuch  voraus,  dass  der  Grund 
und  Boden  von  einem  Bergherrn  ’)  gegen  Zins  an  die  eigent- 
lichen Weinbauern  überlassen  ist,  denen  daran  ein  unzweifelhaft 
vererbliches  Recht  zusteht.  Das  Recht  der  Veräusserung  *)  ist 
abhängig  gemacht  von  des  Bergmeisters  Wissen  und  Mitwirkung, 
indem  jede  auf  andere  Weise  durchgeführte  Veräusserung  oder 
Verpfändung  mit  Ausnahme  der  unentgeltlichen  ")  Zuwendungen 
(zue  steur  oder  sunst  ze  lieb)  an  die  Descendenz  des  Besitzers 
ohne  die  Intervention  des  Bergmeisters  wirkungslos  sein  soll*).  Die 
Zinsuug,  die  für  gewöhnlich  als  Naturalabgabe  gedacht  ist,  und 
für  die  gleichfalls  der  Name  perchtrecht  gebraucht  wird,  soll  zu 
rechter  Zeit  als  Most  abgeliefert  werden  *)  oder,  wenn  dies  ver- 
säumt wird,  zu  St.  Martin  ’aus  dem  vazze‘.  Bleibt  sie  auch 
hier  aus,  so  soll  sie  der  Bauer  am  nächsten  Taiding  'mit  zwispilt 
geben  und  fürbas  immer  zwispil  von  ainem  perchtaiding 
untz  auf  das  ander,  als  lang,  untz  daz  der  weingart  nicht 
theurer  sei*.  Dann  sollen  vier  Berggenossen  den  Weingarten 
schätzen  und,  wenn  dessen  Werth  durch  die  Zinsschuld 
schon  übertroffen  wird,  'so  ziech  (der  Bergmeister)  den  Wein- 
garten in  sein  gewalt,  und  behalt  in  nach  Satzung  untz  auf 
das  nächst  taiding*.  Bis  dahin  mag  er  immer  ’ob  er  welle,  wan 
das  stet  in  seinen  genaden*  dem  säumigen  Zinsmann  den  Wein- 
garten wieder  eiuräumen,  danach  aber  soll  er  lediglich  nach 
seinem  Vortheil  darüber  verfügen  Ein  ähnliches  Verfahren 
sollte  gelten,  wenn  das  ,, Bergrecht**  in  einen  Geldzins  umge- 
wandelt wurde,  und  zwar  sollte,  wenn  niclit  gelegentlich  dieser  Um- 
wandlung anderes  bestimmt  wurde,  auch  diese  die  Naturalabgabe 

•)  Art.  113.  116. 

*)  Art.  116  u.  120.  8.  unten  .S.  1.3.  Anm.  2. 

')  Art.  116.  £s  mag  auch  ein  vater  oder  ein  mueter  chainem  irem 
ebind  einen  Weingarten  versetzen  oder  verchaufen  an  des  pergmaisten  wizzeu, 
daz  ui  icht  kraft  müg  gclutbeii,  awer  nmb  sunst  ....  mag  ein  vater  oder 
ein  mueter  seinem  chind  gar  wol  geben  purchtrecht  oder  perebtreoht  an 
ir  paider  wizzen  purchtborren  und  perchthorren. 

*)  Art.  116.  Wer  sein  perebtreebt  verchaufen  wil,  der  scbol  daz  tuen 
mit  seines  perigmaister  wi/zen,  und  auch  mit  seiner  baut,  oder  es  hat  ebain 
chraft, 

*)  Art.  113. 
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ersetzende  Geldschuld  von  Taiding  zu  Taiding,  nicht  aber  etwa 
wie  der  Rutscherzins  des  Sachsen-  und  Schwabenspiegels  *)  von 
Tag  zu  Tag  sich  verdoppeln. 

Diesem  regelrechten  Verfahren  gegenüber  wurde  die  her- 
gebrachte Gewohnheit  des  Bergherrn,  den  säumigen  Weinberg- 
besitzer in  der  Bebauung  seines  Grundes  zu  hindern,  als  unrecht 
verworfen.  Und  auch  noch  in  anderer  Beziehung  wurde  das 
Recht  und  Interesse  des  abgabepflichtigen  Weinbauern  sicher 
gestellt:  die  mora  accipiendi  des  Bergherrn  sollte  ihm,  wenn  er 
nur  gewisse  Cautelen  beobachtete,  keinen  Nachtheil  bringen  *). 

Nur  nebenbei  sei  hier  bemerkt,  dass  diese  bergrechtliche 
Leihe,  wie  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  das  ältere  österreichische 
Urkundenmaterial  klar  stellt,  schon  mehr  als  ein  Jahrhundert 
vor  der  Entstehung  des  Rechtsbuches  als  ein  gebräuchliehes,  wenn 
auch  damals  vielleicht  nicht  so  entwickeltes  Rechtsinstitut  nach- 
weisbar ist  ®). 

Ebenso  klar  und  rechtlich  nur  noch  vollkommener  durch- 
gebildet sind  die  Bestimmungen  des  gleichen  Rechtsbuches  über 
die  städtische  Erbleihe,  das  jus  civile  oder  Burgrecht  *),  das  trotz 
seines  auf  das  städtische  Recht  verweisenden  Namens  freilich  auch 
ausserhalb  des  Weichbildes  vielfach  Anwendung  fand  *). 

Daraufhin  weist  schon  die  Definition  des  Art.  119:  (purkrecht) 
sind  heuscr,  tischstet,  flcischpenk,  protpenk,  hofstet,  und  was 


')  vergl.  oben  S.  ä Anni.  4 und  S.  7 Aura.  4. 

')  Art  113.  Ist  Bwer,  daz  ein  man  seinem  perchlherren  anpeutet  sein 
perchtrecht  zue  rechter  zeit,  und  let  cs  der  pergmaistcr  vor  lazbeit  dornach 
do  sten,  als  lang  daz  das  perkrecht  dann  ze  leid  wirt  und  wil  den  pcrcht- 
genazzen  darnach  nicht  ansprechen  umb  dasselb  perchtrecht,  mag  der  porg- 
genazze  daz  pringen  mit  zwain  erbern  mannen,  daz  er  ins  ze  rechter  zeit  hab 
angepoten,  und  es  darüber  hat  lazzen  sten,  was  dem  perkrecht  dann  geachechen 
ist,  do  ist  der  pcrchtgenazz  unschuldig  an,  und  raues  der  pergmaister  den 
schaden  haben. 

’)  vergl.  z.  B.  Zahn,  Steirisches  U.  ß.  I c.  114fi,  229;  1150,  831;  1165, 
489  ad  montis  iusticiam,  id  est,  ut  de  singulis  vineis  una  urna  vini  . . . 
annuatim  persolvatur  u.  viele  andere. 

*)  vergl.  darüber  insbes.  fr.  von  Hess  in  den  Sitzungsberichten  der 
Wiener  k.  Academie  18ö3,  11.  Bd.,  8.  761  ff.  und  Bruder,  Finanzpolitik 
Herzog  Rudolf  IV.  p.  15  ff. 

“)  vergl.  die  Bestimmungen  über  richterliche  Competenz  in  Art.  119, 
die  ausdrücklich  von  dem  ’purkrecht  draussen  in  dom  gcu‘  sprechen,  ansser- 
dem  die  zahlreichen  ländlichen  Borgrechtsurkunden  z.  B.  in  Haoswirth's 
Urkundenbuch  der  Bcnedictincrabtei  unserer  lieben  Frau  zu  den  Schotten 
(fontea  rerum  Austriacarum  II.  18). 
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darzu  gehört,  darnach  inülen,  pauingarten  und  werd,  wiamad, 
ccker,  krautgarten,  und  mairhof,  und  phenning  gelt,  wo  daa  leit 
auf  der  erb  ainein,  wonach  als  Object  des  Burgrechtes  unzweifel- 
haft neben  städtischen  liegendem  Gut  auch  nicht  städtische 
Grundstücke,  ja  man  darf  wohl  sagen,  jede  Art  von  Immobilien 
mit  Ausnahme  der  dem  Bergrechte  unterworfenen  Weingärten 
aufgezählt  wurden.  Dass  neben  diesen  realen  Objecten  auch 
Zinsungen  genannt  sind , durfte  nicht  so  sehr  daher  kommen, 
dass  damals  auch  Rentenrechtc  als  Object  weiterer  Verleihungen 
zu  Zinsrecht  dienten,  sondern  vielmehr  darin  seinen  Grund  haben, 
dass  der  Name  purkrecht  für  die  Zinsungen  selbst  ebenso  wie 
für  die  Zinsgüter  üblich  war,  uud  ein  ungenauer  Sprachgebrauch 
objective  und  subjective  Bedeutung  nicht  auseinander  hielt. 

Oie  wesentlichen  Bestimmungen  über  das  Burgrecht  stimmen 
mit  den  bergrechtlichen  Festsetzungen  völlig  überein.  Aueh  hier 
setzt  das  Weichbildbuch  ursprünglich  ein  leiherechtliches  Verhältnis 
voraus,  das  von  dem  als  Burg-  oder  Grundherrn  bezeichneten 
Eigenthiimer  des  geliehenen  Gutes  seinen  Ausgang  nimmt.  So 
ist  denn  auch  des  Grundherrn  Vermittelung  und  Mitwirkung  nach 
demRechte  desWeichbildbuches')  zu  Übertragungen  des  Leihegutes 
noch  nothwendig,  so'  zwar,  dass  jede  ohne  solche  Intervention  voll- 
zogene Übereignung  dem  Grundherrn  nach  Jahr  und  Tag  das 
ünterwindungsrecht  gibt'*).  Die  Competenz  für  Burgrechtsstreitig- 
keiten in  der  Stadt  und  zwischen  Wiener  Bürgern*)  steht  allerdings 
dem  Stadtrichter  zu,  ist  aber  für  alle  Burgrechtsangelegenheiten 


’)  dass  es  bald  anders  wurde,  dazu  vergl.  Freih.  v.  Hormayr  Ue- 
•chiebte  Wieu’s  ö.  Bd.  Urk  142  vom  2.  Au^st  1360,  Schuster  in  der 
Einl.  p.  29. 

•)  Art.  (116)  120.  Wer  ein  perebtrecht  oder  ein  purehtrecht  chaufet 
der  scbol  daz  aufnemen  und  enphachen  von  dem  gmntherrn  oder  von  dem 
perchtherrn  ....  Vor  denselben  mag  man  wol  versetzen  oder  vercbaul'en 
purehtrecht  und  perebtrecht  Swer  darüber  ein  purehtrecht  oder  ein  percht- 
recht  chaul'et  und  nicht  cnphecht  nach  aufnimmt  von  dem,  und  er  ze  recht 
•chol,  inner  jar  und  inner  tag,  der  hat  alles  sein  recht  daran  verlorn,  und 
zeucht  eich  der  purchtherre  oder  der  perchtherre  mit  recht  darzue. 

*)  Art.  119.  Was  purkrechts  gelegen  ist  in  der  stat  und  aussen  umb 
die  stat,  das  man  Verlosung  und  verstreuret  mit  der  stat,  das  sol  man  ver- 
antwurten  vor  dem  statriebter.  . . . Hat  ein  purger  ein  purkreoht  draussen 
in  dem  geu,  es  sei  auf  ekern,  oder  auf  wismad,  und  das  ein  ander  purger 
von  im  hat,  der  auch  hie  zu  wienn  ist  in  der  stat  gesessen,  versitzt  der 
selb  purger  sein  purkrecht  also,  daz  er  es  zu  dem  rechten  tag  nicht  engeit, 
den  sol  ntan  auch  clagen  vor  dem  statrichter. 
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auf  dem  Lande  noch  dem  Burgherrn  gewahrt’);  desgleichen 
unbedingt  denjenigen  Burgherren,  die  mit  eigener  Gerichtsbarkeit 
ausgestattct  sind  ’). 

Die  Vorschriften  über  die  Zahlung  des  Zinses,  für  welchen 
gleichfalls  die  Worte  gruntrecht,  purkrecbt  gebräuchlich  sind, 
und  die  Anordnungen  über  die  Folgen  der  Zinssäumnis  sind  den 
Bestimmungen  über  das  Bergrecht  ganz  analog  gestaltet,  nur 
sind  hier  die  Fristen  für  die  Verdoppelung  der  ursprünglichen 
Schuldigkeit  nicht  wie  nach  Bergrecht  von  Taiding  zu  Taiding 
festgesetzt,  sondern  in  anderer  Weise  geregelt  •).  Der  Burgherr 
soll  den  Säumigen  zuerst  'durch  vier  taiding  nach  der  stat  recht 
klagen*.  Bis  dahin  kann  dieser  jederzeit  durch  den  Erlag  des 
doppelten  Betrages  seiner  ursprünglichen'  Schuld  sich  befreien ; ver- 
streicht auch  der  vierte  Gerichtstag,  so  ’sol  man  darnach  dem  purk- 
herrn  ertailen  zwispild  seines  purk  rechtes  zu  vierzehen  tagen*,  und 
soll  der  Burgherr  befugt  sein,  nach  Ablauf  dieser  Frist  sich  vom 
Gerichte  eine  neue  gleich  lange  ertheilen  zu  lassen,  nach  welcher 
die  Schuld  sich  wieder  verdopple,  bis  sie  endlich  den  Werth  des 
Gutes  erreicht.  Das  sodann  eingeleitete  Verfahren,  das  mit  der 
Unterwindung  des  Gutes  endet,  schliesst  sich  den  bezüglichen 
Bestimmungen  über  Bergrechtzinse  vollständig  an. 

Desgleichen  ist  die  Regelung  über  die  Folgen  der  mora 
accipiendi  für  Burgp-echt  sowie  Bergrecht  ziemlich  gleichartig, 
nur  geht  hier  das  Bestreben , den  Zinspflichtigen  vor  Willkürs- 
acten  seines  Herrn  zu  schützen,  besonders  weit.  Es  ist  nemlich 
die  Zulässigkeit  eines  gerichtlichen  Erlages  mit  voller  Rechts- 
wirkung ausdrücklich  ausgesprochen;  ja  es  sollen  sogar  in  einem 
solchen  Falle,  wenn  der  Burgherr  wegen  derlei  Streitigkeiten 
seine  Mitwirkung  bei  Veräusserungsgeschäften  verweigern  wollte. 


*)  Art.  119.  Was  in  dem  geu  gelegen  ist,  als  eker,  wismad.  mairhöf 
das  sol  man  verantwurten  vor  dem  purklierren,  dem  das  purkrecht  dint  . . 
Ist  . . das  ain  paur  seinem  herrcu  sein  purkrccht  nicht  endint.  als  er  zu 
recht  sol,  den  phendet  der  herre  wol  oder  sein  amhtmann  mit  recht  auf 
zwispild  also  lang  zu  virzehen  tagen,  untz  das  das  purkrecht  nicht  teurer  ist, 
oder  untz  das  der  gepaur  des  herm  huld  gewinnet. 

*)  Art.  126. 

*)  Art.  121,  vergl.  auch  für  das,  wie  cs  scheint,  einfache  Verfahren  vor 
dem  Burgherrn  die  oben  Anm.  1 abgedruokten  Bestimmungen  des  Art.  119. 
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die  Bürger  an  seiner  Stelle  die  IJbertragung  rechtskröftig  voll- 
ziehen können  *). 

Wichtiger  indeag  als  diese  Details  und  auch  ungleich  be- 
deutender als  die  processualen  Bestimmungen  für  Kechtsstreitig- 
keiten  über  die  Höhe  der  Zinsen  *),  den  Ausschluss  von  Pitzaige 
und  Ebenteure  *)  u.  dergl.  sind  jene  Festsetzungen , welche  uns 
das  Burgrecht  als  Rentenrecht  und  Afterleiherecht  erkennen 
lassen;  und  zwar  zeugt  uns  speciell  die  sorgfältige  Regelung, 
welche  dem  „Überzins“  zu  Theil  ward*),  von  der  reichen  An- 
wendung, die  das  Burgrecht  in  diesem  Sinne  gefunden  hat. 

Überall  dort,  wo  eine  Mehrheit  von  Zinsungen  auf  dasselbe 
Gut  gelegt  war,  stellt  der  im  allgemeinen  durchgefUhrte  Sprach- 
gebrauch des  Kechtsbuches  den  ersten,  also  den  eigentlichen 
Leihezins  den  anderen  nachfolgenden  Zinsen  als  ’gruntrecht*  im 
Gegensätze  zu  ’purkrecht*  gegenüber,  wie  auch  der  erste  Verleiher 
als  Eigenthümer  des  Grundes  den  Namen  ’gruntherm*  im  Gegen- 
sätze zu  den  späteren  als  ’purkherrn'  bezeichneten  Zinsberechtigten 
fuhrt,  — eine  Sprechweise,  die  auch  in  den  gleichzeitigen 
Urkunden  sich  widerspiegelt. 

Bezüglich  beider  Gattungen  von  Zinsen  sollen  nach  altem 
Herkommen  die  gleichen  Grundsätze  gelten  und  namentlich 
sollen  auch  für  den  Überzins,  Burgrecht  bez.  Kaufrecht  dieselben 
Säumnisfolgen , wie  sie  oben  angegeben  wurden , eintreten  *). 

')  Art.  123.  Ist  das  der  purkberr  darüber  sein  purkrecht  widert,  als 
man  in  das  anpentet,  so  sol  es  der  richter  versigcln  nnd  also  lang  behalten, 
und  es  der  pnrkherr  gar  gern  neme.  Oeschiecht  dem  man  di  weil  des  purk- 
rechtz  dürft  ze  versetzen  oder  zu  verkaufen,  nnd  daz  in  der  purkherr  des 
irren  wU,  so  sullen  die  burger  nemen  ablaite  und  anlaite,  und  sullen  das 
legen  versigelt  zu  dem  vordem  purkreebt,  und  sullen  aufnemen  von  dem 
hingeber,  und  dem  chanfer  aufgeben,  und  auch  schermen  seinen  chauf  mit 
der  stat  insigel. 

•)  Art.  184. 

*)  Art.  128  vergl.  die  gegentheiligen  Bestimmungen  in  Art.  118 

*)  Art.  185.  Bemerkt  sei,  dass  dieser  Art.  sowohl  Afterverpfsndung 
wie  Bentenbegründung  i.  t.  S.  kennt  und  auseinanderhält : Was  man  . . 
gelte  darnach  (nach  dem  Orundzinse)  darauf  setzet  ....  (~  Kenten- 
begrnndnng);  Ist  das  ein  man  sein  purkrecht  hie  geit,  es  sei  ein  haus  oder 
anderlei  an  phenning  zu  einem  wemden  dinst  ....  (—  Afterleibe). 

‘)  Art.  12Ö.  Es  wellent  aber  die  purger,  was  ein  man  auf  seinem 
purkrecht  gelte  verkaufe,  oder  unter  sich  stifte  zu  kanfrecht,  das  heisset 
purisrecht,  nnd  ist  auch  als  lang  berkommen  mit  altem  rechten,  das  si  das 
nu  wefaertet  habend,  und  wellent,  daz,  wer  denselben  Qberzins  versitze,  das 
man  den  pesser  mit  zwispild,  als  purkrechts  recht  ist. 
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Besonderes  Interesse  bieten  dabei  die  ausführlichen  Bestimmungen’), 
welche  eine  Collision  der  beiden  Rechte  für  den  Fall  der  Unter- 
windung zu  beseitigen  streben.  Bleibt  nämlich  der  Grundzins 
oder  der  Überzins  so  lange  aus,  dass  das  oben  geschilderte 
Zwispildvcrfahren  eingeleitet  werden  kann , so  steht  dessen 
Durchführung  nichts  im  Wege.  Nur  soll  gegebenen  Falles 
keiner  der  Zinsberechtigten  die  Zinsforderung  durch  Ver- 
doppelung allzu  hoch  anwachsen  lassen,  sondern  es  soll  bei  der 
Abschätzung  des  Gutes  auf  die  übrigen  darauf  lastenden 
Zinse  Rücksicht  genommen  und  zur  Dnterwindung  schon  in 
einem  Zeitpunkte  geschritten  werden,  in  welchem  der  Werth 
des  Gutes  die  angewachsene  Zinsschuld  noch  um  soviel  übersteigt, 
dass  durch  diese  ’Überteuerung'  der  Zins  des  anderen  Berechtigten 
gedeckt  erscheint,  und  der,  der  das  Gut  an  sich  zieht,  es  ohne 
Schaden  mit  dieser  Zinslast  übernehmen  kann.  Soweit  diese 
Bestimmung  die  Rechtsverhältnisse  des  ’purkherm'  betrifR,  ent- 
hält sie  nichts  Auffallendes,  muss  vielmehr  als  ganz  entsprechend 
bezeichnet  werden ; denn  es  ist  nur  natürlich,  dass  der  jüngere 
Zinsberechtigte  die  Rechte  des  Grundherrn  berücksichtigen  muss 
und  nicht  bei  Seite  schieben  kann.  Dass  auch  das  Umgekehrte 
gilt,  und  dass  auch  der  Grundherr  die  Rechte  seines  Nachmannes 
anerkennen  und  schonen  müsse,  möchte  um  so  mehr  Befremden 
erregen,  als  er  bei  der  Stiftung  des  Uberzinses  nicht  mitzuwirken 
braucht  und  nicht  gefragt  wird,  „weil  er  damit  an  seinem  Rechte 
nichts  verliert“.  Die  Anordnung  in  diesem  Sinne  zeigt  nur,  wie 

')  Art.  12Ö.  Versitzt  ein  man  gnintrecht  als  lang,  das  dem  gruntherrn 
sein  zwispild  darauf  ertailt  wirt,  und  des  selben  zwispildes  wirt  also  vil  . . 
so  das  das  baus  nicht  teurer  ist,  so  sol  der  gruntberr  vil  recht  achten,  zu 
welcher  zeit  er  sich  desselben  erbs  unterwinden  sülle,  so  das  dem  purk- 
herm  sein  überzins  nicht  abgee,  der  nach  dem  gruntherrn  auf  demselben 

erib  verebaufet  und  gestiftet  ist  ...  . Ist das  dem  gruntherrn  sein 

gruntrecht  also  lang  versessen  wirt,  das  im  das  haus  mit  zwispild  vor 
rechtem  gericht  ertailt  wirt,  so  sol  er  im  poten  haissen  geben  auf  dasselb 
erbe,  die  das  schetzen,  und  sol  das  pei  zeit  tuen,  das  des  zwispildes  icht  zu 
vil  auf  dem  erb  werd,  so  das  er  dannoch  als  vil  Überteuerung  darauf  hab, 
ob  im  das  erb  beleih,  das  er  dem  purkberrn  von  derseben  überteuerung  alte 
Jar  sein  ....  purkrecht  müg  gedieuon  ....  Ist  aber,  das  dem  purkberrn 
sein  ....  purkrecht  versessen  wirt,  der  sol  mit  seinem  zwispild  auch  nicht 
zu  verre  jagen,  also  beschaidenlich,  ob  im  das  haus  ertailt  werd  mit  recht 
in  sein  gewalt,  das  er  dannoch  als  vil  hab  an  demseben  hause,  das  er  das 
gruntrecht  wol  davon  verdienen  mug.  So  verleuset  ir  ietweder  seines 
rechtens  nicht,  wenn  das  under  in  baiden  versessen  wirt,  es  sei  der  grunt- 
berr, oder  der  purkherr 
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sehr  das  Grund-  und  das  Burgreclit  von  dem  Character  eines 
Leiherechles  sich  entfernt  hatte  und  vorwiegend  als  Beutenrecht 
aufgefasst  wurde,  und  wie  sehr  das  Zwispildverfahren  zunächst 
als  fixecutionsmiitel  mit  dem  Zwecke  der  Befriedigung  des 
Hentengläubigers  galt,  das  dem  Zweckgedanken  gemäss  nur  in  so 
weit  zur  Anwendung  und  zur  Durchführung  gelangen  sollte,  als 
es  das  Recht  des  einen  erforderte,  und  als  nicht  unnöthig  Rechte 
und  Interessen  anderer  geschädigt  wurden.  Dass  man  die  Ver- 
letzung solcher  Rechte  dort  nicht  scheute,  wo  es  zur  Wahrung 
der  an  erster  Stelle  zu  berücksichtigenden  Rechte  erforderlich 
war,  zeigt  die  Bestimmung,  dass  bei  dem  ünterg;ange  des  auf 
dem  Leihegrunde  Elrbauten  unter  Umständen  aller  Überzins  ver- 
loren gehen  könne  *). 

Und  ebenso  wurde  die  Reihenfolge  der  Zinsberechtigungen 
dort  genau  gewürdigt,  wo  das  Leihegut  durch  die  Mehrzahl  der 
daraufgelegten  Zinsungen  überbürdet  erschien.  Zwar  enthält 
hierüber  das  Stadtrechtsbuch  selbst  keine  Bestimmung;  doch  sei 
es  gestattet  um  der  Ergänzung  des  bisher  Gesagten  willen  und 
wegen  des  besonderen  Interesses,  welches  der  Frage  zukonunt, 
ausnahmsweise  das  unmittelbare  Gebiet  der  Rechtsbücher  zu 
verlassen  und  auf  die  schon  von  Hess  berufene  Urkunde  zu 
verweisen,  welche  uns  Uber  das  ricliterliche  Verfahren  in  solchen 
Fällen  Kenntnis  verschafft*).  Nach  dieser  wird  zunächst  den 


’)  Art.  125.  Wann,  so  die  Stiftung  abging,  von  fear,  oder  von  andern 
Sachen,  so  das  der  grünt  1er  bestiind  und  nngezimert,  so  züg  sich  der 
gruntberr  mit  recht  zu  seinem  grünt,  und  wer  der  uberiins  aller 
verlöre n . . . . 

2)  V.  Hess,  a.  a.  U.  S.  773 u.  792  fif.;  Rauch,  rerum  austriacarum  scrip- 
tores  III  p.  79  Urk.  1356,  Ko.  15.  Bruder  Ott,  der  Vertreter  des  St.  Jacobs- 
kloster zu  Wien  erklärt  vor  Qerioht,  dass  sein  Frauenstift  auf  einem 
Wiener  Hause  7 ßL  Wiener  Pfennige  Burgreohts  bMessen  hatte.  Danach 
batte  ein  gewisser  Perichtold  und  seine  (leschwiater  und  auch  eine  Anna, 
die  Wittwe  eines  Friedrichs  von  Tirnaoh,  sowie  deren  Oeschwister  weitere 
Burgreebtazinse  auf  demselben  Hause.  Nun  war  ’daz  Haus  alz  tewr  nicht, 
daz  es  daz  Purchrecht  alles  das  dar  auf  leg,  nicht  getragen  möcht'  und  Ott 
frug  vor  Gericht,  was  Rechtens  sei  und  erfuhr  ; ’JSz  sol  Perichtolten  . . . und 
sein  Geswistreiden  und  frowen  Annen  Friedrichs  witib  von  Tirnaoh  mit 
Im  Geswistreiden  mit  (Meinem)  vrouboten  auf  das  nast  taiding  ze  wissen 
tön,  ob  si  Sich  des  Haus  unterwinden  weiten.  Und  reichten  die  Geistleiohen 
vrowen,  datz  sauet  Jacob  ir  Purkrecht  von  ze  rochten  tegen.  Wolten 
aber  si  des  nicht  tun,  Swaz  si  dann  Purchreobts  auf  dem 
Haus  hieten,  Datz  sotten  sigenczleichen  verloren  haben', — ein 
Ergebnis,  zu  dem  es  auch  endlich  kam. 

c.  ScAaMMd,  Krtlcilieu.  3 
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letzten  Zinsberechtigten  aufgetragen,  sich  bis  zum  nächsten  Tai- 
ding  zu  erklären,  ob  sie  sich  des  Gutes  unter  Uebernahnie  der 
älteren  Zinsyerpflichtungen  unterwinden  wollten.  Wollten  oder 
konnten  sie  darauf  nicht  eingehen,  so  giengen  sie  ihres  Zinsrechtes 
gänzlich  verlustig,  und  den  Erstberechtigten  stand  dann  natur- 
gemäss  das  Unterwindungsrecht  (und  zwar  ohne  Berücksichtigung 
der  nachfolgenden  Zinsen)  zu.  — 

So  tritt  uns  das  „Burgrecht“,  wie  es  das  Wiener  Weich- 
bildbuch schildert,  als  ein  durchgebildetes  und  voll  entwickeltes 
Leihe-  und  Rentenrecht  entgegen,  das  sich  schon  weit  entfernt 
von  dem  unentwickelten  Character  des  Zinsleiherechtes,  wie  es 
aus  den  kaum  hundert  Jahre  älteren  Spiegeln  nach  den  obigen 
Ausführungen  zu  erschliessen  ist.  Die  Urkunden,  die  aus  der 
Zeit  des  Weichbild buches  auf  uns  überkommen  sind,  geben  uns 
ein  deutliches  Zeugnis  von  der  reichen  und  vielfachen  Anwendung, 
welche  unser  Rechtsinstitut  damals  im  städtischen  und  auch  im 
ländlichen  Güterverkehre  gefunden  hat. 

Die  rechtliche  Bildung  aber,  über  welche  uns  nach 
dem  eben  Gesagten  Weichbildbuch  und  Urkunden  für  Wien 
und  seine  Umgebung  in  so  umfassender  Weise  berichten, 
war  indes  nicht  etwa  auf  dieses  enge  Gebiet  beschränkt. 
Nicht  nur,  dass  der  Name  Burgrecht  für  städtisches  Leihe- 
recht in  Rechtsaufzeichnungen  und  Urkunden,  auch  für  andere 
Orte , namentlich  Süddeutschlands  vielfach  nachzuweisen  ist, 
findet  sich  das  gleiche  Rechtsinstitut,  wenn  auch  unter 
wechselndem  Namen,  und  nicht  überall  in  gleich  typisch 
entwickelten  Formen,  man  darf  wohl  sagen,  in  allen  deutschen 
Städten  jener  der  Entwickelung  des  städtischen  Lebens  so 
günstigen  Zeit.  Die  schönen  und  gründlichen  der  Entstehung  des 
Rentenrechtes  gewidmeten  Untersuchungen,  die  durch  Arnold  ’) 
eingeleitet  und  angeregt  wurden,  und  die  er  selbst  zunächst  für 
Basel,  die  Rosen  thal')  für  VVürzburg  und  Gobbers  •)  für  Köln 
durchgeführt  haben,  und  auch  schon  die  ältere,  den  lübischen 
Wikboldsrenten  gewidmete  Studie  von  Pauli  *)  führen  alle  auf 

*)  Zar  Qeschichte  des  Eigenthuma  in  den  deutschen  Städten,  18CI. 

')  Zur  Oeschichte  des  Eigenthums  in  der  Stadt  Wirzbarg,  1878. 

•)  'Die  Erbleilie  und  ilir  V'crhältnis  zum  Rentenkaufe  im  mittelalterlichen 
Köln  des  XII.— XIV.  Jahrhunderts'  in  der  Zeitschrift  der  Savignystiftung  für 
Rechtageschichte  IV.,  germ.  Äbth.  S.  130  ff. 

‘)  Abhandlungen  aus  dem  Lübischen  4.  Theil  die  s.  g.  Wicbohlsrenten 
oder  die  Rentenkäufe  des  Lübischen  Rechts. 
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ein  in  diesen  Städten  gebräuchliches  Erbleiherecht  zurück,  das 
in  der  dauernden  und  erblichen  ßodenverleihung  durch  die 
Grundherrn  zur  Entstehung  kam  und  so  den  Beliehenen  gegen 
die  Übernahme  einer  bestimmten  Zinspflicht  die  Möglichkeit  zur 
Gründung  eines  eigenen  Heimes  in  der  Stadt  verschaffte. 

So  finden  wir  in  den  Städten  in  derjenigen  wirthschaftlichen 
Periode,  welche  der  Blüthc  des  Rentenkaufrechtes  vorangieng, 
aber  auch  noch  darüber  hinaus  ein  Erbleiherecht  in  ziemlich 
allgemeinem  Gebrauche,  das  mit  den  eingangs  gekennzeichneten 
älteren  leiherechtliclien  Formen  nichts  oder  nicht  viel  gemein 
hat  und  das  sich  durch  den  Mangel  eines  die  Persönlichkeit  des 
Beliehenen  umstrickenden  Bandes  von  den  lehen-  und  hofrecht- 
lichen Leihen  der  früheren  und  der  gleichen  Periode  ebenso 
unterschied,  wie  durch  die  Betonung  des  Erblichkeitsmomentes 
und  wohl  auch  durch  die  Zinspflicht  von  den  früher  so  allge- 
mein gebrauchten  Precarien. 

Aber  auch  dem  ländlichen  Rechte  späterer  Zeit  sind  ähn- 
liche Erbleihen  nicht  fremd.  Um  auch  hier,  statt  auf  alle  die 
complicirten  Fragen  der  späteren  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse 
einzugehen,  nur  eines  Beispieles  zu  gedenken,  zeigt  uns  schon 
ein  Blick  auf  die  Landrechte,  wie  sie  z.  B.  v.  d.  N ahmer  in 
seinem  Handbuche  des  rheinischen  Particularrechtes  zusammen- 
gestellt hat  '),  auch  ländliche  Güter  einem  Erbleiherechte  unter- 

')  vergl.  z.  B.  von  der  Na  hm  er,  p.  10  IT.  das  Bolmser  Land  Recht  von 
1571.  Sechster  Tbeil : 'von  der  Krbicihe',  worin  sich  (genaue  Bestimmungen 
ßnden  für  den  Fall  „Wann  dann  jemand  eim  andern  eyn  leygend  Gut,  es 
aeye  Stadt,  Dorf  oder  Feldt  zu  rechtem  Erb,  das  ist  jhme  und  seynen  naoh- 
kommenden  Leibs-Erben  umb  einen  nahmhaften  jürliohen  Zins  oder  Pfacht . . 
verleyben  wolte“.  Davon  sei  hervorgehoben:  „Zum  dritten  so  batt  die 
Erbleyhe  diese  Art,  dass  sie  sich  nicht  alleyn  auf  die  Bestende  re,  sondern 
auch  derselben  ehelich  Leibserben,  und  furtahn  auch  derselben  ehelich 
Leibserben  für  und  Tür  erstreckt,  und  derwegen  denselben,  so  lang  sie  die 
Lebengüter  in  rechtem  Wesen  und  Bawe  halten,  und  die  Zins  oder  Fracht 
der  Uebür  nach  davor  ausrichten,  unnd  lieffern,  solche  vererbte  Guter  nicht 
mögen  entzogen  werden. 

Zum  vierdten  Soll  der  Bestender  oder  dessen  Erben  alle  jare  die 
Erbzins  oder  pfächt  dem  Eigenthnmbsherrn  gütlich  ausrichten,  Theten 
sie  solches  nicht , und  Hessen  aufs  wenigst  drey  Jar  (römischrecht- 
licher Einfluss)  'zusammen  wachsen  und  verHiessen,  obn  dass  sie  die  Zins 
oder  Pfacht  ausrichten,  (ob  sie  gleich  von  dem  Zins  oder  Pfachtherrn 
darumb  nicht  angemahnet  würden),  so  soll  derselbig  Lehnherr  nach  ab- 
laoffung  solcher  zeyt.  macht  haben,  solche  Güter,  als  verwirkt  und  jhme 
verfallen,  widerumb  zu  sich  (doch  vermittelst  Recht  und  Rechtlicher  er- 
känntnuss,  zuerfordern,  zu  nomen  unnd  den  Pfachtmann  davon  zustossen. 
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werfen,  das  einfach  auf  vertrngsrechtliche  Vereinbarung  zu- 
rückzufiihrcn  ist,  und  das  in  ziemlich  weitverbreiteter  Anwendung 
gestanden  zu  sein  scheint. 

Diese  wenigen  bruchstückweise  an  einander  gereihten  An- 
gaben, bei  denen  ein  Eingehen  auf  die  einzelnen  sich  ergebenden 
Streitfragen  absichtlich  vermieden  wurde,  wie  auch  der  Anspruch 
auf  Vollständigkeit  durchaus  nicht  erhoben  wird,  werden 
auereichen  zur  Feststellung  der  Thatsache , dass  das  endende 
Mittelalter  jedenfalls  seit  der  Zeit  der  Rechtsbücher  erbliche, 
mit  einer  Zinsverpflichtung  belastete  Landleiheverhältnisse  — 
etwa  zu  vergleichen  mit  der  römischen  Emphyteuse  — in  weitem 
Umfange  und  der  mannigfaltigsten  Ausgestaltung  gekannt  und 
entwickelt  hat,  — Landleihen,  die  bald  mit  entscheidendem  Ein- 
flüsse auf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Beliehenen  sich 
äusserten,  bald  alle  persönlichen  Beziehungen  unberührt  Hessen 
oder  nur  wenig  alterierten. 

Die  Entwickelung,  zu  welcher  diese  mehr  oder  weniger 
freien  Landleihen  in  späterer  Zeit  gelangte,  ist  in  ziemlich  zahl- 
reichen Untersuchungen  bereits  besprochen  worden. 

Die  vorliegende  Studie  will  es  versuchen,  die  Enstehung 
dieses  Erbleiherechts  aufzusuchen  und  zu  zeigen,  aus  welchen 
Keimen  das  später  im  Leben  so  mächtige  und  bedeutende  Rechts- 
institut geworden.  Dagegen  liegt  ihr  die  Absicht  ferne,  ihm  auf 
dem  späteren  Entwickelungsgange  weiter  nachzugehen.  Schon  die 
Mannigfaltigkeit,  mit  der  es  frühzeitig  auftritt,  und  die  unleug- 
baren sachlichen  und  territorialen  Verschiedenheiten  schliessen  eine 
Darstellung  aus,  welche  alle  Fälle  des  Erbleiherechtes  in  ein 
einziges  System  zusammenfassen  wollte  ’ ) , gebieten  vielmehr 
eine  Scheidung  nach  den  genannten,  in  den  Verhältnissen  selbst 


Zum  (iinfTleu,  lat  der  Lohnherr,  (denn  also  pflegt  mau  deu  Verleiher 
und  Ligenthumbsherm  abuaive  in  dieser  Landart  aueb  zu  nennen,)  in  solcbem, 
aueb  allen  dergleichen  Fällen,  da  das  Lehen  oder  die  Krbluyhe  verwirkt 
wird,  nicht  schuldig,  dem  Bestender  oder  Pfaebtmann  eynige  erstattung 
oder  besserung  zu  thun,  dann  durch  die  Verwirkung  wird  der  Pfachtmann 
nicht  allein  des  Lebengutes  sonder  auch  der  besserung  verlustig.“  Dem  Leilie- 
lierrn  stebt  kein  Kündigungarecht  zu,  der  Boliehenc  bat  das  Gut  in  gutem 
Stande  zu  erhalten  etc.  S.  auch  a.  a.  U.  S.  Idö  cap.  VII.  der  Nassau -Catzen- 
elnbogiacheu  Landordnuug : von  den  Krbbeatändnisseu  u.  S.  420  ö.  Titel 
des  'üburfürstlich  Pfalz  bei  Ubein  erneuert  uud  verbessert  Landreoht':  V'ou 
Krbverleihung  oder  Erbbeständniss  ligeuder  Güter  u.  a.  m. 

')  Vergl.  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht  II*  S.  ÖOO  Anm.  1. 
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begründeten  Gesichtspunkten.  Jedenfalls  würde  eine  auf  das 
gesananiteErblciherecht  ausgedehnte  reclitsgeschichtliche  Forschung 
die  Zugrundelegung  des  gesammten  aus  jener  Zeit  nicht  mehr  gar 
spärlich  überlieferten  urkundlichen  Materiales  zur  ersten  Voraus- 
setzung haben. 

Aue  der  kaum  zu  umfassenden  Menge  erbrechtlicher  Bildungen 
sollen  im  folgenden  zunächst  nur  zwei  territorial  und  sachlich 
strenge  geschiedene  Gebiete  einer  Untersuchung  in  der  oben  an- 
gegebenen Richtung  unterzogen  werden : Die  freien  Erbleihe- 

verhältnisse in  den  Rheinlanden  und  die  bäuerlichen  Besitz- 
verhältniese  in  den  Colonisationsgebieten  der  deutsch  - slavischen 
Grenzdistrikte. 

So  wie  durch  die  örtliche  Lage  des  Schauplatzes,  auf  dem 
sie  zur  Entstehung  gelangt  sind,  so  stehen  sie  durch  ihre  innere 
Ausgestaltung  und  Ausbildung  in  einem  gewissen  Gegensätze : 
Das  Landleihrecht  am  Rheine  das  Ergebnis  einer  freien,  dem 
individuellen  Bedürfnisse  entspringenden  und  ihm  sich  anpassenden 
Entwickelung  — die  bäuerlichen  Besitzverhältnisse  in  den  Colonien 
stets  im  engsten  Zusammenhänge  mit  dem  Schicksale  der  gc- 
sammten  Ansiedlung,  nicht  individualistisch  sondern  für  alle  Ge- 
nossen einheitlich,  genos.-<cnechaftlich  geregelt. 

So  mag  die  Zusammenstellung  dieser  beiden  Entwickelungs- 
gebiete , die'  wenig  Glemeineames  enthalten,  gerade  um  des  eben 
gekennzeichneten  Gegensatzes  willen  gerechtfertigt  erscheinen, 
indem  <lie  so  zur  Sprache  kommenden  Leiheformen  als  juristische 
Grenzfslle  im  Sinne  der  freiheitlichsten  bez.  gebundensten  Art 
leiherechtlicher  Bildungen  betrachtet  werden  können,  zwischen 
denen  andere  Erbleihen  als  Zwischenstufen  sich  einschieben. 
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Freie  Landleiheverträge  in  den  Rheingegenden. 


In  dem  reichen  Urkundenvorrath,  der  in  mannigfaltiger 
Überlieferung  aus  den  Rlieinlanden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts 
auf  uns  gekommen  ist,  treten  anfangs  spärlich,  dann  immer 
häufiger  und  vielgestaltiger  neue  Formen  für  Übertragungen  von 
Grundbesitz  zu  Tage,  Formen,  die  sich  aus  den  Urkunden  früherer 
Jahrhunderte  gar  nicht  oder  höchstens  vereinzelt  nachweisen  lassen. 

Das,  was  früher  zur  Erreichung  des  gleichen  oder  eines 
ähnlichen  wirthschaftlichen  Zweckes  sich  in  jenen  Gegenden  im 
Gebrauche  findet,  sind,  wie  schon  in  der  Einleitung  angegeben 
wurde,  vornehmlich  die  zwei  Formen  des  Beneficiums  und  der 
Precarie,  welche  in  vielseitiger  individueller  Ausgestaltung  dann 
überall  zur  Anwendung  kamen,  wenn  bei  Übertragungen  von 
Grund  und  Boden  irgend  welche  Rücksichten  die  Begründung 
eines  unbedingten  und  unbeschränkten  Rechtes,  die  Gewährung 
des  vollen  Eigenthumes  nicht  wünschenswerth  erscheinen  liessen. 
Dass  neben  diesen  dem  Land-  und  Lehenrechte  ungehörigen 
Formen  auch  innerhalb  der  geschlossenen  Kreise  der  grösseren 
Wirthschaftsbetriebe  die  leihweise  Überlassung  von  Grundstücken 
anHofgenossen,  wie  anderwärts,  so  auch  hier  frühzeitig  gebräuchlich 
war,  ist  wohl  mit  aller  Bestimmtheit  anzunehmen,  w'enn  auch 
ein  urkundlicher  Nachweis  in  frühe  Zeiten  zurück  schon  aus 
dem  Grunde  schwer  durchzuführen  ist,  weil  bei  der  embryonalen 
Gestaltung  des  „Hofrechtes“  und  bei  dem  Übergewichte  des 
herrschaftlichen  Willens  und  herrschaftlicher  Willkür  es  in  den 
seltensten  Fällen  zu  Aufzeichnungen  derartiger  „Rechte“  ge- 
kommen sein  mag. 
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Der  characterietische  Rechtsinhalt  der  neuen  Leiheformen 
gegenüber  dem  älteren  Rechte  liegt  bei  aller  Mannigfaltigkeit 
der  Einzelheiten  in  der  Abmachung,  dass  ein  Eigenthümer  von 
Drund  und  Boden  ein  Stück  Landes  an  einen  Einzelnen  dauernd 
und  zu  erblichem  Nutzungsrechte  überliess,  wofür  dieser  die  Ver- 
pflichtung zur  regelmässigen  Bezahlung  eines  für  alle  Zeiten  fix 
bestimmten  jährlichen  Natural-  oder  Geldzinses  oft  unter  ge- 
wissen Strafandrohungen  übernahm,  ohne  dass  dabei  eine  persön- 
liche Unterordnung  unter  den  Leiheherrn  begründet  worden  wäre. 

So  übertrug,  um  einige  Beispiele  aus  älterer  Zeit  anzuführen, 
nach  einer  Urkunde  ')  des  Jahres  1092  der  Probet  des  Simeon- 
stiftes in  Trier  Poppo,  der  Anregung  seines  Vorgängers  folgend, 
Theile  des  Saallandes  zur  Anlegung  von  Weinbergen  ’ea  . . . 
conditione,  ut  post  prinios  octo  annos  medietas  ibidem  crescentis 
rini  in  teinpus  reliquum  ad  fratres  rediret.  Item  alia  . . . . 
octo  iugera  . . . . , ut  singulis  annis  octo  solidi  indc  solverentur 
fratribus;  reliquain  etiam  omnem  domini  calemterram  . . . 

singulis  annis  pro  III  albie  et  II  solidis Die  später 

als  Begründung  für  die  Beurkundung  folgenden  Worte  ’ut  stabi- 
liter  ]>ermaDeret  a generatione  in  gcnerationem‘  lassen  über  die 
beabsichtigte  Dauer  des  Verhältnisses  keinen  Zweifel  aufkommen. 

Zwischen  1081  und  1105*)  entliess  der  Probst  von  Werden 
eine  Hörige  zur  Vermählung  an  einen  freien  Mann.  Dieser  gab 
dafür  einem  „St.  Liudger“  Altar  der  Kirche  zunächst  ein  Grund- 
stück, dann  aber,  um  dieses  wieder  zurück  zu  erhalten,  eine  andere 
Magd.  Der  Probst  geht  auf  diesen  Handel  in  der  Weise  ein, 
dass  er  ipsum  predium  pro  duobus  per  singulos  annos  denariis 
ad  idem  altare  äancti  Liiidgeri  persolvendis  quasi  hereditario 
iure  concederct  possidendum. 

Erzbischof  Adalbert  von  Mainz  gibt  gewisse  Gärten  dem 
Cantor  des  Conventes,  ’ita  ut  salva  ortulanorum  lege  cum  omni 
fmetuario  usu  de  cetero  ad  ipsius  Cantoris  potestatem  et  utilitatem 
respiciant.  Ea  vidclicet  conditione,  ut  quicumque  Cantor  predicte 
ecclesie  existat  de  reditibus  supru  dictorum  ortorum  decem  solidos 
annuatim  fratribus  persolvat*  *). 

Der  Abt  der  S.  Eucliurius-Kirche  bei  Trier  überlässt  ’salicam 
terram  ....  duobus  rusticis  de  familia  nostra  B.  et  R.  heredi- 

')  Beyer,  MittelrheiDisches  U.  B.  I.  3S6. 

*)  Lacomblet,  Niederrbeinisebea  U.  B.  1.  266. 

')  Urk.  von  1133  aus  Oudenus,  Codex  diplomaticus  I.  S.  108. 
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tario  jure  . . ea  conditione,  ut  vineaa  in  ea  plantent  et  colant  . . 
dimidietatem  quoque  fnictua  ecclesie  fideliter  repreeentent  et  de 
reliqua  parte  decitnas  persolvant*.  Wenn  sich  bei  der  Inspicierung 
der  Güter  bei  einem  Colonen  etwas  nicht  in  Ordnung  fände,  ’aut 
emendationem  faciat  aut  hereditate  sua  privabitur*  *). 

Der  Abt  von  Eberbach  beurkundet,  dass  ein  gewisser 
’Wichardus  thelonearius  ....  vineam  ...  ab  ecclesia  hereditario 
iure  poBsidendam  suscepit  sub  censu  duorum  solidorum  . . . . 
hoc  condicto,  ut  quicunique  censum  . . . tardaverit  in  penam  negli- 
gentie  in  spatio  VIII  dierura  sequentium  censum  duplicabit.  Si 
vero  et  hoc  tempus  pretergressus  fuerit,  sine  ulla  litis  contesta- 
tione  USUS  vinee  ecclesie  s.  Symeonis  cedet  et  heredes  suo  iure 
privabuntur*  *). 

Einem  gewissen  Johannes,  der  dem  Kloster  S.  Eucharii  bei 
Trier  ein  Haus  und  Weingarten  geschenkt  hatte,  wird  seine 
Bitte  gewährt,  die  dahin  gieng,  dass  die  (die  Urkunde  ausstellenden) 
Conventualen  seinem  Neffen  Everardo  beides  'hereditario  iure  a 
nobis  tenendem  cencedere  vellemus,  ita  videlicet  ut  singulis  annis 
de  domo  VI  denarios  persolveret,  vineam  autem  coleret  et 
dimidietatem  ecclesie  presentaret* ’). 

Schon  die  wenigen  hier  aufgeführten  Beispiele  geben  ein 
Bild  von  der  Mannigfaltigkeit  der  Ausgestaltung  dieser  Land- 
leiheverträge im  Einzelnen,  wie  von  der  Verschiedenartigkeit  der 
wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Functionen,  welche  sie  zu  er- 
füllen hatten.  Der  Hinweis  auf  die  dem  einzelnen  Falle  zu  Grunde 
liegenden  thatsächlichen  Verhältnisse  und  die  rechtliche  Regelung 
einzelner  Details,  wie  vor  allen  die  Bestimmung  der  Grösse,  der 
Art  und  der  Termine  der  Zinsleistungen,  Festsetzung  besonderer 
dabei  übernommener  Verpflichtungen  oder  der  rechtlichen  Folgen 
säumigen  Verhaltens  und  manches  andere  mehr  gibt  jedem  solchen 
Vertrage  sein  characteristisches  Gepräge;  demgegenüber  liegt  das 
Gemeinsame,  bei  allerVerschiedenheit  des  Einzelnen  überall  Wieder- 
kehrende, wie  oben  bereits  gesagt,  in  der  Gewährung  eines  dauernden 
und  erblichen  Nutzungs-  und  Verfügungsrechtes  auf  der  einen  Seite 
und  der  Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Leistung  eines  ebenso 
dauernden  Entgeltes  in  Form  der  Zinspflicht  auf  der  anderen  Seite. 


>)  1168  Mittelrb.  ÜB.  1.  662. 
•)  1186  MR.  Uß.  II.  71. 

•)  1164-89  MR.  Uß.  U.  100. 
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Es  wird  wohl  nicht  erforderlich  und  wohl  auch  kaum  thunlich 
sein,  echon  an  dieser  Stelle  den  Gegensatz  und  die  Unterschiede 
dieser  neuen  Leiheform  gegenüber  den  anderen  oben  erwähnten 
näher  auszufiihren.  Was  über  das  Wesen  des  Beneiiciums  und 
der  Precarie  allgemein  bekannt  ist,  dürfte  die  wichtigsten  Ver- 
schiedenheiten leicht  erkennen  lassen,  und  der  Mangel  eines  Hin- 
weises auf  persönliche  Abhängigkeit  und  Pflichten  unterscheidet, 
soweit  die  hofrechtlichen  Aufzeichnungen  aus  der  gleichen  Zeit  er- 
schliessen  lassen,  unsere  Landleihen  von  den  analogen  Güter- 
übertragungen im  gebundenen  hofrechtlichen  Kreise , nur  dass 
der  Mangel  eines  solchen  Hinweises  nicht  immer  auch  ein  Fehlen 
eines  solchen  hofrechtlichen  Nexus  erweist. 

Hervorzuheben  ist  nnr  noch,  dass  die  schon  in  den  wenigen 
hier  angeführten  urkundlichen  Beispielen  mehrmals  vorkommenden 
Ausdrücke,  wie  ’jure  hereditario  concedere*  und  andere  verwandten 
Sinnes,  die  in  den  späteren  Urkunden  mit  grösserer  Regelmässig- 
keit wiederkehren,  ziemlich  bald,  man  darf  wohl  sogen,  zu  einer 
technischen  Bezeichnung  für  das  in  Frage  stehende  Rechtsinstitut 
sich  eingebürgert  haben,  so  dass  diese  leiherechtlichen  Bildungen  in 
der  Urkundensprache  jener  Zeiten  auch  durch  einen  gemeinsamen 
Namen  zu  einer  gewissen  Einheit  zusammengefasst  erscheinen. 
Was  der  bisher  gegebene  allgemeine  Überblick  bereits  ange- 
deutet hat,  wird  bei  näherem  Eingehen  freilich  nur  aufs  Neue 
bekräftigt  werden,  dass  dieser  äusseren  Einheit  durchaus  nicht 
immer  auch  eine  innere  Gleichartigkeit  entspricht. 

Die  folgende  Darstellung  beabsichtigt  zunächst,  aus  den  vor- 
handenen, uns  überlieferten  Leiheverträgen  dieser  Art  dogmatisch 
Art  und  Umfang  der  dabei  in  Betracht  kommenden  rechtlichen 
Grundsätze  im  allgemeinen,  nie  in  ihrer  Ausgestaltung  im  Einzelnen 
zu  ermitteln.  Dabei  ist  bei  einem  Rechte,  welches,  wie  ans  dem 
Vorhergehenden  entnommen  werden  konnte,  sachenrechtliche  Herr- 
schafts- und  persönliche  Verpflichtungsverhältnisse  in  sich  schliesst, 
in  der  Darstellung  eine  äussere  Scheidung  nach  diesen  Gesichts- 
punkten naheliegend  und  geboten.  Der  dogmatischen  Darstellung 
des  positiven  Rechtsinhaltes  soll  die  rechtsgeschichtliche  Stellung 
unseres  Rechtsinstitutes  in  seinem  Verhältnisse  zu  anderen  ver- 
wandten Rechtsbildungen  der  gleichen  und  der  vorangegangenen 
Zeit  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  eventuellen  rechts- 
geschichtlichen Zusammenhanges  mit  dem  früheren  in  einem 
weiteren  Abschnitte  folgen. 
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Dogmatischer  Theil. 

1.  Dir  rechtlichen  Beziehungen  znm  Lelhegiite. 

(Die  sachenrechtlichen  Elemente.) 

Schon  die  wenigen  bisher  gegebenen  Andeutungen  lassen 
darüber  keinen  Zweifel,  dass  das  bei  Landübertrag^ngen  „zu 
Erbrecht“  auf  Seiten  des  Erwerbers  begründete  dauernde  und 
vererbliche  Nutzungs-  und  V^erfUgungsrecht  von  ungemein  weit- 
reichendem Inhalt  war  und  sich  wenigstens  seinem  äusseren  Er- 
scheinen nach  von  wirklichem  Elgenthumc  nicht  viel  unterschied. 

Auch  die  Form,  welche  zur  Beurkundung  derartiger  Rechts- 
geschäfte gewählt  wurde  '),  war  häufig  die  gleiche,  wie  sie  immer 
für  Übereignung  im  vollen  Sinne  des  Wortes  gebraucht  werden 
mochte.  Und  ebenso  sind  die  Wendungen,  in  denen  der  recht- 
liche Übertragung^ wille  zum  Ausdrucke  gelangte,  wie  etwa  die 
Worte  ’concedere  in  perpetuum  iure  hereditario  possidendum'  und 
ähnliche  häufig  derart , dass  sie  bei  völligen  Eigenthumsüber- 
tragungen  ebenso  gut  am  Platze  wären.  Auch  in  der  Art,  wie 
der  zu  erblichem  Rechte  eingesetzte  Besitzer  über  sein  Besitz- 
thum verfügte,  wie  er  auf  seinem  Gute  wirthschaftete,  wird  sich 
der  Regel  nach  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  einem 
Eigenthümer  äusscrlich  nicht  erkennen  lassen.  Und  selbst  die 
Zinspflicht,  in  der  man  wohl  zunächst  geneigt  wäre,  das  Kenn- 
zeichen für  den  Mangel  des  Eigenthumes  auf  seiner  Seite  zu 
erblicken,  wird  nicht  mehr  als  ein  dafür  so  entscheidendes  Merk- 
mal angeführt  werden  können,  wenn  man  erwägt,  dass  sich  aus 
ziemlich  derselben  Zeit  IJbertragungen  zu  vollem  Eigenthume 
unter  gleichzeitiger  Statuirung  einer  Zinsenverbindlichkeit  nach- 
weisen  lassen  *). 

Aber  trotz  dieser  vielfach  zu  Tage  tretenden  Ähnlichkeiten 
unterschied  schon  die  damalige  Zeit  auf  das  strengste  unsere 
Übertragungen  zu  erblichem  Leiherechtc  von  Eigentbumsüber- 
tragungen im  vollen  Sinne  des  Wortes.  Bei  der  Bedeutung, 
welche  damals  dem  Grundeigenthume  in  so  vielen  Rücksichten 
zukam,  und  den  Beschränkungen,  welchen  volle  Übereignungen 
oft  unterlagen,  ist  diese  scharfe  Scheidung  wohl  zur  Genüge 
begreiflich. 

')  vergl.  z.  B.  die  sehr  oft  genaunte  ZasUminung  des  Capitols  und 
ähnliches,  über  die  Verschiedenheiten  s.  unten  S.  39  ff. 

vergl.  z.  B.  Knnen-Eukertz,  (Quellen  zur  Ceschichto  der  Stadt 
Köln,  L 1180,  93 ; UI.  1278,  171  u.  a.  vergl.  unten  am  Schlüsse  des  hist.  Theiles. 
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Sie  äussert  eich  auch  wiederholt  in  dem  sprachlichen  Aus- 
drucke, dessen  sich  die  Urkunden  bedienten:  ab  ecclesia  iure 
hereditario  possidendum  suscipere');  ut  B.  et  heredes  sui  iure 
hereditario  vinee  prefate  posscssores  existerent  *);  in  pcrpetuam 
emphyteosim  concessimus  possidendum  *) ; locavimus  seu  concessi- 
mus  iure  hereditario*);  titulo  locationis  perpetue  et  hereditarie 
....  recepimus  habendam,  edificandam,  possidendam  et  diverten- 
dam*);  servato  nostro  allodio  omnique  iure  ecciesie  in  domo 
nostra  hereditariam  mansionem  concessimus  *)  und  viele  ähnliche 
verwandte  Redewendungen  werden  für  den  Akt  der  Verleihung 
gebraucht,  wogegen  die  Überlassung  zu  vollem  Eigenthume,  sei 
es  mit  oder  ohne  Constituirung  eines  Zinses  unter  Hinweis  auf 
dessen  weiten  Umfang  als  plenum  ius  hereditarium '’)  oder  in 
der  Weise  gekennzeichnet  wird,  dass  von  einem  concedere  iure 
proprietatis  perpetue  possidendum*)  oder  einfacher  von  einem 
concedere  pleno  iure  possidendum*),  einem  dare  et  tradere  iure 
perpetuo '")  oder  wieder  uusfiihrlicher  von  einem  concedere  ita  . . . 
ut  . . . tamquani  libera  proprietate  pro  libera  utantur  voluntate, 
sicut  usui  et  voluntati  sue  per  omnia  decreverint  fructuosius 
expedire")  die  Rede  ist**). 

Die  Belastung  eines  so  zu  Eigenthum  übertragenen  Gutes 
mit  einem  Zinse  findet  dann  naturgemäss  ihre  besondere  Er- 

')  1185  MR.  CB.  U.  71. 

»)  1188  MR.  UB.  IL  9«. 

»)  1242  MR.  UB.  III.  743. 

')  1267  £nnen  II.  496. 

»)  1294  Ennen  III.  397. 

•)  1177  Ennen  I.  89. 

■>)  1287  Lac.  II.  827. 

»)  1251  Lac.  II.  372. 

•)  1259  Lao.  U.  477. 

■“)  1297  Lac.  IL  976. 

■')  1217  MR.  UB.  m.  71. 

■*)  Aach  in  einer  Urkunde  ist  oft  der  Gegensatz  scharf  gekennzeichnet; 
so  in  der  oben  citierten  Urk.  1177  Enuen-Eckertz  I.  89,  oder  Urk.  1299  Ennen 
III.  489.  Wohl  auch  Böhmer,  Frankfurter  UB.  1286  p.  224.  Wie  sehr 
sich  der  Auidmck  „iure  hereditario“  als  technisch  für  den  Begriff  des  Leihe- 
verhältnisses eingebürgert  hatte,  zeigen  namentlich  die  Fälle,  in  denen  er 
gebraucht  wird,  obwohl  von  einer  Erblichkeit  des  Rechtes,  die  doch  dem 
Ganzen  den  Namen  gegeben  hatte,  überhaupt  nicht  die  Rede  ist,  vergl.  z.  B. 
1152  MR.  UB.  I.  568.  Hermannus  , . . vineam  ....  hereditario  iure 
qnamdiu  ipse  viveret  . . . colendam  soscepit 
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wähnufig;  so  Urk.  1180  (Ennen  I.  93)  . . . proprietatem  loci 
libere  in  manus  nostras  rcsignaverunt,  nur  mit  der  Bedingung, 

dass  die  fratres  cenobii  aureum  nummum ecnlesie  b- 

Gereonis  . . . pereolvant '). 

Schon  diese  scharfe  Scheidung  zwischen  den  Übertragungen 
zu  Eigenthum  und  zu  Erbrecht,  welche  in  dem  sprachlichen  Aus- 
druck jener  Zeit  wiederholt  zu  Tage  tritt,  macht  die  Annahme 
unmöglich,  dass  in  der  Verleihung  zu  Erbrecht  etwa  der  Regel 
nach  eine  Überlassung  zu  Eigenthum  unter  gleichzeitiger  Be- 
gründung einer  Zinspflicht  gelegen  sei.  Eine  nähere  Betrachtung 
der  in  Frage  stehenden  Fälle  zeigt  uns  auch  sehr  bald,  dass 
das  Eigenthumsrecht  des  Verleihers  auch  während  der  Dauer  des 
Erbleiheverhältnisses  fortbesteht,  (wohl  zunächst  nur  schlummernd, 
etwa  wie  die  nuda  proprietas  gegenüber  dem  römischen  usus- 
fructus  oder  der  Emphyteuse),  dass  es  aber  eine  Reihe  von 
Fällen  gibt,  in  welchen  es  wieder  zu  voller  Machtentfaltung 
gelangen  konnte. 

Das  Leihegut  unterlag  sonach  einer  zweifachen  Herrschaft: 
der  umittelbaren  Macht  des  Beliehencn,  der  das  Gut  rechtlich 
und  thatsächlich  beherrschte,  und  dem  durch  dieses  Leiherecht 
zunächst  fast  in  jeder  Lebensäusserung  beengten,  nahezu  völlig 
brach  gelegten  Eigenthumc  des  Gutslierrn.  So  gestalten  sich 
denn  auch  die  sachenrechtlichen  Verhältnisse  an  dem  Leihegute 
unendlich  einfach.  Ein  Nutzungsrecht  mit  weiten,  aber  fest  ge- 
gezogenen  rechtlichen  und  in  gewissem  Sinne  auch  zeitlichen 
Schranken  und  das  Eigenthum,  das  überall  zum  Durchbruche 
und  zur  Geltung  zu  gelangen  bemüht  ist,  wo  ihm  nur  neben 
jenem  Nutzungsrecht  ein  Raum  zur  Bethätigung  geboten  wird. 

Eine  Menge  von  Fällen  und  Combinationen,  in  welchen  das 
Recht  des  Beliehenen  erlosch  oder  ins  Wanken  kam  und  damit 
das  Eigentbum  sich  Geltung  verschaffen  konnte,  sind  nicht  auf 
Bachenrechtliche  sondern  auf  anderwärtige  ürsachen  zurück- 
zuführen; und  während  die  Ausführung  von  all  den  einzelnen 
Eventualitäten,  welche  ein  solches  Aufleben  des  Eigenthumes 
verursachen  konnten,  einem  anderen  Orte  Vorbehalten  bleiben 
muss,  werden  hier  einige  schwache  Hinweise  genügen:  Es  ist 
nichts  anderes  als  ein  Wiedererwachen  des  schlummernden  Eigen- 
thumes, wenn,  wie  unten  ausgeführt  werden  wird,  der  Leiheherr 
bei  unpünktlicher  Zahlung  des  Zinses  oder  mitunter  bei  Ver- 

')  Aehnlicb  1278  Enaen  UL  171. 
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schlechterung  oder  auch  nur  ungenügender  Pflege  des  Gutes 
den  Erbpächter  entsetzen  kann:  wenn  im  Falle  erblosen  Todes 
des  Beliehenen  das  Recht  am  Gute  sieh  in  des  Leiheherrn 
Händen  consolidiert , und  wenn  eventuelle  Veräusserungen  des 
Leihrechtes,  sofern  dieselben  überhaupt  zulässig  sind,  an  die 
Mitwirkung  des  Leiheherrn  gebunden  sind , und  manches 
andere  mehr. 

An  dieser  Stelle  sei  auch  gleich  hervorgeboben  — die 
nähere  Ausführung  bleibt  wieder  einem  späteren  Orte  überlassen 
— dass  dieses  Eigenthumsrecht  das  Gut  nicht  nur  in  der  Form 
erfasste,  wie  es  ursprünglich  übergeben  worden  war,  sondern 
dass  es  sich  naturgemäss  auch  auf  alle  mit  dem  Gute  vorge- 
kommenen  und  damit  verbundenen  Besserungen  erstreckte,  also 
in  diesem  Sinne  auch  während  des  Bestandes  des  Leiheverhält- 
nisses eine  und  zwar  oft  ganz  wesentliche  Erweiterung  erfahren 
konnte.  All  dies  macht  es  gewiss  begreiflich,  dass  der  Besitz 
dieses  zunächst  freilich  nicht  actuellen  Rechtes,  auch  abgesehen 
von  den  sonst  an  den  Grundbesitz  geknüpften  rechtlichen  Präro- 
gativen auch  auf  rein  privatrechtlichem  Gebiete  mächtig  empfunden 
wurde  und  sonach  auch  seinen  Ausdruck  finden  musste. 

Näher  einzugehen  ist  hier  nur  noch  auf  die  Grenzen,  welche 
für  Beginn  und  Ende  der  Bethätigung  des  Eigenthumsrechtes 
aus  unmittelbaren  sachcnrechtlichen  Ursachen  gesetzt  sind,  oder 
was  dasselbe  ist,  auf  den  Umfang  und  Inhalt  der  leiherechtlichen 
Befugnisse,  deren  Besprechung  sich  indes  gleichfalls  mit  wenigen 
Worten  erledigen  lässt. 

Wir  finden  den  Beliehenen  im  Genuese  und  der  Ausübung 
eines  weitreichenden  Verfügungerechtes.  Abgesehen  von  ganz 
singulären  Bestimmungen  fehlt  cs  an  Festsetzungen,  die  den  Be- 
sitzer an  irgend  welchen  Dispositionen  hinderten,  welche  die  ge- 
wöhnliche Benützung  des  Gutes  mit  sich  bringt  oder  erfordert. 
Wo  nicht  ein  engerer  Verband  mit  dem  herrschaftlichen  Wirth- 
schaftsorganismuR  anderes  verlangte  oder  sonst  vertragsmässig 
Specialculturen  vorgeschrieben  waren,  standen  auch  Veränderungen 
der  Cultur,  Meliorationen  jeder  Art  ')  und  jede  Vorkehrung,  die 
nicht  zur  Verschlechterung  des  Gutes  führt,  in  der  rechtlichen 
Macht  des  Beliehenen.  Und  selbst  für  Dopravationen  sind  nur 
selten  rechtliche  Nachtheile  angedroht  *). 

')  Ausnahmen:  z.  B.  Art.  1206 — II  Knnen  11.  ,SH,  wo  BaufShrnngen  an 
die  ZustimmuDf;  des  Leiheherrn  gebunden  sind. 

•)  z.  B.  1233  MK.  ÜB  Ul.  481. 
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Ala  Nutzniesser  und  Besitzer  stand  er  natürlich  in  der  Ge- 
were  und  erfreute  sich  all  der  Vortheile,  welche  diese  mit 
sich  bringt. 

Dieses  weitgehende  fiecht,  dessen  Genuss  dem  Erbpächter 
eingeräumt  ist,  ist  überdies  nicht  gebunden  an  eine  bestimmte 
Zeit;  es  ist  auch  nicht  geknüpft  an  das  Leben  einer  einzelnen 
Person  ').  Im  Gegentheile  tritt  gerade  das  Moment  der  Erblich- 
keit des  Rechtes  so  sehr  in  den  Vordergrund,  das  nach  ihm  allein 
das  ganze  Bechtsinstitut  seinen  Namen  erhielt,  und  es  fehlt  nicht 
an  besonderen  Verbürgungen  für  die  Dauer  und  Unverbrüchlich- 
keit des  Verhältnisses  für  alle  Zeiten  *). 

Nach  den  gewöhnlichen  Bestimmungen  der  Leiheverträge 
wird  das  Gut  dem  zunächst  Bclichenen,  seinen  Kindern  und 
deren  Nachkommen  überlassen.  Also  die  Descendenz  des  Be- 
liehenen  ist  im  allgemeinen  zur  Nachfolge  in  das  Leiherecht  be- 
rufen. Dabei  finden  sich  dann  im  Einzelnen  Erweiterungen  und 
Beschränkungen  verschiedenster  Art.  Bald  sind  auch  andere 
Verwandte  des  ersten  Erwerbers  als  Rechtsnachfolger  zu- 
gelassen •)  oder  es  sind  die  Ascendenten  im  Falle  des  Abgangs 
einer  Descendenz  zur  Nachfolge  berechtigt  *).  Bald  ist  wieder 
ausdrücklich  das  ausschliessliche  Recht  der  Descendenten  oder 
auch  nur  der  ehelichen  Nachkommenschaft  des  ersten  Be- 
rechtigten •)  normiert. 

Häufiger  indes  und  wichtiger  als  diese  mehr  zufälligen, 
nicht  nothwendig  einem  inneren  Grunde  entsprungenen  Erb- 
einschränkungen, ist  eine  andere  Art  derselben,  nämlich  die 


')  freilich  linden  sich  vereinzelt  auch  solche  Fülle,  doch  sind  dies 
natürlich  nicht  Erbleihen.  Zeitleihen  z.  B.  HK.  UB.  I.  c.  1160,  613;  III. 
1249,  1015  Vitalleihen  z.  B.  HR.  UB.  I.  1122,  449;  111.  1221,  178  u.  e.;  auf 
das  Leben  zweier  Ehegatten  z.  B.  Hoeniger,  Kölner  Schreinsurkunden 
I.  Hart.  10.  III.  1.  Eine  vollständige  Zusammenstellung  bei  Lamprecht 
D.  W.  L.  1.  2.  936  Anm.  3. 

»)  z.  B.  1116  MR.  UB.  I.  432,  1136,  484;  1295  Lac.  II.  9Ö7  ähnlich 
auch  1140  HR.  UB.  II.  Nachtrag  zu  I.  No.  40. 

')  z.  B.  1135  HR.  UB.  I.  481. 

‘)  z.  B.  1234  MR.  UB.  III.  614. 

“)  z.  B.  1200  MR.  UB.  II.  182. 

*)  z.  B.  1184  Ennen  I.  98. 
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Beachränkung  auf  einen ')  oder  wenige ')  Leibeaerben  — eine  Ver- 
fügung, welche  der  „Sorge  für  die  Erhaltung  der  Bauerngüter“, 
oder  vielleicht  richtiger  gesagt  *),  der  Besorgnis  vor  einer  die 
gmndherrlichen  Einkünfte  schädigenden  Zersplitterung  der  rins- 
pflicbtigen  Hufen  ihre  Entstehung  verdankte.  Dieses  Prädomi- 
niren  des  leiheherrlichen  Interesses  findet  seine  besonders  deut- 
lichen Ausdrücke  in  den  Abmachungen,  in  welchen  das  recht- 
liche Schicksal  des  Gutes  nicht  weiter  beeinflusst  wurde,  sondern 
nur  dieüntheilbarkeit  derZinslast  im  Vertrage  bedungen  wurde  *). — 

Mögen  nun  diese  Beschränkungen  und  Regelungen  über  die 
Art  der  Vererbung  wie  immer  gestaltet  gewesen  sein,  immer 
verschafile  die  Verleihung  zu  Erbrecht  dem  Besitzer  die  Gewähr, 
dass  das  ihm  überlassene  Land  bei  seiner  Familie  dauernd  ver- 
bleiben, dass,  wenn  er  zur  Besserung  des  Grundes  etwas  beitrug, 
die  Früchte  seiner  Arbeit  ihm  und  den  Seinen  zum  Vortheile  ge- 
reichen sollten,  dass  kein  Willkürsact  der  Gutsherrschaft  ihm 
das  entreissen  konnte,  w-as  er  mit  seinem  Schweisse  erarbeitet  hat. 

So  gross  nun  auch  nach  dem  Gesagten  die  Bedeutung  war, 
welche  die  Erblichkeit  des  Rechtes  für  den  Berechtigten  hatte, 
und  so  sorgfältig  die  Pflege  war,  welche  in  Folge  dessen  gerade 
den  Bestimmungen  über  die  Vererbung  zu  Theil  wurde,  so  dürfte 
doch  darin  allein  noch  nicht  der  Grund  dafür  gelegen  gewesen 
sein,  dass  das  ganze  Bechtsinstitut  seit  früher  Zeit  und  später 
immer  allgemeiner  gerade  nach  dem  Momente  der  Erblichkeit 
und  nur  nach  dieser  seinen  Namen  erhielt.  Denn  alle  Kreise 
des  damaligen  Rechtslebens,  das  Landrecht  nicht  minder  wie 
Lehen  und  Dienstrechte  kannten  zur  Genüge  vererbliche  Rechte 
an  Grund  und  Boden,  und  speciell  das  Lehen  und  Hofrecht  hatte 
damals  schon  vererbliche  Nutzungsrechte  an  fremdem  Lande  ge- 
zeitigt, und  auch  dem  Landrechte  kann  solches  nicht  ganz  fremd 
geblieben  sein  ‘). 


’)  t B.  MR.  UB.  1.  lllö,  431;  c.  1132,  474;  U.  1200,  182;  1204,  221; 
1206,  225;  UI.  1232,  460;  1233,  481;  1234,  514;  Lac.  II.  1264,  648;  1286, 
821;  Ennen  UI.  1281,  211;  Quix  cod.  dipl.  AqaensU  1206,  70. 

’)  swei  Erben  z.  B.  1187  MU.  UB.  U.  90. 

’)  dies  hebt  schon  hervor  L.  F.  Gabkens,  Grundsätze  des  Dorf-  und 
Bauernrechtes,  Halle  1780  ^ 126. 

*)  so  bestimmt  z.  B.  Urk.  1283  MR.  ÜB.  lU.  489  nur,  dass  immer 
der  älteste  unter  den  Erben  zur  Zahlung  des  Zinses  verpflichtet  sein  soll. 
Vergl.  auch  (luix  1206,  70. 

*)  vergl.  dafür  o.  a.  die  Zinsleute  in  den  Spiegeln,  die  wenn  auch  be- 
schränkt so  doch  mitunter  vererblichen  Precarien  u.  a.  m. 
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Die  Erblichkeit  scheint  hier  nur  auch  noch  im  negativen 
Sinne  von  Bedeutung  gewesen  zu  sein,  indem  die  Verleihung 
an  einen  bestimmten  Besitzer  und  seine  Erben  indirect  zugleich 
auch  den  Ausschluss  aller  etwaigen  anderen  Erwerber,  den  Aus- 
schluss der  Veräusserungsbefugniss,  auszusprechen  scheint. 

Das  Nutzungsrecht  war  der  Regel  nach  bestimmt  für  eine 
Familie,  nämlich  für  die  Familie  des  zuerst  Beliehenen;  es  war 
aber  nicht  bestimmt  für  den  freien  Güterverkehr;  es  konnte  sich 
nicht  loslösen  von  dem  einen  Hause,  weil  es  nur  in  Verbindung 
mit  ihm  rechtlich  existierte  *). 

Entscheidend  in  dieser  Beziehung  ist  zunächst  die  Fassung 
der  Urkunden,  welche  die  Vererblichkeit  des  Rechtes,  den  Rechts- 
Übergang  auf  die  Descendenz  des  Beliehenen  entweder  nur  im 
allgemeinen  festsetzen  oder  auch,  und  zwar  in  nicht  seltenen  Fällen, 
mit  sorgfältiger  Berücksichtigung  von  Einzelheiten  ausführlich  be- 
sprechen ’),  eines  Veräusserungsrechtes  aber  meist  nicht  mit  einem 
Worte  gedenken  *).  Denn  es  ist  doch  entschieden  nicht  anzu- 
nehmen, dass  die  Leiheurkunden,  welche  die  rechtlich  relevanten 
Momente  des  Leihevertrags  oft  so  detailliert  enthalten,  uns  eine  so 
wichtige  Befugnis  verschwiegen  hätten;  es  erschiene  eine  solche 
Annahme  um  so  weniger  gerechtfertigt,  als  auch  die  Regelung, 
welche  das  gleiche  Rechtsverhältnis  in  späteren  Jahrhunderten 
erfahren  hat,  mit  dem  Inhalte  der  älteren  Urkunden  völlig 
übereinstimmt  *). 

In  einzelnen  Urkunden  jener  Zeit  findet  sich  die  Frage  auch 
positiv  geregelt.  Gewiss  nicht  die  Minderzahl  unter  ihnen  er- 
wähnen aber  die  Veräusserungsbefugnis  nur,  um  sie  mit  desto 


■)  der  gleichen  Ansicht  auch  Gobbera,  a.  a.  U.  S.  152.  In  späterer 
Zeit  ist  dies  freilich  anders  geworden. 

•)  vergl.  oben  S.  30. 

•)  vergl.  s.  B.  MR.  Uü.  1.  1092,  8«6;  1115,  432;  o.  1132,  474;  1134,  477; 
1135,  4«1;  Lac.  I.  1158,  396;  Ennen  I.  1177,  89;  1179,  92;  1184,  98;  II. 
1200,  2;  1217,  .56;  1225,  89;  1243,  229;  Duden  I.  1189,  105,  MB.  UB.  II. 
1200,  182;  1208,  239;  und  sehr  viele  andere.  Bezeichnend  in  dieser  Rück- 
sicht sind  gewiss  auch  die  Urkk.,  wie  1155  Lac.  I.  885  und  1253  Ouden  V. 
p.  24.,  welche  bei  der  Statuieruug  einer  ITcbcrtragungsgebiibr  als  einzigen 
Ealles  des  Hechtsüberganges  nur  des  Erbganges  gedenken. 

*)  vergl.  die  oben  S.  19  Anm.  1 abgedruckten  und  citierten  Stellen 
aus  dem  Solmser  I^andrecbt  VI.  Theil,  wo  die  Hechte  der  Berechtigten  aus- 
führlich genannt,  eine  Verkaufsbofugnis  gleichfalls  nicht  erwähnt  ist;  aus 
der  Nassau -Catzenelebog’schen  Landorduung  VII.  3 (Nahmer  p.  156)  . . . 
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grösserem  Nachdrucke  auszuschliessen ').  Daneben  finden  sich 
dann  freilich  auch  noch  andere,  die  dem  £rbpächter  den  Ver- 
kauf seines  Rechtes  zwar  gestatten,  dies  aber  entweder  an  des 
Leiheherrn  Zustimmung  knüpfen  *)  — also  eigentlich  mehr  eine 
rechtliche  Möglichkeit  ins  Auge  fassen,  ohne  dafür  ein  wirk- 
liches Recht  zu  gewähren  — oder  wenigstens  durch  die  Statuierung 
eines  Vorkaufsrechtes  *)  dem  Eigenthümer  die  Macht  ver- 
leihen, jeden  Unliebsamen  vom  Erwerbe  auszuschliessen.  Bemerkt 
sei  nur,  dass  das  spätere,  namentlich  das  städtische  Recht  von 
dieser  Gebundenheit  vielfach  abgegangen  ist*).  Für  das  ländliche 
Recht  blieb  aber  dieser  conservative  Character  lange  gewahrt, 
und  wo  ja  einmal  die  Uebertragung  des  Leiherechtes  von  einem 
Hause  auf  das  andere  wirthschaftiches  Bedürfnis  war,  half  die 
auch  später  noch  gerne  beliebte  Form , dass  der  Besitzer  auf 
sein  Recht  verzichtete  und  der  Leiheherr  den  von  jenem  Vor- 
geschlagenen neu  und  unmittelbar  erblich  belieb 

Dieselbe  anfängliche  Beschränkung  des  freien  Verkehres 
äusserte  sich  auch  dort,  wo  es  sich  um  partielle  Veräusserung 
des  Leiherechtes,  namentlich  in  Form  der  Verpfändung  und 


such  ohne  Verwilligung  seines  Leihe-  oder  Erb-Gutsherms  nicht  zu  vertheilen 
viel  weniger  etwas  daraus  zu  veräussem  noch  mit  Zinsen  ...  zu  besobweren. 
Das  churpfälzische  (161 1 zuerst)  erneuerte  Landrecht  enthält,  wenigstens  in 
der  bei  v.  d.  Nahmer  p.  tOl  ff.  gedruckten  Neupublication  von  1698,  V.  7 
p.  422  die  Veräusserungsbefugnis  dem  Rechte  des  römischen  Emphyteuten 
analog  geregelt,  was  jedoch  wahrscheinlich  aul  römischen  Einfluss  zurück- 
zufiihren  ist. 

•)  z.  B.  MR.  Uß.  U 1189,  98;  1206,  225;  UI  1215,  82;  1227,  324; 
1242,  760;  1245,  814;  (^uix  1206,  70;  Lac.  U 1264,  548;  1286,  821. 

>)  z.  B.  1206  Ennen  II  34;  1246,  250;  1247  HR.  L'B.  lU  899,  sowie  als 
Zeugnis  für  eine  auf  Grund  solcher  Genehmigung  erfolgten  Kecbta- 
äbertragung  1299  Ennen  III  488. 

•)  z.  B.  MR.  ÜB.  I 1168,  652;  U 1204,  221;  III  1289—1240,  646; 
1242,  743;  ähnlich  auch  1284  Ennen  UI  245. 

*)  z.  B.  schon  1181  Lac,  I 477;  Ennen  II  1254,  .330;  1257,  874;  wohl 
auch  UI  1294,  397  u.  402;  daun  die  bei  Ennen  Gesoh.  der  Stadt  Köln  I 
S.  421  Anm.  1 genannte  Urk.  Ferner  als  Beispiele  von  Uebertragunga- Ur- 
kunden, die  einer  leiheheirlichen  Bestätigung  nicht  Erwähnung  thun,  Lao.  II 
1250.  362;  1295,  957;  die  ganze  Entwickelung  eingehend  dargestellt  bei 
Arnold.  Rosenthal,  Gobbers  a.  a.  O. 

‘)  z.  B.  Ennen  II  1265,  485;  III  1285,  259;  1306,  6.36. 

r Jpfciwiid,  KrbUihra.  3 
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Weiterverleihuug  (Afterleihe)  handelte  Nur  dass  aus  den  bei 
Arnold  *)  angedeuteten  Gründen  die  Fortbildung  des  Leihe- 
rechtes  dort,  wo  das  Bedürfnis  nach  einem  freieren  Verkehrs- 
rechte besonders  lebhaft  empfunden  wurde,  also  vornelimlich  in 
den  Städten,  sich  für  diese  Fälle  verhältnismässig  leichter  voll- 
ziehen konnte.  Da  nämlich  das  Recht  des  Leiheherrn  völlig 
unverändert  aufrecht  blieb  und  durch  das  Hinzutreten  solcher 
neu  Berechtigter  sich  nur  der  Kreis  derer  erweiterte,  die  an  dem 
ordnungsgemässen  Bestände  des  Leiheverhältnisses  ein  rechtliches 
Interesse  hatten,  da  also  durch  derartige  Rechtsgeschäfte  un- 
zweifelhaft nur  eine  Verstärkung  der  leiheherrlichen  Position 
geschaffen  wurde,  so  fehlte  es  an  einem  Grunde  für  ein  die 
Verkehrsbedürfnisse  beschränkendes  Fingreifen  des  Leiheherrn. 
Doch  kam  dem  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Rechtes  natur- 
gemäss  keine  sonderliche  Bedeutung  zu. 

Hier  blieb  es  vielmehr  der  Regel  nach  schlechthin  bei  dem 
eben  gekennzeichneten  zweifachen  Rechte,  dem  in  jeder  Land- 
leihe das  Leihegut  unterworfen  war.  Dem  Eigenthume  des 
Leiheherru  stand  das  „Erbrecht“  des  Bcliehencn  gegenüber,  ein 
Recht,  welches  für  die  Dauer  seines  Bestandes  die  principiellc 
Omnipotenz  des  Eigenthümers  nahezu  zu  völliger  Machtlosigkeit 
brachlegte.  Erst  wenn  durch  Aussterben  der  beliehenen  Familie, 
oder  schon  früher  in  abnormaler  Weise  — z.  B.  durch  strafweise 
Besitzentsetzung  oder  durch  die  gewiss  zulässige  Dereliction  *) 


’)  Verpfandung  verholen  u.  a.  MR.  L'B.  11  llt<9,  9H;  120ti,  22.*);  Lac.  II 
12B4,  Ö48;  1286,  821 ; Quix  1206,  70  — dagegen  Recht  r.ur  Weitervermiethuiig 
eingeräumt  123ÖMR.  UB.  111  r>43  (städtisch.) — Über  Aftervorleihung  vcrgl. 
die  bei  Lampreebt,  deutsches  Wirthschaftslehcn.  1.  S 942,  Anm.  3 
cit.  Quellenstellcn,  welche  die  Afterverleihung  ausschliessen.  Die  älteste 
unter  ihnen  1165  MR.  UB.  II  Nachtrag  ru  I No.  43  scheint  richtiger  nicht 
als  Afterverleihuug  zu  deuten  zu  sein,  indem  die  Worte  sine  legitimi  tra- 
ditoris  dono  nicht  auf  den  Mangel  einer  Zustimmung  rur  Afterverleihung 
sondern  auf  den  Mangel  eines  Krwerbstitcls  überhaupt  zu  beziehen  sein 
dürften,  ohne  den  der  fragliche  colonus  Theile  von  dem  Colonata  üute  mit 
dem  benachbarten  zu  besserem  Rechte  besessenem  Oute  verbinden  wollte, 
— vergl.  ausserdem  Ennen  II  1235,  155  u.  1237,  168,  wo  dasselbe  Gut.  das 
zuerst  als  Erbgut  einem  Herzog  v.  Brabant  geliehen  wurde,  von  diesem  als 
Lehen  weiter  begeben  wurde.  Gobbers  .S.  163  f.  fasst  es  als  Afterleihe. 

*)  Gesch.  d.  Eigenthumes  S.  110. 

’)  Saehenrechtlich  gewiss  zulässig;  über  die  Wirkung  auf  die  Zins- 
pflicht I.  u.  S.  60. 
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des  Leihegutes  von  Seiten  des  Bcliehcnen  — das  Erbrecht  sein 
Ende  erreichte  und  erlosch,  lebte  das  Eigenthum  in  vollem  Um- 
fange wieder  auf. 

Dabei  tritt,  was  noch  liervorzuheben  ist,  deutlich  zu  Tage, 
dass  die  beiden  dinglichen  Rechte  das  Leihegut,  wie  oben  schon 
angedeutet  wurde,  in  seiner  Totalität  erfassten.  Von  einer  ver- 
schiedenen Behandlung  des  Gutes  und  der  Besserung,  wie  Arnold 
sie  für  Basel  annimmt  ’),  findet  sich  keine  Spur,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  eine  solche  Trennung,  die  im  städtischen  Rechte 
noch  denkbar  wäre,  bei  Landgütern,  deren  Besserung  haupt- 
sächlich in  Grund  und  Boden  liegt,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
real  überhaupt  nicht  durchführbar  gewesen  tväre.  Grund  und 
Boden  und  die  darauf  gelegten  Meliorationen  waren  dem  gleichen 
rechtlichen  Schicksale  unterworfen,  an  ihren  Vortheilen  erfreute 
sich  während  der  Dauer  des  Leiherechtes  die  Familie  des  Be- 
liehenen,  und  wenn  das  Leiherecht  schliesslich  selbst  sein  Ende 
erreichte,  so  gelangte  das  gebesserte  Gut  in  die  Hände  des  Leihe- 
herrn zu  weiterer  Verfügung  zurück  *).  üeberall  ist  das  Gut 
nur  als  eine  Einheit  genannt,  das  Gut,  wie  es  sich  eben  befindet, 
als  Rechtsobject  in  den  Händen  des  Eigenthüniers  wie  des  Be- 
sitzers; von  der  Besserung  wird  überhaupt  nicht  gesprochen.  Die 
späteren  Ausführungen  über  den  Zins  und  dessen  Sicherunge- 
mittel  werden  zeigen , dass  in  vielen  Fällen  auch  nur  diese 
Ordnung  der  Dinge  den  Ansprüchen  und  dem  Interesse  des 
Leiheherrn  zu  genügen  vermochte  *). 

Demnach  erscheint  das  ganze  Verhältniss  durchaus  einheitlich 
gestaltet,  und  unsere  Landleihe  ist  frei  von  all  den  Complicationen, 
zu  denen  die  Arnold'sche  Ansicht  führte. 

Zum  Schlüsse  dieser  sachenrcchtlichen  Betrachtung  der 
Leiheverhältnisse  soll  noch  die  Form  der  Begründung  derselben 
unter  Hinweis  auf  die  Rechtsgebiete,  in  denen  sie  sich  finden, 
einer  kurzen  Erörterung  unterzogen  werden. 

Der  Grund  für  diese  systematische  Anordnung  mag  darin 
erblickt  werden,  dass  alle  eventuellen  Formvorschriften,  welche 
für  die  Begründung  der  Leihen  in  Betracht  kommen  können. 


')  Zur  Geschichte  des  Kigenthums  in  den  deutschen  Städten. 
S.  172  ff.,  vergl.  auch  S.  IhO  ff.  und  Uobbers  a.  a.  0.  S.  ir>8. 

")  Ausdrücklich  ausgesprochen  z.B.  1267  Lac.  II  446;  1194ßnnen  III 397. 
’)  vergl.  unten. 

8* 
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eich  nur  auf  die  Begründung  des  in  ihr  gelegenen  dinglichen 
Rechtes,  nicht  auf  die  damit  verknüpften  obligatorischen  Ver- 
pflichtungsverhältnisse beziehen  können.  Denn  dass  bei  der  Er- 
richtung von  Leiheverträgen  sich  keine  Spur  eines  solennen 
Schuldversprechens  findet,  wird  schon  bei  der  oberflächlichsten 
Betrachtung  der  Urkunden  zur  vollsten  Gewissheit. 

Der  eigentlichen  Besprechung  des  formellen  Theiles  soll 
aus  Gründen,  die  sich  bald  durthun  werden,  ein  kurzer  Hinweis 
auf  die  Rechtsgebicte  (in  persönlicher  und  sachlicher  Beziehung) 
vuniusgchen,  welchen  unsere  lieiheverträge  angehüren;  sind  doch 
in  jenen  Zeiten  persönliche  und  sachliche  Beziehungen  für  Form 
und  Inhalt  der  Rechtsverhältnisse  oft  von  wesentlichem  Einflüsse. 

Dass  nur  unbewegliche  Güter  Object  von  Landleihen  sein 
konnten,  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Erwähnung,  und  es  wird 
in  dieser  Richtung  wohl  alles  Nöthige  gesagt  sein  mit  dem  Hin- 
weise, dass  auf  dem  Lande  neben  Grundstücken,  die  entweder 
schlechthin  oder  mit  der  Widmung  für  eine  bestimmte,  in  vielen 
Fällen  auch  erst  zu  schaffende  Cultur  übergeben  wurden,  auch 
Mühlen  ')  und  selbst  Zchentrcchte  '),  und  dass  in  der  Stadt  neben 
Bauplätzen  auch  fertige  Häuser  oder  Theile  derselben  wiederholt 
zu  Erbrecht  ausgeliehen  wurden. 

Wichtiger  ist  die  Frage  nach  den  am  Leiheverhältnisse  be- 
theiligten Rechtssubjecten. 

Abgesehen  von  manchen  in  den  wirthschaftlichen  wie  recht- 
lichen Verhältnissen  jener  Zeit  gelegenen  Momenten,  welche 
vielfach  dafür  bestimmend  waren,  dass  gerade  geistliche 
Anstalten  oft.  geneigt  sein  mussten,  ihre  Güter  leiherechtlich  zu 
vergeben,  liegt  wohl  in  der  Art  der  Ueberlieferung  und  der  Er- 
haltung des  urkundlichen  Materials  der  vornehmlichste  Grund 
dafür,  dass  in  den  auf  uns  überkommenen  Urkunden  fast  aus- 
nahmslos der  todten  Hand  die  leiheherrlichen  Rechte  zukommen. 
Gewöhnlich  sind  es  Klöster,  Kirchen,  Stifter  und  andere  kirch- 
lichen Institute,  die  uns  als  Leiheherrn  in  den  Urkunden  ent- 
gegentreten. 


')  1155  Lac  1 385;  1162  No.  13  der  von  Merlo  in  den  Ann.  des 
hiit.  Verein«  f.  d.  Niederrhein  «bgednickten  ürkk  ; 1196  Quix  cod.  dipl. 
Aqaensi«  68.  Ver^t  auch  die  ZuBammenstellunfr  bei  Lainprecht  D.  W.  L.  I.  2. 
S.  931  Anm  5;  Erbrechtsverlcihaufr  eine«  Bade«  1240  Quix  160. 

•)  7„  B.  1161  MR  UB  I 630,  1256  Böhmer  Frankf.  IIB.  p.  9!t;  1274 
p.  170;  «.  d.  ZuaamnienatellunK  bei  Larapreebt  D.  W.  L.  I.  2,  S.  9.S2  Anin.  1. 


Digitized  by  Google 


37 


Wie  es  überhaupt  mit  der  Erhaltung  weltlicher  Privat- 
urkuiiden  aus  früheren  Zeiten  sehr  schlimm  bestellt  ist,  so  sind 
auch  von  Leihehriefen  weltlicher  Personen  nur  sehr  wenige  auf 
uns  gekommen,  und  die  Phantasie  hat  r.iemlich  freien  Spielraum, 
will  sie  die  Zahl  der  Verlorenen  hoch  oder  niedrig  anschlagen. 
Die  wenigen  erhaltenen  Urkunden,  in  denen  die  Leiheherren 
weltliche  Personen  waren,  werden  später  noch  in  einem  andern 
Zusammenhänge  kurze  Erwähnung  finden. 

Bunter  und  abwechslungsreicher  ist  das  Bild,  welches  uns 
die  Schar  der  Beliehenen  gibt.  Hier  finden  eich  wohl  Leute 
aus  allen  Ständen,  wenn  auch  nicht  alle  in  völlig  gleicher  Art. 
In  einer  Urkunde  des  kölnischen  Klosters  Weiher  ist  der  Herzog 
von  Brabant  mit  einem  Hause  belieben ');  nicht  selten  stehen 
Abte  *)  und  Canoniker*),  Vögte  *)  und  Rittersleute®)  oder  Bürger*) 
als  passive  Glieder  in  Erblciheverträgen.  Auch  Kirchen  und 
geistliche  Anstalten  sind  häufig  in  erbrechtlichen  Besitz  von 
Grundstücken  gesetzt  worden;  sei  es,  dass  andere  kirchliche 
Institute  sie  in  dieser  Weise  dotierten,  oder  dass  Private  ihre 
frommen  Zuwendungen  in  diese  Formen  gekleidet  haben.  Es 
hängt  unzweifelhaft  wieder  mit  der  Überlieferung  älterer  Urkunden 
zusammen,  dass  fast  alle  uns  vorliegenden  Leihebriefe  weltlicher 
Herren  Zuwendungen  an  Kirchen  zum  Gegenstände  haben. 

Sehr  oft  gibt  uns  die  Urkunde  überhaupt  keine  Auskunft 
über  Stand  und  persönliches  Recht  der  Beliehenen;  aber  man 
wird  wohl  bei  dem  Umstande,  dass  ein  höherer  Stand  in  Ur- 
kunden meistens  doch  zum  Ausdrucke  gelangt  ist,  in  vielen 
solchen  Källen  nicht  irre  gehen,  wenn  man  solche  Beliehene, 
namentlich  auf  dem  Lande,  in  den  Kreisen  der  Bevölkerung  mit 
geminderter  Freiheit,  also  unter  der  ländlichen  Bauernbevölkerung 
oder  unter  anderen  Hufangehörigen  sucht,  aus  deren  Mitte  ja 
immer,  wo  es  galt,  unmittelbar  landwirthschaftliche  Zwecke  zu 
erreichen,  die  meisten  Kräfte  scheinen  herangezogen  worden 
zu  sein. 

Dabei  ist  noch  auf  eine  Verschiedenheit  hinzu  weisen,  welcher 


■)  1335  Ennen  II  155. 

>)  z.  B 1181  MR.  ÜB.  n 4.5. 

•)  z.  B.  1187  MR  ÜB.  n 87;  1230  MR  ÜB.  Ul  410. 

•)  z.  B.  1221  Lac  U 97. 

•)  z.  B.  1189  MR.  ÜB.  II  98;  1204,  221;  1256  Lao.  II  426. 
<)  z.  B.  1351  MR  ÜB.  Ul  1092  u.  a 
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nicht  nur  äusserliche  Bedeutung  zukommt.  In  vielen  Fällen  ist 
einem  Einzelnen  oder  einigen  wenigen  bestimmt  bezeichneten 
Personen  der  leiherechtliche  Besitz  cingeräumt.  Dabei  bietet 
sich  wenig  Besonderheit.  Aber  schon  in  einigen  der  zuletzt 
genannten  Fälle,  allgemeiner  überhaupt  dort,  wo  gleichzeitig 
eine  Mehrheit,  namentlich  abhängiger  Leute  in  ein  Leihever» 
hältnis  eintraten'),  äusserte  sich  nicht  selten  die  Tendenz  einer 
grösseren  Annäherung  an  analoge  hofrechtliche  Listitutionen  mit 
deren  genossenschaftlichen  Einrichtungen,  so  dass  die  Scheidung 
zwischen  beiden  im  einzelnen  oft  auf  Schwierigkeiten  stüsst. 

Wenden  wir  uns  nun  nach  dieser  vorbereitenden  Besprechung 
der  eigentlichen  Hauptfrage  nach  der  Form  der  Begründung 
unserer  Leiheverträge  zu,  so  ist  wohl  zunächst  mit  wenigen 
Worten  die  Fassung  unserer  Urkunden  selbst  zu  berühren. 
Cartae  im  technischen  Sinne,  also  Constitutivurkunden  sind 
dieselben  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  gewiss  nicht.  Es 
sind  vielmehr  Noticien  im  Sinne  Brunner's,  Urkunden,  aufge- 
nommen zu  Beweiszwecken  und  als  Beweismittel  für  spätere 
Zeiten.  Oft  und  oft  ist  dies  in  dem  Schriftstücke  selbst  bezeugt, 
und  in  andern  Fällen,  in  denen  es  nicht  besonders  zum  Aus- 
drucke kommt,  lässt  der  ganze  Inhalt  der  Urkunde  darüber 
keinen  Zweifel  entstehen. 

Verbrieft  ist  darin,  ’ut  firmum  et  inconvulsum  permaneat*,  der 
Iqhalt  des  Erbleihevertrages,  die  Thatsache  der  Überlassung  des 
Gutes  gegen  Zins  und  die  näheren  Bedingungen,  die  dabei  ver- 
abredet wurden;  also,  wenn  man  die  Terminologie,  welche  Air 
Eigenthumsübertragungen  namentlich  in  älterer  Zeit  feetzuhalten 
ist,  zur  Analogie  heranziehen  will,  etwa  das,  was  der  Sale  im  Sinne 
Sohm’s*)  entspricht;  von  der  traditio  hingegen  ist  dabei  nicht  die 
Hede.  Nun  stehen  unsere  Leih  Verträge  allerdings  in  einer  Zeit, 
in  welcher  dieser  Gegensatz  auch  für  den  Eigenthumsübergang 
seine  Bedeutung  verloren  hat’),  und  da  die  Begründung  des 
Leiherechts  wenigstens  auf  städtischem  Boden  nachweisbar  bald 
in  gerichtlicher  Form  sich  vollzog  und  in  der  Anschreinung  in 


*)  Bemerkt  sei,  dass  solche  £eleihun;;surkunden  nnter  den  erhaltenen 
Leihebriefeu  der  Zahl  nach  bei  weitem  in  der  Uinoritüt  sind. 

In  der  Festgabe  Tiir  Th  öl.  Zur  Geschichte  der  Auflasanng,  S.  96 

(16)  f. 

')  vergl.  Heusler,  Institutionen  d.  deutschen  Privatreobts  11  80. 
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den  Gerichtebüchern  ihren  Auednick  fand,  eo  tritt  bei  Beurtheilung 
des  formalen  Begründungeactee  zunächst  die  Präge  in  den  Vor- 
dergrund, ob  für  die  Erbleihen  in  der  Stadt  und  namentlich  auch 
auf  dem  Lande  gerichtliche  oder  aueeergerichtliche  Bestellung 
gebräuchlich  war,  beziehungsweise  gar  die  gerichtliche  Bestellung 
für  nothwendig  galt. 

Wie  Heusler*)  hervorhebt,  stehen  der  Lösung  dieses  Pro- 
blemes  deshalb  besondere  Schwierigkeiten  im  Wege,  weil  uns 
aus  dem  Kreise  landrechtlicher  Leihen  nur  solche  Beispiele  vor- 
liegen, welche  Güter  geistlicher  Anstalten  betreffen,  also  Güter, 
die  nicht  dem  Grafengerichte  unterstanden.  Für  Güter,  „die  von 
der  landrichterlichen  Gewalt  befreit  waren,  ohne  deshalb  in  einen 
grundherrlichen  Hof  zu  gehören,  fiel  die  Nothwendigkeit  gericht- 
licher Verleihung  weg,  und  darum  finden  wir  in  der  That  die 
Leihe  regelmässig  durch  Ausstellung  des  Leihebriefes  begründet“. 

In  der  Hauptsache,  namentlich  in  der  zuerst  genannten  Be- 
ziehung wird  man  He  usl  er ’s  allgemein  ausgesprochener  Ansicht 
auch  für  unsere  Gegenden  unbedingt  beitreten  müssen.  Was 
oben  über  die  Personen  unserer  Leiheverträge  gesagt  wurde, 
hisst  <larüber  keinen  Zweifel  aufkommen.  Sind  in  der  Mehrzahl 
der  uns  vorliegenden  Fälle  die  Leiheherrn  kirchliche  Institute, 
und  können  die  von  ihnen  gebrauchten  Rechtsformen  wegen  der 
exemten  Stellung  der  Kirche  nicht  als  entscheidende  Anhalts- 
punkte für  die  Beurtheilung  des  allgemeinen  Landrechtsbrauches 
herangezogen  werden,  so  enthalten  die  wenigen  von  weltlichen 
Herrn  erhaltenen  Leihebriefe  fast  ausnahmslos  Zuwendungen  an 
die  Kirche,  die  als  solche  gleichfalls  von  kirchlichen  Rechts- 
sätzen nicht  unbeeinflusst  sein  dürften. 

Dem  letzten  Punkte,  der  oben  angegebenen  H e u s 1 e r'schen 
Ausführungen,  dass  die  Leihe  regelmässig  durch  Ausstellung  des 
Leihebriefes  begründet  worden  sei,  wird  man  nach  dem  oben 
über  die  Form  der  uns  vorliegenden  Leiheurkunden  Gesagten 
speciell  für  die  Rheingegenden  sich  nicht  unbedingt  anschliessen 
können ; dieselben  werden  vielmehr  nach  den  dort  gegebenen 
Begründungen  als  schriftliche  Zeugnisse  über  den  in  ihnen  ge- 
nannten Vertragsinhalt  aufgefasst  werden  müssen. 

Als  solche  bezeugen  sie  die  Thatsache  der  Verleihung  und 


')  8.  8.  Ü.  II  179. 
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erwähnen  dabeihäiifig,d!i88(ler  Vertrag,  der  meist  von  dem  Vorstande 
einer  geistlichen  Anstalt  auegieng,  mit  Zustimmung  oder  Rath  der 
Mitglieder')  derselben  und  oft  auch  noch  unter  der  Zeugen- 
schaft ’)  von  Personen  abgeschlossen  wurde,  die  auf  dem  Briefe 
verzeichnet  wurden.  Oft  wird  die  von  einer  weniger  mächtigen 
geistlichen  Körperschaft  vorgenouinicne  Verleihung  vom  kirch- 
lichen Obern,  namentlich  dem  Bischöfe,  bestätigt^). 

Eine  ausdrückliche  Betonung , dass  das  geistliche  Gericht 
bez.  der  Herr  des  kirchlichen  Gutes  als  Gerichtsherr  die  Be- 
stellung des  Leiherechtes  vornahtn,  lässt  sich  durchaus  nicht 
nach  weisen;  die  Urkunden  sprechen  vielmehr  gewöhnlich,  wie 
ohen  schon  ausgcfuhrt  wurde,  davon,  dass  der  zur  rechtlichen 
Verfügung  über  das  Gut  Berechtigte  dasselbe  zu  erblichem  Rechte 
an  diesen  oder  jenen  ausgethan  habe,  und  dass  zur  Bekräftigung 
dieses  Rechtsaktes,  der  nach  allem  auch  ohne  diese  Bestätigung 
jterfect  erscheint*),  der  Leihehrief  unter  Hinweis  auf  die  an- 
wesenden Zeugen  ausgestellt,  eventuell  auch  besiegelt  wurde. 
Dabei  haben  denn  auch  die  Zeugen  viel  mehr  die  Rolle  von 
Benrkundungs-  als  von  Gerichtszeugen,  wofür  auch  der  Umstand 
zu  sprechen  scheint,  dass  man  nicht  selten  ihrer  gar  nicht  ge- 
dachte und  es  sich  mit  der  Verbriefung  und  Besiegelung  allein 
genügen  liess  *). 

Freilich  findet  man  daneben  vereinzelt  auch  die  Erwähnung 
von  eigentlichen  Gerichtszeugen,  den  Schöffen  *)  namentlich  ini 
Gebiete  des  städtischen  Rechtes,  in  welchem  die  gerichtliche 


')  1180  MB.  UB.  n 30;  1181,  ih. 

>)  1236  MR.  OB.  m 5+1. 

*)  Der  Urnnd  hierzu  kann  ebenso  in  der  (rerichtsbarkeit  des  Bischoles 
wie  darin  fjelegeu  sein,  dass  bei  Kinräumung  eines  so  weit  reichenden 
Rechtes  an  einem  kirchlichen  Gute  die  Zustimmung  des  Bischofs  erforder- 
lich schien.  (Kirchliches  Veräusserungsverbot.l 

*)  z.  B.  Ut  autem  possessio  hec  prcscripto  pacto  eis  stantibus  in  con- 
vtilsa  permaneat,  nomina  . . . prolatorum  quam  cetcrorum  canonicorum, 
qui  huic  facto  interfuerunt  annotari  dignum  dnximus.  IKiO  MR.  UB.  1618- 
>)  vergl.  z.  B.  MR  UB.  II  120G,  22ö.  III  1218,  86;  1230,  409;  1233, 

481;  12314,  489;  1237,  608;  1246,  882;  Lac.  II  1221,  97  u.  a.  m. 

•)  vergl.  z.  B.  1216  Ennen  II  53  MR.  UB.  III  1223,  218;  1228—1229, 

340  oder  die  ausdrückliche  Beurkundung  einer  Erbleihebestellung  durch 

Mainzer  Richter  1181  MR.  UB.  II  19.  Vergl.  auch  die  Schreinsuoten; 
dieselben  begnügen  sich  zwar  in  der  Regel  mit  dem  Hinweise  inde  testi- 
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Bestellung  sich  insbesondere  in  späterer  Zeit  zur  allgemeinen 
Regel  herausgebildet  hat ').  Doch  scheint  in  den  älteren  Leihe- 
briefen auch  hier  die  Heranziehung  der  Schöffen  mehr  die  Be- 
deutung einer  möglichst  öffentlichen  Beglaubigung  des  bereits 
perfecten  Geschäftes  gehabt  zu  haben,  als  die  einer  Mitwirkung 
des  Gerichtes  ztiin  Zwecke  der  Begründung  und  Constituierung 
des  Leiheverhältnisses,  wofür  man  in  dem  nicht  seiten  beliebten 
Wortlaute  der  Urkunden  eine  Stütze  finden  kann,  die  ausführen, 
dass  der  Vertrag  mit  diesem  oder  jenem  Inhalte  abgeschlossen 
worden  sei,  und  dann  etwa  weiter  fortfahren:  in  huius  rei  testi- 
monium,  also  zum  Zwecke  der  Bezeugung  des  abgeschlossenen 
Vertrages,  praesentein  cedulam  ....  sigillis  noininibusque  pre- 
fatorum  ecciesie  nostre  et  canonicorum  nec  non  et  scabinorum 
Treverensium  fecimus  communiri 

Überall  hier  handelt  es  sich  um  Rechtsgeschäfte  kirchlicher 
Anstalten,  und  wenn  auch  nach  dem  Gesagten  das  hier  Übliche 
einen  Schluss  auf  eine  analoge  Ausgestaltung  in  dem  Rechtsver- 
kehrc  von  Privaten  nicht  schlechthin  zulässt,  so  darf  man  doch 
gewiss  für  einzelne  Punkte  in  dem  für  geistliche  Institute  ange- 
wendeten Rechte  den  Ausdruck  allgemeiner  Rechtsgedanken 
erblicken.  So  ist  es  doch  sicher  auffallend,  wenn  in  einer  und  der- 
selben Urkunde,  die  von  einem  compliciertcren  Rechtsgeschäfte  be- 
richtet, gelegentlich  der  Bestellung  gewisser  dinglicher  Rechte,  wie 
des  Eigenthums  und  Pfandrechtes,  die  Mitwirkung  der  Schöffen  aus- 
drücklich hervorgehoben  wird,  während  unmittelbar  darauf,  wo  über 
die  Begründung  eines  Erbleiherechtes  an  demselben  Gute  und  unter 
denselben  Personen  gesprochen  wird,  jeder  analoge  Hinweis  fehlt  ’). 

monium  civibus  ut  iustum  est  dediase  und  Ähnlichem  z.  fi.  Hoeniger  1, 
Hart.  2 U 33;  43;  2 IV  22;  34;  3 II  29;  dagegen  ausrdhrlich:  Ut  hoc 
vero  factum  a nnllo  mutari  vel  iufringi  poasit  aub  testimonio  (I.  et  D.  qui 
tune  magistri  civium  eraut  uotari  fecimus  etc.  Laur.  1 VI  1,  ähnlich  Laur. 
1 VII  8;  die  Notiz  factum  coram  iudicc  et  magistria  . . . z.  B.  a.  a.  ü.  Mart. 
5.  III.  2 (Zeitpaebt). 

*)  s.  Uobbera,  Erbleihe  und  Rentenkauf,  S.  171  ff. 

•)  1278  MR.  UB.  m 340. 

*)  vergl.  Urk.  1228 — 29  MR.  UB.  III  340,  wo  von  der  Erbrechtbestellung 
ohne  weiteren  Zusatz  berichtet,  dagegen  bei  der  gleichzeitigen  Begründung 
des  Pfandrechtes  zur  Sicherstellung  der  Zinsleistung  die  Mitwirkung  der 
Schöffen  hervorgehoben  wird;  dann  Urk.  1286  Lac.  II  821,  wo  bei  der  Eigen- 
thumsübertragung an  das  Kloster  (freilich  ist  der  Veräuaserer  eine  weltliche 
Person)  die  Mitwirkung  der  Schöffen  ausführlich  erwähnt  wird,  während 
bezüglich  der  gleich  darauf  beurkundeten  Rückverluibung  zu  Erbrecht  nichts 
davon  gesagt  ist 
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Da  dürfte  denn  doch  die  Annahme  nnhcliegen , dass  dereclbe 
Rechtfgcbrauch , der  in  dem  älteren  Rechte  nach  ziemlich  all- 
gemein herrschender  Ansicht  *)  für  die  Übertragung  zu  leibe- 
rechtlichem Besitze  weniger  solenne  Investitursförmlichkeiten 
als  für  Eigenthumsübertragungen  verlangt  hat,  auch  in  der  späteren 
Zeit  noch  zur  Geltung  kam. 

Zum  Schlüsse  sei  hier  noch  darauf  verwiesen,  dass  auch  die 
ganz  singulär  erhaltenen  Leihebriefe,  welche  über  Rechtsgeschäfte 
unter  Weltlichen  aufgezeichnct  wurden,  nicht  gegen  diese  Ver- 
muthung  sprechen  *). 

Nach  all  dem  scheint  die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  die 
Begründung  des  Erbleihercchtes  weniger  strengen  Rcchtsformen 
unterlag,  als  für  Eigenthumsübertragungen  vorgeschrieben 
waren,  und  dass  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  im  allgemeinen  — 
wenigstens  für  das  flache  Land  — nicht  als  Erfordernis  gegolten  hat*). 

Es  erübrigt  noch,  mit  wenigen  Worten  auf  die  Modalitäten 
einzugehen,  unter  welchen  sich  der  Rechtsübergang  von  einem 
Besitzer  auf  den  Nachfolger  vollzog.  Nach  den  obigen  Aus- 
führungen spielt  dabei  die  Übertragung  des  Leiherechtes  inter 
vivos  für  die  älteren  Zeiten  und  namentlich  auf  dem  Lande 
sicherlich  keine  bedeutende  Rolle.  Man  wird  hier  im  allgemeinen 
mit  der  Annahme  nicht  irre  gehen,  dass  der  Regel  nach  jede 


')  vergl.  Ileusler,  Die  Gewerc,  S.  .’ii);  Bescicr,  Erbverträge  I § 4- 
*)  vergl.  1263  Lac.  II  539  . . . ego  Wilhetmus  vir  nobilis  de  Hanen- 
bmeke  una  cum  uxore  mea  ...  et  61io  meo  . . . bona  de  Bunterbniok,  que 
convcutiia  de  Same  comparavit  a Godeawino  milito  et  suis  heredibua,  ad 
DOS  pertiueotia  couventui  iamdicto  in  Same  iure  contulimus  hereditario, 
ea  vidclicet  conditione  ut  m.  conventua  nobis  et  uostris  heredibua  anno  quo- 
libet  festo  Martini  ...  V sol.  den  . . . exhibeat  sine  omni  moleatia  vadio- 
rum  et  sic  ab  omni  inquietudine  exemte  permancant.  nec  aliquid  de  eisdem 
bonis  nobia  ex  accidenti  provenire  poterit.  Ut  autcra  hoc  factum  in  con- 
vulsum  et  stabile  permaneat,  hanc  cedulam  nostri  sigilli  appensione  diguum 
duximus  roborari.  Actum  et  datum  . . . Testes  . . . 

Dass  die  Erbleihcn  in  der  Stadt,  spcciell  in  Köln  häufig,  vielleicht 
regelmässig  in  die  Schreinskarten  eingetragen  wurden,  ist  aus  denselben 
zu  entnehmen;  vergl.  Hoeniger,  Kölner  Schreinsurkunden,  z.  B Mart. 
2 II  33j  43;  2 III  16;  2 IV  22;  34;  3 I 14;  42;  45;  3 II  29;  3 IV  12;  17; 
4 II  7;  4 III  9;  4 V 8;  9 I 13;  9 IV  13;  13  I 15;  Laur.  I VI  1 ; 1 VII 
8;  3 m 2;  4 II  18;  4 IV  7;  6 III  9;  Brig.  1 II  1;  6;  7;  2 I 16;  21;  2 II 
22;  23;  2 III  28;  3 III  7;  3X1;  Col.  2 VIII  12  u.  a.  m. 
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solche  Übertragung  unter  Lebemlcii  in  irgend  einer  Weise  die 
Mitwirkung  des  Leiheherrn  zur  Voraussetzung  hatte,  und  dass 
die  dabei  beobachteten  Formen  sieh  oft  vou  dem  nicht  unter- 
schieden haben  mögen,  was  bei  Neubegründungen  von  Leihe- 
rechten  gebräuchlich  war  — kam  ja  doch  vielfach  die  Über- 
tragung dadurch  zustande,  dass  das  Recht  in  der  Person  des 
Erwerbers  neu  ins  Leben  gerufen  wurde  — ; gewiss  aber  sind  die 
hiebei  geforderten  Formen  namentlich  in  Beziehung  auf  eine 
eventuelle  Mitwirkung  des  Gerichtes  nie  strenger  als  hei  der 
Begründung  gewesen. 

Wichtiger  ist  die  Frage  nach  dem  Rechtserwerbe  im  Erb- 
gange. Trat  der  Erbe  unmittelbar  in  das  Recht  und  den  Be- 
sitz seines  Erblassers  ein,  oder  war  hiezu  eine  Einweisung  oder 
Bestätigung  oder  überhaupt  eine  Mitwirkung  des  Leiheherrn,  etwa 
wie  im  Lehenrechte,  erforderlich? 

Für  die  Stadt  Köln  neigt  sich  Gobbers  einer  Entscheidung 
der  Frage  im  Sinne  der  zweiten  hier  gestellten  Alternative  zu 
und  zwar  auf  Grund  mehrerer  Urkunden,  in  welchen  einer  solchen 
leiheherrlichen  Bestätigung  als  einer  landesüblichen  Sitte,  eines 
Gewohnheitsrechtes  gedacht  wird.  Indessen  spricht  die  älteste 
der  von  ihm  genannten  Urkunden  ')  überhaupt  nicht  von  einer 
leiheherrlichen  Investition,  sondern  bestimmt  nur:  cum  veroaliquem 
ipsorum  decedere  contigerit,  sicut  mos  est  civitatis  ibidem 
quod  quantum  solvere  annuutim  tenentur  tantum  ecclesie  nostre 
assignabunt,  — eine  Festsetzung,  die  höchstens  den  Schluss 
rechtfertigen  könnte,  dass  eine  solche  Todfallsabgabe  landesüblich 
gewesen  sei.  Wahrscheinlich  aber  beziehen  sich  die  Worte  ’sicut 
mos  est  civitatis*  zunächst  auf  die  Höhe  dieser  Abgabe,  die  dem 
jährlichen  Zinse  glcichkommen  soll.  In  diesem  Sinne  sind  ganz 
unzweifelhaft  die  entsprechenden  Worte  in  der  zweiten  von  Gobbers 
angeführte  Belegstelle  ’)  zu  deuten,  in  der  freilich  von  einer 

■)  a.  1333.  Mitgetlieilt  von  Csrdsuns  in  den  Annalen  dea  hist. 
Vereins  für  den  Miederrhein,  Heft  38  8.  13  (recte  17)  als  Mo.  30. 

124Ö  Ennen  II.  2-U.  Statuimus  ctiam  , ut  quaudocumqne  vel  quo 
cienscumque  institutio  heredum  in  dicta  bona  fuerit  innovanda,  ipsorum 
bonorum  reqnisitio  ab  hereJc  ad  illum  fieri  dobet,  qui  prefuerit  oflicio 
Inminai  ium.  Et  idem  . . . heredum  ad  ipsa  bona  recipere  tenebitur,  illo  dum- 
taxat  iure  contentus  pro  rcceptionc,  quod  aibi  deberi  certuro  est  ex 
tribus  solid is  an  tedictis  ('=»jährlicherZins)8ecundum  consuetudinem 
adiacentium  arearum,  quod  etiam  intelligi  solumus  de  quolibet  . . . . 
successore. 
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durch  den  Vorsteher  des  officium  liiniinarium  des  St.  Gereons- 
stiftes Torzunehmenden  Erneuerung  und  Einweisung  in  die  Leihe 
gesprochen  ist.  Nur  die  dritte  als  Argument  bezogene  Urkunde  *) 
von  1268,  die  demselben  St  Gereonsstifte  angehört,  spricht  von 
der  Investierung,  sicut  moris  cst  et  consuctudinis,  und  bezeichnet 
dieselbe  als  zugehörig  zu  dem  auch  oben  genannten  officium 
quod  dicitur  luminarium. 

Ueberlegt  man  demgegenüber,  dass  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Leihebriefe  und  Leihereverse,  die  auf 
uns  gekommen  sind,  von  ähnlichen  Bestimmungen  und  Hinweisen 
auf  leiheherrliche  Bestätigungen  sich  im  allgemeinen  nicht  eine 
Spur  findet,  so  wird  man  wohl  berechtigt  sein,  die  von  Gobbers 
alsStützen  für  seine  Ansicht  herangezogenen  urkundlichen  Beispiele 
eher  als  Singularitäten  ’)  zu  betrachten,  statt  in  ihnen  den  Aus- 
fluss einer  allgemeinen  Regel  zu  erblicken.  Es  fällt  doch  gewiss 
schwer,  anzunehmen,  dass  von  der  Nothwendigkeit  einer  Rechts- 
bekräftigung durch  den  Leiheherrn,  wenn  sie  wirklich  in 
grösserer  Allgemeinheit  bestanden  hätte,  nur  so  ausnahmsweise 
Erwähnung  geschehen  wäre,  zumal  in  solchen  b'ällen,  in  welchen 
z.  B.  die  ausdrückliche  Befreiung  von  jeder  Übertragungsgebühr 
es  wohl  nahe  genug  gelegt  hätte,  demgegenüber  dieses  Er- 
fordernisses der  Bestätigung  zu  gedenken. 

Hier  sei  nur  aus  der  späteren  Darstellung*)  vorgegriffen,  dass 
in  den  meisten  Leihen  auch  keine  Übertragungsgebühr  im  Erbgange 
verlangt  wurde,  und  nicht  wenige  eine  solche  besonders  aus- 
schliessen.  So  dürfte  es  wohl  berechtigt  sein,  in  dem  Mangel 
einer  solchen  für  den  Erbgang  zu  zahlenden  Gebühr  bcz.  der 
ausdrücklich  stipulierten  Befreiung  davon  einen  Hinweis  auf  die 
Formlosigkeit  des  Rechtsüberganges  von  Todeswegen  und  darin 
weiter  vielleicht  mit  eine  Ursache  zu  erblicken  für  die  aus  der 
späteren  Geschichte  des  Institutes  bekannte  immer  weiter  fort- 
schreitende Verflüchtigung  des  alten  leiheherrlichen  Eigenthums- 
rechtes. 


')  Ennen  II.  50H. 

*)  Als  solche  darf  wohl  die  auch  sonst  abnormale  Urk.  von  1 162  gelten,  mit* 
getheilt  vonUerlo  in  den  Ann.  des  hist.  Vereins  f.  d.  Niederrhein  £d.  23 
No.  13;  XII  den  . . . pro  nova  in  ipsa  molendini  susceptione  dare  deberent; 
ebenso  1206  Quix  70.  — Andere  analoge  Fälle,  die  freilich  meist  nicht  völlig 
freien  Character  tragen,  s.  unten  S.  76. 

•)  vergl.  des  näheren  S.  76  f. 
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i.  Die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  Eigenthünter 
und  Belieheneni. 

(Die  obligatiunenrechtlichen  Eleracnte.) 

Die  einzige  wesentliche  und  in  allen  Leiheabmachungen 
wiederkehrende  Vertragsbestimmung,  welche  gegenseitige  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  zwischen  Leiheherrn  und  Beliehenern  fest- 
setzte, war  die  Bestimmung  Uber  die  Zinspflicht,  diedem  Letzteren  als 
Gegenleistung  für  die  gewährte  Nutzung  oblag.  iSo  war  auch 
die  Bezahlung  des  Zinses  die  erste  Pflicht  des  Besitzers  des 
Leihegutes,  gewissermassen  die  Bedingung  für  den  Fortbestand 
seines  Rechtes,  und  umgekehrt  das  Zinsbezugsrecht  die  wichtigste 
oft  einzige  actuelle  Befugnis  des  Leiheherrn. 

Seinem  Inhalte  nach  konnte  der  Zins  ein  sehr  verschiedener 
sein.  Wir  finden  oft  Geldzinse  und  wenigstens  in  den  einfacheren 
Verhältnissen  daneben  ebenso  Naturalzinse,  diese  wieder  bald 
quotativ,  bald  quantitativ  festgesetzt,  oft  wieder  Geld-  und  Na- 
turalleistungen mit  einander  verbunden  und  unter  den  letzteren 
selbst  wieder  nach  Art  und  Zahl  die  grösste  Mannigfaltigkeit. 
Nur  in  einem  Punkte  stimmen  alle  Uberein.  Einheitlich  und 
der  Idee  nach  unabänderlich  für  alle  Zeiten  wurde  der  Zins 
allüberall  schon  bei  Eingehung  des  Vertrages  definitiv  normiert  ; 
eine  Veränderlichkeit  seiner  Art  und  Grösse  bei  etwaiger  spä- 
terer Veränderung  der  Gute  Verhältnisse  lag  nicht  in  den 
Intentionen  der  vertragschliessenden  Theile,  und  nicht  selten  ist 
die  Unveränderlichkeit  des  Zinses  trotz  aller  Wandlungen,  welche 
dem  Gute  begegnen  mögen,  für  alle  Zeiten  ausdrücklich  garantiert*). 
Aber  auch  in  den  anderen  Fällen,  in  welchen  ein  besonderer 


')  Dem  ateht  nicht  entgegen,  dass  r.uweilen  für  bestimmte  Jahre,  z.  B. 
für  die  Zeit  der  Rodung,  besondere  Zinsbestimmungen  sich  finden,  wie  z.  B. 
1204  MR.  UB.  11.  221,  oder  dass  dem  zuerst  Belichenen  gegenüber  seinen  Nach- 
folgern ein  geringerer  Zins  auferlegt  wurde,  wie  116.S  t^uix  6.5. 

*)  z.  B.  rata  et  indissulobili  conventione  fruantur  IllöMR.  UB.  1 462; 
Erhöhung  ausgeschlossen  z.  B.  Lac.  I 1181,  477;  II  1310,  36;  ähnlich  1263, 
639;  1233  HR.  UB.  III  486;  trotz  Beschädigung  des  (lutes  keine  Herab- 
minderung des  Zinses  z.  B.  1236  MR.  UB.  III  577  und  sehr  häufig  im 
städtischen  Rechte;  trotz  Sterilität  oder  anderen  Unglücksfällen  auf  länd- 
lichem Boden  Unveränderlichkeit  des  Zinses,  z.  ß.  1206  Qnix  70:  Propter 
sterilitatem  vel  quecumque  alia  infortunia  pensio  . , . non  est  inminuenda, 
mit  der  Motivierung:  Utiliores  enim  anui  cum  minus  utilibus  erunt  com- 
pensandi. 
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Hinweis  dieser  Art  fehlt,  lassen  die  Leiheurkunden  über  die  be- 
absichtigte Constanz  des  Zinses  einen  Zweifel  nicht  aufkommen. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass,  wenn  eine  Veränderung  des  Zinses 
in  Aussicht  genommen  wurde,  dies  seine  genaue  Normierung  fand, 
spricht  doch  der  überall  als  wesentlich  wiederkehrende  Vertrags- 
inhalt ’concessimus  iure  hereditario  in  perpetuum  possidendum  . . . 
ea  ratione  ut  singulis  annis  V sol  od.  dimidietatim  vini,  tot  maldra 
silignis  solvat*  mit  Entschiedenheit  für  die  obige  Ansicht,  so  dass 
man  wohl  befugt  sein  dürfte,  in  der  einzelnen  Verträgen  beige- 
fügten  Clausel,  welche  diese  Unabänderlichkeit  expressis  verbis 
hervorhebt,  eher  einen  Protest  gegen  eine  als  ungebührlich 
empfundene  Anmassung  Einzelner,  als  eine  Ausnahme  gegenüber 
einer  gegentheiligen  Regel  zu  erblicken  '). 

Auch  in  dem  namentlich  später  oft  zu  Tage  tretenden  sorg- 
samen Bemühen,  die  Zinsleistung  gegen  Veränderung  durch  den 
Wechsel  der  Hasseinheiten  und  des  Geldfusses  zu  schützen  *), 
kann  man  einen  Hinweis  in  der  gleichen  Richtung  erblicken. 
Denn  wozu  all  diese  Cautelen  und  Vorsichtsnahmen,  wenn  man 
in  dem  Zinse  eine  veränderliche,  etwa  nach  den  jeweiligen  Zeit- 
verhältnissea  zu  bestimmende  Grösse  gesehen  hätte ! 

So  kann  man  diese  principielle  Constanz  des  Leihezinses 
geradezu  als  wesentliches  Moment  des  Erbleiheverhältnisses  be- 
zeichnen, und  es  wird  die  Behauptung  wohl  keinem  Widerstande 
begegnen,  dass  dieser  Umstand  nicht  minder  zur  Verbreitung 
und  Einbürgerung  des  Rechtsinstitutes  in  die  weitesten  Ge- 
sellschaftskreise beigetragen  hat,  wie  die  Erblichkeit  und  die 
Freiheit  von  hofhörigen,  persönlichen  Lasten.  Nichts  hätte  auch 
den  Eifer  des  Landmannes  zur  Ueberwindung  aller  Mühen  einer 
schweren  Rodungsarbeit  und  zu  stetigen  Verbesserungsbestrebungen 


*)  Auch  in  anderen  Fragen  lässt  sich  hier  verfolgen,  wie  manches  zu- 
nächst als  selbstverständlich  Verschwiegene  später,  um  Zweifel  auszu- 
schliessen,  eigens  stipuliert  wird. 

*)  z.  B.  neben  dem  Qeldfusse  Angabe  des  Gew  ich tes ; 20  sol.—  1 marca  argenti 
1160  UK.  UB.  I 618;  oder  Hinweis  auf  das  jeweils  am  Zahlungsorte  gang- 
bare Geld:  Hnnen  111  1289,  331  pro  tempore  solutionis  currentis;  ähnlich 
1294,  397;  I3Ü6,  53ö ; Quden  II  1292,  S.  273;  oder  noch  ängstlichere  Be- 
stimmungen, wie  die  Deponierung  einer  Mustermünze  in  einen  Bchöffenschrein 
1301  Lac.  lU  11. 
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mehr  anfachen  können,  aU  die  Au(<bicht,  dasa  daa  Ergebnia 
seiner  Bemühungen,  die  Frucht  aeinea  Fleiases  auaechlieaalich  ') 
seinem  Hause  zu  Gute  kommen  sollte I — 

Ueber  die  juristische  Natur  der  an  Zinse  gelegenen  Zahlungs- 
verbindlichkeit sagen  uns  die  Quellen  uuuiitttelbar  natürlich  gar 
nichts.  Ausdrücke  wie  coucessimus  illi  ea  conditiuue*),  ea 
ratione’j,  hoc  ordine*j,  eo  pacto^),  sub  tali  forma”),  ita’),  ut 
persolvat,  sind  die  gewöhnlichen  Worte,  in  welche  die  Statuierung 
der  Zinspflicht  in  den  Urkunden  gekleidet  wurde.  Daneben 
finden  eich  Wendungen,  wie  in  hac  forma  coniraximua,  oder  unde 
(=  von  dem  geliehenen  Gute)  quolibet  anno . . persolvere  tenetur  *) 
oder  noch  kürzer  aub  penaione  annua*),  oder  censu’*’)  dare,  susci- 
pere,  concedere  pro  tot  maldris  eolvendis  ")  und  viele  andere  mehr. 

Ueberall  kommt  zum  Ausdrucke,  dass  der  jeweilige  Besitzer 
zur  Zahlung  des  vereinbarten  Zinses  verpflichtet  sei,  und  dass 
an  den  Besitz  des  Gutes  als  Äquivalent  für  die  dauernd  über- 
lassene Nutzung  eine  dauernde  Zinspflicht  gebunden  sei. 

Bei  dem  völlig  stabilen  Charakter,  den  damals  das  Erbleihc- 
verhältnis  trug,  kamen  eine  Reihe  von  Fragen,  die  später  actuell 
wurden,  als  dos  Leiherecht  viel  von  seiner  conservativen  Natur 
verloren  und  sich  zu  einem  beweglichen  Objecte  des  Güterver- 
kehres umgewandelt  hatte,  überhaupt  gar  nicht  zur  Entstehung. 
Das  Eine  war  sicher:  Wer  durch  Beleihung  oder  durch  Erbgang 


')  Dies  trifft  freilich  nur  bei  fixem  Geld  oder  fixem  Nataralxinse  ganz 
zu.  Bei  quotativ  bestimmtem  Zinse  nimmt  der  Loiheberr  verhältnismässig 
Antheil,  und  da  der  Zins  dann  der  Regel  nach  vom  Brutto-Rrtrage  berechnet 
wurde,  so  konnte  der  Leiheherr,  der  für  die  Arbeitskosten  nicht  zu  sorgen 
hatte,  besser  daran  sein  als  der  Beliehenc. 

*)  z.B.  MR.  UB.  I 1160,  61«;  II  1164—1189,  100;  1198-1210,  272;  III 
1214,  28;  1220,  147;Knnen  11  1230,  120;  1210,  206  ; 209;  1100  Quix  78. 

*)  X.  B.  MK.  UB.  n 1181,  46. 

*)  z.  B.  MR.  UB.  II  1194,  137. 

”)  z.  B.  1189,  Und.  I p.  291.  MR.  UB.  II  1208,  239;  III  1218,  86; 
1248  Annalen  des  hist.  Verein  f.  d.  Niedcrrbcin  38,  p 18.  No.  21. 

*)  z.  B.  MR.  UB.  II  1197,  170;  1200,  182. 

’)  Z.B.MR  UB.  U 1181,  49;  1189,  100;  1200,  186;  Ennen  II  1238,  179. 
")  z.  B.  MR.  UB.  U 1187,  90;  ähnlich  III  1223,  218. 

•)  z.  B.  MR.  UB.  III  1215,  32. 

■•)  z.  B.  MR.  UB  II  1185,  71;  1212,  286. 

'•)  z.  fi.  Quix  1196,  68. 
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in  den  Besitz  des  Gutes  gelangte,  war  zur  Zahlung  des  Zinses 
verpflichtet,  und  den  Säumigen  trafen  alle  die  Rechtsnachtheile, 
die  als  Folgen  der  Saumsal  durch  besondere  Vertragsbestimmung 
in  concreto  stipuliert  oder  auf  Grund  eines  allgemeinen  Her- 
kommens gebräuchlich  waren. 

Neben  Verabredungen,  welche  die  Siclierheit  des  Zinses 
garantieren  sollten,  wie  namentlich  Pfandbestellungen,  finden  sich 
zunächst  nicht  selten  Oonventionalstrafen,  die  den  Zweck  hatten, 
die  pünktliche  Zahlung  des  Zinses  zu  verbürgen. 

Dabei  begegnet  man  im  Einzelnen  vielfachen  Verschieden- 
heiten. Manchmal  trefien  wir  sehr  strenge  Bestimmungen,  wie 
z.  B.  Verdoppelung  des  Zinses  ')  oder  eine  stetige  Vergrösserung 
der  Zinsschuld,  j c länger  die  Säumnis  währt  *).  In  anderen  Fällen 
war  es  dem  säumigen  Leihemann  wieder  gestattet,  noch  eine 
gewisse  Zeit  nach  dem  Fälligkeitstermine  durch  Zahlung  von 
Zins  und  einer  einheitlich  festgestellten  Conventionalstrafe  sein 
Vergehen  zu  sühnen  ‘). 

Genügten  aber  die  so  angedrohten  Strafen  zur  Erreichung 
ihres  Zweckes  nicht,  und  blieb  die  Zahlung  über  die  in  den 
einzelnen  Verträgen  vereinbarten  letzten  Termine  aus,  dann  wurde 
fast  in  allen  *)  Leiheabmachungen,  welche  Conventionaistrafen 
festsetzten,  als  Folge  weiterer  Säumnis  der  Verlust  und  Unter- 
gang des  Leiherechtes  ausgesprochen.. 

Die  gleiche  Rechtsfolge  wurde  häufig  unmittelbar  für  jede 
mora  in  Aussicht  gestellt,  ohne  dass  zuvor  Oonventionalstrafen 
eingetreten  wären.  Vielfach  ist  dafür  eine  Frist  “)  nach  dem 

')  IlKü  MR.  UB.  II  71  in  spatio  octo  dierum  consum  duplicabit. 

*)  Ohne  zeitliche  Beschränkung  1187  MR  UB.  II  90  »i  vero  in  pre- 
fata  die  non  persolverit  summa  XX  den  levia  monete  exoesaus  sui  negli- 
gentiam  emendet,  et  ai  ad  XV  diea  in  eadem  temeritate  peratiterit  totidem 
peraolvat,  et  aic  deincepa  quoadusque  aatiafactiouem  plenariam  de  debito 
obtnlerit;  oder  durch  ein  Jahr  hindurch  für  jedea  Monat  3 aol.  z.  B.  l'I57 
Lac.  II.  446 : ein  Monat  unbestraft,  im  zweiten  und  dritten  je  4 sol,  1261 
Knnen  U.  420;  zweimal  fiir  je  4 Wochen  6 aol  1248,  No.  16  der  von  Merlo 
in  den  Annalen  dea  bist.  Verein  f.  d.  Niederrhein  Heft  23  veröffentlichten 
Urkunden. 

»)  z.  B.  1216  MR  UB.  lU  .32. 

*)  Ausnahmen  ausser  der  oben  Anm.  2 abgedruckten  Urk.  1167  MR 
UB.  II  90  etwa  Hilgard,  Urkunden  zur  Qeacbichte  der  Stadt  Speyer 
1241,  63;  125.3,  78. 

'>)  14  Tage:  z B.  1177  Ennen  I 89;  1198—1210  MR  UB.  II  272;  drei. 
Wochen:  1235  MR.UB.  III  .643;  vier  Wochen:  Ennen  II 1262, 309;  III 1289,  331 ; 
1298,  44>4;  1248  No.  21  dar  von  Uardauna  in  den  Ann.  d.  hiat.  Vereins  f.  d. 
Niederrhein  Heft  38  mitgetheilten  Urkk. ; ein  Monat : Urk.  1290  No.  14  ebendas. 
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eigeotlichen  FälligkeiUtermine  gewährt,  oder  ein  grÖMerer  Zeit- 
abechnitt  *),  nicht  ein  einzelner  Tag  aU  Zahlungezeit  anberaumt. 
Nach  den  Feetsetzungen  anderer  Urkunden  tritt  der  Bechta- 
verlust  ein,  sobald  die  Zahlung  an  dem  Fälligkeitstage  ')  nicht 
erfolgt  ist,  während  wieder  andere  Urkunden  sich  weniger  be- 
stimmt ausdrücken  und  nur  im  allgemeinen  den  Verlust  des 
Leiherechtes  als  Saumseligkeitsstrafe  hinstellen  *). 

Die  Wendungen,  deren  sich  die  Urkunden  dabei  bedienen, 
sind  etwa  folgende; 

Urk.  1115  MB.  UB.  I 423.  Nach  der  Festsetzung  der  Zins- 
leistungen die  Bestimmung:  si  vero  suo  tempore  omnis  heo  non 
serrabitur  oonventio,  libera  ecclesie  restituatur  supradicta  possessio. 

Urk.  1162*)  si  ipsa  die  non  persolverit,  emendationi  et 
dampno  subiacebit  et  si  temerarius  elfectus  fuerit,  ipsius  molen- 
dini  poesessione  carebit. 

Urk.  1184  £nnen  I 98  si  vero  post  aliquos  annos  vel  ipse 
vel  heredes  sui  predictum  censum  solvere  noluerint,  predicta  area 
cum  suppositis  edificiis  ad  potestatem  canonicorum  s.  Fetri 
redeat,  ut  quomodo  velint  inde  disponant. 

Urk.  1185  MB.  UB.  II  71  hoc  condicto,  ut  quicumque 
censum  . . . solvere  tardaverit,  in  penam  negligentia  in  spatio 
VIII  dierum  sequentium  censum  duplicabit.  Si  vero  et  hoc  tempus 
pretergressns  fuerit,  sine  uUa  litiscontestatione,  usus  vinee  ecclesie 
s.  Simeonis  cedet  et  heredes  suo  iure  privabuntur. 

Urk.  1198 — 1210  MB.  ÜB.  II  272.  Si  vero  . . censum 
. . quaoumque  accedente  Casus  occasione  infra  terminum  difBuitum 
minime  persolverint,  ab  hereditario  iure  prorsus  decidant,  et 
ecclesia  nostra  agros  . . ut  proprium  fundum  libere  possideat. 

Urk.  1221  Lac.  II  97.  Qui  autem  aliqua  temeritate  debitam 
pensionem  infra  tempus  predictum  solvere  neglexerit,  in  optione 
prepositi  erit  tune  existentis,  agros  illius  pro  utilitate  ecclesie  et 
sua,  prout  melius  potuerit  et  ubi  voluerit,  collocare. 

Urk.  1248  *)  ea  tarnen  conditione , quod  si  infra  quatuor 

•)  *.  B.  1181  ME.  UB.  U 49;  1291  Laa  U 97  (Endtermin). 

’)  z.  B.  ans  den  von  Merlo  mitgetheilten  Urkk.  in  den  Annalen  dei 
hist.  Vereine  f.  d.  Niederrhein,  Heft  19  No.  4,  a.  1990.  Hoeniger  KSlner 
Sehreinanrkk.  I.  Mart.  9 VI  12  (Vitalleihe). 

*)  z.  B.  1184  Ennen  I 98. 

<)  mitgetheilt  von  Merlo  a.  a.  O.  Heft  No.  IS. 

*)  mitgetheilt  von  Cardauns  a.  a.  0.  Heft  SB  No.  21. 
t.  SHbrmd,  RrbMhM*  4 
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hebdomadas  {K>8t  dictos  termino«  proximo  futuraa  eundera  censum 
Bolyere  neglexerint,  domus  cum  area  ad  ecclesiam  nostram  omni 
iure  redeat  libere  et  absolute. 

Urk.  1281  Ennen  II  420  ita  quod  si  in  fine  quarti 
mensis  cum  penis  predictis  integraliter  solutus  census  non 
füerit  memoratus,  sine  qnalibet  contradictione  dicte  domus  ad 
nostram  ecclesiam  libere  revertentur  et  disponere  poteriraus  de 
eisdem,  que  viderimus  expedire  etc. 

In  diesen  und  allen  ähnlichen  Fällen’),  in  welchen  durch 
den  Leihevertrag  die  Folgen  vertragswidrigen  Vorgehens  auf 
Seiten  des  Zinspflichtigen,  wie  die  dem  Leiheherm  erwachsenden 
Hechte  formuliert  wurden,  kann  man  sich  ein  ziemlich  klares  Bild 
entwerfen,  von  der  Art,  wie  der  Leiheherr  den  widerspenstigen 
Schnldner  zur  Zahlung  des  geschuldeten  Zinses  zu  bestimmen 
vermochte  oder  sich  sonst  zu  seinem  Bechte  verhalf.  Wo  die 
angedrohten  Rechtsnachtheile  als  Drohungen  nicht  zu  dem  ge- 
wünschten Ziele  führten,  schritt  der  Leiheherr  zur  Rechtsent- 
setznng  als  dem  letzten  ihm  gewährten  Executionsmittel,  das  freilich, 
wenn  nicht  ausdrückliche  Vertragsabmachungen  ein  anderere 
festsetzten  *),  zu  seiner  Durchführung  gerichtliche  Intervention 
und  Urtheilsspruch  erfordert  zu  haben  scheint*). 


' ')  Ausser  den  bereits  oitierten  u-  a.;  UR.  UB.  1 1116,  481 ; c 1139,  474 ; 

1186.  481;  1168,  662;  U 1189,  98;  1908,  239;  UI  1293,  218;  1229,  376; 
Eilgfard  1226,  37;  1231,  46;  1272,  120;  Quiz  1229,  161;  besonders  häufig  im 
späteren  städtischen  Bechte  z.  B.  Ennen  II  1217,  66;  1243,  229;  1266,  361; 
UI  1294,  402;  1299,  488;  1310,  575  etc.  — Hoeniger,  Kölner  Schreins- 
nrkunden  I Hart.  10  II  18,  (ca.  1182 — 1184),  die  allerdings  von  dem  Kaufe 
einer  bereits  auf  einem  Hause  liegenden  Rente  handelt,  bestimmt:  quod  si 
infra  16  dies  post  prediotos  terminoa  census  ille  solutus  non  fuerit,  dimidia 
pars  cellarii  sub  eadem  domo  positi . . . propria  sit  Qi  et  heredum  suorum. 
(der  Zinsberechtigten)  Brig.  1 II  6;  7;  3 UI  7;  3 IV  12  (Rente);  3X1. 

•)  z.  B.  1289  Ennen  UI  331;  1310,  575. 

')  vergl.  dafür  zunächst  die  fälle,  in  denen  uns  eine  solche  gericht- 
liche Rechtsabsprechung  wegen  Ausbleibens  des  Zinsleistung  urkundlich  er- 
halten ist,  wie  z.  B.  1289  Ennen  lU  ;321.  Auch  die  allgemein  mit  jedem 
Besitz  gegebene  Position , nicht  durch  private  Gewalt,  sondern  nnr  auf 
richterlichen  Befehl  von  dem  Besitze  lassen  zu  müssen,  spricht  dafür.  Vergl. 
auch  für  Köln  Gobbers  a.  a.  O.  § 12.  Die  Nothwendigkeit  eines  Gerichts- 
Urtheils  (iudicium  parium)  ausdrücklich  ausgesprochen:  1136  HR.  UB.  I 
481  u.  Kölner  Bchreinsurkk.  Brig.  3 X 1.  1295  Ennen  III  420  spricht  ein- 
fach von  der  Thatsaohe  des  Rückfalles. 


Digitized  by  Google 


51 


In  dieser  Befugnis,  den  säumigen  Erbpächter,  wenn  er  zur 
Zahlung  in  keiner  Weise  zu  bestimmen  war,  von  dem  Gute  zu 
vertreiben,  also  ihm  gegenüber  das  schlummernde  Eigenthum 
wieder  zu  actueller  Bedeutung  zu  erwecken,  lag  gewiss  das  vor- 
züglichste, in  vielen  Fällen  vielleicht  das  einzige  wirkliche  Zwangs- 
mittel, das  geeignet  war,  dem  Leiheherm  zur  Realisierung  seiner 
Ansprüche  zu  verhelfen. 

Freilich,  wo  Pfandbestellung  oder  Bürgschaft  die  Erfüllung 
der  Vertragsverbindlichkeiten  im  Ganzen  oder  wenigstens  der 
einzelnen  Zinsleistungen  garantierten,  konnte  der  Zinsherr  durch 
Rückgriff  auf  das  Pfand,  durch  Execution  gegen  den  Bürgen 
sich  zu  dem  Rechte  verhelfen,  das  der  Schuldner  ihm  nicht  ge- 
währte. 

Sieht  man  aber  von  solchen  besonderen  Vereinbarungen  ab, 
so  wird  man  eich  der  einen  Thatsache  nicht  verschliessen  können, 
dass  diese  Leihebriefe,  welche  den  Rechtsverlust  als  einfache 
Folge  der  Zinsvernachlässigung  hinstellen,  nur  in  diesem  Ent- 
setzungsrechte des  Leiheherrn  eines  Mittels  gedenken,  welches 
geeignet  war,  ihm  die  effective  Befriedigung  seiner  Ansprüche  zu 
verschaffen.  Es  fehlt  nämlich  in  den  erhaltenen  Urkunden  jeder 
Hinweis,  dass  dem  Zinsherrn  eine  persönliche  Klage  gegen  den 
Erbpächter  zugestanden  hätte,  dass  es  ihm  möglich  gewesen 
wäre,  die  Zinsforderung  etwa  wie  eine  Darlehnsschuld  hereinzu- 
bringen. Fasst  man  z.  B.  eine  Urkunde  ins  Auge,  die  mit  mög- 
lichster Ausführlichkeit  über  Säumnisfolgen  spricht,  wie  etwa  die 
oben  schon  angeführte  Urkunde  von  1185  (MR.  UB.  II  71),  so 
finden  wir  als  erste  Folge  der  Unpünktlichkeit  in  der  Zahlung 
die  Bestimmung:  in  pena  negligentie  censum  duplicabit  — zu- 
nächst eine  Strafsanction  durch  Androhung  einer  Erweiterung 
der  Verpflichtung,  aber  kein  Zwangsmittel  für  ihre  Erfüllung  und 
Realisierung.  Es  bleibt  vielmehr  die  Zinsforderung — vergrössert  um 
die  Strafsumme  — immer  noch  als  Forderung  aufrecht  bestehen, 
die  sich  in  ihrem  W erthe  für  den  Gläubiger  erst  dann  bewährt, 
wenn  sie  erfüllt  wird.  Für  den  anderen  Fall  aber,  dass  der 
Schuldner  zur  Erfüllung  dieser  erweiterterteii  Verpflichtung  sich 
nicht  bestimmt  fühlt,  setzt  die  Urkunde  die  weiteren  Rechtsfolgen 
fest  mit  den  Worten:  sine  ulla  litis  contestatione  usus  vinee 
ecclesie  s.  Simeonis  cedet  et  heredes  suo  iure  privabuntur  — eine 
Bestimmung,  die  so  unzweideutig  gefasst  ist,  dass  sie  wohl  keine 
weitere  Erklärung  verlangt. 

4* 
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Diese  Zusprechung  des  Leiheobjektes,  welche  bei  dauernder 
Zinssäumnis  eintritt  (hier  ipso  jure,  in  anderen  Fällen  erst  durch 
gerichtliche  Abjudication),  gab  dem  Leiheherm  unmittelbar  einen 
Vermögenswerth  in  die  Hand,  der  zur  Deckung  seiner  Ansprüche 
unter  allen  Umständen  vollkommen  liingereicht,  den  Werth  der 
Zinsforderung  wohl  stets  bei  weitem  überragt  hat.  Wenn  nun  die 
oben  citierten  Worte  dieser  einen  Urkunde  und  die  analogen 
nicht  minder  deutlich  sprechenden  Wendungen  vieler  anderer  ge- 
rade wegen  der  Bestimmtheit  ihrer  Fassung  die  Annahme  aus- 
zuschliessen  scheinen,  dass  daneben  noch  andere  Executions- 
massregeln  bestanden  hätten , so  ist  wohl  zu  überlegen , ob  ein 
persönliches  Klagerecht,  das  wir  etwa  unter  den  heutigen  Rechts- 
verhältnissen vermissen  würden,  für  den  Leiheherm  damals  über- 
haupt nothwendig  war,  wo  ihm  mit  dem  Rechte,  das  Leihever- 
hältnis schlechthin  aufzulösen , das  einfachste  und  zugleich 
mächtigste  Executionsmittel  zu  Gebote  stand.  Wenn  wir  nach 
den  obigen  Ausführangen  berechtigt  sind  anzunehmen,  dass  in 
diesen  Lei  he  vertragen  die  Leistung  des  Zinses  einfach  als  Be- 
dingung ')  für  das  Fortbestehen  des  Leihereohtes  hingestellt 
wurde,  deren  Ausbleiben  in  Gemässheit  der  oben  besprochenen 
Vertragsklausel  die  völlige  Lösung  des  Leihevertrages  und  aller 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Rechtsfragen  bewirkte,  dann 
entfällt  die  Nothwendigkeit  eines  kunstvollen  Ausbaues  des  ina 
Leihe  vertrage  liegenden  obligationenrechtlichen  Verhältnisses, 
es  entfallen  die  Schwierigkeiten  der  rechtlichen  Construction,  auf 
die  wir  bei  unseren  Reallasten  stossen ; die  Zinspflicht  war  an  den 
Besitz  als  Bedingung  für  dessen  Fortbestand  gebunden,  und  die 
lex  commissoria,  die  auch  sonst  im  deutschen  Vertragsrechte  eine 
grosse  Rolle  spielte,  löste  in  der  einfachsten  Weise  alle  die  Fragen, 


■)  Gleichwohl  geht  Hann,  Untersuchungen  über  den  Begriff  der  Keal- 
lasten,  entschieden  zu  weit,  wenn  er  in  der  Erfüllung  der  Rcallastverbindlichkeit 
nicht  die  Erfüllung  einer  Obligation,  sondern  nur  die  Erfüllung  einer  Be- 
dingung sehen  will.  Denn,  mag  immerhin  die  Zinsicistung  Bedingung  für 
den  Bestand  des  Leiherechtes  sein,  nnd  für  die  Erfüllung  derselben  manches 
abweichend  von  den  gewöhnlichen  obligationenrechtlichen  Bestimmungen 
geregelt  sein,  so  ist  doch  primär  der  Vertragswille  auf  die  Begründung 
einer  dauernden  Zinsrerpflichtung  gerichtet,  au  deren  obligationenrecht- 
lichen  Character  die  angegebenen  singulären  Festsetzungen  nichts  zu  ändern 
vermögen.  — Das  Gleiche  gilt  gegen  Friedlieb,  Rechtstheorie  der  Real- 
lasten, S.  4 und  lüü;  vurgl.  auch  8.  ÜÜ7  und  unten  8.  71  Anm.  3. 
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die  aue  der  Auaserachtlaesung  dieser  Verpflichtung  entstehen 
konnten.  Bei  dieser  Deutung,  welche,  wie  uns  scheinen  will,  die 
in  Betracht  zu  ziehenden  Leibeurkunden  nahe  legen,  gewinnt 
überdies  das  ganze  in  ihnen  geschilderte  Rechtsverhältniss  so 
viel  an  Einfachheit  und  Klarheit,  dass  man  wohl  auch  darin 
eine  Stütze  für  ihre  Richtigkeit  erblicken  mag  *). 

Wie  stand  es  aber  in  den  anderen  zahlreichen  Fällen,  in 
denen  keine  besondere  Festsetzung,  für  den  Fall  der  Zinssäumnis 
urkundlich  verbrieft  wurrle?  Für  diese  Frage  ist  zunächst  zu 
bemerken,  dass  eine  einheitliche,  alle  Fälle  ausnahmslos  umfassende 
Rechtsnorm  sich  kaum  auffinden  lassen  dürfte,  weil  sie  auch  im 
Leben  nicht  bestanden  haben  mag.  Die  Fälle,  in  welchen  solche 
Leiheverträge  zur  Anwendung  kamen,  waren  im  einzelnen  zu  ver- 
schiedenartig, als  dass  sie  immer  einer  und  derselben  Schablone 
hätten  folgen  können.  Aber  im  allgemeinen  und  für  die  grosse  Mehr- 
zahl der  Fälle  scheint  sich  doch  eine  gewisse  Regel  für  ein 
ziemlich  weites  Anwendungsgebiet  herausgebildet  zu  haben. 
In  dieser  Richtung  lässt  sich  nämlich  zuvörderst  feststellen,  dass 
die  sprachlichen  Wendungen,  welche  die  Begründung  der  Zins- 
pflicht enthalten,  hier  wie  in  den  oben  besprochenen  Leihever- 
trägen völlig  die  Gleichen  sind.  Da  nun  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse,  aus  denen  beide  Gruppen  von  Verträgen  entsprungen 
sind,  in  nichts  von  einander  abweichen,  so  legen  die  Ausdrücke 
wie  ea  ratione,  ea  conditione  concessimus  u.  dergl.  die  Ver- 
muthung  nahe,  dass  auch  hier  die  Zinspflicht  als  Bedingung  für 
den  Bestand  des  Leiheverhältiiisses  angesehen  wurde  — eine 
Vermuthung,  die  auch  darin  eine  nicht  unwesentliche  Verstärkung 
erfährt,  dass  gleichzeitige  Urkunden  dieser  Art,  obwohl  sie  die 
Folge  des  Rechtsverlustes  nicht  ausdrücklich  aussprechen,  eie 
doch  in  dem  eben  angegebenen  Sinne  als  selbstverständlich 
annehmen  *). 

’)  vergl.  hiezu  und  gegen  die  Auffassung  der  Zinspflicht  als  einer 
anderen  Verpflichtungen  persönlicher  Art  gleichstehenden  Verbindlichkeit 
die  Qnellenstellen  bei  üunker  Rcallastcn  S.  71  fl'.,  der  freilich  in  seinem 
Bestreben,  die  Umndstücke  selbst  als  verpflichtete  Subjecte  darzustellen,  über 
die  (Grenzen  des  klöglichen  hinausgeht.  Vergl.  ferner  Tür  das  Kentenrecht 
fltobbe  io  der  Zeitschrift  für  deutsches  Hecht  XIX.  201,  202. 

*)  vergl.  z.  fi.  1205  £nnen  II.  Ifl,  eine  Leiheurkunde,  die  eingangs 
schlechthin  l>csagt : susceperunt  iure  hereditario  hac  conditione,  ut  . . sol- 
vant,  und  doch  im  Schlusssätze  unser  Ergebnis  voraussetzt,  indem  sie  be- 
stimmt, ut  Bua  quiete  gaudeant  possessione,  nisi  forte  prefatam  sol- 
vere  pensionem  supersedentea  a iure  auo  cadant. 
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Idi  übrigen  wird  man  sich  auch  nicht  verhehlen  dürfen,  dass 
bei  jedem  solchen  £rbleihe  vertrage  den  einzelnen  Zinsleistungen 
factisch  als  Gegenleistung  die  Überlassung  des  Nutzungsrechtes 
für  die  entsprechende  Zinsperiode  gegenüberstand,  und  dass  dem- 
nach in  der  Zeit,  da  das  Eigenthum  des  Leiheherrn  noch  in 
voller  Kraft  stand  und  sich  nicht  in  dem  Rechte  auf  den  Zins- 
bezug erschöpfte,  nichts  natürlicher  war,  als  den  Fortbestand  der 
Leibe  von  der  Erfüllung  der  daran  geknüpften  Verpflichtungen 
abhängig  zu  machen').  Kann  ja  doch  bei  dem  ganzen  üharacter 
der  damaligen  Rechtsauffassung  niemand  auf  den  Gedanken 
kommen,  dass  man  die  Einheitlichkeit  des  eingeräumten  ding- 
lichen Rechtes  so  sehr  in  den  Vordergrund  gestellt  hätte,  um 
alle  Beziehung  zu  den  damit  zusammenhängenden  Leistungs- 
pflichten gänzlich  aus  dem  Auge  zu  verlieren. 

Wenn  man  hierzu  überlegt,  dass  die  in  den  Leihebriefen  ge- 
wählten Ausdrücke  der  oben  angegebenen  Deutung  keineswegs 
entgegenstehen,  sie  vielmehr  in  vielen  Fällen  auf  das  kräftigste 
unterstützen  — waren  sie  doch  geeignet  L.  Mann  in  der  Ansicht 
zu  bestärken,  dass  die  Leistung  des  Zinses  überhaupt  nicht  als 
Erfüllung  einer  Obligation  sondern  lediglich  als  Erfüllung  der 
Bedingungen  anzusehen  sei,  an  welche  der  Bestand  des  Leihe- 
rechtes geknüpft  ist,  — und  wenn  man  weiter  in  Erwägung 
zieht,  dass  Dank  des  correlativen  Verhältnisses  von  Leistung  und 
Gegenleistung  speciell  auf  dem  Gebiete  der  precarischen  und 
hofrechtlichen  Landleihen  und  ebenso  auf  dem  Gebiete  des  Lehen- 
rechtes frühzeitig’)  der  Grundsatz  galt,  dass  das  Ausbleiben  der 
bedungenen  Gegenleistungen  den  Verlust  des  Leiberechtes  im 
Gefolge  habe,  so  wird  man  wobl  mit  Fug  und  Recht  sich  der 
Ansicht  zuneigen  dürfen,  dass  man  das,  was  oben  für  die  eine 


')  Bezeichnend  in  dieser  Hichtung  drückt  sich  eine  Urk.  des  Kölner 
St.  Ursulastiftes  von  Ikßl  aus  Johanni  opilioni  et  Irmentrudi  et  heredibns 

eorum  . . . pro  pensione  concessimus  annuali quam  diu  dictam  per- 

sionem  de  supra  dictis  agris  singulis  annis  in  festo  b.  Retnigii  dandis  sol- 
verint  expedite. 

*)  vergl.  Cap.  von  846  o.  63  Jl.  G.  LL.  1 392;  Der  Satz:  qui  negligit 
censum  perdat  agrom  wird  als  legale  et  antiquum  dictum  bezeichnet  Für  die 
spätere  Zeit  vergl.  die  bei  Heusler  Uewere  S.  133  cit.  Weisthümer  Or  imm 
I 1344  pag.  .3.30  Abs.  4;  1.397  pag.  339  Abs.  1;  1417  pag.  87ö  Abs.  1;  1477 
pag.  392  Abs.  3;  1320  pag.  672;  1320,  pag.  674  Abs.  2;  1820  pag.  699;  ? 
720  Abs.  2;  V.  1413  pag.  78  § 12  etc.  — Für  die  precarischen  Zinsleihen 
vergl.  Schröder  K.  O.  8.  27ö. 
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Kategorie  von  erbrechtlichen  Leihen  als  letzte  Folgen  des  Aus- 
bleibens der  Zinszahlung  erwiesen  wurde,  als  wenn  auch  nicht 
ausnahmslose  Regel  auch  für  die  anderen  Fälle  der  freien  Erb- 
leihen wird  annehmen  müssen*). 

Besteht  aber  in  diesem  einen  Punkte  Harmonie  und  Über- 
einstimmung zwischen  den  Verleihungen  zu  Erbrecht,  mag  in 
dem  Leihebriefe  Rechtsverlust  als  Folge  ungehöriger  Erfüllung 
der  Zinspflicht  ausdrücklich  slipuliert  sein  oder  nicht,  so  fehlt  es 
wobl  an  jedem  Grunde,  in  anderen  Beziehungen,  in  denen  eine 
sulche  Discrepanz  des  urkundlichen  Inhaltes  nicht  besteht,  eine 
Verschiedenheit  bezüglich  des  rechtlichen  Inhaltes  und  der  recht- 
lichen Behandlung  anzunehmen. 

Dies  gilt  namentlich  auch  für  die  oben  berührte  Frage  nach 
dem  Vorhandensein  persönlicher  Klagen  und  Rechtsmittel  für  die 
Erzwingung  der  einzelnen  Zinsleistung.  Denn  auch  hier  fehlt  es 
in  den  betreffenden  Urkunden  an  jedem  Hinweis  auf  ein  persön- 
liches Zwangsmittel  für  die  Geltendmachung  des  obligatorischen 
Anspruches,  an  jedem  Hinweise  darauf,  dass  dem  Leiheherrn 
das  Recht  einer  persönlichen  Executionsführung  wegen  verfallener 
Zinsen  zugestanden  habe '‘).  Die  Ausfüllung  dieser  durch  den 
Mangel  unmittelbarer  Quellenzeugnisse  entstandenen  Lücke  kann 


*)  Je  mehr  in  der  späteren  Entwickelnng  des  Leibereohtes  sich  das 
Eigenthomsrecht  des  Leiheherrn  verflüchtigte  und  der  Kentencharacter  sich 
aasbildete,  desto  mehr  konnte  auch  diese  rechtliche  Regelung  eventuell 
durch  andere  Bestimmungen  in  den  Hintergrund  gedrängt  werden.  Dass  sie 
gleichwohl  auch  unter  ganz  veränderten  Verhältnissen  noch  vielfach  be- 
stehen blieb,  darüber  vergl.  unten  S.  B8  ff.  Auf  der  anderen  Seite  war  auch 
dort,  wo  der  primäre  Zweck  des  Rechtsgeschäftes  die  Constituiemng  eines 
Zinses,  insbesondere  für  kirohliobe  Zwecke  war,  vielleicht  vielfach  Veran- 
lassung zu  einer  anderen  rechtlichen  Behandlung  geboten.  S.  unten  am  Schlüsse 
des  historischen  Theiles.  — Vergl.  auch  1206  Quix  70,  wo  die  neuen  Erwerber, 
die  investiert  werden,  fidelitatem  ecclesiis  facient  et  de  termino  solvende 
pensionis  observando  et  de  aliis  que  in  hoc  privilegio  conscripta  sunt 
observandis  iuramentnm  prestabunt,  und  dem  entsprehend  auch  im  weiteren 
Verlaufe  eine  besonders  strenge  Haftpflicht  eintritt.  ln  einem  Urtheil 
vom  17.  Sept.  1341  werden  die  säumigen  Zinsachuldner  zur  anverweilten 
Abtragung  des  gesummten  Rückstandea,  also  (wenigstens  zunächst)  nicht 
zu  Rechtsverlust  verurtheilt.  Hilgard  1287,  160  Anm. 

*)  Wenigstens  dem  äusseren  Erfolge  nach  kommt  es  dabei  ziemlich 
auf  dasselbe  hinaus,  wenn  das  durchzuführende  gerichtliche  Verfahren  sich 
in  einzelnen  Fällen  in  die  Form  der  Pfändung  und  Fröhnung  gekleidet  bat, 
die  ihrem  Wesen  nach  doch  wieder  nur  Unterwindung  des  zinspfliohtigen 
Hutes  war. 
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aber  nach  dem  eben  Gesagten  wohl  nur  im  Sinne  dieser  einen, 
nicht  aber  im  Sinne  der  anderen  gegentheiligen  Auffassung  vor- 
genommen  werden,  wenn  diese  auch  heutzutage  bei  der  völlig 
veränderten  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  und  rechtlichen 
Lebens  leichter  mit  unseren  Rechtsideen  vereinbar  erscheint. 

Sonach  gelangen  wir  bezüglich  des  rechtlichen  Inhaltes 
der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  zunächst  zu  folgendem  flr- 
gebnisse:  Bei  allen  Landleihen  zu  erblichem  Rechte  (jure  heredi- 
tario)  bestand  für  den  Nutzniesser  des  Gutes,  der  durch  den 
Leihe  vertrag  oder  kraft  „Erbrechtes“  im  Besitze  des  Gutes  sich 
befand,  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  des  bedungenen  Zinses 
an  den  EigenthUmer  des  Leiheobjectes  — eine  Verpflichtung,  die 
jedoch  in  der  Regel  nicht  nach  Art  anderer  Schuldverhältnisse 
durch  Personalexecution  sondern  lediglich  durch  Absprechung  des 
gewährten  Nutzungsrechtes,  durch  Rechtsentsetzung  erzwingbar 
und  realisierbar  war.  Oder  andere  ausgedrückt:  die Nichterfüllnng 
der  aus  dem  Leihevertrage  dem  Nutzniesser  erwachsende  Zins- 
verpfliohtung  hatte  im  allgemeinen  für  den  Beliebenen  lediglich 
den  Verlust  seines  Leiherechtes,  also  namentlich  nicht  Personal- 
execution  zur  Folge’). 

Es  ist  nicht  schwer  zu  zeigen,  dass  dieses  Ergebnis,  zu  dem 
uns  die  Untersuchung  des  Quellenmateriales  geführt  hat,  den 
Anforderungen  vollkommen  genügt,  welche  die  wirthschaftlichen 
Bedürfnisse  jener  Zeit  stellen  mochten,  und  dass  demnach  ein 
Rechtsinstitut  dieses  Inhaltes  ausreichte  für  den  Zweck,  den  es  zu 
erfüllen  berufen  war. 

Da  Ackerbau  und  Grundbesitz  in  Stadt  und  Land  allgemein 
von  der  grössten  Bedeutung  waren,  so  gewährte  unzweifelhaft 
jede  solche  erbliche  Leihe  für  den  Beliehenen  selbst  dann  unbe- 
dingt  einen  Vortheil,  wenn  ausnahmsweise  ein  verhältnismässig 
hoher  Zins  gefordert  wurde.  Sieht  man  auch  ganz  ab  von  den 


‘)  Vergl.  hiezu  die  freilich  einem  femeliegenden  ttebiete  und  suoh 
nicht  den  vSIliff  gleichen  Rechtaverhältnizzen  ungehörige  Stelle  de«  Brunner 
Schöffenbuches  c.  130,  die  denselben  Recbtsgedanken  zum  Ausdrucke 
bringt : sententiatnm  fuit  in  consilio,  quod  tantum  in  molendino  (deren  Zins 
nicht  gezahlt  wurde)  et  in  bonis  ad  molendinum  spectantibus  ....  ünpig- 
norare  secundum  justiciam  teneretur,  non  est  enim  juatnm,  si  homo  plures 
habens  hereditates  distinctaa  de  nna  earum  tantum  censuat,  quod  pro  censu 
huiusmodi  non  soluto  in  aliis,  quas  censuales  non  fecit,  impignorationea  ali- 
qualiter  patiatur. 
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nicht  seltenen  Fällen , wo  Gutsunterthänige  durch  diese  Art 
Beleihung  zu  einer  selbstständigen,  von  den  Schranken  der 
Hofbörigkeit  nicht  beengten  Stellung  gelangten,  so  war,  da 
eine  Capitalszahlung  für  die  BesitzQberlassung  nicht  geleistet 
wurde,  all  das,  was  nach  Abzug  des  Zinses  vom  Erträgnisse 
des  Gutes  übrig  blieb,  für  den  Besitzer  reiner  Gewinn,  und 
da  der  Zins  constant  blieb,  mochte  auch  durch  Meliorationen, 
der  Werth  des  Grundstückes  und  dessen  Erträgnis  beliebig 
steigen,  so  war  das  Interesse  des  Beliehencn  im  höchsten 
Masse  an  den  Gutsbesitz  gefesselt.  Die  Unkündbarkeit  des 
Verhältnisses  durch  den  Leiheherrn  und  die  dadurch  begründete 
Unentziehbarkeit  des  „Erbrechtes“  bot  nun  für  den  Beliehencn 
die  nöthige  Sicherheit,  um  sich  auf  dem  geliehenen  Grunde 
heimisch  zu  fühlen  und  wie  auf  einem  eigenen  Grunde  alles 
vorzukehren,  was  zur  Erhöhung  des  Erträgnisses  des  Leihe- 
gutes und  zu  seiner  grösseren  Verwerthbarkeit  erforderlich  war. 
Und  wenn  dieser  Rechtegenuss  abhängig  gemacht  war  von  der 
pünktlichen  Erfüllung  der  Zinsverbindlichkeit,  so  musste  der 
Nutznieseer  die  Bezahlung  seiner  Schuld  als  seine  wichtigste 
Obliegenheit,  als  eine  Angelegenheit  des  eigensten  Interesses 
betrachten. 

War  so  die  als  Folge  der  Zinssäumnis  in  Aussicht  gestellte 
Bechtsentsetzung  für  den  Zinspflichtigen  das  mächtigste  Compelle 
zur  Erfüllung  seiner  Schuldigkeiten,  so  bot  sie  auch  auf  der 
anderen  Seite  dem  Gutsherrn  die  vollste  reale  Sicherheit,  dass 
er  durch  Nachlässigkeit  des  Zinsmannes  nicht  zu  Schaden 
kommen  konnte.  Denn,  sobald  die  aus  dem  Leihevertrage  ge- 
schuldete Zinsleistung  nicht  pünktlich  an  den  Hof  des  Leiheherm 
gebracht  wurde , konnte  dieser  in  der  Regel  sofort  — die 
Wartefrist  wurde,  wenn  überhaupt,  so  meist  nur  auf  ganz  kurze 
Zeit  festgesetzt '),  — zur  Ejection  des  Besitzers  schreiten'*)  und 
erhielt  in  dem  Gute  selbst,  das  mit  allen  Pertinenzen  imd  Me- 
liorationen an  ihn  zurückfiel,  einen  Yermögenswerth  in  die  Hände, 
welcher  nicht  bloss  die  einzelne  Zinsrate  bedeutend  überragte, 

*)  8.  o.  8.  48  f. 

’)  Dabei  ist  gewiss  zuzugeben,  dass  das  practische  Leben  vielfach 
milder  war,  als  es  der  Strenge  des  Rechtes  entsproehen  hätte,  und  dass  oft 
auch  nach  der  Verfallszeit  in  Uebereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Prin- 
cipien  des  prooessualen  Verfahrens,  noch  durch  Zahlung  die  Kjection  ver- 
mieden wurde  Vergl.  z.  B.  auch  Friedlieb,  a.  a.  0.  8.  274. 
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Bondern  auch  dem  Capitalswerthe  der  Verzinsung  zum  mindesten 
gleichkam,  ihn  jedoch  meistens  bei  weitem  übertraf.  Für  sehr 
viele  Fälle,  vielleicht  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Ver- 
leihungen zu  Erbrecht  ist  kaum  zu  zweifeln,  dass  während 
der  Dauer  des  Leiheverhältnisses  das  Leiheobject  an  Werth  ge- 
stiegen ist,  sei  es  dass  auf  dem  Lande  schlecht  oder  gar  nicht 
cultivierter  Boden  einem  besseren  Zustande  entgegengeführt  wurde, 
sei  es  dass  städtischer  Grund  durch  Häuserbau  erst  recht  ver- 
werthet  wurde;  denn  überall  drängte  zu  solchen  Meliorationen 
des  Beliehenen  eigenes  Interesse  mächtig  hin,  und  zwar  in  um 
so  höherem  Masse,  je  grösser  der  aufgelegte  Zins  war.  Und 
wenn  ja  einmal  die  besonderen  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles  die  Möglichkeit  einer  Gefahr  für  den  Leiheherrn  be- 
gründeten, dann  wurden  gewiss  durch  besondere  Cautionen 
Garantien  geschaffen,  welche  seine  vollste  Sicherheit  ver- 
bürgten •). 

Im  allgemeinen  war  aber  das  dingliche  Moment,  das  in 
der  Leihe  lag,  allein  für  alle  Anforderungen  ausreichend,  die 
vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  aus  bestanden. 

Da  das  dingliche  Recht  des  Beliehenen  als  eine  unent- 
ziehbare  Macht  desselben  über  den  Grund  und  Boden  ihm  alle 
für  den  Grundbesitz  wünschenswerthe  Sicherheit  und  Ruhe  ge- 
währleistete, soferne  er  nur  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  nicht 
versäumte,  und  da  andererseits  auch  der  Leiheherr  in  dem  leben- 
digen Fortbestehen  seines  dinglichen  Rechtes  (des  Eigenthumes) 
die  vollste  und  sicherste  Garantie  für  die  Befriedigung  seiner 
rechtlichen  Interessen  besass,  so  fehlte  es  auch  vom  wirthschaft- 
lichen Gesichtspunkte  aus,  wie  dies  oben  in  juristischer  Be- 
ziehung gezeigt  wurde,  an  einem  Grunde,  neben  der  Ausgestaltung 
dieses  sachenrcchtlichen  Elementes  im  Leiherechte  noch  das 
obligationenrechtliche  Band  zwischen  Leiheherrn  und  Beliehenern 
besonders  enge  und  fest  zu  knüpfen  ’).  — 

Das  hier  für  die  Anfänge  des  Leiherechtes  gewonnene  Re- 
sultat über  die  rechtliche  Ausgestaltung  der  Zinspflicht  entfernt 


')  vergl.  onten  S.  72  ff. 

*)  vergleiohe  hiezn  und  zu  dem  folgenden:  Dunk  er,  die  Lehre  von  den 
KeaUasten  S.  74  ff. 
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sich  freilich  nicht  unwesentlich  von  dem,  was  unsere  heutige 
Rechtsanschauung  für  ähnliche  Fälle  anzunehmen  geneigt  wäre, 
und  wird  auch  für  die  damalige  Zeit  nicht  allgemein  angenommen. 
Namentlich  Gobbers,  der  eich  mit  den  rheinländischen  (speciell 
kölnischen)  Urkunden  ausschliesslich  und  eingehend  beschäftigt  ’), 
ist  auch  für  die  ältere  Zeit  zu  einem  anderen  Ergebnisse  ge- 
langt, zu  einer  Annahme,  die  eich  gewiss  in  grösserer  Ueber- 
einstimmung  mit  unseren  Ansichten  über  die  aus  Reallaeten 
entspringenden  Verpflichtungen  befindet,  indem  sie  sich  für  eine 
grössere  Selbstständigkeit  und  weitere  Ausbildung  des  obligationen- 
rechtlichen Momentes  im  geraden  Gegensätze  zu  den  obigen 
Ausführungen  für  das  städtische  Recht  ganz  allgemein  ent- 
scheidet. Gerade  wegen  dieser  eben  hervorgehobenen  üeber- 
einstimmung  mit  den  modernen  Rechtsanschauungen  fehlte  ihm 
jeder  Anlass  für  eine  allgemeine  weiter  ausholende  Begründung 
seines  principiellen  Standpunktes.  Dem  entsprechend  entfällt  auch 
hier  die  Nothwendigkeit  und  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ent- 
gegnung, die  zu  den  obigen  Ausführungen  hinzutreten  könnte, 
vielmehr  wird  es  genügen,  bei  der  im  folgenden  sich  ergebenden 
Besprechung  der  Einzelheiten  die  Anschauungen  Gobbers  mit 
zu  berücksichtigen. 

Die  Richtigkeit  des  hier  vertretenen  allgemeinen  Grundge- 
dankens angenommen,  ergeben  sich  nämlich,  um  die  oben  S.  56 
unterbrochene  dogmatische  Darstellung  wieder  aufzunehmen,  für 
uns  die  folgenden  Consequenzen : 

Mit  unserer  Behauptung,  dass  in  der  Befugnis  der  Rechts- 
entsetzung das  einzige  dem  Zinsberechtigten  zustehende  Mittel, 
die  Befriedigung  zu  erzwingen,  gelegen  gewesen  sei,  ist  zunächst 
implicite  schon  gesagt,  dass  mit  der  Vertreibung  des  zinspflich- 
tigen Besitzers  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  bereits  früher 
verfallener  Zinsen  und  etwaiger  Conventionaistrafen  erlöschen 
musste,  dass  Rechtsvcrlust  und  Zinsschuld  nicht  cumulativ  zu 
einander  hinzu  traten,  sondern  die  Nichterfüllung  der  obliga- 
torischen Verpflichtungen  die  Bedingung  für  den  Untergang  des 
dinglichen  Leiherechtes,  und  dass  sohin  die  Ejection  ihrer  Wirkung 
nach  primär  nicht  schlechthin  Strafe,  sondern  Strafe  und  Be- 
friedigungsmittel war. 


')  Die  Erbleihe  und  ihr  Verhältnis  sum  Bentenkauf  im  mitteUlterliohen 
Köln  des  XII. — XIV.  Jahrhunderts.  Savigny-Zeitsohrift  IV.  Bd.  S.  130  fi. 
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Nach  der  anderen  Seite  ist  damit  die  Nothwcndigkeit  ge- 
geben, die  Frage,  ob  die  Derelictiun  ')  des  Leihegutes  den  Erb- 
pächter von  der  Haftung  für  verfallene  und  neu  entstehende 
Zinsschulden  befreie,  für  die  Regel  der  Fälle  unbedingt  zu  be- 
jahen und  die  Annahme  einer  über  das  Leihegut  hinausreichende, 
etwa  das  ganze  Vermögen  des  Beliehenen  erfassenden  persönlichen 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  ebenso  unbedingt  von  der  Hand 
zu  weisen  *). 

In  allen  diesen  Punkten  ist  Gobbers*)  auf  Grund  seiner 
Auflassung  consequent  zu  den  entgegengesetzten  Ergebnissen 
gelangt.  Ihm  „erlosch  durch  Anfall  oder  Dereliction  die  ver- 
fallene Zinsschuld  keineswegs,  denn  der  Rückfall  des  Leihe- 
objectes an  den  Leiheherrn  war  ja  nur  eine  Strafe,  die  den  Be- 
liehenen traf,  nicht  Befriedigungsmittel.  Die  Zinsschuld  blieb 
ungetilgt;  ihre  Realisierung  erforderte  ebenso  wie  die  jeder  anderen 
Obligation,  im  Falle  der  Schuldner  in  Verzug  war,  gerichtliche 
Durchführung  des  klägerischen  Anspruches  und  eventuell  eine 
auf  diese  sich  stützende  Pfändung.“ 

Demgegenüber  lässt  sich  gewiss  nicht  in  Abrede  stellen, 
dass  namentlich  bei  einer  späteren  Entwickelung  ein  solches 
Verfahren  nicht  selten  vertragsmässig  vereinbart  wurde,  vielfach 
sogar  gewohnheitsrechtlich  sich  einbürgerte*).  Aber  es  ist  auch  auf 
der  anderen  Seite  nicht  zu  übersehen,  dass  die  wenigen  Quellen- 
steilen,  die  Gobbers  zur  Begründung  seiner  allgemein  hingestellten 
Behauptung  heranzieht,  und  zwar  sowohl  die  für  das  Fortbestehen 
der  Zinspflicht  trotz  eingetretenen  Rechtsverlustes  angeführte 
Urkunde  von  1375  Ennen  V 92  *),  als  auch  die  Urkunden  von 


’)  B.  o.  S.  H4  Anm.  3. 

*)  vergl.  hiezu  auch  die  oben  S.  Anm.  1 abgedruckte  Stelle. 

»)  a,  a.  O.  8.  150  und  § 12. 

*)  vergl.  über  eine  der  Unterwindung  vorhergehende  Prändung 
Dunker  a.  a.  U.  S.  72  f;  ■.  auch  unten  S.  62. 

*)  Kin  Leihevertrag  über  ein  Haus,  in  welchem  neben  der  gewöhnlichen 
Zinspflicht  die  Verpflichtung  zur  sorgsamsten  Erhaltung  und  zu  Baufiihrungen 
mit  bestimmtem  Aufwands,  ferner  die  Bestimmung,  dass  leves  personae  nicht  in 
das  Haus  aufzunehmen  sind,  verabredet  und  für  jede  Abweichung  vom  Vertrage  in 
der  strengsten  Form  Kcchtsnaehtheilc  stipuliert  wurden,  (ex  tune  statim  et  in 
continenti  dicta  domus  cum  Omnibus  suis  pertinentiis  et  melioratione  prout 
tune  fuerit  situata  ....  libere  revertetur  et  solute)  und  in  diesem  Zusammen- 
hang festgesetzt  ist,  dass  ausserdem  noch  die  Zinspflicht  aufrecht  erhalten 
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1376  Ennen  IV  474  ')  und  1227  Ennen  II  106  •),  welche  gegen 
die  Befreiung  von  der  Zinepflicht  durch  Dereliction  des  Leihe- 
gute«  sprechen  sollen,  erst  dem  späteren  städtischen  Bechte 
angehören  und  überdies,  wie  in  der  Anmerkung  dargelegt  ist,  in 
vielen  Punkten  einen  völlig  singulären  Charakter  tragen.  Dem- 
nach sind  sie  gewiss  nicht  geeignet,  als  entscheidender  Gegen- 
beweis gegen  die  obigen  Ausführungen  zu  gelten  und  die 
dabei  gewonnenen  Ergebnisse  als  unhaltbar  hinzustellen.  Es 
spricht  vielmehr  der  Wortlaut  der  früher  besprochenen  Urkunden, 
die  meist  nur  die  Beendigung  des  Leiherechtes  als  Rechtsfolgen 
der  Säumnis  nennen,  so  deutlich,  dass  man  aus  solchen  ver- 
einzelt vorkommenden  Fällen,  wie  die  von  G o b b e rs  citierten,  keinen 
Schluss  auf  die  allgemeine  Regel  ziehen  darf.  Und  dies  ist  um  so 
weniger  gestattet,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Fassung  gerade 
derjenigen  Leiheurkunden,  die  sich  besonders  ausführlich  mit 
den  Folgen  der  mora  beschäftigen,  indem  sie  Säumnisstrafen 


werde  (et  nihilominus  nos  conjuges  ...  et  noatri  heredes  ad  aolutionem 
cenaoa  erimus  penitus  adstricti)  — also  unzweifelhaft  eine  besonders  strenfje 
Uebereinkunft.  Vergl.  auch  die  folgende  Anmerkung. 

*)  In  diesem  Leihevertrag,  der  gleichfalls  über  ein  Haus,  nicht 
schlechthin  über  Orund  und  Boden  abgeschlossen  wurde,  findet  sich  ausführlich 
bestimmt,  dass  die  Beliebenen  ausser  zur  Zinszahlung  auch  zur  Instande- 
haltung  des  Hauses,  ja  sogar  zum  Wiederaufbau  im  Falle  der  Zerstörung 
desselben  verpflichtet  sein  sollten,  und  dass  auch  für  die  Zeit  der  Bau- 
fühmng  der  Zins  unverändert  fort  zu  bezahlen  sei.  Hierauf  folgten  dann 
die  Worte:  . . . si  ...  non  reedificaverint  et  nobis  ccusum  non  persol- 
verint  requisiti,  elegerunt  ipso  U.  et  H.  (Die  Erbpächter)  jiro  se  et  suis 
heredibuB,  quod  bona  eorum  mobilia  et  immobila,  et  res  quascumque,  que 
et  quas  habent  et  invenire  poterimus,  tenere  et  capere  et  de  ipsis  nos 
intromittere  poterimus  in  recuperationem  iuris  nostri.  — Es  scheint  un- 
zweifelhaft, dass  die  Haftbarkeit  mit  dem  ganzen  Vermögen,  die  hier  ein- 
trat, eben  die  Folge  der  besonders  stipulierten  Verpfändung  war;  und  auch 
der  (}rund  für  diese  Verpfändung  liegt  offen  zu  Tage:  für  die  von  den 
Beliehenen  übernommenen  weitgehenden  Verpflichtungen  reichte  eben  die 
gewöhnliche  reale  Sicherheit  nicht  aus.  — In  ähnlichem  Sinne  spricht  allge- 
mein Arnold  z.  Uesch.  d.  Eigenthums  8.  125. 

•)  Hanz  ähnlich  wie  die  vorletzte  Anm.  Weil  für  die  Verpflichtung  zu 
Wiederaufbau  im  Falle  der  Zerstörung  der  geliehenen  (iaddemen  und  lür  die 
auch  dann  noch  fortbestehende  Ziuspflicht  das  gewöhnliche  Sicherheitsmittel, 
das  in  der  Einziehung  des  Leihegutes  lag,  nicht  genügte,  und  vielleicht 
daneben  auch  noch  aus  anderen  Gründen,  wurde  überdies  die  Exeommuni- 
catioD  als  Strafe  des  Vertragsbruches  angedroht. 
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und  Ähnliches  festsetzen,  mit  der  hier  vertretenen  Ansicht  sich 
in  Uebereinstimraung  befindet  ‘). 

Zum  Schlüsse  ist  noch  ein  weiteres,  freilich  zunächst  nega- 
tives Ergebnis  zu  verzcichen,  zu  dem  die  Betrachtung  unserer 
Leiheurkunden  führt.  Die  ßechtsbücher  und  Statuten,  namentlich 
aus  dem  13.  und  14.  Jahrhunderte  *)  gedenken  nämlich  ziemlich 
allgemein  eines  Pfandungsrechtes  um  Zins-  und  Gültenforderungen, 
welches  dem  Zinsberechtigten  die  Befugnis  gibt,  wegen  ver- 
sessener Zinsen  Pahrhabe  des  Schuldners  oder  solche  bewegliche 
Guter,  die  sich  auf  dem  zinspflichtigen  Grundstücke  befinden, 
zur  Deckung  der  Zinsschuld,  in  vielen  Fällen  sogar  ohne  Mit- 
wirkung des  Gerichtes,  zu  pfänden.  In  Uebereinstimmung 
damit  nimmt  die  herrschende  Lehre  ganz  allgemein  die 
Existenz  eines  solchen  Pfandrechtes  für  Zinsforderungen  an  ’), 
das  bis  ins  16.  Jahrhundert,  zum  Thcile  auch  noch  darüber 
hinaus  als  gemeines  Hecht  gegolten  hat,  das  auf  dem  Lande 
länger  in  Gebrauch  blieb  als  in  den  Städten,  wo  es  verhältnis- 
mässig frühzeitig  verschwand,  und  dessen  Ursprung  man, 
wenn  inan  auch  zu  völliger  Klarheit  nicht  gelangen  konnte,  im 
allgemeinen  in  ziemlich  frühe  Zeiten  zurückzuverlegen  geueigt  ist. 
Insbesondere  betont  Wilda*),  dem  hierin  andere  folgen,  an  der 
Hand  von  Urkunden  vorwiegend  des  14.  Jahrhundertes,  dass 
dieselben  einen  Beleg  daiiir  enthalten,  „wie  wenig  bis  in  die 
spätere  Zeit  durch  das  in  Verträgen  hervorgehobene  Pfändunge- 
recht dem  Gläubiger  ein  wirkliches  Recht  eingeräumt  wurde, 
das  er  nicht  schon  ohnehin  besass.“ 


')  Auch  Urkk.,  wie  1253  (Guden  V.  p.  26),  welche  eine  Verpfändung 
des  ganzen  Vermögens  enthält,  dürfte  kaum  als  Gegenargument  gegen  die 
hier  als  allgemeine  Kegel  bezeiohneten  Ergebnisse  angeführt  werden 
können;  sie  enthält  nicht  nur  hierin,  sondern  auch  in  der  Bestellung  von 
Bürgen  eine  Besonderheit. 

’)  vergl.  die  Zusammenstellung  bei  Stobbe  Handb.  des  deutschen 
Privatrechtes  1*  S.  596  Anm.  25  und  insb.  Wilda,  das  Ffändungsrecht, 
Halle  1839  (aus  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht)  S.  46  ff.  Die  älteste  derartige 
Bestimmung  (vergl.  Wilda  a.  a.  U.  S.  58)  ist  wohl  Sachsenspiegel  II  Art. 
54  § 1 (oben  S.  5 Anm.  5),  wonach  dem  Gutsherrn  dieses  Pfändungsreebt 
zusteht  Walter  K.  G.  $ 537,  Anm.  1 u.  2;  § 538  Anm.  10,  13  n.  14; 
§ 5IC  Anm.  13;  § 523  Anm.  6. 

*)  vergl.  Stobbe  a.  a.  O.  $ 70  III,  v.  Meibom  Pfandrecht,  S.  204  ff., 
Wilda  a.  a.  O.  S.  45-  62.  Walter  K.  G.  $$  537,  538,  526. 

*)  a.  a.  U.  S.  49  f.  vergl.  auch  v.  Meibom  Pfandrecht  S.  205. 
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All  dem  gegenüber  ist  es  gewiss  bezeichnend,  dass  die  hier 
zur  Sprache  gekommenen  Leihebriefe  (also  namentlich  auch  die 
der  ältesten  Zeit  und  Entwickelungsstufe  angehörigen)  von  einem 
solchen  Pfändungsrechte  nicht  mit  einer  Silbe  Erwähnung  thun, 
und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  sie  ausführlich  der  Rechtsfolgen 
jeder  Zinssänmnis  gedenken,  also  unter  Umständen,  welche  die 
Annahme  auszuschliessen  scheinen,  dass  eine  derartige  Befugnis 
als  etwas  Selbstverständliches  verschwiegen  worden  sei').  Es  mahnt 
dies  zum  mindesten  zur  Vorsicht  gegenüber  allzuweit  reichenden 
Schlussfolgerungen  im  Sinne  der  eben  angegebenen  Wild a’schcn 
Dednctionen  und  legt  die  Frage  nahe,  ob  dieses  später  sicher 
nachweisbare  Pfandrecht  nicht  zum  Thcile  als  eine  Abschwächung 
der  in  dem  Unterwindungsrechte  enthaltenen  strengeren  Rechts- 
norm ins  Leben  getreten  sei,  ein  Entwickelungsgang,  der  dann 
neben  den  im  allgemeinen*)  angeführten  Entstehungsursachen  für 
die  Ausbildung  dieses  Rechtsinstitutes  massgebend  gewesen  wäre*). 

Jedenfalls  geben  die  auf  uns  überkommenen  Leiheurkunden 
der  Rheingegenden  auch  in  diesem  Punkte  keinen  Anlass,  ein  Ab- 
weichen von  den  für  andere  Beziehungen  oben  als  gütig 
dargethanen  Grundsätzen  anzunehmen.  Man  ist  vielmehr  auf 
Grund  der  urkundlich  überlieferten  Quellenzeugnissen  jener 
Zeit,  wie  uns  scheinen  will,  berechtigt,  allgemein  zu  be- 
haupten, dass  das  damalige  Leiherecht,  zunächst  wenigstens  der 


’)  Das  gleiche  Ergebnis  für  Köln:  Dobbers  a.  a.  O.  S.  l&ü. 

*)  vergL  Wilda  a.  a.  0.  S.  öS  K,  r.  lleibom  a.  a.  O.  S.  SU6. 

*)  Als  Übergangsfälle  dieser  Art,  Abschwäohungen  des  strengeren 
Rechtes,  sind  bezeichnend  die  Urkk.  wie  Kölner  Schrcinsorkk.  Hart.  10  I 
18  (s.  o.  S.  öO  Anm.  1),  in  welcher  nur  ein  Theil  des  zinspflichtigen  Gutes 
der  Ueberwindnng  unterstehen  soll,  dann  z.  B.  die  bei  Dunker  a.  a.  0.  S. 
7S  ff.  genannten  Urkk.,  nach  denen  der  ultima  ratio  eine  vergebliche  Pfän- 
dung der  Fahrnis  vorangehen  soll.  . — Berücksichtigt  man,  die  oben  8.  Ö6 
dargelegte  Ausschliesslichkeit  der  realen  Haftung  des  Gutes  für  die  Zins- 
Bcbuld,  welche  von  allen  persönlichen  Momenten  abstrahiert  und  die  unleug- 
bar in  vielen  Dingen  zu  Tage  tretende  enge  rechtliche  Verbindung  von 
Grundstücken  und  darauf  liegender  Fahrhabe  — vergl.  Heusler,  Gewere 
8.  279;  Al  brecht,  Gewere  8.  21  geht  freilich  zu  weit  — , so  gibt  die  im 
Texte  vertretene  Ansicht  vielleicht  auch  einen  Anhaltspunkt  zur  Erklärung 
dafür,  dass  oft  nur  die  auf  dem  Gute  befindliche  Fahrnis,  diese  aber  wieder- 
holt auch  unabhängig  von  der  Frage,  in  wessen  Eigenthum  sie  stehe,  der 
Pfändung  auagesetzt  war.  — Vergl.  i.  A.  Wach,  Arrestprocess  1 S.  31, 
H e n s 1 e r a.  a.  O.  8.  212  ff. 
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Rheinlandc,  vorwiegend  dinglich  ’)  ausgestaltet  war,  nämlich 
in  dem  Sinne,  dass  der  Regel  und  dem  Grundgedanken  unseres 
Rechtsinstitutes  nach  nicht  die  Person  des  jeweiligen  Besitzers 
und  auch  nicht  dessen  Vermögen,  sondern  lediglich  das  zinsbe- 
laatete  Grundstück  für  die  Erfüllung  der  Zinspflicht  aufzukommen 
hatte.  In  diesem  Zusammenhang  ist  der  erneute  Hinweis  auf 
Rechtsdenkmäler  jener  Zeit,  die  einen  ähnlichen  Rechtsgedanken 
zum  Ausdrucke  bringen,  gewiss  nicht  ohne  Interesse,  mögen 
dieselben  auch  nicht  gerade  dem  hier  in  Frage  stehenden 
örtlichen  Gebiete  angehören.  Sie  sind  in  ihrer  Uebereinstimmung 
mit  den  hier  gewonnenen  Ergebnissen  doch  immer  ein  Beweis 
dafür,  dass  diese  mit  den  unmittelbar  überlieferten  und  beglau- 
bigten Rechtsgedanken  ihrer  Zeit  nicht  in  Widerspruch  stehen. 
Vor  allem  sei  hier  der  schon  mehrmals  erwähnten  Stelle  des 
Brünner  Schöflenbuches  *)  gedacht,  die  ausdrücklich  jede  über 
das  Zinsgut  selbst  hinausreichende  Haftung  als  etwas  Ungerecht- 
fertigtes verwirft.  Und  was  könnte  weiters  in  der  gleichen 
Richtung  deutlicher  sprechen  als  die  Regelung  über  die  Be- 
handlung versessener  Zinse,  welche  der  Spiegel  deutscher  Leute 
und  die  eich  ihm  anschliessenden  Rechtsbücher  ')  statuieren,  indem 
sie  zunächst  die  Zineschuld  durch  fortwährend  sich  erneuende 
Säumnisetrafen  ( Rutecherzins)  bis  zum  Werthe  des  zinspflichtigen 
Grundstückes  anwachsen  lassen,  um  dann  schlechthin  dieses  selbst 
dem  Zinsberechtigten  zuzuweisen.  — 

Bei  dieser  sachenrechtlichen  Behandlung  der  Zinsverpflichtung 
war  naturgemäss  eine  enge  Verbindung  von  Eigenthum  und 
Zinsbezugsrecht  nahe  gelegen,  ja  sogar  nothwendig.  Es  erscheint 
eine  Trennung  der  Gläubigerrolle  von  dem  Eigenthume  an  dem 
Gute,  eine  Überlassung  des  einen  Rechtes  ohne  gleichzeitige 
Übertragung  des  anderen  anfänglich  undenkbar.  Man  findet 
auch  in  der  That  erst  in  späterer  Zeit,  als  das  Leiherecht  in 


')  JDiet  ist  nicht  etwa  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  die  Verpfliohtnng 
zur  Zinszahlung  (Keallaat)  als  ein  Recht  dinglicher  Natur  im  Sinne  der 
älteren  B.eallasttheoricn  gedeutet  würde j vergl.  darüber  insb.  Stubbe,  ‘Zur 
Geschichte  und  Theorie  des  Rentenkaufes'  in  der  Zeitschrift  f.  d.  R.  XIX,  S.309. 
*)  cap.  120,  abgedruckt  oben  S.  Aum.  1. 

’)  vergl.  die  Ausführungen  oben  8.  7,  Spiegel  deutscher  Leute  o.  76 
Sohwabenspiegel  c.  84  (Lassberg);  s.  auch  Wiener  Stadtrechtsbuoh  Art. 
118,  1*21  und  125  (oben  S.  11  und  14),  insbes.  die  Bestimmungen  für  den  fall 
der  Concurrenz  von  versessenen  Gfrundreohts-  und  Burgreohtszinsen  (oben  S.  16) 
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«einen  GrundzUgen  wesentliche  Veränderungen  durchgemacht  und 
viel  von  seinem  ursprünglichen  Characler  eingebüsst  hatte,  eine 
vom  Schicksale  des  Eigenthumsrechtes  unabhängige  Übertragung 
des  Zinsbezugsrechtes,  während  für  die  erste  Zeit  der  enge  Zu- 
sammenhang zwischen  beiden  in  allen  erhaltenen  Übertragungs- 
urkunden zu  Tage  tritt  und  auch  von  allen  die  Frage  behan- 
delnden Schriftstellern  anerkannt  und  hervorgehoben  wird  '). 

ln  diesem  Hinweise  auf  die  Möglichkeit  der  Übertragung 
der  leiheherrlichen  Rechte  durch  den  Wechsel  in  der  Person 
des  Eigenthümers  des  zinspflichtigen  Gutes  ist  bereits  einer 
Veränderung  gedacht,  von  welcher  das  Leiheverhältnis  während 
seines  Bestandes  betroffen  werden  kann,  und  zugleich  die  Art 
und  Weise  angegeben,  in  welcher  diese  Veränderung  die  Zins- 
pflicht berührt.  Es  sei  hier  nur  nebenbei  bemerkt,  dass  ebenso 
wie  die  durch  Vertrag  gewillkürte  Veränderung  in  der  Person 
des  zinsberechtigten  Eigenthümers  auch  der  Wechsel  durch  Erbgang 
für  den  Zins  eben  nicht  mehr  bedeutete,  als  eine  Veränderung 
in  der  Gläubiger-Rolle,  in  dem  berechtigten  Subjecte,  die  für 
Bestand,  Inhalt  und  ümfang  der  Obligation  ohne  Einfluss  war. 

Fragen  wir  nach  den  anderen  Veränderungen  und  ümge- 
staltungen,  welche  innerhalb  des  Erbleiheverhältnisses  normaler 
Weise  sich  ereignen  mochten  und  geeignet  waren,  eine  Rück- 
wirkung auf  das  in  der  Zinspflicht  zu  Tage  tretende  obligationen- 
rechtliche Moment  zu  üben,  so  weist  uns  schon  der  Name  jus 
hereditarium  zunächst  auf  die  durch  Erbgang  geschaffenen  Ver- 
änderungen hin.  Wenn  Besitz  und  Nutzungsrecht  jure  hereditario 
von  dem  jeweils  Berechtigten  auf  dessen  Erben  übergiengen,  so 
war  damit  rücksichtlich  der  Zinspflicht  ein  Wechsel  in  der 
Schuldner-Rolle  gegeben,  der  für  die  Verpflichtungen  in  concreto 
von  mehrfachem  Einflüsse  sein  konnte.  Zunächst  konnte,  wenn 
nicht  — wie  dies  häufig  vorkam  ^ — besondere  Vertragsklauseln 
die  Einheitlichkeit  und  üntheilbarkeit  des  Gutes  garantierten 
und  den  Rechtsübergang  auf  mehrere  Erben  von  vorneherein  aus- 
schlossen, an  Stelle  des  einen  zur  Nutzimg  Berechtigten  und 
zur  Zinszahlung  Verpflichteten  eine  Mehrheit  solcher  treten, 
wobei  dann  fraglich  erscheinen  kann , in  welche  Beziehung  die 
einzelnen  Schuldner  zu  ihrer  Schuld  und  zu  einander  traten. 
Ganz  vereinzelt  ist  diese  Frage  freilich  dadurch  abgesebnitten, 

*)  Arnold  a.  s.  0.  S.  80.  Hosenthal  a.  a.  O.  S.  65.  Qobbert 
a.  a O.  S.  155. 

«.  Mbiaiiui,  SrbUlbM.  O 
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daas  im  Leihevertrag  gleich  für  alle  Zeiten  ein  Bestimmter, 
z.  B.  der  Älteste')  dem  Leiheherrn  gegenüber  für  verpflichtet 
erklärt,  und  auf  diese  Weise  künstlich  die  Einheit  der  Ver- 
pflichtung fortgesetzt  wurde.  Aber  auch  für  alle  anderen  Fälle 
lässt  die  Fassung  der  Urkunden  eine  Entscheidung  nur  im  Sinne  der 
solidaren  Haftung  aller  Erben  zu,  indem  nirgends  von  einer  ge- 
sonderten Behandlung  der  Einzelnen  die  Kede  ist,  vielmehr  immer 
alle  wie  eine  Einheit  genannt  werden,  und  namentlich  der  Ein- 
tritt der  angedrohten  Folge  einer  mora  objcctiv  an  die  Thatsache 
des  Ausbleibens  der  fällig  gewordenen  Leistung  allgemein  und 
ohne  Einschränkung  geknüpft  erscheint. 

Diese  Gestaltung  lag  unzweifelhaft  im  Interesse  und  in  den 
gewöhnlichen  Intentionen  ^ des  Leiheherrn,  der  durch  eine  Zer- 
splitterung seines  Zinsrechtes  den  empfindlichsten  Schaden  hätte 
leiden  können,  und  es  darf  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  werden, 
dass  unter  der  Voraussetzung  der  Kichtigkeit  unserer  Annahme 
über  die  principielle  Frage  des  Verpflichtungsverhältnisses  nur 
die  solidarische  Haftung  aller  für  den  ganzen  Zins  im  Geiste 
des  Institutes  gelegen , und  dass  nur  diese  rechtlich  ronsequent 
überhaupt  denkbar  war*).  Eine  scheinbare  Ausnahme  dem  Ge- 
sagten gegenüber  findet  sich  nur  in  einzelnen  Fällen  von  Villi- 
cationsverträgen,  in  denen  die  Beleihung  mit  einem  ganzen  Güter- 
complexe  dem  Anscheine  nach  einheitlich  an  mehrere  Ansiedler 
erfolgte , dann  aber  die  einzelnen  an  jeden  „heres“  kommendeo 
Antheile  doch  ein  völlig  selbstständiges  Schicksal  erlitten. 

Neben  den  Rechtsverhältnissen,  die  zwischen  einer  Mehrzahl 
von  Erben  zur  Entstehung  kamen,  sind  für  den  Erbgang  noch 
die  Beziehungen  zwischen  Erblasser  und  Erben  von  Belang,  also 
namentlich  die  Frage,  in  wie  weit  der  letztere  in  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Verstorbenen  eintrat.  Hier  speciell  ist  noch 
darauf  einzugehen,  in  welcher  Weise  der  Nachfolger  im  Leihe- 
verhältnisse den  bereits  unter  dem  Vorgänger  fällig  gewordenen 
Zinsleistungen  gegenüber  sich  zu  verhalten  hatte.  Mehr  noch  alt< 


■)  z.  B.  1173-1189  MR.  UB.  II  101;  1233  MR.  ÜB.  Ill  489;  1249 
Boos,  Wormser  UB.  I 223. 

*)  Zeuge  dessen  die  oftmalige  ausdrückliche  Einschränkung  auf  einen 
oder  wenige  Erben  s.  o.  K.  31  Anm.  1. 

')  vergl.  i.  a.  auch  die  Ausführungen  hei  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt 
Köln  I S.  418  u.  Uobbers  a.  a.  O.  S.  lÜO  ff. 
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die  Thatsache,  daas  die  Succesoioii  nach  Erbrecht  erfolgte,  wobei 
doch  immer  die  erblaaaeriachen  Schulden  ala  eine  auf  dem 
Nachlaaae,  zunächst  der  Fahrhabe,  ruhende  Last  den  Nachfolger 
in  gewissem  Umfange  trafen  ’),  nöthigt  uns  die  vorwiegend  ding- 
liche und  objective,  von  der  Person  des  jeweils  Besitzenden  fast 
gänzlich  abstrahierende  Formulierung  der  Yertragsverpflichtungen 
zu  der  Annahme,  dass  der  Erbe  mit  dem  Gute  und  mit  der  Siins- 
pflicht  pro  futuro  auch  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  bereits 
ehedem  fällig  gewordener  Zinsraten  übernehmen  musste.  Nirgends 
findet  sich  in  den  Urkunden  ein  Hinweis,  auf  eine  getrennte 
rechtliche  Behandlung  des  Beliehenen  und  seiner  Erben;  es 
werden  vielmehr  alle  zum  Rechte  aus  der  Leihe  Berufenen  gleich- 
niässig  und  zusammen  als  Träger  des  Rechtes  genannt,  sie  er- 
scheinen gleichmässig  auch  als  Träger  der  leiherechtlichen  Ver- 
pflichtungen, nnd,  was  das  Wichtigste  ist,  ohne  Beziehung  auf  einen 
Einzelnen  werden  allen  gegenüber  die  Rechtsfolgen  genannt, 
welche  die  Thatsache  der  Zinssäumnis  für  sie  im  Gefolge  haben 
sollte.  Blieb  eine  Zinszahlung  aus,  so  fragte  der  Leiheherr  sicher 
nicht,  ob  dieser  oder  jener  daran  Schuld  trug,  er  konnte  die 
stipulierten  oder  selbstverständlichen  Consequenzen  eintreten  lassen 
oder  mit  ihnen  drohen,  und  in  seinem  eigenen  Interesse,  um  sich 
den  Besitz  zu  erhalten,  musste  der  Erbe  die  Versäumnis  nach- 
holen , die  vielleicht  nicht  ihm,  sondern  seinem  Vorgänger  zur 
Last  zu  schreiben  war. 

Hiermit  dürfVen  die  wichtigsten  und  hauptsächlichsten  den 
Zins  betreffenden  Fragen  erledigt  sein , die  im  Bestände  des 
Leiheverhältnisses  in  der  ältesten  Form  seiner  Ausgestaltung  von 
Belang  sein  mochten  und  aus  dem  erhaltenen  Urkunden vorrathe 
ihre  Beantwortung  finden  können.  Man  braucht  sich  nur  der 
Schranken  zu  erinnern,  die  nach  den  eingangs  gegebenen  Aus- 
führungen dem  Leilierecht  ursprünglich  gesetzt  waren,  und  man 
darf  namentlich  nur  des  Umstandes  gedenken,  dass  das  Leihe- 
recht den  Angehörigen  einer  Familie  allerdings  in  perpetuum, 
aber  als  ein  wenigstens  gedankcnniässig  unveräusserliches  Recht 
verliehen  wurde,  um  sofort  darüber  im  Klaren  zu  sein,  dass  eine 
Reihe  von  Rechtsfragen  zunächst  gar  nicht  zur  Entstehung  ge- 


')  Dieses  Argument  wäre  dann  von  mehr  Belang,  wenn  im  Sinne  der 
hier  bekämpften  Ansicht  die  Zinsscbuld  mit  den  gewöhnlichen  persönlichen 
Obligationen  auf  gleiche  Stofe  zu  stellen  wäre. 
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langen  konnten,  die  später  practisch  wurden,  als  die  Leihe  zu  einem 
beweglichen  Verkehreobjecte  geworden  war.  Alle  die  Conipli- 
cationen , die  dadurch  entstanden , dass  das  jus  hereditariuni 
aus  seiner  ursprünglichen  Gebundenheit  gelöst,  wie  andere  Rechte 
durch  Vertragswillkür  von  dem  einen  auf  den  andern  über- 
tragen oder  selbst  wieder  als  Object  neuer  Leiherechte  weiter 
verliehen  und  belastet  werden  durfte,  konnte  nicht  auftaucheii 
in  einer  2<eit,  in  der  das  Leiherecht  fest  an  eine  Familie,  einen 
von  vomeherein  genau  begrenzten  Kreis,  gebunden  war  und 
überhaupt  nicht  an  aussen  stehende  Personen  gelangen  noch 
auch  partiell  ihrer  Machtsphäre  unterworfen  werden  konnte. 

Wie  es  nun  nach  dem  in  der  Einleitung  Gesagten  nicht  im 
Plane  und  in  der  Absicht  der  vorliegenden  Untersuchung  gelegen 
ist,  des  näheren  auf  die  spätere  Elntwickelung  des  Institutes  ein- 
zugehen, so  kann  es  auch  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die  Reflex- 
wirkungen näher  zu  verfolgen,  welche  die  Umgestaltung  des 
Leiherechtes  in  toto  auf  die  einzelnen  rechtlichen  Elemente  des- 
selben ausgeUbt  hat.  Nur  auf  ein  dem  Leihe-  bez.  Rentenrechte 
der  späteren  Zeit  characteristisches  Moment  soll  noch  mit  einigen 
Worten  hingewiesen  werden. 

Das  Unterwindungsrecht,  welches  iin  Erbleiherechte  dem 
Zinsgläubiger  gegenüber  jedem  säumigen  Schuldner  zustand,  findet 
sich  nämlich  auch  im  völlig  ausgebildeten  Rentenrechte  vielfach 
wieder,  also  selbst  unter  Umständen,  in  welchen  seine  ursprüng- 
liche Grundlage,  das  Eigenthum  des  Zinsberechtigten  an  dem 
Gute,  längst  weggefallen  war’).  Demgemäss  waren  in  einer 
Zeit,  da  die  leiheherrlichen  Befugnisse  auf  ein  Minimum  zurück- 
gedrängt  waren,  dieselben  characteristischen  Rechtsfolgen  an  die 
Zinssäumnis  geknüpft,  welche  von  Alters  her  bei  dem  Ausbleiben 
der  Zinszahlung  für  den  Zinspflichtigen  eintraten:  zunächst  oft 
die  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Conventionaistrafen  und  dann 
Verlust  des  Leiherechtes  an  den  Rentenberechtigten,  in  der  Form, 


')  verffl.  ausser  den  Genannten  Heusler,  Bildnni;  des  Concursprocesses 
nach  sohweizerischem  Rechte  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht, 
Bd.  7 S.  117  ff.  und  insb.  Gobbers  a.  a.  0.  S.  197  und  die  dort  genannten 
Quellenbelege  vom  Knde  des  14.  Jahrhundertes,  ebenso  8.  211,  wo  für  die 
Brbleihen  der  dritten  (letzten)  Entwickclungsstufe  die  Signatur  dahin  ange- 
geben wird,  dass  das  leiheherrliche  Recht,  das  Obereigenthum  sich  concentriert 
in  dem  Rechte  auf  Zinsbezug  und  in  dem  aus  diesem  Rechte  bei  Nicht- 
befriedigung  erwachsenden  Anspruch  auf  Anwältigung  dea  verliehenen  Gutes. 
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dass  dieser  in  dieselbe  rechtlidie  Stellung  zur  Sache  einrückte, 
die  der  Verpflichtete  bis  dahin  iune  hatte. 

fällt  nicht  schwer,  zu  zeigen,  zu  welchen  Consequenzen 
diese  principielle  Auflassung,  die  auch  noch  das  spätere  Recht 
beherrschte,  bezüglich  der  eben  berührten  Fragen  im  allgemeinen 
führen  musste,  die  mit  der  grösseren  Beweglichkeit  des  Leihe- 
und  Zinsrechtes  zur  Entstehung  kamen.  Als  nämlich  die  oben 
ausgcfuhrte  Kegel  der  Einschränkung  des  Leiherechtes  auf  den  Kreis 
bestimmter  Personen  und  die  dadurch  bedingte  Negierung  jedes 
Veiäusserungsrechtes  namentlich  auf  städtischem  Gebiete  ver- 
hältnissmässig  früh  geschwunden  war,  und  Rechtsübertragungen 
nicht  mehr  wie  ursprünglich  nur  durch  den  Willen  des  Leihe- 
herrn möglich  waren,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  diesen  durch 
freie  Vertrageeinigung  zu  Stande  kamen,  tauchten  naturgemäss 
analoge  Fragen  auf,  wie  sie  bei  dem  Rechtsübergang  im  Wege 
Erbrechtes  zu  lösen  waren.  Sowohl  über  die  Behandlung  vom 
Vorgänger  rückständig  gebliebener  Zinsen  als  auch  über  die  freilich 
selten  actuelle  Frage  nach  dem  Schicksale  des  Zinses  im  Falle 
der  Theilung  des  Gutes  muss  wohl  hier  wie  dort  in  gleicher 
Weise  entschieden  werden,  da  ja  die  principielle  Grundlage  des 
Rentenrechtes  dieselbe  ist,  die  bei  den  obigen  Ausführungen  fiir 
das  ältere  Leiherecht  angenommen  wurde. 

Denn  auch  für  das  spätere  Leihe-  und  Rentenrecht,  solange 
die  Möglichkeit  der  Unterwindung  überhaupt  bestand,  muss  es  in 
der  Macht  des  Zinsberechtigten  gelegen  gew'escn  sein,  wegen  des 
Ausbleibens  einer  Zinsrate,  bezüglich  deren  er  vielleicht  gar 
nicht  wusste,  wem  die  Zahlung  ursprünglich  oblag,  mit  der  Rechts- 
entsetzung  zu  drohen  und  so  indirect  die  gegenwärtigen  Besitzer 
zur  Zahlung  einer  Summe  zu  zwingen,  die  vielleicht  primär  dem 
Rechtsvorgänger  oblegen  wäre. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  aber  die  rechtliehe  Aus- 
gestaltung , zu  welcher  die  consequente  Anwendung  des  einen 
Grundgedankens  auf  einem  gleichfalls  einer  viel  vorgeschritteneren 
Rechtsentwickelung  angehörigen  Gebiete,  nämlich  in  den  Fällen 
der  Afterverleihung  und  der  Cumulierung  mehrerer  Ziuspflichtig- 
keiten  auf  demselben  Objecte  gefunden  hat. 

Wenn  es  nämlich  im  späteren  Rentenrechte  vorkam,  dass 
auf  einem  und  demselben  Gute  verschiedene  Zinse  an  ver- 
schiedene Personen  lasteten,  dann  liegt  wegen  der  sonst  unver- 
meidlichen Concurrenz  ihrer  Rechte  die  Vermuthung  nahe,  dass 
dies  doch  nicht  mehr  nach  der  für  das  Leiherecht  behaupteten 
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Regel  behandelt  werden  konnte,  weil  nicht  leicht  einzueehen  ist, 
wie  das  Unterwindungsrecht  einer  Mehrheit  von  Berechtigten 
konnte  zugestanden  haben.  Indessen  ist  auch  hier  das  dingliche 
Element,  das  Leihezins-  und  Rentenforderung  sonst  allgemein  be- 
gleitete, vollständig  zu  seinem  Rechte  gekommen.  Denn  that- 
sächlich  stand  auch  in  diesen  Fällen  mancherorts  jedem  Rent- 
gläubiger  das  Recht  zu,  wenn  seine  Rente  nicht  bezahlt  wurde, 
eich  in  den  Besitz  des  Zinsgutes  zu  setzen,  nur  musste  er  stets 
die  seiner  Rente  vorangehenden  älteren  Zinse  mit  dem  Gute 
übernehmen.  Diese  Rechtslage  ist  wohl  auch  von  Arnold ')  vor- 
ausgesetzt, wenn  er  für  den  Fall,  dass  „die  belastete  Sache  sich 
unfähig  erwies,  sämmtliche  Zinse  zu  tragen“,  die  practische  Aus- 
tragung in  der  Weise  skizziert,  dass  er  meint  „cs  musste  der 
Jüngste,  um  sein  Capital  nicht  ganz  zu  verlieren,  sich  der  Sache 
unterwinden;  wo  nicht,  so  that  es  ein  früherer,  der  dann  aber 
nur  die  vorhergehenden,  nicht  die  jüngeren  Renten  übernehmen 
musste.  . . .“  In  gleicher  Weise  kennzeichnet  Heusler  das 
Zugverfahren  im  schweizerischen  Rechte  *).  Elinc  Erklärung  für 
diese  rechtliche  Ausgestaltung  kann  nie  im  Rentenrechte  selbst, 
sondern  nur  durch  den  rechtsgeschichtlichen  Zusammenhang  mit 
dem  Rechte  der  Afterleihen  gefunden  werden.  Wie  nämlich  bei 
dem  einfachen  Leihevertrage  das  Zinsforderungsrecht  begleitet  und 
gedeckt  war  durch  das  Eigenthum  an  der  Sache,  so  gieng  Hand 
in  Hand  mit  einem  zweiten  und  dritten  Zins  als  dessen  rechtliche 
Schutzwehr  das  in  der  Leihe  oder  Afterleihe  gelegene  dingliche 
Recht,  dessen  Geltendmachung  hier  wie  dort  als  Zwangs-  und 
Executionsmittel  die  Zahlung  verbürgte;  und  als  später  jedes 
dingliche  Recht  des  Zinsgläubigers  sich  gänzlich  verflüchtigt 
hatte,  blieb  das  Unterwindungsrecht  genau  in  den  alten  Formen 
bestehen. 

Die  Lösung,  welche  die  eben  berührten  Fragen  in  späterer 
Zeit  gefunden  haben , ist  auch  nicht  ohne  Belang  für  die  Beur- 
theilung  des  älteren  uns  zunächst  interessierenden  Problems. 
Denn  es  ist  gewiss  nicht  Zufall,  das  derselbe  Rechtsgedanken, 
dem  wir  als  Grundzug  des  Leiherechtes  in  seiner  Entstehung 
begegneten,  trotz  all  den  späteren  einschneidenden  Veränderungen 
eich  unverändert  erhalten  hat,  um  noch  am  Schlüsse  der  Ent- 
wickelung, nachdem  das  Rechtsinstitut  sich  fast  bis  zur  Unkennt- 


')  Z.  (üeach.  d.  Eig^eathums  S.  123. 

’)  Ueatler  a.  a.  0.  .S.  119  ff.;  vergl.  auch  oben  S.  17. 
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lichkeit  verändert  hatte,  als  rother  Faden  wieder  an  den  Tag  zu 
treten,  ln  dieser  Übereinstimmung  zwischen  den  Ergebnissen, 
welche  für  die  spätere  Zeit  ohne  Berücksichtigung  der  hier  an- 
genommenen historischen  Grundlage  von  anderen  gewonnen  wurden, 
und  dem,  was  nach  der  hier  vertretenen  Ansicht  sich  als  noth- 
wendige  Consequenz  ergibt,  kann  man  sicherlich  einen  Anhalts- 
punkt für  deren  Richtigkeit  erblicken;  sie  zeigt,  wie  tief  die  oben 
angegebene  Grundauffassung  im  alten  Rechte  eingewurzelt  gewesen 
eein  muss,  dass  sie,  trotz  aller  Veränderungen,  die  das  Rechts- 
institut erfuhr,  bis  an  das  Ende  seiner  Entwickelung  erhalten  blieb. 

Nach  all  dem  erscheint  die  Zinspilicht,  wie  schon  die  da- 
malige Zeit  sich  gerne  aus<lrückte,  als  eine  auf  dem  Leihegute 
liegende  Last '),  deren  Erfüllung  jedem  Gutsbesitzer  unter  An- 
drohung schwerer  Rechtsnachtheile,  oblag.  Dabei  war  die  Ver- 
bindung mit  dem  Gute  noch  weit  enger,  als  es  nach  unseren 
heutigen  Begriffen  bei  Reallasten  anzunehmen  wäre.  Denn  so 
wie  einerseits  angenommen  werden  muss,  dass  sich  die  Verpflich- 
tung des  jeweiligen  Besitzers  nicht  nur  auf  die  während  der 
Zeit  seines  Besitzes  fällig  werdenden  Zinsraten,  sondern  ebenso  auch 
auf  die  von  einem  Besitzvorgänger  rückständig  gebliebenen  Be- 
träge ganz  gleichmässig  erstreckte,  ist  andererseits  eine  über  das 
Leiheobject  hinausreicheude,  das  übrige  Vermögen  des  Beliehenen 
in  irgend  einer  Weise  erfassende  persönliche  Verpflichtung  des- 
selben als  Regel  gewiss  nicht  zu  behaupten,  so  zwar,  dass  weder 
der  gegenwärtige  Besitzer  wegen  Zinsrückständen  mit  seinem 
anderweitigen  Vermögen  herangezogen  -),  noch  — Ausnahmen  ab- 
gerechnet — ein  früherer  Besitzer  wegen  versessener  Zinsen 
nachträglich  haftbar  gemacht  werden  konnte.')  — 

')  vergl.  z.  B.  Hkl  Lac.  I 477  cuilibet  aree  onus  pensionis  11  aoli- 
dorum  . . . snnuatim  solvemlomm  imposuit  oder  1227  Ennen  11  106  cum 
tali  onere  momorata  oubicula  ....  sunt  conoesaa. 

*)  Dem  steht  nicht  entgegen , wenn  in  einzelnen  z.  fi.  in  den  von 
Dunker  a.  a.  O.  S.  72  f.  berufenen  Fallen  vor  der  ünterwindung  des  (lutes, 
als  dem  grossen  Übel,  zunächst  die  Pfändung  in  die  Mobilien  versucht  wurde. 

’)  Diese  Ergebnisse  zeigen  zugleich,  wie  gefährlich  die  „aus  der  Natur“ 
eines  Rechtsverhältnisses  auf  dessen  äussere  Behandlung  gezogenen  Schlüsse 
sind.  So  gibt,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  Unger  (System  des  öst. 
Frivatrechta  1 560)  eine  Rvallastdeiinition,  die  unzweifelhaft  mit  dem  gleichen 
Rechte,  mit  welchem  sie  für  die  modernen  Reallasten  Giltigkeit  beanspruchen 
kann,  auch  auf  die  uns  vorliegenden  Fälle  (trotz  S.  554)  aogewendet  werden 
darf:  das  Recht  auf  die  Reallasten  erscheint  „an  sich  und  im  Ganzen  als 
ein  unmittelbar  an  und  auf  dem  Grundstücke  haftendes  Recht,  dessen  In- 
halt darin  besteht,  dass  der  Berechtigte  von  dem  jeweiligen  Besitzer  des 
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Wegen  des  engen  Zusammenhanges  mit  dem  Zinsrechte 
als  der  principalsten  I*flicht  des  Beliehenen,  seien  hier  noch  die 
zur  Garantie  der  Zinsleistungen  vielfach  stipulierten  Cautionen 
kurz  besprochen,  wenn  auch  der  Umstand,  dass  dieselben  gleich- 
massig  auch  andere  Vertrags  Verpflichtungen  sicherzustellen  be- 
rufen waren,  von  streng  systematischem  Gesichtspunkte  aus  ihre 
Besprechung  an  einem  späteren  Orte  erheischte. 

Derartige  Verstärkungen  der  Garantien  für  die  aus  den  Ver- 
trägen erwachsenden  Verbindlichkeiten,  also  eine  Ausdehnung 
der  Haftbarkeit  über  das  Leihegut  hinaus  auf  andere  Theile  des 
Vermögens  des  Verpflichteten,  Anden  wir  vornehmlich  in  Leihe- 
verträgen über  solche  Güter,  die  selbst  dafür  nicht  genügende 
Deckung  gewährten.  Oft  repräsentierte  nämlich  das  Object  der 
Leihe  zunächst  wohl  einen  Werth,  der  eine  hinreichende  Sicher- 
heit gegeben  hätte,  war  aber  selbst  in  seinem  intacten  Bestände 
mancherlei  Zufälligkeiten  ausgesetzt,  die  der  Leiheherr  oft  aus 
gutem  Grunde  von  sich  auf  die  Schultern  des  Besitzers  abwälzen 
wollte.  So  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Rechtes, 
insbesondere  wenn  nicht  Bauplätze,  sondeni  fertige  Häuser  zu 
Erbrecht  verliehen  wurden,  und  der  Eigenthümer  für  seinen  Zins 
ungeachtet  etwaiger  Elementarschäden  dauernd  gesichert  sein 
wollte,  oder  wenn  er  in  einzelnen  Fällen  gar  ein  Mittel  in  der  Hand 


Qrundstückes  als  solchem  einzelne  positive  Leistungen  fordert;  in  diesen 
einzelnen  Leistungen  geht  das  Recht  in  ein  rein  persönliches  auf  und  er- 
scheint sonach  in  seinen  einzelnen  Ausflüssen  als  ein  wahres  Forde- 
rungsrecht. „Aus  dieser  Natur  der  Keallasten 

ergeben  eich  folgende  Grundsätze : . ...  6)  die  einzelnen  fälligen 
Leistungen  sind  persönliche  Verbindlichkeiten  des  Besitzers,  unter  welchem 
sie  fällig  wurden,  er  kann  sich  daher  diesen  Rückständen  durch  die  Dere- 
liction  des  Grundstückes  nicht  mehr  entziehen;  7)  daher  haftet  aber  auch 
der  Nachfolger  im  Besitz  nicht  für  die  Rückstände  seines  Vorgängers,  ausser 
wenn  er  als  Universalsuccessor  in  dessen  Obligation  ointritt,  oder  wenn  die 
Rückstände  ausnahmsweise  mit  einer  Hypothek  bedeckt  sind.“  Hag  man 
die  Richtigkeit  dieser  Annahmen  für  das  moderne  Recht  zugebeu,  so  haben 
die  Ausführungen  im  Texte,  die  den  obligationenrechtlichen  Character  der 
Zinsverbindlichkeit  gewiss  in  vollem  Hasse  anerkannten  und  zur  Grundlage 
nahmen,  wenigstens  die  Höglichkeit  einer  anderen  Regelung  dargethan,  nnd 
damit  allein  ist  die  logische  Schlüssigkeit  obiger  Deductionen  widerlegt. 
£s  ist  eben  kein  Naturgesetz  und  auch  logisch  nicht  uothwendig.  dass  ein 
Rechtsinstitut,  welches  der  Regel  nach  eine  gewisse  äussere  Behandlung 
erfährt,  unter  allen  Umständen  und  ausnahmslos  die  gleichen  rechtlichen 
Schicksale  erfahren  müsse. 
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haben  wollte,  den  Besitzer  zur  Auafiihmng  der  etwa  Über- 
nommenen Pdicht  zum  Wiederaufbau  wirksam  zu  zwingen*). 

War  hier  die  Besorgnis  vor  einer  Deteriorierung  des  an  sich 
wertbvollen  Leiheobjectes  der  bestimmende  G-rund  ftir  Schaffung 
besonderer  Garantien,  so  war  es  in  anderen  Fällen,  wo  der  Zins 
mit  Rücksicht  auf  erst  vorzunehmende  Meliorationen  ziemlich 
hoch  bemessen  war,  der  geringe  Werth  des  geliehenen  Gutes, 
der,  allein  ungenügend,  noch  die  Heranziehung  anderer  Cautionen 
für  die  Vertragspflichten  wünschenswerth  erscheinen  Hess  *). 
Einen  Fall  dieser  Art  enthält  z.  B.  eine  Urk.  von  1250*),  nach 
welcher  zur  Sicherstellung  eines  Leihezinses  ein  Joch  Landes  zu 
Pfand  gegeben  wurde,  donec  sic  bona  nostra  ediiieaverit,  quod 
perpetuo  certi  simus  de  noetro  censu.  Das  Beispiel  ist  darum 
besonders  lehrreich,  weil  hier  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  die 
ausserhalb  des  Leiheobjectes  gebotene  Garantie  nur  in  so  lange 
in  Anspruch  genommen  werden  sollte,  als  das  Leihegut  selbst 
hiefür  nicht  ausreichte,  und  weil  man  darin  immerhin  einen 
quellenmässigen  Beleg  dafür  erblicken  kann,  dass  — wenigstens 
in  concreto  — die  Zulänglichkeit  oder  Unzulänglichkeit  der  in 
dem  Leiheobjecte  gelegenen  Deckung  für  die  Stipulicrung  be- 
sonderer Cautionen  entscheidend  war. 

Als  Mittel  für  eine  solche  Sicherstellung  wurde  häufig  die 
Verpfändung  eines  Grundstückes  gewählt  — eine  gewiss  recht 
naheliegende  und  zweckmässige  Form  *).  Daneben  aber  fand  sich 
vielleicht  noch  häufiger  eine  andere,  wohl  dem  älteren  Precarien- 
rechte  entlehnte  Modalität  zur  Begründung  einer  solchen  über 
das  eigentliche  Leihegut  hinausreichenden  realen  Haftung.  Es 
wurde  aus  dem  Vermögen  des  Beliehenen  ein  Gut  bestimmt, 
welches  das  rechtliche  Schicksal  des  Leiheobjectes  theilen,  also  im 
Falle  des  Vertragsbruches  mit  diesem  an  den  Leiheherrn  ge- 
langen sollte  *).  Die  Verbindung  der  beiden  Grundstücke  war 
dann  in  den  einzelnen  Fällen  eine  verschiedene;  bald  wurden 

■)  vergl.  dazu  oben  S.  60  Anm.  5 ff. 

’)  z.  ß.  1249  Jännen  U 290. 

•)  MR.  UB.  UI  1076.  Ähnlich  1261,  1092. 

*)  z.  B.  MR.  UB.  UI  1216,  5.5;  1228—1229,  340;  1235,  641;  1250,  1092, 
1290  Wormser  UB.  I 446.  Aus  Frankfurt , wo  überhaupt  frühzeitig  eine 
weitere  Ausgestaltung  des  Leihereohtes  eingetreteu  zu  sein  scheint;  1290 
Böhmer,  Frankf.  UB.  p.  252.  — Verpfändung  eines  Zinsreohtes  1274 
Wormser  UB.  I 368. 

•)  z.  B.  c.  1150  MR.  UB.  I 556;  1217,  Ennen  II  56;  1223,  MR.  UB. 
m 218;  1232,  460;  1249  Ennen  II  290;  1262,  309;  1264  Lao.  U 548. 
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beide  wirklich  zu  einem  einzigen  Gute  vereinigt'),  so  dass  eine 
gctrennteBehandlung  überhaupt  ausgeschlossen  war;  bald  begnügte 
man  sich  schon  mit  der  einen  Festsetzung,  dass  beide  flir  den 
Fall  der  Ziiissäuninis  dem  Leiheherrn  verfallen  sein  sollten; 
aber  unter  allen  Umständen  war  in  der  denkbar  einfachsten 
Weise,  und  ohne  in  den  Leihevertrag  Fremdartiges  hineinzu- 
tragen, das  Eine  erreicht,  dass  das  dingliche  Substrat  für  das 
Zinsrecht  seinem  Werthe  nach  jene  Erweiterung  erfuhr,  die 
nothwendig  war,  um  den  im  Leihevertrag  zur  Entstehung  ge- 
langenden obligatorischen  Verpflichtungen  wie  sonst  die  genügende 
sachenrechtliche  Deckung  zu  geben. 

Der  ganzen  Natur  des  Leihezinsrechtes  entsprechend  mussten 
das  Pfandrecht  und  die  in  der  zuletzt  angegebenen  Weise  be- 
wirkte Sicherung  der  Vertrageverpflichtungen  die  wichtigsten 
für  die  Regel  allein  brauchbaren  üautionen  erscheinen  — ist 
Ja  doch  für  eine  der  Idee  nach  ewige  Verpflichtung  nur  ein 
dingliches,  gedankenmässig  gleichfalls  ewiges  Recht  eine  wirk- 
liche Gewahr.  Dem  gegenüber  können  die  ganz  vereinzelt  vor- 
kommendeu  ander wärtigen  Cautionen,  wie  z.  B.  der  oben  be- 
rührte Fall  mit  Bürgeubestellung  und  Verpfändung  des  ge- 
sammten  Vermögens  des  Beliehenen  *),  als  Singularitäten,  die 
durch  die  Verhältnisse  des  Einzelfallcs  geboten  und  für  die  all- 
gemeine Betrachtung  ohne  Bedeutung  sind,  wohl  füglich  über- 
gangen werden.  — 


Von  den  anderweitigen  Verpflichtungsverhältnissen,  die  neben 
der  Zinspflicht  aus  dem  Leihecontracte  zu  Entstehung  kommen 
konnten,  sind  einzelne  gelegentlich  der  Schilderung  der  ver- 
schiedenen Vertragsgarantien  schon  erwähnt  worden.  So  zu- 
nächst die  manchmal  in  den  Leihevertrag  aufgenommene  Ver- 
pflichtung zur  Vornahme  von  Meliorationen  und  Herstellungen, 

>)  So  wahraohelolich  llöO  UU.  UB.  I 556;  1264  Lac.  11  548;  nach 
Gobbera  a.  a.  0.  S.  151  auch  1217  Enuen  II  56. 

*)  Hierher  gehört  auch  dis  oben  besprochene  Urk.  1227  Ennoi 
II  106,  in  welcher  als  Sanction  für  die  I*flicht  zur  Zinszahlung  nnd  Reoon- 
stmetion  neben  der  nicht  volle  Sicherheit  gewährleistenden  Androhung  des 
Rechtsverlustes  die  Excommunication  als  weiteres  Zwangsmittel  in  Aus- 
sicht genommen  wurde;  vergl.  auch  1206  Quiz  70;  1263  Hilgard  78  etc. 
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die  oconomiech^  gewiss  zu  den  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Leiherechtes  gehörte.  Der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  ent- 
sprechend war  auch  diese  Pflicht,  wo  sie  überhaupt  bestand,  im 
einzelnen  sehr  mannigfachen  Inhaltes.  Im  Kreise  des  städtischen 
Rechtes  erstreckte  sie  sich  oft  auf  die  Bauführung,  den  völligen 
Aufbau  eines  Hauses  auf  der  geliehenen  Bauarea  ') ; oft  be- 
schränkte sie  sich  auf  die  Verpflichtung  zu  Verbesserungen 
und  zur  Instandhaltung  *)  des  zu  Erbrecht  gegebenen  Hauses, 
und  umfasste  dabei  manchmal  auch  die  Pflicht  zur  Wieder- 
herstellung und  Reconstruction  für  den  Fall  einer  partiellen 
oder  gänzlichen  Zerstörung  durch  elementare  Mächte*),  also 
namentlich  durch  Brände,  denen  damals  so  oft  ganze  Stadttheile 
zum  Opfer  fielen.  Die  analoge  Verpflichtung,  die  Leihe  vertage 
über  ländliche  Grundstücke  vielfach  enthalten,  ist  die  Pflicht 
zur  sorgfältigen  Cultur  des  geliehenen  Bodens*),  die  sich  dann 
häufig  auch  als  Pflicht  zur  Schafl'ung  einer  neuen  Cultur  auf 
bisher  ungerodetem  Lande,  oder  einer  Specialcultur  auf  einem 
bisher  noch  nicht  so  sehr  gepflegten  Boden  äussern  konnte. 
Die  Anlegung  von  Weinbergen  spielt  dabei  die  hervorragendste 
Rolle.  Waren  Mühlen  das  Object  der  Leihe,  so  näherten  sich 
die  Vertragsbestimmungen  über  die  Conservationspflicht  natur- 
gemäss  mehr  den  Abmachungen  im  städtischen  Rechte  *),  das 
überhaupt  der  eigentliche  Boden  für  Bestimmungen  dieser  Art 
war,  während  auf  dem  Lande,  wo  eine  Stabilität  des  ganzen 
Verhältnisses  vorauszusehen  war,  sich  in  der  Regel  wenig  Anlass 
bot,  in  dieser  Richtung  in  der  Vertragsurkunde  eigens  Vorsorge 
zu  treflen. 


')  12Ö2  £nnen  II  309;  in  gewissem  Sinne  auch  1250  MB.  UB.  III  1092. 

*)  Dabei  war  oft  die  Summe  bestimmt,  die  auf  das  Out  za  verwenden 
war,  z.  B.  1240  MB.  ÜB.  TU  ü7ß;  1261  Ennen  II  420;  1294,  397. 

•)  i.  B.  1227  Enuen  II  106. 

*)  z.  B.  12.34  Ennen  II  113;  1236  MR.  UB.  III  ö77;  1266  Wormser 
UB.  1 328;  in  anderer  Eorm  1263  Ennen  II  466,  wo  der  Beliehene  sich 
binnen  Monatsfrist  erklären  muss,  ob  er  das  Haus  wieder  aufbauen  will, 
oder  auf  das  Erbrecht  verzichtet. 

•)  z.  B.  MR.  UB.  I 1065  recte  1236,  342;  1136,  464;  1152,  568;  1168, 
652;  II  1180,  :49;  1200,  182;  1208,  239;  UI  1218,  86;  ? 267;  1233,  481;  1239, 
667;  1247,  930;  1255,  1291  u.  a. 

•)  I.  B.  1211  MR  UB.  II  274. 
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Eine  andere  Verpflichtung,  die  im  Gegensätze  zur  eben  be- 
sprochenen mit  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  in  gar  keinem 
Zusammenhänge  steht,  wurde  nach  einzelnen  Leihebriefen  fflr 
den  Fall  des  Besitzwechsels  auf  das  Gut  gelegt,  in  der  Weise, 
dass  jeder  neue  Besitzer  zur  Zahlung  einer  Gebühr  verpflichtet 
war,  die  eich  unter  verschiedenen  Namen  wie  Vorhure  *,)  Gewerf  *), 
oder  auch  allgemein  vinicopium  *)  findet  und  am  ehesten  mit 
der  Lehnware  des  Lehenrechtes  oder  dem  laudemium  der  rö- 
mischen Emphyteuse  vergleichen  lässt.  Manchmal  traf  diese 
Abgabenpflicht  bei  jedem  Besitze  schlechthin  ein  *),  in  anderen 
Fällen  ist  dabei  nur  des  Erbganges  gedacht  *),  während  wieder 
andere  Male  nur  der  BechtsUbergang  durch  Vertrag  Er- 
wähnung findet  *),  oder  der  Erbe  einem  fremden  Elrwerber  gegen- 
über nur  einer  geringeren  Abgabenpflicht  unterlag  ^).  Dass  eine 
solche  Gebühr  allgemein  gewesen  wäre,  ist  gewiss  nicht  zu  be- 
haupten *) ; nur  wird  man  annehmen  dürfen,  dass  die  Leihever- 
träge, je  näher  sie  den  analogen  Bildungen  des  Hof-  und  Lehen- 
rechtes sichen,  desto  häufiger  eine  derartige  Abmachung  enthalten, 
da  ja  diese  Gebühr  gerade  in  diesen  Rcchtsgebicten  ursprünglich 
ihre  Heimat  hatte.  Und  namentlich  in  solchen  Fällen  •)  war  der 
neue  Erwerber  häufig  zur  Zahlung  einer  derartigen  Uebertragungs- 


')  I.  B.  1197  Ennen  1111  (=Lac.  I 666);  1220  Lao.  H 91. 

>)  z B.  1269  Lac.  U 592;  1299  Ennen  lU  488. 

•)  z.  ß.  1181  Lac.  I 477;  1239  MR.  ÜB.  lU  646. 

*)  z.  B.  1181  Lac.  1 477  mit  der  besonderen  Bestimmung,  dass  diese 
Oebübr  die  privilegirte  Stellung  des  Leihegutes  ausdrücke:  areas  privi- 
legiatas  ct  a communi  lege  reliquarum  domomm  agros  videlicet  non  haben- 
tium  penitus  exeratas;  1239  MR.  UB.  UI  646;  1267  Ennen  U 374 

»)  z.  ß.  1166  Lac.  I 386;  1239  Guden  U p.  77;  V.  1253  p.  26;  1216 
MR.  ÜB.  m 32. 

•)  z.  ß.  1296  Lac.  U 957. 

’)  z.  B.  1205  Ennen  II  18:  im  Erbgang  12  den.,  bei  Verkäufen  2 sol. 
')  Urkk.,  in  denen  des  Verkaufsrechtos  wenigstens  als  einer  Möglich- 
keit gedacht  wird,  und  die  gleichwohl  keine  Gebühr  erwähnen,  z.  B.  1168 
MR.  ÜB.  I 662;  II  1204,  221;  1238  Lac.  U 234.  — ürkk.,  in  denen 
die  üebertragungsgebUhr  besonders  ausgeschlossen  ist,  z.  B.  1187  MR.  ÜB 
U 90.  Decrevimus  etiam,  quod  absque  omni  mercedis  inpensione  feodom 
sunm  suscipere  deberent;  1214  MR.  ÜB.  UI  28;  1246,847;  1268  I.«c.  U 458. 

•)  z.  B.  ? MR.  UU.  III  156  ; 1206  Quix  70,  — Trotz  der  vorgeschriebenen 
Investiemng  von  keiner  Gebühr  die  Rede  1262  Ennen  U 309. 
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gebühr  verbunden,  in  denen  eine  besondere  Einweisung  durch 
den  Leiheherm  für  den  Bechtserwerb  erforderlich  war.  *) 

Im  allgemeinen  geht  diesbezüglich  im  ländlichen  Rechte  die  Ent- 
wickelung wohl  dahin,  dass,  je  mehr  der  Inhalt  der  Leihe  vertrage  von 
dem  gewöhnlichen  Rechtsinhaltc  der  hofrechtlichen  Leihe  sich  ent- 
fernt, mit  anderen,  der  Letzteren  angehörigen  Belastungen  auch 
die  für  den  Erbgang  zu  zahlende  Gebühr  verschwindet.  Da- 
gegen darf  man  für  die  Uebertragungsgebühr,  soferne  sie  bei 
einem  Besitzwechsel  auf  Grund  eines  Veräusserungegeschäftea 
verlangt  wurde,  namentlich  für  das  städtische  Recht  im  allge- 
meinen annehmen,  dass  sie  in  dem  Masse  in  den  Vordergrund 
trat,  als  das  leiheherrliche  Eigenthumsrecht  und  speciell  der  leihe- 
herrliche Einfluss  bei  solchen  Uebertragungen  an  Inhalt  verlor, 
und  in  dem  durch  diese  Gebühr  erlangten  Einkommen  ein  Er- 
satz gesehen  und  gesucht  wurde  für  die  ehemals  lebenskräftige 
jetzt  verschwundene  Verfügungsgewalt.  ’) 

Vom  dogmatischen  Standpunkte  ist  zu  constatieren,  dass  auch 
bezüglich  all  dieser  neben  dem  Zinse  zu  nennenden  Verpflichtung 
des  Beliehenen,  wohl  die  gleiche  Art  der  Haftung  und  der  Er- 
zwingbarkeit  anzunehmen  ist,  wie  für  die  Hauptverbindlichkeit, 
den  Zins  selbst.  Die  Verpflichtung  zu  Culturarbeiten  und  Bau- 
führungen zunächst  wird  in  den  Urkunden  fast  immer  unver- 
mittelt neben  der  Zinspflicht  genannt,  so  dass  man  wohl  ge- 
zwungen ist,  das  dort  Gütige-  auch  hier  als  Regel  anzunehmen. 
Und  die  obigen  Ausführungen  über  die  Cautionen  haben  gezeigt, 
wie  sehr  man  auch  in  den  Fällen,  welche  besondere  Sicherheiten 
forderten,  bemüht  war,  auch  für  diese  weitergehenden  Ver- 
pflichtungen jenen  sachenrechtlichen  Hintergrund  zu  schaffen, 
der  dem  ganzen  Ijeiherechte  jener  Zeit  seinen  eigenthümlichen 
Character  gab. 

Was  ferner  die  Besitzein weisungsgebühr  anlangt,  die  der 
neue  Erwerber  an  den  Leiheherm  zahlen  sollte,  also  die 
Leistung,  die  dafür  verlangt  wurde,  dass  ein  bisher  noch  nicht 
Besitzender  in  das  Nutzungsrecht  eingewiesen  werde,  dürfte, 
wenigstens  solange  das  leiheherrliche  Eigenthum  noch  lebens- 
kräftig bestand  und  nicht  zu  einem  Schatten  herabgesunken 
war,  ein  Zweifel  darüber  überhaupt  nicht  aufkommen  können. 


•)  z.  B.  1216  MR.  ÜB.  III  32;  ? 166;  1289,648;  1247,  930;  1245Ennea 
n 214;  1252,  309;  1253,  Lac.  II  397. 

')  vergl.  Oobbers  a.  a.  U.  § 26. 
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(lass  die  Verweigerung  einer  solchen  ausbedungenen  Leistung 
naturgemäss  in  der  Verweigerung  der  Besitzeinweisung  oder  in 
der  Entsetzung  aus  einem  ungehörig  erworbenen  Besitze  ihre 
Erwiderung  und  Sühne  finden  musste. 

Andere  ganz  vereinzelt  ausbedungene  Leistungen,  wie  z.  B. 
die  Gewährung  von  Frocurationen  an  den  zum  Zinsempfang  oder 
zur  Inspicierung  des  Gutes  abgesendeten  leiheherrlichen  Boten, 
oder  die  Verpflichtung,  dem  Eigenthümer  itn  Falle  der  Noth 
unentgeltliche  Unterkunft  zu  gewähren,  und  ähnliche  Detail- 
verabredungen, die  ab  und  zu  sich  finden,  können  hier  wegen 
ihrer  völlig  untergeordneten  Bedeutung  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Dagegen  sollen  noch  mit  wenigen  Worten  diejenigen 
obligationenrechtlichen  Verhältnisse  berührt  werden,  die  nicht 
unmittelbar  aus  dem  Vertrags  willen  entsprungen,  sondern  als 
Reflezwirkungen  der  sachenrechtliclien  Befugnisse , als  Begleit- 
erscheinungen des  dinglichen  Rechtes  zu  bezeichnen  sind.  Freilich 
sind  auch  sie  von  äusserst  geringer  Bedeutung  und  dürften 
kaum  eine  nennenswerthe  Rolle  gespielt  haben.  Denn  es  ist 
nach  dem  vorstehend  über  die  GrundzUge  des  ganzen  Ijeihe- 
rechtes  Gesagten  klar,  dass  die  hier  in  Betiacht  zu  ziehende 
Frage  nach  Ersatzansprüchen,  die  für  den  Leiheherrn  etwa  wegen 
Verschlechterung  des  Leihegutes,  für  den  Beliehenen  wegen  dafür 
ausgelegten  und  verwendeten  Aufwandes  zur  Entstehung  kommen 
konnten,  auch  ganz  abgesehen  von  der  primitiven  Entwickelungs- 
stufe,  auf  welcher  damals  das  ächadensersatzrecht  sich  befand, 
nur  in  den  seltensten  Fällen  actuell  werden  konnte.  Für  Guts- 
verschlechterung ist  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  überhaupt  nicht 
vorgesehen  '),  sei  es,  dass  der  Leiheherr  ihrer  gar  nicht  gedachte, 
weil  ihm  mit  der  Erfüllung  der  Zinspflicht  Genüge  geschah,  sei 
es,  dass  eine  Deteriorierung  des  Gutes  nach  dessen  ursprünglichem 
jeder  Cultur  entbehrenden  Zustande  oder  aus  dem  Grunde  nicht 
zu  besorgen  war,  weil  des  Beliehenen  lebendigstes  Interesse  ihn 
zur  Pflege  und  zur  Verbesserung  des  geliehenen  Grundstückes 
hindrängte.  Wo  unter  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles 
gleichwohl  eine  Gefahr  in  dieser  Richtung  zu  besorgen  war, 
wurde  dem  entweder  in  der  Begründung  der  Pflicht  zu  ge- 
höriger Cultivierung  oder  durch  Einführung  besonderer  Sicher- 
stclluugsmiitel  Rechnung  getragen.  Eine  allgemeine,  in  dem 
gewöhnlichen  Leihevertrage  als  solchem  — ohne  Rücksicht  auf 


*)  vorgl.  oben  S.  29. 
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spe«ielle  Verabredungen  — gelegene  Ereatzpflicht  lässt  sich  aas 
dem  vorliegenden  [Jrkundenmateriale  nicht  erschliessen. 

Noch  einfacher  wo  möglich  erledigt  sich  die  andere  Frage 
nach  Ersatzansprüchen  des  Nutzungsberechtigten  oder  der  Seinigen 
für  Aufwände,  die  auf  das  Leihegut  verwendet  worden  sind  und 
ihm  zum  Vortheile  gereicht  haben.  Denn  bei  nuriualem  Verlaufe 
des  Leihcverhällnisees  kam  diese  Frage  der  Regel  nach  über- 
haupt gar  nicht  zur  Entstehung.  Das  Gniudstück  und  die  darauf 
gelegte  Besserung  theilien,  wie  oben  ')  schon  ausgefUhrt  wurde, 
das  gleiche  rechtliche  Schicksal.  Mit  dem  Erlöschen  des  Leihe- 
rechtes kam  das  Gut  mit  der  Besserung  in  des  Leiheherrn  un- 
beschränkte Verfügungsgewalt;  dass  dieser  eine  Entschädigung, 
eine  Ablösung  für  die  Meliorationen  zu  zahlen  hätte,  davon  ist 
wohl  nirgends  mit  einem  Worte  die  Rede.  Und  bei  der  Sach- 
lage, bei  der  es  zu  einer  solchen  Beendigung  des  Leihever- 
hältnisses kam,  lag  dafür  auch  keine  Veranlassung  vor. 

Wenn  das  Leihegut  nach  dem  Aussterben  der  belieheiien 
Familie  an  denLeiheherrn  zurückfiel,  dann  mochte  es  nämlich  in  der 
Regel  überhaupt  an  einem  Subjecte  fehlen,  welches  Ersatzan- 
sprüche erheben  konnte.  Zudem  lag  in  der  Gewährung  des 
Erbrechtes  in  der  Regel  eine  so  bedeutende  Begünstigung  für 
das  Haus  des  Belieheiien,  dass  es  nur  billig  erscheinen  musste, 
wenn  endlich  nach  dem  Aussterben  der  berechtigten  Personen 
der  Leiheherr  in  dem  Empfange  der  Besserung  auch  etwas  an 
dem  durch  seine  Gunst  ermöglichten  Vortheile  participierte.  Eine 
gleiche  rechtliche  Regelung  für  die  Fälle  des  strafweisen  Rechts- 
verlustes war  aber  gewiss  noch  weit  mehr  in  dem  Willen  und 
den  Intentionen  des  Contrahenten  gelegen,  gewährten  doch  in  vielen 
Pallen  gerade  die  Meliorationen  erst  die  genügende  Sicherheit 
für  den  Vertrag. 

Auch  die  Rechtsbücher  geben  einen  gewissen  Anhaltspunkt 
in  dieser  Richtung,  indem  namentlich  die  Bestimmungen  des 
Sachsenspiegels  *)  über  das  rechtliche  Schicksal  der  auf  Zins 
und  Lehengüter  errichteten  Baulichkeiten  wohl  für  beide  Rechts- 
gebiete in  gleicher  Weise  die  Annahmen  zu  rechtfertigen  scheinen, 
dass  bei  dem  Heimfall  die  Besserung  nicht  vergütet  wurde.  Die 
Festsetzungen  des  Sachsenspiegels*),  welche  ausdrücklich  eine 
Verpflichtung  des  Herrn  zur  Ablösung  gewisser  Meliorationen, 

')  I.  8.  35. 

*)  II  Art.  21  § 1 und  2,  vergl.  auch  oben  8.  6 insb.  Amn.  2. 

»)  II  Art.  M B.  o.  8.  6. 
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die  der  abziehende  Zinemann  geschaffen  hatte,  statuierten,  galten 
aber,  so  weit  sie  sich  überhaupt  auch  auf  Erbleihen  beziehen, 
unzweifelhaft  nur  von  dem  letzten  noch  möglichen  Falle  der 
Beendigung  eines  Leiheverhältnisses,  nämlich  dem  der  freien 
Vereinbarung  des  Leilieherm  und  Belieheuen.  Hier  musste 
wohl  der  freie  Vertragswille,  der  das  Leihe  Verhältnis  auflöste, 
auch  die  auftauehenden  Ersatzfragen  erledigen,  ohne  dass  es 
dabei  zur  Ausbildung  einer  allgemeinen  Regel  gekommen  wäre. 
Darauf  finden  wir  auch  noch  in  den  späteren  rheinischen  Land- 
rechten einen  ziemlich  deutlichen  Hinweis 


Indem  hiermit  der  Kreis  der  bei  dem  Leiheverhältnisse  in 
Betracht  kommenden  Verpilichtungs Verhältnisse  ziemlich  erschöpft 
ist,  dürfte  deutlich  zu  Tage  getreten  sein,  dass  die  neben 
der  Zinspflicht  vorkommenden , secundären  Vertragsverbindlich- 
keiten  dem  gleichen  rechtlichen  Grundgedanken  folgen,  wie 
er  oben  für  die  im  Zinse  liegende  Hnuptverbindlichkeit  darge- 
stellt wurde.  Die  rechtliche  Ausgestaltung,  welche  die  einzelnen 
Verträge  bei  aller  Verschiedenheit  in  den  Details  erfahren 
haben,  erscheint,  die  Richtigkeit  der  obigen  Ausrührungen  vor- 
ausgesetzt, möglichst  einfach  und  einheitlich.  Der  Bestand  des 
Leiheverhältnisses  war  schlechthin  an  die  gehörige  Erfüllung  der 
Vertrags  Verpflichtung  geknüpft  und  das  dem  Leiheherrn  ver- 
bleibende Eigenthum,  beziehungsweise  die  Möglichkeit  einer  Be- 
freiung desselben  von  den  es  eindämmenden  Schranken,  gab 
diesem  die  Mittel  für  die  Erzwingbarkeit  und  zugleich  für  die 
Realisierbarkeit  seiner  Ansprüche  gegenüber  jedem  in  die  Hand, 
der  als  Besitzer  des  Leihegutes  in  der  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtungen säumig  war.  Dabei  bedurfte  es  keiner  complicierten 
juristischen  Uonstruction  des  persönlichen  Verpflichtungsverhält- 
nisses  in  dem  dieGewährungdesNutzungsrechtes  von  den  verlangten 
Gegenleistungen  nicht  isoliert  wurde,  sondern  die  Erfüllung  der 
Zinspflicht  und  der  anderen  Vertrags  Verbindlichkeiten  dem  ge- 
währten Gebrauchsrechte  wirthschaftlich  als  Äquivalent,  zugleich 
aber  rechtlich  als  Bedingung  für  dessen  weitere  Dauer  gegen- 
Uberstand.  Und  wenn  in  diesen  Punkten  die  vorwiegend  sachen- 
rechtliche Behandlung  des  Leiheverhältnisses  dem  Eigenthümer 
eine  Macht  in  die  Hände  spielte,  die  viel  einfacher  und  oft 

')  vergl.  V.  d.  Nabmer  a.  a O.  I S.  12,  422. 
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wirksamer  als  irgend  welche  bei  gewöhnlichen  Verpflichtungen 
eingeräumte  Zwangsmittel  die  Befriedigung  seiner  Ansprüche 
sicherstelltc , so  galt  in  dem  Ausschlüsse  einer  Uber  die  in  den 
Ijeihevcrtrag  einbezogenen  Güter  hinausreichenden  Haftbarkeit 
das  gleiche  Princip  auch  dort,  wo  es  dem  Leiheherrn  nicht  zum 
Vortheil  gereichte. 

So  ist  das  Erbleihcrecht  auf  dieser  Stufe  seiner  Entwickelung 
nach  allen  wichtigen  Beziehungen  von  demselben  Kechtsgedanken 
beherrscht.  Es  ist  das  Eigenthum  des  Leiheherrn,  welches  seinen 
Ansprüchen  Erzwingbarkeit  verlieh  und  ihre  Durchsetzung  ver- 
bürgte, zugleich  aber  auch  die  Grenzen  für  die  leiheherrlichc  Macht 
fixierte,  wie  überhaupt  jede  Ingerenz,  welche  dem  Leiheherm  bei 
normalem  und  abnormalem  Verlaufe  des  Leiheverhältnisses  zu- 
stand,  in  letzter  Linie  auf  das  Eigenthum  zurückzuführen  ist. 
Dieser  Grundgedanke  übte  sogar,  wie  bei  der  Besprechung  der 
Cautionen  .«ich  zeigte,  über  den  ihm  eigentlich  unterworfenen  Rechta- 
kreis  hinaus  einen  Einfluss  aus  auf  die  Art  der  Behandlung 
anderer  Rechtsverhältnisse  *). 

Es  bedarf  keines  besonderen  Hinweises  darauf,  das  diese 
einheitliehe  und  einfache  Ausgestaltung  des  Rechtsinstitutes,  die 
wir  als  Ergebnis  unserer  Untersuchung  bezeichnen  können,  für 
die  Verhältnisse  der  damaligen  Zeit  völlig  angemessen  erscheint. 
Gerade  der  Vergleich  mit  dem,  was  eine  spätere,  reichere  Ent- 
wickelung (namentlich  auf  städtischem  Bodein)  aus  den  ursprüng- 
lich einfachen  Rechtsbildungen  gemacht,  der  Vergleich  mit  einer 
Form  rechtlicher  Ausgestaltung,  in  der  vieles  so  anders  geworden 
war,  dass  wir  den  ursprünglichen  Keim  und  damit  den  Schlüssel 
zur  Erklärung  mancher  Eigcnthümlichkeit  kaum  zu  finden  ver- 
mögen, und  in  der  wir  weder  Einfachheit  noch  Einheitlichkeit 
wieder  erkennen,  weist  mit  voller  Bestimmtheit  darauf  hin,  dass 
für  die  Zeiten,  die  wir  im  Auge  hatten,  das  Leiherecht  nicht 
über  eine  anfängliche  Stufe  seiner  Entwickelung  hinausgekommen 
war,  wie  sie  wohl  höchstens  auf  dem  Gebiete  des  conservativen 
ländlichen  Rechtes  von  Dauer  bleiben  konnte. 

Indessen  geben  gerade  diese  zuletzt  hervorgehobenen  Mo- 
mente, der  Hinweis  auf  die  einfache  und  einheitliche  rechtliche 
Ausgestaltung  und  auf  die  primitive  Entwickelungsstufe  unseres 


».  o.  8.  73  f. 

r.  SrÄtfind,  Erbleihen.  0 
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Ijeiherechtes  Anlass  zu  einigen  ergänzenden  und  einschränkenden 
Benaerkungen,  welclie  naheliegende  Misverständnisse  ausschliessen 
sollen. 

Zunächst  wäre  es  irrig,  wollte  man  wegen  der  hier  dar- 
gelegten und  hervorgehobenen  Einheit  des  dem  Leiherechte  zu 
Grunde  liegenden  rechtlichen  Gedankens  eine  volle  üniforraität 
unter  den  einzelnen  Leiheverträgen  annehmen,  wollte  man  die 
Einheitlichkeit  des  Principes  iro  Sinne  einer  Gleichheit  der  Einzel- 
abmachungen deuten.  Nichts  könnte  weniger  der  Wirklichkeit 
entsprechen.  Sind  ja  doch  die  Leiheverträge  ohne  die  äussere 
Directive  irgend  welcher  gesetzlicher  Normierungen  unmittelbar 
aus  dem  Leben  entstanden , so  dass  sich  in  ihnen  die  ganze 
Mannigfaltigkeit  wiederspicgelt,  welche  das  Leben  und  seine  Be- 
dürfnisse auszeichnet,  weil  jeder  einzelne  Vertrag,  angepasst  den 
Verhältnissen,  aus  denen  er  entsprungen,  seine  eigene  individuelle 
rechtliche  Ausbildung  erhielt '). 

So  wird  das  als  Grundlage  des  Leiherechtes  behauptete  ein- 
heitliche Princip  in  seinem  Bestände  nicht  in  Frage  gestellt, 
wenn  in  einzelnen  solchen  Abmachungen  manches  anders  fest- 
gesetzt wurde,  als  es  nach  den  obigen  Ausführungen  im  allge- 
meinen gebräuchlich  war,  und  man  wird  auch  darin  keinen 
Widerspruch  erblicken,  wenn  im  einzelnen  sich  Abweichungen 
von  den  Consequenzen  finden,  die  aus  dem  allgemeinen  Grund- 
gedanken zu  folgern  wären.  Denn  fertig  und  unwandelbar  fest- 
stehende Rechtsgrundsätze,  wie  sie  sich  in  einem  legislativ  aus- 
gebildeten  Rechtssysteme  finden  können,  Rechtsprincipien,  die 
mit  zwingender  Kraft  die  Lebensverhältnisse  in  ihren  rechtlichen 
Beziehungen  sich  unterwerfen  und  jede  Ausnahme,  jedes  Ab- 
weichen von  der  Regel  unmöglich  machen  können,  sind 
dem  auf  der  Grundlage  freier  Willensdispositionen  sich  bil- 
denden Gewohnheitsrechte  in  seinem  Werdeprocessc  überhaupt 
vollkommen  fremd.  Und  wenn  das  Ergebnis  unserer  Unter- 
suchung dahin  führte,  festzustellcn,  dass  die  grosse  Mehrzahl 
der  Leiheverträge  auf  Grund  desselben  Rechtsgedankens  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung  gewonnen  haben,  obwohl  kein  zwin- 
gendes Gesetz,  keine  Vorschrift  materiellen  oder  formellen  In- 
haltes eine  solche  Gleichmässigkeit  verursacht  haben,  dann  sind 


')  Dabei  ist  freilich  zuzugeben,  dass  das  Vorhandensein  von  mehr  oder 
weniger  allgemein  gebräuchUchen  Veilragsformularon  manches  von  dieser 
Ursprünglichkeit  verdrängen  konnte. 
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wir  wohl  berechtigt,  diesem  Grundgedanken,  ungeachtet  ein- 
zelner Ausnahmen,  principielle  Bedeutung  zuzuerkennen. 

Wichtiger  indes  als  das  eben  Gesagte  sind  die  Ueber- 
legungen  historischer  Art,  zu  welchen  die  obigen  Andeutungen 
über  den  eine  anfängliche  Entwickelungsstufe  kennzeichnenden 
Character  unserer  Leihevertrüge  Anlass  geben.  Denn  so  sicher 
es  fest  steht,  dass  die  freie  Erbleihe,  wie  sie  eben  geschildert 
wurde,  eine  vorwiegend  erst  dem  12.  Jahrhunderte  angehörige  neue 
Rechtsbildung  ist,  die  sich  früher  so  nicht  findet,  so  gewiss  ist 
es  demgegenüber,  wie  schon  in  der  Einleitung  hervorgehoben 
wurde,  dass  sich  Landleihen  auf  deutschem  Boden  bis  auf  die 
ältesten  Zeiten  zurück  nachweisen  lassen,  und  so  irrig  wäre  es, 
wollte  man  annehmen , dass  die  dem  neuen  Leihereehte  zu 
Grunde  liegenden  Rechtsgedanken  dem  älteren  deutschen  Rechte 
völlig  unbekannt  gewesen  wären.  Einer  solchen  V’cnnuthung 
Hesse  sich  sogar  der  Satz  entgcgenstellcn,  dass  kein  Bestandtheil 
des  positiven  Rechtsinbaltes  der  neuen  Ijeihcform  genannt  werden 
könnte,  der  in  den  verschiedenen  Formen  der  älteren  Leihe 
sich  nicht  gleichfalls  fände,  oder  nicht  wenigstens  sein  Vorbild 
und  die  Wurzel  für  seine  Entstehung  im  älteren  Rechte  zu 
suchen  hätte.  Wenn  nun  auf  diese  Art  der  characteristische 
Inhalt  für  die  hier  besprochene  Leiheform  darin  bestehen  muss, 
dass  gerade  die  oben  ausgeführten  rechtlichen  Momente  sich  bei- 
sammen finden,  und  dass  in  ihnen  der  rechtliche  Gehalt  der  Leihe- 
verträge sich  erschöpft,  so  ist  damit  schon  zur  Genüge  begründet, 
dass  ein  volles  Verständnis  des  neuen  Erblcilicrechtes  ohne  Be- 
rücksichtigung des  historischen  Hintergrundes  und  die  Art  seiner 
Entstehung  überhaupt  nicht  zu  erreiclicn  ist.  Diese  historische 
Untersuchung  soll  im  folgenden  Abschnitte  versucht  werden. 


Historischer  Theil. 

Da.s  Verhältnis  zu  den  verwandten  älteren  und 
glelehzeitigen  Landleihen. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  sich  darauf  beschränkt, 
den  rechtlichen  Inhalt  der  untersuchten  Landleiheform  in  vor- 
wiegend dogmatischer  Weise  festzustellen.  Es  galt  zunächst 
zur  Gewinnung  einer  festen  Grundlage  für  weitere  vergleichende 
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und  ergänzende  Untersuchungen,  klarzulegen,  welche  rechtlichen 
Momente  nach  den  uns  Uber  das  fragliche  Institut  unmittelbar 
erhaltenen  Verbriefungen  als  dessen  wesentlichen  und  typischen 
Merkmale  anzusehen  seien.  Historische  Abschweifungen,  eine 
Rundschau  auf  die  gleichzeitigen  analogen  Rcchtsbildungen 
wurden  im  allgemeinen  vermieden,  um  eine  Trübung  der  Ergeb- 
nisse durch  vielleicht  unberechtigte  Übertragungen  anderwärts 
geltender  Grundsätze  nach  Thunlichkeit  bintanzuhalten.  Liegt  in 
dieser  engen  Begrenzung  des  der  Untersuchung  zu  Grunde  gelegten 
Materiales  die  gewiss  nicht  abzuleugnende  Gefahr  einer  möglichen 
Einseitigkeit  und  Un  Vollständigkeit  der  gewonnenen  Resultate,  so  ist 
doch  auf  der  anderen  Beite  nicht  zu  übersehen,  dass  selbst  in  Zeiten, 
in  denen  die  Beurkundungen  sich  nicht  durch  übergrosse  Genauig- 
keit auszeichneten,  die  wesentlichen  und  characteristischcn  Ver- 
tragsbestimmungen in  den  Vertragsaufzeichnungen  zum  Ausdrucke 
gelangt  sein  dürften,  und  dass  demnach  — mögen  andere  Details 
des  Vertragsinhaltes  als  selbstverständlich  oder  aus  Übersehen 
vernachlässigt  worden  sein  — aus  einer  grösseren  Anzahl  von 
Urkunden  die  prägnanten  Momente  immerhin  zu  gewinnen  sein 
dürften. 

Wenn  nun  im  folgenden  der  Versuch  unternommen  werden 
soll,  das  bisher  Gewonnene  aus  seiner  isolierten  Stellung  in  die 
ihm  gebührende  historische  Umrahmung  zu  bringen,  so  dass 
dann  das  Einzelne  nicht  mehr  als  losgerissenes  Glied,  sondern 
als  Theil  eines  einheitlichen  Ganzen  erscheinen  kann,  so  lässt 
sich  aus  einer  solchen  rechtsgeschichtlichcn  Untersuchung  in 
zweifacher  Richtung  ein  Gewinn  erhoffen:  Zunächst  in  dogma- 
tischer Beziehung,  indem  möglicherweise  der  Inhalt  unseres  Rechts- 
institutes durch  Vergleichung  mit  verwandten  Rechtsgebilden 
manche  Ergänzung,  in  der  Gegenüberstellung  mit  anders  gearteten 
dort  und  da  eine  schärfere  Abgrenzung  erfahren  kann;  dann  in 
Rücksicht  auf  die  rechtsgeschichtliche  Continuität,  insoferne  das 
geschichtlich  Vorangehende  und  parallel  Laufende  einen  inneren 
Zusammenhang  mit  dem  Keuentstandenen  aufweisen  kann. 


Für  eine  solche  rechtsgeschichtlichc  Vergleichung  möchte 
man  zunächst  vielleicht  geneigt  sein,  das  alte  freie  Leihe- 
verhältnis, das  als  Precarie  in  den  verschiedensten  Formen 
zur  Anwendung  kam,  als  möglichen  Vorläufer  der  späteren 
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Leihen  in  den  Kreis  des  Betrachtung  zu  ziehen.  Denn  unter 
den  mannigfaltigen  Ausgestaltungen,  zu  denen  die  Precarien  in 
den  weiten  deutschen  Landen  kamen’),  stehen  manche  ihrem 
Rechtsinhalte  nach  den  hier  besprochenen  Landleihen  ziemlich 
nahe.  Gleichwohl  lässt  sich  leicht  und  mit  aller  Bestimmtheit 
nachweisen,  dass  für  die  hier  besprochenen  Gegenden  am  Rheine 
jede  Möglichkeit  fehlt,  einen  inneren  oder  äusseren  Zusammenhang 
zwischen  beiden  Leiheformen  aufzufinden  •). 

Es  ist  in  dieser  Beziehung  noch  weniger  entscheidend,  dass 
zeitlich  eine  rechte  Continuität  zwischen  den  späteren  sog.  freien 
und  den  älteren  precarischen  Leihen  fehlt,  indem  das  erhaltene 
Urkundenmaterial  die  Annahme  ausschliesst,  dass  beide  Formen 
durch  eine  Periode,  die  sich  als  Übergangszeit  kennzeichnen 
würde,  neben  einander  bestanden  hätten,  vielmehr  die  Precarei- 
verträge  schon  zu  einer  Zeit  selten  werden  und  aussterben,  in 
der  das  neue  Rechtsintitut  noch  kaum  in  den  ersten  Anfängen 
zu  erweisen  ist. 

Mächtiger  fällt  der  weitere  Umstand  in  die  Wage,  dass  dem 
rechtlichen  Inhalte  der  Precareiverträge,  wie  er  seit  den  Anfängen 
des  10.  Jahrhunderts  mit  grosser  innerer  Constanz  gebräuchlich 
wurde,  jede  Beziehung  zu  den  Elementen  des  späteren  Leihe- 
rechtes fehlt.  Denn  fast  ausnahmslos  finden  sich  dort  Precarien, 
die  als  characteristische  und  ungetrübte  Fälle  der  preenria  remu- 
neratoria im  Sinne  der  heutigen  Rechtssprache  sich  darstellen. 
Eis  waren  in  der  Regel  einzelne  freie  Leute  und  Besitzer  von 
Grundstücken,  nicht  selten  geistliche  Würdenträger,  die  sich 
an  ein  Stift  oder  Kloster  oder  sonst  eine  geistliche  Corporation 
mit  der  Bitte  wendeten,  einen  Precareivertrag  eingehen  zu  dürfen. 
Sie  überliessen  sodann  mit  allem  für  die  Investitur  vorge- 
schriebenen Ccremoniell  einen  Theil  oder  all  ihre  liegenden 
Güter  dem  geistlichen  Hause,  das  seinerseits  dem  Precaristen 
gewisse  Grundstücke  anwics,  ca  scilicet  ratione,  wie  sich 
z B.  eine  solche  Urkunde")  ausdrückt,  ut  usque  ad  terminum 
vite  mee  et  quod  dedi  et  quod  accepi  secundum  precarium  ius 
absque  ullius  contradictione  pos.sideam,  post  obitum  vero  meum 
utraque  cum  omni  integritate  ad  predictum  coenobium  redeant. 


')  vergl.  oben  Einleitung  S.  2. 

’)  vergl.  auch  Lamprecht,  U.  W.  L.  I 2 S.  891  ff. 
•)  97.Ö  MR.  UB.  I 246. 
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Der  Regel  nach  waren  hier  diese  Precarien  auf  Lebens- 
dauer des  Belichenen ')  und  nur  ausnahmsweise  auch  für  eine 
nachfolgende  Generation  ’)  abgeschlossen ; wirkliche  Erblichkeit 
scheint  dagegen  den  rheinländischen  Precarien  fremd  geblieben 
zu  sein.  Ebenso  ist  gewöhnlich  von  einem  Zinse  keine  Rede, 
und  unter  den  wenigen  Fällen,  die  einen  solchen  erwähnen,  wird 
er  meist  als  eine  Zahlung  genannt,  die  der  Precarist  in  Er- 
weiterung der  von  dem  Grundherrn  gewährten  Concessionen  erhalt*), 
erscheint  somit  als  ein  Zins  recht,  nicht  eine  Zinspflicht  des 
Beliehenen.  Man  wird  daher  nicht  Unrecht  thun  zu  behaupten, 
dass  gerade  die  beiden  das  Erbleiherecht  beherrschenden  charac- 
leristischen  Bestimmungen,  Erblichkeit  des  Rechtes  und  Zins- 
ptlicht  des  Besitzers,  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Pre- 
carienverträgen  vollends  fehlen.  Berücksichtigt  inan  hiezu,  was 
Lamprecht*)  hervorhebt , dass  der  Kreis  der  Personen *), 
welche  Precarien  eingiengen,  den  höherstehenden  Volksschichten 
angehörte,  Volksschichten,  die  sich  des  Besitzes  grösserer  Güter 
zu  erfreuen  hatten,  während  die  Leiheverträge,  wie  oben  an- 
gedeutet, meist  den  ärmeren  Klassen  zu  Gute  kamen,  und  dass 
die  wirthschaftliche  Function  der  beiden  Leihen  eine  völlig  ver- 
schiedene war,  so  dürfte  bei  der  Verschiedenheit  der  Zeit,  in 
der  sie  nachweisbar  sind,  ihres  rechtlichen  Inhaltes,  sowie  ihres 
Anwendungsgebietes  und  öconomischen  Zweckes  die  Annahme 
eines  inneren  Zusammenhanges  zwischen  beiden  wohl  jeder 
Begründung  entbehren. 

Anders  steht  es  mit  denjenigen  Leiheformen,  die  im  Kreise 
des  Wirthschaftsbetriebes  namentlich  der  grös.seren  Grundbesitzer 
zur  Entstehung  gelangten  und  bald  nach  den  gewöhnlichen 
Grundsätzen  des  Hofrechtes,  bald  in  Anlehnung  an  lehenrechtliche 
Gebräuche  ihre  Regelung  fanden.  Hier  überall,  wie  bei  den  oben 
geschilderten  freien  Erbleiheverhältnissen,  galt  es  die  Lösung  des 
gleichen  wirthschaftlichen  Problemes  der  indirecten  Verwerthung 


>)  z.  B.  MH.  Uß.  1 1)18—950,  190  ; 964,  219  ; 967,  228  ; 971,  235  ; 975, 
245;  996,  273;  1041,  315;  ?,  324. 

*)  z.  B.  MR.  Uß.  I 1052,  338;  wohl  auch  c.  948,  186. 

•)  MR.  UB.  I 996,  273;  1041,  315;  ?,  324. 

D.W.L.  I,  2.  S.  898  f. 

*)  z.  B.  MR.  UB.  1 948  — 9,50,  190  vir  iugciiuus;  967,  228  Chorbischof; 
975,  245  Ärchidiakon;  996,  273  domna  Bertha;  324  ein  Graf  etc. 
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eines  herrschaftlichen  Grundstückes,  das  nicht  in  unmittelbarer 
Benutzung  und  Bewirthschaftung  des  Herrnhufes  stand,  dessen 
Bebauung  und  ^Nutzung  vielmehr  irgend  welchen  Angehörigen 
*lcr  Gutsherrschaft  überlassen  wurde. 

Es  ist  bekannt,  dass  innerhalb  des  weiten  Kreises  der  Hof- 
verbände, wie  solche  bei  dem  grossen  Grundbesitze  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Herrn  zur  Ausgestaltung  kamen,  sich  Ele- 
mente aus  den  verschiedensten  Ständen  und  socialen  Schichten 
zosanimenfanden.  Neben  Unfreien,  die  in  dem  Verhältnisse  der 
strengsten  Abhängigkeit  zu  jedem  Dienste  bereit  sein  mussten, 
den  ihnen  des  Herrn  Befehl  und  Laune  zuwies,  wieder  andere, 
deren  Leistungspflicht  auf  ein  bestimmtes  Mass  beschränkt  war, 
und  denen  oft  sogar  ein  mehr  oder  minder  weit  reichendes  Be- 
sitz- und  Nutzungsrecht  an  einem  Stücke  Grund  und  Bodens, 
jenem  wichtigsten  Erwerbsquell  der  damaligen  Zeit , einge- 
räumt war.  Unter  ihnen  werden  oft  mit  besonderem  Hechte 
genannt  Ministerialen  und  andere,  die  durch  die  Gunst  des  Herrn 
zu  einer  Sonderstellung  gegenüber  den  Genossen  gelangt  waren; 
daneben  wieder  einstmals  Freie,  die  unter  gewissen  Bedingungen 
sich  der  Freiheit  entäussert  und  sich  nur  Besitz  und  Nutzung  an 
der  ehemals  eigenen  Hufe  in  dieser  oder  jener  Form  für  sich 
oder  auch  für  die  Nachkommenschaft  Vorbehalten  hatten,  als 
sie  in  das  Gewaltverhältnis  eingctretcu  waren ; dann  wieder 
Freigelassene,  die  — ursprünglich  vielleicht  in  grösserer 
Abhängigkeit  — mit  der  Freiheit  ein  Mehr-  oder  Mindermass 
von  Rechten  für  ihre  Person  wie  für  ihr  Vermögen  erlangt  hatten ; 
endlich  wirklich  Freie,  die  nur  in  ein  Schutzverhältnis  zu  dem 
Herrn  getreten  waren,  ihm  ihr  Gut  gegen  Rückverleihuug  unter 
mannigfachen  Bedingungen  aufgetragen  hatten,  und  dann  im 
weiteren  Verlaufe  der  Zeiten  bei  dem  Übergang  von  einer  Ge- 
neration zur  anderen  bald  mehr  bald  weniger  von  den  alten 
Freiheiten  und  Rechten  an  die  grosse  Grundherrschaft  verloren 
oder  für  sich  erhalten  haben. 

IMeses  gewiss  schon  hinreichend  bunte  Bild  erfuhr  noch 
weitere  Nuancierungen  und  Abstufungen  durch  die  Verschieden- 
heiten, welche  die  wirthschaftlichen  wie  die  rechtlichen  Beziehungen 
des  Einzelnen  zu  seinem  Herrnhofe  und  dessen  Verwaltungs- 
organen mit  sich  brachte.  Wie  die  grundherrschaftliche  Gutsver- 
waltung die  wirthschaftlichen  Kräfte  der  ihr  angehörigen  Glieder 
sich  zu  Nutzen  machte  und  ihrem  Organismus  einfügte  oder  unter- 
stellte, ob  der  Einzelne  in  unmittelbare  Beziehung  zum  Salhofe 
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und  dessen  centralen  Verwaltungsorganen  gebracht,  oder  ob  er 
einem  nahen  oder  entfernten  Meierhofe  und  Meieramte  zugewiesen 
wurde,  oder  ob  andererseits  der  einzelnen  Individualität  ihre 
volle  wirthschaftliche  Selbstständigkeit  belassen  wurde,  all  dies 
sind  Fragen,  die,  ihrer  Natur  nach  zunächst  üconomischer  Art,  in 
ihren  Wirkungen  auch  auf  dem  Gebiete  des  Hechtes  für  den 
Betroffenen  von  grosser,  oft  von  der  einsuhneidensten  Bedeutung 
sein  konnten. 

Unmittelbar  die  rechtliche  Stellung  betraf  wieder  die  Be- 
ziehung zu  den  verschiedenen  innerhalb  der  Herrschaft  ausge- 
bildeten Gerichten  und  gerichtlichen  Gewalten,  die  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  sich  entwickelt  hatten.  Ursprünglich  entstanden 
aus  der  Disciplinargewalt  über  die  Unfreien  hatte  das  Hofgericht 
in  seinen  verschiedenen  Anwendungen  einen  immer  grösser 
werdenden  Competenzkreis  in  sachlicher  und  persönlicher  Be- 
ziehung sich  errungen.  Das  rechtliche  und  wirthschaftliche 
Abhängigkeitsverhältnis , in  dem  die  verschiedenen  Glieder 
des  Gutsverbandes  standen,  war  natürlich  auch  ausschlag- 
gebend für  die  Art  der  concreten  Entwickelung.  Die  ent- 
scheidensten  und  vielleicht  am  tiefsten  empfundenen  Fragen 
giengen  darauf  hinaus,  ob  der  Hofangehörige  der  vogtei- 
lichen  Gerichtsbarkeit  am  einzelnen  Meierhofe  oder  unmittelbar 
der  herrschaftlichen  Gerichtsbarkeit  des  Gutsherrn  unterstand, 
(ob  er  bei  dem  einen  oder  dem  anderen  dingpflichtig  war),  oder 
ob  ihm  gar  jede  Beziehung  zu  dem  herrschaftlichen  Gerichte  fehlte, 
und  das  Landgericht  des  Grafen  für  ihn  das  ausschliesslich  com- 
petente  Gericht  blieb.  Wollte  man  ausserdem  noch  all  der 
Specialgerichte  gedenken,  die  innerhalb  der  Gutsherrschaften  zur 
Entstehung  kommen  konnten,  und  noch  betonen,  dass  auch  lehen- 
rechtliche Elemente  unter  Umständen  hier  zu  Einflus.s  gelangt 
sind,  so  würde  darin  der  Hinweis  auf  weitere  mögliche  Compli- 
cationen  enthalten  sein. 

Indes  wird  auch  schon  das  bisher  Ge.-'agte  geeignet  sein,  eine 
Vorstellung  zu  geben  von  der  unerschöpflichen  Mannigfaltigkeit 
der  rechtlichen  und  factischen  Verhältnisse,  die  in  einer  solchen 
Gutsherrschaft  sich  beisammen  finden  konnten,  zumal  wenn  man 
bedenkt,  dass  die  Verschiedenheiten  persönlicher,  wirthschaft- 
licher  und  gerichtlicher  Art,  die  hier  noch  dem  Scheidungs- 
grunde gesondert  aufgeführt  wurden,  im  Leben  sich  gegen- 
seitig durchdrungen  haben,  und  dass  die  einzelnen  hier 
genannten  Momente  doch  nur  die  wichtigsten  Abstufungen 
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aus  einer  grösseren  Reihe  bedeuten , innerhalb  deren  die  in- 
dividuelle Willkür  und  zufällige  Beeinflussungen  von  Gau  zu 
Gau  und  von  Hof  zu  Hof  den  Grund  für  eine  weitere  Viel- 
gestaltigkeit abgeben  konnte. 

Es  liegt  völlig  abseits  von  dem  Zwecke  und  der  Absicht 
der  vorliegenden  Untersuchung,  den  Einzelheiten  nachzugehen, 
die  innerhalb  eines  aus  so  vielerlei  Elementen  gebildeten,  von 
Verschiedenheiten  so  vielfacher  Art  durchdrungenen  Organismus 
entstanden  und  oft  bis  zu  einer  kaum  mehr  entwirrburen 
chaotischen  Gestaltung  gelangt  sind. 

Der  Grund,  warum  hier  auf  diese  Verhältnisse  hingowiesen, 
und  warum  des  Vorhandenseins  dieser  Coniplicationen  überhaupt 
gedacht  wurde,  liegt  vielmehr  ausschliesslich  darin,  dass  in  dem 
so  gestalteten  Wirthschaftssysteme  eine  reiche  Fülle  von  Land- 
leihcn  ins  Leben  traten,  die  mit  den  früher  besprochenen  in 
vieler  Beziehung  verwandt  sind  und  Ubereinstimmen,  und  die 
ihrerseits  durch  die  oben  geschilderten  persönlichen  und  recht- 
lichen V'erhältnisse  des  Wirthschaftsverbandes  um  so  wesentlicher 
mit  bestimmt  wurden,  als  die  uns  heutzutage  geläufige  Scheidung  von 
persönlichem  und  Vermögensrecht,  von  öffentlichrechtlicher  und 
privatrechtlicher  Gewalt  der  damaligen  Zeit  vielfach  nicht 
zum  Bewusstsein  gekommen  war,  und  allüberall  Elemente 
der  genannten  verschiedenen  Rechtsgebiete  sich  beisammen 
gefunden  und  durchdrungen  haben. 

Die  unterste  und  am  schlechtesten  gestellte  Klasse  der 
Hörigen , die  als  Dienerschaft  für  den  täglichen  Dienst  im 
Herrenhause  zu  sorgen  hatten  oder  als  Tagewerker  auf  dem 
Felde  verwendet  wurden,  konnten  sich  freilich  eines  Grundbesitzes 
nicht  erfreuen.  Aber  es  lag  in  den  Verhältnissen  einer  fast  aus- 
schliesslich der  Landwirthschaft  zugewendeten  volkswirthschaft- 
lichen  Periode,  dass  eine  möglichst  grosse  Zahl  der  einem  Herren- 
hofe unterstehenden  Leute  in  diesem  Product  ionsgebiete  ihre  Ver- 
wendung finden  mussten.  Frühzeitig  war  die  Form  dafür,  soferne 
nicht  der  unmittelbar  herrschaftliche  Betrieb  im  Sallande  anderes 
verlangte,  die  Überlassung  eines  Grundstückes  an  Eigenleutc  zu 
mehr  oder  weniger  selbstständiger  Pflege  desselben.  Dieses 
ursprünglich  vielleicht  rein  factische  Verhältnis,  das  wenigstens 
äusserlich  als  Leihe  erschien,  kam  später  häufig  zu  einer 
Art  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Besitzeinräumung,  anfänglich 
höchst  preeärer  Natur  und  in  Dauer  und  Umfang  abhängig  von 
dem  Belieben  des  Herrn,  wurde  dem  Belichenen  bald  bleibend,  auf 
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Lebensdauer  oder  auch  darüber  hinaus,  zugesichert,  und 
das  Maas  der  Gegenleistungen  und  Verpflichtungen,  welche 
dieser  dem  Herrn  schuldete,  wurde  von  früherer  ünbe- 
schränktheit  in  gewisse  feststehende  Grenzen  eingedämmt,  die 
einzuhalten  der  Herr  freilich  durch  keine  äussere  zwingende 
Macht,  wohl  aber  durch  sein  inneres  Rechtlichkeitsgefühl  und 
vielfach  auch  durch  die  Gebote  bestimmt  wurde,  welche  ihm  die 
Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  auferlegte. 

ln  den  Verhältnissen  dieser  Art  überwiegt  unzweifelhaft 
gemäss  der  rechtlichen  Stellung  des  Herrn  zu  seinen  Hörigen 
in  allem  und  jedem  das  herrschaftliche  Gewaltverhältnis ; dem 
entspricht  es  auch,  dass  die  Besitzer  solcher  Hufen  im  Verhält- 
nisse zu  anderen  Zinspflichtigen  oft  mit  besonders  weit  reichenden 
persönlichen  Pflichten  belastet  erscheinen  *).  Die  den  Hörigen 
gemachten  Concessionen  sind  vielfach  mehr  factischer  als 
streng  rechtlicher  Art;  zum  mindesten  liegt  in  ihnen  mehr 
eine  Selbstbcschränkung,  die  sich  der  Herr  selbst  auferlegt  hat, 
als  eine  gegenseitige  Abmachung  nach  Art  eines  Vertrages. 
Aber  trotz  dieses  Übergewichtes  der  herrschaftlichen  Rechte 
lässt  sich  nicht  selten  eine  relativ  günstige  Lage  für  solche  Hö- 
rige urkundlich  nachweisen,  so  selten  auch  in  jenen  Zeiten  ein 
Anlass  zur  Aufzeichnung  dieser  Rechtsverhältnisse  vorhanden 
gewesen  sein  mag.  Eine  Urkunde  des  Mainzer  Erzbischofes 
von  1074  lässt  z.  B.  schliessen,  dass  eine  ganze  Gruppe  unter 
seinen  Hörigen , die  er  als  die  bestgestellte  bezeichnet,  die 
Güter  auf  die  im  Hofverbande  bleibenden  Söhne  vererben 
konnte'“).  Zahlreiche  Urkunden®)  namentlich  aus  dem  Wetz- 

')  vgl.  z.  B.  in  dem  Oüterverzeichnisse  des  Stiftes  zu  Cardeu  UR.  UB. 

1 400  die  OegenüberstelluDg  von  mansus  censum  reddentes  und  mansus 
servitiales,  qui  muItipUci  iure  curti  subserviunt,  oder  Urk.  1176 
Lac.  1 457,  wo  ursprünglich  zwei  Dritttbeile  des  Fruebtertrages  für  die  Onts- 
herrschaft  in  Anspruch  genommen  wurden,  u.  a. 

*)  MK.  UB.  1 374  . . . id  ius  in  serviendo  concessum  est,  qnod  Opti- 
mum ecclesiae  nostrae  servientes  habent.  Bonaautem  eonim  illis  morien- 
tibus  ad  filios  suos,  qui  nostre  ecclesie  sunt,  pertineant. 

')  z.  B.  1192 — 1210  MR.  UB.  U 268  ut  inbabitarent  in  domo  illa 
quamdiu  viverent,  non  sicut  heredes,  sed  sicut  coloni  (dabei  iat  in 
concreto  von  Freien  die  Rede);  1238  Qudenus  V pag.  5;  1252  MR  UB.  111 
1138,  wo  die  Neoverleihung  an  die  Erben  sogar  in  Aussicht  gestellt  ist. 
Der  Beliehene  ist  als  Färber  bezeichnet,  gehört  also  kaum  der  untersten 
socialen  Schichte  an;  1253  Gud.  V p.  26  etc.  etc.;  vergl.  such  ans  älterer 
Zeit  die  Triersche  Urkunde  1097  MR.  UB.  1 393,  die  von  einem  erblichen 
Rechte  der  mercennarii  (nach  Lampreebt  mansionarii)  am  Sallande  spricht. 
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larer  Gebiete  zeigen  die  dortigen  Colonen  in  einem  wcnigitens  auf 
Lebenszeit  gesichertem  Besitze,  und  vereinzelt  finden  sich  sogar 
Bcstininiuiigen , welche  den  Hofgenossen  wenigstens  innerhalb 
des  herrschaftlichen  Machtkreises  eine  nahezu  unbeschränkte 
Dispositionsgewalt  einräumen '). 

Von  grösserem  Interesse  speciell  für  unsere  Fragen  sind  in- 
des die  Landicllien,  in  denen  als  Beliehenc  Angehörige  jenes 
grossen  in  sich  die  verschiedensten  Elemente  umfassenden  und 
nach  aussen  vielleicht  nicht  ganz  strenge  abzugrenzenden  Mittel- 
standes aiiftreten,  jenes  Standes,  in  welchem  geminderte  Freiheit 
und  erleichterte  Unfreiheit  sich  zusaramenfanden  und  vermischten, 
und  der  immer  noch  durch  Freilassung  schlechter  Gestellter  und 
Ergebungen  ursprünglich  Freier  seine  stete  Erweiterung  erfuhr. 
Manche  Bevorzugungen,  die  zunächst  nur  Freien  zu  theil  wurden, 
fanden  Anwendung  auf  die  zu  besserem  Rechte  gelangten  Unfreien 
und  trugen  bei  zur  Hebung  und  Verbesserung  ihrer  Lage,  und 
umgekehrt  wurden  Grund-ätze,  die  zunächst  in  Anwendung  auf 
Hörige  ihre  Berechtigung  hatten,  auf  ursprünglich  freie  Leute 
übertragen.  So  entwickelte  sich  häufig* auch  über  diese  aus  dem  \ 
einstigen  Munt-  oder  Vogteiverhältnisse  eine  gewisse  hcrrschaft-  j 
liehe  Gewalt  und  Machtbefugnis,  die  im  einzelnen  sehr  verschiedenen  { 
Inhalt  und  Umfang  haben  konnte,  aber  doch  nicht  bis  zur  völligen 
Unterdrückung  der  rechtlichen  Persönlichkeit  der  Censualen 
reichte.  Hierfür  mag  mit  bestimmend  gewesen  sein,  dass  so  viele 
Glieder  dieses  iStandes  hei  ihrem  Eintritte  freie  Volksgenossen 
gewesen  sind,  die  als  solche  befähigt  waren,  durch  vertrags- 
mässlge  Vereinbarung  ihr  und  ihrer  Nachkommen  rechtliches 
Schicksal  fcstzustellen,  und  die  sich  vertragsmässig  ein  gewisses 
Maas  von  Rechten  und  einen  Rest  der  im  übrigen  geopferten 
Freiheit  Vorbehalten  konnten. 

Diese  Mischung  von  persönlicher  Abhängigkeit  und  selbst- 
ständigem Rechte  gegenüber  der  Herrschaft  drückt  eich  vielleicht 
nirgends  deutlicher  aus  als  in  den  Urkunden  über  solche  im 


')  z.  B.  hl  der  freilich  viel  älteren  Urkunde  MR.  Uß.  I 230  von  965  —975, 
welche  den  hominibus  scilicct  famulis  s.  l’ctri  dun  tiüterbesitz  bestätigt  und 

bestimmt  ...  ut sine  iuturdictu  omnium  succcssorum  nostrorum 

feliciter  teneant,  fortunn  voluute  possiduant  fauste  successoribus  suis 
quandoque  relinquaut  et  liburam  habeant  potcf^tatum  de  praedictis 
praediis  inter  se  donandi  vendendi  commutaudi. 
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Herrschafteverbande  der  grossen  Grundbesitzer  abgeschlossene 
Leiheverträge.  Auf  der  einen  Seite  die  Einräumung  eines 
dauernden  weitgehenden  Rechtes  an  dem  geliehenen  Gute,  das 
wie  unten  des  näheren  ausgefiihrt  werden  soll,  oft  fast  mit  den- 
selben Rechten  und  Pflichten,  wie  sie  im  freien  Leiherechte  üb- 
lich waren,  den  Angehörigen  der  Grundherrschaft  überlassen 
wurden;  und  demgegenüber  neben  der  Zinspflicht  als  einer  An- 
gabe rein  rermögensrechtlicher  Natur  die  Verpflichtung  zu  ver- 
schiedenen anderen  Gebühren  und  Leistungen,  die  oft  einen  un- 
freien Character  trugen  oder  wenigstens  ein  bestehendes  persön- 
liches Abhängigkeitsverhältnis  zum  Ausdruck  brachten,  sowie 
endlich  die  Statuierung  von  persönlichen  Einschränkungen,  die 
mit  wirklicher  Freiheit  nicht  wohl  verträglich  waren. 

Wenden  wir  uns  zunächst  im  Anschluss  an  das  eben  Aus- 
geführte der  Besprechung  der  in  solchen  Leihen  zur  Geltung 
kommenden  persönlichen  Momente  zu,  so  finden  wir  eine  ziemliche 
Mannigfaltigkeit  der  vorkommenden  Bestimmungen,  die  hier  zu 
erschöpfen  nicht  unsere  Absicht  ist,  bezüglich  deren  vielmehr  ein 
Hinweis  auf  die  wichtig^en  gebräuchlichen  Kategorien  genügen 
dürfte. 

Neben  der  Verpflichtung  zur  Zinszahlung,  die  keine  Be- 
sonderheit bietet,  findet  sich  in  solchen  hofrechtlichen  und  ministe- 
rialischen  Ijeihen  zunächst  z.  B.  nicht  selten  die  Verpflichtung 
zu  bestimmten  im  Leihebriefe  näher  präcisierten  oder  auch  durch 
die  am  Hofe  allgemein  geltenden  Gewohnheiten  festgesetzten 
persönlichen  Dienstleistungen  ’).  Dann  die  gewöhnlich  mit  dem 
Namen  Vorhure  bezeichnete  Gebühr  für  den  Rechtsübergang  an 
einen  neuen  Besitzer,  in  welcher  der  Hinweis  auf  eine  bestehende 
oder  wenigstens  ehedem  einmal  actuell  gewesene  Verpflichtung 
des  Nachfolgers  gelegen  ist,  eine  neue  Verleihung  des  Gutes  bei 
dem  Herrn  anzusuchen.  Nicht  selten  findet  sich  auch  diese  Ver- 
pflichtung selbst  ausdrücklich  in  den  Urkunden  genannt*),  und 


')  z.  B.  UR.  UB.  I 382  ....  vennas  reticere,  croadaa  facere,  a<l  opera 
Castelli  venire,  universa  secundum  antiquas  institutionea  iusaum  laudatumque 
est,  adimplere  . .;  oder  1237  Lac.  II  223  . . . tarn  in  prestandis  decimis  et 
pensionibus  annuis  quam  in  aliis  iuribus  et  consuetudinibus  fideliter  con- 
servent  et  persolvent,  sicut  ceteri  homines  de  familia  dicte  curtis  ratione 
suorum  bonorum  faciunt  et  facere  tenentur,  prout  ipsa  familia  dixerit  faci- 
endum  et  ordinandum. 

•)  z.  B.  1247  MK.  UB.  III  930;  1249  Gud.  II  p.  94«  f.;  V 1263  p.  23 
und  26  u.  a. 
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ihr  kam  begreiflicher  Weise  namentlich  dann  grössere  Bedeutung 
zu,  wenn  die  Erblichkeit  des  Leiiierechtes  mehr  factisch  als  recht- 
lich bestand. 

Als  ein  Best  ursprünglich  höriger  Verhältnisse  erscheint  die 
häufig  genannte  Abgabe  pro  curmede,  das  Besthauptsrecht  des 
herrschaftlichen  Hofes,  dem  wir  in  verschiedenen  Modificationen 
ziemlich  häufig  begegnen,  und  das,  gegenüber  den  früheren 
analogen  Abgaben  zwar  eine  wesentliche  Erleichterung *),  gleich- 
wohl den  Beigeschmack  der  Unfreiheit  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
auch  späterhin  beibehalten  hat. 

Ein  unmittelbarer  Einfluss  auf  die  Persönlichkeit  des  Censu- 
alen  äussert  sich  endlich  in  all  den  einschränkenden  Bestimmungen, 
weiche  die  Freizügigkeit  desselben  ausschlossen  und  seinen 
familienrechtlichen  Angelegenheiten  gewiss  häufig  hart  empfundene 
Schranken  auferlegte.  Hieher  gehört  die  als  licentia")  genannte 
Abgabe,  die  im  Falle  der  Verehelichung  dem  Herrn  zu  zahlen 
war.  In  späterer  Zeit  oft  nichts  mehr  als  eine  Gebühr,  war  sie 
ursprünglich  eine  Gabe  für  den  vom  Herrn  ertheilten  Eheconsens, 
also  der  greifbare  Ausdruck  dafür,  dass  diesem  ein  mächtiger, 
oft  entscheidender  Einfluss  auf  die  Eheschliessungen  seiner  Leute 
zukam.  In  dem  nicht  selten  stipulierten  Versprechen,  Ehen  nur 
mit  Personen,  die  derselben  Herrschaft  unterstanden,  einzugehen  *) 
und  endlich  in  der  Zusicherung,  dass  die  ganze  Descendenz 
derer,  die  das  bezügliche  Verhältnis  eingiengen,  dem  Herrn 
dauernd  zugehören  sollte^),  findet  dieses  persönliche  Abhängig- 
keitsverhältnis seinen  deutlichsten  Ausdruck. 

Genauere  Auskünfte  über  die  persönliche  Steilung,  welche 
solche  Angehörige  des  herrschaftlichen  Verbandes,  die  mit  Grund- 
besitz belieben  wurden,  zur  grundherrschaftlichen  Verwaltung  in 

')  neben  vielen  anderen  z.  B.  1153  I.ac.  I 878;  1176  Ennen  I 88;  12.31 
Lac.  II  179;  Gudenus  V 1238,  p.  5 1253  p.  23;  26;  1255  MR.  UB.  III  1294; 
1269  I.«o  n 592  u.  a.  m. 

')  vergl.  z.  B.  1166  Lac.  I 416,  wonach  die  Gräfin  Hadewif;  von 
Meer  ihren  Anaproch  auf  2 Drittel  bez.  1 Drittel  dea  Nachlaaaua  von  hö- 
rigen Leuten  auf  das  Besthauptrecht  herabmindert. 

•)  z.  B.  1163  Lao.  I 878. 

Erhard,  Cod.  dipl.  Weatfaliae  II 276  . . . . in  benefioium..  secundum 
iua  roiniaterialium  a nobia  ausceperunt,  inauper  et  fidem  in  manua  noatras 
aaoramento  firmantea  dederunt,  quod  filii  et  filie  eorum  eccleaie 
noatre  filiia  conubio  iungcreutur,  ne  poaaesaiones  ipsorum  ab 
eccleaia  alienarentur  u.  a. 

‘)  1282.£nnen  III  227  erimus  hominea  ipsioa  curtia. 
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rechtlicher,  wie  in  wirthschaftlicher  Beziehung  einnahraen,  geben 
UD8  die  für  Einzelfalle  erhaltenen  Ijeiheurkundcn  der  Regel  nach 
nicht,  sic  enthalten  nur  ab  und  zu  gewisse  Anhaltspunkte,  die 
eine  mehr  oder  weniger  bestimmte  Deutung  zulassen.  Ein 
Hinweis  auf  diese  specifisch  herrschaftlichen  Verhältnisse  war 
ja  auch  nur  in  den  Fällen  geboten,  in  welchen  das  bisher  Be- 
stehende aus  Anlass  oder  durch  den  Eintritt  in  die  Leihe  in 
besonderer  Art  geändert  werden  sollte.  Für  alle  anderen  Fälle 
war  mit  der  Aufzeichnung  der  mit  dem  Grundbesitze  übernommenen 
Pflichten,  mit  der  Festsetzung  der  von  dem  Beliehenen  an  die 
Gutsherrschaft  zu  leistenden  Dienste  und  Abgaben  alles  Wesent- 
liche verzeichnet,  indem  das  persönliche  Verhältnis  des  Be- 
liehenen, seine  Stellung  zum  Gutsherrn  und  dessen  Organen  ent- 
weder unverändert  weiter  bestand,  oder  sich  den  gegebenen  Ortes 
allgemein  gütigen  Grundsätzen  einznpasseti  hatte'). 

Mehr  Anlass,  auch  diese  über  das  Vermögensrecht  hinaus- 
reichenden , zwischen  der  Herrschaft  und  ihren  Leuten 
bestehenden  Wechselbeziehungen  in  den  Leiheurkunden  zu 
berühren,  bot  sich  in  jenen  Fällen,  wo  ein  grösserer  Gütercomplex 
an  eine  Mehrheit  von  Leuten  zur  Behauung  gleichzeitig  ausge- 
than  oder  schon  bestehende  Ansiedelungen  dieser  Art  einer  neuen 
Regelung  unterzogen  wurden*).  Denn  hier  handelte  es  sich 
nicht  mehr  um  so  geringfügige  Momente,  wofür  die  rechtliche 
Lage  einer  Einzelindividualität  gehalten  werden  mochte,  sondern 
um  eine  grössere  Gemeinsehaft,  deren  Recht  nicht  schlechthin 
nach  dem  der  einzelnen  Genossen  bestimmt  oder  bestimm- 
bar war,  sondern  — an  sich  gar  mannigfacher  Gestaltung 
fähig  - einer  Regelung  in  concreto  bedurfte,  und  auch  wohl 
meistens  eine  solche  erfuhr.  Die  hierfür  vorliegenden  Urkunden 


')  vergl.  1245  HR.  IJB.  UI  814  ....  iure  hereditario  conoessimns  ex- 
colendas.  Ka  videlicct  conditione,  ut  ipsi  iura  curtis  nostro  in  Neve  moro 
aliorum  cenaualium  ad  enndem  curtom  pertinentium  plenariter  oxequantur. 

*)  vergl.  z.  H.  dieziemlich  ausfuhrlicheu  Angaben  in  der  Urk.  des  Mainzer 
Krzbiachnfes  Kuthardus  (1 100),  abgedruckt  in  J oan  n is  rerum  Muguntiacamm 
tom.  II  p.  738.  ConccBsimua  cciam  familic  ad  predictum  loc\ira  pertinenti 
in  perpetuum  ....  ut  nullum  Advocatum  habeat,  nisi  me  et  suci^snres 
meos.  ut  ad  nullius  Advocati  placitum  conveniat,  nulla  advocacionis  iura 
persolvat;  cum  obierit  vir  sive  mulier,  Optimum  peous  vel  vestimentum, 

quod  reliquerit,  ad  altarc  S.  Justin! deferatur,  et  ut  nullus  Chnrcpia- 

copus  aliquam  potestatem  habeat  vel  exerceat,  nisi  ab  Abbate  fuerit  vocatus, 
tune  quinque  aolidi  io  eins  sumptus  dentur  etc. 
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gehen  freilich  auch  nicht  gar  weit  ine  Detail,  aprechen  aber 
immerhin  über  die  entecheidenden  Fragen  mit  genügender  Deut- 
lichkeit. 

So  enthält  z.  B.  die  Urkunde  ’),  mit  welcher  Abt  Geldolf 
von  Brauweiler  die  von  dem  Abte  Bertolf  angeordnete  Vertheilung 
dee  zum  Hufe  Kaiffenhaini  gehörigen  Sallandee  an  die  dortigen 
Hofhörigen  bestätigte,  neben  der  Festsetzung  der  Zinssummen 
die  ausdrückliche  Befreiung  der  Colonen  von  der  Herrschaft  und 
dem  Beeilte  des  Ideiers,  die  Befreiung  von  der  Theilnahme  an 
dem  Bauding  und  demgegenüber  die  Bestimmung,  dass  sie  sich 
nur  an  den  drei  Echtedingen  des  Vogtes  betheiligen  und  un- 
mittelbar dem  Abte  als  Herrn  des  Gerichtes  und  der  Gefälle, 
sowie  seinem  Stellvertreter  unterstehen  sollten. 

Eline  ähnlich  gefreite  Stellung  auf  städtischem  Boden  verlieh 
Erzbischof  Bruno  von  Köln  an  17  seinem  Hofe  zugehörigen 
Familien,  denen  er  ebenso  viele  Hofstätten  zu  censualem  Bechte 
überwies,  mit  der  Zusicherung,  dass  sie  von  keiner  weiteren 
finanziellen  oder  Vogteilaet  betroffen  werden,  vielmehr  „soluta 
pensione  predicta  sub  nostra  prntectione  publicum  ius  civile  in 
causis  civilibus“  geniessen  sollten,  und  dass  alle  eventuellen 
Streitigkeiten , welche  die  Hofstellen  und  die  darauf  gebauten 
Häuser  beträfen,  „non  nisi  coram  nobis  vel  etiam  cui  nos  hoc 
commiserimus“  würden  verhandelt  werden. 

Anders  wieder  in  strenger  Einordnung  in  die  gewöhnliche 
grundherrliche  Ordnung  bestimmt  eine  Urkunde  Theodorichs  von 
Isenburg  *)  die  Abgabenpflicht  der  einzelnen  an  Hofgenossen  ver- 
gabten  Grundstücke,  und  unterstellt  gleichzeitig  diese  Leute  der 
Dingpflicht,  wonach  es  ihnen  oblag,  dreimal  jährlich  an  den 
zugehörigen  Hof  zur  Gcrichlspflege  zu  kommen. 

Ganz  ähnlichen  Bestimmungen  begegnen  wir  dort,  wo  solche 
ländliche  Ansiedelungsrerhältnisse  ihre  Begelung  unter  lehen- 
rechtlichen Einflüssen  fanden,  also  in  den  Fällen,  wo  die  lehenrecht- 
liche  Form  aus  ihrer  eigentlichen  höheren  Sphäre  des  militärischen 
oder  politischen  Lehens  herab  auch  auf  das  bäuerliche  Becht 
übertragen  wurde  *). 

’)  1149  Lac.  I 367,  ähnlich  wie  die  eben  abgedruckte  Mainzer  Urkunde. 

>)  1805— 12Ü6  Knnen  U 29 

>)  1247  MR.  UB.  m 930. 

*)  z.  B.  12.36  Lac.  II  211;  1260,  491;  1254  MR.  UB.  III  1266;  1271 
Lamprecht  D W.L.  III  No.  47  u.  a.  m.;  vergl.  auch  a.  a.  0.  I 2 
S.  901  ff. 
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Diese  lehenrechtlich  ausgestalteten  Landleihcn,  die  freilich 
erst  im  13.  Jh.  nachweisbar  werden,  gewähren  noch  das  eine 
besondere  Interesse,  dass  hier  die  persönlichen  Beziehungen 
analog  den  sonst  im  Lehenrcchte  geltenden  Grundsätzen  geregelt 
und  auf  ein  Treuevcrhältnis  gegründet  werden.  Dies  findet  auch 
in  dem  Wortlaute  der  Urkunden,  die  oft  des  juramentum  fide- 
litatis  gedenken  oder  des  hommagium  Erwähnung  thun  '),  seinen 
deutlichen  Ausdruck. 

Liegt  in  allen  diesen  zuletzt  besprochenen  Fällen  das  per- 
sönliche Verhältnis  des  Hofgenossen  zu  seiner  Herrschaft 
wenigstens  insofern  klar,  als  der  Bestand  einer  herrschaftlichen 
Gerichtsbarkeit  über  den  Beliehcnen , dessen  Dingpflicht , sowie 
seine  Stellung  zu  Vogt  und  Meier  oder  unmittelbar  zu  seinem 
Herrn  in  dem  Leihebriefc  mit  mehr  oder  weniger  Deutlich- 
keit bezeichnet  wurde,  so  sind  wir  in  anderen  Fällen,  wo 
derlei  ausdrückliche  Angaben  fehlen,  auf  das  Gebiet  der 
Vermuthung  gewiesen.  Für  diese  geben  dann  allerdings,  wie 
schon  oben  angedeutet,  einzelne  nicht  ausdrücklich  der  Haupt- 
frage gewidmete  Bestimmungen,  wie  namentlich  der  Hinweis 
auf  gewisse  Arten  von  Abgaben  und  Beschränkungen,  Anhalts- 
punkte von  nicht  zu  unterschätzendem  Werthe,  deren  Ausbeutung 
im  einzelnen  unter  Berücksichtigung  des  anderwärts  Bekannten 
vielleicht  zu  ziemlich  sicheren  Ergebnissen  führen  könnte. 

Für  unsere  Untersuchung  ist  indes  die  Beantwortung  dieser 
Detailfragen  von  secundärer  Bedeutung.  Eis  genügt  vielmehr 
festzustellen,  dass  im  Kreise  der  grundherrschaftlichen  Ver- 
waltungsorganismen in  vielseitiger  Anwendung  Landleihever- 
hältnisse  gebräuchlich  waren,  bei  welchen  abgesehen  von  den 
rein  vermögensrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Eigenthümer 
und  Besitzer  auch  noch  andere  die  Persönlichkeit  des  Beliehencn 
mit  mehr  oder  weniger  Macht  erfassende  rechtliche  Bande  be- 
standen, also  personenrechtliche  Momente,  wie  solche  sich  na- 
mentlich in  den  ausgcbildeten  eben  wegen  dieses  Gegensatzes  als 
frei  bezeichneten  Leihen  nicht  auffinden  lassen. 

')  Aus  dem  Kreise  bäuerlicher  Leihen  z.  B Lsc.  11  1227,  148  jura- 
vit  fidelitatem;  12(K),  491  tidelitatis  hommagium;  1319  Lamprecht  D. 
W.  L.  111  Mo.  9t)  iure  feodi  ligii  cum  onere  iuramentis  fidelitate.  — Zu 
übersehen  ist  jedoch  nicht,  dass  der  Sprachgebrauch  wie  Lehen  oder  bene- 
ticium  etc.  allein  nicht  immer  ein  sicherer  Anhaltspunkt  für  die  Annahme 
eines  gerade  lehenrechtlichon  Characters  des  Leiheverhältnisses  ist,  da  diese 
Ausdrücke  wiederholt  für  Leihe  überhaupt  gebraucht  werden.  Vergl.  die 
oben  8.  20  Anm.  abgedruckte  Stelle  des  Solmser  Landrechtes. 


Digiiized  by  Google 


97 


Es  erübrigt  noch  nnch  dieser  kurzen  Skizzieriing  der  bei 
den  verschiedenen  Leihen  gutsherrschaftlichen  Charactcrs  rele- 
vanten persönlichen  Verhältnisse  den  schlechthin  vermögensrecht- 
lichen Inhalt  derselben  etwas  näher  zu  bestimmen  und  dabei 
die  sich  ergebenden  Ähnlichkeiten  und  Verschiedenheiten  gegen- 
über den  freien  Leihen  zu  ermitteln.  Die  Beziehungen  zu  den 
freien  Erbleihen,  welche  bei  den  ganzen  Ausführungen  ihrem 
Zwecke  nach  im  Auge  behalten  werden  musste,  wird  es  recht- 
fertigen,  dass  auch  hier  bei  den  censualen  Leihen  vornehmlich 
nur  erbliche  Verhältnisse  berücksichtigt  werden. 

Wenn  man  zunächst  den  Wortlaut  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Leiheurkunden,  soferne  eie  sich  in  eine  nähere  Prä- 
cisierung  des  Falles  einlassen  und  sich  nicht  auf  allgemeine  An- 
gaben, wie  etwa  sub  jure  censuali  und  Ähnliches  beschränken,  ins 
Auge  faset,  so  liegt  schon  in  ihm  eine  weitgehende  Ueberein- 
Btimmung  mit  den  analogen  Vereinbarungen  in  freien  Verträgen, 
oft  bis  auf  den  einzelnen  sprachlichen  Ausdruck. 

So  klingt  es  z.  B.  unmittelbar  an  das  bei  freien  Leihen  Ge- 
läufige an,  wenn  eine  Urkunde  ')  von  1153  bestimmt;  . . . ea 
conditione  concessit,  quatenus  omni  anno  in  festo  S.  Remigii 
X modios  tritici  inde  persolvant,  oder  eine  Urkunde*)  von 
1176:  . . . Cunradus  mansum  ...  ab  ecclesia  sub  iure  censuali 

recepit  ita  videlicet,  u t quolibet  anno X sol.  ecclesie  sol  vat. 

Ähnlich  eine  Urkunde*)  von  1205 — 1208  . . cessisse  hominibus  . . . 
iure  censuali,  ita  nt  annuatim  . . . quilibet  eorum  piperis  duarum 
inarcarum  ....  et  tantundem  cyroeti  ....  nobis  persolvat. 

Andere  gebräuchliche  Ausdrücke,  die  freilich  von  den  vorigen 
etwas  abweichen,  finden  sich  noch  etwa  in  den  folgenden  Bei- 
spielen : 

Urk.  *)  1269  ....  quod  de  curti  in  Kerbusch  ego  meique 

succeesores,  quicumque  dictam  curtem  possederint,  ecclesie 

cuiue  ipsa  curtis  est  allodium,  eex  solides  . . . nomine  annui 
census  tenemur  pcrsolverc  annuatim , wobei  die  Beurkundung 
durch  den  Beliehenen  und  die  besonders  deutlich  ausgesprochene 
Verbindung  der  Zinspflicht  mit  dem  Gute  aulfallen,  während  wieder 


•)  Lac.  1 378. 

*)  Ennen  I 88. 

*)  Enaen  II  29. 

*)  Lac.  II  502. 

e,  Sekuimd,  BrbUihen.  7 
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die  etwa  200  Jahre  ältere  Urkunde  ')  von  St.  Maxiniin,  welche 
anlässlich  einer  den  Colonen  gewährten  Verbesserung  ihrer 
Lage  aufgezeichnet  wurde,  in  ihrer  Fassung:  dccretuui  est,  ut 
quanticumque  predictorum  curtilium  possessores  fuerint,  singulis 

annis  a singulis  curtilibus  III  solides  dcnarioruni per- 

solvant,  das  Übergewicht  der  herrschaftlichen  Macht  zum  Aus- 
drucke bringt. 

In  all  diesen  Beispielen,  deren  Zahl  sich  beliebig  vermehren 
liesse,  bezeugt  die  erhaltene  Urkunde  den  Bestand  eines  Leihe- 
verhältnisses, welches  in  den  hauptsächlichsten  Punkten  mit  dein 
Rechte  der  freien  Leihen  übereinstimmt.  Hier  wie  dort  das 
Recht  auf  dauernden  Genuas  und  Nutzung  des  geliehenen  Grund- 
stückes, und  hier  wie  dort  dem  gegenüber  als  Gegenleistung  be- 
stimmte, oft  dauernd  und  einheitlich  festgesetzte  Abgaben. 

Aber  auch  in  den  Einzelheiten  des  rechtlichen  Verhältnisses 
lässt  sich  vielfach  eine  analoge  Ausgestaltung  nachweisen. 

Dass  unter  den  dem  Hofverbande  eingeordneten  Leihen 
Naturalzinse  vielleicht  relativ  häufiger  sich  finden  mögen  als 
bei  freien  Verträgen,  ist  juristisch  wohl  ohne  Belang;  vermag 
doch  die  Zahl,  die  der  einen  oder  der  anderen  Anwendungsform 
entspricht,  in  rechtlicher  Beziehung  nichts  mehr  zu  besagen,  so- 
bald einmal  festgestellt  ist,  dass  in  beiden  Gruppen  beide  Zins- 
formen sich  finden.  Und  wirthschaftlich  ist  es  ja  begreiflich,  dass 
in  jener  Zeit  einer  ausgebildeten  Naturalwirthschaft,  je  enger 
der  Verband  mit  der  herrschaftlichen  Wirthschaftsverwaltung 
vorhanden  war,  desto  häufiger  Naturalzinse  zur  Anwendung 
kommen  mussten. 

Dagegen  ist  es  für  die  rechtliche  Betrachtung  von  grösserer 
Bedeutung,  wenn  sich  zeigt,  dass  auch  die  Art  und  Weise  der 
Haftung  für  den  Zins  und  die  vorhandenen  rechtlichen  Zwangs- 
mittel für  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeiten,  wie  sie  das 
freie  Ijeiherecht  beherrschten,  auf  dem  Boden  des  censualen 
Rechtes  gleichfalls  aufzufinden  sind. 

So  lassen  sich,  um  nur  das  Wichtigste  hervorzuheben,  dafür, 
dass  dauernde  Vernachlässigung  der  Zinspflicht  endlich  mit  dem 
Verluste  des  Zinsgutes  bestraft  wurde,  dass  also  die  Möglichkeit 
der  Rechtsentsetzung  als  Mittel  zur  Verbürgung  und  Sicher- 
stellung des  Zinses,  wie  als  Zwangsmittel  für  dessen  Herein- 
bringung dienlich  war,  zunächst  der  oben  angegebene  Wortlaut  der 


■)  KR.  UB.  I 333. 


Digiiized  by  Google 


99 


Leiheurkundeii  und  die  ecliun  friiber ')  erwähnten  Bestiiniuungen  dei^ 
älteren  Rechte»  als  gewiss  nicht  belanglose  Argumente  anführen. 

Will  man  aber  dieser  Begründung,  die  ja  allerdings  nicht 
zu  unbedingt  sicheren  Resultaten  führt,  noch  nicht  recht  ver- 
trauen, so  lässt  sich  dos  Vorkommen  dieses  an  sich  sehr  nahe 
liegenden  rechtlichen  Gedankens  im  Kreise  des  grundherrschaft- 
lichen Rechtes,  u.  a.  durch  den  Hinweis  auf  eine  Verordnung  Kaiser 
Heinrich  V.  vom  Jahre  1112,  in  welcher  die  Verhältnisse  der 
Vögte  und  Bauern  in  8t.  Maximiii  geregelt  werden,  unmittelbar 
quellenmässig  bezeugen  ’).  ln  ihr  erscheint  die  Einziehung  des 
Zinsgutes  wegen  Saumseligkeit  in  der  Zahlung  als  eine  fast  selbst- 
verständliche Thatsache,  die  bei  der  Regelung  des  Weiteren 
vorausgesetzt  wird.  Allerdings  Hegt  in  diesem  Rechte,  wie  schon 
dieselbe  Urkunde  angibt,  nicht  oder  wenigstens  nicht  immer 
das  einzige  Machtmittel,  welches  der  Herrschaft  zu  Gebote  stand. 
Eis  wirken  eben  die  oben  berührten  persönlichen  Verhältnisse 
auch  auf  diese  zunächst  vermögensreclitlicben  Fragen  zurück. 
Ist  es  doch  in  der  Katur  der  Sache  begründet,  dass  das  Vor- 
handensein eines  Herrscbaftsvcrhältnisses  dem  Herrn  für  alle 
seine  Ansprüche  eine  Menge  von  Zwangsmitteln  rechtlich  oder 
auch  bloss  factisch  in  die  Hände  geben  musste,  die  auf  der 
Grundlage  eines  freien  Vertragsrechtes  nicht  zur  Entstehung 
kommen  konnten,  und  die  um  so  bedeutender  sein  mussten,  je 
mächtiger  die  Bande  waren,  mit  welcher  die  Herrschaft  ihre 
Leute  an  sich  schloss  *).  Um  von  Vielem  nur  des  einen  Mo- 
mentes zu  gedenken,  wie  wesentHch  wurde  nicht  speciell  auch 

■)  S.  bl  Anm.  2. 

’)  UK  UB.  I 423 Si  propter  censns  negligentiam  vcl  ob  quam- 

libet  aliam  culparo  mansun  aut  posseasio  alieuius  hominis  in  placitis  abbatis 
publicata  sive  dominicata  fuerit,  omnia  abbatis  enint,  niai  bonis  eiadem 
quilibet  rei  postca  ai  iutroiniaerint.  Bonorum  autem  que  in  placitis  advo- 
catorum  publicata  fuerint.  duaa  partes  abbaa  tertiam  advocatua  habebit  ex- 
ceptis  frugibus  . . etc 

Si  villani  debitum  censum  abbati  volucrint  deuegare,  primum  per  alios 
iudioes,  deinde  in  ipso  loco  Treveris  per  illoa  iudices  ac  ministros  qui  scare- 
manni  dieuutur  ad  viam  ai  posaunt  reducantur;  sin  autem  per  cartam  vel 
advocatum,  ad  ultimum  vero  per  manifestum  iudicium,  in  quo  si  convicti 
fuerint,  Omnibus  bonisauis  carebunt  et  nullum  iusniai  quod  abbas 
eis  postea  conoesaerit  babebnnt. 

*)  vergl.  ausser  den  zuletzt  genannten  Worten  der  Verordnung  Heinrich  V. 
(Anm.  2)  die  Urk.  1145  Knnen  1 .Ö4 , wo  als  Folge  für  unpünktliche 
Zahlung  verfügt  ist,  non  solum  quod  tenent  in  eadem  silva,  (das  Leihegut) 
sed  qnidquid  de  iure  beati  Martini  habere  videntur,  amittant. 

7* 
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für  unsere  rein  vermögensrechtliche  Frage  die  Stellung  des 
Einzelnen  verändert,  je  nachdem  ihm  das  Recht  der  Freizügig- 
keit Zustand  oder  versagt  war?  Welch  üble  Folgen  musste  der 
säumige  Zinsmann,  der  in  seiner  weiteren  rechtlichen 
Existenz  noch  immer  von  der  Herrschaft  abhängig  blieb, 
lediglich  aus  diesem  Grunde  über  sich  ergehen  lassen,  denen 
der  freigestellte  und  freizügige  Mann  ungehindert  sich  entziehen 
konnte.  In  diesem  Sinne  spricht,  wie  es  scheint,  die  oben  citiertc 
Urkunde  Heinrich  V,  wenn  sie  als  Folge  fortgesetzter  Zinsver- 
weigerung neben  dem  Eintritte  des  Rechtsverlustes  noch  her- 
vorhebt, dass  die  Zinssäumigen  für  die  Zukunft  sich  mit  dem 
Masse  von  Rechten  begnügen  müssen,  das  die  Gnade  des  Herrn 
ihnen  nach  freiem  Ermessen  gewährt. 

Wie  weit  dann  im  einzelnen  die  Macht  und  das  Recht  des 
Herrn  in  dieser  Richtung  gereicht  hat,  war  verschieden  nach  der 
Art  der  individuellen  Beziehung  zwischen  den  Heliehenen  und 
der  Grundherrschaft,  und  es  dürften  sich  hiefür  die  möglichen 
Grenzen  kaum  allgemein  angeben  lassen.  Fraglich  mag  immerhin 
erscheinen,  ob  auch  für  solche  Leihezinse  je  das  strenge  Recht 
gegolten  haben  kann,  welches  für  den  persönlichen  Zins  ver- 
einzelt nachweisbar  ist,  jenes  harte  Recht,  das  dem  Herrn  ge- 
stattete, nach  einem  gewissen  geregelten  Verfahren  an  den 
säumigen  Zinsmann  sogar  Hand  anzulegen  und  so  persönliche  Exe- 
cution  gegen  ihn  zu  führen  *).  Der  von  Anfang  an  empfundene 
und  im  Laufe  der  Geschichte  immer  mehr  ausgeprägte  Unter- 
schied zwischen  rein  persönlichen  Pflichten  und  auf  den  Grund 
und  Boden  gelegten  Lasten  macht  eine  solche  Annahme  wenig 
wahrscheinlich,  und  bei  dem  Mangel  eines  jeglichen  bestimmten 
urkundlichen  Hinweises  könnte  eine  derartige  Venimthung  gewiss 
nicht  gerechtfertigt  erscheinen. 

Für  alle  Fälle,  mögen  sie  dann  im  einzelnen  wie  immer  ge- 
ordnet gewesen  sein,  ist  aber  daran  festzuhaltcn,  dass  cs  doch 


')  vergl.  z.B.  die  bei  Lamp  rech  t D.W.L.  1 2S.  1229  abgedruckte  Urkunde 
aus  dem  Anfänge  des  14.  Jh.:  . . . si  non  satisfacerent  de  oensu  predieto  . . . 
tune  sine  emenda  possunt  satisfaerre  bis  zum  nächsten  Ding;  dann  Strafe 
von  20  d.,  die  sieb  bis  zum  2.  Ding  verdoppelt  und  bis  zum  dritten  ver- 
dreifacht, et  extunc  si  non  satisfacerit  nec  gratiam  . . prepositi  obtinere 
meruerit,  tune  scultetus  . . prepositi  ponet  eum  in  penam  que  dicitur  ge- 
vronit  et  extune  potcrit  prepositus  et  officiatus  suus  manus  apponere  ad 
Corpus  et  res. 


Digitized  by  Google 


101 


stets  nur  eine  Rückwirkung  der  bestehenden  persönlichen 
Rechtsbeziehungen  war,  welche  in  diesen  Besonderheiten  zum 
Ausdrucke  kam  und  den  Leihen  eine  individuelle  Färbung  und 
Nuancierung  verlieh,  und  dass  abgesehen  von  diesen  Reflex- 
wirkungen der  feststehende  und  bei  all  diesen  Verschieden- 
heiten immer  wiederkehrende  rein  vermögensrechtliche  Grund- 
stock den  ohcn  geschilderten  rechtlichen  Inhalt  aufweist,  den- 
selben Inhalt,  der  freilich  in  anderer  Umrahmung  den  Kern  und 
die  Grundlage  für  die  Entwickelung  des  freien  Leiherechtes 
abgab. 

Kun  ist  allerdings  dieser  rechtliche  Gedanke,  welcher  nach 
den  obigen  Ausführungen  den  gebundenen  und  freien  Leihen 
gemeinsam  ist  — die  dauernde  Ueberlassung  von  Grundbesitz 
unter  der  Bedingung  der  Zahlung  eines  jährlichen  Zinsenent- 
geltes — ein  so  einfacher,  dass  er  leicht  auch  ohne  Zusammen- 
hang mit  ähnlichen  früheren  Bildungen  selbstständig  immer 
wieder  entstehen  und  in  neuen  Anwendungsformen  zur  Ver- 
wirklichung gelangen  konnte,  wo  immer  nur  analoge  Verhältnisse 
analoge  Bedürfnisse  erzeugten.  Es  wäre  demnach  voreilig  aus 
einer  derartigen  Übereinstimmung  allein  auf  das  Vorhandensein 
eines  inneren  rechtsgeschichtlichen  Zusammenhanges  zu  schliessen. 
Wenn  man  aber  berücksichtigt,  dass  diese  nach  der  einen 
Beziehung  gleichartig  ausgestaltetcn  Rechtsinstitutc  auf  dem- 
selben Boden  gewachsen,  ähnlichen  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
entsprungen  und  eine  gewisse  Zcitpeiiode  hindurch  mit  nicht 
immer  scharf  gezeichneten  Grenzen  neben  einander  einhergegangen 
sind,  so  ist  doch  die  Vermuthung  begründet,  dass  diese  innere 
Harmonie  auf  eine  historische  Verwandtschaft  zurückzuführen 
sei,  mag  der  Gegensatz  zwischen  persönlicher  Abhängigkeit  und 
Freiheit  ein  noch  so  bedeutender  sein  ’). 

Eine  solche  Annahme  findet  zunächst  eine  äussere  Be- 
kräftigung in  dem  Umstande,  dass  gerade  in  der  Uebergangszeit 
sich  Leiheurkunden  finden,  welche  nach  freier  Art  das  Rechts- 
verhältnis in  der  oben  angegebenen  Art  normieren  und  daneben 
die  Befreiung  von  allen  weiteren  Abgaben  und  Verpflichtungen 


')  Diesen  Oegensatz  betont  besonders  Gobbers  a.  a.  0.  S.  140,  der 
um  seinetwillen  die  Uöglichkcit  einer  geschichtlichen  Continuität,  der  Knt- 
stehung  des  einen  aus  dem  anderen  für  ausgeschlossen  hält;  s.  darüber 
unten  S.  113  ff. 
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besondere  hervorheben '),  als  wollten  sic  damit  zum  Ausdrucke 
bringen,  dass  sie  nur  die  genannten  Bestimmungen  von  den 
anderen  Leihen  herübernehmen  und  gegen  die  Anwendung 
weiterer  dort  gebräuchlicher  Grundsätze  Protest  erheben. 

Aber  auch  wenn  man  die  vorliegenden  Leihebriefe  ihrem 
inneren  G chalte  nach  unter  diesem  Gesichtspunkte  prüft,  zeigt 
sich  gar  bald,  dass  jene  Kluft  zwischen  freiem  und  unfreiem 
Leiherechte  in  der  That  nicht  so  unüberbrückbar  ist,  als  sie 
Gobbers  erscheinen  mochte,  wenn  er  die  fertig  entwickelte 
städtische  Leihe  in  unvermittelten  Gegensatz  zu  den  Leihe- 
formen des  Hofrechtes  stellte.  Vielmehr  ist  eine  Annäherung  der 
beiden  Extreme  an  der  Hand  der  Urkunden  in  zweifacher  Richtung 
nachweisbar. 

Zunächst  findet  sich  nämlich  diejenige  Leiheform,  die  sich 
ganz  an  die  bofrcchtlichen  Leihen  ansehloss,  in  welcher  neben 
dem  Zinse  noch  die  für  die  Unfreiheit  characteristischc  Kurmede 
von  dem  herrschaftlichen  Hofe  verlangt  wurde,  im  Laufe  der 
Entwickelung  auch  in  solchen  Fällen  in  Anwendung,  in  welchen 
von  persönlicher  Abhängigkeit  keine  Rede  sein  konnte. 

iSodann  lässt  sich  eine  noch  weit  grössere  Reihe  von  Leihe- 
urkunden nennen,  die  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  ganz  mit 
den  ausgesprochen  freien  Leihen  übereinstimmen , von  allen 
auf  für  Hofangehörigkeit  characteristischen  Zusätzen  nichts  ent- 
halten und  doch  durch  ihre  Beziehung  auf  den  wirthschafilichen 
Betrieb  und  durch  einen  mehr  oder  weniger  engen  Zusammen- 
hang mit  der  grundherrschaftlichen  Gutsverwaltung  den  Bestand 


')  vcrgl.  z.  B.  1112  MR.  UB.  I 42-1  ...  iiire  tradidit  hereditario  ea 
Bcilicct  oonditione.  quatenus  singulis  aimis  X solidorum  tributum  solventes, 
drinerps  prorsus  ab  omni  alia  iuris  coactione  existant  immunes.  — 1210 

Lac.  II  3:i uonecssit  perpetuo  possidendam,  hac  pactionis  forma  intcr- 

posita  quatiuus  . . . ecclesio  XV  sol. . . . et  villico  eorundem  IV  sol.  persolvat 
et  ita  ab  omni  vexalione  et  omni  iure,  ad  quod  silva  prota.xata  tenebatur, 
über  existat;  äbnlkh  1233  MR.  UB.  Jll  4811;  1246  Lac.  II  309  tallcrdings 
eine  Bchenkung  mit  Zinsauflage);  129.i  Lac.  II  957 ; endlich  für  ein  be- 
liebcnes  Kloster  mit  ganz  besonderer  Deutlichkeit,  1200  Bnnen  II  2 . . . 
hereditario  iure  tradiderunt,  hac  videlicet  conditiones  forma  interposita,  iit 
. . . . persolvat,  sieque  ab  omni  iure  quod  vulgo  dicitur  dinc- 
suocho  et  cormede,  ab  omni  quoque  oucre,  quod  de  huiusmodi 
bonis  emergure  solet,  Uber  permanens  ism  dictum  bonum  perpetua 
pace  possideat  u.  a.  m. 
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eine«  persönlichen  Abhängigkeitsverhältni^ses  in  vielen  Fällen 
ziemlich  wahrscheinlich  machen,  also  auf  diese  Art  eine  Ver- 
bindung zwischen  den  Gegensätzen  herzustellen  scheinen. 

ln  der  eisteren  Beziehung  waren  es  vornehmlich  Leihen 
an  kirchliche  Institute,  welche  eine  Umänderung  und  eine  Ent- 
wickelung in  der  oben  bezeichneten  Richtung  fast  nothwendig 
mit  sich  brachten.  Namentlich  dann,  wenn  einzelne  Güter,  die 
früher  an  Hofangehörige  verliehen  waren,  an  Kirchen  und  Stifter 
zu  Leiherecht  gegeben  wurden,  und  der  Grundherr  an  den  früheren 
Nutzungen  nichts  einbUssen,  durch  die  Veränderung  in  der  Person 
des  Beliehenen  seine  nutzbaren  Rechte  nicht  berührt  sehen  wollte, 
lag  ja  nichts  näher,  als  alle  Zinsungen  und  persönlichen  Abgaben 
unverändert  fortbestehen  zu  lassen,  wenn  auch  die  Herrschafts- 
verhältnisse, unter  dereu  Bann  die  Leihe  ursprünglich  zur  Ent- 
stehung gelangt  war,  gegenüber  dem  neuen  Beliehenen  unmöglich 
in  der  alten  Weise  fortbestehen  konnten.  Was  bei  der  alten 
hufrechtlichen  Leihe  Ausfluss  des  persönlichen  Herrschaftsver- 
hältnisses  war,  musste  daun  natürlich  seinen  herrschaftlichen 
Character  abstreifen,  und  schlechthin  zu  einer  vermögensrechtlichen 
Abgabe  werden. 

Für  die  regelmässig  wiederkehrenden  jährlichen  Zinsen,  die 
nach  den  obigen  Ausführungen  in  freien  und  gebundenen  Leihen 
ziemlich  gleich  behandelt  wurden,  bedurfte  es  dabei  keiner  be- 
sonderen Festsetzungen;  so  wie  früher  ein  Angehöriger  des  Gutes, 
oder  wer  sonst  sich  des  Leiherechtes  zu  erfreuen  hatte,  zu  diesen 
Zahlungen  verpflichtet  war,  so  trat  jetzt  die  beliehene  geistliche 
Anstalt  in  den  Kreis  dieser  Verpflichtungen  ein.  Für  die  un- 
mittelbaren Dienstleistungen  und  die  an  keinen  feststehenden 
Fälligkeitstermin  gebundenen  Abgaben,  wie  Kurmede  und  Vor- 
hure, welche  den  Tod  des  Besitzers  oder  überhaupt  einen  Be- 
sitz Wechsel  zur  Voraussetzung  hatten,  war  der  Kirche  als  einer 
juristischen  und  unsterblichen  Persönlichkeit  gegenüber  eine  be- 
sondere Regelung  erforderlich,  wenn  die  aus  solchen  Leistungen 
entspringenden  Vortheile  dem  Leiheherrn  nicht  entzogen  werden 
sollten.  Eine  solche  erfolgte  in  verschiedener  W eise.  Oft  — und 
hierin  liegt  wohl  das  zäheste  Festhalten  an  Form  und  Inhalt 
des  früheren  hofrechtlichen  Leihesystems  — wurde  das  neu  be- 
liehene Kloster  verpflichtet,  irgend  welche  nicht  dem  geistlichen 
Stande  angehörigen  Leute  auf  das  Gut  zu  setzen,  welche  ferner- 
hin für  alle  jene  Leistungen  dem  Gutsherrn  aufzukommen  hatten, 
die  er  zuvor  von  dem  Besitzer  jenes  Gutes  zu  verlangen  ge- 
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wohnt  war’).  Wenn  Besthauptrecht  und  Übertragungsgebühren 
dazu  gehörten,  so  sind  die  dafür  entscheidenden  Momente  wohl 
nach  dem  Lieben  dieser  Laien  beurtheilt  worden. 

Läset  sich  hier  der  Fortbestand  eines  herrschaftlichen  Ver- 
hältnisses, dem  zwar  nicht  die  beliehene  Abtei,  sondern  die  von 
ihr  aufgestellten  Strohmänner  unterstanden  hätten,  noch  wenigstens 
als  möglich  denken,  (in  einzelnen  ähnlichen  Fällen  ')  ist  dies  sogar 
direct  ausgesprochen),  so  entfällt  auch  diese  Möglichkeit,  wenn 
wieder  anderemale  die  Pflicht,  eine  Abgabe  pro  Kurmede  zu 
zahlen,  an  den  Tod  des  Kirchen-  mler  Klostervorstandes  oder 
desjenigen  Mitgliedes  der  geistlichen  Corporation  geknüpft  ward, 
welches  (mitunter  eigens  zu  diesem  Zwecke)  als  Besitzer  des 
Leihegutes  designiert  wurde. 

In  vielen  Fällen  endlich,  vielleicht  in  der  Mehrzahl,  wurde 
dieser  Bestimmungen  überhaupt  nicht  gedacht,  und  damit  wurde 
vollends  das  Ergebnis  erzielt,  dass  solche  Leihen  auch  der 
äusseren  Form  nach  jede  Spur  von  Gebundenheit  verloren,  ihrem 
inneren  Wesen  nach  sich  als  ein  auf  freier  Willenseinigung 
beruhender  Vertrag  darstellten,  und  alle  diejenigen  Momente  in 
sich  vereinigten,  in  denen  der  rechtliche  Inhalt  der  freien  Leihen 
gelegen  war  und  sich  erschöpfte.  Oabei  ist  freilich  nicht  zu  über- 
sehen, dass  eine  solche  dem  unbedingt  freien  Vertragsrechte  an- 
gehörige  Vereinbarung  unter  geistlichen  Anstalten,  die  in  der 
Regel  ja  doch  selbstständig  einander  gegenüberstanden,  weniger 
Besonderes  an  sich  trägt,  als  zwischen  einer  mächtigen  Guts- 
herrschaft und  den  wenigstens  materiell  abhängigen  Bauersleuten, 
dass  vielmehr  hier  nur  solche  Verträge,  in  welchen  von  einem 
herrschaftlichen  Momente  keine  Spur  sich  findet,  dem  rechtlichen 
Verhältnisse  des  Contrahenten  entsprochen  haben.  So  oft  eine 


')  1234  Lao.  11  198. 

’)  1237  Lac.  11  223:  der  Johanniter  Onlcuameistcr  Keinard  und  der 
Ordensbruder  Heinrich  von  Steinford  , Meister  des  Ordenshauses  zu  Deutz 
nehmen  von  dem  Kunibertstifte  zu  Köln  4 Hansen  in  Erbpacht,  ea  videlicet 
ratione,  quod  iidem  fratres  duos  viros  ydoncos  de  suis  fratribus  constituent, 
qui  fidelitatcm  predicti  ecclesie  et  curti  de  Mouwinheim  prestabunt  et  de 
eisdem  bonis  omnia  placita,  que  vulgaritcr  Dine  et  Binc  appellantnr,  obser- 
vabunt,  et  omnia  iura  ecclesie  nominale  et  curtis  predicte  tarn  in  prestandis 
decimis  et  pensionibus  annuis  quam  in  aliis  iuribus  et  consuetudinibus 
bdeliter  conservent  et  persolvant,  sicut  ceteri  bumines  de  familia  dicte 
curtis  ratione  suorum  bonorum  läciunt  et  faceie  tenentur,  prout  ipia  familia 
dizerit  faciendum  et  obiervandum 
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unbedingte  und  vorbehaltslose  Eligentbumsübertragung  nicht  in  den 
Intentionen  des  reicheren  Stiftes  lag,  sich  dieses  vielmehr  eine 
fortdauernde  Nutzung  Vorbehalten  wollte,  war  ja  eine  durch 
freien  Vertrag  begründete  Leihe  unzweifelhaft  das  einfachste 
und  nächstliegende  Mittel  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Zweckes.  Und  doch  — oder  vielleicht  gerade  darum  in  er- 
höhtem Masse  — dürfte  es  von  Interesse  sein,  dass  auch  solche 
Leiheverträge  sich  an  die  älteren  Formen  der  gebundenen  Leihen 
in  einzelnen  Fällen  nachweisbar  angelehnt  haben. 

Diese  hier  besprochene  Annäherung  erfolgte  freilich  ausser- 
halb desjenigen  Gebietes,  auf  welchem  die  gebundenen  Landleihen 
heimisch  waren,  und  auf  dem  auch  eine  grosse  Zahl  der  freien 
Leihen  eingegangen  wurden;  eie  erfolgte  unabhängig  von  den 
Zwecken  und  Bedürfnissen  des  wirthechaftlichcn  Betriebes  und 
ausserhalb  des  grundherrschaftlichen  Verbandes.  Mit  der  Über- 
tragung des  leiherechtlichen  Gedankens  auf  einen  anderen  Per- 
sonenkreis, dem  gegenüber  Herrschafts  Verhältnisse  unanwendbar 
waren,  musste,  wie  oben  schon  gesagt,  die  Leihe  alle  demente 
persönlicher  Art  verlieren  und  einen  lediglich  vcnnögensrecht- 
lichen  Character  gewinnen,  wie  er  dem  freien  Leiherechte  eigen 
war.  Aber  auch  innerhalb  des  herrschaftlichen  Wirthschaftsrer- 
bandes,  innerhalb  des  Kreises  von  Personen  und  Objekten,  in 
welchem  die  hofrechtlichen  Leihen  gediehen  waren,  lassen  sich 
in  grosser  Zahl  Übergangsfälle  nachweisen,  die  eine  Mittelstufe 
zwischen  Freiheit  und  Gebundenheit  einnebmen,  und  im  ein- 
zelnen bald  mit  den  hofrechtlich  abhängigen,  bald  mit  den 
unbedingt  freien  Leihen  näher  verwandt  sind. 

Die  Fälle,  die  hier  in  Betracht  kommen,  stehen  insgesammt 
in  enger  Beziehung  zu  dem  Ausbau  des  Landes;  Rodung  des 
Waldes,  Anlegung  und  Hebung  von  äpecialculturen,  namentlich 
des  Weinbaues,  sind  der  wirthschaftliche  Zweck,  dem  diese  Leihe- 
verträge ihre  Entstehung  verdanken.  Die  Verpflichtung,  das 
erblich  überlassene  Grundstück  zu  cultivieren  und  zu  pflegen,  und 
von  dem  Ertrage  einen  festbestimmten  Zins  jährlich  an  den 
Leihcherm  abzuiühren,  ist  der  auch  hier  regelmässig  wieder- 
kehrende Vertragsinhalt,  der  überhaupt  in  freien  und  unfreien 
Leihen  so  häutig  sich  findet. 

Die  für  unsere  Frage  speciell  belangreichen  Momente,  die 
Art  und  der  Inhalt  der  zwischen  Leiheherrn  und  Beliehcnen 
bestehenden  persönlichen  Beziehungen,  lassen  sich  wohl  nur 
an  Einzelfällen  genauer  feststcllen , weshalb  zunächst  eine 
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Reihe  von  Beispielen,  die  für  den  Übergang  characteristisch  sind, 
zur  Veranschaulichung  des  oben  in  allgemeinen  Umrissen  ge- 
kennzeichneten Verhältnisses  hcrangezogen  werden  soll. 

Wenn  mau  von  einer  dem  Jahre  952  angehörigen,  in  der 
Urkundensammlung  von  Lörsch  und  Schröder  als  Erbpacht, 
beziehungsweise  als  Erbzins  bezeichncteii  Leiheurkunde  ')  absieht, 
die  ausser  ihrer  zeitlichen  Isolierung  auch  durch  manche  inhaltliche 
Eigenthümlichkeiten  sich  von  den  späteren  Leiheurkunden  entfernt, 
so  dürfte  der  Leihebrief’)  des  Probstes  Poppo  des  St.  Simonstiftes  in 
Trier  aus  dem  Jahre  1092  wohl  eine  der  ältesten  der  hier  in  Betracht 
zu  ziehenden  Urkunden  sein.  Ihr  Inhalt  ist  etwa  der  folgende: 
Schon  ßurcharil,  der  Vorgänger  des  damaligen  Probstes,  hatte 
einen  Theil  des  „in  curte  Hoinga“  gelegenen,  dem  Stifte  ge- 
hörigen Sallandes  zum  Zwecke  der  Anlage  von  Weinbergen 
gegen  Ablieferung  des  halben  Ertrages  zu  erblichem  Leiherechte 
ausgethan.  Seinem  Beispiele  folgt  Poppo,  indem  er  auch  den 
Rest  des  dort  gelegenen  Salgutes,  das  bis  dahin  wenig  Nutzen 
gewährt  hatte,  gegen  bestimmte  Zinssätze  verlieh  und  die  Ver- 
leihung in  feierlicher  Versammlung  bekräftigte,  nachdem  er  die 
ganze  Angelegenheit  zuvor  mit  dem  dortigen  Vogte  und  den 
prudentioribus  et  fidelioribius  eiusdem  familie  viris  besprochen 
hatte.  Nähere  Angaben  fehlen  in  der  Urkunde.  Sie  sagt  uns 
namentlich  nichts  darüber,  wer  in  den  Besitz  dieser  Güter  ge- 
langte®), noch  weniger  über  der  ßeliehenen  persönliche  Be- 
ziehungen zu  dem  abteilichen  Hofe  und  zu  dem  Leiheherrn, 
dem  Stifte  selbst.  Jedoch  machen  die  Nennung  des  Vogtes 
und,  was  über  die  Eorm  der  Bestellung  gesagt  ist,  das  Vor- 
handensein eines  persönlichen  Abhängigkeitsverhätnisses  der 
Beliehenen  ziemlich  wahrscheinlich  und  eine  solche  Annahme 
findet  wohl  darin  ihre  weitere  Bestätigung,  dass  der  ganze 
Leihebrief,  der  schon  nach  seinen  Eingangsworten  die  Aufgabe 
hat  zu  zeigen,  zu  welchem  Nutzen  der  Probst  das  früher  unbenutzte 
Stück  Landes  gebracht  hat,  nur  der  dem  Stifte  zukommenden 
Vortheile  gedenkt  und  der  Beliehenen  und  ihres  Rechtes  erst 


‘)  Lörsch  und  Schröder  I.  Äufl.  No.  66,  2.  Aufl.  No.  76j  UK.  UB. 
I 198;  vergl.  dazu  Lamprecht  D.  W.  L.  I,  2,  S.  908  Anm.  2. 

’)  MR.  UB.  I 386. 

')  Nur  bezüglich  einer  curtis  stabularia  sind  Engelbertas  et  Hetzel  als 
Empräoger  genannt. 
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in  der  Corroboratio  mit  den  Worten:  „ut  stabiliter  permaneret 
a generatione  in  gcnerationcm“  eine  dürftige  Erwähnung  thut. 
Wenn  nun  auch  in  allen  Leibeurkiindcn  dem  Leiheherrn,  schon 
als  beurkundender  Person,  im  Verhältnisse  zu  dem  Beliehenen  eine 
übergeordnete  Stellung  zukommt,  so  reicht  dieselbe  hier  doch  weit 
Uber  das  gew’öhnlichc  Maas,  und  das  eben  besprochene  Ducument 
kann  bei  dieser  Form  nur  als  der  Ausdruck  einer  herrschaft- 
lichen Gunstbezeugung  und  Concession  aber  gewiss  nicht  als 
Beurkundung  eines  Vertrages  gedeutet  w erden.  Das  Prädominieren 
des  Leiheherrn  in  seiner  herrschaftlichen  Stellung  macht  es  be- 
greiflich, dass  Uber  die  persönlichen  Beziehungen  der  Abhängigen 
keine  weiteren  Worte  verloren  wurden;  sie  blieben  eben  ver- 
muihlich  in  der  Stellung,  die  sie  vordem  einnahmen,  und  an 
der  zu  rütteln  niemand  einen  Anlass  fand.  Hervorzubeben  ist 
nur  noch,  dass  die  in  der  Urkunde  ausdrücklich  aufgenoinmenen 
rechtlichen  Festsetzungen  sich  völlig  mit  dem  Inhalte  der  freien 
Leiheverti'äge  decken  und  deren  gewöhnlichen  und  nothwendigen 
Bestimmungen  gegenüber  weder  ein  Mehr  noch  ein  Weniger 
enthalten. 

Ziemlich  analoge  Verhältnisse  dürften  geschaffen  worden 
sein  bei  der  Gründung  jener  Waldcolonie,  die  nach  der  im 
Diplomatar  des  Marienstiftes  bei  Trier  uns  erhaltenen  Urkunde') 
der  Abt  dieses  Klosters  dadurch  ins  Leben  rief,  dass  er  den 
Bewohnern  eines  benachbarten  Dorfes  (habitantibus  in  vico  T. 
homuibus)  ein  Stück  nutzlosen  Waldes  gegen  einen  in  Wein  be- 
stimmten, eventuell  in  Geld  ablösbaren  Zins  zur  Rodung  über- 
liess.  Die  Qualität  des  zur  Zinszahlung  abgelieferten  Weines, 
der  von  den  Bauern  an  den  nächstgelegenen  herrschaftlichen 


')  1115  MK.  OB.  I 432  ....  silvam  . . . habitantibus  . . in  viuo 
Tcmbleti  honiinibus  cxcidendam  conccssi,  non  tarnen  sine  Jure  annuali  et 
otilitate  cooditinnali.  Kst  autem  heu  coii  d i t io,  quatenns  in  ipsa  b.  Martini 
feativitatis  die  tres  amas  vini  mihi  meoque  inposterum  successori  pereolvant, 
et  easdem  die  eadem  in  Velrecho  quocunque  modo  deferant;  quod  si 
ibidem  conveniente  familia  mea  vinum  acceptabile  probabitur,  rata  et  indis- 
iolubili  conventione  truantur:  si  vero  aliqua  inter  utramque  partem  contro- 
Tcrsia  oritur,  et  defractionis  causa  vinum  fortassis  inreprobabile  reprobabitur 
duos  superioris  proxime  et  totidem  inferioris  ville  viros  iudices  sibi  consti- 
tuant,  et  corum  super  bac  re  deliberationem  ratam  tenoant  ....  8i  vero 
sno  tempore  omnis  hec  non  servabitur  conventio,  libera  ecolesie  restituatur 
sapradicia  possessio. 
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Hof  zu  fuhren  war,  wurde  zunächst  unter  eine  gewisse  Controle 
dieses  Hofes,  in  zweiter  Instanz  unter  eine  Art  Schiedsgericht 
gestellt,  und  für  den  Fall  gehöriger  Erfüllung  aller  Verbindlich- 
keiten die  Dauer  des  Vertrages,  für  den  anderen  Fall  die  Auf- 
lösung desselben  in  Aussicht  genommen.  Weist  hier  die  Be- 
zeichnung der  Abmachung  als  Vertrag  (conveutio)  und  die 
grössere  Anlehnung  an  die  sonst  bei  freien  Leihen  übliche  Form 
auf  eine  freiheitliche  Bildung  hin , so  liegt  in  der  wenigstens 
partiellen  Unterstellung  der  Weinbauern  unter  einen  herrschaft- 
lichen Hof  vielleicht  ein  Hinweis  auf  das  Vorhandensein  einer 
gleichwohl  noch  bestehenden  persönlichen  Unterordnung  unter 
die  Herrschaft,  die  ihren  Einfluss  möglicherweise  auch  noch  in 
anderer  Richtung  geltend  machen  konnte. 

Annähernd  gleichen  Inhalt  hat  die  Urkunde')  des  Abtes 
Wilhelm  von  St.  Martin , der  den  Leuten  eines  bestimmten 
Hofes  ein  Stück  Waldes  gegen  jährliche  Zinsleistungen  über- 
liess.  Die  in  den  Leihebrief  auigenommene  Bestimmung, 
dass  die  zur  Zahlung  verpflichteten  Bauern  durch  Nachlässigkeit 
in  der  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  nicht  nur  ihres 
Antheiles  am  Walde,  sondern  alles  Rechtes,  das  ihnen  die 
Herrschaft  gewährt  hatte,  verlustig  gehen  sollten,  begründet  wohl 
die  Annahme,  dass  sie,  die  fortwährend  als  homines  villae  be- 
zeichnet werden,  zu  dem  Marienstiftc  schon  vordem  in  einem 
Abhängigkeitsverhältnissc  gestanden  seien,  an  dem  freilich  durch 
die  neue  Begünstigung  zunächst  nichts  geändert  werden  sollte. 

Ob  aber  die  Verleihung  von  solchem  Rodelande,  wenn  damit 
eine  grössere  Zahl  von  Angehörigen  eines  Hofes  begünstigt 
wurde,  diesen  nicht  — zunächst  vielleicht  bloss  factisch,  dann  auch 
rechtlich  — zu  einer  grösseren  Selbstständigkeit  und  Unabhängig- 
keit verhalf,  ist  eine  Vermuthung,  die  ebensowohl  in  gewissen, 
den  bezüglichen  Leiliebriefen  angehörigen  Wendungen*),  wie  in 


')  1145  £nnoD  1 54. 

’)  AU  solche  könnten  etwa  bezeiobnet  werden  die  Ausdrücke,  welche 
die  Abmachung  als  Vertrag  bezeichnen,  die  Constituierung  eines  Schieds- 
gerichtes, wie  in  1115  MR.  ÜB.  I 432  oder  sonst  die  l>esigniemDg  eine« 
bestimmten  Gerichtes  für  Streitigkeiten  zwischen  Leibeherrn  und  Beliehenen, 
vielleicht  auch  unter  Umständen  die  Zahlung  eines  Kaufpreises  bei  Kin- 
gebung  des  Yerhaltnisses,  die  besondere  Motivierung  des  Geschäftsabschlusses 
im  Eingang  der  Leibeurkunde  u.  a.  m. 
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der  durch  spätere  Weiethümer  zu  erweisenden')  thatsächlich 
privilegierten  Stellung  solcher  Colonien,  besondere  der  Weinberg- 
genossenschaften eine  Stütze  finden  kann. 

Bestimmter  und  mit  noch  mehr  Grund  wird  man  aber  eine 
solche  Entwickelung  im  freiheitlichen  Sinne  für  alle  Fälle  be- 
haupten können,  in  welchen  nicht  eine  ganze  Gruppe  von  Hof- 
genossen eine  geschlossene  Corporation,  sondern  nur  Einzelne 
mit  solch  geliehenem  Grundbesitze  ausgestattet  wurden.  Kamen 
dort  die  Vortheile  oft  nur  der  Gesamnitheit  oder  ihrem  Vorstande 
(villicus)  zu  Gute,  während  der  Einzelne  eben  an  diese  Gesamiut- 
heit  und  ihre  Organe  nach  wie  vor  durch  die  gleichen  rechtlichen 
Bande  geknüpft  war,  so  fielen  hier  die  gewährten  Begünstigungen 
dem  Einzelnen  unmittelbar  und  ungeschmälert  zu. 

In  dem  Leihebrief*)  des  Dnmcapitels  in  Trier,  wodurch  ein 
durch  Precarienvertrag  erworbenes  Stück  Landes,  dessen  Bewirth- 
schaftung  im  Eigenbetriebc  für  das  Capitel  wegen  derer  entfernten 
Lage  unbeqneni  erschien,  einem  gewissen  Woluechiniis  und  dessen 
Sohne  Lambertus  erblich  und  für  alle  Zeiten  zu  sorgsamer  Cultur 
gegen  Zinsabgaben  überlassen  wurde,  gibt  noch  die  Beziehung 
auf  die  in  der  Nachbarschaft  üblichen  Zinse  und  die  Unter- 
stellung unter  einen  herrschaftlichen  Boten  einige  Anhaltspunkte 
für  die  Art  der  Einordnung  in  den  herrschaftlichen  Verband, 
wenn  man  auch  nach  dem  Inhalte  der  Urkunde  eine  sehr  inten- 
sive Bethätigung  eines  etwaigen  Herrschafterechtes  nicht  gerade 
für  wahrscheinlich  halten  mag. 

Ihrem  Inhalte  nach  nicht  viel  verschieden  ist  die  vom  Frohste 
Gottfried  von  Trier  vollzogene  und  beurkundete*)  erbrecht- 
liche Übertragung  eines  schlecht  gepflegten  zum  kirchlichen  Sal- 
lande  gehörigen  Weingartens,  der  zur  besseren  Pflege  cuidam 
homini  eiusdem  curie  Rezelino  und  seinen  Erben  gegen  Ablieferung 
des  halben  Ertrages  überlassen  wurde.  Die  weitere  Bestimmung, 
dass  die  Besitzer  nur  dann,  wenn  sie  das  Grundstück  veröden 
liessen  oder  betrügerisch  vorgiengen,  desselben  durch  ein  Urtheil 
von  Genossen  entsetzt  werden  dürfen,  wurde  gewiss  mehr  zum 


')  ver(jl.  Lamp  recht  D.W.L.  I (>.  Abschnitt,  3. 
•)  c.  1182  HÄ.  UB  I 474. 

•)  1136  HÄ.  UB.  1 484,  ähnlich  1168,  662. 
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Vortheile  als  zu  ünguneten  derselben  in  den  Leihebrief  aufge- 
nominen.  Man  darf  hier  wohl  mit  Grund  eine  relativ  selbstständige 
Stellung  des  Beliehenen  annehmen,  und  die  Fassung  der  Urkunde, 
die  von  einer  Einordnung  in  den  Herrschaftsverband  nichts  mehr 
spricht,  macht  es  wahrscheinlich,  dass  der  homo  curic  im  Leben 
wenig  von  seiner  Abhängigkeit  verspürt  haben  dürfte. 

Urkunden  eines  derartigen  Inhaltes  stehen  nicht  vereinzelt  da. 
Gemeinsam  ist  ihnen  das  negative  Moment,  dass  sie  über  ein  per- 
sönliches Abhängigkcitsverhältuis  des  Beliehenen,  seine  Unter- 
ordnung unter  die  herrschaftliche  Wirthschaftsordnung  unmittclhar 
keinen  Aufschluss  geben.  Und  wenn  ja  gewisse  schwache  Hin- 
weise dazu  berechtigen,  das  Vorhandensein  von  derlei  rechtlichen 
und  wirthschaftlichen  Beziehungen  zu  vermuthen,  so  enthält  das, 
was  in  den  bezüglichen  Urkunden  Aufnahme  fand,  doch  wesent- 
lich denselben  rechtlichen  Inhalt,  der  bei  analogen  Leiheverträgen 
mit  freien,  der  Gutsherrschaft  nicht  unterworfenen  Personen  zur 
Anwendung  kommen  konnte  und  zur  Anwendung  kam,  weil 
eben  alle  Momente,  die  eine  Einfügung  in  den  grundherrschaft- 
lichen Wirthschaftsorganismus  zum  Ausdruck  brachten,  wie  die 
Regelung  der  Beziehungen  des  Erbpächters  zu  dem  Meier,  Vogte 
oder  Gutsherrn  selbst,  dem  Vertragsinhalte  ferne  geblieben  sind. 

Als  Beispiele  hiefür  könnten  etwa  noch  der  Leihevertrag  des 
Stiftes  Munstermaifeld  mit  Heinrich  agnomento  iaculatori  über 
einen  Weingarten  im  Orte  Lehmen '),  sowie  der  des  Dorocapitels 
Trier  mit  dem  dortigen  Bürger  Eimenricus  über  ein  erst  zu  einem 


')  1200  HK.  UB.  II  182  ....  quod  cum  Henrico  agnomento  iaculatore 
super  quadam  vinea  ...  in  medio  villu  c|ue  dicitur  limiue  in  hac  forma  c n n - 
traxi  mus,  quod  Henricus  predictam  vineam  fideliter  et  diligenter  excoleret, 
et  tempore  vindemiarum  provisorem  nostrum  ...  in  victu  sicut  expediret 
procurarct,  ac  dimidietatem  vini  inde  provenientis  suis  expensis  nobis  ibidem 
fideliter  absque  diminutione  presentaret.  Ködern  quoque  tempore  cellerario 
nostro  quartale  vini,  sumbrinum  avene,  octo  nummos  levis  monete  ad  expen- 
sam  persolvet  Preterea  in  domo  ecclesic  nostre  torcular  et  dolia  sufficien- 
tia  tarn  ad  nostram  quam  ad  suatn  vini  portionem  recipiendam  procurabit 
et  peraeto  vindemiarum  tempore,  claves  domus  cellerario  nostro  restituet  .... 
Si  vero  vel  ipse  H aut  uxor  eius  badewicb  dccesscrit,  ijui  superstes  fuerit, 
predicto  gaudeat  iure.  Similiter  si  prolem  habuerint.  unus  tarnen  filiorum 
integraliter  et  indivisam  excolet  vineam,  et  pretaxato  gaudebit  iure.  Si 
Butem  sine  prole  decesserint,  nullus  heredum  in  bis  bonis  obtinendis  se 
aliquo  iure  tueri  poterit. 


Digitized  by  Google 


111 


Weingarten  umzugeataltendeB  Rodeland ')  u.  a.  ')  angeführt 
werden.  Ihr  wesentlicher  Inhalt  ist  die  erbliche  IJberlaesung  dee 
Grundstückes  zur  Cultur  gegen  das  Versprechen  gehöriger  Zins- 
leistuDg.  Dies  wird  ergänzt  durch  eine  nähere  Regelung  der 
erbrechtlichen  Bestimmungen,  die  Einschränkung  auf  nur  einen 
Erben,  und  durch  andere  weniger  belangreiche  Momente.  Die 
Verbindlichkeit,  das  Leihegut  zu  cultivieren  und  zu  pflegen,  und 
bei  der  erstgenannten  Urkunde  die  detaillierten  Bestimmungen 
über  die  Ablieferung  des  Weines  an  den  herrschaftlichen  Keller 
und  die  dabei  zu  erfüllenden  Leistungen  weisen  allein  noch  auf 
einen  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaftsbetriebe  dee  Herm- 
gutes  hin. 

Auch  dieser  letzte  Hinweis  fehlt  endlich , in  älterer  Zeit 
freilich  nicht  all  zu  häufig,  später  aber  in  grösserer  Allgemein- 
heit, in  dem  Inhalte  solcher  Leiheverträge,  und  damit  ist  jene 
Form  erreicht,  die  geeignet  war,  gleichmässig  auf  dem  flachen 
Lande  und  auf  dem  städtischen  Boden  und  mit  freien,  selbst 
edeln  Herrn*),  ebenso  wie  mit  abhängigen  Leuten  vielseitig  An- 
wendung zu  finden,  jene  Form,  über  deren  rechtlichen  Inhalt 
schon  früher  ausführlich  gesprochen  worden  ist. 

Schon  die  hier  angeführten  Beispiele  dürften  genügen,  den 
Eindruck  hervorzu rufen,  den  ein  Ueberblick  über  das  ganze  er- 
haltene Urkundenmaterial  in  erhöhtem  Masse  gcw'ährt,  dass 


')  1304  MR.  UB.  TI  321  . . . quod  . . . elmenrico  civi  treverenai  quan- 
dam  terram  incultam  in  ruaelingrove  ...  ad  vineam  plantandam  et  exeo- 
lendam,  et  auis  post  eum  heredibua  iure  hereditario  babendam  aub  annuali 
Genau  coDCeaaimua.  Hane  autem  inter  occleaiam  noatram  et  prefatum  civom 
aeu  auum  beredem  ordinationem  obaervandam  atatuimua,  quod  annuatim  ua- 
qne  ad  quatuor  annoa  ...  V aolidoa  in  feato  b.  martini  auper  memorata 
terra  refectorii  noatri  adminiatratori  reddere  tenetur.  In  quinto  vero  anno 
et  deincepa  a prefato  cive  aive  aiio  berede  ama  una  vini  cum  clauatrali 
menanra  auper  eadem  terra  prenotato  amministratori  annuatim  reddetur,  aut 
ai  vinum  defecerit  X aolidi  pro  aroa  vini  in  feato  b.  martini  aolventur.  Hoc 
etiam  adnectere  curavimua,  quod  pretaxata  hereditaa  non  in  plurea  heredea 
dividetur  aed  intef^ra  a aola  peraona  memnratua  ceuaua  peraolvetur.  In- 
auper  ai  aepedictua  elmenricua  aive  auua  herca  prenotatam  hereditatem  aibi 
alienare  et  vendere  volet.  boc  primum  ec(deaic  noatre  evidenter  denuntiabit, 
et  ai  nee  ad  opua  eccleaie  noatre  nec  ad  opua  cuiuaquam  fratrum  noatrorum 
inter  fratres  capituli  noatri  emptorem  inveuerit,  cuicumque  alii  volet  vendendi 
liberam  poteatatem  babebit. 

•)  a.  B.  MR.  UB.  II  1302,  239;  III  1215,  .32  u.  a. 

*)  B.  oben  S.  37. 
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nämlich  eine  Reihe  continuierlich  eich  an  einander  schlieesender 
Übergangsfälle  zwischen  den  alten,  dem  Hofrechte  angehörigen 
Landleihen  und  den  freien,  ungebundenen  Leihen,  wie  sie  im  12. 
und  13.  Jahrhunderte  häufig  wurden,  eine  Verbindung  hersteilen 
und  die  Annahme  einer  historischen  Entwickelung  ungemein 
nahe  legen. 

Man  sieht  in  bunter  Mischung  leihcrechtlichc  Abmachungen 
der  verschiedensten  Art  (Ur  die  verschiedensten  wirthschaftlichen 
Bedürfnisse  in  Anwendung,  Landleihen,  die  bald  die  Merkmale 
streng  hofrechtlicher  Gebundenheit,  bald  den  Character  völlig 
freier,  von  personcnrechtlichen,  herrschaftlichen  Elementen  unbe- 
einflusster Verträge  an  sich  tragen,  oder  dazwischen  liegende 
Mittelstufen  einnehmen,  ohne  dass  die  auf  uns  überkommenen 
Nachrichten  stets  die  nöthigen  Anhaltspunkte  gewähren  würden, 
um  den  einzelnen  Fall  mit  Sicherheit  der  einen  oder  anderen 
Gruppe  zuzuweisen  und  an  den  Übergängen  scharfe  Grenzlinien 
ziehen  zu  können. 

Der  ländlichen  Leihe  freilich  blieb  selbst  in  der  freiesten 
Ausgestaltung,  zu  der  sie  gelangt  ist,  immer  noch  ein  gewisser 
Zusammenhang  mit  dem  wirthschaftlichen  Grossbetricbe  gewahrt. 
Wenn  es  auch  in  vielen  Fällen  für  den  Leiheherrn  factisch 
darauf  hinauskam,  dass  er  für  den  aufgegebenen  Besitz  einen 
fixen  Geldzins  erhielt,  so  erschöpfte  sich  hierin  gewiss  nicht  der 
bei  Abschluss  des  Leihecontractes  intendierte  Zweck.  Die  Absicht, 
das  Grundstück  der  Cultur  zuzuführen  oder  in  einem  guten 
Culturzustande  zu  erhalten,  blieb  wenigstens  neben  dem  Gedanken, 
aus  dem  dabei  zu  gewinnenden  jährlichen  Zinsenerträgnisse 
ein  mühelos  zu  erwerbendes  und  sicheres  Einkommen  zu  erlangen, 
immer  das  entscheidende  Motiv  für  die  Begründung  solcher 
Erbleihen.  Zu  einem  reinen  Geldgeschäfte  ist  die  ländliche 
Erbleihe  nie  geworden;  und  noch  mehr.  Der  Zins  hat  freilich 
von  dem  ihm  früher  eigenen,  an  Unfreiheit  oder  Abhängigkeit 
erinnernden  Beigeschmäcke  viel  oder  alles  verloren  und  sich  seine 
Bedeutung  nur  in  seinem  pecuniären  Werthe  erhalten.  Aber  in 
gleicher  Weise,  wie  in  wirthschaftlichen  Beziehungen  ein  Zu- 
sammenhang mit  dem  Herrngute  gewahrt  blieb,  mochte  sich 
für  den  beliehenen  Bauer  eine  persönliche,  wenn  auch  wenig 
bedeutsame,  Unterordnung  unter  die  Herrschaft  und  ihr  (später 
patrimoriales)  Gericht  oft  dauernd  erhalten  haben. 

Wenn  man  nun  bei  dieser  Sachlage  auch  für  die  freien 
Leihen  des  ländlichen  Güterrechtes  eine  vollständige  Befreiung 
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von  allen  herrschaftlichen  Einflüssen,  die  durchgreifende  Trennung 
aller  persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Elemente  nicht 
anzuoehmen  hat,  ist  der  Gegensatz  zwischen  dem  alten,  hof- 
rechtlich  gebundenen  und  dem  neuen  Leiherecht  ein  sehr  be- 
deutender, und  zwischen  beiden  liegt  ein  mächtiger  Fortschritt 
im  Sinne  einer  freiheitlichen  Entwickelung,  ein  Fortschritt,  der 
auch  in  den  Zeiten  des  Ueberganges,  da  beide  Formen  neben 
einander  vorkamen,  als  ein  wesentlicher  allgemein  empfunden 
wurde. 

Zeugen  dessen  sind  uns  die  freilich  nicht  all  zu  zahlreich 
erhaltenen  Urkunden,  in  welchen  gelegentlich  der  Begründung 
neuer  Leihe  vertrage  die  Befreiung  von  den  Lasten  der  älteren 
gebundener  Leiheformen,  die  durch  das  bessere  Recht  verdrängt 
wurden,  Erwähnung  thun ').  Hier  kommt  der  Gegensatz  klar  zum 
Ausdrucke.  Was  bei  BetraohtMg  des  historischen  Werdepro- 
zesses als  Anfang  und  Endpunkt  einer  continuierlichen,  allmähligen 
Entwickelung  erschien,  äussert  sich  bei  solch’  unvermitteltem 
Übergange  als  ein  Sprung  von  dem  einen  Extreme  in  das  andere. 

Noch  ein  gutes  Stück  gewaltiger  ist  der  Contrast,  wenn 
man  den  alten,  gebundenen  Landleihen,  welche  das  Hofrecht  in 
den  verschiedensten  Formen  gezeitigt  hat,  das  städtische  Leihe- 
recht und  die  Entwickelung,  die  es  späterhin  genommen  hat, 
gcgenüberstellt.  Während  auf  ländlichem  Boden  die  Fortdauer  eines 
wenn  auch  sehr  beschränkten  herrschaftlichen  Momentes  im 
Leiherechte  vielleicht  als  Regel  auch  für  die  spätere  Zeit  noch 
wird  angenommen  werden  müssen,  findet  sich  davon  bei  den 
gewöhnlichen  städtischen  Erbleihen  sicher  nicht  mehr  die  ge- 
ringste Spur*).  Und  was  eben  für  die  ländlichen  Leihen  mit 
Entschiedenheit  in  Abrede  gestellt  werden  konnte,  die  Um- 
wandlung der  Leihe  zu  einem  Geschäfte  lediglich  pecuniüren 
Characters,  die  Anwendung  ihrer  Form  für  geldgeschäfUiche 
Speculation,  das  hat  sich  innerhalb  der  Mauern  der  Städte  that- 
sächlich  vollzogen  *). 

Wenn  man  dieses  städtische  Leiherecht  mit  einem  Hinblicke 
auf  die  eben  angedeutete  spätere  Entwickelung  in  Betracht  zieht 


')  vepgl.  oben  S.  lOl  f. 

*)  vorgl.  Heusler,  Gewere  S.  142,  Verfasnungsgeschichte  der  Stadt 


Baael  S.  172. 

*)  vergl.  Arnold  und  Gobbera  a.  a.  Ü. 


«.  SAttitttf,  Brbicihaa. 
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und  ihm  die  Leiheverhältnisse  dos  alten,  strengen  und  noch  nicht 
gemilderten  Hofrechtes  gegenüberhält,  dann  erscheint  der  Unter- 
schied allerdings  so  bedeutend,  wie  ihn  Gobbers  in  seiner  oft 
genannten  Untersuchung  über  Erblcihe  und  Rentenkauf  des 
mittelalterlichen  Kölns  kennzeichnet  ').  Dann  stehen  sich  in  der 
That  „Häuserleihc  und  Hofrecht  stracks  gegenüber:  dort  Freiheit, 
hier  Unfreiheit,  dort  dingliches  Recht,  hier  gar  keines,  höchstens 
ein  von  dem  Belieben  des  Grundherrn  abhängiges,  wenn  auch 
nicht  von  ihm  nach  Willkür  gehandhabtes  Recht“.  Dann  ist 
es  allerdings  „nicht  ersichtlich,  wie  aus  dem  einen  Rechtsinstitut 
das  andere  sich  entwickelt  haben  soll“  ’)  und  man  mag  sich 
gerne  der  Auffassung  zuneigen,  dass  hier  ein  neues  zeitgemässeres 
Rechtsinstitut  die  unbrauchbaren  alten  Formen  verdrängt  habe, 
nicht  aus  ihnen  herausgewachsen  sei. 

Und  doch  fällt  die  weitreieiwode  Conformität  der  städtischen 
und  ländlichen  Elrblcihen  in  den  verschiedenen  Formen  ihres 
ersten  Auftretens  unwillkürlich  in  die  Augen. 

Auch  auf  städtischem  Boden  linden  wir  hufrechtliche  Leihen  — 
eine  Thatsache,  die  wohl  von  keiner  Seite  bestritten  wird*).  Selb.st 
Urkunden  aus  späterer  Zeit,  die  auch  ihrem  Inhalte  nach  einer 
späteren  Entwickelung  angehören , wie  z.  B die  zahlreichen 
Kölnischen  Leihebriefe,  die  einen  „Hofzins“  erwähnen,  bringen 
unzweideutig  den  Bestand  von  solchen  älteren  Verhältnissen  zuin 
Ausdrucke  *).  Auch  hier  finden  wir  Leiheverträge , die  in 

>)  S.  140,  % 6. 

*)  Die  von  Arnold,  Desch.  des  Ei^nthums  8.H6  vertretene  Ansicht. 

*)  Selbst  nicht  in  der  Abhandlung  v.  Below’s  „zur  Entstehung  der 
deutschen  Stadtverfassung  1 Hist.  Zeitschrift  Ö8.  Bd.  p.  203  f.  u.  243  f. 
vergl. ausserdem  Heus  1er,  Verfassuugsgesebiebte  v.  Basel S.  170, Institutionen 
g 95  u.  Ul,  Qobbers  a.a.0.  S.  177  Enuen,  Gesch.  der  Stadt  Köln  1 413. 

*)  z.  B.  Ennen  U 1205,  18;  1214,  44;  1217,  56;  1232,  128;  1238.  179; 
1242,  223;  1243,  229;  1249,  290;  291;  1256,  361;  1261,  420;  1264,  466;  III 
1283,  233;  1287,  283;  vergl.  auch  1.  eod.  1285,253;  H o e n i g e r Schreinsurkk. 
1 Laur.  1 VI  1.  — Da  das  jus  hereditarium  in  Köln  rechtlich  ziemlich 
auf  gleicher  Stufe  steht  mit  dem  jus  civile  anderer  Städte,  su  muss  man  die 
genannten  Urkk.  als  Leiben  nach  Stadtreuht  deuten,  bei  welchen  sich  gleich- 
wohl eine  Abgabe  Budet,  que  hovccins  dicitur;  will  man  andererseits  den 
stadtrechtlichen  Character  dieser  Leihen  nicht  zugeben,  und  ihnen  wegen 
des  Bofzinses  bofreehtlichc  Natur  vindicieren,  daun  muss  man  bervorbeben, 
dass  einzelne  von  ihnen  die  Verpflichtung  zur  Tragung  von  stadtrecht- 
licben  Lasten  ausdrücklich  aussprechen  (z.  B.  Ennen  II  1217  56;  ausser  dem 
Erbzins:  insuper  et  eensum  que  curie  dicitur  uec  non  et  omne  jus  civile 
qualecumiiue  6eri  contigerit . . . omne  administrabuut  und  1255,  361 : insuper 
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dem  Aunsclilufse  der  bei  hofrcchtlich  gebundenen  b'ormen  ge- 
botenen persönlichen  Beschränkungen  oder  in  der  Statuiemng 
ein2elner  derselben  auf  den  Gegensatz  und  die  Verwandt- 
schaft der  beiden  Leiheforincn  hinweisen.  Wie  gleichartig 
endlich  die  entwickelten  freien  Leihen  in  Stadt  und  Land 
ilirem  Inhalte  nach  gestaltet  waren,  hat  schon  die  obige  dog- 
matische Darstellung  erwiesen,  indem  alle  dort  dargeleg^en  Grund- 
sätze gleichmässig  in  Beispielen  des  städtischen  und  ländlichen 
Bechtes  ihre  Stütze  fanden.  Einige  speciell  hieher  gehörige  Ur- 
kunden sollen  dies  noch  besonders  in  Erinnerung  bringen. 

So  gab  z.  B.  derDoinprobst  von  Köln  ’)  einem  gewissen  Eiko  von 
Halle  einen  Baugrund  zu  erblichem  Rechte,  so  zwar,  dass  derselbe 
nach  des  Beliehenen  Tode  an  dessen  eheliche  Nachkommenschaft 
unter  Aufrechterhaltung  dieser  „Schenkung“  gelange,  dafür  aber 
ein  jährlicher  Zins  von  7 sol.  an  die  Angehörigen  der  Kölner  St. 
Peterskirche  zu  bestimmten  Termine  zu  bezahlen  sei.  Sollten 
die  Besitzer  den  Zins  nicht  zu  zahlen  gewillt  sein,  so  solle  die 
Hofstätte  samrat  dem  darauf  Erbauten  an  die  Canonicer  von 
St.  Peter  zurückfallen.  Die  weitere  Bestimmung,  dass  ausser 
dem  Zinse  auch  alle  civiles  exactiones  an  die  Bürger  zu  bezahlen 
seien,  ist  zwar  durch  die  Besonderheiten  des  städtischen  Rechtes 
verursacht;  ihr  Hinzutreten  zu  den  eigentlich  leiherechtlichen 
Festsetzungen  ändert  aber  nichts  an  deren  Character  und  deren 
Uebereinstimmung  mit  dem  Inhalte  analoger  Landleiheverträge. 

Enthält  eine  ziemlich  verwandte  Urkunde  des  Mainzer  Erz- 


oensam  qui  boveziai  diceiitur  coUeotas  et  omne  ius  civile  persoivent).  Über* 
legt  man  hiezu,  dass  auch  bei  unzweifelhaft  städtischen  Leihen  Abgaben 
hofrechtlicher  Art  wie  z.  B.  die  Vorhener  sich  finden,  (vergl.  Arnold 
s.  a.  O.  8.  35  u.  70,  K o s e n t h a 1 a.  a.  (^.  8. 76),  so  wird  man  den  Ausführungen 
V.  Uelow'sa  a.U.  S.  203  f.  z.  B.  dem  Satze : „der  Grundbesitz  zu  Hof- 
recht  ist  von  den  städtischen  Lasten  frei,  der  Grundbesitz  zu  Btadtrecht 
von  den  bofrechtlichen“  gewiss  nicht  beipflichten  können. 

')  1184  Ennen  1 98  ...  . tradidi  Eikoui  de  halle  aream  qnandam 
. . . . hereditario  iure,  ut  videlicet  post  cius  obitum  ad  legitimes  ipsius 
heredes  snb  eiusdem  donationis  obtentu  devolvatur,  hoc  pacto,  ut  aingulis 
annis  in  anniversario  Berimanni  solvat  omni  excusatione  remota  fratribua 
s.  Petri  coloniensis  monete  VII  solidos  et  praeterea  civibus  omnes  civiles 
exactiones  sine  nostro  dampno  et  nostri  census  diminutione.  Si  vero  post 
aliquot  annos  vel  ipse  vel  heredes  sui  predictum  censnm  solvere  noluerint, 
predicta  area  cum  suppositis  edificiis  ad  potestatem  canonicorum  s.  Petri 
redeat. 
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bischofea  Conrad’),  welcher  die  erbliche  Verleihung  eine«  Mainzer 
Bauplatzes  an  den  Wagenbauer  Hartrad  verbriefte,  die  Besonder- 
heit eines  in  Wachs  zu  entrichtenden  Zinses  und  damit  viel- 
leicht einen  Hinweis  auf  Wachszinsigkeit,  so  bewegt  sich,  um 
noch  ein  w’eiteres  Beispiel  zu  nennen,  ein  Leihebrief  des  Abtes 
von  St.  Martin  in  Köln  ’)  und  viele  andere  solche  städtische 
Leihen  wieder  ganz  in  den  Formen  des  Leiherechtes  überhaupt. 
Der  Abt  überlässt  einem  gewi.ssen  Tirricus  samrot  Frau  und 
Erben  ein  kleines  Haus  zu  Erbreclit  mit  der  Verabredung,  dass 
davon  ein  jährlicher  Zins  und  überdies  der  sogenannte  Hofzins, 
sowie  die  bürgerlichen  Abgaben  von  den  Jeweiligen  Besitzern 
ohne  Beeinträchtigung  des  Leihezinses  zu  bezahlen  seien. 

Abgesehen  von  dem  Hofziiise,  indem  man  wohl  einen  Rest 
ehemals  hofrechtlicher  Zinspflicht  erblicken  muss ')  und  der 
demnach  vielleicht  eine  Besonderheit  enthält,  schliesst  sich  auch 
dieses  Übereinkommen  den  ländlichen  Leihen  vollkommen  an. 
So  findet  sich  in  diesen  und  in  allen  anderen  Fällen  *)  von 
städtischer  Erbleihe,  so  lange  sie  noch  nicht  in  ihrem  weiteren 
Fortschreiten  neue  Formen  gewonnen  hat,  im  wesentlichen 
völlig  die  gleichen  Bestimmungen,  die  in  freien  Leihen  auf  dem 
Lande  gebräuchlich  sind.  Und  wenn  man  will , lässt  sich 
auch  in  manchem  untergeordneten,  an  sich  belanglosen  Detail 
eine  analoge  Ausgestaltung  der  leiherechtlichen  Bildungen  inner- 
halb und  ausserhalb  der  Stadtmauern  verfolgen.  So  entsprechen 
doch  die  im  städtischen  Rechte  häufig  wiederkehrenden  Be- 
stimmungen über  die  Pflicht  zum  Bau  und  zur  Erhaltung 


’)  11R9  äuden.  I p.  291  ....  quod  Äream  quandam  ...  in  auperiore  part« 
Mogfuntine  civitatis  Huro  adiacentem  inter  foaaatum  fideli  nostro  Uartrado 
carpentario  et  uxori  eins  (iertrudi  eorumque  liberit  et  ipsorum  beredibus 
perpetuo  contulimua  . . . .,  eo  pacto  ut  annuatim  . . . duas  libras  cere  ad 
ooncinanda  noatra  lumina,  in  Genau  ad  noatram  Cameran  persolvant. 

*)  1217  £nnen  11  . quod  noa  domunculam  . . . cuidam  Tirrico 

et  uxori  eiua  Bildegundi  ac  eorum  heredibua  in  perpetuum  iure  heredi- 
tario  poaaidendam  donavimua talia  pactio,  ut  nobia  exinde  . . . 

II  aol.  annuatim  persolvant,  insuper  et  censum  qui  Curie  dicitur  et  omne 
iua  civile,  qualecumquc  fieri  contigerit,  ipsius  aree  )ios8cssores  absque  dimi- 
nutione  nostri  censua  amminiatrabunt. 

*)  vergl.  Eunen,  Qeseb.  der  Stadt  Köln  1414,  sowie  £nnen,  (Quellen 

III  1285,  253. 

•)  vergl.  z.  H MK.  Uß  II  1212,  286;  Ul  1282,  460;  1235,  643  u.  v.  a. 
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TOD  Häuaern  ')  völlig  den  Anordnungen  über  die  ländliche 
Rodung  und  Cultur.  Ebenso  sind  hier  wie  dort  die  gleichen 
Cautionen  und  Sicherstellungen^);  und  analog  ist  auch  das  Ver- 
halten zu  den  älteren,  gebundenen  Leihefomien  und  die  besondere 
Betonung  des  besseren  Rechtes^). 

Behält  man  diesen  unverkennbaren  Parallelismus  der  Er- 
scheinungen des  städtischen  und  ländlichen  Rechtes  im  Auge 
und  berücksicht  man , dass  es  im  wesentlichen  dieselben 
geistlichen  Anstalten  und  grossen  Grundbesitzer  waren,  die  inner- 
halb und  ausserhalb  des  städti-^chen  Weichbildes  ihren  Grund 
und  Boden  in  der  gleichen  Weise  durch  Überlassung  zu  Erb- 
recht sich  nutzbar  machten,  dann  mag  man  immerhin  zugeben, 
dass  specifisch  städtische,  wirthscbaftliche  wie  rechtliche,  Momente 
in  dem  Entwickelungsgange  des  städtischen  Leiherechtes  manche 
Modiiieation  bewirkten,  aber  es  ist  doch  wohl  nicht  mehr  möglich, 
den  Zusammenhang  mit  dem  Rechte  des  flachen  Landes  schlecht- 
hin in  Abrede  zu  stellen  und  zu  behaupten,  dass  beide  unab- 
hängig von  einander  sich  entwickelt  hätten,  und  die  städtische 
Leihe  selbstständig  und  öriginUr  entstanden  sei  *).  Die  Thatsache 
allein,  dass  man  auf  städtischem  Boden,  wo  der  Übergang  viel- 
leicht ein  rascherer  war,  die  einzelnen  Bindeglieder  nicht  so 
deutlich  verfolgen  kann,  ist  wohl  nicht  geeignet  eine  derartige 
Vermuthung  zu  begründen. 

Es  drängt  vielmehr  alles  zu  der  Annahme  hin,  dass  die 
beiden  Formen  der  freien  Erbleihe,  welchen  wir  in  den  Rhein- 
ländern jener  Zeit  in  Stadt  und  Land  begegnen,  einer  und  der- 
selben gemeinsamen  Quelle  entsprungen  sind,  und  dass  sie 
anfänglich  in  gemeinsamem  Entwickclungsgange  und  sich  gegen- 
seitig beeinflussend  zu  ihrer  individuellen  Ausgestaltung  gelangt 


<)  £nneD  II  1226,  89;  12Ö2,  S09;  1261.  420;  111  1294,  897;  MH.  UB. 
lU  1236,  643;  1236,  677;  1240,  676. 

>)  vergl.  z.  B.  Ennen  11  1217,  66;  1262,  309  a.  a. 

')  z.  B.  1181  Lac.  1 477.  Ankläcge  an  frühere,  wabraohoinlioh  un- 
freie Leiheverhältnisse  vielleicht  in  1292  Qud.  11  p.  273;  1299  Ennen  111 
488  n.  a. 

vergl.  in  dieser  Beziehung  auch  Liesegang  in  der  Zeitschrift  der 
Savigny- Stiftung  XI  S.  26.  — Die  im  Texte  ausgerührten  Überlegungen, 
namentlich  die  Annahme  einer  inneren  rechtsgeschichtlichen  Continnität 
zwischen  den  Leihen  nach  Hofrecht  und  den  späteren  städtischen  Leihen, 
wird  selbst  dann  nicht  altcriert  oder  in  Frage  gestellt,  wenn  man  der  Ansicht 
V.  B e 1 o w ’ s (Hist.  Zeitschrift  68  S.  203  n.  241  ff.)  beipflichten  und  die  völlige 
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sind.  Die  zunächst  geringen  Verschiedenheiten  sind  später  mächtiger 
geworden  und  mit  dem  Aufschwünge  der  Städte  konnte  die 
£rbleihe  dort  eine  Entwickelung  nehmen,  die  naturgemäss  in 
den  conservativen  Verhältnissen  des  ländlichen  Grundbesitz  sich 
nicht  entfalten  konnte.  Während  ursprünglich  bei  geringeren 
Differenzen  eine  wechselseitige  Beeinflussung  noch  möglich  war, 
musste  später,  sobald  die  Gegensätze  grösser  wurden,  vollständige 
Trennung  erfolgen.  — 

So  würde  die  hier  durchgeführte  rechtsgeschichf liehe  ünter- 
I suchung  zu  dem  Ergebnisse  führen,  dass  die  freie  Erbleihe,  wie 
I eie  in  den  Verträgen  über  städtischen  und  ländlichen  Gutsbesitz 
I der  Rheingegenden  des  12.  und  der  folgenden  Jahrhunderte  vielfach 
' wiederkehrt,  auf  eine  zeitgemässe  Umbildung  der  älteren  Leihe- 
i formen , namentlich  des  Hofrechtes  zurückzufdhren  ist  ‘).  Die 
\ alten  precarischen  Leihen  haben  bei  diesem  Entwickelungs- 
gange keinen  Antheil  gehabt;  dagegen  mögen  immerhin 

lehenrechtliche  Formen,  die  freilich  vornehmlich  anderen 
Rechtegebieten  angehört  haben,  auch  auf  diese  kleinen  Leihen 
manchen  Einfluss  geübt  haben.  Die  eigentliche  Fortbildung, 
die  aus  dem  Hofrechte  und  seinen  Leiheformen  sich  vollzog, 
gieng  in  der  Art  vor  sich,  dass  auf  der  einen  Seite  das 
I ursprünglich  ganz  preeäre  Leiheverhältnis  im  Laufe  der  Zeiten 
(.  immer  mehr  zu  einem  dinglichen  Rechte  erstarkt  ist,  und  auf  der 
anderen  Seite  die  anfangs  vielleicht  allein  ausschlaggebenden 

und  dorchgreifendeVersebiedenheit  und  frühzeitige  Trennung  von  Hof-Cfericbt 
und  Stadt  - Uericht  annehmen  wollte,  weil  die  innerliche  materiell- 
rechtliche  Kntwickelung  durch  Schranken,  welche  etwa  die  verschiedenen 
Kechtsgebiete  trennen,  nicht  aufgehalten  wird  oder  wenigstens  nicht  noth- 
wendig  und  nicht  unbedingt  aufgehalten  worden  muss.  Freilich  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen,  dass  durch  die  hier  gegebenen  Ausführungen  v.  Hclow’s 
Hypothese  namentlich  für  die  älteste  Zeit  nicht  gerade  an  Wahrscheinlich- 
keit gewinnt. 

')  Hält  man  an  diesem  Zusammenhänge  fest,  und  berücksichtigt  man 
dass  die  freie  Erbicihe  entstanden  ist  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  Erb- 
lichkeit auf  hofrechtlichem  und  lebenrecbtlichem  Gebiete  schon  ziemlich 
eingebürgert  war,  und  dass  die  ganze  wirthschaftliche  Lage  in  vielen  Fällen 
nur  eine  erbliche  Verleihung  möglich  machte,  so  wird  man  vielleicht  die 
von  Lamprecht  a.  a.  O.  S.  tl38  f.  vertretene  Auffassung,  dass  der  Erb- 
leihe eine  Zeitleihe  in  der  Entwickelung  rorausgegangen  sei,  nicht  als 
nothwendig  annehmen  müssen,  wenn  auch  gewiss  zuz.ugeben  ist,  dass  die 
Ausbildung  zeitlich  beschränkter  J.,cihen  auch  für  eine  freiheitliche  Ent- 
wickelung der  Erbleihcn  nur  förderlich  sein  konnte. 
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herrechaftlichen  Muinente  iin  Leihercclite  eich  immer  mehr  ver-  j 
fliiehtigt  haben.  Oabei  war  die  Entwickelung  freilich  nicht  derart,  / 
daee  dieec  neue,  freiheitlich  auegeetaltetc  ßechteform  die  ältere 
in  ihrer  Totalität  verdrängt  und  eich  allgemein  an  ihre  Stelle 
gesetzt  hätte,  und  dass  man  in  streng  geschlossener  zeitlicher 
Aufeinanderfolge  die  Entwickelung  und  den  Übergang  von  der 
alten  zur  neuen  Form  verfolgen  könnte.  Der  Erfolg  war  vielmehr 
nur  ein  partieller;  nur  in  einzelnen  äebieten  des  wirthschaftlichen 
Lebens,  die  eine  freiere  Gestaltung  bedurften,  kam  das  neue  Recht 
zum  Durchbruche  und  trat  dann  zu  den  daneben  noch  fort- 
bcstehenden  älteren  Formen  in  um  so  grelleren  Gegensatz. 

Fragt  man  nach  den  Ursachen  dieser  freiheitlichen  Entwicke- 
lung, so  sind  es  wohl  im  allgemeinen  dieselben , die  auch  auf 
anderen  Gebieten  und  in  anderen  Formen  in  jener  Zeit  einem 
neuen,  freien  Geiste  zum  Durchbruche  verhelfen. 

Der  Mangel  an  hinreichenden  Arbeitskräften  auf  dem  Lande, 
der  um  so  empfindlicher  wurde,  je  mehr  die  grösseren  Gutsherr- 
schaften genöthigt  waren,  zu  weiterem,  mühsamen  Ausbau  des 
Landes  zu  schreiten,  und  die  in  der  Zeit  der  Colonisation  des 
Ostens  und  des  Aufblühens  der  Städte  der  ländlichen  Bevölkerung 
gegebene  Möglichkeit  durch  völligen  Austritt  aus  den  bisherigen, 
vielleicht  beengenden  Verhältnissen  zu  besserer  und  unabhängiger 
Stellung  zu  gelangen,  und  viele  andere  Umstände,  die  für  uns 
hier  weniger  Interesse  bieten,  versetzten  die  grossen  Gutsherrn 
oft  in  die  Zwangslage,  im  eigenen  Interesse,  zur  Erhaltung  der 
für  sie  nothwendigen  bäuerlichen  Bevölkerung,  von  der  Strenge 
des  alten  Rechtes  nachzulassen  und  freiere  Grundsätze  zur  An- 
wendung zu  bringen. 

Unmittelbare  Veranlassung  boten  dann,  wie  schon  eingangs 
erwähnt,  meist  die  Fälle,  wo  die  Verwerthung  des  Grund  und 
Bodens,  die  von  der  Herrschaft  angestrebt  wurde,  erst  durch  eine 
mühsame,  kostspielige  Arbeit  erreicht  werden  konnte.  Rodung 
von  Wäldern,  Anlage  von  Wiesen  und  Weinculturen,  Erbauung 
und  Erhaltung  von  Mühlen  und  Ähnliches  auf  dem  Lande  und 
der  Häuserbau  in  den  Städten,  all  dies  erforderte  einen  den  ge- 
wöhnlichen Durchschnitt  übersteigenden  Einsatz  von  wirthschaft- 
lichen Kräften  und  gab  deshalb  vielfach  Anlass  zur  Anwendung 
eines  günstigeren,  privilegierten  Rechtes.  Die  Bedürfnisse  eines 
regeren  Gütcrverkchrcs  in  den  Städten  förderten  dort  eine 
weitere  Entwickelung. 


Digitized  by  Google 


120 


Näher  einzugehen  auf  all  die  Pactoren  des  wirthschaftlichen 
und  socialen  Lebens,  welche  die  neuen  Kechtsbildungen  erzeugt 
und  eingebürgert  und  dann  ihre  Eigenart  gepflegt  und  zur  Ent- 
faltung gebracht  haben,  erscheint  bei  dem  hier  verfolgten  Zwecke 
nicht  geboten;  es  kann  umsomehr  übergangen  werden,  als  über 
diese  vorwiegend  wirthscbaftsgeschichtlichen  Fragen  von  berufener 
Seite  schon  ausführlich  gehandelt  wurde’). 

Hier  sei,  der  Vollständigkeit  halber,  nur  noch  eines  juristischen 
Momentes  gedacht,  das  in  dem  eben  geschilderten  Entwickelungs- 
gange zu  einer  immer  freiheitlicheren  Behandlung  der  Leihever- 
träge zum  mindesten  als  förderndes  Element  mitgewirkt  hat, 
wenn  ihm  nicht  eine  noch  weiter  reichende  Bedeutung  zukommt. 

Es  ist  schon  an  früherer  Stelle’)  des  Einflusses  Erwähnung 
geschehen,  welchen  der  rechtliche  Verkehr  unter  geistlichen  An- 
stalten in  einer  Beziehung  auf  deu  hier  verfolgten  Umwandlungs- 
und Werdeprocess  geübt  hat.  Hier  kommt  noch  eine  andere 
Einwirkung  in  Betracht.  Wenn  auf  irgend  einem  Gebiete  des 
damaligen  Verkehrsleben  das  Bedürfnis  nach  einem  gedanken- 
mässig  ewig  währenden  Einkommen,  einem  nie  erlöschenden 
Nutzungsrechte  ein  reges  und  lebhaftes  war,  so  muss  in  erster 
Linie  das  kirchliche  Vermögensrecht  dazu  Anlass  gegeben  haben. 
All  die  frommen  Stiftungen,  welche  die  Verehrung  Gottes  oder 
eines  Heiligen  dauernd  sichern,  oder  die  fromme  Erinnerung  an 
einen  Verstorbenen  durch  Gebete  und  Todtenfeiern  für  immer 
wach  erhalten  sollten,  mussten  ewig  sein,  wie  die  Kirche,  an  die 
sie  gelangten,  und  wie  die  Leistungen,  die  angestrebt  wurden. 
Das  geeignetste  Mittel  zur  Begründung  eines  solchen  dauernden 
und  Jahr  für  Jahr  wiederkehrenden  Einkommens  lag  unzweifel- 
haft in  der  Zuwendung  von  Grund  und  Boden  oder  davon 
kommenden  Einkünften.  Die  Übertragung  von  Eigenthum  war 
die  einfachste,  aber  nicht  die  einzige  Form;  in  der  Zuweisung 
des  Erträgnisses  oder  der  Abgaben  eines  ziiispflichtigen  Gutes 
mit  oder  ohne  eine  gleichzeitige  Übertragung  des  Eigenthums- 
rechtes, lag  ein  anderes  Auskunftsmittel,  das  überdies  den 
Vortheil  hatte,  dass  dabei  durch  die  jährliche  Zahlung  an 
einem  festgesetzten  Tage  die  Widmung  für  den  bestimmten  Zweck 
(z.  B.  für  Abhaltung  einer  Memorienfeier)  besser  zu  Tage  treten 
konnte.  Was  uns  dabei  interessiert,  ist,  dass  auch  Leihe- 


’)  vergl.  Lampreebt  a.  a.  ü.  I,  VI.  Thcil. 
')  S.  103  f. 
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Verhältnisse  zu  diesem  Zwecke  in  raaimigfacher  Art  ins  Leben 
gerufen  wurden.  Nicht  sehen  wollte  nämlich  der  Gründer  einer 
solchen  Stiftung  bei  der  Übertragung  des  Grundstückes  für  sich 
selbst  und  seine  Leute  doch  noch  etwas  zurückbehalten;  dann 
liess  er  sich  für  sich  und  seine  Descendenz  entweder  direct  einen 
ewigen  Zinsbezug  zusichern,  oder  er  liess  sich  das  Gut  zu  erb- 
lichem oder  lebenslänglichem  Rechte  (jure  liercditario)  zurück- 
verleihen, wofür  er  seinerseits  sich  zu  einem  Zinsentgelte  ver- 
pflichtete. In  anderen  Fällen  lag  es  dem  Schenker  eines  Gutes 
wieder  daran,  einen  bestimmten  Zinsmann  auf  demselben  zu  be- 
lassen und  die  eigentliche  Zuwendung  an  die  Kirche  bestand 
dann  in  dem  Zinsbezugsrechte,  als  der  einzigen  actuellen  Äusserung 
des  überlassenen  Eigcnthumsrechtes.  Für  eine  solche  Verfügung 
war  vielleicht  mitunter  massgebend,  dass  der  bisherige  Herr 
und  Eigenthümer  eines  Grundstückes  für  einen  bestimmten  seiner 
Leute  besonderes  Vertrauen  hegte  und  ihm  darum  neben  dem 
Grundbesitze  auch  die  Fürsorge  für  die  gehörige  Verwendung  des 
der  Kirche  zugedachten  Einkommens,  etwa  für  Abhaltung  von 
Gedächtnisfeiern,  ßcleuchtung  der  Grabstätte  oder  eines  Altares 
u.  a.  m.  überweisen  wollte  ’).  So  gab  der  hier  gekennzeichnete 
religiöse  Zweck  vielfach  Veranlassung  zur  Begründung  von  neuen 
oder  zur  Beurkundung  von  schon  bestehenden  Leihen,  die  dann 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  einen  mehr  oder 
weniger  freien  Character  trugen*). 

So  mannigfaltig  diese  Bildungen  im  einzelnen  gewesen  sein 
mögen,  so  ist  ihnen  doch  das  eine  gemeinsam,  dass  sie  nicht  aus 
wirthschaftlichen  sondern  aus  kirchlichen  Bedürfnissen  heraus- 
gewachsen sind,  und  dass  ihr  Zweck  vornehmlich  in  der  intendierten 
Zinszahlung  bez.  in  der  Verwendung  des  Zinses  gelegen  ist.  Ent- 
fernen sie  sich  so  von  dem  Gebiete  des  eigentlich  wirthschaft- 
lichen Lebens,  so  liegt  in  der  Erhebung  der  Zinsleistung  zu  dem 
das  Rechtsverhältnis  zunächst  bestimmenden  Factor,  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  gegenüber  den  anderen  Leihen.  Und  gewiss 
lag  in  dem  Umstande,  dass  auf  diesem  einen  Gebiete  eine  sulche 


*)  Etwa  wie  in  Urk.  1232  Böhmer,  Frankf.  UB.  p.  34. 

*)  z.  B.  lllö  BK.  UB.  I 431;  llöO,  356;  1238  Böhmer,  Frankf.  CB. 
p.  121  u.  a.  Schenkungen  mit  Begründung  einer  Zinapflioht  für  einen  Jahr- 
tag 1101  MR.  UB.  1 402;  ähnlich  1133  (Juden  1 p.  108;  1238  Böhmer, 
Frankf,  UB.  p.  87 ; 1238  p.  120  und  desgleichen  in  den  Kölner  Schreinsui  k. 
Hoeniger  1 z.B.  Schreinskarte  der  Martinspfarre  2 IV  22  (c.  1142— 1136). 
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Umwandlung  zum  Durchbruche  gelangt  ist,  eine  wesentliche 
Förderung  des  leihcreciitlichen  Entwicklungsganges,  der  ja  gerade 
damals  sich  in  dieser  Richtung  bewegte  ‘). 

Die  wirtlischaftlichc,  sociale  und  rechtliche  Redcutung  aber 
die  einer  solchen  Entwickelung  zukaro,  die  wird  gewiss  niemand 
gering  anschlagcn  wollen.  Sieht  man  auch  ganz  ab  von  den  Vor- 
theilen, welche  die  ferner  Ausbildung  des  Leiherechtes  in  den 
Städten  für  den  geldgeschäftlichcn  Verkehr  im  Gefolge  hatte,  so 
ist  auch  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Rechtes  die  Anbahnung 
und  das  Durchdringen  freierer  Leiheformen,  welche  die  Persön- 
lichkeit des  Bauern  nicht  mehr  in  so  enge  Schranken  schlossen, 
sowie  die  Ausbildung  beweglicher  Formen  für  den  bäuerlichen 
luimubiliargüterverkehr  überhaupt  ein  Fortschritt  von  ganz  hervor- 
ragendem Werthe. 


’)  vcr);!.  in  dieser  Beziehung  auch  die  Äusfuhrungeu  bei  Arnold, 
Geschichte  des  Kigentbums  S.  tM  ff. 
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II. 

Die  bänerlichen  Zinsgtiter  der  nördlichen  dentsclien 
Colonisationsgebiete. 


Ungefähr  zur  gleichen  Zeit,  in  welcher  in  den  Rheinlanden 
der  Ausbau  von  uncultiviertem  Lande  namentlich  durch  die  An- 
lage von  Weinbergen  und  anderen  Specialculturen  auf  früher 
ungeordnetem  Boden,  sowie  das  Aufblühen  der  Städte  in  mancher 
Beziehung  eine  Umwälzung  der  wirthschaftlichen  Verfassung 
und  die  oben  geschilderte  Entwickelung  des  neuen,  freiheitlichen 
Landleiherechtes  hervorgerufen  hat,  wurde  in  den  nördlichen 
und  östlichen  Grenzgebieten  der  damaligen  deutschen  Cultur,  in 
den  Niederungen  und  Sümpfen  längs  der  Meeresküste  und  in 
den  der  slavischen  Nachbarschaft  abgerungenen  LÄndcreien,  die 
Bebauung  und  Besiedelung  völlig  unwirthlicher  und  unbewohnter 
Landstriche  durch  die  Heranziehung  einer  zahlreichen  Colonistcn- 
bevölkerung  in  der  umfassendsten  Weise  ins  Werk  gesetzt.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes, 
das  Gedeihen  dieses  Golonisationsunternehniens,  dessen  Bedeutung 
die  Grossen  jener  Gebiete,  wenigstens  insoweit  ihr  Nutzen  in 
Betracht  kam,  klar  erkannten,  nur  dadurch  möglich  war,  dass 
den  neuen  Ansiedlern  weitreichende  Vortheile  und  besondere 
Privilegien  gewährt  wurden.  Denn  materiell  war  die  Lage,  welche 
die  Colonisten  wenigstens  für  die  erste  Zeit  zu  erwarten  hatten, 
nichts  weniger  als  günstig.  Musste  doch  der  Grund  und  Boden, 
der  in  Hinkunft  die  neue  Heimstätte  für  den  Colonisten  sein 
sollte,  dureh  Kunst  und  mühevolle  Arbeit  den  feindlichen  Ele- 
menten oft  erst  abgerungen  werden.  Die  Überlassung  der  dem 
einzelnen  zugewiesenen  Hufe  zu  erblichem  und  dauerndem  Be- 
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sitzrechte  gegen  eine  geringe  Zinsabgabe  und  die  Gewährung 
und  Sicherung  der  persönlichen  Freiheit  waren  in»  allgemeinen 
die  Zugeständnisse,  die  sich  geeignet  erwiesen,  Colonisten  aus 
weiter  Ferne  zu  der  beschwerlichen  und  uft  gewagten  Cultur- 
arbeit  zu  gewinnen. 

Welch  grosse  Bedeutung  in  wirthschaftlicher,  rechtlicher 
und  politischer  Beziehung  diesem  Colonisationswerke  zukam,  das 
aus  kleinen  Anfängen  zu  weiter  Ausdehnung  gelangte,  ist  aus 
den  dieser  Frage  speziell  gewidmeten  Untersuchungen ')  wie 
allgemeinen  geschichtlichen  Werken  zur  Genüge  bekannt.  Und 
ebenso  ist  die  Geschichte  der  Ausbi'eitung  dieser  colonisatorischen 
Bewegung  in  älteren  Abhandlungen  und  durch  neuei  e Forschungen, 
die  das  wirtbschaftlich  so  merkwürdige  Ereignis  bald  auf  dem 
ganzen  Gebiete,  auf  dem  es  sich  vollzog,  bald  wieder  mit  vor- 
nchmlicher  Berücksichtigung  der  einzelnen  davon  betroffenen 
Territiorien  behandelt  haben,  so  oft  und  so  gründlich  besprochen 
worden,  dass  eine  neuerliche  Erörterung  des  geschichtlichen 
Problemes  fast  als  überflüssig  erscheinen  möchte. 

Darum  liegt  es  auch  nicht  in  der  Absicht  der  vorliegenden 
Studie  auf  diese  Frage  von  neuem  einzugehen.  Hier  handelt 
es  sich  weder  um  eine  Würdigung  der  culturgeschichtlichen  Be- 
deutung, noch  auch  um  die  Darstellung  des  Fortschreitens  und 
der  Verbreitung  dieser  die  Germanisierung  der  Grenzgebiete  be- 
gründenden Colonisation ; es  sollen  vielmehr  lediglich  die  recht- 
lichen Formen,  in  welchen  diese  Ansiedelungen  ins  Leben  ge- 
rufen wurden,  namentlich  die  Beziehungen  der  Colonisten  in 
ihrer  rechtlichen  Stellung  zum  Grund  und  Boden  einer  beson- 
deren Untersuchung  unterzogen  werden. 

Naturgemäss  folgt  dabei  die  rechtsgeschichtliche  Darstellung 
am  besten  dem  Entwickelungsgange,  den  die  Colonisation  selbst 
cingeschlagcn  hat.  An  die  Besprechung  der  rechtlichen  Ge- 
staltung, w’elche  bei  den  ersten  Coloniengründungen  ins  Leben 
gerufen,  und  die  auch  später  im  allgemeinen  beibehalten  wurde, 
wird  eich  füglich  der  Hinweis  auf  die  Veränderungen  anschliessen, 
welche  die  einmal  gewonnene  und  im  Principe  unveränderte  recht- 
liche Form  in  ihrer  Anwendung  und  Übertragung  auf  andere  ver- 
wandte Unternehmungen  im  weiteren  Verlaufe  erfahren  hat.  Da- 
bei mag  der  enge  Zusammenhang  von  öffentlichrechtlichen  und 


')  vergl.  die  ZutammeostelluDg  der  einschlägigen  Literatur  z.  B.  bei 
Schräder  D.R.Q.  8.  375  Anm.  15  und  S.  407  Anin.  1. 
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priTatrechtlichen  Elementen,  der  »chon  bei  einem  flüchtigen 
Blicke  auf  die  belangreichen  Urkunden  zu  Tage  tritt,  es  recht- 
fertigen,  wenn  neben  den  privatrechtlichen  Besitzverhältnissen 
auch  die  öffentliche,  namentlich  die  gerichtliche  Organisation  der 
Colonien  in  ziemlich  weitem  Umfange  in  den  Kreis  der  Be- 
sprechung gezogen  wird. 

Der  Ausgangspunkt  für  alle  unserem  Gegenstände  gewid- 
meten Untersuchungen  ist  wohl  von  jeher  der  Vertrag  gewesen, 
durch  welchen  der  grosse  Erzbischof  Friedrich  von  Hamburg- 
Bremen  mehreren  holländischen  Unternehmern  die  Trockenlegung 
von  unwirthlichen  Sumpfländereien  zum  Zwecke  der  Gründung 
neuer  und  ausgedehnter  Ansiedelungen  gestattet  und  rechtlich 
wie  factisch  ennöglicht  hat’).  Und  gewiss  mit  vollem  Grunde 
wird  gerade  diese  Abmachung  zur  Grundlage  für  alle  modernen 
Darstellungen  der  Colonisationsgeschichte  gewählt.  Dieselbe  ist 
freilich  nicht  die  älteste  auf  uns  gekommene  Aufzeichnung  *) 
über  eine  Ansiedlung  einer  grösseren  Zahl  von  Colonisten; 
und  es  fehlt  auch  nicht  an  Anzeichen,  dass,  noch  ehe  Erzbischof 
Friedrich  diese  holländische  Colonie  ins  Leben  gerufen  hat, 
auch  schon  andere  fremdländische  Ansiedler  sich  in  jenen 
Gegenden  niedergelassen  haben*).  Aber  der  hier  genannte 
Vertrag*)  ist  grundlegend  für  unsere  Kenntnis  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  holländischen  Colonien  und  ein  Ver- 
gleich mit  späteren  analogen  Abmachungen  zeigt,  dass  die  in 
ihm  enthaltenen  Rechtsgedanken  weiterhin  wohl  ergänzt  und  in 
Einzelheiten  modificiert  wurden,  im  wesentlichen  aber  auf  lange 
Zeit  hin  massgebend  blieben.  Mit  diesen,  freilich  erst  im  wei- 
teren Verlaufe  der  Darstellung  zu  erhärtenden  Behauptungen 
dürfte  ein  genaues  Eingehen  auf  seinen  Inhalt  vorläufig  gerecht- 
fertigt erscheinen*). 

')  1106,  Ehmck  und  v.  Hippen,  Bremer  UB.  No.27,  *.  unten  Anm.  6. 

*)  8.  unten  S.  139. 

rer)(l.  Eduard  Otto  Schulze,  Miedcrlsndiscbe Siedeluufifen,  Hannover 
1889  8.  34. 

*)  Über  Art  und  Glaubwürdigkeit  der  Überlieferung  e.  ausser  dem 
Bremer  UB.  und  Lappenberg,  Hamburger  UB.  (bei  No.  129.)  insbes. 
Wersebe,  Über  die  niederländischen  Colonien  (Hannover  1815 — 16)  1 27  ff. 

‘)  Sein  Wortlaut  nach  der  Ausgabe  im  Bremer  Urkundenbuebo  No.  27; 

J.  n.  8.  e.  i.  t.  Friedericus  dei  gratia  Hammenburgensis  ecclesie  an- 
tistes  nniversis  üdelibus  in  Christo  preseutibus  et  futnris,  perpetuam  bene- 
dictioneni.  Pactionem  quandam,  quam  quidam  cis  Kbenum  comma- 
nentea,  qui  dicuntur  Hollandi,  nobiscum  pepigernnt,  omnibus  notam 
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Schon  seiner  äusseren  Form  nach  trägt  er  den  Character 
des  Besonderen,  indem  er  nicht  als  eine  Enuntiation  des  herr- 
schaftlichen Willens,  nicht  als  ein  Privilegium  des  mächtigen 
Kirchenfursten  auftritt,  sondern  als  eine  schlichte  Vereinbarung, 
welche  der  Erzbischof  und  sechs  Holländer,  als  die  Leiter  des 
Oolonisationsunternehmens  und  Anführer  ihrer  Genossen , wie 
gleichberechtigte  Parteien  unter  sich  ausgchandelt  haben. 


voluinus  haberi.  Prefati  igitur  viri  maiestateni  (?)  nostram  oonvenerunt 
obnixe  rngantea,  quatenua  terraminepiacopatunostroaitam,  actenus 
incultam  paludoaamque  , noatria  indigenia  auperfhiam  eia  ad 
excolendamooncederemua.  Nua  itaqiie  tali  petitione  noatrnrum  uai  con- 
ailio  fidelium,  perpendeotea  remDobianoatriaquoaucccaaoribuaprofu- 
turam,  iion  abnnente  potitioui  eorum  aasenaum  tribuimua.  Huiua 
autem  petitionia  talia  fiebut  pactio,  ut  de  prefateterre  aiagulia 
roanaia  aiugiiloa  denarioa  aiugulia  annia  nobia  darent.  Hanai 
vero  menaionem,  ne  diacordia  in  poatemm  in  popnlo  haberetur,  que  menaio 
in  longitutinc  aeptingentaa  et  viginti.  in  latitudine  vero  XXX  habet  regales 
virgaa,  cum  rirulia  terram  interfluentibua,  quoa  eia  aimili  modo  concedimut 
hie  inacribi  neceasarium  duximua.  Coudixerunt  denique  aecundum  decretum 
noatrum  decimaiu  se  daturoa,  ita  videlicet,  ut  de  frugibua  terre  undeci  mum 
manipulum,  de  agnia  X.,  de  porcia  aimiliter,  de  capris  aimiliter,  de  anaeri- 
hua  aimiliter  nee  non  et  decimam  menauram  mellis  et  de  lino  aimili  modo 
darent;  puUum  eqninum  educatum  uaque  ad  festivitatem  sancti  Martini  aolo 
dcuario,  vitulum  obolo  redimerent.  Ad  aiuodalem  iuaticiam  aecun- 
dum  suiictoruiu  decreta  patrum  et  canouicam  juaticiam  et  inatitu- 
t ion em  Trajectenai  a eccleaie  nobia  ae  per  omnia  obtemperaturoa  pro- 
miaerunt.  ludicia  et  placita  aecularis  legia,  ne  ab  extraneia 
preiudiciuro  paterentur,  ipai  ut  omnea  rerum  dissentionea 
inter  ae  diffinirentur,  de  singulia  centum  mansis  II  marcaa  aingulia 
annia  se  peraolvere  aaaeruerunt.  Hajorum  plaoita  sive  iudicia  rerum, 
si  ipai  inter  ae  difünire  nequirerent,  ad  epianopiaudientiain  referrent, 
eumque  aecum  ad  causam  diffiniendam  duoentos,  inibi  quamdiu  moraretur, 
de  suo  ipaimet  procurarent:  eo  tenore,  ut  de  placitali  queatu  duas 
partes  haberent,  tertiam  vero  cpiacopo  preberent.  £ccleaias  iu 
prefata  terra,  ubi  eia  congruum  videretur,  constitui  concessimua.  (^nibua 
eccleaiis  decimam  decimarum  noatrarum  parrochiarum  eccleaiarum  earundem 
diatincte  in  uaus  aaceidotis  inibi  deo  aervituri  prebuimus.  Parroebiani 
vero  nichilomiuus  singularum  eccleaiis  mansum  unum  in  dotom  ad  predictua 
uaus  sacerdotis  sc  daturoa  conhrmant.  Nomina  virorum,  qui  noa  ob  hanc 
pactionem  faciendam  confirmandamque  convenorunt,  hec  sunt:  Hejnricus 
sacerdoa,  cui  prefataa  ecclesiaa  in  vita  sua  conecsaimua.  ceterique  laici ; He- 
likinus,  Amoldus,  Uiko,  Pordolt,  Keferic;  quibua  iam  sepedictam 
terram  aecundum  seculi  leges  et  prefatam  conventionem 
concedimua  et  ipsorum  heredibua  post  ipaos.  Datum,  Siegel, 
Si  quis  iata  contradixerit,  anathema  ait. 


Digilized  by  Google 


127 


Nach  dieacm  Übereinkonimen  überlicss  Erzbischof  Pricdrich 
den  holländischen  Oolonisten  einen  allein  Anscheine  nach 
ziemlich  ausgedehnten,  aber  sumpfigen,  bisher  völlig  unbebauten 
und  unbenützten  Landstrich  *),  den  diese  sich  zur  Cultivierung 
erbeten  hatten.  Der  ganze  District  sollte  vermessen  und  in 
Hufen  von  bestimmter  Form  und  Grösse  getheilt  werden,  und 
zwar  reichte  deren  Umfang  weit  über  das  gewöhnliche  Ausmass 
hinaus.  Gleichwohl  wurde  neben  der  Zehentabgabe,  die  sieh  nach 
dem  holländischen  Gebrauche  richtete  *),  von  jeder  Hufe  nur  der 
minimale  Zins  von  einem  Denare  verlangt.  Bezüglich  der  Gerichts- 
barkeit wurde  für  geistliche  Angelegenheiten  das  allgemeine 
canonische  Recht  und  der  Gerichtsgebrauch  von  Utrecht,  als  der 
Diöcese,  aus  welcher  die  Colonisten  kamen,  für  massgebend  erklärt, 
die  niederen  weltlichen  Gerichte  aber  gegen  eine  jährliche 
Abgabe,  die  für  je  100  Hufen  mit  zwei  Mark  bestimmt  wurde, 
den  U/olonisten  zur  freien , selbstständigen  Regelung  überlassen ; 
damit  war  ihnen  gleichzeitig  die  Anwendung  des  heimischen 
Rechtes  zugestanden  und  gewährleistet.  Nur  die  höhere  Gerichts- 
barkeit behielt  sich  der  Bischof  vor,  jedoch  findet  sich  auch 
hier  eine  ausserordentlich  weit  reichende  Concession,  indem 
die  Colonisten  nicht  gezwungen  wurden,  an  den  Sitz  des  bischöf- 
lichen Hofes  zu  ziehen,  sondern  berechtigt  waren,  gegen  Leistung 
der  nothwendigen  Procurationen  den  Bischof  für  solche  Fälle  in  ihr 
Land  zu  rufen,  der  dann  ein  Drittel  der  Gcrichtsgeiälle  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  konnte.  Hierin  liegt  bei  der  Organisation 
des  damaligen  Gerichtswesens  naturgemäss  eine  neue  (Jewähr 
für  die  Anwendung  des  heimischen  Rechtes.  Auch  in  kirch- 
licher Beziehung  wurde  ihnen  viel  Freiheit  gewährt.  Sie  konnten 
Kirchen  bauen,  wo  und  wie  sic  wollten,  nur  musste  jede  mit 
einemMansus  dotiert  werden.  ZuGunsten  des  an  ihnen  fungierenden 
Geistlichen  verzichtete  der  Erzbischof  auf  den  zehnten  Theil 


')  Uber  die  (geographische  Lage  der  Colonie  vergl.  iiisbes.  Wersebe 
a.  a.  O.  S.  32,  dann  mit  gegentheiliger  Ansicht  Langenthal,  Oesch.  d. 
dentachen  Landwirtbschaft  1847  ff.  U S.  76  ff.;  aus  neuerer  Zeit  Schröder, 
die  niederl.  Kolonien  in  Norddeutscbland,  in  Virchov  und  Holtzendorffs 
Sammlung  v.  Vorträgen  XV.  Serie,  Heft  347  S.  8 (350)  und  Schulze 
a.  a.  0.  S.  12  ff. 

')  undecimuin  maiiipulum,  also  die  11.  nicht  schon  die  10.  Harbe 
vergl.  dazu  Gustav  Heinrich  Schmidt,  zur  Agrargesch.  Lübeks  und  Ost- 
bolsteins  8.  18,  auch  Schulze  a.  a.  0.  S.  33. 
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seines  Zehentertrages.  Zum  Schlüsse  vird  noch  die  Dauer  des 
Vertrages,  seine  Giltigkeit  auch  über  das  Leben  der  Contrahcnten 
hinaus,  für  deren  Erben  zugesichert. 

Es  unterliegt  gewiss  keinem  Zweifel,  dass  unter  der  Vor- 
aussetzung des  Gedeihens  der  Colonie,  soferne  also  die  erste 
Culturarbeit  zu  dem  gewünschten  Ziele  führte,  die  Vortheile, 
welche  aus  einem  solchen  Vertrage  den  (Kolonisten  zufielen,  sehr 
bedeutende  werden  mussten:  neben  dem  sicheren  Genüsse  der  vollsten 
persönlichen  Freiheit,  des  eigenen  Rechtes  und  des  eigenen  Ge- 
richtes die  dauernde  Überlassung  der  zugewiesenen  Hufen  mit 
all  den  Vortheilen,  die  aus  ihnen  zu  gewinnen  waren.  Und  dem 
gegenüber  ist  die  Gegenleistung,  welche  der  Grundherr  für  sich 
in  Anspruch  nahm,  gewiss  verschwindend  klein.  Nur  der  Um- 
stand, dass  der  überlassene  Boden  vor  dein  gar  kein  Erträgnis 
abwarf,  also  schon  das  Mindeste  für  den  Grundherrn  reiner  Ge- 
winn war,  und  dass  andererseits  sehr  günstige  Bedingungen  noth- 
wendig  waren,  um  Golonisten  zu  werben  und  durch  sie  wenigstens 
diese  geringen  pecuniären  Vortheile  zu  gewinnen , macht  die 
Abschliessung  des  Vertrages  mit  diesem  Inhalte  begreiflich.  Zu 
beachten  ist  übrigens,  dass  auch  von  den  wenigen  Abgaben,  die 
der  Bischof  für  sich  forderte,  nur  ein  Theil  unmittelbar  auf  den 
Schultern  der  angesiedelten  Bauern  ruhte,  nämlich  nur  Zehent 
und  Zins,  während  die  Gerichtsabgaben  in  beiden  Formen 
zunächst  nur  die  Träger  der  dortigen  Gerichtsbarkeit  trafen. 

Wer  dieselben  waren  und  wie  sich  ihr  Verhältnis  zu  den 
eigentlichen  Bewohnern  der  (Kolonie  gestaltete,  darüber  gibt 
uns  der  vorliegende  Vertrag  keine  Auskunft.  Sein  Zweck  ist 
nur  die  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  der  erzbischöflichen 
Curie  und  der  Colonie  als  einer  Einheit,  oder  vielleicht  richtiger 
gesagt,  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Erzbischof  und  den 
sechs  genannten  Unternehmern,  den  Begründern  der  Holländer- 
niedcrlassung.  So  blieb  auch  die  Ordnung  der  inneren  Ange- 
legenheiten den  (Kolonisten  selbst  überlassen;  wie  dieselbe  er- 
folgte, darüber  können  wir  uns  nur  Vermuthungen  hingeben, 
Vermuthungen,  für  welche  die  Analogie  späterer  ähnlicher  Nieder- 
lassungen gewisse  Anhaltspunkte  gewährt. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dass  die  Führer,  die  im  Namen  und 
als  Stellvertreter  ihrer  Genossen  die  Verhandlung  mit  dem  Erz- 
bischof durchgefdhrt  und  zuin  Abschlüsse  gebracht  haben,  auch 
fernerhin  in  dem  Colonistendorfe  eine  leitende  Stellung  dürften 
eingenommen  haben.  Vielleicht  kam  in  ihre  Hände  durch  den 
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Willen  ihrer  Genoesen  die  Leitung  der  Dorfgerichte,  auf  welche 
der  Bischof  (ur  seine  Person  verzichtet  hatte;  vielleicht  konnten 
sie  auch  diese  und  manche  andere  Vortheile  sich  erzwingen,  da 
der  Wortlaut  des  Vertrages  eben  sie,  die  sechs  Führer,  als  die 
erblich  berechtigten  Besitzer  jenes  Landstriches  bezeichnete  und 
eines  Rechtes  ihrer  Genossen  dnbei  keine  Erwähnung  geschah. 
Auch  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Unternehmer  ihrer- 
seits bei  der  Ansiedelung  der  einzelnen  Holländer  Bauern  sich 
vielleicht  einen  Kaufpreis  ausbedungen,  oder  die  von  dem  Erz- 
bischöfe auf  die  Hufen  gelegten  Abgaben  zu  ihren  Gunsten  er- 
weitert haben. 

In  der  Gewährung  eines  eigenen  Gerichtes  und  der  darin 
verbürgten  Zusicherung  des  Fortbestandes  ihres  eigenen, 
hrimathlichen  Rechtes,  das  auch  in  der  Ferne  gütig  und  in  An- 
wendung bleiben  sollte,  sowie  endlich  in  der  freiheitlichen, 
keiner  Grundherrschaft  unterstellten  Organisation  des  neuen 
Dorfes  lagen  aber  jedenfalls  so  bedeutende  Vortheile,  dass  ihnen 
gegenüber  solche  von  der  Dorfobrigkeit  vielleicht  verfügte  Be- 
lastungen noch  immer  leicht  erträglich  erscheinen  mochten. 

Um  des  Gegensatzes  willen,  der  gerade  bezüglich  der  per- 
sönlichen Freiheiten  der  Colonistcn  besteht,  sei  an  dieser  Stelle 
einer  anderen  der  gleichen  Zeit  entstammenden  Vertragsabmachung 
gedacht ') , die  auch  die  Gründung  einer  Holländercolonie 
zum  Gegenstände  hatte,  aber  nicht  die  gleichen,  freiheitlichen 
Principien  zur  Anwendung  brachte.  Zwischen  1079  und  1114,  wahr- 
scheinlich noch  vor  dem  Entstehen  der  ersten  Bremischen  Hol- 
länderansiedelung, hat  nämlich  Bischof  Udo  von  Hildesheim 
gleichfalls  eine  holländische  Niederlassung,  aber  unter  anderen 
Bedingungen  ins  Leben  gerufen.  Über  die  dabei  getroffenen  Be- 
stimmungen erhalten  wir  Kunde  aus  einer  Bestätigungsurkunde  *) 

')  Oie  g'leiche  Uegenübentellung  findet  sich  schon  bei  Schröder, 
niederl.  Kolonien  S.  6 (348). 

*)  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  1129  ....  Decrelam  est  . . . 
et  epischopo  et  eodem  advena  populo  assensum  in  idem  praestante:  — Si 
qnis  vir  obierit,  ut  vel  ex  animalibus  eins  Optimum  i|Uodcumque  fuerit,  vel 
si  pocius  epischopo  videbitur  unum,  quod  ex  vestimentis  eins  preciosum  magis 
indicabitur  in  uaum  transeat  episebopi.  Form  uxor  mortui  nubat  in  domino, 
nullius  potentia  seu  timore  coercita,  tantum  ut  maritus  subeequena  epischo- 
pali  debito  seounduro  institutionem  aon  contradicat.  — ln  excolendii  qao* 
que  ag^B  hanc  conventionis  legem  acceperunt:  Qaantumcunque  aliquis  ar* 
borum  BiWeBtrium  deiecerit  et  eradicatis  vepribuB  seu  aliia  inoommodis  in 
uBum  redactis,  quamdiu  solo  raatro  colitur,  nee  tributo  neo  deoixna 
subiaceat.  (^uam  cito  autem  vomere  prosoiBsuB  agor  uberiorem  fnic- 
«.  Erbl«th«ik  9 
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des  Bischofs  Bernhard  von  Hildesheim  aus  der  Zeit  zwischen 
1133  und  1137.  Wir  entnehmen  derselben,  dass  der  Zweck  des 

tum  sttulerit,  septem  snnis  tributum  nesciat;  sed  in  ipao  aeptimo 
duoa  denarioa  reddat,  in  octavo  quatuor,  in  nono  ooto,  in  decimo  aoli- 
dum  et  per  ain^loa  annoa  deinceps  hanc  aummam  non  excedat.  — In 
cauaia  etiam  aecularibua  diacutiendia  advocatum  accipiant,  quem  diacretio 
epiacopi  ex  gratia  ntpote  exulibua  providerit,  et  ter  in  anno  ooncionandi 
cauaa  conveniaut,  reaponauri  aine  banno  regia  et  oomitia;  et  ai  alio  con- 
qncrente  reua  aliquia  convictua  fuerit,  advocato  trea  aolidoa  et  conquerenti 
duoa  vadiet,  gratiam  tarnen  in  hiis  acccpturua.  £a  folgen  weitere  proceaauale 
Bestimmungen,  daun:  Qui  precium  poaaeaaiouia  aue  comperare  voluerit,  villico 
epiacopi  aex  denarioa  ofierat,  quod  appellant  liuentiam;  eo  tarnen  iure 
emptor  tcnendum  non  ambigat,  quo  veuditor  ante  poaaidcbat  (^uod  ai  malicia 
villici  ad  ampliua  venditorom  cocgerit,  aub  civium  auorum  teatimonio  aex 
iterum  denarioa  ei  ofierat.  (^uod  ai  accepturum  ao  pertinaciter  negaverit. 
auapendat  eoa  infra  parietea  domua  aue  et  recedat.  ({ucm  ai  violentia  villioi 
peraequena  ceperit,  aasumpto  eorundem  civium  teatimonio  probet,  ae  et  antea 
obtuliaae  et  precium,  ubi  iuaticia  poacebat,  suapcudiase;  ot  cum  hao  exouaa- 
tione  aecurua  abcedat.  Porro  ai  aut  negligentia  incautus  aut  arrogantia  pro- 
tervna  huiua  inatituti  decretum  non  egerit  et  r<  boa  suis  venditia  abire  vo- 
luerit, captua  privetur  omnibua,  que  secum  detulit,  nec  plagatua  aut  alieuiua 

membri  imminutione  mutilatua — Si  querne  glandis  ubertaa  adve- 

nerit  et  liorno  ecclesie  in  pasturam  porcos  admiaerit,  duplicet  numerum  homo 
eccieaie,  scilicet  si  sex  inponat  homo  ecclesie,  trea  adbibeat  advena;  si  ille 

quatuor,  iste  duos ln  aquarum  discursibus  pisoari,  per  arobitua  sil- 

vanun  venari  non  prohibetur,  niai  in  foresto  epiacopi,  in  iiuo  si  quis  depre- 
henaua  fuerit,  quinque  solidorum  amissione  deliotum  corrigat.  — Si  quis 
iter  faciens  in  domo  alieuiua  hospitandi  gratia  intraverit  vel  etiam  mansi- 
onem  in  eadem  diutius  fecerit,  si  ibi  obierit,  uxori  ac  iiliis  eins  remaneat 
eiua  substancia;  si  vero  beredem  in  preaenti  non  habeat,  sint  in  custodia 
hoapitia  reliqnie  illius  annum  ot  diem.  Si  infra  prcKiiitum  tempua  qnisquam 
venerit  et  eo  modo,  quo  iuaticia  exigit,  hereditarium  iua  ad  ao  portinere  do- 
cuerit,  reddantur  illi;  si  nullus  venerit  infra  anni  circulum,  transeant  eidem 
reliquie  in  uaum  epiacopi.  — Si  penuria  cogente  aut  subita  inimici  atroci- 
täte  aliquia  non  babita  licentia  disceaaerit,  maneat  iuconvulsa  annum  et  diem 
eins  aubstantia.  Si  redierit  et  pro  indisciplina  satisfecerit,  conlradictionem 
bonorum  auorum  non  patiatur.  Si  non  redierit,  alicui  suorum  eadem  bona 
familiarius  et  levius  per  gratiam  villici  non  negentur.  Quiequid  in  arcis,  in 
agria  aive  quibuacumque  commodis  villicus  alicui  contulerit,  irritum  fiero 
non  poteat.  £t  si  aasumpto  civium  teatimonio  aliquia  a curia  se  suscepiaae 
quiequam  ostenderit,  inconvulsum  exiatat.  - ln  noatre  institutionis  exordio 
contirmatum  est,  episebopum  nec  advocatum  liccre  aut  debere  alii|uem  ex 
nostris  suorum  teatimonio  convincere,  sed  eorum,  qui  noatre  legis  decretum 
aocepenint 

Primam  autem  pretaxate  legis  institutionem  suaceperunt  Benao,  Menao, 
Immo,  £geao,  Udone  episcopo;  confirmationem  eiusdem  denuo  acceperunt 
Bernardo  episcopo  cum  sigilli  annol  ationc  sub  anatbemate  iati : nun  folgen 
eine  Reibe  von  Namen  geistlicher  und  weltlicher  Leute. 
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Unternehmens  wieder  die  Oultivierung  eines  unfruchtbaren  Land- 
striches war,  und  finden  dabei  die  besondere  Begünstigung  einer 
vollkommenen  Freiheit  von  Zins  und  Abgaben  für  die  Zeit  bis 
einschliesslich  des  sechsten  Jahres  nach  vollendeter  Rodung. 
Der  Zins  für  die  folgenden  Jahre  wurde  mit  2,  4,  bez.  8 Denaren 
und  vom  10.  Jahre  an  mit  einem  Solidus  von  jeder  Hufe  fest- 
gestellt. Daneben  bestand  natürlich  die  Zehentpflicht.  Ab- 
gesehen von  der  Grösse  des  Zinses,  welcher  nach  dem  Gesagten 
den  der  Bremer  Colonisten  um  ein  sehr  Bedeutendes  überragt, 
(hier  ein  Solidus,  dort  ein  Denar),  stimmt  in  allen  bisher  be- 
sprochenen Punkten  der  rechtliche  Inhalt  der  beiden  Verträge 
im  Ganzen  noch  überein. 

Die  Abweichungen  zeigen  sich,  wie  schon  oben  angedeutet, 
erst  in  den  Bestimmungen  über  die  persönlichen  und  gericht- 
lichen Verhältnisse  der  Colonisten.  Todfallsabgabe  und  gewisse 
eherechtliche  Beschränkungen  weisen  ziemlich  deutlich  auf  das 
Vorhandensein  einer  herrschaftlichen  Gewalt,  welche  der  Bischof 
über  die  Colonie  in  Anspruch  nahm,  und  vollends  zeigt  die 
Unterordnung  unter  einen  vom  Bischof  zu  bestellenden  Vogt  un- 
zweifelhaft die  Einordnung  in  den  Herrschaftsverband  des  bischöf- 
lichen Hofes  an.  Die  Detailbestimmungen,  in  welchen  diese  Be 
Ziehungen  und  die  Rechte  der  Colonisten  ihre  Regelung  fanden, 
gewährten  ihnen  dann  allerdings  Begünstigungen,  welche  vielleicht 
nicht  allen  Hofangehörigen  zugestanden  haben,  wie  z.  B.  das 
Recht  der  Freizügigkeit  und  die  Befugnis,  das  Grundstück  gegen 
eine  dem  Vogt  zu  bezahlende  Licenzgebühr  zu  verkaufen  — 
eine  Befugnis,  deren  Ausübung  sogar  gegen  den  Willen  des 
Vogtes  unter  Beobachtung  bestimmter  Form  Vorschriften  ertrotzt 
werden  konnte.  Und  doch  liegt  gerade  darin,  dass  für  den  Ver* 
kauf  der  Hufe  und  für  das  Verlassen  des  Dorfes  dem  Vogte  eine 
Abgabe  zu  gewähren  war,  gegenüber  dem  Rechte  der  Bremer 
Colonisten  eine  persönliche  Einschränkung,  die  dort  nicht  bestand. 

Im  Verhältnis  zum  gewöhnlichen  Hofrechte  dürften  wieder 
als  Begünstigungen  erschienen  sein  die  Zugeständnisse  freier  Jagd 
und  Fischerei  und  nochmehr  gewisse  processuale  Erleichterungen, 
die  offenbar  darin  ihren  Grund  hatten,  dass  die  Abgeschieden- 
heit von  dem  eigentlichen  Heimathlande  den  Colonisten  die  Be- 
weisführung, namentlich  die  Aufbringung  von  Eideshelfern  in  der 
Zahl  und  Art,  wie  es  das  gewöhnliche  Processrecht  verlangte, 
unter  allen  Umständen  erschwert,  oft  unmöglich  gemacht  hätte. 
Gegenüber  diesen  Bevorzugungen  fehlt  es  indes  auch  nicht  an 
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einzelnen,  freilich  weniger  bedeutenden  Momenten,  in  welchen 
die  Colonisten  ungünstiger  als  die  homines  ccclesiae  gestellt 
waren. 

Der  Grund,  warum  diese  holländischen  Ansiedler  sich  mit 
einem  Mindermass  von  Freiheiten  zufrieden  geben  und  sich  die 
mehr  oder  weniger  vollständige  Einordnung  in  den  herrschaft- 
lichen Verband  gefallen  lassen  mussten,  lag,  soweit  die  in  der 
Urkunde  gelegenen  Andeutungen  vermuthen  lassen,  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  darin,  dass  sie  landflüchtige  Leute  waren, 
die  unfreiwillig  den  heimathlichen  Boden  verlassen  hatten, 
für  die  demnach  die  Erlangung  neuen  Grundbesitzes  selbst  unter 
minder  günstigen  Bedingungen  eine  Existenzfrage  war,  die  auch 
ein  Preisgeben  eines  Theiles  der  persönlichen  Freiheit  und  Selbst- 
ständigkeit begreiflich  machte,  während  ihre  rechtlich  und  wirth- 
schaftlich  selbstständigen  Landsleute,  die  Erzbischof  Friedrich  nach 
Bremen  rief,  in  freie  Unterhandlungen  mit  diesem  treten  konnten 
und  sich  nur  denjenigen  Bedingungen  zu  unterwerfen  brauchten, 
die  ihnen  hinreichend  vortheilhaft  und  günstig  erschienen. 

Die  beiden  bisher  besprochenen  Colonisationsprivilegien 
können  vielleicht,  was  die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  der 
Colonisten  betrifft,  als  die  Extreme  genannt  werden,  zwischen 
denen  die  bezügliche  Entwickelung  sich  im  einzelnen  bewegte. 
In  der  Holländercolonie  des  Erzbischofes  Friedrich  von  Ham- 
burg-Bremen fehlt  nahezu  jedes  Eingreifen  der  bischöflichen 
Autorität  in  die  inneren  Rechtsangelegenheiten  der  Dorfschaften. 
Wie  sich  kein  Hinweis  findet,  der  sich  als  eine  durch  die  bischöf- 
liche Herrschaft  veranlasste  Einschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  des  Individuums  deuten  Hesse,  so  blieb  auch  die  recht- 
liche Organisation  der  Gesammtheit  fast  ausschliesslich  den  An- 
siedlern selbst  überlassen.  In  beiden  Beziehungen  steht  das 
Gründungsdiplom  des  Hildesheimer  Bischofs  Udo  auf  dem  völlig 
entgegengesetzten  Standpunkte.  Die  Freiheit  der  einzelnen  Colo- 
nisten ist  geschmälert  durch  eine  Reihe  persönlicher  Ein- 
schränkungen und  Lasten,  und  die  Gesammtheit  ist  cingefügt  in 
die  grundherrschaftliche  Organisation,  einem  herrschaftlichen 
Vogte  unterstellt  und  in  ihrem  inneren  Leben  beeinflusst  und 
geleitet  durch  den  herrschaftlichen  Willen.  Hier  also  ein  strenges 
Festhalten  an  den  alten,  hergebrachten  Formen  des  Hofrechtes, 
dort  eine  weitreichende  Loslösiing  von  dem  Herkömmlichen,  eine 
freie  Ausgestaltung  ohne  V^erbindung  mit  dem  Alten. 
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Die  weitere  Colonisiciutig  in  der  Bremer  Gegend,  zu  deren 
Besprechung  nunmehr  zurUckzukehren  ist,  blieb  nicht  bei  der  völlig 
unveränderten  Anwendung  der  von  Erzbischof  Friedrich  ge- 
wählten BechUform  für  die  Dauer  stehen,  wenn  freilich  der 
Grundgedanke  sich  nicht  veränderte.  Als  typisch  wiederholt 
sich  zunächst  immer  wieder  die  Gewährung  von  eigenem,  freiem 
Rechte  und  Gerichte  und  die  Überlassung  eines  zu  cultivierenden 
Stückes  Grund  und  Bodens  an  die  einzelnen  Bauern  gegen 
Zehcntleistung  und  eine  geringe  Zinslast.  Dabei  ist  nur  die 
eine , zwischen  den  beiden  oben  gekennzeichneten  Extremen 
vermittelnde,  Entwickelung  zu  bemerken , dass  den  öfTentlich- 
rechtlichen,  internen  Verhältnissen  der  Colonistengemeinden 
und  ihrer  Beziehungen  zu  den  oft  ausdrücklich  zu  Begründern 
und  Leitern  der  neuen  Colonie  erhobenen  Mittelsmännern,  ein 
etwas  grösseres  Mass  von  Aufmerksamkeit  zugewendet  wurde, 
und  so  das  Verhältnis  zu  den  alten  Herrschaftsbereichen  die 
nothwendige  Regelung  fand. 

Dies  gilt  zunächst  schon  von  der  Colonisationsurkunde  des 
Erzbischofs  Hartwig  von  Bremen  aus  dem  Jahre  1149')»  welche 
uns  die  Modalitäten  der  Coloniengründung  im  iStedinger  Lande 
in  Oldenburg  berichtet  und  nach  dem  Vertrage  des  Erzbischofs 
Friedrich  wohl  als  das  älsteste  Ansiedelungsprivileg  für  aus- 
ländische Colonisten  zu  bezeichnen  ist,  das  uns  aus  jener  Gegend 
erhalten  ist.  Freilich  können  wir  demselben  entnehmen,  dass  in 
der  Landschaft  bei  Stade  inzwischen  eine  ähnliche  Colonisation 
ins  Leben  gerufen  wurde,  deren  Gründungsurkunden  nicht  auf 
uns  gekommen  sind,  und  cs  ist  wohl  leicht  möglich,  dass  auch 
noch  andere  Colonicngründungen  die.ser  Art  inzwischen  liegen.  Nach 
dem  Berichte  der  Urkunde  *)  wurde  eine  Suinpflandschaft  die  aus- 

')  t'bcrdieUrk.  1142,  v.  Hoi  nemann,  Aiihalter  Uß.  b.  unten  S.  136  ff. 

’)  Hamburger  UB.  189  ....  Hartwicus  . . . Bremensis  seu  Hammcn- 
burgoDBis  archiepiscopuB,  . . . paludem  quaudam,  partim  preposito  et  fratribus 
majoris  ecclesie  Bremensis,  partim  vero  mihi  et  ministeralibus  admodum 
paucis  pertinentem,  duobuB  viris,  .lobanni  videlicet  et  Symoni,  vendendam 
et  excolendam,  fratrum  omnium  atque  eorum,  qui  participes  erant  ministeri- 
alium,  deliberato  asBcnsu  tradidi,  et  iusticiam  quam  affeutabant,  Bcilioet 
qualem  Hollandensis  populus  circaStadium  habere  consuovit,  concessi.  Hierauf 
folgen  Grenzbestimroungen  (Stedingerland),  dann  die  Zuweisung  des  Ze- 
hentes vom  Kodelando  wegen  des  Bestandes  besonderer  Rechtsverhältnisse 
an  Probst  und  Conventualen.  Do  decima  vero  frugum  hoc  ex  gratia  oon- 
cedimns,  nt  undecimum  acervura,  quem  Hollandenses  lingua  sua  vimmen 
vocant,  persolvant,  de  animalibus  antem  veluti  poledris  denarium,  de  vitulis 
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gebaut  werden  sollte,  mit  Zustimmung  der  früheren  fiigenthümer 
zwei  Unternehmern,  Johannes  und  Simon,  zum  Verkaufe  an  die 
Colonisten  übergeben  und  dem  einen  derselben,  Johnnnes,  zu  be- 
neficialem  Rechte  überlassen.  Den  Colonisten  gewährte  Hartwig, 
sowie  früher  den  Ansiedlern  in  der  Gegend  von  Stade  dasselbe 
Mass  ven  Rechten  und  Pflichten,  das  Erzbischof  Friedrich  einst 
seiner  Colonie  gegeben  hatte.  Sowohl  die  Zinspilicht  von  einem 
Denare  für  die  Hufe  als  auch  die  Zehentabgabe  mit  der  Besonderheit 
der  elften  Garbe  und  den  weiteren  detaillierten  Festsetzungen 
stimmen  mit  den  Anordnungen  des  Erzbischof  Friedrich  nahezu 
völlig  überein.  Bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  findet  sich  die 
Bestimmung,  dass  Streitigkeiten,  die  sich  ergäben,  auf  den  drei- 
maljährlich abzuhaltenden  ordentlichen  Gerichtstagen  nach  ihrem 
heimathlichen  Rechte  Entscheidung  finden  sollten. 

Fast  unter  den  gleichen  Bedingungen  versuchte  Abt  Friedrich 
von  Hachtenstedt  die  Besiedlung  der  Sumpfländereien  in  der 
nächsten  Nähe  seiner  Abtei.  Um  seinen  Ansiedlern  die  nöthigen 
Freiheiten  sicherzustcllen , erwirkte  er,  gleichsam  als  Unter- 
nehmer, von  den  über  ihm  stehenden  geistlichen  und  weltlichen 
Herrn  die  Genehmigung  für  seine  Coloniengründung,  sowie  die 
landesherrlichen  Privilegien  für  die  Colonisten.  So  erfahren  wir 
von  deren  Umfange  aus  einer  Urkunde  Herzog  Heinrich 
des  Löwen  *)  und  aus  einem  Documentc  des  Bremer  Erzbischofs 
Siegfried  *),  welche  die  Erlaubnis  zur  Begründung  dieser  freien 
Ansiedelung  ert heilten.  Dass  aber  auch  das  Reichsoberhaupt 
selbst  den  neuen  Ansiedelungen  seine  Beachtung  schenkte  und 
dem  neuen  Unternehmen  seinen  Schutz  und  Schirm  lieh,  bezeugt 
uns  ein  Diplom  Kaiser  Friedrich  I.  für  dieselbe  Colonie*),  die 
nach  dem  ursprünglichen  Plane  schon  viel  früher  durch  die 
Vermittlung  eines  gewissen  Bovo  hätte  ins  Leben  treten  sollen. 


obotum,  de  reliquis  quoque  justam  decimationem  annninigtrent,  et  quolibet 
anno  denarios  sin^ulos  pro  singaUs  raansis  reddant.  Placita  quoque  tribus 
anoi  vicibus  celebrent,  et  qui  iucusatj  in  bis  non  gatisfooerint,  ad  alia  post- 
modum  vocati  sua  lege  regpoudeant.  Digtrictum  autem  Johanni  omptori, 
quem  gupra  recitavi,  iure  beneficiali  coneeggi,  ea  videlioet  ratione, 
ut  guo  eodem  jure  liceat  relinquerc  euceeggori. 

•)  1170  Hamb.  UB.  238. 

•)  1181—83  Bamb.  UB.  260, 

»)  1168  Hamb.  UB.  209. 
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Die  Colonieationsurkunden  enthalten  wieder  die  für  flol- 
länderansiedlungen  einmal  gewählten  und  üblichen  Deiailbe- 
etiinmungen  über  den  Zelieut  und  die  Belastung  jeder  Hufe 
mit  einem  Jahreszins  vun  einem  Denare;  und  auch  das  ange- 
borene Bccht  scheint  den  Colonisten  wenigstens  einigermassen 
gewährt  worden  zu  sein,  indem  nach  den  Bestimmungen  der 
Urkunden  der  Abt  unter  des  Herzogs  und  des  Erzbischofs 
Autorität  die  einzelnen  Hufen  „zu  Holländer -Recht  verkaufen“ 
sollte.  Aber  die  Gerichtsbarkeit  wurde  den  Bewohnern  des  neu 
besiedelten  Landes  nicht  mehr  völlig  frei  überlassen.  In  ziem- 
lich weitgehender  Art  lassen  sich  die  Protectoren  der  Colonie 
in  die  Ordnung  und  Regelung  ihrer  Ausübung  ein.  Schon  das 
Kaiserprivilegium  von  1158  anerkennt  den  damals  in  Aussicht 
genommenen  Käufer  des  Ganzen,  den  Unternehmer  Bovo,  auch 
als  habitatorum  ipsius  (paludis)  iudicem,  und  die  processualen 
Bestimmungen,  _die  Herzog  Heinrich  und  fast  wörtlich  gleich- 
lautend später  Erzbischof  Siegfried  erliess,  enthalten  immerhin 
eine  Privilegierung  der  dortigen  Gerichte  und  der  gerichtlichen 
Stellung  der  Clolonisten;  aber  eben  darin,  dass  eine  so  eingehende 
Regelung  erfolgte , äusserte  sich  zugleich  eine  Ingerenz  der 
Gcrichtsherren  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  Colonie  und 
zugleich  die  Tendenz,  Beziehungen  und  Verbindungen  zwischen 
den  alten  und  den  Colonial-Gerichten  herzustellen. 

Dasselbe  gilt  schliesslich  von  der  Colonisationsurkunde  *)  des 
Erzbischofs  Hartwig  II,  durch  welche  die  Colonisierung  der  Gegend 
bei  Hamburg  und  Bremen  ihren  Abschluss  fand.  Neben  den 
stets  gleich  bleibenden  Bestimmungen  über  Zehent  und  Zins 
und  der  Gewährung  des  Holländerrechtes  an  die  Bewohner  und 
neben  der  Regelung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  in  voller 
Übereinstimmung  mit  dem  zuletzt  besprochenen  Machtenstedt’schen 
Privilegium  finden  wir  für  die  höhere  Gerichtsbarkeit  aus- 
drücklich diu  Giltigkeit  der  Icgcs  terrae  ausgesprochen  und  die 
bevorzugte  Stellung,  welche  den  Gründern  der  Colonie,  Heinrich 
und  Hermann,  innerhalb  derselben  gewahrt  blieb,  gelangt  am 
deutlichsten  dadurch  zum  Ausdrucke,  dass  der  erzbischöfliche 
Hof  zu  ihren  Gunsten  auf  den  Zehent  jeder  zehnten  Hufe  Ver- 
zicht geleistet  hat.  Die  Überlassung  dieses  auf  öffentlichrecht- 
licher Grundlage  fussenden  Einkommens  ist  gewiss  bezeichnend 
und  kann  vielleicht  als  eine  Anerkennung  der  öffentlichrecht- 


>)  1201  Hambarger  UB.  332. 
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liehen  Stellung  gedeutet  werden,  die  etwa  dem  Schultheiseen- 
amte  der  späteren  Uorfgründungen  namentlieh  in  Sehlesien 
analog  gewesen  sein  moebte. 

£s  erübrigt  noeh,  auf  zwei  uns  erhaltene  Colonisations- 
urkunden  aus  derselben  Gegend  hinzuweisen,  die  den  zuletzt 
besproehenen  gegenüber  in  manchen  Beziehungen  eine  singuläre 
Stellung  einnehmen,  indem  sie  in  einem  viel  engeren  Zusammen- 
hänge mit  den  alten  hofrechtlichen  Formen  stehen. 

Der  Grund  dieser  Besonderheit  dürfte  wohl  darin  gelegen 
sein,  dass  es  sich  in  beiden  Fällen,  wie  es  scheint,  nicht  um 
Niederlassungen  holländischer  oder  überhaupt  fremdländischer 
Colonisten  gehandelt  hat,  vielmehr  die  neuen  Ansiedlungen  vor- 
wiegend aus  den  Reihen  der  einheimischen  Bevölkerung  dürften 
gegründet  worden  sein. 

Diese  Annahme  scheint  zunächst  berechtigt  für  das  Diplom 
des  Erzbischofs  Adalbero '),  durch  welches  die  Colonisierung  des 


')  1142,  Anbalter  UB.  I 292 notum  sit  . . . qualiter  et 

noB  (£rzb.  Adalbero)  et  domina  ducissa  Gertrudis  et  filius  suus  Heinricus 
puer,  duz  Sazonum,  ....  paludum  australem,  scilicet  villis  istia:  Sautou, 
Strabilingbehasen,  Oebtmunde,  fiasbergen  conterminam,  equa  inter  nos  por- 
cione  divisimuB,  et  ab  omni  tarn  nobilium  quam  ministerialium  seu  ruri- 
colarum  appellatione  •liberam  factam  habitatoribus  excolendam  dedimus, 
meliua  et  utiliua  estimantes  colonos  inibi  locari  et  ex  eorum  nobis 
labore  fructum  provenire  quam  incultam  et  pene  inutilem  eam 
permanere.  £rat  autem  nobis  bec  com  colonis  illis  conventio  ut  quotquot 
ibi  mansi  babeantur,  totidem  nobis  a possessoribus  eorum  de- 
narii  quolibet  anno  persolvantur,  quo  predium  non  suom  sed 
ecclesiae  et  nostrum  esse  pro  fiteantur,  et  decimam  frugum  et 
anaerum,  ovium,  et  caprarum  atque  apum  examinum  secundum  usum  terre 
noatre  dare  non  negligant,  sed  et  poledrum  denario  ct  vituluin  dimidio 
redimant.  (Folgen  Bestimmungen  über  Kirciieubau  und  geistlicbe  Angelegen- 
beiten.)  In  placitia  vero  sccularibus  eum,  quem  sibi  prefecimoa, 
audiant  et  defunctis  patribus  tarn  füiae  quam  ülii  eorum  allodia  pari  divi- 
aione  auscipiant.  Tribus  etiam  annuatim  diebus  ad  placita  sui  advocati  ex 
condicto  veniant  et  bannum  'pro  quolibet  suo  commiaso  tantum  quatuor 
Bolidis  redimant.  Si  quis  ad  nos  Uber  intraverit  et  se,  sicut  cat,  liberum 
professus  fuerit,  libertate  aua,  ai  velit,  utatur ; sin  autem  niai  prius  reliotis 
bonia,  nequaquam  alius  i|uam  ecclesiae  propriua  fieri  permittitur.  Si  voro 
alius  se servum  fecerit,  predio  suo  careat  et  ad  usum  archiepiacopi 
illud  absque  contradictione  proveniat.  Similiter  qui  vencrit  et  se  servum 
esse  non  negaverit,  berea  eius  in  auscionpiendo  matrimonio  illi  suceedere 
poterit;  qui  ai  defuerit,  dominus  eiua  ab  auscipienda  bereditato  aua  omnino 
excluaus  sit,  sed  arcbiepiscopua  illam  accipit.  Wenn  einer  Freiheit  vorgibt 
und  unfrei  ist  Und  zu  seinem  Herrn  zurUckkehren  muss,  so  verliert  er  ohne 


Digilized  by  Google 


137 


Niederviehlandes  bei  Bremen  beurkundet  wurde.  Auch  die 
dortigen  Ansiedler  erhielten  das  in  Parzellen  aufgetheilte  Land 
zur  Gultur  und  freier  Nutzung  zu  erblichem  und  veräusserlichem 
Bechtc.  Aber  der , freilich  sehr  geringe , Zins  wird  hier 
ausdrücklich  verlangt,  quo  predium  non  suum  sed  ecclesiae  et 
nostrum  (des  Erzbischofes)  esse  profiteantur,  und  der  bischöfliche 
Hof  behielt  sich  ein  Vorkaufsrecht  für  jeden  Fall  einer  Hufen- 
veräusserung  vor.  Die  Zehentpflicht  schloss  sich,  wie  besonders 
hervorgehoben  wurde,  dem  in  der  Bremer  Diöcese  Gebräuch- 
lichen an,  und  es  findet  sich  weder  bei  den  diesbezüglichen  De- 
tailbestimmungen ein  Hinweis  auf  das  holländische  undecimum 
manipuluin,  noch  sonst  eine  Erwähnung  des  Holländer  Rechtes 
und  Gerichtes,  wie  sie  eich  mit  grösserer  oder  geringerer  Deut- 
lichkeit in  allen  bisher  besprochenen  Bremer  Urkunden  doch 
immer  noch  fand. 

Dagegen  wurden  die  Colonisten  (wenigstens  für  geringere 
Angelegenheiten)  einem  vom  Erzbischöfe  ernannten  Vogte  unter- 
stellt, und  es  schien  nothwendig,  in  detaillierter  Weise  zu  regeln, 
welche  rechtliche  Folgen  in  Bezug  auf  den  Hufenbesitz  die 
Statusverhältnisse,  namentlich  die  Hörigkeit  und  Abhängigkeit 
von  dem  Bischof,  oder  von  einem  fremden  Herrn  ausüben 
sollten  — gewiss  allein  schon  ein  deutliches  Zeichen  dafür,  dass 
eine  einheimische  Bevölkerung  in  die  Colonie  eintreten  sollte. 
Berücksichtigt  man  zu  all  dem  noch  weiters,  dass  der  Erz- 
bischof ohne  Dazwischenkunft  einer  Mittelsperson  selbstständig 
die  Colonie  ins  Leben  gerufen  und  die  Normen  für  ihre  innere 
und  äussere  Gestaltung  in  weitreichender  Anlehnung  an  die  ge- 
wöhnlichen grundherrschaftlichen  Verhältnisse  einseitig  festgesetzt 
hat,  ohne  dass  irgend  welcher  Vorunterhandlungen  gedacht  würde, 
SU  dürfte  bei  dem  Fehlen  jedes  Hinweises  auf  einen  fremd- 
ländischen Character  die  Annahme  wohl  unabweisbar  sein,  dass 
ausschliesslich  oder  wenigstens  vorwiegend  bereits  im  Lande  An- 
sässige zu  der  neuen  Dorfgründung  herangezogen  wurden. 
Denn  diese  durch  den  Inhalt  der  Urkunde  in  jeder  Richtung 
begründete  Vermuthung  macht  nicht  nur  deren  Verschiedenheiten 

Erbgeld  sein  Gut.  Dann  folgen  Bestimmungen  über  den  Rückfall  des 
Gates  bei  Vermählungen  mit  Unfreien  fremder  Herrn.  Preterea  si  aliquem 
predia  sua,  ut  sepe  necessitatis  causa  ht,  vendere  veile  contigerit,  primnm 
arebiepiscopo  se,  sicut  si  alius  comparare  velit,  exbibeat;  quod  si  noluerit 
arcbiepiscopns,  alii  cuilibet  emere  licebit,  attameu  et  quod  is  qui  vendidit 
annnatim  debitus  fnit  et  hunc  solvere  postmodum  oportebit  .... 
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gegenüber  den  gewöhnlichen  Colonieationsvcrträgen  und  die 
nähere  Beziehung  zu  den  hofrechtlichen  Institutionen  begreiflich, 
sondern  erklärt  es  auch,  dass  eiu  solches  Mindermass  von 
Bcchten  und  Begünstigungen  sich  doch  für  das  Zustandekommen 
der  Colonie  hinreichend  erwies.  Für  die  einheimische  Bevölkerung, 
namentlich  den  unfreien  Theil  derselben,  mussten  auch  solche 
weniger  weit  reichende  Vortheile  noch  begehrenswerth  erscheinen, 
die  vielleicht  nicht  genügt  hätten,  fremde  und  freie  Leute  aus 
der  Feme  zu  gewinnen. 

Auch  die  durch  Erzbischof  Sigfried  von  Bremen  durch- 
geführte Coloniengründung,  durch  welche  nach  ziemlich  allge- 
mein herrschender  Ansicht  der  bei  der  Colonisation  des  Erz- 
bischofs Friedrichs  frei  gebliebene  Theil  des  Hollcrlandes  bei 
Bremen  besiedelt  wurde,  dürfte  vorwiegend  von  einheimischen 
Colonisten  bewerkstelligt  worden  sein.  Zwar  wird  bis  in  die 
neueste  Zeit  immer  die  Ansicht  vertreten,  dass  das  betreffende 
bischöfliche  Diplom’)  an  eine  Holländerniederlassung  im  wahren 


')  1181  Bremer  ÜB.  No.  .06  ... . Noverit . . .,  qualiter  ego  Siffridus  dei 
olemeotis  archiepiscopos  Bremensis,  inito  consilio  cum  fratribus  meis  cano- 
nicia,  viris  meia  et  miniaterialibna  vcudidi  quoddam  deaertum,  quod  Over- 
oigulaiit  dicitur,  Uocwinkil,  Oaterholtet  V'urholt,  quod  emptum  eat  emtione 
libera.  Eiuadom  autem  loci  iucolaa  tarn  modernoa  quam  futuroa  ad  uuam 
atatuimua  pertincre  parrochiam.  Tor  in  anno  aynodo  intcrerunt.  Decima 
talia  eat;  decima  vima,  decimua  agnua  . . .,  idem  de  anacre  et  porcello;  pro 
poledro  nummum  unum  dabunt  in  die  aancti  Martini,  pro  vitulo  obulnm; 
de  pullia  nulla  eontingit  decima.  Manaua  annuatim  aolvit  nummum 
pro  cenau  in  die  aancti  Martini.  Post  aex  bebdomadaa  placito  intereruiit, 
ita  dieo,  ai  tribua  diebua  ante  iudictum  fuerit.  Post  merediem  apud  ooa  in 
nullius  collum  nec  hereditatem  agetur.  Qui  tardus  ad  placitum  venerit, 
ooto  nummoa  vadiabit ; pro  banno  quatuor  aolidos ; qui  litigaverit  aive 
qui  alii  iniurias  intulerit  et  convictus  fuerit,  aexaginta  aolidos  persolvet. 
item  ai  quis  pro  dobito  accusatua  fuerit  in  placito  et  ai  confessus  fuerit,  quod 
hoc  debeat,  nihil  inde  solvet  iudici:  ai  autem  iudex  praeceperits  debitori, 
quod  debitum  reddat  et  debitor  hoc  neglexerit,  io  proximo  placito  quatuor 
solidoa  vadiabit.  Qui  apud  eos  de  herediate  conqueritur,  ei  non  licet  teatea 
adduccre  niai  cos,  qui  propriam  hereditatem  poasident,  ita  ut  Kdelea  sint,  de 
cadem  parroehia.  Contra  mortuum  testari  non  licet.  Post  mortem  partria 
vel  matris  soror  et  frater  omnia  equaliter  parcientur.  Item  ai  unus  eorum 
alteri  nnpserit  et  alter  sine  berede  morte  preventus  fuerit,  possessio  de- 
functi  redibit  ad  proxiinos.  Item  ai  rooritur  inter  eos  aliquis  et  ai  infra 
annnm  nullus  venerit,  qui  se  defuncti  oognatum  fuiesse  probet,  possessio 
mortui  ad  regiam  manum  transibit.  Licet  etiam  eis  hereditatem  snam 
vendere,  ingredi,  egredi,  quod  nichil  apectat  ad  iudicem  Nullus  eorum 
aeieno  atabit  iudicio,  sed  tantum  ibi,  ubi  ipae  habet  iudicem.  ln  meo  epia. 
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Sinne  des  Wortes  dächte,  dass  die,  wie  man  insgemein  annimmt, 
nicht  genannten  Käufer*),  Holländer  gewesen  sein  müssen,  und 
Schulze*),  der  auch  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Colonie  ge 
nauer  bespricht,  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  „die  Stellung 
der  Ansiedler  in  wirthschaftlichcr  Beziehung  ebenso  günstig,  in 
rechtlicher  ebenso  selbstständig  war,  wie  die  der  Holländer 
von  1106;  nur  dass  man  sich  veranlasst  gesehen,  einzelne  Punkte 
genauer  zu  fixieren“.  Mag  man  nun  immerhin  den  weiteren 
Ausführungen  Schulze’s  beitreten  und  wegen  des  holländischen 
Wortes  vima  für  Garbe  und  des  Berichtes  des  Stader  Copiar's, 
welcher  Holländer  als  Bewohner  jener  Gegenden  nennt,  sich  der 
Annahme  zuneigen,  dass  Holländer  in  jene  Colonie  gelangt  sind, 
so  wird  man  doch  die  von  ihm  behauptete  Gleichstellung 
mit  den  Rechten  der  Colonisten  von  1106  gewiss  nicht  zugeben 
können.  Denn  w enn  dort  den  Colonisten  ihr  eigenes  Recht  und 
die  freieste  Ordnung  ihrer  gerichtlichen  Angelegenheiten  unter 
völligem  Ausschlüsse  jeder  bischöflichen  Ingerenz  zugesichert 
wurde,  und  hier  statt  dessen  die  eingehendste  Regelung  der 
Gerichtspflicht  und  des  gerichtlichen  Bussenwesen  nebst  Bestim- 
mungen über  erbrechtliche  Fragen  sich  finden,  so  liegt  darin 
doch  gewiss  mehr  als  lediglich  eine  genauere  Bestimmung  über 
einzelne  Funkte.  Und  wenn  man  weiter  überlegt,  dass  ausser 
in  dem  Wörtchen  vima  nicht  der  geringste  Hinweis  auf  hollän- 
disches Recht  und  holländische  Gebräuche  in  unserer  Urkunde 
enthalten  ist,  dagegen  die  positiven  Bestimmungen  mit  dem  hei- 
mischen Rechte  in  vollem  Einklänge  stehen,  dass  namentlich  per- 
sönliche Dienste,  wie  sie  das  Wapenrecht  erfordert,  von  den 
allen , freien  wie  unfreien , Ständen  angehörigen  Colonisten 
verlangt  wurden,  und  dass  auch  hier  Mittclpersonen,  durch  deren 
Intervention  die  Regelung  der  Angelegenheiten  erfolgt  wäre, 
nicht  genannt  sind,  so  liegt  wohl  die  Vermuthung  nahe,  es 
müsse  diese  Colonie  ziemlich  auf  gleicher  Stufe  mit  der  zuletzt 


copatu  nullum  dabunt  thelonium.  Item  ai  wapenrocht  contig'it,  qui  ad 
hoc  auperaederit,  ai  Uber  t'uerit  decem  aolidoa  vadiabit,  ro  iniatorial  ia 
totidem;  ai  proprius  fucrit  crinea  et  pellem  vel  quinque  aolidoa  peraolvet. 
Hereatrate  regia  erit,  ubi  ipsi  communiter  eam  eaae  decreverint  et  iudex 
preceperit.  Weteringe  autem  deducentur  quo  eia,  qui  aworeuen  diountur, 
placuerit  et  iudici. 

')  Bremer  UB.  No.  56  8.  64  Anm.  '2,  Schulze  a.  a.  0.  S.  18. 

*)  a.  a.  0.  S.  20. 
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bceprochenen  stehen,  und  bei  der  Formulierung  der  Ansiedlungs- 
bedingnissc  sei  zunächst  nn  einheimische  Landbebaucr  gedacht 
worden,  neben  denen  dann  Holländer  sich  immerhin  mit  einge- 
funden haben  mögen. 

Ja  man  kann  wohl  auch  in  den  Eingangsworten:  „qualiter 
ego  ....  inito  consilio  cum  fratribus  meis  canonicis  viris 
meis  et  ministerialibus  vendidi  quoddam  desertum“  eine  Be- 
stätigung fiir  die  hier  vertretene  Ansicht  erblicken , da  das  ge- 
wöhnliche Formular  ähnlicher  Urkunden  der  Erzbischöfe  von 
Bremen  der  Deutung  nicht  im  Wege  steht,  dass  mit  den  viris 
meis  et  ministerialibus  nicht  Bcrather  des  Bischofes,  sondern 
(indem  die  Worte  als  Object  zu  vendidi  zu  ziehen  wären)  die 
Käufer,  deren  Nennung  in  der  Urkunde  stets  vermisst  wurde, 
gemeint  gewesen  seien  *). 

Gemeinsam  ist  den  beiden  zuletzt  besprochenen  Colonisations- 
privilegien  jedenfalls,  dass  in  ihnen  des  specifischen  Holländer- 
rechtes  keine  Erwähnung  geschieht,  und  dass  die  ausführliche 
Regelung  der  processualen  Angelegenheiten  eine  freie  und  selbst- 
ständige Ordnung  dieser  Dinge  unmöglich  gemacht,  dafür  aber 
die  ganze  gerichtliche  Organisation  den  hof-  und  grnndherrlichen 
Gerichten  näher  gerückt  oder  gleichgestellt  hat.  — 

Bei  einem  schliesslichen  Rückblicke  über  das  hier  be- 
sprochene, der  Gegend  von  Hamburg  und  Bremen  angehörigen  Ur- 
kundenmaterial tritt  uns  die  eingangs  schon  erwähnte  eine 
Thatsache  als  unbestreitbar  entgegen,  dass  die  Erzbischöfe,  oder 
wer  sonst  die  Privilegien  der  Colonien  ausfertigte,  in  ihrer  öffent- 
lichrcchtlichen  Stellung,  nicht  schlechthin  als  private  vertrag- 
schliessende  Parteien  den  Colonistcn  gegenüberstanden,  was  schon 
darin  seinen  äusseren  Ausdruck  fand,  dass  die  Colnnisationaurkunden 
öfFentlichrechtliche  Angelegenheiten  vielfach  in  weiterem  Umfange 
und  mit  grösserer  Sorgfalt  ordneten,  als  die  gleichzeitig  zu  regelnden 
privatrechtlichen  Fragen. 

Auch  wurde  schon  aus  den  bisherigen  Ausführungen  klar, 
dass  die  Art  und  Weise,  in  welcher  dieser  öifentlichrechtliche 

•)  vergl.  auch  die  bei  Wersebe  a.  a.  O.  S.  K Anm.  19  citierten  Worte 
von  Renner«  (Ibroiiik  zum  J.  1181  (fol  m.  175  p.  2).  Anno  1181  verkoffte 
Biacbop  Sifridus  dat  Uoldcrland  der  Stadt  Bremen  mit  Willen  des  Dohm. 
Capitela.  Auch  hier  ist  nur  die  Zuatimmuns'  des  Donicapitcls  erwähnt. 
Dass  die  Stadt  Bremen  nicht  die  Käuferin  gewesen  sein  kann,  dafür  vergl. 
Bremer  Uß.  S.  64  Anm.  2. 
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Einfluss  zur  Geltung  kaui,  bei  den  einzelnen  Coloniengründungen 
eine  verschiedene  war. 

Das  älteste  Diplom  des  Erzbischofs  Friedrichs  vom  Jahre  1106 
ist  in  diesen  üiFentlich rechtlichen  Bestimmungen  zum  grossen 
Theile  negativ,  indem  es  die  grundherrlichen  Rechte  des  ßis- 
thums  in  enge  Schranken  eindüminte  und  in  vielen  Beziehungen 
^nzlich  ausschloss,  und  so  der  neuen  Niederlassung  volle  Freiheit 
zu  eigener,  selbstständiger  und  eigenartiger  Entwickelung  gewährte. 
Eis  mussten  völlig  neue  Grundsätze,  frei  von  den  Banden  des 
alten  flofrechtes,  zur  Anwendung  kommen,  wenn  das  gewagte 
und  kühne  Unternehmen  Aussicht  auf  Gedeihen  haben  sollte. 
Und  darum  begnügte  man  sich  auch,  neben  den  nothwendigsten 
Festsetzungen,  durch  die  das  herrschaftliche  Interesse  gewahrt 
werden  sollte,  nur  noch  wenige  allgemeine  Sätze  über  die  höhere 
Gerichtsbarkeit  zu  vereinbaren,  während  man  alles  andere  völlig 
freigab  und  jede  Ordnung  den  Colonisten  selbst  überliess '). 

So  war  allerdings  den  Colonisten  die  nöthige  Freiheit  und 
Selbstständigkeit  gewährt,  der  nothwendige  Bruch  gegenüber 
dem  Alten  vollzogen  und  eine  freie  Entwickelung  für  die  Colonie 
gesichert;  aber  bei  diesen  zunächst  rein  negativen  Bestimmun- 
gen fehlte  eben  fast  jeder  Zusammenhang  mit  dem  E’rüheren, 
namentlich  mit  der  herrschaftlichen  Ordnung,  die  doch  die  neuen 
Ansiedelungen  ins  Leben  gerufen  hatte.  Diese  völlige  Isolierung 
blieb  auf  die  Dauer  nicht  erhalten.  Schon  bei  der  Gründung 
der  Colonie  im  Stedingerlande  *)  von  1149  wurde  der  Zusammen- 
hang wenigstens  äusserlich  wieder  hergestellt,  indem  der  eine 
der  Unternehmer  den  ganzen  District  erblich  zu  beneficialem 
Rechte  zugewiesen  erhielt,  und  auch  anderwärts  fiel  den  Unter- 
nehmern eine  leitende  obrigkeitliche  Stellung  in  der  Colonie  und 
damit  die  Vermittlerrolle  zwischen  ihr  und  der  Grundherrschaft 
zu.  So  ist  Bovo  nach  dem  oben")  genannten  Diplom  Kaiser 
Friedrichs  für  die  damals  geplante  Colonie  bei  Machtenstedt  als 
judex  der  Colonisten  in  Aussicht  genommen,  und  auch  in  den 
späteren,  hier  erwähnten  Colonisationsurkunden  tritt  die  öffentlich- 
rechtliche  Function  dieser  Mittelsmänner  unverkennbar  zu  Tage, 
die,  wie  später  noch  zu  zeigen  sein  wird,  schliesslich  die  Stellung 
von  Schultheissen  erlangt  haben.  Die  Regelung  der  gerichtlichen 

’)  vergl.  auch  H.  A.  Sch  umacher.  Die  Stediuger,  Bremen,  1865.  S.  46. 

«)  8.  o.  S.  138. 

•)  I.  S.  134. 
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und  proceaaualen  Angelegenheiten,  bei  welcher  der  Geist  der  ini 
('olonisationsgebicte  heimische  Rechlsanschauungen  in  grösserem 
oder  geringerem  Masse  zum  Durchbruche  kam,  fügten  der 
äusseren  Verbindung  auch  eine  innere  Annäherung  hinzu, 
und  es  braucht  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
gerade  für  diese  Entwickelung  das  Entstehen  analoger  Colonien 
von  einheimischen  Leuten  sehr  wesentlich  fördernd  einwirken 
musste. 

Die  weitere  Entwickelung,  welche  das  Colonistenrecht  nahm, 
bewegt  sich  denn  auch  vornehmlich  auf  diesem  Gebiete  des 
genossenschaftlichen,  öffentlichen  Rechtes. 

Sehen  wir  vorläufig  von  der  Besprechung  der  durch  die 
Coloniengründungen  ins  Leben  gerufenen  privaten  Rechtsver- 
hältnisse ab,  und  wenden  wir  zunächst,  um  den  Fortgang  der 
colonisatorischen  Bewegung  zu  übersehen,  unseren  Blick  den 
anderen  Gebieten  des  deutschen  Nordens  und  Ostens  zu,  in 
welchen  eich  Spuren  einer  Colonieation  mit  mehr  oder  weniger 
Deutlichkeit  verfolgen  lassen,  so  werden  wir  zunächst  der  äusseren 
Thatsache  gewahr,  dass  an  die  specifisch  holländische  Besiedelung 
eich  bald  eine  flämische  und  eine  allgemein  deutsche  anschloss, 
die  im  allgemeinen  von  ähnlichen  Ginindsätzen  beherrscht  war. 
Freilich  lässt  sich  dies  nicht  überall  in  gleicher  Weise  verfolgen, 
dann  lange  nicht  aus  allen  Gegenden,  für  welche  sich  eine  solche 
holländische  oder  deutsche  Colonisation  nachweisen  lässt,  ist  uns 
auch  das  urkundliche  Material  erhalten,  welches  uns  einen  un- 
mittelbaren Aufschluss  Uber  die  Art  der  Coloniengründungen 
und  über  das  Colonistenrecht  zu  geben  vermöchte. 

Für  die  Gegenden  aber,  aus  welchen  uns,  wenn  such  nur 
dürftige,  urkundliche  Behelfe  über  die  Ansiedelung  selbst  vorliegen, 
ist  der  Zusammenhang  mit  den  ersten  Coloniengründungen  ausser 
allem  Zweifel,  aber  wir  erkennen  auch  sogleich,  dass  die  Ent- 
wickelung, die  wir  in  dem  Bremerlande  verfolgen  konnten,  ander- 
wärts nur  noch  entschiedener  zum  Durchbruche  kam.  Konnten 
wir  dort  erfahren,  dass  die  öffentlichrechtliche  Ausgestaltung 
des  Rechtes  der  Colonien  zu  immer  grösserem  Umfange  gelangte, 
und  immer  mehr  verdeckte,  was  an  privatrechtlichen  Institutionen 
damit  Hand  in  Hand  gieng,  'so  flndco  hier  in  den  Diplomen 
über  neue  Gründungen  neben  der  Sorge  für  die  öffentlichen  An- 
gelegenheiten privatrechtliche  Fragen  zur  Regelung  nur  mehr 
wenig  Raum;  und  war  es  bei  den  Colonien  im  Bremerlande, 
namentlich  den  ältesten,  vielleicht  noch  möglich  daran  zu  denken. 


Digitized  by  Google 


I4d 


der  Bischof  hätte  bei  der  Coloniengrfindung  neben  und  in  den 
öffentlichrechtliclien  Fragen  auch  noch  private  Zwecke  ange- 
strebt,  80  begegnen  wir  hier  der  Sorge  des  Fundators  für  ein 
gutes  Gedeihen  des  Dorfes,  und  zwar  des  Dorfes  als  einer  dem 
gcsammten  Verwaltungsorganismus  eingeordneten  öfFentlichrecht- 
lichen  Gemeinde  mit  dem  für  ihre  Verwaltung  nothwendigen 
Organe.  Denn  die  Leiter  der  Colonie  und  Anführer  der  Colo- 
nisten,  deren  Macht  ursprünglich  vielleicht  nicht  selten  bloss 
factisch  bestand  aber  nicht  rechtlich  gewollt  war  und  nach 
unseren  Urkunden  meist  nur  zu  verinuthen  und  nicht  zu  beweisen 
ist,  treten  uns  hier  im  Kleide  von  Schultheissen  unverkennbar 
als  eingesetzte  Obrigkeiten  entgegen. 

Den  Übergang  zwischen  diesen  freieren  und  den  späteren 
dorfrechtlich  geschlossenen  Formen,  die  namentlich  in  der 
Lausitz,  Schlesien  und  Böhmen  besonders  zahlreich  nachweisbar 
sind,  bilden  unverkennbar  Üoloniengründungen  von  der  Art,  wie 
wir  solche  in  der  Gegend  von  Magdeburg  und  Meissen  urkund- 
lich beglaubigt  vorfinden. 

Mit  den  eigentlichen  Holländercolonien  in  der  Form  ihrer 
Gründung  am  nächsten  verwandt  ist  die  Besiedelung  des  Dorfes 
Krakau  bei  Magdeburg.  Nach  der  auf  uns  überkommenen  Über- 
lieferung *)  beurkundet  nämlich  Erzbischof  Wichmann,  dass  der 


')  Mühlveratedt  Kegesta  ArchiepiscopatosUagdeburgensia  I No.  1461 
a.  1161  ? nach  einer  dem  15.  Jahrhundert  angehörigen  Copie  mit  unrichtiger 
Datierung.  Uedruckt  bei  Hoffmann,  Ucacbichte  Magdeburga  , 1847,  II. 
S.  408  f . . . . WichmannuB  . . Archiepiacopua.  Noverit  ....  qualiter 
Oerhardua  maioria  eccleaie  prepoeitua  in  Magdeburg  villam  <|uandam  contra 
civitatem  auper  albie  ripam  aitam  krakoe  nominatam  cum  omnibua  ad  eam 

pertiuentibua Burebardo  cuidam  et  Simoni  aub  aaaignacione  euiua- 

dam  certe  pecunie  ad  excolendam  contradidit  aaaenau  noatro  et  canonicorum 
maioria  eccleaie  et  Sifridi  achuHeti  euiua  cadem  villa  beneficium  ante  fuerat 
ea  videlicet  convencione  interpoaita  ut  quoacunque  agrorum  cultores  preno- 
roinati  viri  ibidem  locaverint  quantoacunque  agroa  pecunia  aua  ernennt 
eoadem  iure  bereditario  posaidcant  auiaque  heredibna  poaaidendoa  relinquant, 
Addidit  eia  praeterca  ut  einadem  novelle  plantacionia  inhabitatorea  in  om- 
nibua  cauaia  ac  negotiis  aive  placitia  auia  iuaticiam  et  conauetudinem  aeii 
plebiacita  hollandenaium  habeant  hoc  nimirura  eia  indulgena  ut  ab  omni 
angaricione  et  peticione  et  vara  et  expeditioue  aint  liberi  ut  tantummodo 
foaaatia  ad  reatringendam  aquam  vacent  et  jure  hollandienaium  annuatim  per- 
aolvant  XII  nummoa  de  quolibet  manao  cum  decimaoione  omnium  fructuum 
auorum  et  omnium  decimandorum  tociua  quoque  decimacionia  trea  fiaot 
particionea  quarum  uua  in  uaua  prebendalea  canonicorum  majoria  eccletie 
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Magdeburger  Domprobst  Gerhard  die  Dorfschaft  Krakau  an  der 
Elbe  mit  allem  Zugehör  zwei  Leuten,  Burchard  und  Simon,  unter 
Anweisung  eines  bestimmten  Geldbetrages  mit  Zustimmung  der 
Canoniker  und  des  früheren  Dorfschultheissen  Sifridus  zum  Aus- 
bau übergeben  habe.  Die  beiden  sollten  dort  möglichst  viele 
Bebauer  des  Landes  ansetzen,  die  eine  beliebige  Anzahl  von  Ackern 
sich  an  kaufen  und  dann  zu  erblichem  Hechte  für  sich  und 
ihre  Nachkommen  besitzen  sollten.  Den  Colonisten  wurde  der  Ge- 
brauch des  holländischen  Rechtes  in  allen  ihren  Hechtshändeln, 
sowie  die  Freiheit  von  persönlichen  Diensten  zugesichert  und  nur 
die  Verpflichtung  zur  Besorgung  gewisser  Wasserarbeiten  und 
„nach  Holländerrecht“  zur  Zahlung  von  12  n.  für  jede  Hufe 
und  zur  Zehentleistung  auferlegt.  Sowohl  in  den  positiven  Be- 
stimmungen über  die  Abgabenpflicht,  wie  in  der  wenig  präcisen 
Formulierung  der  rechtlichen  Stellung  der  Dorfgründer  zu  den 
Dorfangchörigen  steht  dieses  Diplom  des  Erzbischofs  Wichmann 
mit  den  eingangs  besprochenen  Colonisationsurkunden  ziemlich 
auf  gleicher  Stufe. 

Demgegenüber  erscheint  schon  in  den  folgenden  Urkunden 
aus  der  gleichen  Gegend  die  obrigkeitliche  Stellung  der  Dorfvor- 
steher durch  den  Bischof  gewissermassen  offlciell  anerkannt,  was 
u.  a.  in  der  Verleihung  eines  gefreiten  Grundbesitzes  an  die  Dorf- 
obrigkeit ihren  greifbaren  Ausdruck  erhielt.  Die  älteste  unter 
den  hierher  gehörigen  Urkunden  ist  ein  Diplom  des  Bischofs  Ge- 
rung von  Meissen'),  welches  uns  berichtet,  dass  dieser  tüchtigen 


proveniat  SecuDtlam  eccleaia  eiusdem  ville  et  sacerdos  qui  ibidem  fuerit  in 
Perpetuum  poasideat  Tertia  vero  ei  quicunque  dominus  vel  possesaor  eiusdem 
ville  extiterit  renianeat.  £t  heo  quidem  tradicio  seu  vendicio  quemadniodum 
aupra  dicta  est,  facta  est 

')  1154  Cod.  dipl.  Saxoniae  II  1 No.  50  ...  . notum  esse  volumua 
qualiter  ego  ....  strenuos  viros  ex  Flandrens!  provincia  adventantes  in 
quodam  loco  inculto  et  pene  habitatoribus  vacuo  collocaverim  et  in  stabilem 
aeternamque  et  hereditariam  possessionem  tarn  ipsis,  quam  omni  eorum 
posteritate  villam  eandem  quae  Coryn  (KUhren  bei  Wurzen)  dicitur  cum 
subscripto  iure  tradiderira.  Praefatis  ctenim  Flandrensibus  in  meraoriam 
et  signum  emptae  possessionis  quatuor  talcnta  et  eandem  villam  . . . tradidi. 
£x  quibus  videlicet  (XVIII)  mansis  unum  ecclesiae  cum  omni  decima  eius- 
dem mansi  concessi ; duos  autem  eorundem  incolarum  magistro,  ejuem  scul- 
tetum  appellant,  absque  decima  permisi.  Keliqui  mansi  numero  XV  singulis 
aunis  XXX  sol.,  et  pro  iusticia,  quo  zip  vocatur,  XXX  nummos  persoluunt 
Omnium  rerum  suarum  decimam  praeter,  apum  et  lini,  praefati  hominis  dant 
et  ter  in  anno  advocato  in  placitis,  quae  cum  ipsis  et  apud  ipsos  cum  pauois 
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Hnnnern  aus  Flandern  das  nahezu  unbewohnte  Dorf  Coryn  mit 
allem  Zubehöre  zu  dauerndem  und  erblichem  Besitze  zur  Besiede- 
lung überliess.  Von  den  18  Hufen,  welche  das  Dorf  enthielt, 
widmete  er  eine  der  Dorfkirche,  zwei  andere  zins-  und  zehent- 
frei  dem  incolarum  magistro,  quem  scultetum  appcllant,  während 
die  übrigen  neben  dem  vollen  Zehent  einen  ßxen  Zins  zu  leisten 
hatten.  Zur  Ausübung  der  Gerichtspflege  wurden  jährlich  drei 
Gerichtstage,  die  unter  der  Leitung  des  bischöflichen  advocatus 
in  dem  Dorfe  selbst  abgchalten  werden  sollten,  angeordnet;  dabei 
nahm  der  Bischof  von  den  Gcrichtsgefällen  zwei  Dritttheile  für 
sich  in  Anspruch,  während  er  das  dritte  dem  Schultheissen  über- 
wies. Endlich  wurde  den  Ansiedlern  volle  Freiheit  von  allen 
weiteren  bischöflichen,  vogteilichen  und  Schultheissensteuern 
zugesichert. 

Ähnlich  sind,  wie  wir  aus  der  im  Dessaucr  Archive  erliegen- 
den Originalurkunde  ‘)  des  Abtes  Arnold  von  Ballenstedt  vom 
Jahre  1159  erfahren,  die  Bedingungen,  unter  welchen  dieser 
zwei  bisher  von  Slaven  bewohnte  Dörfer  (Nauzedele  et  Nimiz) 


babituma  eat,  aumptua  adminiatrant.  Duae  partes,  qnae  in  placitia  advocati 
Tel  aeuHeti  acceaserint,  epiacopo,  tertia  aculteto  datur.  Thcolonio  in  looia 
noatris  sint  liberi  nisi  qui  fuerint  publicia  ne;rotiatoribus  inanoipati.  Panes 
et  cerevisiam  et  carnes  inter  se  ipsos  licite  vendnnt,  non  tarnen  in  villa  aua 
pnblico  mercatn  insiatant.  Cetemra  ab  omni  exactione  epiacopi,  advocati, 
villici  aeu  hominum  reliquonim  liberoa  eoa  reddimua  ...  Zu  nennen  iat 
vielleicht  auch  noch  Urk.  llHö  1.  eod.  No.  59.  die  freilich  vielfach  anderen 
Character  trägt. 

')  V.  Heinemann,  Anhalter  tlrkundenbuch  I 1159,  454  N.  . . a.  . . • 

qaaliter  ego  Arnoldua Ballenatadenaia  cenobii  minister,  et  fratrea  noatri 

pari  consensu  . . . duas  villulaa  noatraa  trana  Mildam  aitaa,  Nauzedele  vide- 
licet  et  Nimiz,  hactenua  a Slavia  pnaaeaaaa,  Flamiggia  petentibna  inre 
ano  possidendaa  vendidimus.  (^uaa  villaa  in  nnnm  redactaa  in  XXIV 
roanaos  partientes,  duobus  cum  omni  utilitate  eis,  qui  Hurmeatere  vocan- 
tur,  inbeneficiatia,  unum  cum  aui  iuris  quantitato  ecclesie  contulimus,  quam 
liberam  ab  omni  infenaione  nnatra  et  advocati  auctoritate  atatuimus,  ceteria 
in  cenaua  noatros  rodactis  hoc  pacto.  Annuatim  ad  integrum  suo  posaidenti 
decima  de  omnibua  cultia  aolvatur,  adiuncto  annuali  censu,  acilicet 
duobus  modiia  ailignia  et  duobus  tritici  et  duobua  sue  monete  solidia  in 
festo  s.  Martini.  Super  eosdem  vero  incolaa  nullum  dominari  discer- 
nimua  preter  aolum  marchionem  aeu  eius  heredein,  cuiua  aucto- 
ritate generale  placitum  ter  in  anno  fieri  volumus.  t^uia  vero 
reapeetn  divine  remunerationis  hec  bona  a marcliione  suorumque  avorum 
largitate  eoclesia  noatra  suscopit,  aec  iindum  iura  Flamiggorum,  qui 
in  eiadera  partibus  ipsius  subiecti  sunt  dicioni  et  noatris,  vivendum 
censem  US. 

V.  Rrbleihen.  10 
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an  Flamländer  verkauft  hat.  Die  beiden  Dörfer  sollten  7.u  einer 
Einheit  verbunden  und  dann  in  24  Hufen  aufgetheilt  werden, 
von  denen  zwei  mit  allem  Zubehöre  den  Dorfvorstehern  und 
eine  der  Kirche  völlig  frei  überlassen,  die  anderen  aber  für 
zins-  und  zehentpflichtig  erklärt  wurden.  Gleichzeitig  wurde 
die  Freiheit  der  Bewohner  von  jeder  Herrschaft  ausser  der 
des  Markgrafen  anerkannt,  und  bestimmt,  dass  sie  unter  seinem 
Banne  dreimal  jährlich  einen  allgemeinen  Gerichtstag  abhalten 
und  nach  ihrem  eigenen  Rechte  leben  sollten. 

Liegt  hier  hauptsächlich  in  der  Verleihung  eines  privilegierten 
Besitzstandes  an  die  Leiter  der  Dorfschaft  ein  Kennzeichen  der 
späteren  Entwickelung,  so  tragen  schon  die  Doi'fprivilegien  des 
Erzbischofes  Wichinann  für  Pechau  und  W usterwitz , die  von 
Heinemann  in  seiner  Darstellung  des  Lebens  Albrecht  des 
Bären  unmittelbar  nach  der  eben  besprochenen  Urkunde  zum 
Abdrucke  brachte,  vollends  den  oben  angedeuteten  Character  der 
späteren  Zeit  ’). 


■)  Der  weseutlichste  Inhalt  dieser  Urkk.  ist  nach  dem  Drucke  in  von 
Ueinemann,  Albrecht  der  Bär,  Darmstadt  1864  8.  469  ff.: 

Urk.  1159  (No.  40)  N . s . . , q . ego  Wicmannus  ....  Haf^ebur- 
gensis  ecclesie  archiepiscopus  villam  quandam,  que  Pechoe  dicitur,  ciim 
Omnibus  ad  eam  pertinentibus  agris  pratis  silvis  et  stagnis  ad  excolen- 
dum  et  fructificandum  tradidi  euidam  Heriberte,  tali 
inter  me  et  ipsum  facta  oonventione.  I n o o I i s,  quos  ipse  locaret  in  eisdem 
bonis,  eam  iusticiam,  quam  ius  burgenso  vocant  in  Omnibus  suis  et  ne- 
gotiis  s t a b i 1 i V i , ipsi  quoque  Heriberte  sez  mansos  ibidem 
in  beneficium  concessi,  unum  mansum  ecclesie  ad  usum  sacerdoti 
in  dotem  dedi.  Similiter  statui,  ut  ue<|ue  comes  ncque  advocatus;  aliquis 
quidquam  iuris  ibi  habest,  sed  idem  Heribertus  et  post  ipsum 
beres  suus  de  omnibus,  que  inter  ipsos  tractanda  fuerint,  ordine  iudi- 
ciario  iudicet,  meo  tarnen  villioo  presente,  et  quid- 
quid  questus  inde  provenerit,  II  portiones  mihi  . . . tertia  vero  in  usus  . . . 
Heriberti  sive  sui  heredis  cedat.  Die  Hufen  sollen  nicht  an  andere  ver- 
liehen werden.  Auf  10  Jahre  Freiheit  von  der  „Burgwere“.  Si  vero  con- 
tingat,  euudem  Heribertum  aut  suum  heredem  cum  eisdem  inenlis  adiacen- 
tium  villarum  aliquas  emere,  eam,  que  supra  dicta  est,  iustitiam  in  Omnibus 
babeant  ao  debitum  annuatim  persolvendum  seeuudum 
ius  burgense  mihi  sive  meo  successori  imperpotuum  porso  Ivaut. 

Urk.  o.  D.  (ca.  1159)  No.  41  N . . . q . ego  Wyehmannus  . . . villam 
quandam,  que  Wosterwize  dicitur,  sitam  prope  Havclam  coutradidi  euidam 
Heinrico  aliisque,  qui  per  ipsum  ct  cum  ipso  ad  me  venerint, 
Flamiugis  . , , . ita  videlicet,  ut  per  omnia  et  in  omnibus  eam  habeaut  ius- 
titiam, que  Scartociisis  appcllatur.  Kidcm  quoque  llenrico  IV  mansos  et 
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Die  Crkunde  für  Pechau  xagt  nichts  über  die  Laudesange- 
hörigkeit der  Colonisten;  sie  spricht  nur  schlechthin  von  Ansied- 
lern, welche  das  Land  zuui  Ausbau  und  zur  Cultivierung  Über- 
nehmen. In  dem  Diplome  für  Wusterwitz  sind  wieder  ausdrück- 
lich Flamingcr  als  Colonisten  genannt;  auch  findet  hier  die  Zins- 
pflicht (2  sol.  von  der  Hufe)  und  der  Zehent  wieder  besondere 
Erwähnung,  während  die  Pcchauer  Urkunde  solche  Verpflich- 
tungen nicht  statuiert.  Gemeinsam  ist  beiden  die  Übertragung 
des  Dorfes  an  einen  Einzelnen,  der  vielleicht  am  besten  als 
Schultheiss  zu  bezeichnen  wäre,  die  erbliche  Belehnung  desselben 
mit  einigen  gefreiten  Hufen,  sowie  endlich  dessen  Bestellung  zum 
Leiter  der  Gerichte,  deren  Erträgnisse  zu  zwei  Dritttheilen  dem 
Erzbischöfe,  zu  einem  Dritttheile  dem  Schulzen  zugewiesen  wurden. 
Ausserdem  enthalten  die  Privilegien  noch  manche  andere  für 
das  öffentliche  Becht  der  Dörfer  bedeutende  Garantien,  wie  die 
Befreiung  von  dem  Burgwerk , Zollfreiheiten,  Verleihung  von 
städtischem  Rechte  u.  a.  m.  Die  Zusicherung  des  ferneren  Ge- 
brauches des  flämischen  Rechtes  fehlt  in  beiden  Documenten, 
obwohl  wenigstens  das  eine  derselben  die  flämische  Nationalität 
der  Colonisten  ausdrücklich  hervorhebt. 

Im  ganzen  ist  aber  hier  unzweifelhaft  jene  Form  erreicht, 
die  für  Dorfgründungen  nach  holländischem  oder  deutschem  Rechte 
in  den  früher  slavischcn  Grenzländem  insbesondere  in  Schlesien 
und  den  angrenzenden  Gebieten  ganz  allgemein  gebräuchlich 


anum  talentum  ac  suo  heredi  ibidem  in  benetioium  concesii,  onum  vero 
mansum  ecclesie  tune  ibi  divino  adiutorio  construende  quasi  in  dotem  dedi 
et  preter  hos  quinqiie,  ne  quis  ibi  mansus  vel  a me  vel  ab  aliquo  meorum 
Buccessorum  euiquam  inbeneticietur  aut  quoviamodo  ab  uan  archiepiscopi 
sequeatretur,  omni  qua  oportuit  stabilitate  firmavi.  Dedi  qnoque  eiusdem 
ville  inhabitatoribuB,  ut  aint  immunes  et  liberi  ab  eo  miniaterio,  quod  burg- 
were  vulgo  vocatur,  nisi  ad  munimen  et  securitatem  seraetipsos  circumvallare 
et  contra  paganoa  adiacentes  eia  precipiatur.  Eat  etiam  hoc  firmaturo, 
ut  preter  eundem  Henrioum  neque  comitem  auper  ae  habeant, 
neqne  advocatum.  Von  den  (üerichtagef&llen  2 Theile  dem  Erzb.  ein 
Tbeil  dem  .Iudex.  Cultorea  etiam  agrorum  pro  quolibet  manso  annuatim 
aoWant  II  aol.  in  festo  b.  Martini  et  preterea  omnium  rerum  decimandarum 
plenam  decimationem.  Jahrmarkt  mit  dem  Rechte,  wie  es  Magdeburg  hat 
und  ausBchliesslicher  Gerichtsbarkeit  Heinricha  u.  b.  Erben.  Für  5 Jahre 
Zollfreiheit  und  für  die  gleiche  Zeit,  qui  cives  ac  domestioi  eiusdem  fori  fuerint, 
nullum  pro  areis  suis  solvent  tributum.  Danach  hospitea  et  transeuntes  de- 
bitum  peraolvent  theloneura.  Civis  quoque  unusquisque  pro  area  quolibet 
anno  solvat  sex  nummos  ab  inde  usque  in  serapiternum  ....  Über  das 
Burgwerk  s.  z.  B.  Riedel,  Mark  Brandenburg  11  227  ff. 

10» 
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wurde.  Sowohl  die  Verfassung  des  Dorfes,  die  Leitung  desselben 
durch  einen  mit  gefreitem  Besitze  ausgestatteten  Schulzen,  der 
zugleich  Träger  der  niederen  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt 
war,  als  auch  die  Regelung  der  privaten  Besitzverhältnisse  der 
Bauernschaft  und  ihres  Vorstehers  kehren  in  allen  deutschen 
Colonistendörfern  jener  Zeit  regelmässig  in  der  gleichen  Weise 
wieder. 

Hier  sei  zum  Schlüsse  um  des  localen  Zusammenhanges 
willen  noch  ein  weiteres  Holländerprivileg')  des  Bischofes  Wich- 
mann  aus  dem  Jahre  1152,  also  noch  aus  der  Zeit  seines  Naum- 
burger  Episcopates  erwähnt.  Dasselbe  nennt,  in  gewissem  Gegen- 
sätze zu  der  über  Holländercolonien  allgemein  herrschenden 
Meinung'),  neben  freien  Colonistcn  auch  unfreie  Ansiedler,  für 
die  alle  gleichmässig  die  Bestimmungen  des  Statutes  massgebend 
sein  sollen,  und  bespricht,  was  anderwärts  meist  fehlt,  auch  das 
rechtliche  Schicksal,  dem  die  Grundstücke  verfallen,  wenn  der 
letzte  Besitzer  ohne  Erben  stirbt.  Das  erblose  Gut  fällt  dann 
zu  zwei  Dritttheilen  an  den  Bischof,  der  Rest  an  die  Pfarrkirche ; 


')  Cod.  dipl.  Sax.  1 2.  240  N.  s.  q.  ego  Wiefamanaua  . . Nuembargensit 
ep.  euidam  populo  de  terra,  queHoIIanth  nominatur,  a predecesaore  meo 
Udone  in  eundem  epiacopatum  coadunato  hoc  privilegium  contuli.  in  quo,  nt 
omnibua  ex|ioiierom,  qua  lege  aatricti  teneantur  vel  qua  libertat«  fruantur, 
utile  ....  eatimavi.  Data  eat  igitur  eia  a me  libera  poteataa  infra  epiaco- 
patum vendendi  et  emendi  aine  omni  genere  exactiouia  vel  tbelonei  et,  ai 
alicuiua  eorum  poaaeaaio  venalia  exponitur,  compatriote  auo  tantom  et  non 
extero  illam  emere  liceat.  Cauaa  etiam  correctiouia  tcr  in  anno  cum  eia 
Colloquium  babeat,  quicumque  fuerit  epiacopua,  in  quo,  ai  quia  eorum  aliquo 
exceaau  iniuate  exorbitaverit,  III  aol.  compoaitionem  invoniat.  Scultbetum 
quoque,  quemeumque  aibi  prefeccrint,  sine  contradictiono  babeant,  in  euius 
colloquiia  IV  den.  compoaitionem  faciant  et,  ai  <|uia  eorum  iurameuto  ae 
expurgare  volu<.rit,  nulla  oucaaioue  impediatur,  nullia  verborum  inaiJiia  ca- 
piatur  ....  De  ectero,  (|Uod  ipai  apontanea  voluntate  optulerunt,  ...  de 
quolibet  maiiao  aolidum  unum  aiug.  annia  fratribua  ad  usum  maioria  eccleaie 
peraolvant,  et,  quicumque  succeaaurea  eorum  fuerint  et  eadem  bona  obtinue- 
rint,  aive  liberi,  aive  aervi,  aub  quacumque  lege  vel  moribua  vivant 
idem  atatutum  et  obaervent  et  faciant.  Hoc  quoque  atatutum  eat,  ut,  ai  quia 
eorum  aine  berede  muriatur,  poaaeaaio  eiua  integra  aine  diatractione  in  cuato- 
dia  per  circulum  anni  et  diem  teneatur,  ut,  ai  legitimus  beres  interim  adve- 
nerit  sine  oontradictione  loeum  prioria  poseideat.  Sin  autem  epiacopua  duas 
partea  accipiat,  terciani  vero  ad  uaum  eccleaie  relinquat.  Vergl.  auch  in 
Beziehung  auf  die  gerichtlichen  Bestimmungen  1 eod.  118H,  Ö23;  1185  11  I,  nO 
•)  vergl.  z.  B.  Schröder,  K.  O.  417. 
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nur  eoll  zuvor  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  abgewartet  werden, 
um  etwa  abwesenden  Anwärtern  Gelegenheit  zur  Geltendmachung 
ihrer  flechte  zu  geben. 

Das  reichste  urkundliche  Material  über  anderweitige  coloni- 
satorische  Dorfgründungen  ist  uns  unzweifelhaft  aus  der  Lausitz 
und  aus  Schlesien  erhalten,  wie  denn  auch  das  Colonisations- 
recht  dieser  Gegenden  vielleicht  die  umfassendste  Bearbeitung 
erfahren  hat ').  Hier  wiederholen  sich  ungezählte  Male  Dorf- 
gründungen und  Bewidmungen  mit  deutschem  Rechte’),  das  im 
Gegensätze  zu  dem  polnischen  Rechte’)  als  gefreit  und  privilegiert 
allseits  angestrebt  wurde.  Regelmässig  steht  ein  locator,  ein 
Schultheiss,  an  der  Spitze  der  neuen  deutschen  Ansiedelung; 
er  übernimmt  es,  Colonisten  in  das  Dorf  zu  rufen  und  den 
Grund  und  Boden  an  Bauern  zur  Culturarbeit  zu  übertragen, 
und  behält  dann  auch  nach  Errichtung  der  neuen  Colonie 
das  Schulzenamt  mit  der  niederen  Gerichtsbarkeit  zu  erblichem 
Rechte.  Für  diese  Mühewaltung  — pro  expensis  ct  laboribus 
in  fundacione  et  regimine  loci,  wie  eine  Urkunde  sagt  — 
empfängt  er  einige  Freihufen , bald  in  fest  bestimmter  Zahl, 
bald  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  cultivierten  Hufen*),  etwa  jede 
zehnte  oder  sechste,  mit  voller  Freiheit  von  jeder  Zehent-  und 
Zinslast  und  zu  unbeschränktem,  vererblichem  und  vcräusserlichem 
Rechte.  Ausserdem  wurde  ihm  mit  der  Gerichtsbarkeit  ein  An- 
thcil  an  deren  Erträgnissen  und  überdies  noch  andere  Einnahme- 


*)  vergl.  in«b.  von  Urk. -Büchern:  Tzschoppc  und  Stenzei,  Ur- 
kuudensammlung  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Städte  und  der  Ein- 
führung und  Verbreitung  deutscher  Kolonisten  und  Rechte  in  Schlesien 
nnd  der  Oberlausitz,  Hamburg  183:t;  Cod.  dipl.  Silesiae,  insbes.  d.  4.  Bd.; 
und  von  Bearbeitungen;  die  Einleitung  zu  dem  UB.  von  Tzschoppe  und 
Stenzei  bos.  Cap.  ü u.  3,  dann  für  die  Lausitz;  K not  he  „Zur  Geseb.  der 
Germanisation  in  der  Oberlausitz“,  in  Webers  Archiv  für  säebs.  Gesch. 
N.  Folge  2 Bd.,  und  „Die  Stellung  der  Gutsunterthanen  in  der  Oberlausitz 
zu  ihren  Gutsherrschaften“  im  Lausitz  sehen  Magazin  Bd.  t>I  ; für  Schlesien: 
Heitzen,  Einleitung  zum  4.  Bd.  des  Cod.  dipl.  Sil.  und  Wohlbrück, 
Geschichte  des  ehemaligen  Bistum  Lebus  I82t)  I 201  f.  Anra. 

*)  Über  die  Bedeutung  von  deutschem  und  fränkischem  Rechte  s.  u.  a 
Tzschoppe  und  Stenzel,  Einleitung  S.  97  ff.  Meitzen,  Cod.  dipl.  Sil.  IV 
Einleitung  S.  97,  Schulze,  Niedcrländ.  Siedeliingen  S.  147  ff.  Altere  An- 
sichten z.  B.  Anton,  Geschichte  der  deutschen  T^andwirthschaft,  Görlitz 
1799-  1«02  II  S.  19  f. 

•)  Neben  einer  erweiterten  Abgabenpflicht  wurde  der  Mangel  eines 
gesicherten,  unentziehbaren  Besitzrechtes  schwer  empfunden. 

*)  vergl.  desnäheren  bei  Tzschoppe  undStenz  elEinl.S.  lölAnm.3u.4. 
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quellen,  wie  Mühlen,  Schankrechte,  Brot-  und  Fleischbänke  u.  a. 
zugewiesen '). 

Von  dem  Rechte  der  Bauern,  der  eigentlichen  Dorfbesiedler, 
handeln  die  Urkunden  mit  weniger  Ausführlichkeit  und  Sorgfalt. 
In  der  Regel  erfahren  wir  nicht  mehr,  als  dass  auf  den  einzelnen 
Bauernhufen  neben  dem  Zehent  die  Verpflichtung  zur  Abgabe 
eines  jährlichen  Zinses  oder  auch  zu  persönlichen  Leistungen 
ruhte.  Das  Reeht  der  Bauern  an  der  Hufe  war,  wie  man  wohl 
bestimmt  annehmen  kann,  ein  vererbliches*)  und  veräusserliches *), 
und  nur  in  einzelnen  Ausnahmsfällen  haftete  daran  für  den,  der 
das  Gut  verlassen  wollte,  die  Verpflichtung,  einen  tauglichen 
Nachfolger  zu  stellen*). 

Die  technische  Bezeichnung  für  dieses  Bauernrecht  ist  jus 
teutonicum,  ein  Ausdruck,  der  freilich  nicht  nur  auf  das  Grund- 
besitzrecht sondern  auf  die  ganze  dorfrechtliche  Organisation  an- 
gewendet wurde;  daneben  findet  sich  namentlich  in  etwas  späterer 
Zeit  die  einer  fernen  Analogie  des  römi.xchen  Rechtes  entlehnte 
Wendung  jiw  emphytculicum '').  Vereinzelt  erfährt  die  herrschaft- 
liche Stellung  des  Fundators,  al.s  Trägers  einer  herrschaftlichen  Ge- 
walt über  die  Güter  *),  wie  über  die  Dorfbewohner  ’),  eine  besondere 
Betonung. 

')  vergl.  such  Wo  hl  brück  a.  a.  0.  I 203  f.  und  die  das.  S.  208  f.  be- 
sprochene ausführliche  Urkunde  von  lotiO,  Anders,  Schlesien,  wie  es  war 
1810  11  8.  324  ff.,  welche  über  die  Umwandluag  eines  polnischen  Dorfes  in 
ein  deutsches  Dorf  bandelt  und  neben  dem  Hinweise,  dass  der  Dorfberr 
aus  dieser  Veränderung  für  sich  ein  erhöhtes  Einkommen  erhofft,  mit  be- 
sonderer Ausführlichkeit  der  Pflicht  des  Schulzen  gedenkt,  für  die  Besiede- 
lung und  Bebauung  des  Dorfes  durch  Bauern  Sorge  zu  tragen. 

“)  vergl.  z.  B.  1309  Cod.  dipl.  Siles.  I 23. 

')  Die  Veräusserung  mitunter  an  die  Zustimmung  des  Uruudherrn  ge- 
bunden, vergl.  Tzschoppe  und  Stenzei,  Einleitung  S.  löö. 

*)  z.  B.  1206  Tzschoppe  und  Steuzel  UB.  No.  2. 

‘)  z.  B.  ISöOCod.  dipl.  Siles.  IV  pag.  10;  1361,  pag.  27 ; 13Ö7,  pag.  145.  f. 

*)  vergl.  1336 1 eod.  1 34,  wo  der  Zins,  der  von  jedem  laneus  zu  zahlen 
ist,  bezeichnet  wird  als  jure  dominii  et  ducali. 

’)  1334,  1.  c.  IV  pag.  144  in  den  Worten  dantes  . . . potestatem  plena- 
riam  exponendi,  herditandi,  locandi  et  veudendi  dictos  mausos  agrorum  rusticis, 
incülia  et  agrioolisiurehereditarioperpetuis  tumporibuspossideudos  ethabeudos 
pro  annuo  ...  et  perpetuo  ccusu,  sub  hoc  modo  ut  rustici  inoole  sive  agricole 
ac  universi  et  singuli  possessores  dictorum  agrorum  ad  nos  et  ad  nostros 
succeasorcs  tamquam  ad  veros  dominos  suos  respectum  habere  debeant  ac 
nubis  nostriaque  successoribus  ...  de  quolibet  manso  sing,  aunis  . . . mediam 
marcam  ...  et  unam  maldratam  duplicis  grani  . . . cum  eorum  perioulia, 
laboribus  et  expensis  in  civitate  Wratislaviensi  presentetur  . . . 
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Über  die  Ziiiepflicht  und  deren  Character,  die  Folgen  der 
Zinei<äuinni8  und  Ähnliche«  mehr  fehlt  in  den  Fundationsurkunden 
jede  Beetimiuung.  Ihr  hauptsächlicher  und  wesentlicher  Inhalt 
bewegt  eich  vielmehr,  wie  eben  angedeutet  wurde,  auf  dem  Gebiete 
der  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  oft  eine  detaillierte  Regelung 
erfuhren '). 

In  Rechtsformen,  die  nicht  wcaentlich  verschieden  waren  von 
den  eben  gekennzeichneten,  vollzog  sich  die  Colunisation  durch 
deutsche  Ansiedler  auch  auf  mährischem  und  böhmischem 
Gebiete  *).  Auch  hier  steht  ein  Schulze  an  der  Spitze  des 


')  Vergl.  als  Beispiel  für  eine  sulche  Locationsurkande:  1328  Tzseboppe 
und  Stenzei  UB.  No.  7 . . . Laurencius  . . .Wratislaviensis  ep.  notum  faaimus  . . , 
qnud  . . . cum  communi  consensu  capituli  . . . damus  et  concedimus  et  pro* 
seuti  pagina  contirmamus  Walthero,  advocato  nostro  in  Nyza,  locare  Theuto- 
nicos  in  territurio  sancti  Johannis  in  Vyasd  pro  sextu  manso,  ita  videlicet, 
quod  de  qnolibet  manso  solvatnr  decima  annuatim  in  oampo,  mense  episcopali, 
et  dimidius  ferto  argenti  in  pondere  Theutonicali,  similiter  annuatim,  in 
censo,  excepto  penitns  sexto  manso,  enius  decimam  et  censum  idem  W.  com 
suis  heredibus  in  perpetuum  libere  recipiet  et  quiete  pro  expensis  suis  et 
UboribuB  in  fundacione  et  regimine  loci  iam  dicti,  addito,  qnod  ad  araturam 
nostram  sex  mansos  excipimus  io  divisione  mansorum  per  soKem,  more 
Tbeutonico,  recipiendos,  quomm  omnem  utilitatem  nobis  et  nostris  succes- 
soribos  perpetuo  reservamns,  eidem  W.  cum  heredibus  suis  IV  mansos  cum 
eorum  utilitate,  ad  snam  araturam  in  perpetuum  concedentes,  de  reliqnis 
vero  mansis  Omnibus  quinque  partes,  cuinslibet  utilitatis,  nobis  et  nostris 
successoribus  reservamns,  sextam  partem  tantum  eiusdem  utilitatis  prefato 
W.  cum  suis  heredibus  conferentes.  Et  quouiam  tarn  in  judiciis,  quam  eciam 
in  aliis  procuracionibus  eundem  W.  c.  s.  b.  in  prefato  loco  tenere  volnmus 
et  habere  proenratorem,  et  solum  in  jure  Thentonico  advooatum,  ter- 
tiam  partem  iudiciorum  eidem  o.  s.  h.,  nomine  advocati,  et  quartam  partem 
nomine  scnlteti,  concedimus  et  confirmamus.  Omnem  eciam  utilitatem  et 
proventnm , quem  in  loci  eiusdem  aquis  ct  silvis  idem  poterit  proenrare 
sibi  et  h.  s.  daraus  et  confirmamus,  exceptis  duobus  stagnis  nostris,  et  quod 
annonam,  nobis  et  nostris  successoribus  necessariam,  in  molendinis,  ab  eodem 
fuodandis,  moli  statuimus  statim  cum  ad  molendinum  mittetur.  Quia  vero 
tarn  locum  foreosem,  quam  villas  ibidem  fundandas  eodem  iure,  quo  utitnr 
Novum  Forum  ducis  Henrici,  quod  Srzoda  dicitur,  volumus  ab  eodem  et  per 
eundem  locari,  sextam  curiam  in  loco  forensi  et  sextum  mansum  in  villis, 
prenominato  W.  c.  s.  h.  daraus  et  concedimus,  locum  ourie  nobis  et  nostris 
successoribus  necessarie,  in  loco,  nobis  oongrno  reservantes  ....  Ähnliche 
Urkk.  ausser  den  zahlreichen  in  Tzschoppe  u.  Btenzel  und  in  Cod.  dipL 
Silesiae  IV  noch  z,  B.  Cod.  dipl.  Silesiae  I 1274,  9;  (19);  (21);  1309,  28; 
II  1.  1284,  7;  1279,  17;  1281,  18;  VI  Ürk.-Beilage  1254  No.  I u.  a.  m. 

’)  Vergl.  Palaoky,  Geschichte  von  Böhmen  II  159  ff.,  Tomasohek, 
Uecht  und  Verfassung  der  Markgrafsebaft 'Mähren,  Einleitung;  vergl.  auch 
Majestas  Carolina  c.  83,  74.  (Ausg.  von  H.  Jirecek). 
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Dorfes,  dem  wie  anderwärts  gewisse  Freiheiten  eingeräumt  wurden, 
j und  auch  hier  begegnen  wir  der  Zinspflicht '),  die  fest  und  ein- 
heitlich bestimmt  war  und  dadurch  in  einen  Gegensatz  trat  zu  den 
^ mannigfaltigen  und  oft  ungemessenen  Lasten  der  slavischen  Bauern. 
Dieser  Gegensatz  musste  natürlich  in  den  Fällen  am  schärfsten 
zu  Tage  treten,  wo  „deutsches  Recht“  ohne  eigentliche  Colonisa- 
tion  an  schon  bestehende  slavische  Dörfer  verliehen  wurde. 

Nur  darin  besteht  eine  gewisse  Verschiedenheit  anderen  Ge- 
bieten gegenüber,  dass  hier  das  Burgrecht,  also  die  städtische 
Leihe,  auf  die  Art  der  ländlichen  Besiedelung  mannigfach  Ein- 
fluss nahm,  was  schon  im  Namen  vielfach  seinen  Ausdruck  fand 
und  oft  zur  Entstehung  von  privaten,  vom  Dorfrechte  unab- 
hängigen Landleihen  führte  *). 

Auch  für  Brandenburg  und  Preussen,  wo  freilich  die 
deutsche  Besiedelung  nicht  auf  friedlichem  Wege  sondern  durch 
gewaltsame  Bezwingung  der  früher  ansässigen  slavischen  Be- 
völkerung erfolgte,  fehlt  es  trotz  mancher  Verschiedenheiten  im 
einzelnen  nicht  an  Anzeichen , die  darauf  schlicssen  lassen , dass 
auch  dort  die  für  deutsche  Colonisation  im  allgemeinen  üblichen 
Rechtsformen  Anwendung  und  Fortbildung  erfahren  haben*); 
nur  scheint  die  Colonisation  in  der  Regel  durch  Ritter, 
und  nicht  durch  bäuerliche  Schulzen  bewerkstelligt  worden 


')  vergl.  z.  ß.  Boczek,  Cod.  dipl.  Moraviao  II  1228,  189;  IV,  1270, 
3ö;  1273,  72;  Km  1er,  Hegceta  Bolicmiae  et  Moraviac  II  12.M,  11  u.  a. 

•)  vergl.  z.  B.  Boczek  IV  1276,  121,  122,  136;  Eni  1er  a.  a.  0.  12M, 
39;  1266,  91,  96,  117  etc.  Diesen  Einfluss  des  städtischen  Rechtes  hebt  be- 
sonders hervor  Toroaschek  a.  a.  O.  S.  7 fl.  Die  Entstehung  des  Burg- 
rechtes  und  die  Wechselbeziehungen  zwischen  diesem  städtischen  und  dem 
ländlichen  Leiherecht  der  deutschen  Dörfer  /.u  verfolgen,  müsste  Uegenstand 
einer  besonderen  Untersuohung  sein. 

’)  vergl.  hiezu  die  Specialdarstcllungcn  bei  Meitzen,  der  Boden  und 
die  landwirthschaftlichcn  Verhältnisse  des  preiissischcu  Staates,  Berlin  1868 
I Bd.,  Abschnitt  X u.  XI,  L.  Korn,  Ueschichto  der  bäuerlichen  Rechts- 
verhältnisse in  der  klark  Brandenburg  in  der  Zeitschrift  für  Ruchtsgesohichte 
11.  Band  1873  und  darauf  fussend  U.  E.  Knapp,  diu  Bauernbefreiung  und 
der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  älteren  Theilcn  Freussens,  Leipzig  1887 
I Bd.  Einleitung;  von  Altcrcu  : Riede  1 die  Mark  Braudenburg  im  Jahre  1260, 
Berlin  1830,  Wohlbrück  Geschichte  des  Bistbum  I.ebus  I,  insbes.  S.  209  fl*. 
A.  Lette  u.  L.  v.  Rönne  Landesculturgesetzgebung  des  preussischen 
Staates,  Berlin  1863,  Einleitung;  Sattler  „das  Urdeusland  Preussen  und  die 
Hansa  bis  zum  Jahr  1370“  i.  d.  Freuss.  Jahrb.  41.  Bd.  S.  327  fiT.  Einleitung; 
Wersebe  a a.  0.  S.  441  fl. 
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zu  sein.  So  »tehen  z.  B.  die  Bestimmungen,  unter  welchen 
der  Landmeister  Hermann  Balk  dem  edeln  Dietrich  von  Tiefenau 
1236  die  Burg  Klein  Quedin  mit  einem  der  Cultur  zuzuführenden 
Gebiete  von  3tX)  flämischen  Hufen  überwies,  in  einem  gewiss 
nicht  verkennbaren  Zusammenhänge  mit  dem  Inhalte  der  bisher 
besprochenen  Colonisationsurkunden;  aber  der  vorwiegend  mili- 
tärische Character,  welcher  das  colonisatorischc  Unternehmen 
beherrscht,  gelangt  dabei  nicht  minder  deutlich  zum  Ausdrucke  ’). 
Ähnliche  Beziehungen  enthalten  auch  manche  andere  Urkunden*) 
namentlich  aus  der  Gegend  von  Kuhn  *) , durch  dessen  Grün- 
dung und  Befriedung  mit  deutschem  Rechte  ein  Bollwerk  gegen 


')  Voigt  Codex  diploinstieus  Prussicus  I.  1236,  46.  Notum  c«se  cupi- 
inus  . . . quod  de  oonseusu  capituli  uostri  Nobili  viro  domino  Theoderico  de 
Dypenow  cooliilimus  Castrum  quod  ilicitur  parvum  (Quedin  adiacentes  quoque 
Rc  inoulte  que  possunt  eulta  iieri  t'CC  maiisos  flamingicos,  quoruin  ipte  uume- 

rum  mensurabit Ilern  liberam  piscationem  in  laciibus  insule Item 

decinias  de  unuie  triiim  villaruin  ....  Ucc  prcdicta  contulinius  eidem  et 
suis  heredibus  utriusque  sexus  iure  perpetuo  hereditaric  possideuda.  Dabit 
autem  ipse  et  sui  suecessures  dumui  nostre  pro  anuuali  censu  talentnm  cere 
id  cst  pondus  . . . maruum  et  colonionsem  denarium,  pro  decima  vero  de 
singulis  aratris  Theutonicalihus  unam  inensuram  que  schepil  dioitur  silignis 
et  aliam  tritiui  annuatim  et  quia  nobilitati  eius  deferre  dcccrnimus  ipsi  et 
heredibus  suis  nullum  describimus  obsequi  quantitatem,  hoc  autem  addicimus 
ut  si  ipse  vel  heredes  suorum  voluerint  ea  vendere  rendat  libere  cui  vult 
pretcrquain  Polono  seu  Pomorano.  Dmtor  autem  tenebitur  cum  suis  suc- 
cessoribus  non  solum  ad  censum  predictum  sed  etiam  in  duabus  militaribus 
personis  et  uno  armigero  perfectis  ut  armari  solent  milites,  armaturis 
contra  omnes  qui  doinum  noslram  inquietaverint  deservire.  Nec  pretercundum 
ut  omnes  euUnres  innnsorum  quos  diximus  ad  dcfeiisiouem  et  firma- 
mentum  terre  sieud  alii  tenebuntur  . . . Vergl.  übrigens  auch  Wohlbrüok 
a.  a O.  8.  210  ff. 

*)  z.  B.  Cod.  dipl.  pruss.  I 1242,  54,  Riedel  Cod.  dipl.  Brandenbur- 
gensis  I 1,  1293  p.  124  u.  a 

^)vcrgl.  z.  B.  Cod.  dipl.  pruss.  1.  12Sö,  1 70  KrneutesGründungspriv.d  Stadt 
Rheden  im  Kulinerlande  Vergl.  auch  die  Privilegierung  des  Dorfes  Stendal 
(Abgedruckt  aus  Bucliholz,  Geschichte  Brandenburgs  bei  Wersebe 
S.  476),  die  neben  der  Befreiung  von  Zöllen  die  Verleihung  des  Magde- 
burger Rechtes  und  die  Bestimmung  euthielt : Areas  supranominatae  villae 
hereditario  et  libero  eis  iure  concessimus  quatenus  vendendi  et  pro  arbitrio 
disponendi  liberam  habeant  facultatem,  eo  tarnen  modo,  nt  censum  earum 
arearum  qnatuor  videlicet  nummos  annuatim  inde  porsolvant  ludicialis  po- 
testas  prefecturae  iudicialis  prefatae  villae  Stendale  homini  meo  Ottoui  ex 
meo  benetieiato  iure  obvenit,  ubi  duae  partes  mihi,  tertia  vero  praefato 
Üttoni  aut  heredi  eius  iure  debetur. 
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die  heranstürmenden  Slaven  und  eine  Pflanz^^täite  der  deutschen 
Cultur  und  des  deutschen  Rechtes  im  fernen  Osten  geschaffen 
worden  war. 

Unmittelbare  Quellenzengnisse  über  solche  DorfgrUndungen 
sind  uns  indes  aus  der  älteren,  eigentlichen  Colunisationsperiode 
in  sehr  geringer  Zahl  erhalten.  Nur  aus  späteren  Nachrichten 
und  den  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels,  wie  insbesondere 
seiner  Glosse’)  erfahren  wir,  dass  das  Recht  der  Bauern  etwas 
besser  als  das  der  Erbzinsleute  gestaltet  war,  und  dass  sie  gegen 
Zins  und  andere  Dienstleistungen  sich  eines  gesicherten  Besitzes  zu 
erfreuen  hatten.  Auch  hier  erfolgte  die  Ansiedelung  durch  Unter- 
nehmer (locatores,  enitores),  die  hier  wie  anderwärts  einen  ge- 
freiten Besitz  und  obrigkeitliche  Functionen  im  Dorfe  zugewiesen 
erhielten;  und  wenn  man  absieht  von  den  Einzelheiten  der 
überall  sehr  verwickelten  Zinsverhältnisse,  so  mag  man  vielleicht 
in  der  hier  mehr  als  anderswo  betonten  Verpflichtung  der 
Bauern  zu  militärischen  Dienstleistungen  (Burgdienst  und  Heer- 
dienst) eine  in  den  Verhältnissen  wohl  begründete  Besonderheit 
des  märkischen  ßauernreebtes  erblicken.  Im  übrigen  zeigen  so- 
wohl die  urkundlichen  Überlieferungen,  die  uns  vorliegen,  wie  die 
darauf  fussenden  spccicll  diesen  Fragen  gewidmeten  überaus  gründ- 
lichen Untersuchungen  aus  älterer  und  neuerer  Zeit,  dass  auch  hier 
die  fernere  Entwickelung  des  Colonisationsrechtes  sich  hauptsäch- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Dorfrechtes  weiter  vollzogen  hat,  und 
damit  zwar  ein  für  den  ganzen  Stand  der  bäuerlichen  Dorfbe- 
völkerung massgebendes,  durch  die  Dorfverfassung  bestimmtes 
Grundbesilzrecht  geschaffen  und  weiter  gebildet  wurde,  da.s  aber 
nicht  in  der  Ausgestaltung  eines  für  den  Güterverkehr  geeigneten 
privaten  Landleiherechtes  seinen  Abschluss  fand. 

Auch  Mecklenburg  und  die  anstossenden  (iebietc  sind  von 
der  deutschen  Colonisation  nicht  unberührt  geblieben.  Ja  es  ist 
dort  kaum  ein  Landstrich  zu  nennen,  in  welchem  sich  nicht 
Spuren  derselben  nachweisen  liessen  ’).  Aber  es  fehlt  nahezu 
völlig  an  Urkunden,  die  unmittelbar  über  Dorfansetzungen  berichten 


’)  s.  oben  8.  7 ff. 

*)  Vergl.  im  allft-  F.  Boll,  Hecklenborgs  deutsche  OolonisatioD  im 
12.  ü.  13.  Jabrh.  in  den  Jabrb.  des  Vereins  für  Meoklenburg'sche  Geschichte 
und  Alterthumiknnde  XIH  (1848)  S.  57  ff.  Wersebe  a.  a.  0.  S.  407, 
B.  Ernst,  Die  Colou^ation  Heckienburgs  im  12.  und  13.  Jahrhundert  in 
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würden*).  Nur  indirect  und  aus  späteren  Nachrichten  müssen  wir 
alles  erschliessen.  Nach  diesen  und  den  darauf  basierten  Aus- 
führungen namentlich  von  Ernst  erfolgte  die  Dorfgründung  bald 
unmittelbar  durch  den  Bischof  oder  Lnndesherrn,  bald  durch  Ver- 
mittelung von  locatores,  die  zum  Theile  dem  Ritterstande,  theils 
dem  Bauernstände  angehörten.  Dass  sulche  Dorfschulzen  in  ähn- 
licher Weise,  wie  in  der  Gegend  um  Magdeburg  und  auch  in 
Schlesien,  — mag  dort  auch  sonst  die  Art  der  Golonisation  ziemlich 
verschieden  gewesen  sein,  — mit  gefreitem  Grundbesitze  (Schnlzen- 
Ichcn,  Settinge)  ausgestattet  wurden,  lässt  sich  nicht  nur  durch 
das  wiederholte  Vorkommen  von  solchen  Schulzengütern,  sondern 
auch  aus  einzelnen  direct  sprechenden  Urkunden*)  mit  voller 
Bestimmtheit  ersehen.  In  ihren  Händen  linden  wir  auch 
bald  in  weiterem,  bald  in  geringerem  Umfange  eine  Antheils- 
nahmc  an  der  Gerichtsbarkeit,  nnd  auch  ein  Theil  der  Gerichts- 
gefälle  ist  ihnen  wiederholt  ztigewiesen. 

Über  die  Stellung  der  Bauern  herrschen  die  verschiedensten 
Meinungen*).  Doch  liegen  mannigfache  Anhaltspunkte  vor,  welche 
die  Annahme  einer  ziemlich  weitreichenden  Selbstständigkeit  und 
persönlicher  Freiheit  begründet  erscheinen  lassen.  Wenig  Be- 
stimmtes erfahren  wir  auch  über  ihr  Recht  an  der  von  ihnen 
bebauten  Hufe.  Ernst  nimmt  in  seiner  Schrift  über  die  Coloni- 
sation  Mecklenburgs  ini  allgemeinen  an,  das  Pachtverhältnis,  auf 
Grund  dessen  die  Bauern  ihre  Grundstücke  inne  hatten,  „be- 
stand, wie  grosscnthcils  noch  heute  in  einer  Zeitpacht  auf 
unbestimmte  Jahre,  deren  Contract  nie  erneuert  wurde,  die 
aber  jederzeit  vom  Verleiher  kündbar  war,  falls  nicht  das 
Verhältnis  in  Erbpacht  geändert  wurde,  was  zu  Ende  des  (13.) 
Jahrhunderts  bei  Einführung  der  Bede  häufig  der  Fall  war.“ 
Aus  seiner  Darstellung  ist  nicht  zu  entnehmen,  ob  die  Ana- 


Sch  irmauhers  Ucitnigou  zur  Ucsuhiuhtu  Uouklenburgs.  2.  üd.  187ä; 
Uöblau  Mecklenburg'subea  Landrecht  1.  Bd.  Kiuleiluug.  — DäuUebu  Colo- 
uisteu  nur  gouannt  in  der  Bcwidinuugsurkunde  für  Dargun,  117U  Hcckicnb. 
U.  B.  1 114. 

')  Eine  solche  für  Holzbagen  unweit  Pölitz  von  1262  D reger,  Codex 
Pumeraniae  diplomaticos  No.  349. 

•)  vergl.  z.  ß.  1221  Meklenbnrger  UB  278.  1222  , 284  u.  a.  m. 

')  vergl.  u.  a.  Hubert  r.  Bilgucr’s  Inaugural -Dissertation  „Über 
die  Entwickelung  der  ländlichen  Besitzverbältnisse  und  die  Vertheilung  von 
(irund  und  Buden  in  Ueoklenburg-Suhweriu“  und  diu  daselbst  insbes.  B.  28  S. 
eit.  Literatur. 
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logie  de»  heutigen  Rechtep,  auf  die  er  verweit<t,  oder  das  Fehlen 
eines  die  Erblichkeit  des  Rechtes  bestimmt  ausdruckenden  Zu- 
satzes in  den  meisten  Urkunden,  oder  was  sonst  für  Gründe  für 
seine  Ansicht  bestimmend  waren.  Gewiss  ist  nicht  zu  leugnen, 
dass  das  Mecklenburg’schc  fiauernrecht  Zeiticihen  mit  beliebiger 
Kündbarkeit,  so  wieErns  t sie  als  die  gewöhnliche  Form  hinstellt  ’), 
kennt;  aber  daneben  finden  sich  auch  unzweideutig  als  erblich 
bezeichncte  Besitzrechte  an  bäuerlichen  Grundstücken  *).  Be- 
rücksichtigt man  hiezu,  dass  die  von  Ernst  als  Zeitleihcn  an- 
geführten Urkunden’)  zum  grossen  Theile  keinen  Anhaltspunkt 
in  sich  enthalten,  aus  welchem  auf  die  zeitliche  Beschränkung  des 
bäuerlichen  Rechtes  ein  zwingender  Schluss  gezogen  werden  könnte, 
und  überlegt  man,  dass  die  Urkunden,  welche  an  einzelne 
Stifter  oder  geistliche  Anstalten  das  Recht  verliehen,  Colonien  ins 
Leben  zu  rufen,  ihrem  Inhalte  nach  sich  von  anderweitigen  ana- 
logen Privilegien  nicht  unterscheiden,  so  wird  man  gewiss  ge- 
neigt sein  anzunehmen,  dass  auch  den  Mecklenburg’schcn  Colo- 
nisten  in  den  ersten  Zeiten  ein  Recht  von  nicht  so  prcc&rem  Gehalte 
cingeräumt  worden  sei,  als  es  den  Ausführungen  Ernst’s  ent- 
sprechen würde. 

Genaues  wird  sich  übrigens  hier  kaum  feststellen  lassen; 
denn  das  ganze  urkundliche  Material,  insbesondere  die  Urkunden, 
die  über  Colonisationcn  unmittelbar  berichten,  lassen  sich  auch  hier 
fast  ausnahmslos  in  eine  Ordnung  der  privatrechtlichen  Fragen’) 

■)  s.  a.  O.  8.  124,  vergl.  die  dort  zu  Anm.  4 oit.  Urk.  128ö  Hecklenb. 
UB.  18ie. 

’)  vergl.  z.  B.  die  von  Ernst  a.  a.  O.  8.  124  Anm.  6 cit.  ürkk.  Drcger 
12M.  280;  M.  U.  B U 1267,  1110;  1286,  ll.öO;  1271,  1236;  UI,  1283,  1677; 
1284,  1758;  1295,  2364;  1296,  2398.  Hiezu  sei  bemerkt,  dass  von  diesen 
Urkundeu,  die  nach  Ernst  die  Umwandlung  der  von  ihm  als  normal  an- 
genommenen kündbaren  Zeitpacht  in  Erbpacht  zum  Aufdrucke  bringen,  keine 
des  früheren  Bestandes  einer  Zeitlcihe  ausdrücklich  Erwähnung  thut,  und 
wenn  auch  einzelne  derselben  vielleicht  eine  solche  Ucutung  nahelegen,  so 
handeln  andere,  wie  Ho.  12.1.Ö,  1677  und  1758,  dem  Anscheine  nach  haupt- 
sächlich von  der  Zusicherung,  keine  Nachmessungen  mehr  vorzunehmen, 
oder  sind  sonst  Kechtsaufzeichnungen,  bei  denen  gewiss  nicht  nothwendig 
an  eine  Änderung  des  Leiherechtes  gedacht  werden  muss.  Urk.  1284,  1758 
spricht  von  gar  keinem  Zinse,  aber  einem  um  so  weiter  reichenden  Keohte 
der  Erwerber. 

’)  wie  z.  B.  alle  8.  127  als  Zeiticihen  genannten  iTkk.  M.  U.  B.  I 
1243,  546;  547;  II  1271,  1236;  1279,  1486;  III  1285,  1787. 

In  dieser  Beziehung  ist  noch  am  ausführlichsten  von  allen  1262 
Dreger  No.  349. 
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überhaupt  nicht  ein , sondern  unterwerfen , wie  die  meisten 
Colonisationsurkunden , nur  die  öffentlichrechtlichen  Angelegen- 
heiten des  Dorfes  einer  Regelung '). 

Ziemlich  ähnlich  stehen  in  dieser  Beziehung  die  Ver- 
hältnisse in  Holstein  und  Lübeck,  aus  welchen  Gegenden  die 
wenigen  erhaltenen  Urkunden  über  die  uns  besonders  interessieren- 
den Verhältnisse  gleichfalls  wenig  Nachricht  geben*). 

So  gewinnen  wir  für  das  ganze  Gebiet,  auf  welchem  die 
deutsche  Colonisation  sich  bethätigt  hat,  die  Überzeugung,  dass 
die  weitere  Fortentwickelung  des  den  Colouiengründungen  ent- 
sprossenen Rechtes  die  Bahnen  einschlug,  welche  oben  namentlich 
für  Schlesien  und  Brandenburg  gekennzeichnet  wurden.  Denn  all- 
überall enthalten  die  Colunisationsurkunden  primär,  ja  fast  aus- 
schliesslich eine  Regelung  der  Dorfverfassung,  eine  Ordnung  der 
obrigkeitlichen  Ämter,  Rechte  und  Befugnisse,  und  wenn  sie  dabei 
die  mit  dem  Dorfrechtc  zur  Entstehung  gelangenden,  den  Grund- 
besitz betreffenden  privatrechtlichen  Fragen  nebenher  berühren,  soist 
auch  dabei  zunächst  nur  des  herrschaftlichen  Zinsbezugsrechtes, 
nicht  des  bäuerlichen  Besitzrechtes  gedacht.  Ein  Blick  auf  die 
Entwickelung,  welche  das  bäuerliche  Recht  Jener  Gegenden  in 
späterer  Zeit  genommen  hat,  zeigt  auch  zur  Genüge,  dass  nicht 
die  privatrechtlichen  Befugnisse  der  Dorfbewohner,  sondern  die 
herrschaftlichen  Rechte  der  Bchulzen  das  kräftigere  und  be- 
deutendere , das  Icbens-  und  entwickelungsfähige  Element  im 
Dorfrechte  waren,  und  dass  nicht  jenen,  sondern  diesen  die  Zu- 
kunft gehörte.  Endigte  doch  die  Geschichte  der  Dörfer  des 
deutschen  Ostens,  bevor  unter  völlig  neuen  Umständen  auch 
wieder  eine  neue  Bewegung  eintrat,  mit  dem  Untergange  der 
anfangs  so  hoch  geschätzten  persönlichen  Freiheit  des  deutschen 
Rechtes  und  der  vollen  Ausbildung  einer  Grundherrschaft,  ähn- 
lich wie  sie  anderwärts  aus  anderen  Ursprüngen  entstand. 


Die  weitere  Verfolgung  dieser  Entwickelung  liegt  ausser- 
halb des  Rahmens  unserer  Untersuchung;  hier  erübrigt  nur  auf 


>)  vergl.  z.  B.  Meokleub.  UB.  I 1225,  312;  1226,  330;  1229,  373;  1241, 
523;  1243,  552;  U 1262,  945;  1268,  1146.  Dreger  1241,  13+  etc. 

*)  vergl.  das  Lübeck’sche  Urk.-B.  und  Gustav  Heinrich  Schmidt  zur 
Agrargeschichte  Lübeck's  und  Ostholsteiu’s  1887  iusb.  S.  30  u.  die  urkundl. 
Beilagen. 
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Urund  der  oben  angebenen,  freilich  epHrlichon  Daten  die  an  den 
Colonistengütern  selbst  bestehenden  ßeclitsverhältnissc  einer 
Prüfung  zu  unterziehen. 

Dabei  sei  zunächst  mit  wenigen  Worten  <lie  Frage  derZins- 
pflicht  berührt.  Die  im  ersten  Theile  der  vorliegenden  Unter- 
suchung besprochenen  Urkunden  über  die  freien  Leiheverträge 
der  Rheingegenden  enthalten  in  dieser  Beziehung  sehr  zahlreiche, 
oft  recht  detaillierte  Angaben  und  aus  den  Bestimmungen  Uber 
die  Folgen  der  Zinssäumnis,  über  Cautionen  und  dergl.  Hess  sich 
ein  ziemlich  klares  Bild  über  die  Zinsverhältnisse  entwerfen. 
In  unseren  Dorfurkunden  fehlt  fast  jeder  Anhaltspunkt,  und 
wüssten  wir  nicht  aus  den  Rechtsbüchern  jener  Zeit  die  all- 
gemeinen GrundzUge,  so  konnten  wir  uns  kaum  irgend  welche 
Vorstellung  über  das  Zinsrecht  der  Golonisationsgebiete  machen. 
Der  Grund  dafür,  dass  die  Coloni.sationsurkunden  über  diese 
Fragen  so  wenig  Aufschluss  geben,  liegt  offenbar  in  der  Uni- 
formität der  Verhältnisse  und  in  der  genossenschaftlichen  Aus- 
bildung des  Dorfrechtes.  Wo  die  Zinszahlung  wenigstens  ihrer 
Form  nach  von  einer  Besteuerung  sich  nicht  wesentlich  unter- 
schied, wo  der  Schultheiss,  der  gewiss  in  der  Regel  mit  der 
Einhebung  des  Zinses  betraut  war,  zugleich  als  obrigkeitliche 
Behörde  und  Richter  fungierte,  und  wo  die  Zinsverpflichtung  ganz 
allgemein  statuiert  war,  bedurfte  es  keiner  besonderen  Regelung 
für  den  einzelnen  Fall.  Zudem  mochte  es  dem  Grundherrn,  der 
sich  meist  nur  an  den  Schulzen  hielt,  gleichgiltig  sein,  wie  dieser 
zu  seinem  Gelde  gelangte,  und  sonach  für  ihn  jede  Veranlassung 
fehlen , Bestimmungen  über  diese  Frage  in  die  Dorfprivilegien 
aufzunehmen. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  der  eigentlichen  Hauptfrage  nach  den 
an  den  Colonistengütern  bestehenden  unmittelbaren  (dinglichen) 
Rechten  zu,  so  formulieren  wir  dieselbe  nach  den  uns  geläufigen 
romanistisch-niodernen  Rcchtsbegriifen  zunächst  dahin,  in  wessen 
Eigeuthume  dieselben  gestanden  sind , oder  anders  ausgedrückt, 
ob  den  Bauern  an  ihren  Hufen  das  Eigenthumsrccht  oder  nur  ein 
beschränktes  dingliches  Recht  zugestanden  ist;  denn  diese  Frage 
erscheint  uns  für  die  richtige  Bcurtheilung  aller  Sachenrechte 
grundlegend  und  entscheidend. 

Ihre  Beantwortung  begegnet  freilich  in  dem  vorliegenden 
Falle  zunächst  der  äusseren  Schwierigkeit,  dass  die  Colonisations- 
privilegicn  uns  nur  sehr  dürftige  Kunde  gerade  über  diese  Rechts- 
verhältnisse geben.  Da  sie,  wie  mehrmals  erwähnt,  meist  nur 
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die  öffentlichen  Angelegenheiten  der  Colonicn  behandeln,  erzählen 
eie  una  gewöhnlich  nichu  Uber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Über- 
tragung der  einzelnen  Hufen  an  die  Bauern  erfolgte;  und  über- 
haupt scheinen  die  Quellcnzuugnisse  der  damaligen  Zeit  an  der  uns 
so  wichtig  erscheinenden  Rechtsfrage  mit  auffallender  Gleich- 
giltigkeit vorübergegangen  zu  sein. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  wohl  begreiflich,  wenn  in 
der  älteren  und  neueren  juristischen  Literatur  die  manigfachsteii 
Meinungen  über  die  rechtliche  Qualität  des  Bauernrechtes  Wus- 
ge.«proehen  worden  sind. 

Wersebe‘)  spricht  den  Culonisten  volles  Eigenthum  zu, 
das  ihnen  mit  der  Verpflichtung  zu  bestimmten  Zinsleistungen 
eingeräumt  wurde;  die  Colonistengüter  sind  ihm,  wie  er  weiter 
ausführt,  weder  Lehen-,  noch  Meier-,  noch  emphyteutische  Güter, 
sondern  frei  vererbliche  Zinsgüter,  — eine  Ansicht,  die  in 
der  s|)äteren  Literatur  über  die  Colonisation  des  deutschen 
Nordens  und  Ostens  ziemlich  weite  Verbreitung  fand,  indem  sie 
ungeändert  oder  mit  geringen  Modificationen  in  Specialunter- 
suchungen wiederholt  übernommen  wurde;  so  namentlich  von 
Tzschoppe  und  Stenzei*)  in  der  Einleitung  zu  ihrem  Ur- 
kundenbuche, Enothe*)  in  seinen  Untersuchungen  über  die 
Lausitz  u.  a.  *). 

Stellen  die  Genannten  das  Erbzinsrecht  mit  dem  Eigenthume 
schlechthin  auf  eine  Stufe,  so  setzen  es  andere  dazu  in  einen 
Gegensatz  und  erklären  es  für  ein  jus  in  re  aliena  von  sehr 
weitem  Umfange.  Die  älteren  Juristen  folgten  dabei  der  Tendenz 
ihrer  Zeit,  alle  Rechtsgebilde  in  irgend  eine  Kategorie  des 
römischen  Rechtes  unterzubringen,  und  kennzeichneten  es  als 
Emphyteuse '')  oder  ein  damit  verwandtes  Rechtsinstitut,  während 

')  a.  a.  0.  zunächat  S.  141. 

’)  S.  1Ö6:  Die  Colonisten  erhielten  „die  zum  Dorfe  gehörigen  Acker 
erb-  und  eigenthümlicb  als  Erbzinagüter“. 

*)  a.  a.  O.  S.  167  in  Verbindung  mit  199. 

*)  Hieher  zu  zählen  ist  wohl  auch  Sommer  (Deacbichtliche  und 
dogmatische  Entwickelung  der  bäuerlichen  Kechtsverhältniase  in  Deutsch- 
land I § 63)  der  mit  Kunde  das  Recht  der  Bauern  als  ein  dominium  utile, 
germanicum,  eine  Art  Eigenthum  bezeichnet. 

‘)  vergl.  die  Zusammeustellung  der  verschiedenen  Meinungen  nament- 
lich die  Kelking’s  undHoebe’s  l>ei  Borchgrave  Histoire  des  Colonies 
Beiges,  BruxoIIes  1865  S.  172  ff.  — Stenzei,  Qeschichto  Schlesiens  I. 
•S.  2U1  behauptet  für  die  Colonisten  der  alteren  Zeit  geradezu  als  Regel 
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Neuere  auf  die  Unzulänglichkeit  dieser  römischen  Begriffe  für 
die  vorliegenden  deutschen  Rechteformen  hinweisen. 

Schröder’)  bezeichnet  das  Recht  der  Colonisten  als  ein 
„Erbzinsrecht  nach  Art  der  städtischen  Hausleilic,  ohne  die  Be- 
gründung einer  privaten  Unterthänigkeit  wie  bei  Vogtleuten  und 
Pfleghaften.“  „Das  Eigenthum  erlangten  eie  nicht,  vielmeltr  be- 
hielt der  Herr  das  Obereigentlium,  das  er  auch  auf  andere  über- 
tragen konnte.“  Oer  Zins  hatte,  wie  er  weiter  ausfUhrt,  häufig 
„überhaupt  keinen  materiellen  Werth,  sondern  nur  die  Bedeutung 
eines  Anerkennungszinses.“  Für  alle  Fälle  aber  erscheint  er  als 
privatrechtliche,  nicht  als  öffentlichrechtliche  Last,  was  nament- 
lich bei  dem  Vergleiche  mit  dem  Grafenschatze  zu  berück- 
sichtigen sei'). 

Borchgrave')  hebt  mit  besonderem  Nachdrucke  hervor,  um 
wie  viel  das  Recht  der  holländischen  Colonisten  hinausreichte  über 
das  der  römischen  Emphyteuten,  indem  sich  keine  Spur  eines  Rück- 
falles an  den  Grundherrn  oder  eines  Vorkaufsrechtes  desselben,  kein 
Hinweis  auf  die  Verpflichtung  zu  einer  Laudemialgebühr  und  ähn- 
lichen Abgaben  der  Colonisten  findet.  Nur  durch  die  Zinspflicht,  die 
auf  den  Hufen  lastete,  unterscheidet  sich  ihm  das  Recht  derselben 
von  vollem  Eigenthume:  „Le  droit  de  propriete  qu’obtinrent  nos 
Colons,  Sans  ötre  un  dominium  plenum,  dans  le  sens  que  l’on  atiachc 
genäralement  a ce  mot,  en  avait  tnus  les  attributs  ...  La  seule 
Charge  qui  pesait  sur  le  colon  etait  la  redevance  foneiöre  .... 
sauf  cette  redevance  nos  colons,  s’ils  ne  jouissaient  pas  d’un 
dominium  plenissimum,  avaient  näanmoins  des  droits  plus  dtendus 
qu’un  emphytöote  ordinaire;  c’ätaient,  k peu  de  chose  prös,  des 
proprietaires  dans  le  sens  strict  du  mot ; plus  encore  que  les 
emphytdotes,  ils  avaient  un  jus  dominio  proximum“  — eine 


„freies,  erbliches,  theilbares  Eigeathum,  über  welches  sic  durch  Verkauf, 
Schenkung  und  Vergabung  frei  verfügen  konnten.  Zwar  wurden  schon  im 
1.3.  Jahrhunderte  einzelne  Grundstücke  zuweilen  gegen  erblichen  Zins  aus- 
gethan,  bei  welchem  sich  der  Grundherr  bei  Verkäufen  das  Vorkaufsrecht 
vorbehielt;  allein  erst  seit  dem  Anfänge  des  14.  Jahrhundertes  linden 
wir  ganze  Dörfer,  deren  Hufen  als  Erbzinsgüter  empliytcutisch  ausgethan 
wurden,  wobei  der  Grundherr  sich  das  Obereigentbum  vorbehielt,  was 
früher  nicht  der  Fall  war.“ 

’)  Niederländische  Kolonien  S.  M9.  (383). 

*)  Deutsche  Rechtsgeschichte  S.  43ö, 

•)  a a.  0.  S.  112  u.  ITd. 
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Ausführung,  die  freilich  inelir  eine  äusaerliche  Beschreibung  als 
eine  juristisch  präcisc  und  verwerthbare  Begriffsbestimmung 
enthält. 

(Tenauer  drückte  sich  Droysen  aus,  von  dessen  Ansicht 
über  das  Recht  der  märkischen  Colonisten  Borchgrave  in  nichts 
Wesentlichem  abweicht.  Er  zeigt’),  dass  die  Ctdonisten  freie 
Banerngemeinden  hihleten  mit  vollem  Erb  und  Eigenthumsrechte, 
soweit  ein  solches  überhaupt  nach  dem  Wesen  der 
Mar k V erf as 8 ung  möglich  war,  wozu  er  später  ergänzend 
ausführte,  „das  alte  ächte  Eigenthum  im  aligermanischcn  Sinne 
hatten  sic  nicht , das  hatte  in  den  Marken  niemand“,  nur  w ar 
ihr  Recht  doch  weit  besser  als  das  der  Erbzinsleute. 

Die  schärfste  juristisehe  Formulierung  dieses  Gedankens  findet 
sich  unstreitig  bei  Knapp*),  auf  dessen  Auffassung  unten  des 
näbern  einzugehen  ist“).  — 

Will  man  zur  Prüfung  dieser  vielfach  widerstreitenden  An- 
sichten die  uns  überlieferten  urkundlichen  Nachrichten  heran- 
ziehen , so  muss  man  vor  allem  die  eine  Thatsache  sich  vor 
Augen  halten , dass  in  den  Fällen  von  Dorfschaftsgründungen, 
in  welchen  Mittelsmänner  irgend  welcher  Art  zwischen  dem 
C<donisator  und  den  Colonisten  standen,  nicht  nur  zwei,  sondern 
möglicher  Weise  drei  Personen  in  eine  rechtliche  Beziehung 
zu  den  Grundstücken  treten  konnten,  und  dass  demgemäss  zur 
Lösung  unseres  Problemes  die  rechtlichen  Befugnisse  dieser 
drei  Personenkreise  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

Für  die  Beurtheilung  des  Rechtes  der  Bauern,  worüber 
zunächst  gehandelt  werden  soll,  geben  uns  freilich,  wie  oben 
allerorts  hervorgehoben  wurde,  die  Urkunden  unmittelbar  wenig 
bestimmte  Auskunft,  und  wir  stossen  hier  noch  auf  die  besondere 
Schwierigkeit,  dass  namentlich  in  den  älteren  Urkunden  das 
Bauernrecht  oft  nur  in  der  engsten  Verbindung  mit  dem  Rechte 
ihrer  Anführer  Erwähnung  findet,  und  so  die  beiden  Rechts- 
gebiete nicht  scharf  zu  trennen  sind. 

Die  erste  Holländerurkunde  des  Erzbischofes  Friedrich  ent- 
hält über  die  Rechte  der  angesiedelten  Bauern  überhaupt  g&r 


*)  Geschichte  der  preussischen  Politik  I.  S 61  f.  und  64. 

')  Die  ßaueriibel'reiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Theilen  Preussens  1887  I S.  36  f. 

»)  8.  S.  171. 

c.  Sr/uii/iJ,  Erblvilien.  11 
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keine  Bestimmung').  Die  Urkunde  Hartwig  I gibt  den  ganzen 
District  dem  einen  Unternehmer  „iure  beneficiali  . . . ea  videlicet 
ratione,  ut  suo  eodem  iure  liceat  rcliuquere  successori“,  eine  Fest- 
setzung, die  in  den  unmittelbar  vorhergehenden  Worten  „paludem 
. . . . vendendam  et  excolendam  . . . tradidi“  ihre  Ergänzung 
erfährt,  aber  auch  so  noch  nicht  völlige  Klarheit  Uber  die  end- 
giltige  rechtliche  Regelung  zu  geben  vermag*).  Die  Privilegien 
für  die  Colonie  in  Machtenstedt*)  heben  gleichfalls  die  kaufweise 
Weiterübertragung  hervor  (quicumque  a Bovone  ....  posses- 
sionem  . . . mercatus  (uerit)  und  gebrauchen  — man  darf  wohl 
sagen  — einen  technischen  Ausdruck,  wenn  sie  dem  Unternehmer 
zugestehen,  ut  . . . venderet  quibuslibet  emtoribus  sibi  et  suis 
heredibus  iure  Hollandrico  possidendam,  eine  Formu- 
lierung, die  in  dem  Diplom  des  Erzbischofs  Hartwig  II.  von  1201  *) 
ihre  Ausführung  und  Erweiterung  fand,  indem  dieser  beurkundete : 
paludem  ...  ad  vendendum  H°  et  H°  sub  certa  huius  dis- 
positionis  forma  tradidimus.  Emtoribus  paludis  predicte  con- 
cedimus  terram  hanc  iure  hollandrico  libere  emere  et  suis 
heredibus  perpetuo  possidendam  libere  vendere  aut 
relinqucre.  In  anderen  Urkunden  finden  sich  Wendungen, 
wie  ad  excolendum  contradidi  *)  oder  Flamingos  petentibus  iure 
suo  possidendas  vendidimus  *),  ad  excolendum  et  fructificandum 
tradidi ')  u.  a.  m.  Schlesische  Dorfprivilegien  gebrauchen  gewöhn- 
lich die  Worte  concedere  jure  tcutonico  collocandum  *)  oder  locan- 
dum*),  was  vereinzelt  dahin  ergänzt  wird,  quam  hereditatis  scul- 
tetiam  vel  dominus  M.  vel  D.  ipsorumque  posteri  cum  agricolis 
ibidem  residentibus  ....  iure  hereditario  perpetuo  possidebunt; 
von  diesem  Charakter  weichen  auch  die  Bestimmungen  in  den 
übrigen  Colonisationsgebieten  nicht  wesentlich  ab. 


')  8.  oben  S.  125  f. 

*)  8.  oben  S.  133  Anm.  2. 

*)  8.  oben  S.  134  f. 

')  8.  oben  8.  136. 

‘)  Urkunde  für  Krakau  a.  o.  8.  143  Anm.  1. 

*)  11Ö9  Anbalter  UB.  464  8.  o.  S.  146  Anm.  1. 

')  1169  V.  Heinemann,  Albrecht  der  Bär  No  40  a.  o.  S.  143  Anm.  1. 
*)  z.  B.  cod.  dipl.  Siles.  I 1274,  No.  9. 

’)  z.  B.  1.  eod.  1238,  IR;  1290,  21 ; II  126.3,  4 p.  6 u.  viele  andere. 

■“)  wie  1809  1.  eod.  1.  23. 
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Nach  all  dem  ist  es  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  den  Oo- 
lonistenbauern  eine  sehr  weit  reichende  rechtliche  Macht  über  ihre 
Hufen  Zustand.  Die  Tendenz,  ihnen  eine  solche  zu  gewähren, 
tritt  allüberall  deutlich  zu  Tage,  und  gewiss  konnte  jeder  solche 
Bauer  ziemlich  unbeschränkt  auf  seinem  Gute  schalten  und 
walten.  Wenn  man  hiezu  in  Betracht  zieht,  dass  dieses  weit- 
reichende Verfügungsrecht,  das  ihm  zukam,  wenigstens  der  Regel 
nach  auch  noch  vererblich  und  veräusserlich  war,  so  wird  man 
wohl  zugeben  müssen,  dass  die  practisch  wichtigsten  Befugnisse 
eines  Eigenthümers  von  Grund  und  Boden  auch  in  den  Händen 
der  bäuerlichen  Clolonisten  sich  beisammen  fanden.  Darin  liegt 
denn  auch  unzweifelhaft  der  entscheidende  Grund,  der  vielfach 
zur  Annahme  wirklichen  Eigenthumes  bestimmte. 

Gleichwohl  kann  einer  solchen  juristischen  Erklärung,  die 
nur  auf  den  hier  angeführten  Momenten  fusst,  volle  Zuverlässig- 
keit nicht  zugesprochen  werden.  Denn  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  wenigstens  unser  heute  gütiges  Recht ')  im  Anschlüsse  an 
die  scharf  ausgebildetc  romanistische  Doctrin  nicht  das  Ausmass 
und  den  Umfang  der  jeweils  actuellen  rechtlichen  Befugnisse, 


')  Der  Grund,  warum  hier  und  in  den  folgenden  AuifUbrungen  mehr, 
als  es  vielleicht  sachlich  begründet  erscheinen  mag,  auf  die  romanistisch- 
modernen Begriffe  zurückgegriffen  wird,  liegt  vornehmlich  in  dem  Mangel 
einer  einheitlichen,  allgemein  eingebürgerten  Terminologie  für  die  das  mittel- 
alterliche Sachenrecht  beherrschenden  Rechtsbegriffe.  .Speciell  für  das  sog. 
deutschrechtliche  Eigenthum  gibt  es  keinen  einheitlichen,  allgemein  aner- 
kannten Begriff,  der  als  solcher  geeignet  wäre,  als  feststehende  Grundlage 
für  juristische  Deductionen  zu  dienen.  Wird  er  doch  ausserhalb  der  ger- 
manistischen Rcchtsschulc  in  seiner  Existenzberechtigung  vielfach  überhaupt 
nicht  anerkannt.  Demgegenüber  ist  nicht  zu  leugnen,  dass,  mag  auch  für 
den  romanistischen  Eigenthumsbegriff  vielfach  absolute  Giltigkeit  in  An- 
spruch genommen  werden,  es  immer  mislich,  vielleicht  auch  gefährlich  ist, 
mit  einem  so  specifisch  entwickelten  Rechtsbegriffe  an  rechtliche  Verhält- 
nisse heranzutreten,  die  auf  einem  ganz  anderen  Boden  und  unter  Umständen 
entstanden  sind,  die  mit  den  rcchtserzeugenden  Eactoren  des  römischen 
Rechtes  nichts  gemein  haben.  — Hält  man  sich  aber  im  Laute  der  Unter- 
suchung stets  vor  Augen,  dass  die  unmittelbare  Anwendbarkeit  des  Begriffes 
auf  die  untersuchten  Rechtsverhältnisse  nicht  bewiesen  ist,  und  übernimmt 
man  nur  so  viel,  als  durch  sachliche  Gründe  gerechtfertigt  erscheint,  so 
kann  man  den  Gefahren,  welche  mit  dem  hier  gewählten  Vorgehen  verbunden 
sind,  aus  dem  Wege  gehen  und  entkommen,  und  man  gewinnt  dabei  den 
Vortheil  einer  fixen,  allseitig  gesicherten  Operationsbasis,  welche  auch  geeignet 
ist,  für  allenfalls  zu  bestimmende  neue  Rechtsbegriffe  die  nöthigen  Anhalts- 
und  Vergleichspunkte  zu  gewähren. 

11» 
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sondern  die  hievon  unabhängige  Tendenz  des  Rechtes  nach  Univcr. 
salität  und  Schrankenlosigkeit  nis  die  wesentlichen  Elemente  ilcs 
EigenthumsbegvifTes  betrachtet,  und  dass  demnach  selbst  bei  dem 
unbestrittenen  Zusammentreffen  noch  so  weit  reichender  sachen- 
rechtlicher Befugnisse  der  Schluss  auf  das  Vorhandensein  wirk- 
lichen Eigenthumes  immer  noch  einer  besonderen  Begründung 
bedarf. 

Für  eine  solche  Schlussfolgerung  aber  gewähren  uns  die  auf 
die  Gegenwart  überkommenen  urkundlichen  Zeugnisse  des  Mittel- 
alters ihrem  positiven  Inhalte  nach  sicherlich  nicht  die  geringste 
Stütze;  ja  gar  manche  Momente,  wie  die  oft  unverkennbar  aus- 
gesprochene Zweckbestimmung  der  Güter,  der  nicht  selten  zu 
Tage  tretende  Einfluss  der  Grundherrschaft,  die  Ziiispflicht,  die 
so  häufig  die  Anerkennung  einer  Herrschaft  zum  Ausdrucke 
brachte,  und  ähnliche  in  den  Gründungsurkunden  enthaltene 
Bestimmungen  sprechen  wenigstens  äusserlich  genommen  dagegen  ; 
und  wenn  auch  für  die  juristische  Construction  vielleicht  die 
Möglichkeit  besteht,  in  all  dem  nur  Beschränkungen  eines  prin- 
cipiell  allgemeinen  Rechtes  zu  erblicken,  so  mahnen  sie  zum  min- 
desten zur  Vorsicht,  aus  dem  weiten  Umfange  des  Rechtes,  der 
nicht  zu  bezweifeln  ist,  nicht  zu  früh  und  nicht  zu  leicht  noch 
Weiteres  folgern  zu  wollen.  Und  in  gleicher  Richtung  spricht 
auch  die  im  Mittelalter  vielfach  zu  beobachtende  Abneigung  der 
Grundherrn  gegen  definitiveVeräusserungen  des  Grund  und  Bodens, 
zu  der  sich  speciell  für  kirchliche  Grundstücke  noch  die  kirch- 
lichen Veräusserungs verböte  gesellen,  welche  in  der  Regel  die 
Übertragung  des  Eigenthumes  ausschlossen,  die  Begründung  von 
Erbleihen  aber  gestatteten  *). 

Auch  aus  dem  Inhalte  der  hier  besprochenen  Urkunden, 
also  unmittelbar  aus  quellenmässigcn  Zeugnissen  lässt  sich  in  der 
gleichen  Richtung  die  häufige  Parallelstellung  von  jus  teutonicum 
und  jus  emphvteuticum  anführen,  die  uns  namentlich  in  den  süd- 


')  vergl.  z.  B.  die  unzweifelhaft  hieher  zu  beziehende  Stelle  c.  7 X de 
rebus  ecclesiae  alienandis  vel  non  III  I.'I,  wo  sich  in  unmittelbarem  Anechlussc 
an  VeräuBserungaverbote  die  Worte  Alexander  III  finden:  Ilias  terrae,  quao 
de  silvis  exstirpatae  sunt  arabiles  factae,  eis  hereditario  iure  poteris  coucedere 
Bub  annuo  censu  tenendas,  a quibus  ipsas  suo  vel  parentum  suorum  laboro 
constiterit  fuisse  exstirpatas ; nisi  forte  tune  aliis  possint  ad  majorem  ecclesiae 
utilitatem  cum  eodem  labore  et  onero  conferri. 
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lieberen  Colouigationngebieten  wiederholt  begegnet');  so  wenig  zu- 
treffend aueb  sonst  dieser  in  den  Urkunden  gebräucblicbe  Hinweis 
sein  naag,  das  eine  bringt  er  doch  mit  Bestimmtheit  zum  Aus- 
drucke, dass  der  damaligen  Zeit  das  beschränkte  Recht  des 
römischen  Empbyteuten  und  nicht  das  Eigenthum  dem  bäuer- 
lichen Rechte  verwandt  und  analog  erschien. 

Noch  deutlicher  sprechen  die  Rechtsbücher  selbst.  So  stellt 
z.  B.  der  Sachsenspiegel  und  namentlich  die  Glosse  Eigen  und 
Zinsgut  in  directen  Gegensatz’)  und  aus  der  letzteren  erfahren 
wir  auf  das  bestimmteste,  dass  die  bäuerlichen  Güter  der  Coloni- 
sationsgcbietc  als  Erbzinsgüter  in  die  letztere  Kategorie  gehörten. 
Von  ihnen  sagt  die  Glosse’)  sogar  ausdrücklich,  wie  es  deutlicher 
nicht  mehr  ausgesprochen  werden  kann  : „Zinsgut  ist  weder  eigen, 
erbe,  noch  leben  ....  Zinsgut  ist  aber  darumb  kein  Eigen,  das 
der  Herr  darauif  einen  zins  hat  ....  denn  eigen  hat  man  on 
allen  zins.  Es  ist  auch  darumb  kein  erbe,  das  es  der  lichter 
nicht  aufgeben  mag.  Es  ist  auch  kein  Lehen,  das  man  davon 
zins  gibt  . . . .”  Die  Motivierung,  welche  den  einzelnen  Sätzen 
beigefügt  ist,  kann  vielleicht  im  einzelnen  manches  Bedenken 
wachrufen;  aber  dass  m jener  Zeit  das  ßauernrecht  nicht  als 
Eigentliuni  galt,  ist  solchen  Erklärungen  gegenüber  nicht  mehr 
hinwegzuleugnen,  und  damit  ist  es  wohl  auch  für  uns  geboten, 
wenigstens  vorläufig  an  dem  beschränkten  rechtlichen  Character 
des  bäuerlichen  Reclites,  so  wie  er  positiv  in  den  Urkunden  be- 
glaubigt ist,  festzuhalten  und  ihm  die  Universalitätstendenz  des 
romanistisch-modernen  Eigenthumsbegriffes  nicht  zuzusprechen, 
wenn  auch  vereinzelte  DorfgrUndungsurkunden  den  Bauern  ein 
Recht  einräumten,  das  noch  über  das  hier  geschilderte,  gewöhn- 
liche Mass  hinausgereicht  hat’), 

*)  vergl.  namentlich  M c i t z e n Cod.  dipl.  Siles.  IV  insb.  Einleitung 
S 108  f.,  wo  das  Wort  jus  emphyteuticum  gewiss  mit  Recht  als  Übersetzung 
von  Erbzinsrecht  gedeutet  wird. 

’)  vergl.  oben  S.  5 fl'. 

*)  zu  Art.  7!)  des  3.  Buches  des  Landrechtes. 

■*)  vergl.  z.  B.  die  oben  S.  IM  Anm.  4 abgedruckte  Urk.  für  Stendal: 
Areas  supranominatae  villae  hereditario  et  libero  eis  iure  concessimus,  qua- 
tenus  vendendi  et  pro  arbitrio  disponendi  liberam  habeant  facultatem,  eo 
tarnen  modo,  ut  censum  . . . indc  persolvant;  oder  125t5  Dreger  Cod.  dipl. 
Pomeraniae  280;  dabei  kann  die  Frage,  ob  solche  Fälle  als  Ausnahmen  von 
der  Regel  zu  deuten  sind,  oder  ob  auch  dieses  erweiterte  Recht  sich  noch 
von  dem  Eigenthume  unterscheidet,  füglich  unerörtert  bleiben. 
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Nur  Gründe  juristisch  technischer  Art  könnten  eventuell  bc- 
stimmend  sein,  von  diesem  hier  gewonnenen  Ergebnisse  abzugehen’). 

( Dem  Rechte  der  Bauern,  als  der  Besitzer  der  einzelnen  Hufen, 
steht  die  rechtliche  Macht  der  Dorfschulzen  oder  Anführer  der  ein- 
einzelnen Niederlassungen  und  die  der  Grundherrn,  als  der  Gründer 

1 der  Colonien,  gegenüber.  Der  kritischen  Beurtheilung  ihrer  recht- 
lichen Stellung  in  Beziehung  auf  das  neu  besiedelte  Land  stellt 
sich  abgesehen  von  den  früher  angeführten  Momenten  vor  allem 
noch  die  Schwierigkeit  entgegen,  dass  in  ihren  Händen  öffentliche 
Hcrrschaftsbefugnissc  und  private  Rechte  so  enge  verbunden 
waren,  dass  wir  im  einzelnen  Falle  nicht  zu  unterscheiden  ver- 
mögen, was  als  Bethätigung  des  einen  oder  des  anderen  Rechts- 
kreises zu  gelten  habe.  Auch  geben  die  urkundlichen  Quellen 
uns  wenig  Anhaltspunkte  über  die  Qualität  ihres  Rechtes. 

Um  zunächst  von  den  Colonistenanführern  zu  handeln, 
finden  wir  ihre  Macht  bei  den  ersten  Holländercolonien  aus  der 
Gegend  um  Bremen  nach  dem  Wortlaute  der  Gründungsurkunden 
allerdings  in  sehr  weitem  Umfange  gewährleistet’),  und  ebenso 
wurde  namentlich  in  den  märkischen  Gebieten,  wenn  die  Dorf- 
gründung  durch  Ritter  bewerkstelligt  wurde,  bezüglich  des  ganzen 
Dorfdistrictes  ein  sehr  weitreichendes  Recht  in  ihre  Band  gelegt*); 
doch  ist  dabei  zu  berücksichtigen , dass  diese  Urkunden  meist 
nur  die  zunächst  geschaffene  rechtliche  Lage  im  Auge  haben 
und  vielfach  nicht  an  den  endlichen  Zustand  denken,  der  dann 
eintrat,  wenn  das  Land  vermessen  und  an  die  Bauernbevölkerung 
vertheilt  war.  Fürdie  späteren  Holländercolonien  aus  der  Umgebung 
von  Bremen,  bei  denen  das  Recht  der  Anführer  des  Unternehmens 
nur  mehr  als  ein  beueficialisches*)  bezeichnet,  oder  in  denen  gar 
über  ihre  Köpfe  hinweg  unmittelbar  das  Recht  der  Käufer  ge- 
währleistet wurde*),  ist  nicht  daran  zu  denken,  dass  den  Leitern 
der  Colonie  etwa  eine  eigenthumsähnliche  Macht  über  säramtliche 
Colonistenhufen  wäre  eingeräumt  worden.  Und  ebenso  fehlt 


')  vergl.  unten  S.  171  ff. 

*)  vergl.  oben  S.  12ö  ff. 

•)  vergl.  z.  B.  oben  S.  153  Anm.  2 oder  1242  Cod.  dipl  prussicus  I .Ö4. 

1149  Hamburger  UB.  189  Districtum  . . . Johanni  . . . jure  bene- 
ficiali  concessi. 

‘)  1201  Hamburger  UB.  332  Bmturibus  paludis  uoncedimus  terram  hanc 
iure  hollandrico  libere  emere  et  suia  beredibus  possidendam  libore  vendere 
et  relinquere. 
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jeder  Grund  und  jeder  Anhaltspunkt  fiir  eine  ähnliche  Annahme 
betreffs  all  der  Dorfgründungen,  in  welchen  Dorfschulzen  an  der 
iSpitze  der  Unternehmung  standen.  Ihr  Recht  erstreckte  sich 
über  die  ihnen  überlassenen  Freihufen,  die  sie  nebst  anderen 
Vortheilen  als  frei  vererbliches  und  veräusserliches  Schulzengut 
Zuge  wiesen  erhielten;  bezüglich  der  anderen  Grundstücke,  der 
eigentlichen  Bauernhufen,  hatten  sie  ihre  bestimmte  Mission,  vor- 
wiegend eine  polizeiliche  und  gerichtliche  Gewalt,  sowie  das 
Recht  und  die  Aufgabe,  die  Güter  dem  Zwecke  der  Ciolonien- 
gründung  gemäss  mit  Colonisten  zu  besetzen.  Dies  letztere  konnte 
möglicherweise  auch  während  des  Bestandes  des  Dorfes  wieder 
zu  Bedeutung  kommen,  wenn  einzelne  Hufen  von  den  Bauern 
verlassen  wurden,  und  wurde  auch  später  vielfach  in  der  Weise 
zur  Bereicherung  des  Schulzengutes  ausgebeutet,  dass  solche  ver- 
waiste Bauernstellen  nicht  neu  vergeben,  sondern  schlechthin  ein- 
gezogen wurden.  Das  Vorhandensein  einer  rechtlichen  Herr- 
schaft des  Leiters  der  Dorfschaft  über  deren  Gebiet  ist  bei  dieser 
Sachlage  nicht  zu  bestreiten,  und  es  liegt  nach  der  uns  geläuügen 
Rechtsaufiassung  unzweifelhaft  am  nächsten,  dieses  dem  Schulzen 
zustehende  Herrschaftsrecht  einfach  dem  öffentlichen  Rechts- 
gebiete zu  vindicieren,  und  in  allen  einzelnen  Befugnissen  nur 
die  Bethätigung  seiner  öffeutlichrechtlichen  Stellung  zu  erblicken'). 
Die  gleiche  Auffassung  wird  auch  vom  Standpunkte  des  mittel- 
alterlichen Rechtes  im  allgemeinen  gerechtfertigt  sein.  Denn  wenn 
dort  auch  die  Scheidung  dieser  beiden  Rechtsgebiete  nicht  so 
durchschlagend  war  und  empfunden  wurde,  so  bleibt  doch  immer 
wahr,  dass  der  den  Leitern  solcher  Dorfcolonien  zustehende 
rechtliche  Einfluss  an  den  Bauerngütern  mehr  eine  Herrschaft 
über  die  darauf  befindlichen  Personen  als  eine  unmittelbar  sachen- 
rechtliche Befugnis  gewesen  ist.  Nur  für  die  Fälle,  in  denen 
entweder  von  Anfang  an  eine  engere  Beziehung  zu  dem  ganzen 
Colonisationsgebiete  festgestellt  wurde’),  oder  wo  im  Laufe  der 


')  Die  gleiche  Auffassung  z.  B.  I>ei  Sommer,  Ueschichtliche  und  dog- 
matische Entwickelung  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  in  Deutschland 
1 S 77  bezüglich  der  Entmeierung;  Die  Entmeiernng  ist  nicht  Heimfall  des 
Uutes  an  den  Gutsherrn,  sondern  dieser  übt  für  die  Staatsgesellschaft  das 
Wiederbesetzungsreebt  aus;  er  muss  den  Hof  mit  einem  . . . Colonen  besetzen 
und  darf  dabei  die  Abgabe  nicht  erhöhen. 

')  vergl.  oben  8.  166  Anm.  3 u.  4. 
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späteren  geschichtlichen  Entwickelung')  den  Schulzen  ein 
grösserer  unmittelbarer  Einfluss  auf  die  einzelnen  Bauernhufen 
zuEel,  wird  man  die  Möglichkeit  zugeben  müssen,  dass  in  und 
neben  den  öffentlichen  Befugnissen  derselben  auch  eine  saehen- 
rechtliche  Macht  vorhanden  gewesen  sei,  ohne  dass  man  jedoch 
bei  der  engen  Verbindung  und  gleichförmigen  Behandlung,  welche 
alle  mit  Grund  und  Boden  zusainmenlmngenden  liechte  im 
Mittelalter  erfuhren,  die  nach  unserer  heutigen  Anschauung  für 
disparat  erscheinenden  beiden  Rechlskreise  in  dem  einen 
Schulzenrechte  genau  zu  scheiden,  oder  gar  mit  Sicherheit  den 
Umfang  der  privatrechtlichen,  speciell  sachenrechtlichen  Befug- 
nisse festzustellen  vermöchte. 

Den  gleichen  Schwierigkeiten  der  juristischen  Construction 
begegnen  wir  bei  der  dritten  Gruppe  von  Rechten,  die  an  den 
Colonistengütern  bestehen  konnten,  den  Rechten  der  Landes- 
oder Grundherrn,  also  derjenigen,  die  durch  die  Verleihung 
des  für  die  Colonisationszwecke  gewidmeten  Bodens,  oft  auch 
durch  die  Gewährung  ihres  Schutzes  und  von  Privilegien  das 
Zustandekommen  der  neuen  Ansiedelungen  ermöglicht  haben. 

Auch  für  sie  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  das  Schwer- 
gewicht ihrer  rechtlichen  Macht  dem  öffentlichen  Rechte  au- 
gehörtc.  Die  herrschaftliche,  beziehungsweise  landesherrliche 
Stellung,  die  sie  vor  der  Coloniengründung  über  das  uncultivierte 
oder  nur  von  den  für  rechtlos  gehaltenen  Slaveu  bebaute  Terri- 
torium ausgeübt  hatten,  blieb  ihnen  meist  auch  über  die  neue 
Niederlassung  dauernd  gewahrt,  wenigstens  insoweit,  als  nicht 
die  der  Colonie  und  ihren  Organen  gewährten  Zugeständnisse 
eine  Bethätigung  derselben  ausschlosseu.  Als  Ausfluss  dieser 
obrigkeitlichen  oder  herrschaftlichen  Machtbefugnis  über  das 
Colonisationsgebiet  erscheint  dann  vor  allem  die  Gerichtshoheit, 
die  sich  im  einzelnen  in  mannigfaltigen  Formen  äusserte ; bald 
blieb  dem  Grundherrn  die  höhere  Gerichtsbarkeit,  bald  die  Be- 
aufsichtigung des  unteren  Richters  Vorbehalten,  während  in 
anderen  Fällen  durch  seine  Machtvollkommenheit  alle  auf  das 
Gericht  sich  beziehenden  Angelegenheiten  einer  sorgfältigen 
Regelung  unterzogen  wurden;  fast  ausnahmslos  aber  bedeutete 
die  Gerichtshoheit  für  die  Herrschaft  den  Anspruch  auf  einen 


')  Eino  solche  Veränderung  vollzog  sich  gewöhnlich  dadurch,  dass 
Uechte,  die  ursprünglich  dem  Uruudherrn  zustanden,  an  niunchon  ürten  in 
immer  weiterem  Umfange  an  die  mächtigen  Rehulzengeschlechtcr  Ubergiengen 
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be^tlniniten  Theil  ticr  bei  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  sich 
orgeben<lcn  Gefälle.  Unzweifelhaft  öffentlichen  Chanictev  trägt 
auch  das  Kecht  auf  den  Zehent,  zu  dessen  Leistung  wenigstens 
geistliche  Fundaturen  in  Übereinstimmung  mit  der  in  kirchlichen 
Kreisen  damals  allgemeinen  Anschauung  bei  der  Reitanlage  von 
Colonistendörfcrn  die  einzelnen  Hufen  regelmässig  verpflichtet 
haben. 

Dagegen  lässt  sich  von  dem  Ansprüche  auf  den  Zins,  weichen 
die  Grundherrschaft  auf  jeder  Bauernhufe  sich  vorbehielt,  wenigstens 
gewiss  nicht  als  nothwendig  behaupten,  dass  er  auf  deren  herr- 
schaftliche, obrigkeitliche  Stellung  zurückzuftihren  sei.  Viel- 
mehr wird  mit  gutem  Grunde  geradezu  der  privatrechtliche 
Charaeter  desselben  vielfach  angenommen’);  und  die  in  einzelnen 
Urkunden  enthaltenen  Wendungen,  wie  z.  B.,  dass  er  pro  recogni- 
tione  terrae*)  oder  jure  dominii  et  ducali®)  und  dergl.  bezahlt 
werde,  in  Verbindung  mit  dem  Umstande,  dass  von  Grund  und 
Boden  vorbehalteucn  Zinsen  damals  so  häufig  die  Bedeutung  von 
Anerkennuugszinsen  zukam,  und  auch  alle  anderen  Mumente,  die 
oben  *)  gegen  die  Annahme  eines  bäuerlichen  Eigenthumsrechtes 
angeführt  wurden,  sind  in  ihrer  Gesammtheit  wohl  geeignet,  die 
Vermuthung  zu  rechtfertigen,  dass  auch  hier  der  Zins  berufen  i 
gewesen  sei,  den  Bestand  eines  der  Grundherrschaft  auch  nach 
der  Colunisation  verbliebenen  Rechtes  an  den  Bauerngütern  zum  / 
Ausdrucke  zu  bringen”). 

Das  Vorhandensein  einer  solchen  unmittelbaren  (sachen- 
rcchtlichcn)  Macht,  die  namentlich  dann  zu  actueller  Bedeutung 
kommen  mochte , wenn  z.  B.  das  Aussterben  einer  Colonisten- 
familie  oder  die  Nachlässigkeit  dev  mit  der  Sorge  über  die 
einzelnen  Hufen  und  die  Dorfschaft  Betrauten  ein  unmittel- 
bares Eingreifen  der  Grundherrn  erforderten,  wird  eich  auch  in 
der  That  kaum  bestreiten  lassen  ; und  wenn  wir  oben  eine  Reihe 
von  Gründen  anführten,  welche  gegen  die  Annahme  eines  un- 
beschränkten Rechtes  auf  Seite  der  bäuerlichen  Colonisten  sprachen 
und  so  zu  dem  Ergebnisse  führten,  dass  diesen  ein  gewisses  Mass 
von  Rechten  von  wirklicher  Machtvollkommenheit  abgieng,  so 


')  vcrgl.  z.  Jf.  Schröder,  Deutsche  Kechtsge«chichte  S.  4Jfö. 

•)  1201  Hamburger  UB.  SW. 

•)  13;16  Cod.  dipl.  .Silesiae  I 3.3. 

*)  vergl.  S.  lOl  iiisb.  Anm.  I. 

'■)  vcrgl.  z.  B.  Schröder,  lüederliiiidische  Kolonien  S.  39  ( 381). 
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fordert  cs  schon  die  Conscquenz  der  juristischen  Logik  mit  Noth- 
wendigkcit,  dass  der  dort  fehlende  Theil  rechtlicher  Gewalt  der 
Machtsphäre  eines  anderen  Berechtigten  zugestanden  habe.  In 
den  meisten  Fällen  konnte  es  gewiss  nur  der  Grund-  oder  Landes- 
herr, nicht  der  Schulze  gewesen  sein,  dem  eine  derartige  Be- 
rechtigung zukam.  Wie  viel  dann  von  dieser  unmittelbaren 
(sachenrechtlichen)  Macht,  die  in  den  Händen  des  Grundherrn 
sich  finden  konnte,  privaten  Character  trug,  wie  viel  als  Ausfluss 
seiner  herrschaftlichen  (öffentlichen)  Stellung  zu  gelten  habe,  lässt 
sich  freilich  mit  Bestimmtheit  nicht  feststellen;  vielleicht  ist  alles 
diesem  letzteren  Einflüsse  zuzuschreiben.  Jedenfalls  macht  die 
enge  Verbindung  beider  Gruppen  von  Befugnissen,  die  äusser- 
lich  völlig  gleichartige  Behandlung  aller  irgendwie  territorial 
fundierten  Rechte  und  die  jenen  Zeiten  vielfach  mangelnde 
Empfindung  für  eine  derartige  rechtliche  Unterscheidung  eine 
genaue  Grenzbestiminung  unmöglich  und  wohl  auch  überflüssig. 
So  lässt  sich  auch  aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen  mit  Be- 
stimmtheit nicht  deducicren,  ob  diese  sachenrechtliche  Gewalt 
als  eine  Beschränkung  des  bäuerlichen  Rechtes  zu  gelten  habe, 
das  vielleicht  mit  der  Universalitätstendenz  ausgestattet  war,  oder 
ob  sie  etwa  analog  der  römischen  nuda  proprietas  gegenüber 
dem  emphyteutischen  Rechte  die  Seele  eines  durch  fremde 
Rechte  auf  ein  Minimum  actueller  Befugnisse  eingeschränkten 
Eigenthuras  enthielt ').  Die  oben  angeführten  Gründe  sprechen 
unzweideutig  gegen  die  Entscheidung  im  Sinne  der  ersten 
Alternative,  aber  zunächst  wenigstens  und  ohne  zwingende  Gründe 
dürfte  man  auch  kaum  geneigt  sein,  die  zweite  Alternative  zu 
w'ählen.  Es  fallt  uns  schwer  anzunehmen,  dass  die  geringen 
Ansätze  privater  Befugnisse,  deren  Existenz  vielleicht  vielfach 


')  Bemerkt  sei,  dass  man  hier  für  die  Fra^^e,  wer  unter  den  mehreren 
Berechti;{tcn  Figenthiimer  sei,  auch  durch  die  Untersuchung,  in  wessen 
Händen  dasRecht  bei  dem  Wegfallen  des  gegentheiligenReebtes  sich  consolidiere, 
also  durch  das  Mittel,  welches  für  unsere  heutigen  Verhältnisse  am  sichersten 
r.um  Ziele  führt,  nichts  gewinnen  kann.  Auf  der  einen  Seite  stösst  man 
nämlich  auf  die  Schwierigkeit,  dass  man  ein  Untergehen  der  dem  bäner- 
lichen  Hechte  gegen überstebonden  rechtlichen  Befugnisse  überhaupt  nicht 
oder  wenigstens  nicht  ohne  völlige  Zerstörung  der  Rechtsgrundlagen  denken 
kann,  auf  welchen  das  ganze  Verhältnis  aufgebaut  ist;  es  ist  nicht  mehr 
Bauerureuht,  wenn  die  Uewalt  des  Schulzen  und  des  Grund-  oder  Landes- 
herrn hinwcgräilt;  die  Verhältnisse  die  man  einander  gegunüberstellen  würde, 
sind  nicht  mehr  vergleichbar,  und  deshalb  kann  man  aus  der  rechtlichen 
Lage,  die  nach  dieser  Veränderung  bestünden,  keinen  Rückschluss  thun  auf 
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überhaupt  bestritten  werden  kann,  die  Keime  eines  privaten 
Eigenthumsrechtes  enthalten  sollten.  Nur  das  eine  kann  man 
sicher  behaupten , dass  die  Gesammtheit  der  dem  Grundherrn 
zustehenden  Gewalten  privater  und  öffentliclirechtlicher  Natur 
den  Inhalt  desjenigen  Rechtes  abgab,  das  die  spätere  Jurisprudenz 
mit  dem  Namen  eines  Obcrcigenthumes  bezeichnete. 

Für  die  Eigenthumsfrage  an  den  Colonistengütem  kommen 
wir  nach  all  dem  zunächst  zu  einem  lediglich  negativen 
Ergebnisse,  ähnlich  wie  es  Knapp  für  die  märkischen  Dorf- 
ausiedelungen  ausgesprochen  hat ').  Wir  können  von  keinem 
der  drei  Personen,  die  an  einem  Colonistengutc  möglicherweise 
dinglich  berechtigt  sein  können,  behaupten,  dass  sie  EigenthUmer 
in  unserem  Sinne  des  Wortes  seien,  um  wenn  auch  für  die 
juristische  Construction  vielleicht  die  Möglichkeit  besieht,  das 
eine  oder  andere  Recht  in  diesem  Sinne  zu  deuten,  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  zwingen  uns  gewiss  nicht  dazu,  sprechen 
vielmehr  in  mannigfacher  Beziehung  dagegen. 

Bei  dieser  Sachlage  könnte  aber  ein  derartiger  juristisch- 
constructiver  Versuch  nur  dann  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn 
die  Forderungen  der  juristischen  Consequenz  und  Logik,  also 
juristisch  technische  Gründe  ein  solches  immerhin  etwas  gewalt- 

den  rechtlichen  Bestand  vor  dieser  Metamorphose.  — Auf  der  anderen 
Seite  sehen  wir  wirklich  ein  Anflehon  gewisser  rechtlicher  Befugnisse  bei 
dem  Schulzen  oder  Landesherm,  wenn  das  Kecht  des  Bauern  erlischt.  Aber 
wenn  da  das  Grundstück  in  die  freie  Verfügungsgewalt  des  Laudesherrn 
zurückfallt , oder  wenn  der  Schultheiss  seiner  Stellung  als  Colonisator  gemäss 
OS  einem  neuen  Besitzer  zuweist  — auch  wenn  der  Dorfherr  der  späteren 
Zeit  es  für  sich  selbst  zurückbehält,  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen : liegt 
darin  ein  Aufleben  eines  bisher  schlummernden  Bigenthumes  oder  schlecht- 
hin die  Betbätigung  ihrer  öffentlicbrecbtlicben  Gewalt? 

')  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Theilen  Preussens  1887  I 8.  36.  Nach  seiner  Auffassung  ist  die 
Frage,  wer  Kigentümer  sei,  gar  nicht  aufzuwerfen,  daher  auch  nicht  zu  be- 
antworten: nP^r  Markgraf  war  so  wenig  Bigenthümer  des  ganzen  Landes, 
wie  es  heute  ein  Landesherr  ist:  er  hatte  ein  Herrschaftsverhältnis,  aber 
nicht  das  im  Bigenthume  liegende,  zum  Lande.  Die  Grossen  trugen  das 
Land  zu  Lehen,  was  auch  wieder  nicht  Bigentbum  ist.  Der  Bauer  war 
seinerseits  meistens  nur  belehnt,  es  genügte  ihm,  dass  die  Nutzung  aufseine 
Nachkommen  übergieng,  und  der  Grundherr  dachte  nur  an  den  Binfluss, 

den  ihm  das  Recht  der  Überwachung  dieser  Erbfolge  sicherte Für 

die  grosse  Masse  des  Bodens  . . .,  worauf  Bauern  sassen,  die  einen  Grund- 
herrn über  sich  hatten,  war  der  Begriff  des  Bigentbums  nicht  vorhanden; 
wie  es  ja  eine  bekannte  Erscheinung  ist,  das  Grundstücke  nicht  immer  und 
nicht  überall  gerade  in  der  Form  des  Bigenthums  besessen  werden.“ 
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eamc8  Vorgehen  mit  absoluter  und  unabweisbarer  Nothwendig- 
keit  verlangten,  oder  concret  gesprochen,  wenn  jede  Sache,  die 
in  der  Gesammtheit  ihrer  rechtlichen  Beziehungen  einer  recht- 
lichen Beherrschung  unterstellt  sein  soll,  nothwendig  in  irgend 
jemandes  Eigcnthume  stehen  muss. 

Mag  nun  die  Richtigkeit  dieses  letzeren  Satzes  unseren 
romanistisch  modernen  Rechtsanschauungen*)  geläufig  und  plausibel 
erscheinen , so  ist  es  doch  gewiss  begründet  und  nothwendig, 
die  Grundlagen  desselben  und  seine  eigentliche  Bedeutung  zu 
prüfen,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Betrachtung  der  uns 
vorliegenden  Fälle  uns  trotz  des  eben  gekennzeichneten  negativen 
Ergebnisses  keine  Lücke  in  der  Beherrschung  erscheinen  Hess, 
und  als  andererseits  die  Giltigkeit  und  Richtigkeit  dieses  Satzes 
ganz  allgemein  und  mit  specieller  Beziehung  auf  die  hier  in 
Rede  stehenden  Verhältnisse  von  Einzelnen  auf  das  bestimmteste 
in  Abrede  gestellt  wird'). 

Dabei  handelt  es  sich  zunächst  naturgemäss  um  den  Begriff 
des  Eigenthumes  selbst,  welches  die  moderne  Jurisprudenz  iin 
Anschlüsse  an  die  roinanistische  Lehre  als  die  priucipielle  All- 
herrschaft über  eine  Sache  zu  kennzeichnen  gewohnt  ist,  die 
zwar  Beschränkungen  durch  fremde  Rechte  oder  durch  allgemeine 
staatliche  Bestimmungen  mit  ihrem  Wesen  ganz  wohl  verträgt, 
bei  aller  Beschränkung  im  einzelnen  aber  immer  die  Kraft  und 
das  Bestreben  in  sich  besitzt,  mit  dem  Fallen  oder  Zurückweichen 
solcher  Schranken  wieder  zu  möglichster  Unumschränktheit  und 
Allseitigkeit  sich  zu  erweitern  und  auszubreiten'’). 

')  vergl.  zunächst  die  oben  S.  161  und  171  Anm.  1 abgedruckten  Aus- 
führungen von  Droysen  und  Knapp. 

*)  vergl.  z.  B.  J bering,  Der  Zweck  itn  Rechte  I S.  519. 

”)  In  diesem  Sinne  defmiren:  Windacheid  Pandekten  6.  Auflage 
1 5i')9  ff.;  Dass  jemandem  eine  Sache  dem  Rechte  nach  eigen  ist,  will  sagen, 
dass  sein  Wille  für  sie  entscheidend  ist  in  der  (iesammtheit  ihrer  Be- 
ziehungen . . . Aber  man  darf  nicht  sagen,  dass  das  Kigenthum  aus  einer 
Summe  einzelner  Befugnisse  bestehe,  dass  es  eine  Verbindung  einzelner  Be- 
fugnisse sei.  Das  Eigenthum  ist  die  Fülle  des  Rechtes  an  der  Sache,  und 
die  einzelnen  in  ihm  zu  unterscheidenden  Befugnisse  sind  nur  Äusserungen 
und  Jlanifestationen  dieser  Fülle.  Das  Eigenthum  ist  schrankenlos 
(es  ist  die  Negation  der  Beschränkung);  aber  es  verträgt  Be- 
schränkungen ....  Die  Eigonthiimsbescbränkungen  sind  doppelter  Art; 
Entweder  beruhen  sie  auf  einer  allgemeinen  Rechtsregel  oder  auf  dem  er- 
worbenen Rechte  eines  Dritten.  — 

Arndts,  Pandekten  12.  Auflage  § 130.  Das  Eigenthum  ist  seinem 
UrnndhegrifTe  nach  das  einem  Subjecte  zustebende  Recht  vollkommener 
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So  niDimt  die  Definition  des  Eigenthumsbegriffes  zwei  wesent- 
liche und  einander  ergänzende  Momente  in  sich  auf: 

Zunächst  die  Tendenz  des  Rechtes  nach  möglichster  All- 
gemeinheit, die  principielle  UnbeschrUnktlieit  desselben,  die  ihren 
Ausdruck  findet  in  der  Annahme , dass  dem  Eigenthümer 
jedwede  rechtliche  und  factische  Verfügungsgewalt  zusteht,  so- 
weit nicht  besondere  Umstände  es  in  concreto  verhindern. 

Auf  der  anderen  Seite  den  Hinweis  auf  ilie  Möglichkeit 
von  gewissen  Beschränkungen , die  wiederum  von  zweierlei  Art 
sein  können.  Die  eine  Gruppe  hat  ihren  Grund  in  bestimmten 
dinglichen  Rechten , welche  dritten  Personen  an  der  fremden 
Sache  zustehen  und  die,  in  so  weit  sie  diesen  eine  rechtliche 
fngerenz  einräumen,  dem  Eigenthümer  gewisse  Schranken  auf- 
erlegen. Die  andere  Gruppe ')  ist  unmittelbar  auf  gesetzliche 
Bestimmungen  zurückzuführen , indem  diese  gewisse  Kategorien 
rechtlicher  Befugnisse  dem  Kreise  der  privatrechtlichen  Dis- 


Herrschaft  über  eine  körperliche  Sache , vennögo  (K'ssen  mau  sagen  kann, 
(lass  die  Sache  im  Hanzen  dieser  Person  gehöre,  ihrem  AVillen  schlechthin  und 
total  unterworfen  sei“  — ein  Kecht,  da»  »einem  Hegriffc  nach  eine  Beachränknng 
durch  Rechte  anderer  oder  allgemeine  Rechtsvoi-schriften  nicht  ausRchlieBst, 
das  aber  „»owic  und  soweit  solche  da»  Kigenthum  beschräukeude  Rechte 
anderer  wieder  aufhören  ....  von  selbst  wieder  in  seiner  Dubegrenztheit 
und  Ausschliesslichkeit  hervortritt.“ 

Gerber,  Deutsche»  Privatrecht  15.  Auflage  $ 78  kennzeichnet  das 
Eigenthum  als  „das  Recht  der  principiell  totalen  Verfügungsgewalt  über 
Sachen.“ 

Stobbe.  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts  2.  Auflage  II  § 78 
„Das  Kigenthum  ist  die  oberste  rechtliche  Herrschaft  über  eine  Sache,  aus 
welcher  andere  Rechte  an  ihr  abgeleitet  sind“,  wozu  dann  bemerkt  wird, 
dass  „es  seinem  Wesen  nicht  widerspricht,  dass  über  dieselbe  Sache  auch 
anderen  Personen  als  dem  Eigenthümer  Rechte  zustehen.“ 

Entgegen  namentlich  Windscheid,  der  das  Moment  der  Schranken- 
losigkeit entschieden  utriert,  definiert  Hurt  mann  (Rechte  au  eigener  Sache, 
Untersuchungen  zur  Lehre  vom  Eigenihum  in  den  Jahrb.  für  Dogmatik  XVII 
S.  129)  : „Begriflswescntlich  ist  das  Eigenthum  . . die  an  sich  meist- utn- 
fassende,  oberste  privatrechtliche  Macht  und  Herrschaft,  welche  das 
Recht  . . überhaupt  anerkannte,  ...  sie  ist  jedoch  keineswegs  eine  unbe- 
grenzte Macht.“  Endlich 

Randa,  Das  Eigentliumsrecht  I § 1:  J)as  Kigenthum  ist  die  durch  das 
objective  Recht  gewährte  und  durch  dasselbe  begrenzte  rechtliche  Möglich- 
keit relativ  vollster,  unmittelbarer  Herrschaft  über  eine  körperliche  Sache. 

')  vergl  hiezu  J bering,  Geist  des  röm.  Rechtes  IIS.  141  Anm.  16ö 
(2.  Auflage). 
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Position  entziehen ; namentlich  das  Immobiliargüterrecht  musste 
Beschränkungen  dieser  Art  reichlich  erzeugen ')  Dabei  werden 
in  der  Regel  nur  diejenigen  Rechte  genannt  , die  insoferne  an 
der  Grenze  zwischen  öffentlichen  und  privatreclitlichen  Befugnissen 
stehen,  als  sie  ihrer  Natur  nach  beiden  Rechtsgebieten  angeboren 
könnten,  und  nur  in  concreto  wegen  gewisserlntcressen  derGesammt- 
heit  der  privaten  Verfügungsgewalt  des  Einzelnen  entzogen  sind*). 
Von  denjenigen  Befugnissen,  die  unzweifelhaft  öffentlichrechtlichen 
Gharacters  sind , wird  dabei  gewöhnlich  nicht  erst  gesprochen, 
denn  es  bedarf  bei  der  uns  geläufigen  Scheidung  der  beiden  Ge- 
biete wohl  keiner  besonderen  Betonung,  dass  das  Eigenthum  als 
ein  Institut  des  Privatrechtes  keine  Befugnisse  öffentlicher  Natur 
in  sich  schliesst*). 

Wenn  wir  für  unsere  Zwecke  unser  Augenmerk  gerade  auf 
diese  im  Eigenthume  nicht  enthaltenen  öffentlichrcchtlichen  Be- 
fugnisse legen,  so  drängt  sich  zunächst  die  Frage  auf,  ob  unter 
ihnen  sich  auch  solche  finden,  die  man  als  dingliche  Rechte  im 
technischen  Sinne  bezeichnen  darf. 

Denkt  man  hiebei  nur  an  die  staatlichen  Rechte,  wie  Gerichts- 
oder Finanzhoheit,  und  überhaupt  nur  an  diejenigen  Staatshoheits- 
rechte, die  sich  mehr  als  eine  Herrschaft  über  die  auf  dem  staat- 
lichen Territorium  wohnenden  Menschen,  und  nicht  als  eine 
Herrschaft  über  das  letztere  selbst  charactrisieren,  so  wird  man 
diese  Frage  entschieden  zu  verneinen  geneigt  sein.  Und  auch 
das  viel  umstrittene  Rechtsverhältnis  des  Staates  zu  seinem  Ge- 
biete wird  in  'seiner  Allgemeinheit  vielleicht  noch  keine  Hand- 
habe für  die  Beantwortung  der  Frage  im  entgegengesetzten 
Sinne  geben,  wenn  auch  einzelne  der  darüber  verfochtenen  An- 
sichten dem  nicht  mehr  so  unbedingt  entgegenstehen  ^). 

Aber  unter  «allen  Umständen  wird  zuzugeben  sein,  dass  dem 
Staate  als  solchem  über  den  seinem  Eigenthume  unterworfenen 
Grund  und  Boden  eine  Reihe  rechtlicher  Befugnisse  zustehen, 
die  sich  ihrem  Wesen  nach  von  privatrechtlichen  Befugnissen 


')  J bering,  Jahrb.  f.  Uogmstik  VI  S.  83  ff. 

*)  Die  Definition  Hartmsnn'a  (vergl.  S.  173  Anm.)  bebt  auch  dieses 
Uoment  besonders  bervor. 

*)  vergl.  Laband,  Das  Staatsreebt  des  deutschen  Reiches  I § 20  S.  184 
„Die  Staatsgewalt  ist  ein  Uewaltverbältnis  gegenüber  den  Unterthanen,  ein 
staatsrechtliches  Sachenrecht  gegenüber  dem  Territorium“,  s.  auch  die  zu- 
gehörige Anm.  3. 
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in  nichts  unterscheiden,  gleichwohl  aber  dem  Einzelnen  verwehrt 
sind.  Man  denke  nur  z.  B.  an  den  Bau  von  Festungen  und 
Burgen,  Wasserwerken,  Strassen  und  Eisenbahnen  u.  a.  m.,  was 
alles,  rein  sachlich  genommen,  sich  von  Hänserbau  und  ähnlichen 
privaten  Anlagen  doch  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  es  mit 
Rücksicht  auf  die  Qesammtheit  der  Machtsphüre  des  Einzelnen 
entzogen  und  der  des  Staates  überwiesen  ist.  Ja  es  lassen  sich 
auch  Palle  denken,  in  welchen  die  Gebietsabtretung  oder  die 
Gewährung  eines  Nutzungsrechtes  an  einen  fremden  Staat,  mögen 
damit  noch  so  viele  öffentliche  Rechte  conctirrieren,  als  die  Be- 
gründung eines  dinglichen  Rechtes  aufgefasst  werden  können,  zu 
welcher  aus  öffentlichen  Rücksichten  wohl  der  Staat,  nicht  aber 
der  Einzelne  befugt  ist*). 

Es  mag  hier  unerörtert  bleiben,  in  wie  ferne  für  das  Mittel- 
alter  auch  Staatshoheitsrechte,  die  als  Ausfluss  des  Rechtes  an 
dem  Gebiete  erschienen,  unter  einem  ähnlichen  Gesichtspunkte 
gezogen  werden  können  , und  nur  flüchtig  sei  hiezu  bemerkt, 
dass  auch  die  Scheidung  von  Rechten  über  Personen  und  über 
Sachen,  welche  heutzutage  alle  die  bezüglichen  Fragen  sicher 
entscheidet , nicht  unbedingt  auf  mittelalterliche  Verhältnisse 
übertragen  werden  darf,  wo  die  Persönlichkeit  im  juristischen 
Sinne  weiten  Klassen  der  Bevölkerung  in  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  fehlte,  und  gewisse  Schichten  derselben  geradezu  als 
Pertinenz  des  Grund  und  Bodens  betrachtet  und  rechtlich  be- 
handelt wurden  •). 

Unabhängig  von  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  aber 
immer  daran  festzuhalten,  dass  das  Privateigenthum  trotz  der  in 
ihm  begrifflich  hervorgehobenenprincipicllrnümnipotenz  wenigstens 
in  Beziehung  auf  den  Grund  und  Boden  doch  nicht  ein  wirklich 
unbegrenztes  und  unendliches  Recht  ist*);  vielmehr  kommen 
wir  zu  dem  speciell  für  unsere  Zwecke  wichtigen  Ergebnisse, 


')  z.  B.  die  Einräuinnng  des  Rechtes  der  Benutzang  einer  Baulichkeit 
für  militärische  Zwecke  an  einen  Nachbarstaat. 

*)  vergl.  Hensler  Instit.  I § 68. 

*)  vergl.  hiezu  J bering,  Geist  dos  röm.  Rechtes  11  S.  141  Anm.  165 
(2.  Aufl.);  Zweck  im  Recht  1 S.  518—032;  Hartmann,  a.  a.  ü.  S.  ISü  f.; 
Randa,  Eigenthumsreuht  $ 1.  „Uas  Eigentbum  ist  so  wenig  als  irgend  ein 
Privatrecht  einejeder  Rücksichteutbundene,  absolute,  schrankenlose  Uerrschafl. 
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da88  auch  noch  jen^scits  der  ini  Eigenthunie  gelegenen  (privat- 
rechtlichen)  Allgewalt  an  dem  beherrschten  Gute  noch  andere 
dingliche  Rechte  bestehen  können  und  thatsäcblich  bestehen,  die 
man  heute  vielleicht  kurzweg  als  öffentliche  bezeichnen  darf. 

So  findet  man,  wenn  man  die  (i  esammtheit  der  rechtlichen 
Beziehungen , welche  an  Grund  und  Boden  bestehen  , ins  Auge 
fasst  und  nicht  einseitig  nur  die  daran  bestehenden  P ri  va  trechte 
berücksichtigt,  zwei  einander  ergänzende  und  begrenzende  Rechts- 
kreise, den  Kreis  des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes,  unter 
deren  Bann  das  Gut  einer  wirklich  allscitigen  rechtlichen 
Herrschaft  unterworfen  ist,  die  nirgends  eine  Lücke  lässt. 

Jn  einem  Rcchtssysteiue,  in  welchem  das  Recht  des  Indi- 
viduums und  seine  privatrechtliche  Macht  in  den  Vordergrund 
gestellt  ist,  und  wo  dem  entsprechend  das  private  Recht  an  dem 
Grund  und  Boden  mit  möglichst  weitem  Umfange  ausgestattet 
ist,  wie  vor  allen  anderen  im  römischen  Rechte,  ist  die  Ver- 
muthung  der  Allseitigkeit  au  den  privaten  Rechtskreis  ge- 
knüpft, und  in  der  Sphäre  des  öffentlichen  Rechtes  sind  nur 
diejenigen  Befugnisse  gelegen , die  nach  dessen  allgemeinen 
Principien  oder  nach  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  ihr 
zugewiesen  sind.  Im  Zweifel  steht  dann  eine  einzelne  Befugnis 
dem  Träger  des  obersten  Privat  rechtes  zu,  und  nur,  was  durch 
besonderen  Rcchtsgrund  für  öffentlich  erklärt  ist,  fehlt  diesem 
an  seiner  rechtlichen  Allgewalt;  mithin  tragen  alle  öffentlich- 
rechtlichen  Befugnisse,  da  sie  gleichsam  von  der  Macht  des  Eigen- 
thümers  ausgeschieden  sind,  den  Character  einer  Beschränkung 
des  privaten  Eigenthums  durch  positive,  gesetzliche  Bestimmung. 

Dem  gegenüber  aber  ist  zu  erinnern,  dass  an  der  Universalität 
der  rechtlichen  Beherrschung  eines  Gutes  nichts  geändert  wird, 
wenn  in  einer  nicht  so  individualistisch  aiisgestalteten  Rechts- 
ordnung das  Verhältnis  in  der  umgekehrten  Weise  geordnet  ist, 
d.  h.  wenn  die  Vermuthung  der  Allgemeinheit  nicht  mit  dem 
privaten,  sondern  mit  dem  öffentlichen  Rechtskreise  verbunden 
wird.  Dann  stehen  gedankenmässig  alle  Einzehechte  bei  dem 
Träger  der  öffe  nt  1 i ch  rechtlichen  Gewalt,  und  ihm  fehlen  nur 
diejenigen,  die  durch  besondere  Verfügung  an  andere,  z.  B.  an 
Privatberechtigte  übertragen  sind.  Mögen  dann  alle  diese  öffent- 
lichen und  privaten  Rechte  im  einzelnen  Falle  in  der  Hand  eines 
Einzigen  liegen,  oder  unter  eine  Mehrheit  von  Bercclitigien  ver- 
theilt .seien:  immer  erfassen  sie  das  Gut  mit  einer  Totalität,  die 
der  des  römischen  Eigenthumes  in  nichts  nachsteht,  ja  über 
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dieses  weit  hinausmicht  ’),  weil  sie  eben  neben  allen  privaten 
auch  alle  öfTentlichreclitlichen  Befugnisse  in  eich  schliesst. 

Liegt  dann  in  irgend  einer  Weise  eine  Theilung  der  Ge- 
walten vor,  so  müssen  aber  selbst  dem  etwaigen  Besitzer  der 
obersten  privatrechtlichen  Macht  nicht  alle  privatrechtlichen 
Befugnisse  zustehen , vielmehr  wird  in  sehr  vielen  Fällen  *)  sein 
Recht  ein  wesentlich  beschränktes  sein , dem  das  Bestreben, 
über  diese  Schranken  hinaus  zu  dringen , völlig  mangelt  — 
ein  Recht,  das  gewiss  nicht  Eigenthum  im  modernen  Sinne 
des  Wortes  ist  *).  Aber  auch  der  Träger  der  öffentlichen  Be- 
fugnisse kann  nicht  als  Eigentliümer  in  unserem  Sinne  gelten, 
weil  nach  den  unserer  Rechtssprache  geläufigen  Begriffen  nur 
das  mit  der  Universalitätstendenz  ausgestattete  private  ding- 
liche Recht  als  Eigenthum  bezeichnet  wird.  Und  wenn  auch 
die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  dass  in  der  weiteren,  private  wie 
öffentliche  Befugnisse  umfassenden  Rechtseinheit,  die  jenem  zu- 
komrat,  die  Elemente  des  Privateigenthumes  sämratlich  zur  Be- 
thätigung  gelangen  können,  so  müssen  sie  doch  nicht  nothwendig 
als  selbstständige,  vielleicht  untergeordnete  Rechts  ein  heit  in  dem 
weiteren  Begriffe  enthalten  sein;  sie  können  vielmehr  unter  Um- 
ständen ebenso  gut  anverbunden  und  nur  als  Elemente  darin  ge- 
legen sein,  und  dies  muss  immer  dann  der  Fall  sein,  wenn  in 
der  positiven  Entwickelung  des  Rechtes  die  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  nicht  erfüllt  wurden , welche  die  Zusammen- 
fassung gerade  dieser  Gruppe  von  Befugnissen  zu  einer  im  positiven 
Rechte  anerkannten  Rechtseinheit  nothwendig  gemacht  oder  nahe 
gelegt  hätten. 

Berücksichtigt  man  zu  all  dem,  dass  die  hier  aus  unserem 
gegenwärtigen  Rechte  schlechthin  übernommene  und  nicht  näher 
begründete  oder  geprüfte  Scheidung  von  privaten  und  öffent- 
lichen Rechten  gewiss  keine  absolut  und  unbedingt  gütige  ist. 


')  vergl.  Gierke,  GenoBsenBchaflsrecht  II  141. 

*)  Aach  bei  dieser  rechtlichen  Grundlage  ist  natürlich  die  KSglichkeit 
nicht  ansgeschloseen,  dass  aus  dem  weiteren  Kreise  dieser  herrschaftlichen 
Gewalt  heraus  an  einen  Einzelnen  der  Inbegriff  aller  privatreohtlichen  Be- 
fugnisse positiv  übertragen  und  dadurch  Eigentbum  begründet  wurde. 

*)  Darin,  dass  auch  dieses  Recht  die  Tendenz  hat,  besonderen  Be- 
Bcbränkungen  gegenüber  sich  auf  den  ursprünglichen  Umfang  zu  erweitern, 
kann  man  keinen  Grund  für  die  Qualiücation  als  Eigenthum  erblicken,  denn 
Elasticität  in  diesem  Sinne  besitzt  jedes  dingliche,  ja  überhaupt  jedes  Recht; 
vergl.  auch  Hartmann  a.  a.  O.  S.  84  und  13Ü. 

V.  SchwUtd,  Brbleihen.  12 
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dass  sie  vielmehr  nach  den  Verhältnissen  und  Anschauungen 
der  verschiedenen  Zeiten  vielfach  geschwankt  hat,  und  die  Ab 
grenzung  der  verschiedenen  Rechtskreise  auch  unter  anderen 
Gesichtspunkten  erfolgte  und  erfolgen  kann  ’),  so  ist  theoretisch 
die  Möglichkeit  gewiss  nicht  zu  bestreiten , dass  Grund  und 
Boden  durch  eine  Mehrheit  von  Berechtigten  in  der  Totalität 
seiner  Beziehungen  beherrscht  werden  kann,  ohne  dass  irgend 
einem  derselben  Eigenthum  in  unserem  Sinne  zustehe. 

Wo  aber  sollte  zu  einer  solclicn,  die  publicistischen  Elemente 
in  den  Vordergrund  stellenden  Auffassung,  wie  sie  bei  diesen 
theoretischen  Erwägungen  vorausgesetzt  wurde,  mehr  Anlass  ge- 
wesen sein,  als  in  den  deutschen  Colonisationsgebieten  zur  Zeit 
ihrer  Besiedelung  mit  holländischen  und  deutschen  Bauern. 

Fassen  wir  zunächst  die  Verhältnisse  ins  Auge,  wie  sie  in 
den  Clolonisationsgebietcn  vor  ihrer  holländisch -deutschen  Be- 
siedelung bestanden  haben.  Zum  Theile  waren  es  wüste  und  un- 
cultiviert  daliegende,  unbewohnbare  Landstriche,  an  denen  niemand 
ein  Recht  in  Anspruch  nahm,  und  über  die  der  Bischof  oder 
Landesherr  (Markgraf,  Herzog  etc.)  wenigstens  factisch  unbe- 
stritten in  jeder  Weise  verfügen  konnte,  bezüglich  deren  er 
eich  auch  kraft  seiner  staatlichen  oder  kirchlichen  Stellung 
unbedingt  für  berechtigt  hielt,  völlig  frei  und  nach  Gutdünken 
zu  disponieren.  Zum  anderen  Theile  waren  es  Districto , die 
von  einer  wenig  zahlreichen  und  nahezu  für  rechtlo.s  geltenden 
slavischen  Bevölkerung  bewohnt  wurden.  Auch  hier  zweifelte 
man  nicht  an  der  rechtlichen  Allgewalt  des  Gebictsherrn , der 
vielfach  in  der  Vertreibung  der  Slaven  ein  durch  die  politischen 
Verhältnisse  gebotenes,  auch  gottgefälliges  Werk  sah,  und  dem 
es  dann  naturgemäss  zukam,  bei  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
alles  nach  seinem  Gutdünken  einzurichten  und  zu  regeln,  wie 
es  seine  Machtstellung  und  die  concreten  Verhältnisse  des  einzelnen 
Falles  erforderten  oder  wünschenswerth  machten. 

So  lagen  in  den  Händen  des  Gebietsherrn  alle  denkbaren 
territorialen  Rechte  vereinigt;  er  konnte  in  der  Regel  ebenso 
gut  privatrechtlich  und  staatsrechtlich  über  den  Grund  und 
Boden  verfügen,  wie  ihm  die  Gerichtsbarkeit  und  alle  Staats- 
hoheit über  die  Bevölkerung  und  das  Gebiet  zustand. 


')  vergl.  insbesondere  Heuslcr.  Institutionen  I,  1.  Huch  2.  Capitel. 
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Auf  Jie&er  rcchtlichco  und  factiüchen  Grundlage  sind  die 
Dorfcolouicn  ins  Lebeu  gerufen  worden.  Dabei  erfahren  wir, 
wie  üben  an  der  Hand  der  Culoni.-<ationBprivilegien  gezeigt  wurde, 
dass  der  Grundherr  bei  dem  Besiedelungsacte  aus  der  Fülle 
seiner  Machtbefugnisse  heraus  dein  Schultheisscn  ein  bestimmtes 
festgesetztes  Mass  von  persönlichen  (obrigkeitlichen)  und  ding- 
lichen Befugnissen , und  mittelbar  oder  unmittelbar  den  Bauern 
das  Nutzungsreclit  und  die  Verfügungsgewalt  an  ihren  Hufen 
zuwies,  und  allen  dafür  bestimmte  Verpflichtungen  auferlegte.  Und 
wie  nun  iu  dem  obersten  herrschaftlichen  Hechte  des  Grund- 
herrn private  und  öffeutliche  Befugnisse  sich  ungesondert  neben 
einander  fanden  und  sich  vielfach  durchkreuzten,  so  konnten 
auch  in  den  davon  ausgeschiedenen  und  abgeleiteten  Rechten, 
(namentlich  in  dem  Hechte  des  Schulzen,)  verschiedenartige  Be- 
fugnisse in  enger  Verbindung  beisammen  sein.  Auch  fehlte  es 
an  einem  Anlässe  besonders  hervorzuheben,  dass  der  vielleicht 
sehr  geringe  Rest  an  persönliclien  und  sachlichen  Befugnissen, 
der  bei  dieser  Vertheilung  der  Gewalten  weder  an  den  Dorf- 
schultheiss  noch  an  die  Bauern  übertragen  wurde,  bei  dem 
Grundherrn  verblieb,  und  dass  dessen  herrschaftliches  Hecht  in 
allen  eventuellen  Lücken  zu  Tage  treten  und  sich  Geltung  ver- 
schaffen konnte,  die  zwischen  oder  neben  den  Hechten  der  beiden 
anderen  Berechtigten  freiblieben  oder  entstanden.  Brachte  doch 
schon  die  prädominierende  Stellung  der  Grundherrn  allein  es  mit 
sich,  dass  alle  etwa  auftauchenden  zweifelhaften  Fragen  zu  ihren 
Gunsten  entschieden  werden  mussten,  und  sonach  überall  ihr 
Einfluss  nothwendig  zur  Geltung  kam. 

Sicher  aber  fehlt  es  an  jedem  Grunde  für  die  Annahme, 
dass  irgend  einem  der  auf  die.-^c  Weise  mit  bestimmten  Grenzen 
ins  Leben  gerufenen  Hechte  die  Tendenz  nach  Erweiterung  über 
diese  Grenzen  hinaus  innegewolint  hätte');  vielmehr  hatten  all 
diese  Hechte  genau  den  Umfang,  wie  er  ihnen  bei  ihrer  Begrün- 
dung zugemesseu  wurde,  und  nur  innerhalb  desselben  kam, 
wie  überhaupt  jedem,  so  auch  diesen  Hechten  die  Fähigkeit 
zu,  mit  dem  Fallen  irgend  welclier  das  Hecht  vorübergehend 
einengender,  besonderer  Beschränkungen  wieder  bis  zu  dem  ur- 
sprünglichen Ausmasse  sich  zu  erweitern.  Eine  Veränderung  in 


')  Uamit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht  im  Leben  thatsächlich  das 
iiestreben  Einzelner  dahin  gieng,  (eventuell  auch  auf  Kosten  anderer)  das 
eigene  Recht  zu  erweitern. 

12» 
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dieser  eo  festgesetzten  Vertheilung  der  privaten  und  öfTentlichen 
Befugnisse  trat  nur  dann  ein,  wenn  etwa  durch  den  völligen 
Untergang  des  Rechtes  des  einen  oder  des  anderen  Theiles  das 
Recht  des  bezüglichen  Autors,  in  diesem  Punkte  von  seiner  Be- 
schränkung befreit,  wieder  in  weiterem  Umfange  zur  Be- 
thätigung  kam.  So  mochte  bei  Erledigung  einer  Bauernstclle, 
wenn  nichts  anderes  verfügt  war,  der  Schultheiss  oder  auch  un- 
mittelbar der  Grundherr  zu  rechtlichen  Vertügungen  über  die- 
selben in  dieser  oder  jener  Art  berufen  sein  *). 

Unter  allen  Umständen  aber  dürfte  die  Behauptung  gerecht- 
fertigt erscheinen,  dass  bei  dieser  Ordnung  der  Dinge  und  Ver- 
theilung der  rechtlichen  Gewalten  die  V^oraussetzungen  vollends 
fehlten,  welche  die  Zusammenfassung  gerade  aller  privatreclit- 
lichen  Befugnisse  zu  einer  rechtlichen  Einheit,  also  die  Entstehung 
eines  Rechtsbegriffes  nach  Art  unseres  Eigenthumsbegriffes  nahe- 
gelegt oder  auch  nur  begreiflich  gemacht  hätten. 

Die  Frage  endlich,  ob  man  das  Recht  der  Bauern  an  ihren 
Hufen,  als  dasjenige  unter  den  actuellen  Rechten,  welches  vor- 
wiegend privaten  Inhalt  hat  und  so  anderen  Grundbeeitzrechten 
am  nächsten  verwandt  ist,  mit  dem  Namen  eines  dominium  utile 
oder  germanicum,  eines  „deutschrechtlichen  Eigenthumes“  be- 
zeichnen, oder  ob  man  bei  dem  älteren,  freilich  auch  wieder  viel- 
deutigen Ausdrueke  Erbzinsrechte  bleiben  solle,  und  ebenso  die 
Frage,  ob  man  das  oberste  Recht  über  die  Güter,  das  Recht  des 
Grundherrn  ein  dominium  directum  oder  ein  Obereigentbum 
taufen  solle,  ist  zum  grössten  Theile  iSache  des  individuellen  Ge- 
schmackes. Berücksichtigt  man  für  die  erste  Frage,  dass  die 
mittelalterlichen  Grundbesitzverhältiiisse  in  Deutschland  überall 
von  den  Rechten  der  Gemeinde  oder  der  Gesamratheit  mit  be- 
stimmt wurden,  und  dass  in  Folge  dessen  selbst  dasjenige  Recht 
an  Grund  und  Boden,  das  man  unbedenklich  als  Eigenthum  be- 
zeichnen kann,  auf  deutschem  Boden  in  der  Regel  nicht  zu  jener 
extremen  Ausgestaltung  gelangte,  die  für  das  römische  Eigen- 
tbum  characteristisch  ist,  vielmehr  mit  verschiedenem  Inhalte 
und  mit  mannigfaltigen  Beschränkungen  bestehen  konnte,  so 

')  Vergl.  in  dieser  Beziehung  die  Ausführungen  Wohlhrück’s 
B.  a.  O.  8.  370  ff.  über  das  rechtliche  Schicksal  derjenigen  Krb-  und  Lehen- 
schultiseien,  die  von  dem  LandesheiTu  als  Lehen  an  Vasallen  übergeben 
worden  waren,  und  die  dann  sobald  die  zunächst  berechtigten  Krbschulzen 
ausstarben,  häufig  von  den  darüber  gestellten  Lebeusträgero  eingezogen 
worden. 
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möchte  man  vielleicht  geneigt  sein,  auch  hier  den  Träger  des  um- 
fassendsten Privatrechtes  als  einen  „Eigenthümer  im  deutschrecht- 
lichen Sinne“  zu  bezeichnen.  Ob  diese  Einschränkungen  in  concreto 
noch  etwas  weiter  reichten  als  sonst,  das  könnte  ja  nicht  mehr  von  so 
wesentlichem  Belange  sein.  Demgegenüber  ist  aber  zu  bedenken, 
dass  trotz  der  durch  die  allgemeinen  Interessen  oft  bedingten 
Beschränkungen  das,  was  der  damaligen  Zeit  als  Eigen  erschien, 
doch  weit  selbstständiger  und  unabhängiger  war  als  das  Recht 
unserer  bäuerlichen  üolonisten,  und  wenn  man  schon  damals 
sich  veranlasst  sah,  Eigen  und  Zinsgut  einander  gegenüber- 
zustellen, so  fehlt  doch  für  die  heutige  Zeit  um  so  mehr  jeder 
Grund,  in  der  sprachlichen  Bezeichnung  die  rechtlichen  Ver- 
schiedenheiten zu  verwischen  und  eine  Nomenclatur  zu  wählen, 
die  zur  Klärung  der  juristischen  Begriffe  gewiss  nicht  beitragen 
kann.  Ohne  Gefahr  mag  man  dagegen  das  Recht  der  Grundherrn  t 
als  ein  Obercigenthuin  bezeichnen;  denn  dass  dieser  Ausdruck  I 
die  verschiedenartigsten,  herrschaftlichen  und  privatrechtlichen 
Verhältnisse  umfasst,  ist  zu  sehr  bekannt,  als  dass  man  aus  dem 
gewählten  Worte  eine  bestimmte,  irreführende  Deutung  abzu- 
leiten geneigt  sein  könnte.  Immer  aber  muss  es  für  die  juristische 
Kritik  feststehen,  dass,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  weder  das  ^ 
Recht  des  Grundherrn  noch  das  der  Bauern  in  unserem  Sinne  i 
Eigenthum  ist,  weil  beiden  die  Merkmale  fehlen,  welche  nach  ' 
dem  heute  allgemeinen  juristischen  Sprachgebrauche  dem  Eigen- 
thumsbegriffe wesentlich  sind. 

Damit  sind  wir  bei  demselben  Ergebnisse  wieder  angelangt, 
zu  dem  wir  oben  aus  der  unmittelbaren  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse gekommen  waren.  Auch  die  Forderungen  der  juris- 
tischen Gonstruction  sind  mit  den  dort  gewonnenen  Resultaten 
in  Einklang  und  verlangen  nicht  eine  gewaltsame  Umdeutung 
und  Umformung  der  im  Leben  erzeugten  rechtlichen  Gebilde. 
Zugleich  aber  dürfte  die  Bezeichnung  des  bäuerlichen  Rechtes  \ 
als  einer  Form  der  Erbleihen  aus  sachlichen  Gründen,  wie  aus  j 
dem  Sprachgebrauch  der  damaligen  Zeit  gerechtfertigt  erscheinen.  / 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  die  eben  betonte  enge  Ver- 
bindung von  privaten  und  öffentlichen  Befugnissen  zu  einem  einheit- 
lichen Rechtsganzen  auch  in  gewissem  Sinne  zur  Erklärung  mancher 
Eiigenthümlichkeiten  des  späteren  rechtlichen  lüntwickelungsganges 
beizutragen  geeignet  ist.  Enthielt  nämlich  der  eine  Herrschaftsbegriff 
politische  und  private  Rechtsverhältnisse  ungesondert  beisammen,  so 
ist  es  auch  begreiflich,  dass  im  ferneren  Verlaufe  die  Kräftigung  oder 
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Schwächung  des  einen  oder  anderen  Berechtigten  in  politischer 
Beziehung  leicht  auch  eine  Vermehrung  oder  Verminderung  seiner 
privaten  Befugnisse  zur  Folge  haben  konnte  — leichter 
zum  mindesten,  als  wenn  die  beiden  Gebiete  des  öffentlichen  und 
privaten  Rechtes  wie  in  unseren  Zeiten  als  toto  genere  verschieden 
strenge  aus  einander  gehalten  gewesen  wären.  Die  Zukunft  auf 
politischem  Gebiete  gehörte  damals  von  allen  drei  betheiligten 
Parteien  gewiss  am  wenigsten  dem  Bauernstände.  Die  Landes- 
herrn und  vielleicht  noch  mehr  die  Herrn  der  einzelnen  Dörfer, 
die  namentlich  dann  mächtigen  Einfluss  gewannen,  wenn  die 
Schultheissenrechte  und  die  Leitung  (Herrschaft)  über  die  Dörfer 
auf  Rittergeschlechter  übergieng,  die  durch  bedeutenden  Grund- 
besitz besonders  mächtig  waren,  gewannen  in  der  Folgezeit  ein 
immer  grösseres  Maas  von  Ansehen,  Einfluss  und  herrschaftlichem 
Rechte,  und  dem  entsprach  auf  der  anderen  Seite  ein  immer 
beträchtlicheres  ZurUcktreten  der  persönlichen  und  freiheitlichen, 
aber  auch  der  privatrechtlichen  Machtsphäre  der  Bauernschaft’). 

*■  Der  ganze  Werdeprocess  findet  seinen  Abschluss  in  der  Aus- 
bildung einer  kräftigen,  mächtig  entfalteten  Guts-  und  Grund- 
herrschaft mit  patrimonialcr  Gerichtsbarkeit  und  so  weit  reichenden 
Hoheits-  und  Hcrrschaftsrcchtcn,  dass  man  von  dem  ursprüng- 
lich freien  Bauernrechte  nicht  die  Spur  mehr  ausfindig  machen 
kann "). 

Überblickt  man  die  ganze  Entwickelung,  die  von  der  vollsten 
Freiheit  einer  auf  Grund  frei  vereinbarter  Verträge  geschaffenen 
Rechtsordnung  ihren  Ausgang  nahm,  um  mit  dem  geraden  Wider- 
spiele von  all  dem  zu  schliessen,  so  wird  man  ein  gewisses  Be- 
fremden nicht  unterdrücken  können.  Gar  mannigfach  und  ge- 


')  Die»  zeigt  sich,  deutlich  namcutlich  zur  Zeit  der  Reoeption  des 
römischen  Hechtes,  welche  bei  dom  ItemUhen,  die  bäuerlichen  Reohtsver- 
hältuissc  in  römische  Formen  zu  bringen,  vielfach  das  bäuerliche  Recht 
schmälerte  und  Vermuthungeu  zu  Ungunsten  der  Bauern  schuf. 

’)  vorgl.  dazu  insb.  L.  Korn,  Geschichte  der  bäuerlichen  Rechtsver- 
hältnisse in  der  Mark  Brandenburg,  Zeitschrift  für  Rcohtsgcschichtc  11.  Bd. 
(1873)  insb.  S.  10  ff.;  Born  hak,  Entstehung  des  Kittergutsbesitzes  in  den 
Läuderu  östlich  der  Elbe,  iu  tlen  Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte, 
ßd.  (1886)  S.  12.Ö  f. ; Meitzen;  der  Boden  des  preussischen  Staates  I 
S.  366  ff.,  C’od.  dipl.  Sil.IV  Einl.  S.  liG  ff. ; Nitzsch,  der  holsteinische  Adel 
im  XII.  Jahrh  in  der  allg.  Monatsschrift  für  Wissenschaft  und  Littcratur, 
Brauuschweig  1851  S.  366  ff.;  Cliristiau  Meyer,  zur  Gesoh.  d.  d.  Bauern- 
standes, Freuss.  Jahrbücher  42.  Bd.  u.  a. 
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waltig  niuBHten  die  Zeit  rerhültnisse  und  Zeitströraungen  sein,  die  es 
cnnöglichtCD,  dass  der  einstige  Hort  der  Freiheit,  das  deutsche 
Colonistenrecht,  durch  einen  allmählichen  Entwickolungsgang  alle 
freiheitlichen  Momente  von  sich  abstreifte  und  in  einer  auf  ge- 
minderter Freiheit  und  geminderter  Freizügigkeit  aufgebauten 
Ordnung  des  bäuerlichen  Rechtes  seinen  Abschluss  fand,  wie  es 
aus  den  strengsten  hofrechtlichen  Abhängigkeitsformen  nicht 
strenger  hätte  erwachsen  können. 

Und  doch,  wenn  wir  genauer  zusehen,  lag  schon  in  den 
ersten  Ansätzen  ein  schwacher  Keim  für  die  spätere  Entwicke- 
lung. Zwar  bildeten  die  privatrechtlichen  Bestimmungen  der 
Colonistenverträge  einen  nicht  unwesentlichen  Theil  ihres  Inhaltes. 
Aber  das  Schwergewicht  des  ganzen  Unternehmens  lag  schon 
in  dem  ersten  Vertrage  des  Erzbischofes  Friedrich  und  noch  aus- 
gesprochener bei  den  unmittelbar  folgenden  Coloniengründungen 
auf  den  herrschaftlichen  Verhältnis-sen,  die  ihre  Ordnung  und 
Regelung  erheischten  und  auch  bald  in  der  umfassendsten  Weise 
gefunden  haben.  Und  so  erwiesen  auch  sic  und  nicht  die  Privat- 
rechtsverhältnisse  sich  fernerhin  als  lebenskräftig  und  zu  einer 
weiteren,  inneren  wie  äusseren  Machtcntfaltung  geeignet,  und  die 
Entwickelung,  zu  der  sie  gelangten,  brachte  mit  der  Ausbildung 
des  die  Dorfverfassung  bestimmenden  herrschaftlichen  Rechtes 
auch  eine  Erweiterung  und  Erstarkung  der  herrschaftlichen  Rechts- 
sphärc  mit  sich  — natürlich  nur  auf  Kosten  der  bäuerlichen 
Freiheit. 
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Die  Romanisirung  des  Civilprocesses  in  der  Stadt 

Bremen. 

I.  Einleitung. 

In  Adolf  Stölzels  „Dag  gelehrte  Richterthum  in  den  deutschen 
Territorien“  ist  die  bunte  Entwicklung  untersucht  worden,  welche 
das  frühere  deutsche  Gerichtswesen  mit  seinen  mannigfachen 
Mischungsverhältnissen  römischer  und  deutschrechtlicher  Eile- 
mente darbietet.  An  die  sorgfältigsten  Detailuntersuchungen 
Uber  die  Receptionsgeschichte  des  römisch -kanonischen  Rechts 
in  Hessen  schliesst  eich  eine  von  allgemeineren  rechtshistorischen 
Gesichtspunkten  ausgehende  Darstellung  der  in  deutschen  Stadt- 
und  Landrechten  wiederkehrenden  Durchgangs-  und  Entwick- 
lungsstufen auf  dem  Wege  der  Romanisirung.  Dabei  ist  die 
Fülle  der  concreten  Gestaltung  in  den  einzelnen  Rechtsgebieten 
besonders  betont  und  die  Weiterführung  der  Untersuchung  für 
kleinere  Rechtsgebiete  als  wünschenswerth  erklärt  worden. 

In  der  nachfolgenden  soll  versucht  werden  für  eines  der 
kleinsten  Territorien,  für  die  mittelalterliche  Stadt  Bremen  mit 
einem  Flächenraum  von  etwa  100  Hektar  die  Verdrängung  des 
alten,  einheimischen  Gerichtsverfahrens  durch  den  römisch- 
kanonischen  Process  zu  schildern : eine  vielleicht  zu  unbedeutende 
Arbeit,  wenn  nicht  die  kräftige  Selbstständigkeit,  mit  welcher 
sich  das  kleine  befestigte  Gemeinwesen  inmitten  des  erzbischöf- 
lichen und  später  schwedischen  Machtbereiches  behauptet  hat, 
auch  seinem  Privat-  und  Processrecht  eine  gewisse  Eigenart  und 
Selbstständigkeit  im  Werden  und  Wandel  aufgedrückt  hätte.  Eis 
war  meine  ursprüngliche  Absicht,  die  Umbildung  des  bürger- 
lichen Processrechts  auch  in  Hamburg  und  Lübeck  mit  heran- 
zuziehen, was  dem  Gegenstände  ein  erhöhtes  Interesse  gegeben 
haben  würde,  um  so  mehr  als  die  Stellungnahme  des  Rathes 

ittfUHMmii,  CirilproMM  in  Bremen.  \ 
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und  der  Qemeinde  der  drei  Städte  zu  den  fremden  Rechten  sich 
in  drei,  für  da«  deutsche  Rechtsbewusstsein  in  der  Rcccptions- 
periode  typischen  Formen  ausspricht.  Die  Arbeit  würde  aber 
länger  dauernde  Studien  in  den  Archiven  Hamburgs  und  Lübecks 
erfordert  haben,  wozu  mir  die  Müsse  fehlte. 

In  Lübeck  schrieb  1555  der  Rath  an  das  Rcichskammer- 
gericht:  „Demnach  ist  an  E.  E Gn.  unser  Bitt’,  sie  wollen  in 
Pallen  und  Sachen,  darin  wir  nach  unser  Stadt -Lübsch- Recht 
und  alte  löbliche  Gewohnheit  geurtheilet  und  erkandt  haben,  bei 
solcher  unser  Erkenntnis«  und  Stadt-Lübsch-Recht  und  Gewohn- 
heit lassen,  dieselben  Urtheile  confirmiren  und  approbiren,  und 
uns  darüber  mit  Kayserliche  Rechte,  die  wir  nicht 
ertragen  mögen,  nicht  beschweren  lassen.“*)  Bei  der 
1586  erfolgten  Revision  des  Stadtrechts  stand  man  noch  auf 
demselben  Standpunkt  und  gestattete  dem  römischen  Recht  nur 
einen  geringen  Einfluss. 

In  Hamburg  erklärte  dagegen  schon  Bürgermeister  Langen- 
beck  in  seiner  Glosse  zum  Statut  von  1497,  dass  die  kaiserlichen 
Rechte  anzuwenden  seien,  „wo  unse  ghesette  eflle  wanheyde 
keren,  de  me  ok  dama  scholl  boghen  unde  duden  als  me  even- 
kamelikest  mach,“*)  und  in  die  reformirten  Statuten  von  1605 
hat  das  römische  Recht  nach  dem  Vorbild  der  Nürnberger 
Reformation  in  sehr  erheblichem  Maasse,  ohne  ernstlichen  Wider- 
stand der  Bürgerschaft  Eingang  gefunden. 

Bremen  nimmt  eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden 
Schwesterstädten  ein.  Allerdings  wurde  schon  1532  in  Artikel 
19  der  „Neuen  Eintracht,“  dem  Grundgesetz  des  Bremischen 
Staatsrechts,  in  Aussicht  genommen,  falls  Einiges  im  Stadtbuch 
als  reformbedürftig  erscheinen  sollte,  „dat  sodannes  na  Rade  der 
Hoc  hgelehrden  unde  Verstendigen  veraendert,  verlcngert, 
vermindert  unde  verbetert  möge  werden“;  zu  einer  Reformation 
kam  es  aber  erst  im  Jabre  1606  durch  den  Bürgermeister  Hcinr. 
Krefting,  welcher  das  römische  Recht,  indess  in  sehr  schonen- 
der, gewissermassen  decorativer  Weise,  in  einer  neuen  Redaction 
des  Stadtrechte  — Statuta  reformata  genannt  — zur  Geltung  zu 
bringen  suchte.  Jedoch  die  Bürgerschail  lehnte  die  Vorlage  ab 
und  beschloss  bei  dem  alten  Rechte  zu  bleiben,  was  ihr  aber 


')  Kraut,  Qrundriss  zu  Vorlesungen  über  das  Deutsche  Privatrecht. 
6.  Auflage.  8.  63.  No.  28. 

')  Julius  Goldfeld,  Ueber  das  Hamburg.  Güterrecht.  Hamburg  1888. 
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wenig  half.  Die  Deberzeugiing  der  Juristen  von  der  subsidiären 
Verbindlichkeit  und  in  complexu  Reception  des  römischen  Rechts 
war  durch  die  Universitätslehrer  eine  so  allgemeine  geworden, 
dass  der  Rath,  nachdem  der  Weg  der  Gesetzgebung  sich  als 
nicht  gangbar  erwiesen,  dasselbe  als  auf  dem  Wege  des  Gewohn- 
heitsrechts recipirt  ansali.  Den  Niederschlag  dieser  Doctrin  zeigt 
der  Codex  glossatus,  das  vom  erwähnten  Bürgermeister  Krefting 
1605  und  1606  glossirte  Stadtrecht  von  1433,  dein  sich  weitere 
Glossen  der  Rathmänner  Johann  Almers  (f  1637)  und  Joh. 
Wachmann  (f  1659)  anschliessen:  Quod  in  stalutis  uon  est  ex- 
pressum  id  relinquitur  dispositioni  juris  communis.  Omne  statutum 
recipit  interpretatioucm  extensivara  ex  jure  communi  et  quidem 
ita  ut  quam  minime  deroget  legi  scriptae.  ’) 

Die  älteste  Codification  des  Stadtrechts  von  Bremen  fällt  in 
die  Jahre  1303 — 1307.  Aber  schon  vor  1246  hatten  die  städtischen 
Willküren  ihre  Aufzeichnung  gefunden,  mussten  jedoch  in  diesem 
Jahre  auf  Anfordern  des  Erzbischofs  Gerhard  II.  wieder  zurUck- 
genomnicn  werden.  In  der  von  der  Stadt  bei  dieser  Gelegenheit 
ausgestellten  obligatio  archiepiscopo  et  capitulo  praestita*)  zeigt 
das  städtische  Gewohnheitsrecht  bereits  manche  Abweichung  vom 
landgerichtlichen  Processrecht , die  im  Gesetzbuch  von  1303 
wiederkehren , vermehrt  sind  und  so  deutlich  hervortreten , dass 
Bürgermeister  Dietrich  Smidt  *)  in  seiner  Schrift  „de  cura  mulie- 
rum  Bremensium  (1770  verfasst)  meint; 

„Non  equidem  nego,  speculum  Saxonicum  in  his  et  vicinis 
terris  uti  et  in  aliis  Saxoniae  provinciis  non  exiguam  statim  post 

ejus  publicationem  consecutum  esse  auctoritatem agnosco 

porro  nonnulla  in  statutis  patriis  occurrere  quae  in  Repkovii 
speculo  quoque  leguntur.  Verum  ut  taceam  plerosque  legum 
nostrarum  articulos  cum  eo  minime  convenire , ea  quae  conveni- 
entiam  aliquam  habent  non  tarn  ipsi  speculo  quam  potius  com- 
munibus  Germaniae  inferioris  maxime  moribus  et  consuetudini- 
bus  quas  et  speculo  insertas  esse  novimus  originem  suam  debent.  *) 


')  Codex  glossatus.  Us.  Seite  293,  192. 

’)  Bremisches  Urkundenbuch,  Band  I.  Nn.  234. 

*)  Smidt,  de  cura  mulierum  Bremensium,  abgedruckt  bei  QUdemeister, 
Beiträge  zur  Kenntniss  des  vaterländischen  Rechts.  Band  IL  S.  68. 

*)  Damit  stimmt  im  Wesentlichen  auch  die  neueste  recbtsgesohicbtliche 
Forschung  überein.  R.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  S.  623. 

„Eike  erreichte  seinen  Zweck,  das  gemeine  Sachsenrecbt  darstellen  zu 
wollen,  nicht  ganz,  weil  er  das  Recht  seiner  ostfälischen  Heimath  eben  für 

1* 


Digitized  by  Google 


4 


Von  den  drei  Godifikationen  des  Stadtrechts , der  von  1303 
(1307  vollendet),  1428  und  1433,  interessirt  uns  nur  die  letztere. 
Die  im  Stadtbuch  von  1428  enthaltene  systematische  Anordnung 
des  Stoffes  ist  wiederaufgegeben  und  die  Artikel  in  zwei  grosse 
Abtheilungen  zusamraengestellt,  von  denen  die  erste  106  Statuten 
enthält  mit  einem  Anhang  von  fünf  Strafgesetzen,  die  zweite  10 
meine  Ordcle  (aus  Entscheidungen  abstrahirte  Rechtssätze). 
Die  processrechtlichen  Vorschriften  gehören  zum  grösseren  Theile 
der  zweiten  Abtheilung  an ; zum  mindern  den  Statuten.  Der 
Inhalt  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  des  ältesten  Stadtrechts 
überein.  Es  fehlen  in  der  dritten  Redaktion  60  Statuten  und 
Ordele;  neu  hinzugekommen  sind  9 Statuten  und  5 Ordele,  von 
denen  Stat.  89,  Ord.  1,  2,  3 für  das  Processrecht  erwähnens- 
werth.  Aus  dem  Hamburger  Recht  sind  45  Statuten  und  Ordcle 
entlehnt,  und  etwa  18  dieser  beiden  Stadtrechten  gemeinsamen 
Bestimmungen  lassen  eine  Kenntniss  des  Sachsenspiegels  un- 
zweifelhaft erscheinen:  einige  von  ihuen  wiederholen  seine  Be- 
stimmungen wörtlich,  andere  dem  Sinne  nach,  noch  andere  modi- 
ficiren  oder  enthalten  blosse  Anklänge.  ’) 

Für  das  Processrecht  kommen  insbesondere  die  nachfolgen- 
den Ordele  in  Betracht: 


Ord. 

12. 

Sachsenspiegel  1.  III. 

12  § 1. 

n 

21. 

n 

1.  II. 

5 § 1. 

« 

29. 

« 

1.  I. 

60  § 1. 

M 

58. 

W 

1.  II. 

60  § 1.  2. 

W 

60. 

1.  III. 

6 § 3-6. 

73. 

1.  m. 

39  § 1.  2. 

du  gemeine  Ssehsenrecht  hielt,  und  die  vielfachen  Abweichungen  insbe- 
sondere des  westfälischen  Rechts  überging. 

In  dem  geistvollen  Verfasser  stecken  Gegensätze,  die  er  nicht  zu  ob- 
jeotiver  Ausgleichung  zu  bringen  wusste; Auf  der  einen  Seite  Vor- 

liebe für  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Rechtsanschauungen  der  Zeit  nicht 
mehr  entsprach;  andrerseits  trieb  es  ihn.  noch  in  Fluss  befindliche  Rechts- 
Anschauungen  als  hergebrachtes  Recht  darzustellen.“ 

*)  lieber  den  Grund  der  Reception  und  ob  sie  direkt  aus  dem  Ham- 
burger Recht  stattgefunden,  siehe  Donandt,  Versuch  einer  Geschichte  des 
Bremischen  Stadtrechts,  6d.  II  8.  866  if.,  sowie  Post,  Entwurf  eines 
gemeindeutschen  und  hansestadtbreinischen  Frivatrechts.  Bd.  I.  S.  45. 

„Für  eine  endgiltige  Entscheidung  der  Frage  würde  eine  weit  genauere 
Vergleichung  der  Rechte  des  niedersnchsischeu  Kreises  nothwendig  sein  als 
bis  jetzt  gemacht  ist.“ 


Digitized  by  Google 


5 


Oril.  96.  Sachsenspiegel  1.  II.  36  § 1,  4,  6. 

„ 98.  „ 1.  III.  89. 

„ 100.  „ 1.  II.  35,  37  § 1. 

Es  wird  erforderlich  sein,  den  üivilprocess  von  1433  im 
Zusammenhänge  vorzufUhren,  um  seine  allmählige  Romanisirung 
verfolgen  zu  können.  Keineswegs  soll  die  Darstellung  eine  er- 
schöpfende sein;  alles  Detail  bleibt  ausgeschlossen,  die  wichtigsten 
Cloutro Versen  werden  nur  angedeutet,  diejenigen  Punkte  dagegen 
besonders  markirt  werden,  an  welche  die  JReception  späterhin  an- 
knüpft. Neben  dem  Gesetzbuch  sind  die  Schedungen  von  1330 — 1363 
zu  berücksichtigen,  welche  dem  Codex  von  1303  von  der  Hand  der 
urtheilenden  Rathsherren  beigefügt  und  von  Donandt  in  seiner  vor- 
trefflichen Abhandlung  „Der  bremische  Civilprocess  im  14.  Jahr- 
hundert“ (Brem.  Jahrbuch  Bd.  V.)  ausgenutzt  sind.  Aus  der  Zeit 
von  1363—1418  haben  wir  leider  nur  8 Entscheidungen,  da  die 
unruhigen  Zeiten  das  Gesetz  von  1330,  welches  den  urtheilenden 
Rathsherren  die  Einschreibung  ihrer  Rechtssprüche  vorschrieb, 
in  Vergessenheit  gerathen  Hessen.  Aus  den  Jahren  1418 — 1433 
fehlen  alle  Aufzeichnungen.  Im  Stadtrecht  von  1433  wird  die 
Anlegung  eines  „Schedebuches“  angeordnet,  worin  die  Parteien 
die  Rechtssprüche  gegen  eine  Gebühr  an  den  Schreiber  des 
Raths  eintragen  lassen  können.  Wir  besitzen  solcher  Ein- 
tragungen seit  1435  eine  grosse  Anzahl;  sie  werden  weniger 
seit  1541,  in  welchem  Jahre  ein  Niedergericht  eingesetzt  wurde, 
gegen  dessen  Urtheile  an  den  Rath  appelUrt  werden  konnte, 
welcher  von  jetzt  an  als  die  erste  Instanz  in  Sachen  über  200 
Gulden  erkannte.  Vum  Jahre  1564  an  sind  die  Protokolle  des 
Nieder-  und  Obergerichts  erhalten.  Weder  Schedebuch  noch 
Gerichtsprotokolle  sind  gedruckt.  Manches  ist  aus  ersterem 
anhangsweise  zu  rechtshistorischen  Arbeiten  veröffentlicht  worden. 
Beide  bilden  neben  den  Schedungen  aus  dem  14.  Jahrhundert 
und  einigem  in  den  fünf  Bänden  des  Bremischen  Urkundenbucha 
enthaltenen  Processstoff  das  Hauptmaterial  dieser  kleinen  Arbeit. 
Zu  bedauern  ist,  dass  die  Zeit  von  1363 — 1435  so  ausserordent- 
lich spärlich  an  Rechtssprüchen  ist;  und  noch  mehr,  dass  Pro- 
cessschriften  und  Akten  bis  zum  sechszehnten  Jahrhundert  nur  in 
sehr  geringen  Resten  bis  jetzt  haben  aufgefunden  werden  können. 

Für  das  bessere  Verständniss  des  Gerichtsverfahrens  wird 
zunächst  ein  kurzer  Blick  auf  die  Gerichtsverfassung  sowie  auf 
die  Doppelgerichtsbarkeit  des  Vogtes  tmd  des  Rathes  zu  werfen 
sein.  Hierin  spiegelt  sich  der  politische  Kampf  zwischen  dem 
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£<rzbischof  und  der  Stadt  wieder,  welcher  von  dem  wichtigsten 
Einflugs  auf  die  rechtsgegchichtliche  Fortbildung  des  Oivilpro- 
cesses  und  Strafprocesses  gewesen  ist.  Während  anderswo  erst 
die  Bekanntschaft  mit  den  fremden  Rechten  die  Grundsätze  des 
alten  volksgerichtlichen  Verfahrens  und  zwar  fast  stets  durch 
Anordnung  oder  Beihülfe  der  landesherrlichen  Behörden  und  oft 
gegen  den  Willen  der  Gerichtseingesessenen  verwandelt  und 
verdrängt  hat,  Hessen  in  Bremen  Rath  und  Gemeinde,  die  erz- 
bischöflichen Gerechtsame  stets  restrictiv  auslegend,  keine  den 
Anforderungen  der  Zeit  entsprechende  Fortbildung  des  alten 
Verfahrens  zu,  sahen  vielmehr  mit  Befriedigung  das  unter  dem 
Rathhausbogen  gehegte  echte  Ding  mehr  und  mehr  der  Vergessen- 
heit anheimfallen.  Dagegen  richtete  der  Rath  das  eigene,  in  der 
Rathsstube  gehaltene  Gericht  den  Bedürfnissen  des  städtischen 
Verkehrs  entsprechend  ein  und  brachte  in  seinen  Schedungen 
gar  manche  Fortbildung  zum  Ausdruck,  ohne  römisch -kano- 
nisches Processrecht  zu  kennen  oder  zu  berücksichtigen. 

Kaiser  Otto  I.  hatte  durch  das  Marktprivileg  von  965  und  das 
Immunitätsprivileg  V.  967  die  volle  Grafengewalt  in  der  Stadt  Bremen 
dem  Erzbischof  übertragen,  welcher  die  darin  liegende  gesammte  Ge- 
richtsgewalt durch  einen  Vogt,  Anfangs  aus  den  Ministerialen,  später 
aus  den  Bürgern  erwählt,  ausüben  Hess : nemoque  inibi  aliquam  sibi 
vindicet  potestatem  nisi  praefati  pontificatus  archiepiscopus  et  quem 
ipse  ad  hoc  delegaverit. ')  Die  Bildung  eines  Stadtrathes  (consules), 
welcher  1225  zuerst  urkundlich  genannt  wird,*)  war  das  Ergeb- 
niss  einer  langsamen  politischen  Bewegung,  deren  Ursprung  sich 
nicht  verfolgen  lässt.  Wahrscheinlich  tagte  er  Anfangs  noch  unter 
dem  Vorsitze  des  Vogts,  von  dem  er  erst  seit  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  unabhängig  wurde.  Aus  seiner  Befugniss, 
in  Gemeinschaft  mit  diesem  die  Anwendung  von  falschem  Maass 
und  Gewicht  zu  strafen  und  hierfür  die  Hälfte  der  Bussen, 
gleichwie  bei  Körperverletzungen  und  Beleidigungen  für  die 
ätadtkasse  einzuziehen,  erwuchs  seine  mit  dem  Vogtsgericht 
thatsächli ch , nicht  rechtlich  concurrirende  Gerichtsbarkeit.®) 
Den  Bürgern  erschienen  die  consules  als  die  weisesten  der  Ge- 
nossen, welche  die  Rechtsüberzeugungen  am  besten  bewahrten 
und  am  klarsten  zum  Ausdruck  brachten;  der  Rath  war  ihnen 
eine  gar  häufige  Compromissinstanz.  Schon  1246  bestätigte  Erz- 

')  Bremisebea  Urkundenbaob,  Band  I.  No.  11.  13. 

*)  Bremisobes  Urkundenbueb,  Band  1.  No.  138. 

*)  Bremisebes  Urkundenbueb,  Band  I.  No.  234  und  240. 
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biüchüf  Gerhard  II.  die  gebräuchliche  Uebung,  wenn  der  Urtheil- 
finder  am  Vogtegericht  „dubitat  vel  iguorat  sententiae  qualitatem 
. . . . petat  inducias  ad  certum  terminum  infra  quem  Consilium 
consulum  et  aliorum  discretoruin  valeat  requirere.“  ’)  Und  an 
diese  Uebung  anknüpfend,  forderte  der  Vogt  in  schwierigen 
Fällen  den  Rath  nicht  selten  direkt  zur  Findung  eines  Urtheils 
auf.  ordel  quam  up  de  ratman“  heisst  es  dann  in  den 

Entscheidungen.  Der  Ruth  war  alleinige  Yoilstreckungsinstanz 
für  die  Urtheile  des  Vogtsgerichts,  und  daraus  hatte  sich  1330 
bereits  eine  Berufungsinstanz  entwickelt.  Bei  dem  mündlichen 
Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  war  cs  nichts  Seltenes,  dass  der 
Besiegte  behauptete,  das  vom  Sieger  zur  Vollstreckung  gebrachte 
Urtheil  habe  einen  anderen  Sinn  als  wie  der  Gegner  meine,  um 
hierdurch  den  Rath  indirekt  zur  Nachprüfung  des  Rechtsstreites 
zu  veranlassen.  Kam  dieser  zu  der  Ueberzeugung,  dem  unter- 
liegenden Theile  sei  Unrecht  geschehen,  so  weigerte  er  die  er- 
betene Vollstreckung.  Von  solcher  Weigerung  war  es  kein  weiter 
Weg  zur  Reformation  des  gesprochenen  Urtheils.’)  Dagegen 
gelang  dem  Rath  auch  im  folgenden  Jahrhundert  der  Erwerb 
einer  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  noch  nicht.  Denn, 
heisst  es  auch  im  Ordel  3 des  Gesetzbuches  von  1433:  wenn 
Jemand  klagen  will  „dat  scal  he  don  vor  unses  heren  vogede, 
edder  vor  den  ratmannen  unde  anders  nerghenc^*  so  ist  dabei 
die  stillschweigende  Voraussetzung,  dass  der  Beklagte  nicht  die 
Einwendung  erhebt:  he  wolde  gan  vor  mines  heren  voget  und 
wolde  dar  antworden,  in  welchem  Fall  Kläger  vor  das  Gericht 
der  vier  Bänke  verwiesen  wird,’) 

Ueber  das  Verfahren  am  Vogtsgericht  ist  handschriftliches 
Material  nicht  vorhanden;  das  gedruckte  ist  spärlich,  namentlich 
in  civilprocessualischer  Hinsicht.  Die  Ordele  ergeben  ein  an  den 
sächsischen  Rechtsgang  sich  anichnendes  Verfahren,  in  welchem 
aber  die  Schöffen  fehlen:  de  voget  is  weldich  enes  ordels  to 
vragende  weme  he  will  (Ord.  30.)  Das  Fragen  und  Einbringen 
des  Urtheils  war  wohl  in  ähnlicher  Weise  geregelt,  wie  im  Richt- 

')  Bremisches  Urkundeiibuch,  Hand  I.  No.  234. 

*)  „Es  wäre  ganz  unerklärlich,  ja  unverantwortlich  gewesen,  wenn  der 
Rath  sein  Kxekutionsrecht  nicht  auf  diese  Weise  benutzt  hätte,  in  einer  Zeit, 
wo  alles  um  sich  griff  und  die  Stadt  kein  besseres  Ziel  kannte  als  Be- 
freiung von  den  erzbischöflichen  Rechten.“  (Oonandt,  Versuch  einer  Geschichte 
des  bremischen  Stadtrechts,  Bd.  I,  Seite  155.) 

*)  Eine  ausführliche  Entwickelung  der  Civiljurisdiotion  des  Rathes 
findet  sich  bei  Gonandt,  Stadtreeht,  Bd.  1,  Seite  148 — 166. 
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steig  Landrecht:  de  voged  scal  hören  vor  richte  twyer  manne 
wort  onde  enen  man  twyschen  erer  twyer  rechte  vraghen  en 
recht  ordel  (Ordel  29). 

Wenn  auch  das  Gesetzbuch  von  1433  nur  das  Gericht  des 
Vogts  als  das  einzige  ordentliche  Gericht  kennt,  so  war  zu  dieser 
Zeit  dessen  Ansehen  bereits  im  Schwinden  und  die  folgenden 
Jahrhunderte  führten  das  allmählige  Absterben  herbei.  In  den 
reformirten  Statuten  Kreftings  (1606)  freilich  werden  noch  die 
meisten  Bestimmungen  über  die  vogtciliche  Gerichtsbarkeit  als 
aus  „altem  Herkommen“  stammend  wiederholt,  aber  in  der  so- 
genannten Assertio  libertatis  reipublicae  ßremensis  von  1646, 
einer  Streitschrift  des  Bürgermeisters  Meier  gegen  die  Krone 
Schweden,  welche  als  Landesherr  des  Erzstiftes  Bremen  der  Stadt 
ihre  Reichsunmittelbarkeit  bestritt,  heisst  es  bereits:  „dass  der 
Vogt  noch  vor  weniger  Zeit  auf  den  alten  Echtcdings-Tagen  an 
gewohnter  Stelle  an  der  Gassen  zwischen  des  Ratlihauses  Pfeilern 
gegen  den  Markt  gesessen  und  auf  einem  fürgespannten  Baum 
ein  klein  hölzern  Haus,  auf  dessen  einer  Seite  ein  BischoiT  auf 
einem  Stuhl  sitzend,  auf  der  andern  das  jüngste  Gericht  gemalt 

ist  freilich  den  Kindern  zu  Bremen  bekannt,  weil  der 

Vogt,  wenn  er  sich  also  inaniter  und  ohne  das  Geringste  zu  ver- 
richten habend  vor  20,  30,  40  und  mehr  Jahren  hero  präsentiret 
mehr  Ansehen  von  Kindern  als  Männern  gehabt.“  *) 

Streitige  bürgerliche  Sachen  wurden  gewiss  schon  in  dieser 
Zeit  kaum  mehr  vor  dem  Vogt  erörtert.  Auch  die  Verlassung 
der  Immobilien,  bei  welcher  sich  am  kräftigsten  die  Erinnerung 
an  seine  Gerichte  als  die  alten  echten  Dinge  erhalten,  nahm  der 
Rath  im  17.  Jahrhundert  als  ein  ihm  ebenfalls  zustehendes  Recht 
in  Anspruch ; nur  in  der  Criminaljurisdiction  behauptete  sich  der 
Vogt  in  der  alten  Befugniss  ein  ^uth-  und  ein  Halsgericht  zu 
hegen:  ersteres,  um  den  entdohenen  Mörder  friedlos  zu  erklären; 
letzteres  um  nach  geschehener  Inquisition  des  Missethäters  durch 
den  Rath  und  Anweisung  zur  Schuldigsprechung  die  formelle 
Verurtheilung  durch  den  Scharfrichter  zu  erwirken.  An  kümmer- 
lichen Resten  der  Civiljurisdiction  blieben  dem  Vogt  nur  noch: 
die  Befugniss,  Arreste  anzulegen,  in  einfachen  Schuldsachen 
Zahlungsbefehle  zu  erlassen  und  gewisse  Mitwirkungshand- 
lungen bei  der  Exekution  in  Immobilien.  Während  der  letzten 
Jahrhunderte  nahm  wohl  kein  Bürger  mehr  seine  richterliche 


')  Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis.  S.  752. 
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Gewalt  in  Anspruch.  Die  Angriffe  Schwedens  auf  die  Reichs- 
Unmittelbarkeit  der  Stadt  Hessen  ihn  als  eine  feindliche  Macht 
innerhalb  der  Stadtmauern  erscheinen , und  nur  diejenigen  Ein- 
wohner, welche  in  den,  am  ehemaligen  Mittelpunkt  der  erz- 
bischöflichen  Macht,  am  Dom  und  an  der  Domshaide  gelegenen, 
unter  schwedischer  und  später  unter  hannoverscher  Oberhoheit 
stehenden  Häuserbezirken  wohnten , mochten  hin  und  wieder  in 
liquiden  Schuldsachen  seine  Hülfe  anrufen  und  Zahlungsgebote 
von  ihm  erbitten,  welche  dann  freilich  im  17.  Jahrhundert  nach 
den  wenigen  Beispielen  zu  urtheilen  in  römisch-rechtliche  Formen 
eingekleidet  wurden.  Ihre  Prätensionen  freilich  auf  den  Umfang 
ihrer  Gerichtsbarkeit  vom  Jahre  967  gaben  die  Vögte  nicht  auf, 
aber  um  sie  durchzusetzen  fehlte  ihnen  der  kräftige  Beistand 
ihrer  Landesherren.  So  blieb  es  bei  leeren  Protesten  gegen  die 
Uebergriffe  des  Rathes,  welche  im  Zeitalter  des  Zopfes  vom 
Stadtvogt  Zierenberg  in  seiner  Abhandlung  „Von  der  Stadt- 
vogtey“  (1723)  mit  komisch  wirkender  Weitläuögkeit  noch  ein- 
mal zusammengestellt  und  verstärkt  wurden.  1803  schlossen  der 
Reichsdeputationshauptschluss  und  die  sich  daran  knüpfenden 
Verträge  mit  Hannover  jede  fremde  Staats-  und  Gerichtsgewalt 
in  Stadt  und  Gebiet  aus,  nnd  damit  verschwand  auch  der  Vogt, 
die  Reliquie  aus  der  2ieit  des  alten  volksgerichtlichen  Verfahrens. 


II.  Der  bürgerliche  Process  von  1433. 

A.  Gericht.  Ungehorsamsverfahren.  Gerichtttstandschaft. 
Fürsprecher. 

Im  Stadtbuch  ist  das  Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  und 
dem  Rathsgericht  nicht  getrennt  behandelt,  nur  einzelne  Ab- 
weichungen des  letzteren  werden  hin  und  wieder  hervorgehoben. 
Vergleicht  man  aber  die  Rathsschedungen  mit  den  Ordelen, 
welche  das  Vogtsgericht  betreffen,  so  zeigt  sich  klar,  dass  die 
Praxis  des  Rathes  keineswegs  mit  dem  Processrecht  vor  den  vier 
Bänken  übereinstimmt.  Aus  dem  Gedanken,  der  Rath  sei  eine 
freiwillig  angerufene  Ciompromiss-  oder  Austrägalinstanz,  floss  der 
weitere,  dass  es  dem  Rathe  nun  auch  freistehe  die  Formen  des 
Verfahrens,  das  Aeussere  der  Gerichtsverhandlung  nach  eigenem 
bestem  Wissen  zu  gestalten  Den  Schutz  vor  richterlicher  Will- 
kür, den  man  vor  dem  Vogtsgericht  im  Formalismus  fand,  ge- 
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währte  vor  dem  Bath^gericht  das  Vertrauen  auf  die  Bcchtakunde 
und  Unparteilichkeit  der  Weisesten  der  Stadtgenossen. 

Die  Ladung  geschieht  vor  das  plenum  des  Käthes,  vor  die 
im  „sittenden  stol“  versammelten  Herren.  Nach  einem  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1330,’)  wo  der  Rath  auf  114  Personen,  wahr- 
scheinlich in  Folge  des  Eindringens  der  Zunftgenossen  in  das 
regierende  Collegium  angewachsen  war,*)  konnte  die  Entscheidung 
an  eine  Commission  von  8 Rathslierren  abgegeben  werden,  eventuell 
genügten  auch  6 oder  4,  wenn  die  übrigen  im  Eide  Sitzenden 
(es  waren  38  Personen,  also  ’/,  des  Käthes)  wegen  zu  naher 
Verwandtschaft  mit  den  Parteien  abgelehnt  wurden.  In  die 
Sammlung  von  1433  hat  dieses  Gesetz  keine  Aufnahme  gefunden. 
Die  Kampfe  um  den  Antheil  am  Stadtregimente,  welche  in  der 
Verfassung  und  den  revidirten  Statuten  von  1428  zum  Abschluss 
gekommen  schienen,®)  entbrannten  sofort  von  Neuem.  Sie  endeten 
1433  mit  dem  Siege  des  alten  Käthes,  der  ein  vulmechtiger  wurde 
und  dessen  28  Mitglieder  (4  Bürgermeister  und  24  Kathsherren) 
lebenslänglich  iiii  Amte  blieben  und  sich  selbst  ergänzten.  Alle 
halbe  Jahre  führte  die  eine  Hälfte  die  Regierung:  der  sitzende 
Rath;  das  gesammte  Collegium  hiess  die  Wittheit.  Seit  1433 
werden  die  Namen  der  Rathsherren  in  den  Schedungen  nicht 
mehr  genannt,  es  heisst  einfach : de  rnd  schedede  vor  recht. 

Drei  Mal  im  Jahre  wird  ein  echtes  Ding  durch  den  Vogt 
abgehalten.  Ob  bestimmte  Gerichtstage  für  den  Rath  existirt 
haben , darüber  verlautet  Nichts.  Donandt  meint  mit  guten 
Gründen,  dass  jedenfalls  alle  6 Wochen,  wenn  seitens  des  Vogtes 
ein  Goding  gehegt  worden,  auch  der  Rath  versammelt  gewesen 
sei,  um  es  den  streitenden  Parteien  zu  ermöglichen  aufs  Rath- 
haus zu  gehen  und  Rechtsbelehrung  zu  erbitten.  Eine  ausser- 
gerichtliche  Ladung  vor  das  Gericht  des  Vogts  war  für  den 
Beklagten  nicht  verbindlich;  sein  Frohnbote  musste  drei  Mal 


*)  Oelrichs,  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbücher  der  freien  Stadt 
Bremen.  S.  65. 

*)  V.  Bippen,  Ans  Bremens  Vorzeit.  No.  2. 

Geschichte  des  Raths  und  der  demokratischen  Bewegungen  bis  1433. 
S.  31. 

*)  „Ein  höchst  merkwürdiges  Werk,  welches  die  Forderungen  der 
Demokratie  mit  den  Bedürfnissen  der  Verwaltung,  Rechtspflege  und 
Politik,  soweit  man  heute  zu  beurtheilen  vermag,  in  ausgezeichneter  Weise 
vereinigte.“ 

V.  Bippen,  8.  46  a.  a.  O. 
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laden,  das  letzte  Mal  unter  Zuziehung  von  zwei  Bürgern  (Ord. 
33.)  Dagegen  sind  in  Ord.  1 vier  Ladungen  vorgeschrieben, 
wenn  Kläger  seine  Sache  vor  das  Gericht  des  Käthes  bringen 
will.  Zum  ersten  Mal  „ene  slichte  vorbodinge,“  zum  zweiten 
und  dritten  Mal  bei  ein  bezw.  zwei  Mark  Strafe:  „to  der  verden 
vorbodinge  welker  nicht  en  kumpt  de  scal  der  sake  verlustig 
wesen.“  — Die  erste  Ladung  schloss  das  stillschweigende  Prä- 
judiz in  sich,  falls  Beklagter  im  ersten  Termin  nicht  ausdrücklich 
erkläre,  er  wolle  vor  das  Gericht  des  Vogtes  gehen,  unterwerfe 
er  sich  der  Competenz  des  Hathsgerichts.  ’) 

Der  ungehorsam  Ausbleibende  gilt  als  sachfällig.  Ist 
die  Klage  vor  dem  Vogt  anhängig,  so  erlassen  die  zwei  bei- 
sitzenden Rathsherren  auf  Antrag  des  Klägers  einen  Pfändungs- 
befehl und  zwar  innerhalb  14  Tagen.  Ist  der  Beklagte  in  mobi- 
libuB  nicht  pfandbar,  so  geht  die  später  näher  zu  beschreibende 
Zwangsvollstreckung  in  sein  Immobile  vor  sich.  So  lange  der 
Verkauf  der  Pfänder  und  die  Einweldigung  in  das  Immobile 
noch  nicht  geschehen,  steht  es  dem  Schuldner  fernerhin  frei  vor 
Gericht  zu  treten  und  die  Sache  wieder  aufzunehmen;  aber  dann 
ist  stets  „de  clegere  des  negere  der  sculde  edder  der  sake  de  he 
vornomet  heft  myt  synes  sulves  hant  up  den  hilgen  to  beholdene 
den  des  eme  de  andere  were  to  entgande“  (Ord.  33.)  Diese 
Bestimmung  hatte  auch  für  das  Verfahren  vor  dem  Kathsstuhl 
Gültigkeit. 

Eine  Beschränkung  der  Gerichtsstandschaft  findet  in 
folgenden  Fällen  statt:  1)  Jünglinge  unter  18,  Mädchen  unter 
15  Jahren  werden  durch  ihren  rechten  V'ormund  vertreten. 
2)  Frauen  sind  unbedingt  processfähig  (Ord.  44);  sie  bedürfen 
keines  Vurmundeszur  Klage, °)  wohl  aber  zum  Abschluss  aller  ausser- 
gerichtlichen  Geschäfte  (Ord.  38),  Empfangnahme  von  Schenkungen 
ausgenommen  (Ord.  39).  Die  vormundschaftliche  Genehmigung, 
welche,  sobald  Frauen  aus  eigenen  aussergerichtlichen  Geschäften 
klagen  oder  verklagt  werden,  ausdrücklich  in  den  Schedungen 
hervorgehoben  wird,  war  aber  schon  im  15.  Jahrhundert,  nach- 
dem die  Vormundschaft  der  rechten  Erben  gefallen,  zu  einer 
blossen  Formsache  geworden,  da  die  Frauen  sich  den  curator 
sezus  selbst  wählen  durften,  während  bei  Handelsfrauen  und 
Wittwen,  welche  das  Geschäft  des  Mannes  fortsetzten,  die  Be- 

')  Scheüung  149. 

>)  Sched.  21;  38;  öl  a.  g.  w. 
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Stellung  überhaupt  nicht  nothwcnilig  war.  3)  Tonsurirte  Welt- 
geistliche werden  wohl  nur  mit  Genehmigung  ihres  geistlichen 
Oberen  vor  dem  Vogt  oder  Rath  haben  Recht  nehmen  und  geben 
dürfen ; nicht  tonsurirte  dagegen  sind  gcrichtsstandfähig , wenn 
sie  einen  bremischen  Bürger  als  Bürgen  stellen,  welcher  bei  der 
Vollstreckung  ganz  an  ihren  Platz  tritt.  ’)  (Ord.  85.) 

Die  Parteien  (sakewolden)  erscheinen  entweder  allein , oder 
mit  einem  Fürsprecher  (vorspraken).  'Das  Recht  der  „Erholung 
und  Wandlung,“  sowie  die  Befugniss:  en  man  mot  ok  wol  dre 
achte  hebben  er  he  antwort  gift  (Ord.  29)  wird  vor  dem  Raths- 
gericht von  den  Parteien  wohl  selten  in  Anspruch  genommen  sein. 

Die  Fürsprecher  wählte  man  aus  den  Geschworenen.  Ihnen 
gebührte  ein  Honorar  (Ord.  34),  wofür  eine  Taxe  nicht  bestand. 

B.  Klagen  und  mfindliche  Verhandlung. 

1.  Allgemeines. 

Das  Verfahren  vor  dem  Rathsstuhl  näherte  sich  einigermassen 
unserer  heutigen  mündlichen  Verhandlung.  Wenn  Beklagter  sich 
der  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  einmal  freiwillig  unterworfen  hatte, 
Hess  dieser  die  Parteien  die  streitigen  Punkte  in  zwangloser  Rede 
und  Gegenrede  vor  sich  erörtern,  gab  Fristen  für  weitere  Er- 
klärungen oder  verlangte  solche  stehenden  Fusses,’)  übte  das 
Pragrecht,*)  ertheilte  Injuncte, *)  ordnete  Sequestrationen  an*) 
und  fällte  ein  Beweiserkenntniss,  *)  ein  bedingtes ')  oder  unbe- 
dingtes Endurtheil*)  mit  kurzer  Wiedergabe  des  Thatbestandes 
und  mit  kurzer  rechtlicher  Motivirung.  Wo  für  die  Ansprüche 
der  Parteien  Artikel  des  Stadtbuches  sprachen,  wurden  diese 
angeführt:  „bat  um  een  stucke  in  dem  boke  to  lesende,*)  und 
ebenso  gründet  der  Rath  darauf  seine  Entscheidung,  z.  B.  so  scal 
he  beteren  also  des  stades  bok  sprict  “ ‘®) 


’)  Schedung  35. 

•)  Sohed.  23  b. 

*)  Sohedebueb  Fol.  30a,  No.  1. 
*)  Sebedung  16. 

*)  Sebodebueb  Fol.  löa,  No.  2. 
*)  Sebedung  95. 

*)  Sebedung  93. 

*)  Sebedung  229. 

’)  Sebedebueb  Fol.  22  b,  No.  2. 
'")  Sebedung  117. 
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Mit  dem  Sachsenspiegel  können  die  Klagen  unterschieden 
werden:  in  clage  umnie  scult  — uppe  gut  — umme  ungericht. 
Aue  der  Klagbitte  muss  hervorgehen,  ob  Beklagter  angesprochen 
werden  soll  nochhnftige  breven,  tugwerdigen  luden  ofte  myt 

ener  slichtcn  clage.  ’)  Der  Beweis  wird  in  der  Regel  anticipirt 
und  mit  dem  Klag-  und  Klagebeantwortungsvortrag  verbunden. 

Auf  eine  Widerklage  braucht  Kläger  sich  nicht  einzulassen: 
Hier  he  schall  benomcn  wo  mennighe  schult  he  eme  (dem  Bekl.) 
gheven  wille;  also  ob  und  inwieweit  er  des  Beklagten  Gegen- 
forderungen anerkennt.  (Ord.  12.) 

2.  Klag  en  um  Schuld.  Insbesondere  Geldschuld. 

a.  Schlichte  Klage. 

So  we  den  andern  sculdiget  myt  ener  slicliten  clage  ane  tuch 
de  Bcal  unde  mach  bekennen  unde  vorsaken  (Ord.  18). 

Das  vorsaken  kann  schlicht  oder  motivirt  geschehen.  Erste- 
renfalls  mag  Beklagter  „syn  recht  don“,  das  Bestehen  der  Schuld 
eidlich  ableugnen ; letzterenfalls,  wenn  Beklagter  Bedenken  trägt 
die  Beurtheilung  des  Schuldigseins  auf  sein  eigenes  Gewissen  zu 
nehmen,  kommt  es  zu  weiteren  Erörterungen  unter  den  Parteien. 
Begründet  Beklagter  seine  Zahlungsweigerung  damit,  die  Schuld 
sei  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht  in  der  Weise  entstanden, 
wie  Kläger  behaupte  (qualificirtes  Geständniss),  so  ist  er  zum 
Eineid  befugt;')  Einreden  aber,  welche  die  Schuld  als  später 
wieder  aufgehoben,  oder  noch  nicht  fällig,  oder  als  in  ihrem  Be- 
stände verändert  darstellen,  dürfen  einer  schlichten  Klage  gegen- 
über niemals  schlicht  sein:  „magh  he  tughen  cne  sette  sone, 
(nachträglicher  Vergleich),  unde  vorguldene  scult  (Zahlung),  unde 
leddich  unde  los  (Erlass),  he  scal  wesen  leddich  unde  los  (Ord.  7). 
Ebenso  wenig  die  Einrede  der  Schenkung ! (Ordel  66  ) 

b.  Klage  mit  Zeugen.  Spricht  Kläger  den  Beklagten 
mit  Zeugen  an,  so  muss  er  entweder  bekennen  „oder  doghen 
(zugeben)  den  tuch  unde  also  alsc  men  citie  vortuget,  also  schal 
he  lesten  unde  gelden“  (Ordel  9). 

Ein  Besiegen  des  Gegners  durch  directen  Gegenbeweis 
„weddertughen“  *)  ist  ausgeschlossen.  Will  Beklagter  sich  mit 

')  Schedebuch  Fol.  64  b,  No.  H. 

’)  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter.  Band  I. 
S.  447. 

Donandt,  Civilprocess.  S.  70. 

*)  Schedung  137. 
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Einreden  vertheidigen,  so  mues  er  der  Klage  gegenüber  erklären 
„dat  he  dar  nenen  tugh  umme  doghen  wel;')  also  die  Klage- 
thatsachen  nicht  bestreiten,  dagegen  für  seine  zerstörlichen  Ein- 
reden seinerseits  Zeugen  vorführen.  Ein  Abwarten,  ob  Kläger 
seinen  Beweis  fuhren  werde,  um  dann  erst  mit  dem  Beweis  der 
Einreden  hervorzutreten,  ist  nicht  statthaft.  *) 

Ueber  die  Klage  aus  Urkunden  siehe  den  Abschnitt 
Beweis  verfahren. 

c.  Bei  Klagen  um  sonstige  Schuld,  wo  der  Beclits- 
grund  meistens  ein  Gelöbniss  des  Beklagten  sein  wird,  sei  es, 
dass  er  in  eigenem  Interesse  (lovet  iin  engem  Sinn)  oder  im 
fremden  (borget)  gelobt  habe,  z.  B.  ein  Immobile  aufzulassen, 
eine  ausgebürgte  Sache  vor  Gericht  zu  bringen,  eine  Sache  zu 
übergeben,  Leistung  eines  Schuldversprechens  u.  s.  w.  kommen 
die  gleichen  Grundsätze  zur  Anwendung. ')  Macht  der  Beklagte 
vom  versaken  Gebrauch,  so  ist  wohl  kein  Zweifel,  dass  er  schuldig 
ist,  die  etwa  empfangene  Gegenleistung  zurückzugeben. 

3.  Klagen  um  Gut. 

a.  Gewere  und  Besitz.  Gewährschaft. 

In  den  Ordelen  und  Schedungen  kehrt  der  Ausdruck  Were 
in  mannigfacher  rechtlicher  Bedeutung  wieder,  als  rein  thatsäch- 
licher  Besitz  „duve  ofte  rof  an  synen  weren“  (Ord.  100),  als 
vom  Recht  gebilligter  Besitz  „oldere  were, ‘)  vredesame  were,*) 
hebbende  were  (Ord.  5);  ebenso  geläußg  ist  aber  den  Quellen 
das  Wort  und  der  Begriff  „Eigenthuni,“  welcher  in  Ord.  10  so- 
gar in  einen  Gegensatz  zum  thatsächlichen  Besitz  gebracht  ist; 
kome  en  ander  unde  spreke  de  varende  have  in  den  weren  de 
si  syn  echtliken  eghen.  *)  Befragt  „in  wat  weren  he  dat  hadde“ 
muss  die  Partei  den  Erwerbsgrund  specialisieren,  ob  in  „erffliker 
in  kopes  edder  in  weddeschattes  were“. 


')  Schedang  38. 

*)  Schedang  19. 

*)  Stat.  24  „wat  de  borget  unde  lovet.“  Ord.  26.  Sobed.  80,  81, 
83,  123. 

*)  Sobedung  32. 

')  Sohedebnch  Fol.  63  s,  No.  2. 

•)  Sched.  V.  1404,  bei  Oelrioha.  S.  1G2. 

Sohedebnch.  Fol.  1 1 a,  No.  1. 
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Für  da«  bremische  Recht  dürfte  die  Auffassung  Planck’s  die 
zutreffendste  sein,  wonach  Gewerc  bald  rechtmässiger  Besitz, 
bald  Recht  zu  besitzen,  bald  Besitz  bedeutet. 

Auch  bei  Klagen  auf  Gut  ist  die  schlichte  Klage  nicht  aus- 
geschlossen, obschon  bei  Immobilien  und  Immobiliarrechten  der 
Natur  des  Anspruchs  nach  weniger  häufig  als  das  Ansprechen 
mit  Zeugen  und  Urkunden.’) 

Ein  selbstständiges  Yerthcidigungsrecht  aus  dem  blossen  Be- 
sitz wird  nicht  gewährt,  auch  der  ruhige  Besitzer  muss  dem 
Angreifer  den  Rechtsgrund  seines  Besitzes  nachweisen;  so 
Sched.  32:  „mach  X des  vullenkomen  dat  he  hebbe  de  olderen 
were  unde  dat  de  waterlosinge  dor  Monickemeyers  erve  oldinges 
hebbe  gan  unde  dat  de  waterlosinge  von  rechte  dar  dore  scole 
gan  — . 

„Doch  bleiben  dem  gewaltsam  Entwerten  die  processualischen 
Vortheile  des  Besitzes  trotz  der  Besitzentsetzung  gewahrt  und 
fand  zur  Vorbereitung  des  Eigenthumsprocesses  eine  Unter- 
suchung der  Besitzfrage  statt,  welche  die  Zuschreibung  der  Rolle 
des  Beklagten,  ja  mitunter  die  Restitution  des  Besitzes  noch 
während  des  obschwebenden  Processes  zum  Ergebniss  haben 
konnte.“  (Brunner  in  Holtzendorff’s  Encyklopädie.  4.  Auflage. 
S.  248.) 

So  klagt  in  einer  Schedung  von  1459  (Schedebuch  17  b, 
No.  1)  der  Testamentsvollstrecker  von  Hinrik  Steding  gegen 
Prederick  Goldsmidt,  welcher  kurz  nach  dem  Ableben  des 
Steding  Kisten  und  Kasten  mit  Gewalt  geöffnet  und  daraus 
Gold,  Geschmeide  und  Papiere  weggetragen  hat.  Er  vertheidigt 
sich  damit,  dass  er  nur  das  genommen,  was  ihm  gehöre.  Aber 
der  Rath  gebietet:  wat  he  dor  hadde  genommen  dat  scholde  he 
deger  unde  al  hude  offle  morghen  wedder  up  de  stede  bringen.  *) 

Lässt  sich  aus  den  beiderseits  vorgetragenen  Behauptungen 
über  das  Besitzrecht  am  Gut  nicht  ersehen,  wer  besser  berechtigt, 
so  entscheidet  der  thatsächliche  Besitz;  he  were  neger  in  einem 
besitte  to  blyvende  wen  id  eme  yeraand  were  aflftowynnende 
(Schedeb.  Fol.  77  a,  No.  2 (1505).») 

•)  SUt  41. 

Sohed.  No.  145  (Mobilien). 

Schedeb.  Fol.  8b,  No.  2. 

*)  Schedebach  Fol.  26  a,  No.  3. 

*)  Schedeb.  Fol.  15a,  No.  2. 

Schedeb.  Fol.  21b,  No.  3. 
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Für  dea  Mobiliar-  wie  für  Immobiliarverkehr  ist  die  Uebernahme 
der  öewährschaft  gleich  wichtig:  So  wor  ea  den  anderen  scul- 
deget . . . umme  en  erve  edderumnie  andergut,  tut  des  de  andere 
upenenwarend,  deswarendesmothewol  bruken.  (Ord.  19.)  Bei  jedem 
Verkauf  eines  Immobiles  ist  sie  vom  Verkäufer  zu  übernehmen. 

Hat  Beklagter  einen  ,,gichtigcn  warend,“  so  übernimmt  dieser 
den  Bechtstreit : unde  Frederik  toech  dat  vord  up  Werner  Rech- 
tervelde dat  he  eme  dat  sulve  hus  vry  und  quyt  vorkoffl  hedde, 
zo  dat  in  unsem  boke  gescreven  steyt.  Des  Werner  ok  zo  vor 
uns  bekande,  he  wolde  Frederik  des  vry  unde  quit  waren,') 

Erscheint  der  warend  nicht  oder  versakt  er,  so  ist  die  Ver- 
theidigung  des  Outes  für  den  Beklagten  verloren. ') 

b.  Klagen  um  unbewegliches  Gut.  Rechte  Ge were. 

Die  Voraussetzungen  der  rechten  Gewere  giebt  Ord.  5 in 
der  Antwort  des  Beklagten  wieder:  dat  erve  . . . dat  se  syn 
echtlik  eghen  unde  hebbe  dat  beseten  jar  unde  dach  un  hebbet 
an  nut  unde  in  geldc  unde  in  hebbender  were  ane  rechte  bi- 
sprake;  mach  he  des  aldus  vullenkomen,  so  is  he  des  neghere 
to  beholdene,  denn  id  yeraent  van  eme  mochte  winnen.  Der  Er- 
werbsgrund für  das  echtlik  eghen  (Auflassung,  Erbgang)  braucht 
nicht  ausdrücklich  angegeben  und  bewiesen  zu  werden.') 

Beruft  sich  Beklagter  aber  nur  auf  die  were  von  jar  und 
dach,  nicht  auf  echtlik  eghen,  so  ist  ihm  die  were  nicht  dienlich; 
er  wird  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  dein 
Gegner  gegenüber  eines  Beweises  bedürfe,  „dat  de  sulve  groden 
von  den  Ledenser  lande  verkoft,  vorgheveu,  vorsett,  vorlaten 
were  als  recht  is  . . . . konde  he  aver  des  nicht  bewisen  so 
hadde  he  dar  neue  were  an  (Schedebuch  Fol.  19  a 3,  1460).  Wer 
sich  dagegen  nur  auf  echtlik  eghen,  nicht  auf  die  Were  von  Jahr 
und  Tag  beruft,  der  hat  selbdritt  zu  beweisen  „dat  dat  stucke  sin 
echtlik  eghen  is  unde  sin  vader  dat  emegeervert  hebbe“  (Sched.  187). 

Der  Käufer  eines  Immobile  aber  kann  sich  jedem  Gläubiger  des 
Verkäufers  gegenüber  darauf  berufen,  dass  er  durch  Auflassung 

')  Sched.  No.  176. 

Schedeb.  Fol.  14a,  No.  1. 

Sebedeb.  Fol.  29a,  No.  2. 

')  Planck,  Band  I,  .S.  547. 

„Doch  wird  er  auf  eine  Beweisführung;  seitens  des  Klägers  wenigstens 
dann  bestehen  können,  wenn  er  an  sich  zur  Vertheidigung  des  Dutes,  wie 
z.  B.  der  Käufer,  dem  gerichtlich  aufgelassen  ist,  berechtigt  war.“ 

*)  Planck,  Band  I,  S.  652.  Sched.  No.  182. 
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erworben  und  der  Qlänbiger  den  Beispruch  gegen  die  Veräusserung 
binnenJ  ahr  undTag  unterlassen,  sich  aisoverschwiegen  habe(Ord  7 1). 
c.  Klagen  uni  bewegliches  Gut. 

Den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen  beherrscht  der  Grund- 
satz: Hand  muss  Hand  wahren.  So  welk  man  dem  anderen 
lenet  syn  perd  ofte  cleyt  ofte  welkerhande  gud  id  sy  unde  to 

welker  wis  he  dat  uth  synen  weren  let  myt  synem  willen 

de  mach  dar  nene  vorderinge  of  hebben  sunder  uppe  den  deme 
he  id  legede  ofile  satte  (Ord.  58). 

Von  den  verstärkten  Klagformen  kommen  vor: 

aa.  Klage  bei  handhaftcr  That. 

De  handadighe  dat  is  so,  wor  en  man  mit  der  openbaren 
scult  ofte  mit  der  vorvluchtigen  dat  vorwunnen  wert  ....  unde 
en  ander  ofte  he  duve  ofte  rof  an  synen  weren  heft  dar  he 
sulven  den  slotel  to  dreget  unde  oft  men  dar  na  vraghet  dat  he 
des  vorsaket  (Ord.  100).  — Breunich  de  Wesselere  de  brochte 
enen  man  vor  gerichte  vanghen  unde  bunden  unde  gaf  em 
scult  dat  he  em  hadde  nomen  schalen  unde  lode  de  he  bi  sic 
hadde  in  deme  richte  de  eilve  man  unde  clagere  dat  he  de  sil- 
vern  schalen  unde  de  lode  eme  nomen  hadde  ’)  (Sched.  67.) 

Beweis:  selbsicbent  analog  dem  Sachsenspiegel  Landrecht 
(I  66  § 1). 

So  we  over  den  anderen  dach  ofte  over  den  drudden 
duve  ofte  rof  de  eme  ghcnomen  is  unde  under  eneme  anderem 
vint  de  dat  opcnbare  gekoft  heft  unde  unhalinghe  hevet 
den  en  mach  me  neuer  handadighen  dat  sculdighen  unde  he 
des  tuch  hevet  (Ord.  96.  S.  8p.  II  36,  § 1.) 

Es  wird  dem  Beklagten  gestattet  seinen  Besitz  zu  recht- 
fertigen.  Kann  er  das  nicht,  so  ist  die  geringste  Folge,  dass  er 
die  Habe  an  den  Kläger,  welcher  schwört,  dass  die  Habe  „eme 
afghestolen  oder  afgherovet  sy“  herausgeben,  die  weitere  Folge, 
dass  er  auf  Erfordern  von  der  Anschuldigung  des  Diebstahls  oder 
Raubes  eich  reinigen  muss.  (Ord.  96.) 

bb.  Anevangsklage.  Den  „anevang“  finde  ich  nur  ein- 
mal erwähnt  in  Ord.  55.  Der  Verkäufer  des  Pferdes  haftet  dem 
Käufer  „vor  Unrechten  anevang“.  — Die  Sache  ist  aber  deutlich 
ausgesprochen  in  den  Ordelen  95,  98,  101.*) 

*)  Sched.  Seite  164  bei  üelrioht. 

(Sched.  uppe  deverye.) 

»)  Ord.  98.  S.  8p.  60,  § 1.  2. 

Ord.  101.  S.  Sp  I 60,  S 1- 

ffiMMonii,  CiTilpro««M  in  Bremen.  g 
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Der  Beklagte,  welcher  mit  der  Sache  dem  Kläger  vor  Ge- 
richt zu  folgen  hat,  kann  sich  verschieden  vertheidigen: 

1)  er  habe  die  Sache  erzeugt  oder  das  Thier  auferzogen, 
„dat  he  id  gethogen  hebbe“  (Ord.  101). 

2)  er  habe  sie  ini  offenen  Kriege  erbeutet,  „in  openbnrn 
orlige“  (Ord.  101).  Beides  hat  Beklagter  durch  Zeugen  zu  be- 
weisen. 

3)  er  habe  eie  nur  au.s  Versehen  mitgenommen  (Ord.  98). 

Hier  ist  durch  Zeugen  zu  beweisen  „dat  he  id  openbare 

gehat  hevet“  und  zu  schwören,  „dat  he  des  nicht  en  wiste  dat 
id  syn  ei“  — . 

4)  Er  habe  sie  auf  offenem  Markte  gekauft:  dat  schal  he 
eweren  unde  he  Verlust  eyne  penninge  de  he  dar  umme  gaf  unde 
de  andere  scal  sweren  allene  dat  id  eine  afgherovet  ofte  af- 
gestolen  sy  (Ord.  96) 

5)  Beklagterberuft  sich  auf  einen  Geweren:  seghet  he  aver 
dat  id  erae  geven  sy  so  schall  he  synen  warent  vorebringhen 
....  unde  en  deyt  he  des  nicht  de  schade  is  syn  unde  he  is 
des  gudes  en  def  (Ord,  96). 

C.  Beweisverfahren. 

1.  Allgemeines. 

Von  den  Charakterzügen  des  Beweissystems  im  Sachsen- 
spiegel : 

1)  Die  Partei  beweist  der  Partei,  nicht  dem  Gericht.  2) 
Gegenstand  des  Beweises  ist  die  Parteibehauptung  in  ihrer 
juristischen  Fassung,  nicht  die  derselben  zum  Grunde  liegende 
Thatsache.  3)  Der  Beweis  ist  ein  einseitiger,  daher  ein  direeter 
Gegenbeweis,  sowie  die  Verbindung  von  Hauptbeweis  mit  in- 
directem  Gegenbeweis  ausgeschlossen.  4)  Der  Beweis  ist  ein 
Vortheil,  keine  Last.  Wer  behalten  will,  der  Angegriffene,  ist 
näher  zum  Beweise  als  deijenige,  welcher  abgewinnen  will,  der 
Angreifer, 

fehlen  dem  bremischen  Processrecht  No.  1 und  2.  Das 
Gericht  des  Raths  steht  selbstständig  urtheilend  über  den  Par- 
teien, ihm  ist  die  Ueberzeugung  von  der  Wahrheit  der  streitigen 
Tliatsachen  zu  verschaffen.  No.  3 und  4 sind  nur  noch  zum 
Theil  zu  erkennen.  Der  ausgedehnte  Gebrauch  des  Zeugen-  und 
Urkundenbeweises  führte  mit  Nothwendigkeit  zum  materiellen 
Beweissystem  und  zur  Umkehrung  der  Bewcislast.  Ja  Donandt 
meint  sogar,  das  bremische  Recht  habe  im  bewussten  Gegensatz 
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zum  Sach^enrecht  den  Vortheil  des  Beweises  umgekehrt  und 
dem  Kläger  zugewiesen,  was  dem  Einfluss  des  fränkischen 
Rechts  zuzuschrciben  sei. ')  Aber  ein  so  allgemein  gefasster 
Gegensatz  zum  sächsischen  Beweisprincip  tritt  in  den  Ordelen 
und  Schedungen  nicht  hervor.  Allerdings  findet  sich  mehrfach 
die  Formel,  dass  Jemandem  der  Beweiss  gebühre  „na  deme  dat 
he  en  clagere  is.“  Doch  in  den  allermeisten  Fällen  nur  bei 
Incidentstreitigkeiten  zuweilen  in  dem  Sinne,  dass  bei  gegen- 
seitigem Beweisanerbieten  des  Klägers  Zeugen  vergehen,*) 
hin  und  wieder  auch  in  bedeutungslosen  Wendungen  der  Partei- 
vorträge. *) 

Ich  habe  aus  den  Ordelen  und  Schedungen  nicht  den  Ein- 
druck gewonnen , als  ob  sich  daraus  eine  einheitliche  Beweis- 
theorie ableiten  Hesse.  Einige  allgemeine , ausnahmslose  Grund- 
sätze sind  allerdings  vorhanden.  So  die  bereits  angeführten,  dass 
Kläger  seinen  Anspruch  vom  Unschuldseid  des  Beklagten  ab- 
hängig machen  kann,  dass  letzterer,  wenn  er  einer  Klage  um 
Schuld  gegenüber  seine  zcrstörlichen  Einreden  beweisen  will,  die 
Klagethatsachen  zugestehen  muss  ; ferner,  dass  Handfesten  (öffent- 
liche vom  Rath  besiegelte  Urkunden)  den  Vorrang  vor  allen 
übrigen  Beweismitteln  haben;  endlich,  dass  der  Beweis  des 
Schadens  durch  Zeugen  ausgeschlossen  ist.  Im  Uebrigen  ist  in 
den  Ordelen  für  eine  gro.sse  Reihe  von  Fällen  die  Beweisver- 
theilung  geregelt;  theils  im  Sinne  des  Sachsenreehts,  theils  im 
Sinne  unserer  heutigen  Auffassung,  dass  Jeder  die  thatsächlichen 
Behauptungen , durch  w eiche  er  dem  Gegner  etwas  abgewinnen 
will,  zu  beweisen  hat.  Das  Nähere  wird  bei  den  einzelnen  Be- 
weismitteln zu  erörtern  sein.  Häufig  treten  diese  mit  einander 
in  Collision  und  nur  in  dem  Sinn  ist  der  Beweis  ein  einseitiger, 

')  Donandt,  Civilprocess.  S.  73. 

’)  So  Sched.  102,  wo  Kläger  zu  beweisen  hat,  dass  ein  vor  dem  Vogts- 
gerioht  gefundenes  Urtheil,  sowie  er  es  behauptet,  wirklich  gefunden  ist. 

Kläger  beweist,  dass  Beklagter  das  von  diesem  bestrittene  Ueständniss 
„he  badde  anders  neen  bewys“  vor  dem  Rath  abgelegt  hat,  (Schedebueh 
Fol.  28b,  No.  1)  oder  dass  Beklagter  einen  echten  Tag  nicht  gehalten  hat, 
(Schedebuch  Fol.  19  a,  No.  2.) 

Ferner  Schedung  19  und  22. 

•)  Z.  B.  Schedebueh  Fol.  60b,  No.  2. 

*)  Z.  B.  Schedebuch  Fol.  28  b,  No  1. 

„unde  sy  gegenwardich  een  cloger  . . . also  hopede  her  Dannei  sin 
bewys  schole  vorgan  unde  settade  dat  bi  den  rad  in  dat  recht.  — 

Vergl.  auch  Planck,  Oerichtsrerfahren.  Bd.  IL  S.  168. 

2* 
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(lass  vvcddcitugen  nnsgfiicldo(!.-<en  sind,  während  anderen  Beweis- 
mitteln gegenüber  ein  directer  Gegenbeweis  geführt,  und  Haupt- 
beweis mit  indircefem  Gegetibcweis  verbunden  werden  darf.  Auch 
in  den  älteren  Schedungen,  obsehon  selten,  finden  sich  beim  llr- 
kundenbeweise  Collisionen. 

Sched.  132  (1339.)  Die  Gebrüder  Rike  klagen  aus  einer 

Handfeste,  wonach  die  Wittwe  Noweke  ihnen  ihr  gesammtes 
Vermögen  hinterlassen  hat,  gegen  Frau  Ilsebe  Pingel,  der,  eben- 
falls in  einer  Handfeste,  3 Mark  Renten  aus  einem  Hause  von 
der  Verstorbenen  vermacht  sind.  Es  entsteht  die  Frage:  wer 
man  dhe  ersten  hnntvesten  scole  holden  eder  de  Icsten.  Der 
Rath  entscheidet  sich  für  die  erste  Alternative. 

8odanu  einige  andere  Schedungen  aus  späterer  Zeit  als 
Beispiele : 

a.  Urkunde  gegen  Urkunde. 

Schetlebuch  Fol.  1 b,  No.  2 (1435).  Kläger  beweisen  durch 

eine  Handfeste,  dass  eine  Verwandte  des  Beklagten  ihnen  „ere 
hus  dar  se  (Kläger)  nu  gegenwardich  innewonet  gegheven;“ 
Beklagte  legen  einen  sog.  swarenbreef  vor,  wonach  sic  Beispruch 
gegen  die  üebergabe  (wahrscheinlich  auch  gegen  die  Lassung) 
erhoben  haben.  Entscheidung:  Na  deine  dat  de  hantfeste  cn 
jar  unde  vecr  weeken  elder  werc  wen  de  vorgescr.  sworenbreef 
so  scholde  de  hantfeste  by  macht  bliven. ') 

b,  Zeugen  gegen  Augenschein  und  Herkommen. 

Schedebuch  Fol.  71a,  No.  2.  (1497).  Der  Gang  eines 

Wasserlaufs  ist  durch  Augenschein  und  Herkommen  bewiesen. 
Dem  Beklagten  wird  aufgegeben  den  Nachbar  „des  nergen  war 
inede  vorhindern  — id  en  were  denn  dat  Dethardt  (Bekl.)  be- 
tören bewys  hadde  dat  id  dar  so  nich  hen  lopen  scholde,  des 
mochte  he  geneten.“  Die  Zeugen  werden  über  das  Gegenbe- 
weisthema  verhört;  „dat  sodanne  water  dorch  sin  hus  sinen  gang 
nicht  en  hadde  — welke  tuge  dan  up  sodanne  waterlosinge  nicht  eyn- 
drachtliken  tugeden  dat  dat  water  nicht  dorch  Dethardes  hus  sinen 
gang hehhen scholde.  Ferner Sehedebuch 76b,  No.l(1505):  Parteien 
s’reiten  sich  über  die  Mitbenutzung  eines  Ganges  Entscheidung: 
schtdden  besytter  beider  erven  des  ganges  snmptlik  briikcn  id 
en  were  sake  dat  Johann  Sobbe  bewisen  konde  dat  de  besitters 


‘)  Ferner:  SclieUeliuch  Fol.  Xo.  I (U67). 
Scliedebufh  Fol.  4.öa,  No  2 (U79). 
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des  Pascliel)orgschcii  liils  des  ganges  gcbruket  hadden  von 
g n a <1  e n . 

Der  Gedanke,  dass  die  Beweisführung  ein  Vortheil,  tritt  in 
den  jüngeren  Urtheilen  mehr  und  mehr  zurück. 

Schedebuch  Pol.  61a,  No.  4 (1486).  Kläger  verlangt  ge- 
wisse Güter  vom  Beklagten  auf  Grund  einer  testamentarisehen 
Verfügung  von  Lüder  v.  Hasbergen  heraus.  Beklagter  weigert 
sich  mit  der  Behauptung,  er  besitze  einen  Theil  dieser  Güter  in 
koep  weren,  einen  anderen  in  pendischer  were.  Entscheidung; 
Dat  Arndt  (Kläger)  scholde  bcwyscn  dat  sudanne  vorbenomede 
guder  sin  hadden  gehört  deine  ghennen  de  de  gudere  gegeven 
hadde  unde  schulde  sich  denne  dar  ummc  gan  alsc  id  ymine 
rechte  mochte  geboren. 

Schedebuch  Pol.  .48a,  No.  3 (1469).  Beklagte  bestreitet 
ihre  Passivlegitimation.  Die  Sache  gehe  ihre  Kinder  an,  von 
denen  sie  längst  abgetheilt  sei.  Klägerin  bestreitet  die  ge- 
schehene Abtheilung;  Entscheidung:  So  scholde  Barteke  (Bckl.) 
dat  bewisen  unde  schulde  dann  darumme  gan  als  recht  were. 

Dem  Sachsenrecht  entspricht  der  Grundsatz  des  Ordcls  22: 
So  wor  cn  den  anderen  sculdiget  umme  scaden  . . . unde  vor- 
saket  he  des  scaden  he  mach  myt  syneme  rechte  untgan,  men 
cn  mach  nenen  scaden  tughen  tippe  nenen  man.  Anders 
dagegen,  wenn  der  Schadenstiftende  das  Gut  vertrage-  oder  sonst 
rechtmässig  in  seinen  Weren  hat  oder  er  die  Schadenhaftung 
vertragsmässig  übernommen  hat.  (Ord.  78). 

2.  Die  einzelnen  Beweismittel. 

a.  Eineid  der  Partei. 

Der  Eid  der  Partei  weicht  insofern  vom  ünschuldseid  des 
Sachsenspiegels  ab,  als  er  nicht  eine  rechtlich  formulirte,  eidlich 
erhärtete  Behauptung  des  Nichischuldigseins  ist,  vielmehr  ein 
mehr  oder  minder  speciell  gefasstes  Leugnen  der  dem  Angriffe 
zu  Grunde  liegenden  Tbatsachen.  Beispielsweise  soll  Beklagter 
in  Sched.  103  (1438)  schwören,  „dat  dat  perd  sin  si ,“  in  einer 
Schediing  Fol.  16  b,  No.  3 „dat  sin  sone  mit  eme  neenen  andeel 
noch  copenschup  an  sinem  gude  nicht  en  hadde.“  *) 

Der  Ausdruck  der  Ordele  und  -Schedungen  für  die  Schwur- 
bcrcchtigung  ist  ein  sehr  mannigfacher:  syn  recht  don  — vore 


’)  Aebniiebe  auf  die  Klagetbstsacben  gerichtete  Formul innig: 
Schedeb.  Kol.  Hb,  No.  2. 


Digitized  by  Google 


22 


8tan  myt  rechte  — myt  Hinem  rechte  untgan  — eyn  geld  holden 
up  den  hilligen  — u.  e.  w. 

1)  Schwur  des  Angegriifenen  (Beklagten): 

a.  Er  schwört  sich  von  den  schlicht  vorgetragenen  Angriffs- 
behauptungen der  Klage  frei. 

b.  Er  beschwört  sein  Nichtkönnen,  wenn  dadurch  ein  Thun 
oder  Unterlassen  entschuldigt  werden  soll. 

a.  Ein  ihm  verpfändetes  oder  in  Hut  gegebenes  Pfand  sei 
ohne  seine  Schuld  zu  Grunde  gegangen,  oder  an  Werth  ver- 
ringert worden.  Ord.  56,  57. 

ß.  In  allgemeinerer  Form  spricht  Ord.  60  denselben  Grund- 
satz aus:  unde  is  it  ve  ofte  quick,  stcrvet  id  deme  den  id  to 
holdene  dan  was  he  en  schal  dar  ncne  not  ummc  liden  dar  hc 
id  sweren  mach  dat  id  ane  syne  scult  sy  doet  ghebleven. 

y.  Das  ihm  zur  Aufbewahrung  gegebene,  geraubte,  ge- 
stohlene, verbrannte  Gut  habe  er  mit  dem  seinigen  verloren  und 
der  Verlust  sei  ohne  seine  Schuld  geschehen  (Ord.  60). 

c.  Er  beschwört  in  Vertragsverhältnissen  bei  feststehen- 
der Schadensersatzpflich  t den  Betrag  des  Schadens;  so  der 
Pfandschuldner  (Ord.  56),  der  Coinraodatar  (Ord.  59),  der  Hirte, 
welcher  das  Vieh  nicht  vollzählig  zurückbringt  (Ord.  8). 

d.  Er  beschwört  die  Einrede  der  noch  nicht  fälligen  Schuld 
für  eine  Zahlungsfrist  von  nicht  länger  als  12  Wochen  (Ord.  25). 

e.  Die  verklagte  Herrschaft  schwört,  dass  sie  dem  Dienst- 
boten bereits  den  ihm  gebührenden  Lohn  gezahlt  habe  (Stat.  74). 

2)  Schwur  des  Angreifers  (Klägers): 

a.  Der  Wirth  beschwört  den  Betrag  rückständiger  Kost- 
schuld  für  1 Jahr  (Ord.  24). 

b.  Der  Dienstbote  den  Nichtenipfang  des  Miethsgeldes 
(menasle)  von  4 Schillingen  (Stat.  74). 

c.  Der  Vermiether  die  Miethe  eines  halben  Jahres,  falls  der 
Miether  flüchtig  geworden.  (Ord.  99.  Stat.  47). ') 

3)  Nach  Ordel  50  und  51  beschwört  der  klagende  oder  ver- 
klagte Pfandgläubiger,  welcher  ein  weddeschat  in  seinen  Weren 
hat,  den  Betrag  der  Pfandsumnie.  — (Sched.  161.) 


')  Donandt,  Civilprocess.  S.  77.  und  Stsdtrecht,  Theil  II.  S.  324. 
rechnet  auch  dabin  den  Kentengläubiger,  welcher  den  Betrag  der  rück- 
ständigen Kento  beschwört,  was  sehr  wahrscheinlich,  wenn  auch  eine  aus- 
drückliche gesetzliche  Vorschrift  dafür  nicht  aufzuweisen  ist. 
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b.  Zeugcu. 

Zwei  Zeugen  genügen  in  der  Regel,  um  die  Bcliauptung  des 
Bcweigfiihrers  zu  vulkoinen.  Eine  betsondere  Zeugcuklasse  bilden 
die  (ieechworeneii,  deis  Lesens  und  Schreibens  kundige,  vom 
Kath  uus  den  angesessenen  Bürgern  gewählte  Männer,  welche  in 
allen  Schuldeachen,  die  sich  höher  als  eine  Bremer  Mark  (etwa 
Mk.  bO — 60)  belaufen,  allein  zur  Zeugnissablegung  berufen  sind. ') 
Vielleicht  war  hierbei  ein  doppelter  Gesichtspunkt  massgebend: 
einmal  beim  Abschluss  wichtiger  Rechtsgeschäfte  sich  durchaus 
zuverlässige  Männer  für  den  Beweis  zu  sichern,  andererseits  dem 
altsächsischeu  Grundsatz,  dass  in  allen  aussergerichtlich  abge- 
schlossenen Schuldverträgen  der  Angesprochene  durch  Zeugen 
nicht  überführt  werden  könne  (S.  Sp.  1.  18  § 2)  eine  schwache 
Erinnerung  zu  bewahren.  Erst  1433  wird  es  untersagt  Ge- 
schworene aus  dem  Rath  zu  wählen,  was  bis  dahin  gebräuchlich 
gewesen. 

Bei  Immobiliarrechten,  Streitigkeiten  über  die  Were,  insbe- 
sondere über  Nachbarverhältnisse,  aber  auch  bei  solchen  Eorde- 
rungen,  worüber  der  Natur  der  Sache  nach  Geschworene  nichts 
nuszusagen  vermögen,  werden  auch  andere  Personen  als  Zeugen 
zugelassen:  so  zwei  borgere  unbesproken  eres  rechtes;®)  während 
bei  Streitigkeiten  über  Grundbesitz  ausserhalb  des  Stadtgebiets 
die  Parteien  „in  de  kunscap  dar  de  guder  belegen  sind“  ge- 
wiesen werden.^)  Endlich  kommen  Ohren-  und  Augenzeugen 
im  modernen  Sinne  vor.  In  Schedung  Eol.  17a  1 (1459)  be- 
zeugt der  Schiffsfuhrer  „niyt  synen  schepes  hindern  unde  ok  mit 
einen  coepluden  de  eine  gevrachtet  unde  de  vracht  gegeven 
hadden  . . . dat  he  up  den  sulven  schepe  schepherr  were.‘‘  Im 
Schedebuch  Fol.  28a,  No.  1 (1466)  führt  Kläger  Zeugen  dafür 
vor,  dass  Beklagter  die  Hälfte  des  Erlöses  aus  einem  für  gemein- 
schaftliche Rechnung  gemachten  Weingeschäfte  nicht  heraus- 
gegeben  hat.*)  Die  Zeugenvernehmung  geschieht  öffentlich  in 
Gegenwart  der  Parteien. 


')  Statut,  öö,  56. 

•)  Ord.  62.  Ürd.  26.  Stat.  -tö. 

’)  Schedung  No  60. 

Schedebuch  Fol.  21b,  No.  3 (1463). 

Scbedebiich  Fol.  15a,  No.  2 (1458). 

*)  Scbedebuch  Fol.  4b,  1 (1437),  auswärtige  Zeugen:  der  Kaufmann 
zu  Bergen  und  der  Kath  zu  Lübeck. 
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Die  nächsten  Verwandten  waren  zeugnissunfähig.  Magen 
des  ßeweisführers  an  de  drudden  linien,  d.  h.  Geschwisterkinder 
sowie  Onkel  und  Neffe  müssen  auf  Verlangen  des  Beklagten 
einen  „vored  don  dat  se  dat  don  dor  rechtes  willen  unde  nicht 
dor  machschup“  (Ord.  17). 

lieber  die  Zeugnissfähigkeit  der  Brauen  schweigen  die 
Quellen.  Donandt  nimmt  an,  die  Orundsätze  des  Sachsen- 
spiegels hätten  sich  im  Stadtrecht  unverändert  erhalten.  (Brem. 
Civilprocess.  S.  93.) 

Begreiflich  ist  es,  dass  im  Rechtsleben  einer  Handelsstadt 
das  Erforderniss  der  Gerichtsgenossenschaft  und  Standesgleich- 
heit nicht  festgehalten  werden  konnte.  Eine  Reihe  von  Ordelen 
treffen  besondere  Bestimmungen  bei  Processen  zwischen  Bürgern 
und  Gästen.  ’)  Verträge  mit  handelsbefreundcten  deutschen 
Städten  und  Stämmen  schufen  Erleichterungen,  *)  ja  selbt  An- 
klänge an  ein  internationales  Privatrecht  zeigt  Ord.  46:  wenn 
bremische  Bürger  in  einer  auswärtigen  Stadt  processiren  und  es 
zum  Zeugenbeweis  kommt,  so  soll  dieser  Gültigkeit  haben:  so 
id  tuget  werde  na  des  stades  rechte  unde  de  radmanne  van  der 
stad  eren  openen  bref  dar  up  geven  wo  de  sake  ghetuget  sj. 

Gesetzliche  Beweisvertheilung  beim  Zeugenbeweisc. 

1)  Der  Angegriffene  (Beklagte)  hat  Beweis  durch  Zeugen 
zu  führen: 

a.  Wenn  er  die  Einrede  der  Zahlung,  des  Erlasses,  des 
Vergleichs  (Ord.  7),  der  Schenkung  (Ord.  66),  _der  noch  nicht 
fälligen  Schuld  (Ord.  25)  vorbringt. 

b.  Wenn  er  behauptet,  dass  er  bei  Gelegenheit  seines  Neu- 
baues für  das  Immobile  des  Klägers  auf  dessen  Grund  und 
Boden  Sicherheitsmassregeln  habe  treffen  wollen,  was  ihm  von 
diesem  untersagt  worden,  wesslialb  er  für  die  an  sich  nicht  be- 
strittene Schädigung  des  klägerischen  Immobile  nicht  aufzu- 
kommen habe  (Ord.  95). 

c.  Wenn  der  überlebende  Elterntheil,  der  für  eine  Schuld 
des  Sohnes  auf  dessen  Samtgutantheil  in  Anspruch  genommen 
wird,  behauptet,  die  Abtheilung  sei  bereits  geschehen  und  zwar 
bevor  die  Schuld  des  Sohnes  entstanden  (Stat.  24). 

•)  Ord.  40.  41.  42. 

*)  Brem.  Urkundenbucb,  I,  No.  119. 

Brem.  Urkondenbach,  II,  No.  68. 

Brem.  Urkondenbncb,  II.  106.  106. 
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d.  Wenn  die  Herrschaft  gegenüber  der  Klage  des  vor  Ab- 
lauf der  Dienstzeit  entlassenen  und  nicht  voll  abgelöhnten  Ge- 
sindes behauptet  „he  en  hebbe  id  vorbord  myt  losheyde“  (Bos- 
heit) (Stat.  80). 

2)  Der  Angreifer  (Kläger)  hat  Beweis  mit  Zeugen  zu 
führen : 

a.  Wenn  Beklagter  die  Einrede  der  abgeurtheilten  Bache 
vorschützt  und  Klüger  behauptet  „id  sint  andere  pennynge.“. — 
De  olegere  scal  en  vortughen  dat  id  andere  penninge  eüder 
ander  sulver  sy  aldus  scal  id  gan  umme  allerleye  sake 
de  desser  like  wys  to  clage  komet  (Ord.  6). 

b.  Dass  Beklagter  ein  Schadensersatzversprecheu  gegeben 
hat  und  dass  der  Schaden  wirklich  eingetreten  ist  (Ord.  78). 

c.  Wie  viele  von  den  Viehstücken  fehlen,  welche  der 
Kläger  von  dem  Hirten,  dem  er  sie  in  Hut  gegeben,  zurück- 
verlangt (Ord.  8). 

d.  Dass  die  beim  verurtheiltcn  Schuldner  gepfändete  Fahr- 
habe sin  echtlike  egen  sei  und  zwar  bevor  „he  (der  gepfändete 
Schuldner)  beclaget  wurde  von  den  dar  men  ene  vore  panden 
scholde“')  (Ord.  10). 

e.  Dass  die  beim  verstorbenen  oder  dingflüchtig  geworde- 
nen Miether  Vorgefundene  Fahrhabe,  woran  sich  der  Vermiether 
für  den  Miethpreis  schadlos  halten  will,  sein  Eigenthum  sei,  wo- 
zu 2 Bürger  genügen  „den  dat  witlik  sy“  (Stat.  43) 

c.  Parteieid  mit  Zeugen. 

Der  beim  „getüch  umme  gud  oder  umme  gewere“  iin  Sachsen- 
spiegel*) wohl  ausnahmslose  Grundsatz,  dass  nach  vorange- 
gangenem  Zeugniss  die  Partei  ebenfalls  zu  schwören  hat,  findet 
sich  im  Stadtbuch,  soviel  ich  sehe,  nur  in  einigen  Ueberbleibseln. 
Stat.  41:  Wenn  ein  unbewegliches  oder  bewegliches  Gut  zweien 
nach  einander  verkauft  oder  verpfändet  ist,  so  soll  derjenige, 
welcher  den  ersten  Kauf  beweist,  seine  Behauptung  ausserdem 
noch  eidlich  erhärten.  Ferner  in  2 älteren  Schedungen.  Sched. 
90  (1337):  einem  Kläger  ist  bei  einem  Eigenthumsstreit  über 
seine  Mauer  mit  dem  abgehörten  „tughen  geholpen“;  trotzdem 
aber  wird  entschieden:  ,,so  mach  he  ok  de  vorenomeden  muren 
vor  sin  echtlik  eghen  mit  eines  enes  hant  uppe  den  hilligen 
holden.“  Sched.  187  (1343):  Kläger  soll  selbdritt  mit  zwei 

')  Schedebach  Fol.  69  a,  No.  1 (1496). 

’)  Uomeyer,  Sächsisches  Landrecbt.  Regist.  S.  506. 
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Bauern  in  der  kunecap  beweisen,  daas  ein  ländliclies  Grundstück 
„ein  echtlik  egben  si  unde  sin  vader  dat  eme  geervet  hebbe.“ 

Ueber  den  Beweis  bei  Incidcntstreitigkeiten  siehe  Ab- 
schnitt: Beweisverfuhren  (II  C 1),  bei  der  handbaften  That 
und  Anefangsklagc,  siehe  mündliche  Verhandlung  (II  B 3 c; 
aa,  bbj,  bei  der  rechten  Gewere,  siehe  Abschnitt  Klagen  um 
unbewegliches  Gut  (II  B 3 b). 

d.  Urkundenbeweis. 

In  den  Rathsentscheidungen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
bilden  die  Urkunden  das  häufigste  Beweismittel.  Uie  zeigen, 
dass  schon  jetzt  der  Schwerpunkt  des  Verfahrens  darin  liegt, 
dem  Gericht  einen  objektiven  Beweis  der  Streitpunkte  zu  unter- 
breiten und  es  Beklagtem  nicht  mehr  freistcht,  wo  Urkunden 
vorgclegt  werden  „myt  einem  slichten  nein“  davon  zu  kommen. 

1)  Oeffentliche  Urkunden. 

a.  Die  Eintragungen  in  das  Schedebuch  und  das  Las- 
sungsbuch. 

b.  Die  vom  Rath  besiegelten  Urkunden:  des  stades  hant- 

festen  oder  des  rades  breef.  Die  verschiedenartigsten  Rechts- 
geschäfte werden  in  die  Handfesten  form  gekleidet:  Verkäufe 

über  Immobilien,  Rentenkäufe,  Servitutenbestellungen,  Erbthci- 
lungcn,  Testamente,  Eheverträge  u.  s w. 

c.  Die  vom  Rath  transsumirten  Urkunden,  insbesondere  die 
transsumirten  sworenbreve.  Die  von  den  Geschworenen  be- 
siegelten Privaturkunden,  sog.  „sworenbreve“  hatten  an  sich 
keine  Beweiskraft;  diese  wurde  ihnen  erst  durch  das  vor  Gericht 
abgelegte  Zeugniss  der  Geschworenen  gegeben. 

Noch  in  einer  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1496  wendet 
die  Beklagte  mit  Erfolg  die  Einrede  vor ; de  sworenbreev  scholde 
er  nynen  schaden  doen  wente  de  sworen  doet  weren  de  den  breev 
besegelt  hadden.  (Schedeb.  Fol.  70  b,  No.  1). 

Wurde  eine  Handfeste  dem  Gerichte  vorgelegt,  so  handelte 
es  sich  allein  um  deren  Echtheit  und  das  Vorhandensein  der 
Formerfordernisse.  Um  diese  zweifellos  festzustellen , wird  der 
Produkt  gefragt:  „oft  eme  ok  in  dem  breve  unde  segele  was 
scheide“  (Schedebuch  Fol.  64  b No.  2).*) 

Nach  erfolgter  Feststellung  geschah  die  Verurtheilung  des 
Angesprochenen  dem  Inhalt  der  Handfesten  gemäss.  Sie 
machten  vollen  Beweis  und  brachen  jedes  andere  Beweismittel: 


')  Schedebach  Fol.  36a,  No.  1 (1470). 


Digitized  by  Google 


27 


hantfesten  scal  men  holden  so  ee  luden  unde  inholden. ') 
(Schedung  82). 

Bei  Privatvcrträgen , welche  in  die  Form  von  Handfesten 
gebracht  werden  sollten,  wurde  geprüft,  ob  ihr  Inhalt  dem  Stadt- 
rechte  entspreche.  Dritte  Personen  konnten  Beispruch  erheben 
und  die  Handfesten  blieben  eine  Zeitlang  beim  Käthe  liegen,  ehe 
sie  dem  Antragsteller  ausgehändigt  wurden.  Hben  wegen  dieser 
causae  cognitio  wird  später  im  Process  die  Rechtsbestäiuligkeit 
des  in  den  Handfesten  enthaltenen  Geschäfts  keiner  weiteren 
Prüfung  unterzogen.  Beklagter  war  gewissermassen  confessus  in 
jure,  und  mit  Recht  macht  Höpken  auf  die  Aehnlichkeit  des 
Bremischen  Proccsscs, ’)  wenn  die  Klage  sich  auf  Handfesten 
stützte,  mit  dem  mittelalterlichen  Executivprocess  aufmerksam:’) 
eine  Aehnlichkeit,  welche  in  der  kurzen  Zahlungsfrist  (innerhalb 
der  Dwernacht)  besonders  hervortritt.  — 

2)  Privaturkunden. 

Ein  Beweis  mittelst  Privaturkunden  ist  dem  Sachsenspiegel 
völlig  fremd.  Auch  in  den  Schedungen  des  14.  Jahrhunderts  ist 
kein  Fall  anzutreifen,  dass  eine  Privaturkundc  mit  dem  Siegel  des 
Ausstellers  gegen  diesen  beweiskräftig  wäre.  Aber  schon  um  die 
Mitte  des  lö.  Jahrhunderts  wird  sic  zu  einem  gebräuchlichen 
Beweismittel.  Schedeb.  Fol  15  a,  1.  (1458):  Kläger  macht  aus 
einem  Geschwornenbrief  eine  Kestforderung  geltend.  Beklagter 
zeigt  eine  Quittancie  mit  des  Klägers  Siegel  vor,  wonach  Alles 
bezahlt  sei;  Kläger  erkennt  sein  Siegel  an:  nademe  Gerd  des 
ingesegels  tostunde  so  scholde  Luder  van  den  vorscr.  40  Mark 
quitt  unde  noetlos  wesen  unde  blieven.  In  einer  andern  Schedung 
Schedcbuch  Fol.  22  u,  No.  1 (14ö3)  klagt  Borcherd  Vagt  gegen 
Luder  Hals  aus  einem  Brief,  worin  Beklagter  versprochen,  H2 
Ochsen  dem  Kath  zu  Bremen  zu  liefern  „von  Claus  Holstes 
wegen.“  — Luder  Hals  lässt  antworten  „he  hopede  nademe 
de  vorscrev.  breef  up  Borcherde  nicht  enheelde  so  were  he  ok 
Borcherde  derwegen  nicht  plichtig  to  antwordende.“ 

Der  Kath  entscheidet:  „Na  deme  des  erben.  Luders  bref 
up  Borcherde  (Kläger)  nicht  en  spreke  so  en  were  Luder  em 
derwegen  nicht  plichtig  to  antworden.  Id  en  were  denne  dat 

')  Schedebuch  Fol.  26  No.  2 (1465). 

*)  Höpken,  Bremisches  Pfandrecht  am  Hegenden  Gut. 

Brem.  Jahrbuch.  Bd.  VII. 

’)  Haussier,  Zur  Geschichte  des  Executivprocesses. 

Zeitschrift  für  Kechtsgesebiebte.  Bd.  VI. 
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Clawed  HoUte  van  dem  rudc  to  Bremen  umme  sudannc  Oasen 
gcraacnd  werde ; denn  mochte  me  Luder  Halse  umme  sodannc 
Oasen  na  lüde  eines  breves  beschuldigen  unde  anlangen.') 

e.  Augenschein, 

ein  Beweismittel,  zu  dem  der  Rath  häuKg  in  Nachbar- 
streiiigkeiten  ex  officio  griff:  „dar  wi  denne  willen  bysenden 
unde  de  dar  laten  besecn  unde  de  beiden  dar  eene  tyt  tu  leggen 
unde  se  dar  denne  mit  rechte  uver  vorscheden.“  (ISchedebuch 
Fol.  19  a 1 (1460). 


D.  l'rthril  und  BernfunK* 

1.  ürlheil. 

Die  Befragung  des  Raths  seitens  der  Parteien:  „wat  dar 
rechtes  umme  si“  führt,  indem  wir  hier  von  Zwischenurtheilen 
absehen,  entweder  zu  einem  Beweisurtheil  in  der  Form  eines 
bedingten  Gndurtheils  oder  zu  einem  unbedingten  Endurtheil, 
wodurch  Beklagter  entweder  ohne  voraufgegangenen  Beweis  ver- 
urtheilt,®)  oder  Kläger  mit  der  Klage  abgewiesen  *)  oder  endlich 
der  Beweis  für  geführt  oder  nicht  geführt  erkannt  wird.  Nicht 
selten  ist  das  Urtheil  noch  in  die  ältere  Form  eines  Weisthums 
einer  Rechtebelehrung  gekleidet.*) 

Für  das  bedingte  Endurtheil  giebt  Ordel  5 die  allgemeinere 
Formulirung:  „mach* he  des  (nämlich  die  rechte  Oewere)  aldus 
vullenkomen , so  is  he  des  neghere  to  beholdene  den  id  yement 
van  eme  mochte  winnen.“  Speciellere  in  vielfachen  Schedungen 
z.  B.  83  „also  mögen  Thedewart  offle  Otto  der  vorbenomeden 
wort  (Wurt)  vullenkomen  so  scal  de  vorbenomede  Henrik  em 
ere  holt  gelden.“*) 

Ein  Endurtheil  mit  Würdigung  des  Beweisergebnisses  in 
iSched.  124:  „also  na  des  stades  boke  unde  na  tughen  de  hir 


’)  Schedebuch  Fol.  32b,  No.  1 (1468). 
Scbedebuch  Fol.  ölb,  No.  1. 

Schedebuch  Fol.  84  a,  No.  2. 

’)  Schedebuch  Fol.  14b,  2 und  3.  (1457). 

>)  Sched.  t)3.  132.  144. 

♦)  Sched.  177. 

Sohebeb.  Fol.  64b,  No.  3 (1490). 

„so  scholde  Wale  der  clage  noetloea  wesen.“ 
>)  Sched.  197.  230.  296. 

')  Ferner  Sched.  19.  32.  69.  204  u.  s.  w. 
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vore  tughet  hebbet  unde  na  Willekens  unde  Gertrndes  bekennt- 
nisse,  den  se  dan  hebbet,  echte  ludc  «iiit,  so  scal  Johann  unde 
Henric  van  Haren  geven  Williken  eren  brodere  verteyn  mark 
ingcides  also  dar  vorescrcven  ie.“ 

Nach  Ord.  1 soll  das  ürtheil  innerhalb  sechs  Wochen  ge- 
sprochen sein. 

Die  Schedungen  bis  1363  werden  von  den  Rathsherren  selbst 
dem  Codex  von  1303  nachgefügt  sein:  „na  deme  schede  dat  de 
ratmanne  dhc  vor  uns  hebbet  gewesen,  schededen,  unde  in  user 
stades  bok  hebbet  gescreven.“  (Sched.  66) 

Im  Ord.  2 des  Stadtbuchs  von  1433  ist  dann  verordnet: 
„wat  sake  kumpt  vor  den  rad  de  se  myt  rechte  scheden, 
wil  de  clegcr  ofte  de  antworder  de  schedinge  des  rades  in  dat 
bok  gescreven  hebben,  so  scal  de  rad  de  schedinge  scriven 
laten  ....  unde  dar  scal  men  deme  scriverc  mogelik  scriflon 
geven.“  — 

2.  Berufung. 

lieber  den  Rath  als  Berufungsinstanz  ist  in  der  kurzen 
Schilderung  der  Vogtsgerichtsbarkeit  das  Nöthige  gesagt  worden. 
Die  Berufung  fand  nicht  nur  gegen  die  im  Vogtsgericht  gefunde- 
nen Urtheile,  sondern  auch  gegen  die  ,, Findungen“  im  Land- 
gebiete durch  die  Dorfgenossen  statt,  wovon  ich  aber  erst  im 
16.  Jahrhunderte  Beispiele  getroffen  habe.  Es  wird  dies  damit 
Zusammenhängen,  dass  erst  in  dieser  Zeit  die  Territorialhoheit 
des  Rathes  über  die  Cohen  des  Landgebiets,  welche  sich  aus 
einer  Reihe  nach  und  nach  erworbener  Einzelrechte,  theils  privat- 
rechtlicher, theils  öffentlich  rechtlicher  Natur  zusammensetzt, 
Abschluss  und  Festigkeit  erlangt  hat. 

Wurde  das  ürtheil  bestätigt,  so  kam  der  Name  des  Urtheil- 
finders  zum  Ausdruck:  in  deser  sake  heft  Heyneke  de  Scildere 
en  recht  ordel  vunden;  wurde  es  geändert,  so  nannte  man  ihn 
nicht,  auch  war  er  frei  von  Busse:  „des  is  de  schände  vor 
synen  bruke,“  wie  es  in  dem  Recht  von  Oldenburg,  das  mit 
dem  Sladtrecht  von  Bremen  bewidmet  war,  heisst.') 

Eine  Berufung  vom  Rath  an  den  Erzbischof  war  der  Natur 
der  Sache  nach  ausgeschlossen,  so  lange  der  Gedanke  der  Com- 
promissinstanz  noch  lebendig.  Ob  die  Rechtsbelehrung  an  Olden- 
burg und  die  ebendaselbst  verhängte  Strafe  „dat  he  sprack  boven 

')  Oelrichs  Seite  837. 
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des  radcs  schedinge,“  Bezug  hat  auf  eine  Berufung  nn  den  Erz- 
bischof oder  auf  eine  dem  Gericht  trotzende  Weigerung  des 
Beklagten,  dem  Urtheil  des  Käthes  Genüge  zu  thun,  bleibe  da- 
hin gestellt. 

Seit  1541,  als  der  Rath  eine  förmliche  Gerichtsbarkeit  erster 
Instanz  erlangt  hatte,  wurde  hin  und  wieder  von  den  Parteien 
versucht  an  den  Erzbischof  zu  appelliren, ')  wogegen  der  Rath 
aber  auf  das  heftigste  sich  wehrte  und  z.  ß.  in  der  Schedung 
des  Jahres  1570  erklärte: 

„als  wüsste  der  Rath  solcher  muth willigen  Appellation  nicht 
zu  deferiren.“  — 

£.  Zwangtivollstreckung  und  vorsorglicher  Zwang. 

1.  Zwangsvollstreckung. 

Die  regelmässige  Zahlungsfrist  beträgt  14  Tage.’)  Handelt 
cs  sich  um  „leende  pcnninghe  unde  bewiscde  penninge, ')  so  ist 
„over  dwernacht“  zu  zahlen.*)  (Ord.  34.) 

Der  Vogt  hat  keine  Exekutionsgewalt.  Die  Zwangsvoll- 
streckung liegt  allein  dem  Rathe  ob.  Nach  Ablauf  der  Zahlungs- 
frist komnieu  Vogt  und  Kläger  aufs  Rathhaus  und  bringen  das 
Zahlungsgebot  zur  Anzeige.  Kläger  bezeugt  mit  zwei  Bürgern 
„dat  dat  bot  des  vogedes  gescheen  is  unde  de  verteynacht  umme 
körnen  sint;“  der  Rath  giebt  sodann  dem  Kläger  Pfänder  „Ute 
den  weren“  des  Beklagten.  Bind  keine  Mobilien  da  „ofte  hevet 
he  nen  erve  so  scal  man  eme  (Kläger)  richten  myt  dem 
manne.“  — Beklagter  wird  in  Schuldknechtschaft  gegeben. 
(Ord.  34.  73.) 

Handelte  es  sich  nicht  um  eine  Geldzahlung,  sondern  um 
eine  sonstige  Leistung,  so  erzwang  sie  der  Rath  durch  Geld- 
strafen. *) 

Das  Pfändungsverfahren  bei  Mobilien  ist  im  Stadtbuch  nicht 
näher  beschrieben,  doch  dürfen  wir  annehmen,  dass  nach  Ana- 


')  Assertio  liberlstis  roipublicae  Bremonsis.  8.  830. 

»)  Sched.  20.  81. 

*)  bewisen  =>  anweiaen,  überweisen,  deaignare. 

*)  d.  b.  innerhalb  24  Stunden,  eine  Zeit,  worin  nur  eine  Nacht  in  die 
Quere  kommt. 

*)  Sched.  144.  Sched.  160. 
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logie  der  Veräusserung  eines  versetzten  Pfandes,  wie  solche  in 
einer  Urkunde  von  1496  vorkommt,  verfahren  wurde.') 

Hatte  der  Schuldner  keine  Mobilien,  so  bat  der  Gläubiger 
den  Rath  ihn  zu  Kisteiipfandesrecht  in  das  Immobile  ein- 
ZHweisen,  •)  das  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischenpausen  vor 
dem  Vogtsgericht  aufgeboten  wurde.  Nach  Ablauf  der  Frist 
wies  der  Vogt  durch  Urthcil  in  einem  vor  dem  Grundstück  ge- 
hegten Dinggericht  den  Gläubiger  zu  Kisienpfandesrecht  in  das 
Grundstück  ein.  Dieser  erlangte  dadurch  die  Rechte  eines 
Fanstpfandgläubigers,  also  Besitz,  aber  nicht  das  Nutzungsrecht.*) 
Auf  weiteres  Anrufen  des  Rathes  wird  durch  dessen  Mandat  der 
Gläubiger  ermächtigt  sich  in  das  Eigenthum  des  Erbes  einweisen 
zu  lassen,  was  durch  ein  viermaliges  Aufgebot  in  vier  echten 
Dingen  durch  den  Vogt  geschieht.  Während  der  einjährigen 
Aufgebotsfrist  kann  der  Schuldner  das  Immobile  wieder  einlösen, 
jeder  andere  Gläubiger  Beispruch  erheben;  (Ord.  71)  nach  ihrem 
Ablauf  wird  der  Gläubiger  vom  Vogt  in  denselben  Formen  wie 
das  erste  Mal  zu  Weichbildsrecht  eingewiesen,  d.  h.  er  wird 

zum  Eigenthümer eme  geweldigt  wurde  to  syneme 

egendome  also  alse  stades  recht  is,  wie  es  in  Ord.  7U  heisst.*) 
Nie  erscheint  mehr  als  ein  Gläubiger  als  Verfolger  des  Immobile. 
War  Jemand  besser  berechtigt  als  der  verfolgende  Gläubiger,  so 
konnte  er  während  des  Laufes  des  Verfolg  Verfahrens  Einweisung 
in  das  Erbe  verlangen ; ein  gleich-  oder  schlechter  berechtigter, 
den  verfolgenden  Gläubiger  nur  mittelst  vollständiger  Befriedi- 
gung seiner  Forderung  auskaufen. 

Doch  trat  durch  Vereinbarung  der  Parteien  nicht  selten  an 
die  Steile  des  eben  geschilderten  Verfahrens  Veräusserung  des 
Immobile  und  Befriedigung  der  einzelnen  Forderungen  nach 
ihrem  Range  aus  dem  Erlöse,  wie  zahlreiche  Einschreibungen 
des  Lassungsbuches  ergeben.*) 

Die  Frage,  wie  sich  das  eben  geschilderte  gegen  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  in  den  Schedungen  und  Urkunden  (vor  Allem 


')  a.  H.  A.  Schumaclier,  Das  brcmiaelic  Kistenpfandrecht  am  liegen* 
den  Gut.  Brem.  Jahrb.  Bd.  I.  S.  2H8. 

’)  Urkunde  von  dem  Kistenpfandearechte  (14'J4).  Oelrichs  S.  631. 
Verfolgbrief  von  1482  bei  Uöpken,  Pfandrecht  am  liegenden  Gute. 
Brem.  Jahrb.  Bd  VU.  S.  29.’). 

»)  Planck.  Bd.  II.  S.  3.Ö3.  A.  M.  Höpken,  Pfandr.  S.  97. 

•)  Schedeb.  Fol.  21a,  No.  3 (1462). 

*)  Lasaungabuch  Fol.  72  b.  (1453). 
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Oelrichs  S.  1531)  bezeugte  Verfahren  aus  dem  früheren  ent- 
wickelt hat,  worin  Kistenpfandrecht  und  Weichbildsrecht  nur 
Vertragspfandrechte  zu  bedeuten  scheinen,  welche  schliesslich  zu 
einer  üeberweisung  des  Erbes  an  den  Gläubiger  führen,  ist  sehr 
controvers.  ’) 

2.  Vorsorglicher  Zwang. 

Unter  den  Fällen  freiwilliger  Sicherstellung  für  die 
Erfüllung  einer  Schuld  oder  gelobten  Verbindlichkeit  nimmt  im 
Stadtbuch  das  Einlager  eine  Hauptstelle  ein;  sodann  die  Ver- 
pfändung fahrender  Habe  (Ord.  51),  über  deren  Realisirung  eine 
Urkunde  von  1496  Belehrung  giebt.  *)  Nachdem  das  Pfand  an 
drei  verschiedenen  Gerichtstagen  aufgeboten , wird  es  vom  Vogt 
dem  Gläubiger  to  huse  unde  to  hove  angestellt,  dem  Pfand- 
schuldner die  Einlösung  noch  bis  zum  folgenden  Tage  Vorbe- 
halten. Erfolgt  sie  nicht,  kann  der  Gläubiger  das  Pfand  vor 
syn  egen  holden.  Am  bedeutsamsten  für  den  mittelalterlichen 
Rechtsverkehr  ist  die  Immobilinrverpfändung  (Ord.  47.  48)  in 
der  Form  der  älteren  und  neueren  Satzung.  Bei  ersterer  hat 
der  Pfandgläubiger  keine  Veräusserungsbefugniss  und  eine  Ein- 
weldigung  zum  Eigenthum  findet  nicht  statt;  bei  letzterer  führt 
die  Realisirung . auf  den  soeben  geschilderten  Weg  der  Zwangs- 
vollstreckung.*) 

Für  die  erzwungene  Sicherstellung  kommt  zunächst 
die  Befugniss  des  Klägers,  das  Erscheinen  des  Beklagten  oder 
das  Vorbringen  der  angesprochenen  Sache  vor  Gericht  durch 
Bürgenstellung  zu  erzwingen  in  Betracht.  Ord.  .56:  „so  we  dem 
anderen  borget  vor  richte  to  bringen;“  Ord.  37:  „so  wor  en 
man  borghet  en  dink  vor  richte  bringen  dat  varende  have  si.“  *) 


')  Siehe  Donandt,  Civilprocess  S.  145. 

„Wenn  in  der  Sammlung  von  143.3  die  alten  Ordele  über  daa  Pfand- 
recht noch  Aufnahme  gefunden  haben,  ao  mag  daa  darin  seine  Erklärung 
finden,  dass  damals  der  Nichtgebrauch  noch  nicht  daa  Alter  erreicht  hatte, 
dessen  er  zu  derogatoriacher  Helfe  für  bedürftig  gehalten  wurde.“ 

’)  ßrem.  Jahrbuch.  Bd.  I.  S.  238. 

*)  „Auch  in  Bremen  ist  somit  der  überall  wiederkehrende  Grund- 
gedanke der  Satzung  unschwer  wieder  zu  erkennen:  für  den  Fall  ausbleiben- 
der Lösung  wird  das  Erbe  dem  Satzungsempfänger  für  die  Klagsumme 
verkauft.“ 

(Planck,  Gerichtsverfahren.  Bd.  II.  S.  854). 

*)  Schedung  148. 
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Sodann  der  Arrest  oder  Kummer,  welcher  aussergericht- 
lieh  ohne  vorherige  Erlaubniss  des  Richters  gegen  die  Person 
oder  das  Vermögen  des  Schuldners  ergriffen  werden  kann,  wo 
Gefahr  im  Verzüge  ist.  Gegen  Stellung  zahlungsfähiger  Bürgen 
„de  also  vele  erves  heft  also  sin  clage  wert  is“  (Ord.  76)  muss 
der  Arrest  aufgegeben  werden.  Nur  wo  die  fahrende  Habe  beim 
Besitzer  festgehalten  und  Raub  oder  Entwendung  behauptet  wird, 
darf  der  Kläger  die  Bürgschaft  zurückweisen. 

Gegen  einen  erbgesessenen  Bürger  ist  kein  „bekümmern“ 
zulässig  (Ord.  73). 

Die  Ausführung  des  Arrestes  geschieht  durch  den  Boten  des 
Rathes  oder  des  Vogts  (Sched.  148). 

Einer  der  häufigsten  Fälle  des  bekummerns  fand  statt,  wenn 
das  Gut  eines  Auswärtigen  sich  in  der  Hand  eines  Bürgers  be- 
fand, *)  während  der  sog.  Repressalienarrest,  welcher  den  Bürger 
für  die  Schuld  des  Mitbürgers  auswärts  haftbar  macht,  durch 
Verträge  beschränkt  und  an  die  Voraussetzung  verweigerter 
Justiz  geknüpft  war. 

Gegen  den  flüchtigen  Schuldner  war  Vorsorge  durch  einen 
allgemeinen  dinglichen  Arrest  getroffen  (Ord.  87). 

Der  Arrestgläubiger  war  verpflichtet,  den  Arrest  baldmög- 
lichst gerichtlich  zu  rechtfertigen;  he  scal  körnen  to  deme 
negesten  dinge  vor  gherichte  unde  claghen  uppe  dat  gud;  ver- 
säumt er  diesen  und  den  darauf  folgenden  Gerichtstag,  so  hat 
er  jedes  Mal  4 Schilling  Busse  zu  zahlen,  versäumt  er  auch  den 
dritten  „dat  gut  scal  wesen  los  van  eme“  (Ord.  76).*)  Durch 
das  fortgesetzte  gerichtliche  Verfahren  wird  dann  schliesslich  die 
Arrest-Massregel  in  eine  des  Exekutionszwanges  umgewandelt. 

Beim  Zusammentreffen  mehrerer  Gläubiger  im  Fall  einer 
Ueberschuldung  finden  sich  die  einfachsten  konkursrechtlichen 
Grundsätze  ausgesprochen  im  Ordel  99.  Nachdem  der  Vermiether 
aus  den  verkauften  Mobilien  seine  Miethe  vorweg  genommen, 
was  übrig  bleibt,  „dat  scholen  de  anderen  hebben  ghelik  de  id 
myt  rechten  tugen  wynnet  marck  marckelike.*)  Ord.  87: 
„men  scal  dar  affgelden  mark  by  marke  lik.“ 


')  Brem.  Urkandeobuoh  Bd.  II.  No.  6. 

’)  Sebedang  165. 

')  R Schröder,  Deatsebe  RechUgeschichte.  S 

„Von  grosser  Bedeutung  wurde  die  slltnählicbe  Ausbildung  des  Koakurs- 
processes  in  den  Städten.  Anfangs  batte  die  Priorität  der  Bescblagnabme 

K^ihtmanm^  OirllproeeM  in  Brtimen.  3 
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ße  Frage,  ob  das  soeben  skizzirte  Processrecht  die  Kraft 
zur  Fortbildung  aus  sich  selbst  hätte  schöpfen  können,  wird, 
glaube  ich,  zu  bejahen  sein.  Es  war  beweglich  genug,  um  auch 
ohne  Durchsetzung  mit  dem  römisch-kanonischen  Recht  den  an 
Ausdehnung  gewinnenden  und  damit  feiner  werdenden  Verkehrs- 
verhältnissen sich  anzuschliessen.  Auf  die  selbstständige  Fort- 
bildung  des  Beweises  durch  Privaturkunden  und  auf  die  Um- 
bildungen in  der  Vertheilung  der  Beweisführung  ist  schon  früher 
hingewiesen  worden.  Hier  mag  noch  beispielsweise  die  originelle 
Entwickelung  der  Verpfandung  von  Immobilien  durch  Handfesten 
und  der  damit  verbundene  Haiidfestenprocess  angeführt  werden, 
die  sich  ganz  unabhängig  von  römischen  Rechtsgedanken  ge- 
staltet haben;  ferner  die  Coclifikation  der  Zwangsvollstreckung  in 
der  Exekutionsordnung  von  1641  und  das  recipirte  Hamburger 
Schiffsrecht  von  1292  in  Verbindung  mit  den  sonstigen  vom 
statutarischen  Recht  abweichenden  seerechtlichen  Bestimmungen 
der  Ordele  22  , 63  bis  6."):’)  zu  geschweigen  von  den  gewohn- 
heitsrechtlichen Weiterbildungen  den  Gebieten  des  rein  materiellen 
Rechts.  Nicht  weniger  sehen  wir  aber  auch  in  den  Schedungen 
feinere  Fragen  des  Obligationenrechts  behandelt,  für  deren  Be- 
urtheilung  man  im  Sachsenrecht  vergebens  die  Anhaltspunkte 
suchen  würde.  In  Sched.  1 88  ( 1 343)  schuldet  Richard  v.  Motsele  dem 
Joh.  Tute  eine  Geldsumme.  Joh.  Duckel  hat  sich  dem  Schuldner 
gegenüber  erboten  für  ihn  zu  zahlen.  Muss  Tute  diese  Zah- 
lung annehmen?  „Will  Johann  Duckel  Johann  Tuten  alsuke 
beredinge  don  alse  Richard  emc  lovet  heft  dat  mach  he  wol  don.“ 
Ist  ein  Vertrag  gültig,  wodurch  ein  Bruder  seinen  beiden  anderen 
Brüdern  verspricht,  ein  Weib  nur  mit  ihrer  Zustimmung  zu 
nehmen,  und  wenn  er  ohne  diese  heirathe,  sich  mit  jährlich 
14  Mark  Rente  zu  begnügen  und  sonst  Nichts  vom  väterlichen 
Erbgut  zu  beanspruchen?  Der  Rath  entscheidet:  „So  scal 
Johann  und  Hinric  van  Haren  geven  Willekin  eren  brodere 
verteyn  mark  ingeldes  also  dor  vorscreven  is“  (Sched.  124. 
1339). 


für  die  Rangordnung  der  Gläubiger  entschieden,  allmählich  kam  man  aber 
dabin,  die  sämmtlicheu  Gläubiger  als  eine  Gonoesenachaft  zu  behandeln, 
was  ihre  Befriedigung  nach  Markzabl  zur  Folge  hatte.“ 

')  Grd.  2i!.  „mer  shipreclit  heft  ander  recht  von  schaden.“ 

Sched.  2ÜI  (1515),  Schiffsfracht;  ebenso  Schedeb.  Fol.  20b,  No.  2 
(Uül)  und  Schedeb.  20s  No.  1 (14G0),  Havarie  betr. 
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1512.  Schcdebuch  Fol.  84  a,  No.  2. 

Hier  handelt  ea  sich  um  eine  Klage  aus  einer  maschup 
(societns)  auf  Rückzahlung  des  besonderen  Einschusses  in  ein 
kaufmännisches  Geschäft  von  Seiten  Martin  Grashorns,  der  zu- 
gleich mit  Dietrich  Woken  dem  Henrik  Knust  Geld  ins  Geschäft 
gegeben,  dass  er  laut  Zerter  „in  orer  dryer  beste  scholde  in 
kopenschnp  handtcren  unde  vorkeren.“  Zwei  andere  Schedungen 
behandeln  das  Verhältniss  des  Bankiers  zu  seinem  Geschäfts- 
bevollmächtigten  und  des  letzteren  zu  Dritten. 

1482.  Schedebuch  Fol.  52  b,  No.  1. 

Hermann  v.  Münster  verklagt  Johann  v.  Varle  auf  Zahlung 
von  60  Mark,  welche  letzterer  von  Hinrik  v.  Steen  empfangen, 
um  sie  an  Lüder  v.  Varle,  einen  Bankier,  dessen  Erbe  Kläger 
geworden,  abzuliefern. 

Johann  v.  Varle  stellt  nicht  geradezu  in  Abrede,  die  60  Mk. 
von  Steen  empfangen  zu  haben,  behauptet  aber:  „he  en  hadde 
van  herrn  Hinrike  Steen  necn  gelt  gehalt  dar  he  Hermen  wes 
van  pleghen  wer.“ 

Der  Rath  entscheidet. 

„Nach  deme  dat  selige  Lüder  v.  Varle  een  wesseler  was 
unde  hadde  der  lüde  gelt  tho  truwer  hand  by  sick,  hadde  Johann 
denne  na  Luders  bevele  wes  gehalt  und  gebrocht  dar  id  eme 
bevalen  were  sine  schulde  raeede  to  betalende.  Det  mochte 
Johann  geneten  unde  noetlos  wesen.  Wolde  averst  Hennen 
Johann  beschuldigen  dat  he  wes  gehalt  hedde  van  siner  egfaen 
wegen  edder  wes  hedde  dat  Hermen  edder  Luders  erven  to 
queme  dar  scholde  Johann  to  antworden.“ 

1483.  Schedebuch  Fol.  55  b,  No.  2. 

Hier  verlangt  derselbe  Herrn,  v.  Münster  von  Detmar  v.  Sulen 
eine  Summe  Geldes,  welche  dieser  Lüder  v.  Varle  schuldig  ge- 
worden sei,  wogegen  Detmar  seine  Schuld  von  Mark  15  nur  an 
den  Geschäftsbevollmächtigten  Joh.  v.  Varle  zahlen  will.  Der 
Rath  meint  ebenfalls  das  dem  Joh.  v.  Varle  von  Lüder  v.  Varle 
ertheilte  schriftliche  Mandat  „inholdende  upboringe  und  uthgevent, 
itliker  schulde“  sei  auch  nach  dem  Tode  des  letzteren  noch 
gültig.  „Na  dem  male  dat  selige  Lüder  eyn  wesseler  was  unde 
de  lüde  dat  ere  in  loven  by  eme  selten,  so  scholde  Johann  so- 
danne  schult  als  15  mark  de  noch  by  Dethmare  van  Sulen 
weren,  dree  mark  by  Johann  Hollmann,  veer  Rhinesche  gülden 
by  Johanne  tor  Welmen,  unde  wat  noch  by  Spalder  vlatende 
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(fliessend)  were  (fehlt:  cinoassiren)  hieraff  scholde  Joh.  t.  Varle 
entrichten  so  verne  also  dat  kerede  na  lüde  der  cedelen.“ 

Mur  im  geringen  Mass  werden  Erwägungen,  das  einheimische 
Recht  reiche  nicht  mehr  aus  oder  stehe  im  Widerspruch  mit  dem 
Rechtsbewusstsein,  die  Aufnahme  des  römisch-kanonischen  Rechts 
bewirkt  haben.’)  Diese  kritische  Stimmung  wurde  erst  lebendig 
als  sich  Rathsherren  und  Fürsprecher  durch  das  Studium  der 
fremden  Rechte  von  deren  absoluter  Vortrefflichkeit  überzeugt 
hatten  und  sie  als  Massstab  ansahen,  der  an  die  Zweckmässigkeit 
und  Vernünftigkeit  der  einheimischen  Satzungen  zu  legen  sei. 
Damit  soll  aber  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  Aufnahme  des 
römischen  Rechts,  insbesondere  des  römisch-kanonischen  Rechts, 
ein  Akt  des  Beliebens  für  den  Rath  gewesen  wäre,  der  ebenso 
gut  hätte  unterbleiben  können.  Ein  so  kleines  Territorium,  wie 
die  bremische  Reichsstadt,  konnte  sich  kaum,  als  draussen  im 
Reiche  der  Proccss  der  Receptiun  zu  einem  gewissen  Abschluss 
gekommen,  der  Nachfolge  entziehen,  um  so  weniger  als  bei  der 
Ausdehnung  des  Handels-  und  BchiffTahrtverkchrs  auch  der  gegen- 
seitige auswärtige  Rechtsverkehr  sich  mehr  in  einander  verflocht. 
Die  besten  juristischen  Kräfte  der  Stadt  setzten  ihre  Thätigkeit 
ein , um  den  Process  der  Receptiou  durchzuführen  und  Hessen 
das  einheimische  Recht  zur  Seite  liegen , das  in  seinem  proces- 
sualen  Theile  einem  langsamen  Absterben  entgegen  ging.  Wie 
die  Kunsthistoriker  das  Verdrängen  der  Gothik  in  Deutschland 
durch  die  Renaissance  beschreiben:  zuerst  ein  langsames  üeber- 
ziehen  der  gothischen  Formen  mit  Ornamenten  und  dekorativen 
Einzelheiten , sodann  deren  Durchdringung  mit  den  neuen 
constructiven  Elementen,  so  wird  man  sich  auch  den  Process 
der  Reception  in  Bremen,  insbesondere  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren vorzustellen  haben.  Zunächst  treten  einige  römische  Aus- 
drücke an  die  Stelle  der  deutschen,  sodann  werden  Bruchstücke 
aus  dem  römisch  - kanonischen  Recht  und  den  Reichskammer- 
Gerichtsordnungen  dem  einheimischen  Rechte  angefügt,  insbe- 
sondere in  dessen  Lücken  eingefügt;  endlich  wird  dieses  durch 
Aufnahme  von  Grundsätzen  und  Processcinrichtungen,  theils  aus 
der  Theorie  der  gemeinrechtlichen  Schriftsteller,  theils  aus  den 
Reichskainmer- Gerichtsordnungen  genoininen,  mehr  und  mehr 
verdrängt,  so  dass  die  alten  Formen  immer  unkenntlicher  werden 
und  wir  schliesslich  (im  18.  Jahrhundert)  einem  völlig  veränderten 


')  Stobbe,  Uesebiebte  der  deutseben  Becbtaquellen.  Bd.  I.  8.  (i37. 
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Verfahren,  dem  gemeinen  Civilproces»  in  particulärer  Gestalt, 
gegenüberstehen. 

Der  weitere  Gang  der  Untersuchung  würde  nun  der  sein 
müssen:  die  Umwandlung  dieses  reindeutschen  Processverfahrens 
in  das  römische  in  allen  Stadien  zu  verfolgen.  Eis  wäre  zu  be- 
schreiben, wie  ein  Theil  der  alten  Processinstitute  und  Vorschriften 
in  Vergessenheit  geräth,  ein  anderer  durch  romanistische  Einflüsse 
umgebildet,  ein  dritter  durch  die  Lehren  des  gemeinen  Processes 
völlig  verdrängt  wird.  Wenu  man  sich  nicht  verdricssen  lässt 
die  weit  über  100  Fascikel  der  Obergerichtsprotokolle  seit  1563 
dnrehzusehen,  so  möchte  es  auch  wohl  gelingen,  die  vollständige 
Aufzehrung  des  älteren  gerichtlichen  Verfahrens  durch  die  römisch- 
kanonischen  Lehren  und  den  allmühligen  Aufbau  des  neuen  Pro- 
cessrechts  in  allen  Einzelheiten  zu  schildern ; aber  es  würde  dieser 
mühevollen  Darstellung  gerade  die  interessanteste  Partie  und  die 
Beantwortung  der  schwierigsten  E'rage  fehlen:  wann  ist  diese 
oder  jene  römisch-kanonische  Processinstitution  zuerst  im  prak- 
tischen Rechteleben  zur  Anwendung  gekommen?  Denn  die 
eigentliche  Geburtsstätte  des  fremden  Rechts  für  Bremen  ist  die 
Zeit  von  etwa  1520  bis  1570,  und  leider  für  diese  wichtigste  Zeit 
fliessen  die  Quellen  nur  spärlich. 

Sicher  ist,  dass  um  1530,  aus  welcher  Zeit  wir  die  ersten 
Berufungen  an  das  Reichskammergericht  besitzen,  die  Anwälte 
den  gemeinen  Process  als  recipirt  ansahen  und  in  seinen  Formen 
vor  dem  Rath  verhandelten.  Dieser  freilich  war  nicht  so  rasch 
bei  der  Hand,  sich  der  römischen  Weisheit  anzubequemen,  und 
in  den  Entscheidungen  des  Schedebuchs  vermeidet  er  es  durch- 
aus auf  römische  oder  kanonische  Vorschriften  und  Gesetzesstellcn 
die  Entscheidung  zu  stützen ; bringt  es  vielmehr  seit  den  vierziger 
.fahren  des  16.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  den  Urthcilen 
stillschweigend  zum  Ausdruck , dass  diese  oder  jene  Process- 
institution  beispielsweise  das  Litisconsortium,  die  Adeitatio,  der 
Beweis  zum  ewigen  Gedächtniss  u.  s.  w.  in  das  einheimische 
Recht  Aufnahme  gefunden  habe. 

Die  Schedungen  seit  1530  liefern  nun  die  ersten  Zeugnisse 
für  die  Reception;  daneben  die  Vorakten,  welche  in  den  an  das 
Reichskammergericht  gelangten  Processen,  erwachsen  sind.  Leider 
sind  diese  nur  in  geringer  Zahl  vorhanden.  Von  1532  bis  1600 
sind  nahezu  100  Appellationsprocesse  erkannt  worden.  Weitaus 
der  grösste  Theil  der  Akten  ist  aber  vernichtet,  und  nur  etwa 
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ein  Dutzend  ausführlicher  Verhandlungen  hat  von  mir  benutzt 
werden  können. 

So  bieten  die  Quellen  für  die  erste  Zeit  durchaus  nichts 
Vollständiges  und  dies  um  so  weniger,  als  manche  Urtheile  des 
Schedebuches  nur  dürftig  in  Thatbestand  und  Begründung  sind. 
Der  vorhandene  Stoff  genügt  nicht,  um  daraus  eine  lückenlose 
Transformation  des  deutschen  in  den  römisch-kanonischen  Process, 
eine  Nachweisung,  wann  dessen  einzelne  Institute  zuerst  aufge- 
treten sind,  zu  geben.  Ich  muss  mich  darauf  beschränken, 
typische  Fälle  mitzutheilen,  aus  denen  das  Receptionsbestreben 
des  gelehrten  Anwaltsstandes  mit  besonderer  Anschaulichkeit 
hervortritt,  sowie  aus  den  Entscheidungen  des  Schcdcbuches  und 
aus  den  früheren  Obergerichtsprotukollcn  das  langsamere  Nach- 
folgen und  Umbilden  der  alten  Processformen  seitens  des  Raths- 
gerichts etwa  bis  lü75  möglichst  vollständig  zu  verfolgen.  Von 
da  an,  kann  man  sagen,  hat  sich  das  Rathsgericht  im  Ganzen 
und  Grossen  der  Auffassung  des  Anwaltstandes  accomodirt,  und 
die  neuen  Formen  bleiben  in  fester  Uebung. 

Die  nach  1575  sich  fortsetzende  in  der  „Gerichtsordnung  der 
Kayserl.  freien  Reichsstadt  Bremen“  von  1751  zum  Abschluss 
kommende  Reception  soll  nur  in  ihren  Hauptpunkten,  wie  sie  in 
der  Gesetzgebung  in  die  Erscheinung  tritt,  behandelt  werden. 

Vorerst  mögen  aber  sowohl  die  vorbereitenden  als  die  haupt- 
sächlich wirksamsten  Momente  für  die  Receptionsgcschichte  vor- 
gefohrt  und  durch  Einführung  von  ürtheilen  und  gerichtlichen 
Verhandlungen  lebendiger  gestaltet  werden. 


lil.  Momente,  welche  die  Reception  vorbereitet  und 
vermittelt  haben. 

1.  Das  geistliche  Recht. 

Man  hat  das  kanonische  Recht  wohl  die  Brücke  genannt, 
auf  welcher  das  römische  Recht  in  die  deutschen  Gerichte  ein- 
gezogen ist.  Auch  in  Bremen  wie  überall  in  den  grösseren 
Städten,  zumal  in  den  Bischofssitzen  richtet  seit  dem  frühesten 
Mittelalter  neben  dem  Volksgericht  das  geistliche  Gericht,  hier 
aus  den  Dignitäten  des  Domstiftes  und  der  beiden  Uollegiatstifter 
St.  Ansgarii  und  St  Stephani,  oder  aus  sei  cs  durch  den  Papst, 
sei  es  durch  den  Erzbischof  delegirten  Richtern  gebildet 
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Die  weitgreifondeii  Cotnpetenzen  der  geistlichen  Richter  auch 
in  weltlichen  Sachen  brachten  — ganz  abgesehen  von  den  Send- 
gerichten — <len  Rath  und  die  einzelnen  Bürger  mit  ihnen  in 
mannigfache  Berührung.  Weil  ein  Haue  auf  geistlichem  Grund 
und  Boden  (Wedem)  steht  wird  vom  Ansgariicapitel  gegen  den 
bremischen  Bürger  Arnold  Doneldey  eine  Spolienklage  vor  dem 
Erzbischof  angestellt,  welcher  den  Abt  des  St.  Paulskloeters  und 
den  Archidiakon  von  Hadeln  zu  Richtern  delegirt.  Ereterer 
erklärt:  „Item  nos  Werimbertus  abbas  antedietns  interloquendo 
pronuntiamus  nos  acta  judicialia  nolle  sigillare  nisi  accedente 
consensu  partis  utriusque,“  und  später  „appellationi  ob  reverentiam 
sedis  apostolicae  deferimus.“ 

Gegen  den  Archidiakon  macht  die  eine  Partei  geltend,  dass 
er  suspekt  sei,  worauf  die  andere  erwidert:  exceptio  de  judice 
suspecto  post  confessionem  in  jure  factum  locum  non  habere.“ 
— Brem.  Urkundenbuch  Bd.  il.  No.  22.  23.  27.  (1303).  — Der 
Rath  schuldet  dem  Domcantor  eine  grössere  Summe  und  ver- 
kauft, um  sich  die  Mittel  zur  Tilgung  zu  verschaffen,  ein  der 
Stadt  gehöriges  Grundstück,  denn:  „saepius  ad  civitatem  Osna- 
burgenseui  citati  fuimus  ad  Judicium  ecclesiasticum  ad  instantiam 
domini  Frederici  Odilie  propter  debita“  (Brem.  Urkundenbuch 
Bd.  III.  No.  178).  Wegen  einer  Forderung  des  Bischofs  von 
Oesel  muss  erst  das  Interdict  über  die  Stadt  verhängt  werden, 
ehe  der  Rath  sich  zur  Bezahlung  entschliesst.  Nachdem  diese 
geschehen  und  der  Domdekan  das  Interdict  gelöst  hat,  wird 
Quittung  ertheilt:  „omni  metu,  dolo,  fraude,  vel  errore  penitus 
exclusis  recognoscimus  presentibus  publice  et  expresse  protestando 

nos  recepisse  etc (Brem.  Urk.  Bd.  IV.  No.  52.  1385). 

Excommunicationen  bremischer  Bürger  wegen  nicht  bezahlter 
Rentenschulden  sind  nichts  seltenes;')  ebenso  wenig  Zeugen- 
citationen  vor  den  geistlichen  Richter,  wo  ein  Notar  das  Protocoll 
führte  und  die  abweichenden  Pracedurformen  den  Citirten  zum 
Bewusstsein  kommen  mussten.  So  heisst  es  in  einem  Notariats- 
instrument über  ein  Zeugenverhör  vom  Vertreter  des  klagenden 
St.  Ansgariicapitels:  produxit,  exhibuit,  et  extraxit  quasdam 
positiones  et  articulos  petens  testes  praenominatos  examinari 
super  articulis  infrascriptis  (Brem.  Urkundenbuch  IV  No.  110 


>)  Brem.  Urk.  Bd.  n No.  663. 
Brem.  Urk.  Bd.  IV  No.  658. 
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1389).  ’)  — Um  1370  schreibt  der  bremieche  Bürger  Diedrich 
Wenke  an  seinen  Oheim,  den  Dekan  zu  St.  Ansgarii,  ihn  wegen 
einer  ungerechten  Citation  vor  dem  Official  der  Bremer  Dom- 
propstei zu  vertreten:  Domine  decane,  avuncule  mi  dilecte,  con- 
queror  vobis  graviter  quod  ego  sum  citatus  per  ofBcialeni  prae- 
poeiturae  Bremensis  ad  respondendum  in  ecclesia  Bremensi  sancti 
Willehadi.  Et  ipse  nullam  causam  legitimam  habet  contra  me 

et  vult  me  gravare  indebite Sititf  semper  pro  me,  quod 

non  praeveniat  me  per  sententiaüi  (Brem.  ürk.  Bd.  III  No.  487). 

Eine  direkte  Einwirkung  der  Normen  des  geistlichen  Hechts 
auf  die  Rechtsprechung  des  Raths  ist  allerdings  nicht  nachweis- 
bar. Aber  eben  jenes  geschilderte  Uebergreifen  geistlicher  Juris- 
diktion in  weltliche  Angelegenheiten  macht  es  zweifellos,  dass 
der  Rath  recht  wohl  von  jenem  besonderen  Gerichtsverfahren  in 
den  geistlichen  Curien  unterrichtet  war,  gleichwie  auch  in  den 
vielen  von  ihm  ausgestellten  lateinischen  Urkunden  mancherlei 
Spuren  römischen  Rechtes  anzutreffen  sind. 

Einige  Beispiele:  Brem.  Urkundenbuch: 

L No.  334  (1267)  „cautio  fidcjussoria.“ 

I.  No.  281  (1278)  „unde  cum  ultimae  voluntatis  testatoris 
debeat  esse  stilus  über,  idest  testamenti  ordinatio 
u.  8.  w. 

I.  No.  407  (1282)  „renunciare  omni  juri  et  actioni.“ 

II.  No.  206  (1320)  ,Ju8to  emtionis  titulo.“ 

II.  No.  318  (1330)  „et  coram  nobis  renunciavit  doli  mali, 
pecuniae  non  numeratae,  ac  quibuslibet  aliis 
juris  vel  facti  exceptionibus  ac  sui  et  ordinis  sui 
privilegiis  quibus  dicta  venditio  rescindi  posset.“ 
IV.  No.  178  (1361)  ,,praecavere  de  evictione.“ 

Ja  sogar  Spuren  des  von  Stintzing  wohl  zuerst  hervor- 
gehobenen Einwirkens  der  Jurisdiktion  des  Beichtstuhls  treten 
uns  iin  Urkundenbuche  entgegen  Bd.  I.  No.  15ö  (1230):  zwei 
Beichtväter  werden  flir  das  Doracapitel  bestellt,  an  welche  sich 
die  Priester  der  Diöcese  in  Zweifelsfällen,  wenn  ihnen  solche  bei 
der  Bussgerichtsbarkeit  aufstossen,  wenden  können. 

Bd.  IV.  No.  264  (1400):  Erzbischof  Otto  bevollmächtigt  den 
Bauherrn  und  Dekan  des  Dome  in  Bestätigung  einer  alten 
Gewohnheit,  Beichtväter  zu  wählen,  welche  im  Stande  sind,  in 


*)  Weitere  Citationen; 
Brem.  Urk.  11.  649. 
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ßeichtfällen  zu  entecheiden,  wo  es  sich  um  gestohlene  und  ge- 
raubte Güter,  um  wiicherisehen  und  anderen  unerlaubten  Gewinn 
handelt,  denen  in 

Bd.  IV.  No.  177  (1396)  gebrochene  Gelübde,  Beleidigungen 
der  Eltern , leichtsinnige  Eide  hinzugefUgt  werden.  Sind  die 
Beschädigten  oder  deren.  Eltern  nicht  mehr  am  Leben : „bona  in 
usum  fabricac  nostrae  ecclesiae  sunt  convertenda.“  Es  war 
nicht  eine  völlig  neue  Welt  von  Bechtsausdrücken  und  Rechts- 
begriffen, in  welche  man  eintrat,  als  die  Reception  in  den  welt- 
lichen Gerichten  der  Stadt  ihren  Anfang  nahm;  aber  ihre  feind- 
liche Stellung  zum  Erzbischof  erklärt  es,  wesshalb  sie  sich  mög- 
lichst gegen  die  geistlichen  Gerichte  abschloss  und  ihren  Proce- 
duren  im  Rathhause  keinen  Eingang  verstattete.  Einiges  aus 
einem  schriftlichen  Process  des  Jahres  1496  möge  das  Verhältniss 
beider  Gerichtsbarkeiten  veranschaulichen  und  zugleich  einen 
Beleg  dafür  bieten,  wie  frei  von  allen  römisch-rechtlichen  Ein- 
flüssen sich  zu  dieser  Zeit  noch  die  Verhandlungen  halten. 

Die  Bauherren  der  Capelle  St.  Nicolai  beanspruchen  von 
den  Vicarien  des  Doms  eine  in  deren  Besitz  befindliche  Hand- 
feste, lautend  auf  Hark  100  Rentencapital,  welche  ihnen  ge- 
stohlen sei.  Sie  wenden  sich  dieserhalb  mit  ihrem  Anspruch 
zunächst  an  das  Domcapitel: 

„Na  der  tyt  begerde  wy  eyn  cappittel  unde  synt  wedder  myt 
den  vicarien  vor  dat  cappittel  gekamen  unde  begerdeu  noch  unser 
hantfeste  wedder,  offte  eien  waren  vor  to  bryngende. 

Dar  heflfl  uns  mester  Reynert  yn  gheantwort  van  erentwegen, 
wente  he  was  do  er  vorprake,  se  hadden  eyne  hantfeste  unde  se 
dachten  darmede  tu  manende.  Darup  hebben  wy  geantwort  de 
hantfeste  is  uns  affhendich  geworden,  unde  spreken  se  an  vor  duve. 

Dar  hefft  sick  eyn  werdich  cappittel  up  beraden  unde  ge- 
antwort, id  were  eyne  scharpe  szake  und  pynlick,  unde  erer 
domheren  weren  nycht  vele  by  der  hant,  wy  mosten  de  szake 
levesten  laten  wente  uppe  eyne  ander  tydt. 

Dar  na  synt  wy  wedder  vor  dat  w.  cappittel  myt  denn 
vicarieszen  gekamen  unde  noch  de  hantfeste  vor  duve  angespraken. 
Dar  hefft  mester  Reynert  uns  yn  geantwort  van  erentwegen,  se 
hebben  der  hantfeste  nycht  unde  hebben  se  gans  vorsaket  unde 
weten  ock  van  der  hantfeste  nicht,  myt  vclen  anderen  worden. 
So  heSt  uns  mester  Reynert  vorgestelt,  wy  schulden  unse  recht 
unde  unrecht  stellen  by  dat  w.  cappittel,  wes  se  dar  aver  scheden 
weren,  offte  he  szodane  hantfeste  vorbrochte.  Des  wolde  wy  to 
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der  tyt  nycht  doen,  wente  eyn  e.  radt  wercn  unse  heren. 
Dar  ya  geantwort  wart,  so  en  wüsten  se  ock  nycht  van  unser 
hantfeste. 

Nicht  lange  dar  na  wolde  wy  de  hantfeste  hebben  vor- 
kundigen laten  na  unser  stadt  rechte,  wente  wy  wüsten  nycht, 
wor  wy  unser  handfeste  scholden  war  werden,  na  dem  male,  dat 
se  de  vicarisze  hadden  vorsaket.  Do  quam  mester  Reynert  to 
den  buwmesteren  to  sunte  Nicolawesz  unde  sede  he  hadde  szo- 
dane  hantfeste;  he  wolde  uns  so  vele  don,  alsze  en  e.  radt  szede, 
wat  recht  were.  So  duncket  uns  ser  dorlyken  van  eynem  wysen 
manne,  szodanne  duve  antonemende,  der  me  doch  — szo  wy 
hapen  — myt  rechte  nycht  vordegedingen  kan,  wente  he  wüste 
woll,  dat  wy  se  vor  deme  w.  cappittel  vor  duve  angespraken 
hebben  unde  dar  vorszeket  wart.  So  stelle  wy  dat  noch  by  den  e. 
radt  ynt  recht,  he  sy  plichtich,  desullTten  hantfeste  vor  den  e. 
radt  to  bryngende  unde  dat  ydt  den  dar  umme  ga,  alse  eyn 
recht  ys. 

Drsamen,  vorsichtigen,  wolwisen,  leven  heren.  So  is  unse 
demodige  bede  unde  beger,  juwe  ersamheit  desse  szake  wolden 
annemen  unde  helpen  uns  des  to  eynem  ende,  wente  men  desse 
szake  nicht  anders  myt  der  warheit  kan  vorbryngen.  ‘) 

2.  Die  Beformation  und  die  Klrehenordnung  von  1534. 

Im  Jahre  1534  schuf  sich  die  reformatorische  Bewegung 
eine  neue  Form  der  Lehre  und  der  Verfassung  in  „Der  eren- 
triken  Stadt  Bremen  christlike  ordeningc  na  dem  billigen  Evan- 
gelio,“  wodurch  der  geistlichen  Jurisdiktion  ein  Ende  gemacht 
wurde.  Zunächst  in  Ehesachen : *) 

Die  Prediger  sollen  den  Eheleuten  geistlichen  Rath  spenden 
und  die  Güte  versuchen  „overst  wenn  ydt  hader  saken  werden 
edder  ergernisse  andrept,  so  schollen  se  nicht  vortvaren,  sondern 
tho  der  Overichkeit  wysen  der  de  Eesaken  (alse  ein  utwendig 
wertlick  dinck)  underworpensyn,  alse  dat  bewisen  so  vele  Keyser- 
like  recht  dar  aver  gesteh.“  Und  ferner  im  Abschnitt:  Van 
richters  der  Eesaken:  Unde  were  wol  nütte  dat  etlike  Rades 
Personen  mit  eynem  yn  den  rechten  ervaren  dar  tho  verordnet 

')  Abgedruckt  bei  Uöpkea,  Pfandrecht  am  liegenden  Out  (Brem. 

Jahrb.  Bd.  VH  8.  298). 

*)  Brem.  Kirebenordnung  von  1034.  8.  lö. 

Abeohnitt:  Van  Eesaken. 
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würden  (dewile  de  official  rouwct)  de  Kolchc  undc  ander 
saken  yn  frundtschop  edder  rechte  scheyden.  — 

Sodann : hyninime  wenn  de  Erbar  Radt  den  openbaren 
Eebrok  ernstlik  straifede  na  Gadcs  wordt  — weickere  straffe  nicht 
ys  van  Christo  upgehoven  dar  mit  aver  eyn  stemmet  dat  gesette 
des  Kaysers  Constantiiii  libro  Pandectarum  43  titulo  ad  legem 
JuHam  de  adulterio  et  stupro.  *) 

15.  Schedebuch  Fol.  173a,  No.  1. 

„Dat  de  rad  na  beleringe  der  gelerden  wolden  Jacob 
und  Anna  sine  husfrowen  an  der  ehe  gescheden  hebben,  idoch 
also  wanner  he  sick  mit  ener  anderen  in  den  ehestand  wedder- 
umme  begeven  wolde  dat  he  dar  medc  nicht  fortfahren  scholde 
he  hadde  denn  tovoren  den  presiderenden  borgermester  ange- 
spracken  darinede  id  geschehe  wo  sick  egen  unde  geboren  wolde.“ 
Schon  vor  dem  Erlass  der  Kirchenordnung  war  in  den 
reforniatorischen  Bewegungen  die  Zehntgerichtsbarkeit  der  Kapitel 
auf  den  Rath  übergegangen. 

ln  einigen  Schedungen  versuchen  die  Meier  des  Landgebiets 
diese  Rechtsstreitigkeiten  nunmehr  an  ihre  eigenen  Dorfschafts- 
gerichte  zu  ziehen,  aber  erfolglos.  In  Schedebuch  Fol.  130a, 
No.  2 (1538)  replicirt  das  klagende  Stephani -Kapitel  gegen  die 
Meier  in  Walle,  (einem  nahe  bei  Bremen  gelegenen  Dorfe), 
welche  einen  Schmalzehnten  nicht  weiter  zahlen  wollten  und 
behauptet  hatten  nicht  schuldig  zu  sein  vor  dem  Rath  Recht  zu 
nehmen,  „da  sie  ihre  eigenen  Gerichte  hätten“:  „dat  de  Waller 
aver  dike,  dämme,  wege,  Stege,  vorwundynge  sunderlike  gerichte 
hadden“,  nicht  aber  über  ihre  und  der  Erffexen  (Erbgesessenen) 
Güter. 

Der  Rath  erkennt,  dass  des  Capitels  Zehnten:  „langeher 
vor  dem  gestlicken  gerichte  gefordert  unde  dat  capittell  sick  des 

alse  nu  uppe  den  rad  tho  Bremen  tho  rechte  angebaden 

unde  beswerlik  wer  dat  de  nicente  over  erve  und  guder  densulfften 
ervezen  tostendich  unde  behorich  myt  rechte  ordelen  undc  ir- 
kennen  scholden,  derhalven  scheiden  de  von  Walle  demc  ge- 
dachten capittel  uppe  orc  ansprake  vor  dem  rade  tho  Bremen 
thor  antworde  unde  to  rechte  stan.“  •) 


')  firem.  E.  Urdnung  von  1Ö34.  S.  32. 

Abschnitt:  Von  der  Overiebbeit  nnde  erem  ampte. 
*)  Bbenso:  lö33  Sebedebueb  Fol.  131  a,  Mo.  1. 
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3.  Bss  Reit'hskanimer^erU'ht  und  die  Kanimergerlcht«- 
ordnungen. 

Die  äcbaifuDg  dieser  obersten  Appellationsinstanz  hat  mehr 
als  alles  andere  zur  Anpassung  des  heimischen  Rechtes  an 
römiscli- kanonische  Vorschriften  beigetragen.  Sowohl  der  Be- 
stimmung der  Kammergerichtsordnung  von  1555  (Theil  II 
Titel  1 § 1)  wonach  in  den  Gerichten  „vermöge  gemeiner 
Rechten  ordentlich  und  förmlich  gehandelt  und  procedirt  werden 
sollte als  den  Beweisauflagen  der  Kammerrichter , welche  die 
Theorie  von  der  fundata  inteutio  in  jure,  namentlich  kleineren 
Staaten  gegenüber  in  ihren  Urtheilen  mehr  und  mehr  zum  Aus- 
druck brachten,  musste  der  Rath  sich  allmählig  anbequemen. 
Je  häufiger  die  Appellationen  an  das  höchste  Reichsgericht 
wurden,  um  so  mehr  musste  Richtern  und  Anwälten  daran  ge- 
legen sein  ihre  Universitätsweisheit  in  das  einheimische  Recht 
hineinzutragen.  Die  erste,  welche  ich  in  den  Archivakten  ge- 
funden, stammt  aus  dem  Jahre  1532.  Von  da  an  nehmen  sie 
rasch  zu.  Zur  selben  Zeit  finden  wir  auch  schon  Erkenntnisse 
erster  Instanz  des  R.  K.  G.  in  Landfriedensbruchsachen,  wo 
der  Rath  selbst  Processpartei  war,  und  diese  öfFentlichrechtlichen 
Streitigkeiten  haben  dann  ihre  Rückwirkung  auf  das  Verfahren 
in  späteren  privatrechtlichen  Händeln  geübt.  Jene  politischen 
Processe  entwickelten  sich  aus  dem  gerade  gegen  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  kräftiger  werdenden  Selbstständigkeitsdrange 
der  Stadt  gegenüber  dem  Erzbischof,  aus  der  Ausdehnung  der 
Handels-  und  SchiflTahrtsbeziehungen  und  der  dadurch  hervor- 
gerufenen Conflikte  mit  den  kleineren  benachbarten  Dynasten, 
endlich  und  vor  Allem  aus  dem  durch  die  Reformationsbewegung 
verursachten  Kämpfen  nicht  nur  gegen  den  geistlichen  Ober- 
herrn, sondern  auch  gegen  Kaiser  und  Reich.  Die  Reformations- 
zeit ist  es,  die  Jahre  1530 — 1540,  in  welcher  das  römische  Recht 
beginnt,  seine  Spuren  dem  einheimischen  kräftig  aufzuprägen 
und  der  Rath  bemüht  ist  die  tüchtigsten  graduirten  Rechts- 
gelehrten  als  Syndici  in  seine  Dienste  zu  nehmen.  Der  Freund 
Luthers,  Dr.  Hieronimus  Schurff,  (Syndikus  1524)  vertrat  Bremen 
in  dem  Vergleichs  versuch  mit  dem  Erzbischof  und  dem  Dom- 
capitel  auf  dem  Capitelhause  zu  Bremen  vor  den  versammelten 
Räthen  des  Herzogs  Heinrich  von  Braunschweig,  wo  der  Erz- 
bischof mit  der  Beschuldigung  gegen  den  Rath  hervortrat,  dieser 
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habe  in  seine  „Obrigkeit  und  Fürstenthum“  eingegriffen  und 
das  Domcapitel  in  seinen  „Herrlichkeiten“  verkürzt.’) 

Syndikus  Dr.  Johann  v.  d.  Wyek,  derselbe,  welcher  so  er- 
folgreich Reiichlin  gegen  Hoogstraten  in  Rom  vertheidigt  hatte, 
führte  die  Verhandlungen  Bremens  bei  den  Schmalkaldischen 
Bundesverwandten  und  Unterzeichnete  später  den  Nürnberger 
Religionsfrieden.  Magister  Michaelis,  Rathssekretär  (1527),  dem 
wir  hernach  als  beliebten  Anwalt  in  bürgerlichen  Processen 
wieder  begegnen  werden , wurde  vom  Rath  1539  an  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen  und  an  die  Herzoge  von  Lüneburg  abge- 
sandt,  um  ein  Rechtsgutachten  darüber  zu  erbitten,  ob  der  Rath 
zur  Hinrichtung  des  Seeräubers  Franz  Behm  und  seiner  Genossen 
befugt  sei,  worunter  sich  „grote  hense“  befanden,  denen  vom 
Junker  Balthasar  von  Esens  ein  Kaperbrief  auf  bremische  Schiffe 
ertheilt  worden.*)  Im  Jahre  1530  begegnet  uns  v.  d.  Wyek  im 
Beginn  der  aufständischen  Bewegung  der  104  Männer,  bei  der 
es  sich  um  schwierige  Eigenthumsfragen,  die  Gemeindeweide 
betreffend,  handelte,  welche  zum  Theil  von  Geistlichen  und 
Bürgern  ohne  genügenden  Besitztitel  in  Privatbesitz  genommen 
war.  •)  1524  hatten  die  Bürger  mit  stillschweigender  Genehmigung 
des  Raths  gewaltsam  das  St.  Pauli ■ Kloster  niedergerissen,  aber 
das  Reichskammergericht  befahl  dem  Rathe  mittelst  Pönal- 
mandats Wiederaufbau  und  Restituirung. 

1530  processirte  man  gegen  den  Grafen  Antonius  von  Olden- 
burg wegen  der  von  ihm  an  der  Weser  angelegten  Festung 
Ovelgönne;  1533  gegen  den  Grafen  Enno  von  Ostfriesland  wegen 
widerrechtlicher  Beschlagnahme  von  Schiffen,  während  der  lang- 
wierige Rechtsstreit  gegen  Balthasar  v.  Esens , 1539,  *)  durch 
Achtserklärung  des  Reichskammergerichts  beendet  wurde,  welches 
Bremen  in  des  Junkers  Herrschaften  immittirte. 


')  Bretniwhes  Jahrbuch  IT.  Serie  1.  Band.  Seite  17,  No  10. 

*)  Brem.  Jahrb.  Bd.  XV.  v.  Hippen,  Bremens  Krieg  mit  Junker 
Balthasar.  S.  48.  „Es  ist  auch  ein  Zeichen  der  veränderten  Weltlage,  die 
Bremen  aus  der  ehemaligen  Isolirtheit  gehobeu  und  zu  einem  lebendigen 
Uliede  der  Nation  gemacht  batte,  dass  der  Rath  sieb  jetzt  bewogen  fand, 
sich  Kechtsgutaebten  von  Kursaebsen  und  Lüneburg  über  die  Frage  zu  er- 
bitten, ob  er  zur  Hinrichtung  der  Seeräuber  befugt  sei.“ 

*)  Duntze,  Brem.  Oeseb.  Bd.  Ul.  S.  7H. 

*)  S.  Brera.  Jahrb.  XV.  W.  v.  Hippen,  Bremens  Krieg  mit  Junker 
Balthasar  v.  Esens. 
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Alle  diese  Verhandlungen  und  Processe  politischer  Natur, 
von  denen  noch  eine  ganze  Reihe  aufgefUhrt  werden  könnte, 
mussten  nicht  weniger  dazu  beitragen  sich  mit  des  Reiches  be- 
schriebenen Rechten  bekannt  zu  machen  und  ihre  Subsidiarität 
anzuerkennen,  als  die  Verhandlungen  mit  den  Erzbischöfen  wegen 
Verbesserung  der  Rechtspflege,  welche  1517  mit  den  drei  Städten 
Bremen,  Stade,  Buxtehude  dahin  zum  Abschluss  kamen,  dass 
ein  Hofgericht  jährlich  ein  Hai  in  Stade  und  ein  Mal  in  Bremen 
gehalten  werden  solle,  während  1533  zu  Basdahl  mit  dem  Erz- 
bischof Christoph  .die  Vereinbarung  getroffen  wurde , im  Falle 
Zwistigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Stadt  entständen,  solle 
„solches  auf  die  G-liedmasscn  gewiesen  werden,  die  sich  bei 
einer  Universität,  Doktor  oder  anderen  Rechtser- 
fahrenen mögen  belehren  lassen  und  in  drei  Monaten  darüber 
Recht  sprechen.“ 

Mit  besonderem  Nachdruck  ist  die  wegen  ihrer  Theilnahme 
an  dem  schmalkaldischen  Kriege  geächtete  und  im  Jahre  1554 
aus  des  Reiches  Acht  genommene  Stadt  in  der  Aussöhnung  mit 
Karl  V.  von  diesem  auf  ihre  Pflicht  sich  dem  Kammergericht 
zu  unterwerfen  hingewiesen  worden: 

„Zum  dritten  dass  sie  der  Justitien  und  fiirnemblich  Ihr. 
Maj.  Kammergericht,  so  im  heil.  Reich  aufgerichtet, 
Gehorsamb  leisten,  auch  ihre  GebUrniss  zu  Unterhaltung 
derselben,  erlegen*)  solle.“ 

Oie  Kammergerichtsordnungen  bildeten  vor  Allem  den  Stoff, 
aus  dem  die  vermeintlichen  Verbesserungen  des  gerichtlichen 
Verfahrens  genommen  wurden.  Aber  nur  langsam  und  all- 
mählig  wurden  Processgrundsätze  und  Processformen  recipiert, 
nicht  nach  voraus  entworfenem  Plan  und  zum  geringsten  Theil 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  vielmehr  prout  res  incidit,  je 
nach  Lage  des  Falles,  nach  Einsicht  und  Ansicht  der  Urtheilen- 
den.  Im  Codex  glossatus  ist  es  schon  zum  Dogma  geworden: 
in  dubio  omnia  judicia  sequuntur  stilum  camerae 
Imperialis. 

4.  Das  Kechts.studluin  auf  deutschen  Hochschulen. 

„Unter  den  entscheidenden  Momenten,  welche  zur  Reception 
des  römischen  Rechts  in  Deutschland  geführt  haben,  nimmt  das 
Eindringen  des  gelehrten  Richterstandes  in  die  deutschen  Gerichte 


')  Aaiertio  libertatis  Reipublicae  Bremensis.  S.  971. 
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die  erste  Stelle  ein.“  (Stölzel,  Entwickelung  des  gel.  Richter- 
thuins,  Vorrede  S.  V.) 

Diese  Worte  gelten  auch  für  das  bremische  Rathsgericht; 
nur  sind  sie  dahin  zu  erweitern,  dass  die  gerichtliche  Thätigkeit 
der  Rathsschreiber,  der  Syndici  und  der  Anwälte  für  die  An- 
fang^periode  der  Reception  eine  gleichwichtige  gewesen  ist. 

Dem  Einfluss  der  Einzelpersönlichkeiten  im  Rathe,  je  nach- 
dem ihre  Ueberzeuguug  von  der  gesetzlichen  Gültigkeit  des 
fremden  Rechts  eine  mehr  oder  minder  ausgeprägte  war,  wird 
es  zuzuschreiben  sein,  wenn  dessen  Spuren  in  den  Entscheidungen 
vom  dritten  Jahrzehnt  des  16.  Jahrhunderts  bis  zum  Anfang 
des  17.  bald  mehr  bald  minder  deutlich  hervortreten. 

Wir  besitzen  ein  Verzeichniss  der  Rathsherren  von  1225 
an. ')  Durch  eine  Vergleichung  mit  den  gedruckten  Matrikeln 
der  von  den  Hansestädten  aus  im  Mittelalter  hauptsächlich  be- 
suchten Universitäten  Erfurt,  Rostock,  Wittenberg  kann  bei  den 
nachstehend  AufgefUhrten  ein  Universitätsstudium  — höchst- 
wahrscheinlich wird  es  das  der  Rechtswissenschaft  gewesen  sein 
— nachgewiesen  werden.  Gewissheit  lässt  sich  darüber  nicht 
erlangen,  da  die  älteren  Immatrikulationen  Uber  die  Fakultät 
bekanntlich  keinen  Aufschluss  geben. 


a.  Erfurt.*) 

1)  Johann  v.  Minden 

1417 

Krw&hU  tum 
S«th*b«mL 

1428 

2)  Hermann  Toke 

1418 

1455 

3)  Hinrich  Wulf 

1421 

1433 

b.  Rostock.*) 

1)  Heinrich  Ziereiiberg 

1473 

1500 

2)  Johann  Brand 

1477 

1502 

3)  Johann  v.  d.  Trupe 

1484 

1509 

4)  Johann  Havemann 

1498 

1524 

(erster  Richter  des  Nieder- 
geriohts  1541) 

5)  Luder  Hals 

1498 

1531 

')  Roller,  Versuch  einer  Oesohiohte  der  Stadt  Bremen.  1800.  Theil  III. 
’)  Krause,  Studenten  aus  Bremen  und  Verden  auf  der  Univeraität 
Krfurt  1392—1440  im  Archiv  d.  V.  f Bremen  und  Verden.  Heft  IL  1886. 

•)  A.  Hofmeister,  Die  Matrikel  der  Universität  Rostock  I.  Mich.  1419. 
— Mich.  1499. 
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c.  Wittenberg.’) 

Stadianjahr. 

Enr&hlt  mm 
iUthahami. 

1)  Heinrich  Trupe 

1504 

1534 

2)  Arnold  Esich 

1518 

1533 

3)  Detmar  Kenkel 

1527 

1549 

4)  Erich  Hoyer 

1538 

1562 

5)  Hermann  Schumacher 

1553 

1566 

6)  Heinrich  Winkel 

1553 

1562 

7)  Johann  Brand 

1557 

1577 

Der  erste  Doctor  juris  im  Rathe  wnr  der  unter  c.  No.  4 
genannte  Erich  Hoyer;  bis  1600  sitzen  ausser  ihm  darin  nur 
folgende  graduirte  Juristen; 

Johann  Brand  (No.  7). 

Heinr.  Krefting  (Rathsherr  1591). 

Eberhard  Bornhorst  (Rathshen"  1595). 

Im  vierzehnten  und  bis  in  dos  fünfzehnte  Jahrhundert 
wurden  die  Stadtschreiber  und  die  notarii  civitatis  aus  den 
Reihen  der  Qeistlichen,  meist  den  Kapiteln  der  Collegiatstifter 
entnommen.  Einige  von  ihnen  führen  den  Titel  Magister. 

Johannes  Hotnatel,  (scriba)  Canonicus  an  St.  Willehadi. 
ürk.  B.  III.  461.  1. 

Magister  Giselbert,  (scriba)  Urk.  B.  III.  147. 

Eilert  Pingel,  (scriba)  Scholastikus  an  St.  Ansgarii.  Urk. 
B.  III.  194. 

Magister  Johannes  (notarius  civitatis)  Urk.  B.  II.  27. 

Reynerus  dictus  Salun  clericus  Bremensis  dioecesis  protonotar. 
Urk.  B.  IV.  33.  336. 

Der  Rath  verwandte  sie  zur  Aufnahme  von  Protokollen  und 
Niederschreiben  der  Urtheile,  zur  Beglaubigung  und  zum  Ab- 
schluss von  Rechtsgeschäften,  sowie  zur  auswärtigen  Process- 
führung. 

Mit  dem  Erstarken  der  Rathsgewalt  wurde  die  als  Nebenamt 
geübte  ThStigkeit  eine  selbstständige.  Der  Schreiber  und  Notar 
wird  zum  Sekretär,  dem  später  der  Syndikus  zur  Seite  tritt:  beide 
ständige  Beamte  des  Raths.  Im  Verzeichniss  bei  Boiler  (Theil  III, 
S.  422)  wird  als  der  erste  Syndikus  Barthold  Meyenborgh  (1492) 
genannt;  1496  Magister  Johann  v.  Reyne,  1515  Icbemus  Grote, 
doctor  juris  canonici  et  licentiatus  juris  civilis.  Von  da  an  sind 
fast  sämmtliche  Syndici  graduirte  Juristen.  Einige  der  Sekretäre 

')  C.  £.  Foerstemsnn,  Album  Academiae  Vitebergensia  ab  anno  1602 
usque  ad  annum  1660  (Leipzig  1841).  — 
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und  Syndici  (Magister  Michaelii;,  Dr.  Johann  SchafFenratb)  be- 
trieben daneben  die  Anwaltspraxis,  und  bedarf  es  nur  der  Her- 
vorhebung dieser  Thatsache,  um  die  Bedeutung  jener  Mittels- 
personen fiir  die  Receptionsgeschichte  zu  erkennen. 

Die  gesuchtesten  Anwälte  in  der  Zeit  von  1530 — 1580  waren: 
Magister  Michaelis,  Magister  Laesterpage,  Dirk  Wieting,  Hans 
Fredeland , denen  sich  späterhin  Johann  Almers  (der  Glossator) 
anschliesst.  Eine  der  wenigen,  aus  früherer  Zeit  im  Schedebuch 
Fol.  124a,  No.  2 in  extenso  erhaltenen  Verhandlungen  (1532) 
möge,  da  sie  ein  besonders  anschauliches  Bild  von  der  Wirk- 
samkeit der  Parteivertreter  in  der  Beförderung  der  Reception 
bietet,  hier  zur  Mittheilung  kommen. 

Arend  van  Reddelsen  Wittwe  klagt  gegen  Beke  Loose  Ehe- 
frau aus  einem  Schwarenbrief,  wonach  sie  glaubt  Alleineigen- 
thumerin  eines  zur  Erbschaft  ihres  verstorbenen  Schwiegervaters 
gehörigen  Hauses  zu  sein.  Beklagte  (Schwester  des  verstorbenen 
Arend  v.  R.)  antwortet  durch  ihren  Fürsprecher  ,,in  scrifflen:“ 
zunächst,  dass  von  den  Erben  des  Vaters  des  verst.  Arend  Bei- 
spruch gegen  die  im  Schwarenbrief  bekundete  Lassung  erhoben; 
sodann,  dass  das  Erbe  ihr  zum  Braiitschatz  gegeben  sei.  Weil 
dieses  nun  die  Eigenschaft  des  fundus  dotalis  habe,  so  meint  der 
Anwalt:  „so  hadde  doch  desulfTte  fundus  nha  bescreven  Keyser- 
rechte  nicht  konen  iflfte  mögen  alieneret,  verändert,  ifftc  vorpendet 
werden,  iffle  se  ock  schone  dar  innc  vorwilliget  hadde  . . wo  se 
sick  des  tho  den  hochloffliken  Keyser  Rechte  getagen  wulde 
hebben;  tho  deme  so  werdet  ock  causa  dotis,  wo  dusse  gestaldt 
oren  brutschadt  unde  inedegiflte  belangede,  pia  et  favorabilis  dat 
se  schole  enen  ideren  gunstich  sin  im  rechte  genorapt,  derwegen 
ock  de  lowelikeu  Romeschen  Keyser  den  frouwen  mennigerleye 
privilegia,  gunste  und  frigheide  gegeven  hebben,  unde  in  sunder- 
heyt  dat  in  solchen  saken  dar  inne  ock  de  jegendeel  gelikmetige 
bewysinge  gefordt  hebben,  de  richtere  de  saken  vor  de  frouwen 
ordelen  unde  scheden  scholen  dar  van  in  den  versibus  stat 
testamentum,  libertas,  conjugium,  dos  si  sint  aequales  qui  producant 
utrimque  des  se  sick  avermals  tho  den  gelerden  und  rechten 
getagen  wulde  hebben.“ 

Der  Rath  erklärt  denn  auch:  „des  huses  vorlatinge  unde 
allent  wes  daruth  gefolget  schole  tho  rechte  krafftlos  unde  macht- 
los sin  unde  bliven,“  freilich  nicht  mit  der  Motivirung,  weil  die 
römischen  Kaiser  den  fundus  dotalis  besonders  privilegirt  hätten, 
sondern  weil  der  Lassung  rechtzeitig  beigesprochen  und  weil  der 

KüM$minm,  Civilprocei«  in  Bremen.  4 
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Beklagten  „vor  der  giffte  des  vorgerorden  swarenbreves  dat  hus 
to  bruUehatt“  mitgegeben  sei. 

Der  von  Stintzing  in  seiner  populären  Literatur  des  röm.- 
kanonischen  Rechts  so  treffend  geschilderte  Unterschied  in  dena 
Studiengange  des  gelehrten  Juristen  und  des  halbstudirten  Prak- 
tikers, nicht  minder  die  Geringschätzung,  womit  jener  auf  diesen 
herabzublicken  pflegte,  tritt  hie  und  da  in  ergötzlicher  Weise  in 
den  Processvorschriften  zu  Tage,  welche  zugleich  ein  Beispiel 
von  dem  grobkörnigen  Tone  geben,  worin  die  Parteivertreter  mit 
einander  verhandelten. 

1553  in  S.  Johann  Schlüter  c/a  Gesche  tor  Molen  meint 
Dierk  Wieting,  der  Heklagten  Anwalt,  Franz  v.  Andorp,  des 
Klägers  Vertreter,  habe  seine  Wissenschaft  aus  dem  Markulf 
und  dem  Reineke  Fuchs  geschöpft.  „Wenn  er  aber  statt  der- 
selbigen  über  den  codicem  Justiniani  geloffen,  Nase  und  Maul 
aufgethan,  den  Text  recht  angesehen  oder  sonsten  der  Sachen 
vemünftiglichen  nachgedacht,  würd  er  sich  eines  Anderen  be- 
dacht Die  Vertheidigung  der  Rechte  seiner  Klientin 

schliesst  Wieting  mit  den  Worten:  Ist  Wunder,  dass  sich  An- 
walt solchen  Tand  vorzugeben  auch  in  sothaner  heller  klarer  Sache 
also  gröblich  zu  calumnieren  nicht  scheuet , die  guten  frommen 
Jungfrauen  mit  seinen  Ränken  in  Jammer  und  Not  wider  oeffent- 
lich  Recht  und  Billigkeit  unschuldiglichen  zu  führen  sich  under- 
messen  mag,  und  wenn  es  die  Meinung  haben  sollte,  dass  sich 
der  Juristen  etzlicher  sothane  tückische  Anschläge,  des  Rechtes 
vergessend,  annchmen  wollen,  ist  kein  Wunder,  dass  der  gemeine 
Pöbel  so  gar  schimpflich  von  dem  Rechte  redet,  aber  solche 
Leut  sind,  sothanes  herrlichen  Namens  nicht  würdig,  Inhalts  1.  1 
ff.  de  just  et  jure ; wer  auch  besser  es  wäre  auch  jegentheils 
Anwalt  bei  seinem  Kaufhandel  und  Weinschenken  blieben,  wenn 
er  also  der  Jurisprudentien,  damit  arme  Unschuldige  wider 
öffentlich  Recht  zu  erdrücken,  missbrauchen  wollte.“ 

1655  in  S.  Jost  Beren  & cons.  c/a  Gesche  tor  Mohlen  be- 
merkt der  klägerische  Anwalt  Dierk  Wieting  ironisch  auf  eine 
Bemerkung  des  Magisters  Johann  Barkey,  dass  er  falsch  citirt 
habe,  ,.er  sei  in  nener  hogen  Schole  in  sacris  legum  studiis 
ertogen was  ihm  die  Replik  cinbringt,  „denn  so  Anwalt  niclit 
in  sacro  legum  studio  erzogen , scholde  he  gedacht  hebben : ne 
sutor  ultra  crepidam  — allegatis  fallimur  snepe,  quare  fontes 
inspiciendi  sunt.“  Das  fährt  Wieting  gewaltig  in  die  Krone,  der 
nun  durch  ein  seitenlanges  Bombardement  mit  Stellen  aus  dem 
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corpu»  juris,  dem  Bartolu»  und  den  Commentarien  des  Oldendorp 
seine  Quellenkunde  zu  beweisen  sucht.  — 

Die  Schriftsätze  in  denjenigen  Processen  vor  dem  Raths- 
gericht, die  später  an  das  Reichskammergericht  gelangten,  zeigen 
vollständig  deutlich,  dass  die  Anwälte  um  1540  bereits  die 
Formen  des  gemeinen  Frocesses  durchgehend  in  Anwendung 
bringen  und  in  den  Quellen  und  Schriftstellern  gründlich  be- 
wandert sind , was  sie  durch  eine  beängstigende  Fülle  von 
passenden  nnd  unpassenden  üitaten  an  den  Tag  zu  legen  suchen. 
Ihr  Wissen  ist  kein  blosses  Gedächtnisswissen , welches,  wie  es 
uns  in  der  populären  Literatur  jener  Zeit  entgegentritt,  nur  das 
für  die  Gerichtspraxis  Dnentbehrliche  umfasst;  sie  beherrschen 
ihren  Stoff  und  haben  eine  systematische  Kenntniss  des  römischen 
und  kanonischen  Rechts,  welche  sich  freilich  den  juristischen 
Gedankengängen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  entsprechend 
gar  häufig  in  schiefen  Analogien  und  weitläufigen  Gemeinplätzen 
niedergelegt  findet. 

5.  Die  peinliche  Halsgerlchtsordnang  Earls  Y.  (1532.) 

Dieses  Reichsgesetz,  welches  die  richterliche  Gewalt  so  häufig 
auf  den  Rath  der  Rechtsverständigen  verweist  und  die  Aktenver- 
sendung an  eine  Universität  unter  Umständen  anordnet,  hat  nament- 
lich in  den  kleineren  Territorien,  wo  die  rechtsgelehrten  Beamten 
nur  spärlich  vorhanden,  die  Reception  kräftig  gefordert  und  be- 
schleunigt. Dies  war  um  so  leichter  da  möglich , wo  wie  in 
Bremen,  in  den  Formen  des  Accusationsprocesses  procedirt 
wurde  und  Ankläger  und  Beschuldigter  in  gleicher  Weise  mit 
einander  stritten  wie  im  bürgerlichen  Verfahren. 

Die  Klage  wurde  wie  eine  Civilklage  angebracht,  Kriegs- 
befestigung verlangt.  Beweis  angeboten  u.  s.  w. 

Da  man  um  die  wichtigsten  Güter  stritt,  so  lag  es  nahe, 
dass  hier  die  Anwälte  es  sich  ganz  besonders  angelegen  sein 
Hessen,  die  Kaiserlichen  Rechte  heranzuziehen  und  die  Befragung 
detjenigen  zu  verlangen,  welche  ihrer  am  kundigsten  seien. 

Dafür  mögen  zwei  strafrechtliche  Fälle  als  Beispiele  heran- 
gezogen werden. 

1565.  Graf  Anton  zu  Oldenburg  c/a  den  Gefangenen 
Gabriel  v.  Olden. 

Der  Graf  Anton  klagt  gegen  Gabriel  v.  Olden,  welcher 
in  Bremen  gefangen  sitzt , eines  an  des  Grafen  Gut  ver- 

4* 
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übten  Gelddiebstahls  verdächtig.  Der  Gefangene  bestreitet  seine 
Schuld:  „Anwalt  des  Gefangenen  reproducirte  seine  hierbevor 

schriffUich  eingebrachte  wider  des  Herrn  Klägers  intentirte 
Klage,  Verantwortung  und  Exceptiones  und  dieweil  dieselbigen 
relevantes  bat  ohtnc  mit  denselbigen  zu  der  bewisung  zuzulassen 
und  ihme  zu  des  Behuf  Commissarien  zu  verordnen.“ 

Klägerischer  Anwalt  führt  eine  Reihe  von  Indicien  für  die 
Schuld  des  Gefangenen  vor:  „bat  vermöge  der  Peinlichen 
Halsgerichtsordnung  den  Beklagten  mit  seiner  eingewandten 
Bewisung  nicht  zuzulassen,  sondern  vermöge  der  Ordnung  zu 
der  peinlichen  Frage  zn  schreiten.“ 

1567.  Das  Fräulein  zu  Jever  wider  den  Gefangenen 
Lammertz. 

Ein  Einwohner  von  Jever  ist  wegen  eines  dort  verübten 
Verbrechens  auf  Ansuchen  seiner  Landesherrin,  des  Freifräuleins 
zu  Jever,  vom  Rath  in  Bremen  ins  Gefängniss  geworfen  worden. 
Der  Gefangene  behauptet  seine  Unschuld  und  verlangt  seine 
Freilassung. 

Dierk  Wieting  für  die  Klägerin  hat  indicia  übergeben,  wo- 
gegen Magister  Laesterpage  für  den  Beklagten  Deklaration  über- 
giebt  und  bittet  sie  mit  den  indiciis  zu  conferiren.  Betont,  dass 
noch  keine  Klage  eingereicht  sei,  deshalb  eine  Litiscontestatio 
auch  noch  nicht  erfolgen  könne. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  bittet  um  ein  Duplikat  der  Dekla- 
ration, drei  Wochen  Zeit  zur  Antwort  und  Ernennung  von 
Commissarien  ad  probandum,  denen  er  seine  Positionen  aufgeben 
werde. 

Magister  Laesterpage  bemerkt,  Duplikat  sei  noch  nicht  über- 
geben, da  er  die  „intentirte  Klage  noch  nicht  gehört  habe,  dass 
sie  aber  ex  responsionibus  mit  fliesse  oder  geschöpft  werde,  solle 
allein  judici  zu  erwegcn  und  darauf  zu  erkennen  übergeben 
sein  vermöge  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung.“ 

Da  wegen  der  fehlenden  Klage  noch  keine  litiscontestatio 
habe  stattfinden  können , sei  Dirk  Wieting  noch  nicht  dominus 
litis  geworden,  wofür  eine  Anzahl  römischer  Stellen  citirt  werden, 
„üerowegen  vermöge  sollicher  Rechte  Dirk  Wieting  ante  litis 
contestationem  nit  könne  substituirt  werden.“  Dirk  Wieting 
dringt  noch  einmal  auf  eine  Copic  der  Deklaration  und  will  im 
Beweistermin  sein  Constitutorium  einbringen. 
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6.  Die  PriTlIesieii  Karls  V. 

Das  erste  der  Stadt  am  15.  Juli  1541  ertheilte  Privileg  stellte 
neben  dasplenum  des  Raths,  welches  von  jetzt  an  nur  in  Sachen  über 
200  Goldgulden  erkennen  sollte,  ein  Kaiserliches  Niedergericht, 
bis  zu  20()  Goldgulden  zuständig,  welches  mit  zwei  oder  drei 
erfahrenen  verständigen  Personen  aus  dem  Rath  zusamiut 
einem  Rechtsgelehrten  zu  besetzen  sei.  Gegen  dessen  Ent- 
scheidungen ging  die  Berufung  an  den  Rath.  Wo  dieser  in 
erster  Instanz  entschieden , konnte  an  das  Reichskammergericht 
appellirt  werden,  jedoch  nur,  wenn  der  Streitgegenstand  mindestens 
60()  rheinische  Gulden  werth  war. ') 

Das  am  22.  November  1.554  ertheilte  zweite  Privileg  sollte 
die  Berufung  an  das  Reichskammergericht  an  einige  erschwerende 
Voraussetzungen  knüpfen,  indem  cs  dem  Appellanten  den  Ge- 
fährdeeid sowie  cautio  de  lite  prosequenda  auferlegte,  worin  das 
Versprechen  einbegriffen,  „dass  er  im  Pall,  wenn  seine  Appel- 
lation an  berührtem  Unserm  Kayserliohen  Kammergericht  für 
Frevel  und  muth willig  erkannt  würde,  alsdann  gedachtem  Rath 
der  Stadt  Bremen  fünfzig  Goldgulden  zu  Straf  erlegen  und  ent- 
richten wolle.“  ’) 

7.  Kanzlelordnnugen.  Procuratorenordnnngen, 
gemeine  BeNcheide. 

Die  durch  langjährige  üebung  im  Volksleben  festgewurzelten 
und  im  Stadtbuch  fixirten  Grundsätze  de.«  materiellen  Rechts 
einseitig  zu  ändern,  wäre  dem  Rath  kaum  möglich  gewesen. 
Nicht  allzuschwer  mochte  es  ihm  aber  fallen,  die  doch  nur  in 
sehr  unbestimmten  Umrissen  und  meist  nur  für  das  Vogtsgericht 
anwendbaren,  in  den  Ordelen  enthaltenen  Formen  des  gericht- 
lichen Verfahrens,  sowie  die  Gerichtsverfassung  ohne  die  Ge- 
nehmigung der  Bürgerschaft  weiterzubilden.  Von  der  Verord- 
nungsgewalt,  die  ihm  seit  dem  Niederwerfen  des  Aufstandes  der 
104  Männer  in  der  „Neuen  Eintracht“  (1534)  als  vollmächtigem 
Rath  gegeben,  hat  er  jedoch  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts nur  mässigen  Gebrauch  gemacht  und  zwar  eigentlich 
nur  um  Kanzleieinrichtungen  zu  schaffen,  die  Verhältnisse  der 
Procuratur  zu  regeln,  das  Verfahren  bei  Appellationen  an  feste 
Formen  zu  binden. 

')  Das  Privileg  ist  abgedmokt  in  der  Assertio  libertatis.  8.  397. 

’)  Assertio  libertatis.  S.  380. 
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1558.  Erlast)  einer  Kanzleitase. ') 

1579.  Erste  Kanzleiordnung,  durch  welche  eine  förmliche 
Kanzlei  eingerichtet  wird,  „in  welcher  sowohl  gemeiner  Stadt 
uns  obliegende  Sachen  als  auch  andere  Privat-  und  Bürgerhändel 
nach  Nothdurft  ordentlich  und  fleissig  expediert  werden  sollen.“ 

Drei  Sekretäre  werden  ernannt,  deren  erstem,  dem  Kaths- 
sekretär  eine  regelmässige  Registratur  zur  Pflicht  gemacht  ist. 

1608.  Zweite  Kanzleiordnung.  Die  Sekretäre  sollen  sich 
dahin  befleissigen,  dass  sie  orthographice  schreiben  und  das 
Hochdeutsch  nicht  mit  sächsischer,  wie  auch  das  Sächsische  nicht 
mit  hochdeutscher  Sprache  vermengen. 

1619.  Dritte  Kanzleiordnung.  Erweiterung  der  früheren; 
insbesondere  wird  auf  grossere  Beschleunigung  und  bessere  Ord- 
nung gedrungen.  Ein  Dr.  juris  wird  der  Kanzlei  als  Director 
vorgesetzt.  Er  hat  „emsig  danaeh  zu  trachten , dass  alle  Mis- 
siven  in  feinem  anmuthigen  und  wohl  aneinander  hangenden 
Stil  angefertigt  werden.“ 

Die  Procuratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläufigen  Sachen 
ihre  Recesse  dem  Gerichtssekretär  in  Schriften  übergeben,  in  den 
übrigen  und  gemeinen  mündlichen  Recessen  soll  ein  Protokoll 
geführt  werden. 

Zum  ersten  Mal  wird  hier  des  Zeugenrotulus  gedacht,  der 
in  14  Tagen  oder  zum  längsten  in  4 Wochen  fertig  gestellt 
sein  soll. 

1632.  Vierte  Kanzleiordnung.  Sie  wiederholt  im  Wesent- 
lichen nur  die  Bestimmung  der  früheren  mit  einigen  Erweite- 
rungen. 

1596.  Erste  Procuratorenordnung. 

Die  Procuratoren  sollen  des  gerichtlichen  Processcs  ziemlich 
(geziemend)  erfahren  und  zu  solchem  Amt  von  dem  Rath  tüchtig 
erkannt  sein. 

1604.  Zweite  Procuratorenordnung,  (Gerichts-  und  Pro- 
curatorenordnung genannt). 

Wiederholung  der  ersten  in  erweiterter  und  verbesserter 
Gestalt. 

Die  gemeinen  Bescheide  sollen  späterhin,  soweit  sie  für 
das  Processrecht  wichtig,  bei  der  Vorführung  seiner  einzelnen 
Fortbildungen  berücksichtigt  werden. 

’)  Aathsdenkelbuoh  8.  113. 
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IV.  Die  Statuta  reformata  und  der  Codex  glossatus. 

Vielleicht  geht  man  nicht  fehl,  wenn , rann  die  1606  von 
BUrgermeUter  Krefting  (1662 — 1611)  entworfenen  Statuta  refor- 
mata  in  Verbindung  bringt  mit  dem  1603  revidirten  und  romani- 
sirten  Hamburger  Stadtrecht,  welches  dem  bremischen  Reformator 
als  Vorbild  gedient  haben  mag.  Freilich  kann  sein  Entwurf 
weder  an  wissenschaftlicher  Bedeutung,  noch  an  Geschicklichkeit 
in  der  Verschmelzung  römischer  und  deutschrechtlicher  Elemente 
mit  der  Hamburger  Revision  verglichen  werden.  Aber  Kreftings 
Arbeit  ist  eben  nur  ein  Entwurf,  an  dessen  Umarbeitung,  deren 
er  jedenfalls  als  späteres  Gesetzbuch  bedurft  haben  würde,  nach 
seiner  Verwerfung  durch  die  Bürgerschaft  man  nicht  mehr  dachte. 
Die  näheren  Umstände,  wodurch  diese  zu  der  Ablehnung  des 
Entwurfs  veranlasst  worden,  sind  noch  sehr  wenig  aufgehellt. 
Die  älteren  Chronisten  haben  nur  die  ganz  kurze  Notiz,  dass  im 
Jahre  1606  der  von  Krefting  verfasste  Entwurf  eines  verbesserten 
Stadtrechts  von  der  Bürgerschaft  abgclehnt  worden  sei.  Die 
Erzählung  bei  Duntze  leidet  an  starken  inneren  Unwahrschein- 
lichkeiten.') Hier  wird  berichtet,  der  Rath  habe  durch  seinen 
Sekretär  Caspar  Glandorp  die  statuta  reformata  der  Bürgerschaft 
vorlesen  lassen,  welche  Bedenkzeit  erbeten,  was  ihr  jedoch  ab- 
geschlagen sei.  Auf  einem  späteren  Bürgerkonvente  habe  der 
Rath  erklärt,  kraft  der  Neuen  Eintracht  sei  er  ohne  Genehmigung 
der  Bürgerschaft  zur  Verbesserung  des  Stadtrechts  befugt;  wenn 
er  die  Bürgerschaft  befrage,  thue  er  ein  Uebriges.  Nach  aber- 
maliger Verlesung  habe  die  letztere  wiederum  abgelehnt,  worauf 
der  Rath  von  seinem  Vorhaben  abgestanden,  „um  weitere  Unge- 
legenheiten zu  vermeiden.“  Das  Verhältniss  der  Statuta  refor- 
mata zum  bisherigen  Recht  formulirt  Krefting  in  den  Eingangs- 
worten dahin,  dass  etliche  Stücke  des  Stadtbuchs  niemals  in 
Gebrauch  gewesen , etliche  in  Abgang  gekommen , etliche  dem 
Sinne  nach  sehr  zweideutig  und  ungewiss,  etliche  missbräuchlich 
angewendet  seien  — daher  eine  christliche  Reformation  hoch  von 
Nöthen.  In  Fällen  aber,  welche  im  verbesserten  Stadtbuch  nicht 
entschieden  seien  „und  darover  keine  beständige  Gewohnheit 
vorhanden“  sollen  die  Bürger  und  Einwohner  „den  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  und  Rikes  Constitutionen  und 
Affscheden  sich  vermat  verholden.“  — 


’)  Duntze,  Der  freien  Hanaeatadt  Bremen  Geaohiobte.  fid.  111.  8.  485. 
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Krefting  hat  seine  Statuten  in  6 Titel  zerlegt. 

Titulus  I handelt  de  jure  publico. 

Titulue  11  de  proceasibus. 

Die  übrigen  vier  haben  privat-  und  strafrechtlichen  Inhalt. 
£in'  für  die  Erkenntniss  des  praktischen  Hechts  weit  wich- 
tigeres Werk  ist  jedoch  das  von  Krefting  glossirte  Stadtrecht 
von  1433.  Schon  vor  1590  hatte  er  den  Statuten  und  Ordelen, 
die  er  in  4 Hauptabtheilungen  zerlegte,  eine  Glosse  in  nieder- 
deutscher Sprache  hinzugefügt.  160.Ö  und  16U6  war  die  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  in  eine  hochdeutsche  Glosse 
vollendet.  Dieser  Codex  glossatus  zerfällt  in  die  gleichen  Titel, 
wie  die  Statuta  reformata.  Jeder  Titel  hat  eine  Anzahl  Para- 
graphen, denen  die  Statuten  und  Ordele  von  1433  eingereiht  sind, 
woran  sich  die  Glossen  schliesscn. 

Der  Inhalt  des  zweiten , für  dass  Processrecht  wichtigen 
Titele  möge  hier  folgen. 

Titnlus  II  de  processibus. 

§ 1.  de  manuum  injectione.  Ord.  77. 

§ 2.  de  arreatis.  Ord.  76. 

§ 3.  de  lege  Aquilia.  Ord.  75. 

§ 4.  qui  habent  legitim,  pers.  standi  in  jud.  Ord.  86. 

§ 5.  de  citatione.  Ord.  32. 

§ 6.  de  in  jus  vocando.  Ord.  1. 

§ 7.  8.  de  dilationibus  et  quomodo  proced.  in  contumaciam. 
Ord.  33.  29. 

§ 9 — 11.  de  fidejussoribue.  Ord.  35.  36.  37. 

§ 12.  de  exceptione  oblationis.  Ord.  72. 

§ 13.  de  compeneationibus.  Ord.  16. 

§ 14.  de  reconventione.  Ord.  12. 

§ 15.  16.  de  laudatione  auctoris.  Ord.  19.  82. 

§17.  de  confessionibus.  Ord.  44. 

§ 18.  19.  de  jurejurando.  Ord.  18.  24. 

§ 20.  de  dilationibus.  Ord.  25. 

§ 21.  de  probationibus.  Ord.  6. 

§ 22 — 41.  de  testibus  et  de  juratis.  Ord.  4.  7.  9.  17.  26.  38. 

39.  40.  41.  42.  43.  45.  46.  81.  91.  Stat.  55.  56.  89. 

§ 42.  43.  de  sententiis.  Ord.  2. 

§ 44.  45.  de  officio  praefecti.  Ord.  29.  30. 

§ 46 — 48.  de  executione  rei  judicatae.  Ord.  10.  23.  34. 

§ 49.  de  bonis  auctorit.  judicis  possidendis.  Ord.  31. 
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§ 60.  de  eolutionibua.  Ord.  34. 

§ 51.  de  executionibus.  Ord.  73. 

§ 52 — 54.  de  proeoriptis  non  readmittendis.  Stat.  64.  Ord. 
88.  89. 

Die  Glossen  wurden  später  von  den  Aathsberren  Johann 
Almers  (1567 — 1637)  und  Johann  Wachmann  (1592 — 1659)  ver- 
vollständigt, deren  Beispiel  spätere  Rechtegelehrte  gefolgt  sind, 
so  dass  die  Handschriften  vielfach  von  einander  abweichen. 
Raum  wird  es  möglich  sein , die  freilich  sehr  wenig  relevante 
Frage  nach  dem  geistigen  Eigenthumsrecht  an  den  verschiedenen 
Glossen  zu  beantworten.  Auch  unter  denjenigen,  von  denen  man 
bisher  annabni,  dass  sie  von  Wachmann  und  Almers  herstammten, 
sollen  manche  anderen  Ursprungs  sein. 

Die  theoretischen  Grundanschauungen  der  Glossatoren  der 
Statuten  sind  in  der  Glosse  zum  zweiten  Statut  kurz  zusammen- 
gefasst. „Denn  obwohl  kein  Regiment  mit  besseren  Satzungen, 
Rechten  und  Ordnungen  als  mit  bcschrevenen  Kaiserlichen 

Rechten  versehen  werden  kann dennoch  ist  allen  Städten 

und  Communen  statuta  aufzurichten  und  nach  Gelegenheit  einer 
jeglichen  Gemeine  zu  Zeiten  etwas  wider  gemeine  Kaieerl.  Rechte 
zu  verordnen  in  Rechten  verurlaubet,  so  man  durch  solche 
Satzungen  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten,  auch  anderer 
Herren  Recht  und  Jurisdiktien  keinen  Abbruch  oder  Schaden 
zufügt,  cujuslibet  loci  peculiaria  statuta  jus  commune  tollunt. 
Bl.  in  1.  cunctos  populos  C.  de  summ.  Trinit.  et  iide  Cathol.  1.  an 
in  tot.  C.  de  aedif.  privat.  Non  enim  eaedem  leges  Omnibus 
politiis  aptae.  Aristot.  lib.  3.  politica  cap.  12.  Sunt  autem 
statuta  toleranda  primum  si  rationi  sint  consentanea.  Nara  con- 
suetudinibus  et  statutis  etiam  antiquissimis  potest  objici  irratio- 
nabilitas  et  quod  nutriat  peccatum.  c.  ex  parte  ubi  Abb.  de 
consuet.  quia  lex  debet  esse  rationabilis  sancta  et  honesta,  c. 
erit  autem  4 distinct.  1.  convenirc  ff.  de  pact.  dotal  etc  etc. 

Dieweil  aber  auch  viel  Statuta  in  Abgang  kommen , etliche 
auch  mit  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten  nicht  überein- 
stimmen, so  wird  bei  Leistung  des  Eides  (nämlich  der  Raths- 
herren)  dies  temperamentum  nothwendig  adhibirt,  soweit  es 
nämlich  noch  in  Gebrauch  und  den  göttlichen  und  natürlichen 
Rechten  nicht  zuwider  ist 

Und  muss  die  Erklärung  theils  aus  den  sächsischen  (woraus 
die  Statuten  meistentheils  ihren  Ursprung  haben)  fürnemlich  aber 
aus  gemeinen  beschriebenen  Rechten  genommen  werden.  Certum 
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tarnen  cet  millam  aliam  Saxonici  juris  auctoritatem  in  hac  repu- 
blica  unquam  fuisse,  quam  quatcnus  id  rcceptum  et  comprobatuin 
eat;  eoque  in  quibua  id  receptum  non  est  sempcr  jus  commune 
observatum  et  adhuc  in  viridi  observanlia  esse.  Et  merito  quia 
bidicia  subalterna  sequi  debent  jus  et  morem  supremi  sui  judicii 
quo  appellatur.  Debere  omnes  civitates  consuetudinem  et  leges 
Romae  sequi  quac  est  caput  orbis  terrarum  non  ipsam  alias 
civitates.  C.  de  vet.  Jur.  Enucl. 

Kurz  sei  hier  unter  Bezugnahme  auf  die  Bemerkungen  in 
Abschnitt  I über  das  Yerhältniss  des  Stadtrechts  zum  Sachsen- 
spiegel hervorgehoben,  dass  diese  im  Codex  aufgestellte  Theorie, 
das  sächsische  Recht  habe  nur  Gültigkeit  „quam  quatenus  id 
receptum  et  comprobatum  est“  keineswegs  schon  in  den  Process- 
verhandlungen  des  16.  Jahrhunderts  hervortritt.  Hier  berufen 
sich  die  Anwälte  nicht  selten  auf  einen  Artikel  des  Sachsen- 
spiegels als  einer  dem  römischen  Rechtgleichwerthigen  Rechtsquelle. 
So  1538  des  Beklagten  Anwalt;  „und  wiewohl  die  Kinder  den 
gemeinen  beschriebenen  Rechten  nach  der  Zeit  mindeijährig  ge- 
wesen sein  sollen,  so  ist  doch  nach  dem  sächsischen  Recht  der 
Sohn  mündig  gewesen  nach  Art.  23  lib.  1 und  Art.  42  lib.  1 
Landrecht;“  und  1540  verlangt  ein  Anwalt  von  den  Klägern 
die  Klagegewere  „dass  Bekl.  nach  Endschaft  dieser  rechtlichen 
Förderung  dieser  Sachen  halben  von  Niemand  anders  sollte  be- 
sprochen oder  beklaget  werden,“  obschon  eine  EJagengewere  dem 
Stadtrecht  ganz  unbekannt  war. 

Ueberall  ist  die  Glosse  bestrebt  das  bremische  Recht  als 
möglichst  wenig  abweichend  vom  römischen  Recht  hinzustellen, 
indem  per  fas  et  nefas  Vermittelungsversuchc  und  Analogie- 
schlüsse gemacht  werden.  Die  Ueberweisung  des  Pfandes  zu 
Kistenpfand-  und  Weichbildsrecht  wird  z.  B.  mit  der  immissio 
ex  primo  et  secundo  decreto  verglichen:  „und  ist  dieses  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  nicht  unähnlich,  zuförderst,  indem  sie 
verordnen,  wenn  schon  die  Pfände  mit  Urtheil  und  Recht  ange- 
griffen werden,  sie  demnach  nicht  alsobald  verkauft,  vielweniger 
den  creditoribus  vollkommlich  übergehen,  sondern  dem  Schuldner 
dieselben  zu  lösen  eine  gute  Zeit  vergünstiget  wird.“*) 

Eine  Fülle  mühsam  erworbener  und  ziemlich  verworrener 
Universitätsgelehrsamkeit  hat  das  einheimische  Recht  überwuchert 
und  ihm  die  Kraft  neue  Schösslinge  zu  treiben  genommen.  Citate 

*)  Codex  glossatns  z.  Ordel  14.  S.  202. 
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aus  dem  corpus  juri»,  dem  Sachsenspiegel,  den  sehr  hoch  ge- 
haltenen chursächsischen  Constitutionen,  den  Drtheilen  des  Leip- 
ziger Schöffenstuhls  wechseln  mit  solchen  aus  der  Rechtsliteratur. 
Bartolus,  Baldus,  die  späteren  Italiener  Petrus  Ravennas,  Prosper 
Farinacius,  die  Franzosen  Cujacius  und  Donellus,  die  Kameral- 
scbriftstellcr  werden  citirt,  vor  Allem  aber  die  sächsischen  Pro- 
cessualisten , Math.  Wesembeck,  Math.  Coler,  Hartmann  und 
Modestinus  Pistoris  stark  excerpirt.  Bei  der  Erläuterung  von 
allgemeinen  selbstverständlichen  Rechtsgrundsätzen  liefern  Plato, 
Aristoteles,  Cicero,  Plutarch  u.  A.  den  philosophischen  und 
rhetorischen  Bchmuck. 

„Zu  Athen  hatte  ein  furnehmer  Bürger,  Aristides  genannt, 
einen  seiner  Feinde  und  Missgünstigen  verklaget  und  nachdem 
die  Richter  die  Klage  gehört,  seien  sie  dem  Verklagten  auf  vor- 
gebrachte Klage  alsobald  zu  condemniren  geneigt  gewesen,  in 
sonderlicher  Betrachtung,  dass  sie  des  Klägers  Aristides  als  eines 
frommen  und  aufrichtigen  Mannes,  so  wegen  seiner  Frömmigkeit 
der  rechtfertige  Aristides  genannt,  angebrachten  Worten  und 
Vorbringen  traueten.  Aber  Aristides  hat  nicht  zulassen  wollen, 
dass  sein  Gegcntheil  unverhörter  Sache  verurtheilet  werden  solle, 
sondern  hat  selber  von  ihnen  gebeten,  dass  die  Richter  ihn  erstlich 
vor  Recht  heischen  und  seine  Verantwortung  thun  Hessen 
(Plutarch  in  vita  Arist.)“ ') 

Eine  Anzahl  von  Ordelen  ist  überhaupt  nicht  glossirt,  wo- 
raus zu  schliessen,  dass  die  3 Rathsherren  sich  einer  praktischen 
Anwendung  derselben  nicht  erinnerten;  andere  erhalten  den  Zu- 
satz „obsoletum  et  irrationabile“  — „obscuruiu  satis“  — „super- 
fluum  videtur.“  — 


V.  Der  bremische  Civilprocess  im  sechzehnten 
Jahrhundert. 

Wie  wohl  überall  so  auch  in  Bremen  treten  in  den  Process- 
verhandlungen  und  Urtheilen  lateinische  Rechtsausdrücke  an  Stelle 
der  deutschen,  oder  werden  proiuiscue  mit  ihnen  gebraucht,  schon 
zu  einer  Zeit,  welcher  die  Anwendung  des  römisch- kanoni- 
schen Rechte  in  den  weltlichen  Gerichten  noch  fremd  war:  aber 


')  Codex  glouatas  za  Ordel  32. 
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doch  nur  in  sehr  kärglichen  Spuren  und  in  relativ  später  Zeit. 
Sobald  diese  häu6ger  werden,  sind  es  eben  nicht  mehr  blosse 
Uebersetzungen  und  Redewendungen ; es  treten  Begriffe  zu  Tage, 
welche,  im  einheimischen  Recht  fehlend,  nicht  nur  die  Rechts- 
sprache,  sondern  auch  die  Rechtsinstitnte  zu  bereichern  bestimmt 
sind.  Beispiele  einiger  weniger  Uebersetzungsspuren  aus  der 
rein  deutschen  Periode  sind:  Termin  (1484),  Compromiss  (1484), 
Contract  (1491),  Exceptionen  (1496^,  Principalschuldner  (1511), 
absolveren  (1519). 

Das  erste  Beispiel,  wo  sich  die  Partei  auf  eine  römisch- 
kanonische  Processinstitution  beruft,  finde  ich  in  einer  Schedung 
von  1517.  Schedebuch  Fol.  87  b,  No.  1. 

Johann  Brand  Wwe.  will  die  Lnssung  gewisser  Güter  in 
das  Erbebuch  einschreiben  lassen,  wogegen  Bürgermeister  Brand 
Widerspruch  erhebt:  Dat  were  litiscontestatio  unde  hangende 
ployt.  Ein  anderer  Rechtsstreit  (Principal -Hovetsake  genannt) 
ist  nämlich  unter  denselben  Parteien  anhängig  und  die  Wwe. 
Brand  versucht  durch  die  Lassung  der  Güter  pendente  Ute  die 
Rechtslage  des  Gegners  zu  verschlechtern. 

Den  ersten  Hinweis  auf  die  geschriebenen  Rechte  finde  ich: 
1538  Schedebuch  Fol.  139  b,  No.  1. 

„Unde  wes  uth  den  bescrevenen  rechten  unde  der  Stadt 
boke  van  beydent  syden  angetagen  unde  allegeret.“  — Aber 
ich  bin  überzeugt,  dass  schon  weit  früher  seitens  des  Raths 
und  der  Anwälte  Bezugnahmen  in  ähnlicher  Form  werden  aus- 
gesprochen sein. 

Ausbildung  der  Sehriftliehkoit. 

Die  Verdrängung  des  Mündlichkcitsprincips  durch  schriftliche 
Processführung  ist  sehr  langsam  vor  sich  gegangen.  Noch  in 
einer  Rathsentscheidung  von  1598  wird  erklärt,  es  stehe  den 
Parteien  frei  schriftlich  oder  mündlich  zu  processiren. 

Doch  ordnete  die  Wittheit  durch  Gemeinen  Bescheid  vom 
9.  Dec.  1562  an: 

„dass  hinfüro  kein  schriftlicher  process  zugelassen  sein  solle  in 
Sachen  so  nicht  über  20  breiner  mark  sich  erstrecken.“  *) 

In  der  Sache  Claus  v.  Dorn  gegen  Johann  Gerdes  berichtet 
1538  der  Rath  an  das  Reichskaroinergcricht,  welches  die  Akten 
eingefordert: 


')  Kathsdenkelbuch  Fol.  118. 
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„Dass  b«i  uns  in  bürgerlichen  saohen  nach  alter  gewonheit 
keine  gerichtliche  klag  in  schriiilen  übergeben  wird,  es  sei 
denn  dass  der  beklagte  gegenteil  derselben  in  schriiilen  beger; 
also  ist  auch  in  dieser  such  die  klag  nicht  schriBfllich  dann 
mündlich  fdrgetragen;  sunder  und  allein  die  excepcion,  replik, 
duplik,  triplik  in  schriiilen  übergeben  worden.  Als  aber  nach- 
mals nach  beschehenem  beschluss  unde  anhaltung  um  urteil 
wir  die  akten  besichtiget  und  die  klage  nicht  schrifftlich  dahey 
gefunden  ist  doch  klägern  (Streitgenossen  des  Dorn)  mit  einer 
interlocutorien  auferlegt  worden  ihre  klage  unde  libell  in 
schrifften  einzubringen,  haben  demnach  dieselbe  letzte  schriill- 
lich  übergebene  articulirte  klage  hierher  zu  anfang  setzen 
müssen ; dieweil  wir  um  langheit  der  zeit  seit  anfang  dieser 
handlung  der  mündlichen  klag  nit  so  genau  uns  haben  erinnern 
mögen,  folgt  dieselbe  klage  von  wort  zu  wort  wie  sie  vorbracht.“ 
Ebenso  bemerkt  1542  der  Rath  in  einem  Bericht  an 
das  Reichskammergerichl  in  S.  Havemann  & cons.  gegen  Joh. 
Munssen  etc.: 

„und  wiewol  in  solchen  obgemeldtcn  Sachen  vor  uns  nichts 
schriiniich  gehandelt  worden,  davon  viel  acta  colligiret  mochten 
werden  . . i . . 

Dem  weitläufigen  schriftlichen  Processiren  war  der  Rath 
noch  auf  lange  hinaus  abgeneigt.  Gemeiner  Bescheid  vom 
12.  Mai  1608: 

„Dass  etzliche  Advokaten  und  Procuratoren  sich  ge- 
lüsten lassen  ....  dass  sie  selbstmüthig  und  eigenen  Gefallens 
grosse  schriftliche  Processe  einführen  und  dadurch  mehr  das 
jus  als  das  factum  disputiren,  dabei  auch  oftmals,  wenngleich 
in  statutis  klare  dispositiones  vorhanden,  dennoch  dieselben 
Vorbeigehen  und  die  Sachen  ex  jure  communi  et  saxonico, 
welche  man  von  ihnen  zu  lernen  nicht  von  Nöthen  hat , weit- 
läufig disputiren  und  das  factum  mehr  verwirren  als  deutlich 
Vorbringen,  Alles  zu  grosser  Beschwer  des  Gerichts  und  ge- 
meiner Bürgerschaft  und  Aufhaltung  der  heilsamen  justitia“ 

Und  noch  in  der  Gerichtsordnung  von  1751  wird  zur  Ab- 
kürzung der  Processe  vorgeschrieben,  dass  die  Anwälte  höchstens 
zwei  leges  oder  doctores  zur  Begründung  Ihrer  Rechtsaus- 
führungen citiren  dürfen  (Tit.  VII  34). 

Nachdem  eine  regelmässige  Protokollfuhrung  und  Registratur 
durch  die  Kanzleiordnungen  eingerichtet,  gestaltete  sich  der 
moduB  procedendi  in  dreifacher  Porm: 


Digitized  by  Google 


62 


1)  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär  nimmt 
den  Hauptinhalt  in  kurzer  Form  zu  Protokoll. 

Beisp.  Anno  1567  am  15.  Sept. 

Vorm  Obergerichte  der  Stadt  Bremen. 

Arend  Frey  tag  c/a  Hcimikc  Bothe  übergiebt  Sentenz  und 
Citation  auf  Mark  700.  Excipiendo  Helmike  neben  Uebergebung 
Quittung  und  anderen  V'orwenden  erbietet  sich  im  freien  Markt 
vermittelst  endlicher  Abrechnung  zu  bezahlen. 

Decretum : ist  Helmike  pereratorius  terminus  praeügirt  zwischen 
hier  und  Martini  zu  bezahlen. 

2)  Die  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär 
nimmt  den  gesammten  Inhalt  der  Vorträge  zu  Protokoll. 

Rathsentscheidung  in  S.  Bruti  Reimers  gegen  Bürgermeister 
Joh.  Brand  1571. 

Dieweil  allhier  gebürlich  wenn  de  ein  oder  de  andere  deel 
• schrifiUich  to  handeln  begerde,  dat  alsodann  de  andere  ent- 
wedder  so  langsam  reden  dat  it  in  de  feder  gefatet  werden 
konnte  edder  averst  schriffllich  handeln  mochte,  als  scholde 
darum  Brun  Reimers  seine  klage  ok  entweder  so  langsam 
Vorbringen,  dat  se  in  de  feder  gefatet  werden  mochte,  edder 
averst  dem  borgemeistcr  eine  schriftliche  klage  thostellen. 

3)  Die  Parteien  verhandeln  durch  Ueberreichung  von  Schrift- 
sätzen, weiche  der  Sekretär  registrirt. 

Beisp.  Anno  1567  den  17.  Febr. 

Producta.  1.  Exceptio  des  ehrsamen  und  weisen  Herrn 
Lüder  Lüders  ratmann  zu  Bremen,  Verklagten  c/a  des  vermeinten 
Klägers  Friedrich  Hemminges  übergebenes  vermeintes  Klaglibell. 

Terminus  6 hebdo. 

2.  Exceptiones  et  responsiones  cum  annexis  defensionalibus 
Luder  Hilmerschen  c/a  Friedrich  Hemming. 

Terminus  idem  qui  supra. 

In  verwickelteren  Rechtsstreitigkeiten  behielt  sich  der  Rath 
vor  ein  schriftliches  Verfahren  anzuordnen. 

Zuerst  1487.  Schedebuch  Fol.  62  a No.  1. 

Dat  de  upgemeldten  parthen  eyn  jewelik  sine  ansprake  de  he  syck 
to  dem  druddendele  des  gudes  vormende  to  hebben  de  in  den 
acht  dagen  to  paschen  dar  negest  volgende  by  vorluste  der  sake 
scryffllik  scholde  bringen  unde  over  antworden  dem  rade. 
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Sodann  1609.  Schedebuch  Fol.  80  a .No  3. 

Up  dat  Roleff  enkede  (genau)  Johannis  antwort  weten  mochte 
scholde  he  syne  clage  in  scrifflen  avergeven.  Dar  scholde 
Johann  scrifftliken  up  antworden. 

Die  häufiger  werdenden  Berufungen  bewirkten  natürlich  in 
erster  Linie  die  Zunahme  der  schriftlichen  Processe.  Ein  be- 
sonders stark  romanistisch  gefärbtes  Beispiel  eines  Erkenntnisses: 

1561.  Schedebuch  Pol.  227  b No.  1. 

In  saken  Johann  Focken  u.  s.  w.  hefiH  ein  rad  beydersits  acta 
primae  et  secundae  instantiae  ok  dat  examen  testium  mit  flite 
vorlesen  unde  mit  allen  oren  uramestenden  nottruftichlick  er- 
wägen unde  nademe  befunden. 

In  weitläufigeren  und  bedeutendere  Streitobjecte  betreffenden 
Processen,  namentlich  in  denen,  wo  eine  künftige  Berufung  an 
das  Reichskammergericht  zu  erwarten,  bewegen  sich  die  Anwälte 
im  artikulirten  Verfahren  und  versuchen  die  Formen  des 
reichskammergerichtlichen  Processes  zur  Geltung  zu  bringen. 
Articuli  und  positiones  finde  ich  zuerst  erwähnt: 

1540  in  S.  Dietrich,  Anton,  Heinrich  v.  Heimburg  c/a 
Bürgermeister  v.  Heimburg  Wwe.  (Reichskaminergerichtsakte.) 
Kläger  verlangen  von  der  Beklagten 

„dass  sie  demselbigen  articulirten  klaglibell  antworten  und  den 
krieg  befestigen  solle,  danach  auf  die  positionen  alle  und  jeg- 
lich insonderheit  durch  das  wort  glaube  oder  nicht  glaube  wahr 
sein  vermittelst  eines  leiblichen  eides  genugsam  antworte.“ 

Die  Reihenfolge  der  Processhandlungen  ergiebt  sich  deutlich 
aus  den  Schlussbittcn  der  Klagen , deren  Form  fast  immer  die 
gleiche: 

1548.  Herrn,  v.  Dorn  & cons.  c/a  Bürgermeister  Dietrich  Hoyer. 
Bitt  dass  meine  klage  anzunehmen,  den  gegenteil  zur  antwort 
anzuhalten,  litem  zu  contestiren,  das  juramentum  calumniae  zu 
thun,  über  nachfolgende  artikel  und  positiones  recht  zu  sprechen 
....  doch  nit  in  gestalt  und  meinung  libelli  sollcmnis,  einer 
zierlichen  klage  sed  talis  qualis  simplicis  et  suramariae  impetra- 
tionis  et  querelae. 

1570.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Johann  Gröninges 
c/a  Dirk  Wikbold. 

Nunmehr  des  beclageden  itzo  eingekommene  defensional-artikel 
eher  unde  bevor  he  tho  den  vorgcbrachteu  positional- artikeln 

')  Ferner:  1M9.  Suhedebuch  Kol.  169b  No.  1. 

Obür^crichtseutsebeidung  vom  31.  Hai  1668. 
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seine  responsionen  avergeven  nicht  to  tolateii  sundern  he  des 
radee  vorigen  besched  folge  to  leisten  schuldig  ey. 

Fast  regelmässig  wurden  bei  Ueberreichung  der  Positionen 
und  Responsionen  die  juramenta  dandorum  et  respondendorum 
geleistet,  und  danach  dann  gewöhnlich  die  Positionen  und  Re- 
sponsionen mündlich  wiederholt. 

1567.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Porteuer 
& cons.  c/a  Martin  Ficken. 

Kläger  haben  den  gefiirderten  eid  dandorum  wirklich  zu  leisten 
und  ihre  eingebrachte  klage  vermittelst  derselbigen  eide  zu 

wiederholen dass  alsdann  beclagter  in  vierzehn 

tagen  sub  poena  confessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten  von  rechtes  wegen  anzuhalten.  ‘) 

Litiseontestation  und  Einreden. 

Auf  ein  bedeutsames  Einlenken  in  die  Kammergerichtsformen 
weist  die  immer  grössere  Wichtigkeit  hin,  welche  man  dem  Zeit- 
punkte der  Kriegsbefestigung  beilegte. 

1552.  Schedebuch  Fol.  183a,  No.  1. 

Beklagter  animo  contestandi  litem  sede,  dat  he  de  klage  nicht 
gestendich  were. 

1552.  Schedebuch  Fol.  182  b,  No.  2. 

Up  ferner  ingebrachte  und  gerichtlich  producerde  acten  . . . . 
erkennet  ein  rad  dat  de  beclageden  ungeacht  orer  vorgewendeten 
witluftigen , articulerden  und  langen  inrede  den  gerichtlicken 
krieg  up  der  cleger  angesteldc  clage  to  bevesten  schuldich, 
doch  onen  obre  hestendige  und  rechtmetige  exceptioncs  vor- 
beholden. 


')  Die  Aasdrficke  artiouli  und  positiones  werden  untermischt  (gebraucht. 
Unter  positiones  sind  meistens  diejenigen  Artikel  zu  verstehen,  bei  denen 
die  Partei  hofft  durch  die  Kesponsionen  der  Gegenpartei  und  die  Speoial- 
calumnieneide  (Jur.  dandorum  et  respondendorum)  vom  Beweise  befreit  zu 
werden.  Siehe  Oaill.  Fractic  Observat.  lib.  1 Obs.  79  (abgedruckt  bei 
Bergmann,  Einleitung  in  die  Praxis  der  Civilprocesse  S.  211).  Etsi  Dd.  inter 
positiones  et  articnlos  difi'erentiam  constituant,  quod  positiones  ad  eum 
potissimum  effectum  iiant , ut  per  confessionem , puta  responsionem  partis 

adversae,  ponens  ab  onere  probandi  relevetur; articuli  vero  eo  spectent, 

ut  negata  testibus  vel  instrumentis  probentur;  et  ideo  positiones  praecedere, 
articulos  autem  sequi  debere;  tarnen  ca  differentia  in  praxi,  maxime  in 
Camera  tarn  aevurate  non  observatur. 
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Nicht  nur  die  eigentlich  processhindernden  Einreden,  sondern 
auch  die  nach  cap.  1 in  Vl*^  (2.  3)  privilegirten  exceptiones  rei 
judicatae,  transactae,  finitae  befreiten  von  der  Streiteinlaesung. 

1651  in  y.  Gebr.  Frese  c/a  Hoyer,  Vassmer  & Howide  Erben 
meint  eine  der  letzteren , indem  sie  die  exceptio  transactionis 
vorschätzt,  die  Klage  sei: 

„a  liminibus  judicii  silentio  inhalts  der  gemeinen  beschriebenen 
rechte  und  deren  lehrer  zu  repelliren  — in  maassen  denn  solche 
peremtorische  exceptionen  in  rechten  viel  und  hoch  privilegiret 
und  befreiet  sin.“ 

Kläger  bestehen  aber  auf  die  Streiteinlassung;  doch  ent- 
scheidet der  Rath: 

„Dat  upgemeldte  nagelatene  wittwe  schuldig  sy  up  de  inge- 
komenc  klage  den  gerichtlichen  krieg  to  befestigen,  it  were 
denn  dat  se  de  transaction  der  in  erer  exceptionschrift  gedacht 
were  wusste  dortodon  unde  wo  recht  to  bewisende.“ 

Beklagte  vermag  den  Beweis  ihrer  Einrede  nicht  zu  fuhren: 
„Unde  befinde  darup  de  rad  der  beclageden  exceptio  un- 
wesentlik  dcrwegen  vor  recht,  dat  he  den  clegcm  up  de  clage 
tho  antworden  unde  den  krieg  to  bevestigen  schuldich  sy.“ 
1548  in  S.  Herrn,  v.  Dorn  c/a  Bürgermeister  Diedr.  Hoyer, 
Diedr.  Vassmer  & Howide  Wwe.  haben  eich  Beklagte  zu  ge- 
summter Hand  dem  Kläger  verpflichtet  7017  Mark  Lübisch  für 
geliefertes  Wachs  zu  zahlen.  Sie  behaupten  als  correi  debendi 
hafteten  sie  nur  zu  und  hätten  das  beneficium  divisionis. 
Uebrigens  seien  sie  zu  einer  Kriegsbefestigung  nicht  verpflichtet, 
da  ihnen  eine  processliindernde  Einrede,  die  des  wucherlichen 
Vertrages,  zur  Seite  stehe.  Der  Vertrag  sei  desshalb  wucherlich, 
weil  der  Käufer  nicht  de  praesenti  zu  zahlen  im  Stande  gewesen 
und  der  Verkäufer  darum  seine  Waare  höher  und  theurer  ange- 
schlagen und  verkauft  habe.  Entscheidung  des  Raths:  die  beiden 
Bürgermeister  seien  ein  .Jeder  nur  zu  seinem  Antheil  zu  be- 
sprechen (die  verklagte  Howide  Wwe.  hatte  besondere  Einreden); 
sobald  dies  geschehen,  solle  über  die  Frage,  ob  der  Vertrag 
wucherlich  sei,  entschieden  werden. 

Um  die  Proccssführung  straffer  zu  gestalten,  erliess  das 
Kaiserliche  Niedergericht  am  25.  Sept.  1604  einen  Gemeinen 
Bescheid,  offenbar  in  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  der 
Kammergerichtsordnung  von  1.555  (Theil  III  Titel  24  und  27), 
wodurch  die  Eventualmaxime  zur  theilweisen  Einführung  gelangte. 

Kühtmanm,  CirilproceM  in  Bremen.  5 
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„Ea  sollen  hinfuro  alle  und  jede  Procuratoren,  so  sich  künftig- 
lich  vor  dem  Eaiserl.  Nicdergericht  gebrauchen  lassen  wollen, 
schuldig  und  gehalten  sein  jeder  Zeit  so  oftc  si  ante  litis  con- 
testationem  exceptiones  dilatorias  vorzuschfitzen  haben , wie 
dann  auch  die  post  litis  conteslationem  habende  exceptiones 
peremtorias,  alle  zugleich  auf  ein  Mal  vorzubringen  mit  der 
ausdrücklichen  Verwarnung  so  ferne  eie  solches  nit  thun  und 
erstlich  etzlich  einzuwenden  unterlassen,  bemachter  aber  die- 
selben anzeigen  würden,  dass  sie  damit  als  nicht  gehört,  und 
dadurch  ihren  Principalen  an  ihren  Rechten  vernachtheilt  sei 
denselben  ihren  dahero  verursachten  Schaden  zu  refundiren 
und  zu  erstatten  schuldig  seien.“  — 

Widerklage. 

Im  Codex  glossatus  wird  zugegeben,  dass  das  Stadtrecht  eine 
Widerklage  in  Ordel  12  verbiete  und  im  Widerspruch  mit  den 
gemeinen  Rechten  höchstens  die  Einrede  der  Compensation  zu- 
lasse. 1569  berichtet  der  Rath  an  das  Reichskammergericht  in 
S.  Heinrich  Trupe  c/a  Johann  Trupe,  wo  Beklagter  eine  Wider- 
klage in  Form  des  gemeinen  Rechts  angestellt  hatte,  das  Stadt- 
recht schreibe  vor.  Keiner  sei  dem  anderen  auf  seine  Recon- 
vention  zu  antworten  schuldig,  er  sei  denn  zuvor  von  ihm  mit 
Urtheil  und  Recht  vollkommen  geschieden.  Aber  es  scheint  doch 
nicht  immer  so  streng  damit  genommen  zu  sein.  Den  Anwälten 
bot  der  simultaneus  processus  eine  wünschenswerthe  Gelegenheit, 
die  Thatsachen  künstlich  untereinander  zu  verbinden,  was  der 
Rath  nur  dann  untersagte,  wenn  parteiseitig  Widerspruch  gegen 
das  Nebeneinandergehen  von  Klage  und  Widerklage  eingelegt 
wurde. 

1569  in  S.  Hinr.  Bockstöver  c/a  Gerd  Bockhovet  hat  Kläger 
principiell  Nichts  gegen  eine  Widerklage  einzuwenden,  verlangt 
nur  cautio  pro  reconventione  und  „dass  Convention  und  recon- 
ventio  pari  passu  ambuleren  mochten.“ 

„Worauf  der  Rath  entscheidet: 

Belangend  de  reconventionsklagc  dewile  sich  cleger  dartho  ganz 
milde  erbede,  dat  danach  dem  beclageden  up  sin  erbedent  ge- 
boren wolde  eine  wcdderclage  dem  cleger  thotostellen. 

Schon  1540  in  S.  Dietrich  & Anton  v.  Heimburg  c/a  v. 
Heimburg  Wwe.  trägt  Beklagte  ihre  Widerklage  vor,  ohne  dass 
von  den  Klägern  widersprochen  wird,  und  1573  erklärt  der  Ruth: 
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Hebben  vor  dem  rade  Johann  Reinere  & cons.  de  geforderde 
cautionem  judicio  sisti  item  up  obre  reconventioneklage  allhir 
in  rechten  to  anttvorden  myt  handtaetinge  praesteret. ') 

Das  Verhältnis«  zwischen  Widerklage  und  Einrede  kommt 
in  einer  öbergerichtscntscheidung  aus  dem  Jahre  1566  in  S. 
Klamp  c/a  Mussler  zum  Ausdruck. 

Beklagter  gesteht  den  Saldo  (Slate- Schluss)  einer  Anzahl 
von  Rechnungsposten  zu,  behauptet  aber,  cs  stecke  ein  Posten 
Geld  darin , den  Kläger  ihm  gestohlen  habe.  Er  mache  dies 
nicht  als  Widerklage,  sondern  exceptive  geltend  . 

„als  ein  post  so  in  dersulvigen  rekenung  de  he  darneffen  in- 
lede  mede  begrepen  wäre.“ 

Kläger  stellt  den  Diebstahl  in  Abrede  und  behauptet  bei 
der  Rechnungsablage  habe  Beklagter  Nichts  davon  gesagt,  dass 
ein  gestohlener  Geldposten  in  Abzug  zu  bringen  sei.  Es  findet 
eine  Rechnungslegung  vor  einem  Kommissar  statt,  deren  Resultat 
ist,  dass  allerdings  in  des  Klägers  Rechnung  ein  Posten  stecke, 
welcher  dem  Beklagten  gestohlen,  aber  es  sei  „disputirlik  oft 
und  wat  gestalt  mit  edder  ohne  des  beclagten  schuld  und  rare 
— derowegen  dem  cleger  sine  insagc  dagegen  billich  vorbe- 
holden“  d.  h.  iii  einem  künftigen  Process,  indem  Beklagter 
zunächst  verurtheilt  und  sein  Gegenanspruch  zum  besonderen 
Verfahren  verwiesen  wird. 

Adcltatio  und  laudatio  auctoris. 

Die  Adeitation , an  die  früher  so  häufige  Beiladung  des 
warend  anknüpfend,  wird  zuerst  1558  Schedebuch  Fol.  200 a 
No.  1 erwähnt. 

1560  Fol.  217  b No.  1 verlangen  die  klagenden  Testaments- 
erben von  den  Executoren  Invenlarisirung  der  Erbschaft,  indem 
sie  die  Legatarien  haben  beiladen  lassen.  Der  Rath  findet  es, 
trotz  des  Widerspruchs  der  Beklagten  ganz  in  der  Ordnung  „dat 
ok  de  legatarien  richtlik  to  citiret  und  densulvigen  alFschrift  (der 
Klage)  davon  angeboden.“ ') 


')  Kerner:  OberirerichtsenUcheidung  vom  7.  Febr.  1669. 

Obernferichtsentacheidunf;  vom  19.  Jan.  1670. 

’)  1668.  Schedebuch  Fol.  200  a,  No.  1. 

16Ö2.  Schedebueb  Fol.  180  b,  No.  5 „ok  de  vorkoper  de  tho  der 
behoff  gerichtlik  verbodet  weren.“ 

6* 
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Der  Uebergang  von  der  Wahrmannschaft  zur  laudatio 
auctoris  war  leicht  zu  finden.  Der  Codex  glossatus  sagt  zu 
Ord.  19: 

Und  dies  hat  insonderheit  Statt,  (nämlich  die  Processaufnahme 
durch  den  dazu  citirten  warend),  wenn  der  Beklagte  vorwendet 
hat,  Cut  oder  Ding,  warum  er  verklagt  wird,  sei  nicht  sein, 
sondern  eines  anderen,  so  es  ihm  nur  gelehnt  oder  in  \'er- 
Wahrung  gegeben  habe,  welches  in  Rechten  nominatio  auctoris 
genannt , und  für  eine  rechte  declinatoriam  exceptionero  ge- 
halten wird;  denn  in  solchem  Fall  wird  der  Beklagte  alsbald 
der  Klage  entlastet  und  davon  absolviret  und  wird  wider  den- 
jenigen , deme  das  Gut  oder  Ding  zustehet  der  Process  trans- 
feriret  und  gerichtet  werden. 

Fortdauer  der  schlichten  Klage.  AufhOren  der  rerstSrkten 

Klagformen. 

Der  Gegensatz  zwischen  einer  schlichten  Klage  und  einer 
mit  Beweismitteln  fundirten  hat  sich  mit  äusserster  Zähigkeit  in- 
mitten der  so  wenig  dazu  passenden  römisch-kanonischen  Process- 
theorie  erhalten.  So  noch  Krefting  in  stat.  ref.  29  „wenn  aber 
ein  Theil  den  anderen  mit  slichter  Klage  beschuldigt“;  ebenso 
viele  Beispiele  aus  dein  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts, 
wo  Kläger  erklärt , er  stelle  eine  schlichte  Klage  an  und  der 
Rath  dem  Beklagten  aufgiebt  „sich  der  slichten  clage  mit  synem 
ede  to  untleggende.“ 

Die  processualischen  Eigenthümlichkeiten  bei  der  Anefangs- 
klage  und  Klage  auf  handhafter  That  .scheinen  sich  schon  früh 
verloren  zu  haben.  In  den  Schedungen  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts findet  sich  davon  Nichts  mehr,  und  zu  Kreftings  Zeit 
war  die  Bedeutung  des  Unrechten  Anfangs  in  Ord.  55  gänzlich 
aus  der  juristischen  Erinnerung  geschwunden.  Stat.  ref.  69: 
„So  jemand  binnen  unser  Stadt  vurkofFt  ein  Perd,  dat  scholl  he 
vor  dat  Hövetsick,  vor  Staurblindt  und  dat  sick  dat  sulvige  nicht 
verfangen  hebbe  (d.  h.  zu  viel  Wasser  oder  Futter  auf  ein- 
mal verschlungen)  dree  Dage  und  Nächte  warende  wesen  und 
nicht  lenger.“ 

Tltnlus.  Ilaud  wahre  Hand. 

An  Stelle  des  so  bedeutsamen  Begriffs  der  Were  tritt  der- 
jenige des  Titels. 

1544.  Schedebuch  Fol.  157a,  No.  1. 
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Beklagter  «oll  den  Titel  de«  Be«itze«  an  einem  Grundstück 
nachweisen : „titiill  d.  h.  offt  he  id  ohme  unde  sinen  vorfsren 
vor  enen  pantechilling  vorsattet  edder  erflich  vorkofR  wer,  oflle 
wo  he  dar  angekonien  unde  dat  to  bcwiscn  in  der  besten  form 
so  to  rechte  nodig.“ 

1554  behauptet  der  Anwalt  des  Beklagten  in  S.  Jost  Bere 
& cons.  c/a  Gesche  tor  Molen 

„dass  beclagte  das  fragliche  haus  ullo  aliqno  von  ihrem  seligen 
Vater  inne  habe  denn  solo  emtionis  titulo.“ 

1533.  Schedebuch  Fol.  129  b,  No.  2. 

Kläger  verlangen  von  den  Beklagten  Eldition  eines  Testaments. 
Diese  wenden  ein,  Kläger  wären  „plichtig  oren  tytell  mit  rechte 
to  bewisende  dat  se  miterven  weren.“ 

Der  Grundsatz  „Hand  muss  Hand  wahren“  beherrscht  nach 
wie  vor  den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen,  aber  die  roma- 
nistische Doctrin  schränkte  ihn  auf  die  Fälle  ein,  wo  der  Vindi- 
kant  die  Sache  verliehen  oder  versetzt  hatte  und  liess  im  Uebrigen 
eine  Vindikation  aus  dritter  Hand  zu. 

Glosse  zu  Ord.  58  im  Codex  glossatu«: 

Et  ad  alios  contractus  puta  locationem  et  conductionem  ex- 
tendi  non  potest,  quia  in  statutis  et  legibus  exorbitantibus  a 
generalibu«  reguli«  non  proceditur  de  «imilibus  ad  similia.  Ad 
depnsiti  contractum  id  quoqne  litigatores  extendere  studuerunt; 
sed  senatus  contrarium  pronuntiavit  anno  1610  Dec.  13  in  Sachen 
Reinhard  Römers  c/a  Berend  Knoop  & Hinrich  Stuvcn  Wwe. 

Kontomacial  y erfahren. 

Sehr  auffallender  Weise  blieben  auch,  nachdem  durch  das 
Privileg  von  1541  die  Gerichtsverfassung  in  so  bedeutsamer 
Weise  geändert  und  der  Rath  zu  einer  wirklichen  Processinstanz 
geworden , die  vier  Citationen  bestehen , welche  einem  Kontu- 
macialurtheil  voraufgehen  museten.  Ja  noch  in  den  Erläuterungen 
zur  Gerichtsordnung  von  1751  heisst  es: 

Bisher  ist  bekanntlich  am  Obergericbt  die  erste  Citation  sim- 
pliciter, die  zweite  bei  ein  Bremer  Mark,  die  dritte  bei  zwei 
Bremer  Mark,  die  vierte  sub  poena  confessi  erkannt,  und  wenn 
der  Citat  zum  vierten  Male  ungehorsamlich  ausgeblieben  lis 
pro  affirmative  contcstata  reus  in  contumaciam  pro  confesso 
gehalten  und  condemniret  worden. 

')  Ferner:  1546.  Schedebuch  Fol.  161b,  No.  1. 

1566.  Schedebach  Fol.  199a,  No.  3. 
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Beim  Niedergericht  wurde  sogleich  die  dreimalige  Citatiou 
durch  die  Praxis  eingefUhrt. 

Allmählig  traten  schriftliche  Citationen  an  die  Stelle  der 
mündlichen. 

1541.  Schedebuch  Pol.  147  a,  No.  1. 

Darup  erkande  e.  e.  rad  vor  recht:  nademe  Johann  Rode 
etlich  mal  to  dusser  sakc  citiret  worden  unde  nu  jungst  by 
vorlus  der  sake,  wo  dat  de  wedderingebrachte  citation  nawisede  — 

Dagegen  1520  Schedebuch  Fol.  95  a,  No.  1 
noch  mündliche  Citation. 

Besftzstreit  und  summarisches  Verfahren. 

Besitz  und  Eigenthum,  Besitzstreit  und  Eigenthumsstreit 
scheiden  sich  mehr  und  mehr  von  einander. 

1539.  Schedebuch  Pol.  143b,  No.  2. 

Es  handelt  sich  um  den  Besitz  an  einem  Zaun.  Zeugen  be- 
kunden einen  Jahrelang  fortgesetzten  unbehinderten  Gebrauch 
seitens  des  Beklagten.  Dem  Kläger  wird  aufgegeben  dem 
Gegner  „an  syner  lange  gebrukeden  und  bewiseden  pos- 
se seien  solange  unbehindert  vorbliven  to  laten  dat  he  ohne 
mit  rechte  darut  entsettet.“ 

1561.  Schedebuch  Pol.  222b,  No.  4. 
soll  Kläger  schuldig  sein 

„de  geromede  interruptio  possessionis  to  bewisen.“ 

1563.  Schedebuch  Fol.  240  a,  No.  1. 

In  streitigen  possessionssachen  Hermann  Vassmer  C/a  Carsten 
Steding  dewile  de  angetagene  possessiun  twivelhaftig  und  darut 
fernere  widerung  to  befaren 

erkennt  e.  e.  rad; 

dat  beide  cleger  und  bcclagede  sick  solkcr  possession  tho 
entholden  beth  so  lange  ahne  witluftige  utforinge  erkennet 
welkem  deil  de  possessio  intorumen  oder  to  inhibiren  sy  und 
darup  ein  dcil  dem  anderen  das  gepandete  guil  ahne  einige  ent- 
gelteniss folgen  to  laten  schuldich. 

Rathsentscheidung  vom  9.  Nov.  1598. 

und  habe  c.  e.  rad  darinnen  das  possessorium  und  petitorium 
unterschieden,  wie  denn  in  solchen  und  dergleichen  sachen  das 
eine  vor  dem  andern  billig  muss  erörtert  werden. 

Die  Bekanntschaft  mit  einem  summarischen  Verfahren 
im  Gegensatz  zum  ordentlichen  kann  hiernach  nicht  bezweifelt 
werden. 
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So  hcisot  CH  auch  in  einer  ObergerichUenUtcheidung  vom 
3.  Febr.  1571; 

„undc  in  causa  possessionis  summarisch  to  procederen.“ 

Ferner  Obergericfatsentscheidung  v.  1567,  worin  gesagt  wird, 
in  causa  fisci  solle  summarisch  procedirt  werden,  wonach  der 
summarische  Process  auf  Besitzstreitigkeiten  nicht  beschränkt 
geblieben  zu  sein  scheint.  ‘) 

Processkant  Ionen. 

An  Stelle  der  Gerichtsbürgschaft  tritt  das  Kautionensystem. 

1545.  Schedebuch  Fol.  159a,  No.  1: 
cautio  de  judicio  sisti. 

1558.  Schedebuch  Fol.  201b,  No.  1: 
cautio  de  rato. 

1568.  Mai  3.  Rathsentscheidung, 
cautio  judicatum  solvi. 

1560.  Rathsentscheidung  v.  5.  Mai: 
cautio  de  reconventione. 
und  in  zahlreichen  späteren  Entscheidungen. 

Beweisrerfahren. 

Allgemeine  Grundsätze. 

Schon  bei  Besprechung  des  Beweisverfahrens  von  1433  ist 
angedeutet,  dass  der  germanische  Grundsatz:  jede  Partei  hat  die 
Befugniss  ein  ihr  von  der  anderen  Partei  angriffsweise  abge- 
sirittenes  Recht  als  ein  ihr  zustehendes  besseres  Recht  zu  er- 
weisen, eich  in  den  römisch-kanonischen  umzubilden  beginnt: 
jede  Partei,  welche  einen  selbstständigen  Angriff  oder  Gegen- 
angriff macht,  ist  verpflichtet  diejenigen  noch  zweifelhaften 
Thats;ichen  zu  erweisen,  welche  zunächst  und  wesentlich  zur 
Begründung  dieses  Angriffs,  Gegenangriffs  u.  s.  w.  erforderlich 
sind.  Für  diese  Umbildung  mögen  die  nachfolgenden  Schedungen 
als  Belege  dienen,  in  denen  der  Beweis  zu  einer  Last,  zu  einer 
Pflicht  wird,  indem  man  dem  auf  dem  Satz  actore  non  probante 
reus  absolvitur  beruhenden  römischen  Beweisrecht  näher  und 
näher  tritt. 

')  Ferner:  1669.  Scbedebuch  Fol.  212b,  No.  3. 

1666.  Scbedebuch  Fol.  242  s,  No.  I. 

1669.  Nov.  3.  Obergeriebtsentsebeidung. 
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1523.  Schedebuch  Fol.  102  b,  No.  3. 

Aleke  Volketiharst  verlangt  von  ihrem  Bruder  Uinrich 
V.  Weyge  gewisse  Güter  heraus,  welche  ihr  von  ihrer  Mutter 
urkundlich  geschenkt  seien.  Beklagter  entgegnet:  1)  Aleke  sei 
bereits  bei  Lebzeiten  der  Mutter  vom  Sammtgut  abgetheill;  er 
sei  noch  unabgetheUt  und  habe  als  nächster  Erbe  Anspruch  auf 
die  streitigen  Güter.  2)' Diese  Güter  seien  ihm  von  der  Mutter 
überdies  geschenkt  worden.  Diesen  Einreden  erwidert  Aleke: 
Beklagter  werde  ebenso  gut  wie  sic  abgetheilt  sein,  da  ihre 
Mutter  sich  zum  zweiten  Male  verheirathet  habe,  Weichenfalls 
eine  Abtheilung  nach  dem  Stadtrecht  zu  erfolgen  habe.  Wenn 
sein  Stiefvater  ihn  in  Einkindschaft  uufgcnommen  habe  „so  werc 
he  plichtig  dat  to  bewisen.“ 

Hirup  de  borgermester  fragede  Hinrick  v.  Weyge  offte  he  ok 
nier  bewises  wolde  brukcn , also  he  vorhcn  vorgebracht  unde 
angetagen  hcdde;  liirup  gemelte  Hinrick  ledt  seggen  „Neyn 
he  hapede  he  hadde  bewyses  genuch,  und  stelde  dat  ok  bi 
den  ers.  rad  to  rechte.  Hirup  e.  e.  rad  na  berade  affsede 
vor  recht:  nademe  Hinrick  v.  Weyge  na  rechte  nicht  bewisede 
dat  he  unaflFgedelet  were  unde  Aleken  de  guder  van  orer  moder 
erst  geven  weren,  so  scholdc  de  erste  giffle  vorgaen  unde  by 
macht  bliven  na  lüde  unses  bokes.  — 

1533.  Schedebuch  Fol.  129  b,  No.  2. 

Kläger  wollen  aus  einem  Testament,  das  in  Händen  der 
Beklagten  gegen  diesen  einen  Erbanspruch  geltend  machen. 
Beklagter  weigert  Herausgabe  des  Testaments 

„wenthe  de  beklagede  wer  nicht  schuldich  syn  bewys  ifile 
origenal  deme  klegere  vortobringen  syck  dar  uth  tho  grün- 
dende“ — 

und  der  Bath  entscheidet : Beklagter  sei  nicht  eher  pflichtig  das 
Testament  herauszugeben  „er  se  (Kläger)  bewiset  hebben  dat  se 
medeerven  sin;  dar  ohnen  de  rad  uppe  to  körnende  diuxstedach 
ene  tyt  to  lede  na  orem  begerthe.“ 

Die  Begriffe  des  Hauptbeweiscs,  Gegenbeweises  und  Einrede- 
beweises bilden  sich  aus. 

a.  Hauptbeweis  und  Gegenbeweis. 

1533.  Schedebuch  Fol.  126  b,  No.  1. 

Kläger  Johann  Droste  verlangt  vom  Bekl.  Diedrich  Witsegel, 
dass  dieser  den  Besitz  einer  Bude  aufgebe.  Bekl.  beweist  durch 
von  den  Domherren  besiegelte  Urkunden  sein  Recht  des  Gebrauchs 
und  Besitzes. 
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Eutticheidung:  So  konde  de  rad  gedachten  Djderik  Witeegel 
der  vorgerorden  boden  luyt  rechte  nicht  entsetten , so  averst 
Johan  Droste  jenich  bewis  dar  enijegens  upbringen  konde,  des 
scholde  idt  alse<lenne  darumnie  gan  wo  sick  tho  rechte  wolde 
egen  unde  geboren. 

1ÖÖ8.  Schedebuch  Fol.  203  a,  No.  1.  ■ 

Entscheidung  des  Raths:  Unde  hebben  wy  de  beclageden  offt 
sc  WCS  mehr  unde  bestendigeres  jegen  der  cleger  geforede 
tugen  uthsage  edder  personen  hedden  desgeliken  ok  so  sc 
ander  jegeubewis  Vorbringen  wolden  noch  sos  wecken  tid  to 
erkandt  unde  ingerumet. 

b.  Einredebeweis. 

1059.  Schedebuch  Fol.  214a,  No.  4. 

Luder  Gottfried  & Ck>ns.  c/a  die  Feldbaucm  des  Steuerfeldes. 
Die  Kläger  appelliren  gegen  ein  Urtheil  des  Landgerichts,  wo- 
nach ihre  gutsherrlichen  Güter  schwarenpflichtig  seien.  Weder 
ihren  Vorfahren  noch  ihren  Meiern  sei  die  Schwarenschaft  auf- 
erlegt; nur  der  letzte  Meier  Arcnd  Wise  habe  es  zu  ihren,  der 
Gutsherren  Schaden  zugclassen,  dass  die  bäuerliche  Gemeinde 
die  Güter  für  schwarenpflichtig  erklärt  habe.  Die  Feldbauern 
entgegnen;  die  ganze  t'eldmark  sei  früher  schwarenfrei  gewesen 
und  erst  späterhin  die  Schwarenschaft  auf  die  einzelnen  Güter 
gelegt  worden. 

Entscheidung  des  Raths ; Oewil  de  veltburen  sulvest  behänden 
dat  de  ganze  veltmarke  etwan  (früher)  frig  gewesen  so  sy  den 
appellanten  nicht  nodich  obre  frigheit  to  bewisen  unde  were 
deshalven  orel  sententieret  unde  wol  appelleredt ; konden  averst 
de  veltburen  bewisen  dat  vor  des  lesten  meigers  Arend  Wisen 
tiden  swarenschup  van  der  hove  (hufe)  geholden,  scholde  up 
der  parthien  ferner  Vorbringen  gescheen  wes  recht  is. 

1557.  Schedebuch  Fol.  195a,  No.  1. 

Na  Widerreden  unde  wedderreden  wart  der  Howideschen  up- 
gelecht  in  acht  dagen  cessionem  bonorum  laut  voriger  gefelle- 
der  sententien  to  bewisen. 

1565.  Schedebuch  Fol.  242a,  No.  2;  Verwerfung  einer  Einrede: 
Dat  de  beclagtinne  obrer  vorgebrachten  inrede  unangesehen  den 
clegerinnen  de  beclagede  kothwere  (Köthnerhaus)  alse  ohr  ange- 
ervede  erve  folgen  to  laten  schuldich.  *) 

‘)  ferner:  1Ö3&.  Sohedebuch  Fol.  133a,  Mo.  1. 

1362.  Schedebach  Fol.  182  b,  No.  2. 
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Das  Baweisverfahren  verliert  mehr  und  mehr  seine  Form- 
losigkeit. Beweistermine  werden  angesetzt  oder  Beweisfristen 
gegeben. 

Obergerichtsentscheidung  vom  14.  April  1567. 

Auf  erfordern  Dirk  Wietings  von  wegen  seines  principalen 
Johann  Lüders  ist  von  e.  e.  rad  dem  gegenteil  Frederik 
Uarmening  terminus  probatorius  als  heuer  über  acht  dage  an- 
gesetzt  worden. 

ln  einer  anderen  Obergerichtsentscheidung  v.  29.  Nov.  1566 
wird  dem  Kläger  aufgegeben 

„binnen  veertein  dagen  wo  recht  to  bewisen  unde  hirneffen  dem 
beclagcden  sine  jegenbewisunge  des  vorhergedachten  Antfeldes 
Unvermögenheit  halven  yn  sodanne  frist  ok  vortobringen  fry 
stan  unde  scheide  also  dann  in  solliker  sake  ferner  ergan  wat 
recht  b. 

Wenn  schriftlich  processirt  wird,  überreicht  der  Probant 
Bewcisartikel,  der  Probat  Interrogatorien. 

1558.  ächedeb.  Fol.  203  a,  No.  1. 

Pastor  und  Einwohner  zu  Debbestedt  processiren  vor  dem 
Rath  gegen  den  Vogt  und  das  Kapitel  zu  Lehe,  (beide  Orte 
unterstanden  der  Zeit  der  Territorial-  und  Jurisdictionsgewalt 
des  Raths)  um  den  Besitz  an  Haide  und  Wisch,  und  bitten  um 
Ansetzung  eines  Beweistermins  zu  Bederkesa.  Hier  werden  vor 
einem  Kommissar,  dem  Beweisartikel  und  Interrogatorien  über- 
geben werden,  die  Zeugen  abgehört.  Dem  Rath  wird  das  Proto- 
koll über  das  Zeugenverhör  zugestellt  „samt  deme  so  beide  parte 
darup  schrifftlich  ingelecht  unde  pro  et  contra  disputeret.“ 

1578.  Obergerichtsentscheidung  v.  20.  April. 

Dieweil  beclagter  der  clagc  nicht  gestendig  und  daneben  be- 
gehrt dass  nach  form  der  rechte  der  beweis  vom  cläger  ge- 
führct  werden  möchte,  also  sollen  demnach  zu  solchem  behuf 
herr  Brun.  Reinere  und  herr  Heinr.  Salomon  zu  commissarien 
verordnet  sein,  vor  denen  cläger  seine  beweisartikel  einbringen, 
auch  beclagter  dagegen  seine  interrogatorien  übergeben  und 
alsdann  mit  abhörung  der  zeugen  nach  form  der  rechte  solle 
verfahren  werden. 

Das  Interlocut  wird  wesentlicher  Bestandtheil  des  Verfahrens. 

1558.  Schedebuch  Fol.  2ü2a,  No.  1,  wo  bewiesen  werden 
soll  „na  lüde  unde  inholde  der  interlocutorien  in  dusser  sake 
hiebevor  am  15.  juli  1557  gefellet.“ 

Mitunter  in  allgemein  sächsischer  Form. 
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1559.  Schedebuch  Fol.  209  a,  No.  2. 

Beklagter  schuldig  sine  excepcion  to  bewiseu. 

1569.  Obergerichtsentscheidung  v.  21.  April. 

Dass  beclagter  von  dieser  clage  notlos  unde  absolveret  sin 
schölle,  idt  könnten  denn  cleger  den  grund  ihrer  clage  to 
rechte  genugsam  bewisen. 

Mitunter  in  speciellerer  Fassung.’) 

Die  probatio  in  perpctuam  rei  memoriam  findet  sich  zuerst 
in  einer  Entscheidung  des  Niedergerichts  v.  8,  März  1567.  So- 
dann in  einer  Entscheidung  des  Obergerichts  v.  25.  Juli  1579. 
Und  dieweil  auch  kleger  hiemeben  begert  etliche  zeugen  nd 
perpetuam  rei  memoriam  zu  verhören,  so  sollen  dazu  herr 
ratmann  Gröning  und  herr  Johann  Brand  deputeret  und  ver- 
ordnet sein. 


Gesetzliche  Beweisvertheilnng. 

Sämmtlichc  Ordele,  welche  eine  gesetzliche  Beweisvertheilung 
enthalten,  führt  der  Codex  glossatus  noch  als  geltendes  Recht 
auf,  aber  bei  vielen  ohne  jede  Glosse  oder  mit  nichts  sagenden 
Bemerkungen,  woraus  zu  schliessen,  dass  die  Praxis  sich  an  die 
Beweisbestimmungen  nicht  mehr  kehrte,  ln  den  Entscheidungen 
trifft  man  nur  noch  auf  vereinzelte  Spuren,  so 

1528.  Schedebuch  Fol.  114  a,  No.  2. 

Hermann  Berchmann  hat  Hübe  Brandes  eine  Summe  Geldes 
in  Verwahrung  gegeben.  Beklagte  behauptet,  sie  könne  dieselbe 
nicht  zurückerstatten,  da  sie  ihr  gestohlen  sei. 

Entscheidung:  Dar  de  fruwe  mit  orem  rechte  na  lüde  des 
stadtbookes  war  maken  unde  bevestigcn  wulde  dat  ore  de 
vorgerorden  negen  unde  twintigeste  halve  bremer  mark  myt  dem 
oreu  weren  entforet  und  gestalen  wurden,  des  mochte  se  geneten 
unde  dar  mede  der  angestalten  tosprake  notlos  sin,  idt  en  were 
deune  dat  ore  de  gedachte  Hermen  etwas  anders  künde 
averbewisen ; des  desulffte  Hermen  do  vort  gefraget  ifiPt  he  der 
frouwen  recht  wolde  hebben,  wortho  he  „Nen“  sede  unde  dar 
mede  wech  ginck.  (Vgl.  ürd.  60.)  — 

Characteristisch  ist  die  Interpretation,  welche  der  Glossator 
dem  Ordel  51,  wonach  der  Pfandbesitzer  die  Höhe  der  Pfand- 

')  So  z.  B.  UbergerichtaeDtscheidang  v.  17.  Jan.  I&C9. 

Obergericbtsentscheidang  v.  10.  Febr.  1561). 
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schuld  zu  beschwüren  hat,  zu  Theil  werden  lässt  Er  erblickt 
darin  eine  dem  bencficium  Gordiani  gleichlautende  Bestimmung; 
welches  Benefiz  einen  der  wenigen  Belege  für  die  Annahme 
bieten  dürfte,  dass  das  römische  Recht  den  Bedürfnissen  des 
Handels  in  den  grösseren  Städten  entgegengekommen  sei. 

„IHes  Statut  wird  verstanden  nicht  allein  de  pecunia  ob  quam 
pignus  nexum  sed  de  alia  pecunia  quam  simpliciter  debitor  ac- 

cepit Quod  enim  hic  sit  genuinus  sensus  inde  colligitur 

quod  alioquin  illa  extensionc  qua  pignus  porri  gitur  ad  pecunias 
juramento  probatas  non  fuisset  opus  und  solches  um  soviel  mehr, 
dass  quoad  primum  debituin  und  wann  es  simpliciter  de  probatione 
debiti  verstanden  werden  sollte,  davon  ein  besonder  statutum, 
nämlich  das  vorhergehende  Ordel  50  vorhanden,  weilen  aber  in 
diesem  51.  Ordel  etwas  mehr  statuiret,  so  deutet  man  es  noth- 
wendiger  etwas  largius  ad  evitandam  superduitatem  und  damit 
man  dasselbe  etwas  näher  auf  das  gemeine  Recht  zu  ferner 
Decision  üblicher  Fälle  zu  appliciren  habe,  praesertim  quia  alias 
omnc  statutum  recipit  interpretationem  extensivam  ex  jure  com- 
muni  et  quidem  ita  ut  quam  ininimum  deroget  legi  scriptae.“  — 

In  den  Kreftingschen  reformirten  Statuten  haben  die  folgen- 
den der  den  Beweis  normircnden  Ordele  und  Statuten  nur  mit 
unbedeutenden  Modificationen  Aufnahme  gefunden: 


Ordel  10  als 

statutum  reformatum 

43. 

56  „ 

»» 

1» 

111. 

60  „ 

yy 

>» 

95. 

Statut  24  „ 

yy 

yy 

136. 

» 43  „ 

yy 

yy 

77. 

„ 47  „ 

yy 

yy 

76. 

Die  folgenden  Statuten  dagegen  enthalten  bedeutsame  Aender- 
ungen  in  der  Beweisvertheilung: 

In  stat.  ref.  90  (Ord.  57)  hat  der  Commodatar,  welcher  die 
bei  ihm  niedergelegte  Sache  verloren,  zu  beweisen,  dass  es  ohne 
seine  Schuld  geschehen.  Vermag  er  es  nicht,  wird  Kläger  zum 
Beweis  des  Ersatzwerthes  zugelassen.  Gelingt  ihm  derselbe  nicht, 
kommt  Beklagter  zum  Schätzungscide. 

In  stat.  ref.  93  (Ord.  8)  wird  der  Deponent  zum  Schätzungs- 
eide  für  die  vom  Depositar  verlorene  Sache  zugelassen,  wenn 
dieser  den  Empfang  vorher  fälschlich  abgeleugnet  hat. 

In  stat.  ref.  94  (Ord.  59)  hat,  wenn  ein  in  Verwahrung  ge- 
gebenes Pferd  beim  Depositar  verschlechtert  oder  untergegangen 
ist,  der  Deponent  zu  beweisen,  dass  es  durch  Schuld  des 
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Depositars  geschehen  ist.  Vermag  er  diesen  Beweis  nicht  zu 
fuhren,  kommt  der  Depositar  zum  Eide,  dass  er  das  Thier  wie 
ein  ordentlicher  Hausvater  gleich  dem  seinigen  gehalten  habe. 

In  stat.  ref.  101  (Ord.  51)  kommt  das  Gordianische  Pfand- 
privileg zum  Ausdruck. 

In  stat.  ref.  82  (Onl,  71)  wird  der  Text  des  Statuts,  dass 
der  Dienstbote  den  Nichtempfang  seines  Miethgeldes  beschwören 
kann,  dahin  geändert,  dass  er  die  Höhe  des  Miethlohnes  be- 
schwören darf,  während  die  auf  Zahlung  des  rückständigen 
Lohnes  verklagte  Herrschaft  eidlich  die  geschehene  Zahlung  zu 
bekräftigen  hat. 


Die  einzelnen  Bewebmittel. 
a.  Zeugenbeweis. 

IMe  Geschworenen  als  privilegirte  Zeugenclasse  sind  schon 
im  Anfänge  des  sechszehnten  Jahrhunderts  verschwunden.  Im 
Codex  gloBsatus  heisst  es  bei  Ord.  7 „Heutigen  Tages  und  bei 
Menschengedenken  hat  man  sie  nicht  mehr;“  und  bei  Ord.  9: 
„Was  aber  das  Stadtbuch  de  materia  testium  disponiret,  das  ist 
mehrentheils  gar  in  desuetudinem  kommen  und  hat  das  Uebrige 
in  gemeinen  beschriebenen  Hechten  eine  viel  richtigere  Maass 
und  Ordnung  als  in  den  Statuten.“ 

Das  Verhör  der  Zeugen  geschieht  bald  vor  dem  Gericht 
selbst  in  Gegenwart  der  Partei,  (so  noch  7.  Juli  1603  vor  dem 
Obergericht)  bald  vor  einem  Kommissar  (29.  Mai  1598).  Diese 
Praxis  giebt  Statut,  ref.  26  bei  Krefting  wieder:  „Wenn  de  Pro- 
cess  to  Bewis  und  Gegenbewis  gelanget,  schölen  de  Tügen  also- 
bald  entweder  summarie  vor  Gericht  edder  na  Gelegenheit  und 
Wichtigkeit  der  Saken  nach  Form  und  Ordnung  gemeiner  Hechten 
mittelst  besonderer  Commission  abgehörct  werden.“  Vom  alten 
Hechtssatz  „men  en  mag  nenen  scaden  tügen  up  nenen  man“ 
sagt  die  Glosse  zu  Ord.  22:  Was  aber  diesfalls  von  den  säch- 
sischen Hechten , in  denen  sie  so  liederlich  ohne  Noth  mit  dem 
Eide  umgehen,  zu  halten  sei,  ist  zuvor  bei  dem  18.  Urtheile 
ausgeführt  worden.  Itaque  quum  hoc  statutum  conscientiis  sit 
perniciosum  hodie  non  est  in  usu. 

So  bereits  1629.  Schedeb.  Fol.  117  a,  No.  2. 

Beklagter  wird  verurtheilt  eine  dem  Kläger  rechtswidrig 
genommene  Lade  mit  wichtigen  Werthdocumenten  wieder  zurück- 
zugeben: 
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Unde  den  schaden  so  he  darby  geleden  unde  he  uppe  den- 
Bulven  Johannes  (den  Beklagten)  mit  rechte  bringen  konde, 
scholde  he  ohme  leisten  unde  betalen. 

Ferner  1560.  Schedebuch  Pol.  218  b,  No.  1 in  8.  Johann 
Bollmann  c/a  Hinr.  Beer. 

Bekl.  hat  vom  Kläger  eine  Parthie  Waid  gekauft  in  vier 
Terminen  zu  bezahlen.  Zwei  Terminzahlungen  werden  einge- 
klagt, wogegen  Beklagter  excipirt:  die  Waare  sei  minderwerthig; 
der  vom  Kläger  geforderte  Kaufpreis  betrage  mehr  als  der 
Marktpreis  einer  gleich  guten  Waare  in  den  Niederlanden,  er 
wolle  einen  Abzug  vom  Kaufpreis  machen.  Kläger  replicirt: 
Beklagter  habe  die  Waare  als  von  guter  Beschaffenheit  und 
contractsmässig  empfangen;  ob  sie  inzwischen  Schaden  gelitten, 
wisse  er  nicht.  Wenn  die  Waare  noch  vorhanden,  möge  sie 
durch  Sachverständige  besichtigt  werden  und  wolle  er  sich 
eventuell  einen  Abzug  gefallen  lassen , wofür  er  einen  Bürgen 
stellt. 

Entscheidung:  Oat  Hinrick  Beer  de  twe  verflatene  termine 
na  lüde  siner  hantschrifft  in  14  dagen  to  betalende  schuldig;  ange- 
sehen dat  he  sinen  schaden,  so  he  jenigen  bewisen  wurde  edder 
wat  de  wede  ringer  in  der  prove  konde  befunden  werden  ut  dem 
nastandem  reste  ok  an  dem  borgen  den  Johann  Bollmann  ohme 
to  stellen  erbodich  wol  hebbe  to  erhalende. 

Vor  dem  17.  Jahrhundert  habe  ich  einen  Zeug^enrotulus  nicht 
erwähnt  gefunden:  die  Aussagen  wurden  durch  den  Secretär 
protocollirt  und  die  Anwälte  der  Parteien  erbaten  sich  davon 
Abschriften. 

b.  Beweis  durch  Urkunden.  Editionspflicht. 

Dass  der  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  nicht  seltene 
Beweis  durch  Privaturkunden  immer  häufiger  wird,  bedarf  kaum 
der  Erwähnung.  Aus  dem  reichen  Material  will  ich  nur  eine 
species  facti  herausheben:  einmal,  weil  sie  noch  aus  ziemlich 
früher  Zeit,  andererseits,  weil  sie  auch  für  die  Ausbildung  des 
materiellen  Rechts  einen  nicht  unwichtigen  Beitrag  liefert. 

1619.  Schedebuch  Fol.  89  b,  No.  1. 

Margarethe  Slotelborg  c/a  Hinrik  Howide  & Arend  0-oltsmede. 

Die  Beklagten  haben  sich  für  eine  Forderung  der  Klägerin 
gegen  Mathäus  Bremer,  gross  895  Gulden,  acht  Tage  nach 
Pfingsten  1517  in  Bremen  zu  zahlen  verbürgt.  Der  Klage  setzen 
sie  entgegen : der  grösste  Theil  der  Schuld  müsse  bereits  abgezablt 
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sein;  genau  wieviel,  werde  sich  aus  einer  Handschrift  ergeben, 
welche  Johann  Schröder,  Anwalt  der  Klägerin,  im  Besitz  habe. 
Aus  dieser  ergiebt  sich,  dass  214  Gulden  abgezahlt  sind  und 
Klägerin  den  Schuldner  mit  der  Zahlung  des  Restes  befnstet 
hat  „twischon  dyt  und  nyen  jahr.“  Der  Anwalt  der  Beklagten 
beantragt  diese  von  der  Klage  loszusprechen,  da  Klägerin  einen 
neuen  Vertrag  mit  dem  Schuldner  Mathäus  Bremer  geschlossen 
habe,  zu  dem  die  Bürgen  nicht  zugezogen  seien.  Die  Ent- 
scheidung des  Raths  lautet: 

ünde  de  borgen  tor  tydt  alse  acht  dage  na  pinxten  allene 
gelavet  hadden  unde  so  ok  Johann  Schröder  unde  de  Slotel- 
borgesche  erem  schnldenere  Mathäus  lenger  tydt  gegeven 
hebben  ....  dar  de  borgen  nicht  by  geeschet  ok  darin  nicht 
gevulbordet  hebben  sin  de  borgen  nicht  wyder  to  holdende 
vorplichtet  sunder  to  absolverendc.  — 

1ÖÖ3  streiten  sich  die  Anwälte  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Hermann 
Vassmer  in  langen  lateinischen  Ausführungen  über  die  Pflicht 
der  Beklagten  ein  Testament  zu  ediren.  Vassmer  behauptet: 
quod  reue  non  tenetur  edere  actori  instrumenta  ad  intentionem 
suam  fundandam.  Kläger  berufen  sich  auf  lex.  1 dig.  lib.  29 
tit.  III  „Omnibus  quicunque  desiderant  tabulas  testamenti  in- 
spicere  vel  etiam  describere,  inspiciendi,  describendique  potestatem 
facturum  se  praetor  pollicetur.“  und  verlangen  Einsicht  entweder 
ex  interdicto  de  tabulis  exhibendis  oder  ex  edicto  per  officium 
judicis. 

1598,  März  20  trifft  das  Obergericht  die  Entscheidung,  es 
sei  Rechtens,  dass  der  eine  Part  dem  anderen  communia  in- 
strumenta ediren  müsse. 


c.  Beweis  durch  Eid. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  altbremischen  und  tief  im 
Rechtsbewusstsein  haftenden  Unterschied  der  schlichten  Klage 
und  Klage  mit  Zeugen  steht  die  Beweisführung  durch  den  Eid, 
welche  noch  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhundert  hinein  sich  vom 
Unschuldseide  nicht  völlig  zu  trennen  vermocht  hat.  Bia  dahin 
habe  ich  denn  auch  die  im  altdeutschen  Beweisrecht  völlig  aus- 
geschlossene Eideszurückschiebung  in  keinem  Urtheil  oder  Partei- 
vortrag gefunden.  Abgesehen  von  diesen  lebendigen  Erinnerungen 
war  es  aber  ein  zweiter  und  vielleicht  noch  mehr  ins  Gewicht 
fallender  Grund,  wesshalb  das  juramentum  a parte  parti  in 
judiciu  delatum  in  Bremen  keine  Wurzel  fassen  konnte.  Muther 
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führt  in  seiner  „Gewissensvertrelung  im  gemeinen  deutschen 
Recht“  aus,  dass  überall,  wo  das  Positionalverfahren  mit  den 
jurainentis  dandorum  et  respondendorum  Eingang  gefunden  hatte, 
dem  Schiedseid  nur  eine  geringe  practische  Bedeutung  zukommen 
konnte.  Es  hatte  keinen  Sinn,  dem  Beklagten,  der  das  jura- 
mentum  respondendorum  geleistet,  noch  obendrein  den  Wahr- 
heitseid  zuzuschieben,  da  Kläger  bestimmt  erwarten  musste,  es 
werde  auch  dieser  zu  seinem  Nachtheil  aasgeschworen  werden; 
überdies  durfte  der  Richter,  um  die  Leistung  unnöthiger  Eide 
zu  vermeiden,  dem  Nebeneinandergebrauch  des  juramentum  res- 
pondendorum und  des  juramentum  delatum  nicht  geneigt  sein. 
In  der  bremischen  Praxis  spielten  aber  die  Gefährdeeide  eine 
grosse  Rolle.  Zunächst  wurde  regelmässig  das  juramentum 
calumniae  generale  verlanget,  meistens  gegenseitig. 

1545.  Schedebucli  Fol.  159  a,  No.  1. 

Unde  so  obgedachter  anwalt  juramentum  calumniae  vamjegen- 
dele  to  donde  begeret,  wan  dan  he  sodans  vor  gedan,  dat  denn 
de  beclagede  desgeliken  to  donde  ok  plichtich.  ’) 

Sodann  der  Specialcalumniencid,  nachdem  die  positioncs  und 
responsiones  vorgebracht  worden. 

1567.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Portencr 
& Cons.  c/a  Martin  Ficken. 

Kläger  haben  den  gefurderten  eid  dandorum  wirklich  zu 
leisten  und  ihre  eingebrachte  klage  vermittelst  desselbigen 
eides  zu  wiederholen  ....  dass  alsdann  beclagter  in  14  tagen 
sub  poena  confessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten. 

Aber  wenn  auch  nicht  im  Positionalverfahren  processirt  wird, 
so  ist  doch  niemals  von  einer  RUckschiebung  des  Eides  die  Rede. 
Die  Parteien  operiren  entweder  mit  dem  Begriff  des  juramentum 
calumniae,  oder  dem  des  alten  Unschuldseides  in  der  Ueber- 
setzung  ,Juramentum  purgatorium“ ; oder  endlich  sie  verlangen 
über  eine  relevante  Thatsache  eine  Erklärung  des  Gegners  medio 
juramento. 

Wo  wir  heute  jedenfalls  eine  Relation  des  Eides  erwarten 
würden,  unterbleibt  solche. 


>)  1646.  Schedebach  Fol.  169b,  No.  2. 

1641.  RathseoUcbeidungf  in  S.  Dirk  Wieting  c/a  Kloster  St.  Paali. 
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15E)0.  Schedebuch  Pol.  172  a,  No.  1. 

Das  Fischeramt  behauptet  mit  schlichter  Klage,  Beklagter 
habe  innerhalb  ihres  Fischbereichs  gefischt  und  dadurch  ihre 
Gerechtsame  verletzt.  Beklagte  gestehen  die  Rechtsverletzung 
durchaus  nicht  zu , wollen  aber  nicht  schwören , werden  daher 
der  Klage  gemäss  verurtheilt.  Von  einer  Relation  des  Eides  ist 
keine  Rede. 

Obergerichtsentscheidung  in  Sachen 

Dirk  Sanders  c/a  Joh.  Groning  v.  3.  Febr.  1569. 

Kläger  klagt  eine  Geldschuld  ein;  Beklagter  behauptet 
Zahlung.  Probando  schiebt  er  nun  aber  nicht  dem  Kläger  Eid 
zu,  den  dieser  leistet  oder  zurückschiebt,  sondern  Kläger  leistet 
auf  Verlangen  des  Beklagten  das  juramentum  calumniae  speciale, 
dass  seine  Klagbehauptungen  richtig  seien.  Die  Klage  war 
schlicht  angestellt.  Nach  dem  alten  Beweisrecht  hätte  Be- 
klagter durch  seinen  Eid  das  streitige  Rechtsverhältniss  erledigen 
können.  Das  wäre  auch  jetzt  noch  Rechtens  gewesen,  hätte 
Beklagter  nicht  vorgezogen  bei  dieser  einfachen  Sachlage,  wo 
Thatsache  und  Rechtsbehauptuug  vollständig  sich  deckten,  durch 
das  aus  dem  fremden  Recht  entnommene  juramentum  calumniae 
den  Rechtsstreit  durch  den  Eid  des  Klägers  erledigen  zu 
lassen.  Beklagter  erklärt  ausdrücklich,  dass  er  „tho  verhodinge 
des  darup  folgenden,  ohme  dem  beclageden  gelikesfalls  to  rechte 
toerkannten  juramenti  litis  decisorii  (offenbar  der  vom  Beklagten 
über  das  Rechtsverhältniss  zu  leistende  Unschuldseid,  da  Kläger 
schlicht  geklagt  hatte)  ofR  wol  de  angetogen  schulde  einmal 
betalet,  he  dennoch  desulvige  nochmals  to  erleggende  erbodig.“ 

In  anderer  Weise  wird  eine  behauptete  Zahlung  erwiesen 
in  S.  Claus  v.  d.  Lith  c/a  David  Davos  vom  23.  Juli  1601. 

Beklagte  schützen  die  Einrede  der  Zahlung  vor.  Kläger 
bestreiten  die  letztere,  verlangen  aber  nun  nicht  den  Beweis  der 
Zahlung,  sondern  das  juramentum  calumniae  vom  Beklagten,  das 
dieser  zu  leisten  bereit  ist,  wodurch  also  auch  die  Sache  selbst 
entschieden  und  erledigt  ist. 

1603,  Juni  20.  Johann  Herde  Wwe.  c/a  Walter  Herde. 

Klägerin  will,  da  der  von  ihr  benannte  eine  Zange  nicht 
plene  probiren  könne , dem  Beklagten  Allee  in  sein  Gewissen 
schieben , nämlich , ob  er  seinem  Sohn  nach  der  Hochzeit  nicht 
abgezogen,  was  er  ihm  früher  vorgestreckt.  Beklagter  verlangt 
das  juramentum  calumniae  von  der  Klägerin,  worauf  der  Be~ 
scheid  des  Rathes  erfolgt: 

jriAtakaHN,  Cirllpro««M  in  Bremen.  6 


Digitized  by  Google 


82 


Wenn  de  Herdesche  dat  juramentum  malitiae  geleistet,  so  mot 
he  (Bekl.)  ok  den  eid  leisten. 

Von  einer  Eidesrelation  auch  hier  nicht  die  Rede! 

1601,  Juli  28,  zeugt  Hermann  Bielefeld  vor  dem  Rath  ein, 
dass  er  eine  Citation  dem  Beklagten  übergeben  habe.  Dieser 
bestreitet  es  und  erbietet  sich  das  juramentum  purgatorium  zu 
leisten. 

1601  in  S.  Sogestrade  c/a  Havemost  wird  seitens  des  Klägers 
vom  Beklagten  medio  juramento  eine  Erklärung  verlangt,  dass 
dieser  das  Haus  für  sich  und  mit  seinem  eigenen  Gelde  zu  kaufen 
beabsichtigt  habe. 

Ganz  besonders  lehrreich  ist  eine  Processgeschichte  aus  dem 
Jahre  1600,  worin  die  Beweisführung  durch  Eid  in  den  wechselnd- 
sten Bedeutungen  auftritt. 

3.  November.  Hermann  Breuning,  vertreten  durch  Johann 
Almers  (den  Glossator),  beansprucht  aus  einer  letztwilligen  Ver- 
fügung der  Johann  Völlers  Ehefrau  Mark  800  und  verschiedene 
Kleinodien.  Diese  Verfügung  sei  von  dem  nach  seiner  Ehefrau 
verstorbenen  Johann  Völlers  in  seinem  Testamente  bestätigt. 
Zunächst  werde  Edition  dieses  Testaments  verlangt  „qiiod  testa- 
mentum  non  tantum  heredi  sed  omnibus  quorura  intercst  edi 
debet.“ 

Beklagter  durch  seinen  Anwalt  Bentheim  vertreten,  gesteht 
die  Existenz  einer  derartigen  letzt  willigen  Verfügung  zu,  be- 
streitet, dass  Völlers  sie  in  seinem  Testament  bestätigt  habe. 
Eldiren  könne  er  dasselbe  nicht,  weil  Völlers  es  kurz  vor  seinem 
Tode  vernichtet.  Eis  existirten  nur  noch  einige  zerrissene 
Scharteken.  Ueberdies  habe  Völlers  mit  seiner  Ehefrau  als  ihre 
Tochter  sich  mit  dem  Beklagten  Hast  verheirathet,  einen  Vertrag 
geschlossen  (eine  „Eheberedung“  wird  er  in  den  Akten  genannt), 
wonach  seiner  Ehefrau  freigegeben  über  800  Mark  zu  verfugen, 
falls  sie  nach  ihm  (Völlers)  versterben  würde.  Diese 
Bestimmung  sei  im  Testament  bestätigt. 

10.  November.  Dem  Beklagten  wird  vom  Rath  zunächst 
der  Elditionseid  auferlegt; 

Dass  Johann  Hast  dat  testament  to  ediren  schuldig  so  gut  als 
das  bei  der  heredität  vorhanden  und  schal  he  solkes  up  den 
notfall  myt  sinem  rechte  holden. 

20.  November.  Kläger  verlangt,  dass  Beklagter  und  dessen 
Ehefrau  sich  medio  juramento  darüber  erklären,  dass  sie  das 
Testament  nicht  selbst  vernichtet  und  dass  Joh.  V'ollers  von 
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ihnen  nicht  zur  Vernichtung  angestiftet,  sondern  dieselbe  proprio 
motu  TOrgenommen  habe.  Beklagter  ist  bereit  das  jurnmentum 
calumniae  zu  leisten,  will  aber  auch  vom  Kl&ger  einen  gleichen 
Eid  geleistet  wiesen.  Dieser  weigert  sich,  wird  aber  gerichts- 
seitig dazu  angehalten. 

1.  December.  In  diesem  Termin  leistet  Kläger  zunächst  das 
juramentum  calumniae.  Sodann  erinnert  der  Herr  Bürgermeister 
als  Vorsitzer  des  Rathsgerichts  daran;  dass,  was  das  juramentum 
purgatorium  anbetrifü,  Beklagter  und  dessen  Ehefrau  schwören 
sollen : 

1)  Dass  sie  das  Testament  nicht  zerrissen  — dass  sie  nicht 
Rath  und  That  dazu  gegeben,  dass  es  zerri^en  sei. 

2)  Dass  sic  auch  nicht  gewusst,  dass  die  clausula  darinnen 
so  den  Brautbriefen  (das  ist  die  zwischen  Völlers  und  Ehefrau 
geschlossene  sog.  Eheberedung)  entgegen. 

Beklagter  und  Ehefrau  leisten  diesen  Eid.  Kläger  verlangt 
jetzt  Abhörung  des  Testamentsechreibers  Koch,  welcher  bezeugt, 
dass  er,  ausdrücklich  von  Völlers  dazu  beauftragt,  eine  Klausel 
hineingesetzt  habe,  wodurch  die  letztwillige  Verfügung  seiner 
Ehefrau  (also  ohne  die  Bedingung  in  der  Eheberedung)  bestätigt 
sei.  Sodunn  beruft  sich  Kläger  darauf,  dass  aus  dem  Vertrage 
(Eheberedung)  zwischen  Völlers  und  Ehefrau  Dritte  keine  Rechte 
herleiten  könnten.  Diese  Eheberedung  sei  durch  das  Ableben 
beider  Kontrahenten  ganz  ausser  Kraft;  die  darin  enthaltene 
Bedingung  sei  nur  zu  Gunsten  des  Völlers  aufgenomraen.  Nach- 
dem dieser  verstorben,  habe  Niemand  an  deren  Aufrechterhaltung 
ein  Interesse  oder  ein  Recht. 

Der  weitere  Verlauf  der  Sache  ist  nur  in  lückenhaften  Mit- 
theilungcn  vorhanden.  Man  sollte  annehmen,  dass  aus  der  Inter- 
pretation der  vertragsmässigen  Vereinbarung  zwischen  Völlers  und 
seiner  Ehefrau  die  Entscheidung  allein  hätte  getroffen  werden 
können.  Aber  Wortlaut  und  Sinn  derselben  scheint  kein  ganz 
klarer  gewesen  zu  sein:  denn  der  Rechtsstreit  wird  schliesslich 
durch  ein  LJrtheil  der  .Turistenfacultät  zu  Marburg  vom  2.  De- 
zember 1602  von  einem  juramentum  litis  decisorium  des  Klägers 
oder  juramentum  suppletorium  iu  seiner  Endentscheidung  ab- 
hängig gemacht. 

In  Sachen  u.  s.  w. 

erkennen  und  sprechen  wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt 
Bremen  allem  Fürbringen  nach  auf  vorgehabtem  Rath  der  Rechts- 
gelehrten für  Recht: 

6* 
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schwöre  Kläger  einen  leiblichen  Eid,  dass  weiland  Johann 
Völlers  eheliche  Hausfrauen  selige  der  Zeit  als  gedachter 
Hast  sich  mit  seiner  Hausfrau  Gesche  ehelich  ingelassen 
die  von  ihrem  Ehemann  ihr  eingewilligten  Mark  800  ihres 
Gefallens,  ob  sie  gleich  vor  oder  nach  ihm  (ihrem  Ehe- 
mann) mit  Tode  abgingc  durch  einen  letzten  Willen  oder 
sonst  zu  verwenden  ihr  Vorbehalten,  auch  hernach  als  das 
Concept  der  Eheberedung  verlesen  hiervon  nicht  abge- 
wichen, noch  des  sich  ausdrücklich  begeben  habe,  dass  auf 
solchen  erstatteten  Eid  Beklagter  ihm  Kläger  die  ver- 
machten M.  800  zusammt  den  Kleinodien  folgen  zu  lassen 
schuldig  sein  soll. 

V.  R.  W. 

Dass  diese  Urtel  den  Rechten  und  Akten  gemäss  bekennen 
wir  decanus  und  andere  doctores  der  Juristenfacultät  in  der 
Universität  Marpurgk  urkundlich  mit  unsrer  Facultät  Ingesiegel 
versiegelt. 

Es  lässt  sich,  wie  bemerkt,  aus  dein  Akteninhalt  nicht  er- 
sehen, ob  dieser  Eid  ein  Schiedseid  oder  richterlicher  Ergänzungs- 
eid ist.  Soviel  ist  aber  sicher,  dass,  wenn  auch  die  Praxis  des 
16.  Jahrhunderts  sich  davor  scheute,  das  römische  Eidsystem 
völlig  zu  acceptiren,  die  gelehrten  Juristen  sehr  bald  darauf  die 
Delation  und  Relation  als  modus  probandi  durebgesetzt  haben. 

Bei  Krefting  stat.  ref.  29  kommt  bereits  die  römisch-kanonische 
Auffassung  von  der  Eidesdelation  voll  zum  Ausdruck : 

„Wenn  averst  de  eine  pari  de  anderen  mit  schlichter  Klage 
beschuldiget  is  dejenige  de  also  beschuldigcdt  werdt  up  Erkendt- 
nuss  des  Gerichts  entweder  to  schweren,  edder  den  Eidt  den 
anderen  to  referiren  und  wedder  to  toschuven  edder  doch  den 
Bewis  up  sick  to  laden,  dejenige  averst,  dem  de  Eidt  refererirt 
ward,  denselben  ohne  Wedderrede  to  leisten  schuldig  “ 

Ebenso  in  der  Glosse  zu  Ordel  18: 

„Obwohl  aber  das  Stadtbuch  wie  auch  das  Sachsenrecht  da- 
von keine  Meldung  thut,  dass  der  Beklagte  so  mit  schlichter 
Klage  beschuldiget  wird,  wenn  er  selbst  nicht  schwören  will, 
den  Eid  dem  Kläger  anheim  zu  schieben  befugt  ist,  so  ist  es 
ohne  Zweifel  dieses  Textes  Meinung  und  wird  in  wohlbe- 
stallten Gerichten  nicht  anders  gehalten.  Textus  Juris  Saxonici 
nullam  de  relatione  faciunt  mentionem;  usu  tarnen  relatio 
recepta  est. 
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Fachin.  lib.  1 different.  52. 

wegen  der  groesen  Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit,  so  da- 
raus entstehen  würde,  wenn  in  eines  jeglichen  Klägers  Macht 
stünde  seines  Gegentheils  Gewissen  mit  dem  £ide  zu  be- 
schweren und  sich  nicht  zu  befürchten  hätte,  dass  der  Eid  ihm 
selbst  wieder  heimgesrhoben  werden  könnte;  zu  geschweigen, 
dass  alle  statuta,  so  sie  nicht  etwas  den  kaiserlichen  Rechten 
ausdrücklich  entgegen  verordnen,  allezeit  den  Kaiserrechten 
gemäss  ausgeleget  und  verstanden  werden  müssen. 

ln  der  That  ist  durch  den  Einfluss  der  sächsischen  Praxis 
die  Relation  in  den  gemeinrechtlichen  LÄnderu  üblich  geworden, 
wozu  namentlich  der  citirte  Ingolstädter  Professor  Andreas 
Fachineus  durch  ausführliche  theoretische  Erörterungen  beige- 
tragen hat,  (Vgl.  Muther,  Gewissensvertretung  § 29). 

Auch  der  Beweis  durch  Gewiesensvertretung  verdankt  den 
sächsischen  Juristen  seine  Ausbildung.  Im  Codex  glossatue  wird 
seine  Zulässigkeit  noch  als  zweifelhaft  behandelt,  welche  aber 
richtiger  zu  bejahen  sei: 

an  reus  juramento  sibi  delato  possit  confidentiam  suam  pro- 
bationibus  liberare?  Et  posse  semper  aequius  visum  est  per 
ea  quae  notat  Coler.  decis.  125.  Berlich.  part.  1.  concl.  21.  22.  23. 
Das  richterliche  juramentum  suppletorium  ist  schon 
vor  der  Zeit  des  codex  glossatus  in  Uebung. 

1538.  Schedebuch  Fol.  140,  No.  1. 

Lutke  Heineken  to  Zelle  c/a  Joh.  Misselke  to  Bremen. 
Bekl.  hat  von  Klägers  Vater  Weizen  gekauft,  worauf  er 
noch  86  Gulden  Rest  schulden  soll.  Er  beruft  sich  auf  ein  be- 
stehendes Kontokurrentverhältniss  „des  se  ok  malkanderen  ene 
rekenschup  gemaket“  — wonach  er  noch  höchstens  4*/,  Gulden 
schulde;  „des  sick  Johann  Misselke  to  synem  rekenboke  wolde 
getogen  hebben,  darinne  sodans  egentliken  gcschreven  unde  be- 
funden wurde , vorhapede  dat  datsulvige  rekenbok  dar  inne  orer 
beyder  handelinge  mit  klarer  antoginge  des  jahres  unde  dages 
angetekent  in  dussem  falle  bewysen  muchte.“ 

Worauf  Kläger  entgegnet: 

„Dat  Misselkes  rekenbook  ohme  sulvest  to  vordele  nichtes 
bewisen  künde,  so  stellede  he  doch  en  sodans  to  des  beklage- 
den  gewissen  unde  beschuldigede  ohne  mit  ener  slichten  klage 
unde  wart  alsovort  de  sake  van  beyden  siden  to  erkanntenisse 
des  Erbaren  Rades  gestellet. 
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Dieser  entscheidet: 

nlift  wol  Johann  Misselke  mit  synem  rekenboke  nicht  füllen- 
komentlik  bewysen  mochte  wie  angetogen  unde  he  doch  mit  ener 
slichten  klage  beklaget  wurde,  wolde  uu  Job.  Misselke  to  besta- 
dinge  sines  rekenbokes  mit  synem  ede  beholden  dat  de  angetogene 
rekenscbup  twusken  ohme  unde  des  klegers  zeligen  vadere  up  be- 
nanntem jahre  un  dage  gescheen  were,  dar  ahne  se  van  beyden  delen 
dosulvest  (damals)  genoge  gehat  hadden  des  mochte  he  geneten. 
Der  Eid  wird  dann  vom  erkrankten  Beklagten  in  seinem 
Hause  geleistet: 

„Dat  de  handel  so  vorberoret  und  in  synem  rekenboke  vortekent 
warhafilich  also  unde  nicht  anders  gescheen  were.“ 

1569,  Febr.  14  wird  einer  verklagten  Parthei  durch  das 
Obergericht  in  supplementum  probationis  der  Eid  zuerkannt. 

Urthell. 

Die  im  älteren  Bremischen  Recht  schon  zu  mannigfacher 
Ausbildung  gelangten  Arten  der  Urtheile  bestehen  fort,  während 
im  Tenor  wie  in  den  Entscheidungsgründen  mehr  und  mehr 
römische  Ausdrücke  zu  Tage  treten.  Die  alte  Form  „darup 
schedede  oder  sede  de  rad  vor  recht“  hält  sich  noch  einige  Zeit 
neben  der  um  1540  aufkommenden:  „erkande  de  rad  na  gehol- 
denem  berade  vor  recht.“ 

Die  Rechtskraft  des  Urtheile  erscheint  zuerst: 

1551.  Schedebuch  Fol.  176b,  ^o.  2,  wo  es  heisst,  es  sei 
nicht  appellirt  worden,  die  Sache  daher  in  rem  judicatam  er- 
gangen.“ 

Sodann  Obergerichtsentscheidung  vom  28.  März  1569. 
Beklagter  habe  durch  Desertion  der  Appellation  das  Urtheil 
voriger  Instanz  „in  syne  kraffl  ergan  laten.“ 

Was  aber  am  Besten  das  Verschwinden  der  Ueberzeugung, 
das  Recht  sei  aus  dem  Volksbewusstsein  zu  schöpfen,  characteri- 
sirt,  ist  das  (etwa  seit  1550)  Aufhören  der  früher  so  häufigen  Er- 
wähnung, dass  der  urtheilende  Rath  in  Ungewissheit  über  das 
Recht  sich  an  die  Gcsammtheit  des  Raths  — an  die  Witheit  — 
gewandt  habe  und  nunmehr  entscheide  „na  ryper  beleringe  myt 
der  witheit“  oder  „na  rade  unde  vulbord  der  ganzen  witheit.“  — *) 
Jetzt  wendet  sich  der  Rath  in  Zweifelsfragen  an  seinen  gelehrten 

')  Schedebach  Fol.  73  a,  No.  3 (löOO). 

Sohedebuoh  Fol.  74a,  No.  2 (1&03). 

Scbedebucb  Fol.  79a,  No.  3 (1307). 
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Stadtschreiber  oder  Sjndicus,  welcher  auch  nicht  selten  die  Ur- 
theile  concipirt,  wie  z.  B.  1553  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Vassmer 
der  Syndicus  Bollwagen.  Hier  handelt  es  sich  um  Eldition 
eines  Testaments , welchem  Gesuch  ex  edicto  de  tabolis  exhi- 
bendis  nach  den  Ausführungen  von  Rollwagen  stattzugeben  sei. 
1&39  wandte  sich  der  Rath  an  seinen  Stadtschreiber  Magister 
Martin  Michaelis  mit  der  Frage,  ob  er  zur  Herausgabe  der  See- 
räubern abgejagten  Beute  an  ihre  Eigner  verpflichtet  sei.  Dieser 
bejahte  die  Frage  auf  Grund  römisch -rechtlicher  Deductionen. 
Die  Seeräuber  und  ihr  Ausfertiger  Junker  Balthasar  v.  hleens 
hätten  die  geraubten  Güter  nicht  usucapiren  können,  denn  sie  waren 
malae  fidei  possessores.  Michaelis  führt  die  Sätze  an:  juris  est 
manifesti,  oportere  illum,  qui  praescribit  in  nulla  temporis  parte 
conscientiam  habere  rei  alienae  und  usucapionem  non  habere 
locum  in  rebus  furtivis  et  vi  possessis.  Die  den  Seeräubern  ab- 
genommenen Güter  kann  der  Rath  nicht  behalten  „sofern  ein 
ratb  der  seroverye  von  serovem  begangen  nicht  wille  deelhafftich 
und  medeschuldich  geachtet  werden.“  „Dan  de  apenbaren 
beschrevene  rechte  ordenen  unde  setten,  dat  de  schuld  unde 
dat  laster  der  vorfaren  verhaften  unde  bosweren  ock  den  na- 
folger  in  den  gudercn,  so  unrechtferdigh  erlanget  synt,  ut  c.  de 
acqui.  poss.  in  1.  vitia,  dar  de  keyser  secht:  vitia  possessionum 
a majoribus  contracta  perduraiit  et  successorem  auctoris  sui  culpa 
comitatur.  ’) 

Schliesslich  ist  auf  das  Aufkommen  der  Aktenversendung  an 
eine  Juristenfacultät,  als  auf  eines  der  wichtigsten  Entwickelungs- 
momente in  der  Geschichte  des  Civilprocesses  hinzudeuten.  Die 
erste  finde  ich  1Ö67  in  S.  Hans  Griepenstroh  c/a  Albert  Klamp 
u.  Johann  Wiggers,  wo  den  Parteien  anheimgegeben  wird  sich 
das  ürtheil  einer  Juristenfacultät  zu  erbitten.  Griepenstroh  hat 
Arrest  auf  eine  Ladung  Weizen,  die  sich  bei  Weselow  befindet, 
gelegt.  Der  Arrest  ist  gegen  Bürgschaft  wieder  aufgehoben. 
Nun  wendet  sich  Kläger  mit  der  Bitte  an  den  Rath  die  Bürgen 
möchten  doch  angehalten  werden  durch  Rücksprache  mit  Wese- 
low  die  Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zu  bringen  „dat 
in  der  langwierigen  sake  ein  mal  sententiiret  werden  mochte.“ 
Entscheidung:  Dat  de  beclagede  mochte  mit  Weselowen  spreken 
dat  de  acta  rotuliret  unde  up  eine  Universität  verschicket  werden 


')  W.  v.  Bippen,  tfotschalk  Kemlinckrad  als  Seeräuber,  Brem.  Jahr- 
buch Bd.  XV,  S.  86. 
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mochten  edder  vorerst  vor  Weselowen  tor  sake  antworden.“  — 
Ebenso  1567,  Dec.  5,  in  S.  Frederik  Hennings  c/a  Johann 
Luders,  wo  der  Hath  erkennt:  Dass  demnach  die  beiderseits 
cingekommenen  acten  numehr  auf  eine  unparteiische  Universität 
vermöge  vorigen  interlocuts  zu  verschicken  seien  und  ist  zu  dem 
Behuf  terminus  ad  rotulandum  auf  künftigen  dienstag  angesetzet. 

Das  Urtheil  in  dieser  Sache  ist  am  3.  Febr.  1668  von  der 
Universität  Erfurt  gefällt  worden. 

1570  soll  in  S.  des  Grafen  Anton  von  Oldenburg  c/a  die 
gemeinen  Creditoren  von  Marten  Hemeling  Wwe.  das  Urtheil 
einer  Juristenfacultät  eingeholt  werden  „dieweil  von  den  gräf- 
lichen Gesandten  vermerket,  dass  der  llath  in  dieser  Sachen  vor 
partheilich  imd  also  verdächtig  angetogen  werde.“  — 

Rechtsmittel. 

Nachdem  1495  das  Reichskammergericht  gegen  die  Urtheile 
des  Raths  und  1541  der  Rath  gegen  die  Urtheile  des  Nieder- 
gerichts und  der  Gogcrichte  Berufungsinstanz  geworden,  war 
die  Nothwendigkeit  neuer  Rechtsbildungen  gegeben.  Dass  man 
gerade  hier  ans  dem  fremden  Rechte,  insbesondere  aus  den 
Eammergerichtsordnungen  schöpfte,  wo  man  durch  keine  Rück- 
sichtnahme auf  älteres  Recht  gebunden  war,  wo  man  gewisser- 
massen  einen  leeren  Raum  vor  sich  hatte,  lag  in  der  Natur  der 
Sache.  Vor  1541  hielt  der  Rath  eine  Berufung  gegen  seine 
Urtheile  noch  für  unstatthaft.  So  schrieb  er  1538  in  S.  Claus 
Dorn  und  seine  Schwester  c/a  Johann  Gerdes  an  das  Reichs- 
kammcrgcricht : 

Und  aber  unser  stadtrecht  und  Statuten  auf  langhergebrachter 
gebrauch  ausdrücklich  vermögen  dass  keinem  urteil  so  von 
uns  zu  jeder  zeit  ausgesprochen  von  einigem  teil  soll  oder  mag 
widersprochen  werden  auch  sonderliche  und  ansehnliche  poen 
solcher  statutenübertreters  darin  aufgesetzet  ....  so  ist  auch 
der  gleichen  allbcreits  der  vorgewandten  appellation  und  der- 
selben dcvolution  in  s.  Gerhard  Steding  und  Heinr.  Louwen 
wyder  Heinrich  Trupen  von  uns  hiervor  genugsam  und  aus 
beständigen  Ursachen  widerfochten,  welcher  sachpunkt  noch 
vor  Eurem  Kaiserl.  Löbl.  Kammergericht  noch  unentschieden 
hanget  — demnach  so  protestiren  und  bedingen  wir  uns,  dass 
durch  solche  edition  und  übcrschickung  dieser  gerichtsacten 
von  obangeregtem  recht,  Statuten  und  althergebrachte  gewon- 
heit  keineswegs  wollen  abgewichen  sein.  — 
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Mit  den  Formen  der  Bemfung  scheint  es  1544  noch  ziem- 
lich unsicher  gestanden  zu  liaben,  indem  in  S.  Schmalz  c/a 
Yassmer  & Hoyer  auf  die  Bitte  des  Appellanten  um  die  Apostel 
vom  Rathe  der  Bescheid  erfolgt  „dat  de  rad  ome,  wo  he  wusste, 
besched  gegeren,  den  mochte  he  vor  aposteln  annehmen.“ 

Ein  höchst  interessanter  Rechtsstreit  aus  dem  Jahre  1544, 
Schedeb.  Fol.  157  a,  No.  1 giebt  den  Uebergangscustand  der 
Berufungsformen  wieder,  bevor  sich  diejenigen  des  römisch- 
kanonischen  Rechts  festgesetzt  hatten. 

Die  Gebrüder  Stedebergen  verklagen  Johann  Rusche  auf 
Rückgabe  eines  zu  Walle  (Dorf  im  Bremischen  Landgebiet) 
belegeiicn  Kampes  vor  dem  Rath.  Beklagter  schützt  die  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  vor  und  der  Rath  verweist  den  Streit 
an  das  Gericht  der  belegenen  Sache.  Hier  in  Walle  „vor  enem 
gehegeden  gerichte  darsunderlik  tho  geheget  unde  gelecht  tho 
rechter  ding  tit  dages“  begründen  Kläger  ihre  Klage  damit, 
der  Kamp  habe  ihrem  Grossvater  als  Erbgut  gehört,  Beklagter 
müsse  den  Titel  seines  Besitzes  beweisen.  Beklagter  excipirt: 
er  habe  den  Kamp  von  seinem  Schwiegervater  ererbt  und  mit 
seiner  Hausfrau  wohl  20—30  Jahre  ruhig  besessen;  Kläger 
hätten  rechtzeitig  gegen  diesen  Besitz  Einsprache  erheben 
müssen.  Kläger  verlangen  dagegen,  dass  Beklagter  seinen  Er- 
werb, insbesondere  die  gerichtliche  Einweisung  beweise.  Der 
Urtheilfinder  entscheidet,  dass  Beklagter  auf  die  Klage  nicht  zu 
antworten  brauche  „da  he  so  mennige  tydt  unde  jar  in  rouw- 
samen  besitte  hedde  geseten  . . . . idt  en  were  dat  sodane 
camp  by"  tiden  der  erbaren  vorsichtigen  herren  (folgen  die 
Namen  der  Richter  zu  Walle)  dar  sulvest  beklaget  were,  so  men 
dat  konde  bekundschuppen  unde  dat  bewisen,  alsdenne  were  he 
schuldich  wider  to  antworden.“  — Dies  Urtheil  wird  seitens  der 
Kläger  an  den  Rath  „gcscholden“  und  der  Richter  (ein  Raths- 
herr)  bestimmt,  dass  die  Parteien  sich  am  26.  Mai  — am  21.  Mai 
war  das  Urtheil  gefunden  — vor  dem  Rath  einzufinden  hätten. 
Hier  werden  Appellationszedul , notarielles  Protocoll  über  die 
Verhandlung  in  Walle,  Akten  und  Appellationsschrift  übergeben 
und  der  Rath  entscheidet:  Dat  de  rad  kende  de  vorgerorde 
rechtes  findinge  by  macht,  Jdoch  konden  de  Stedebergen 
etwes  anders  upbringen  unde  bewisen  des  scholde  id  fernere  dar- 
umme  gan  wo  sick  to  rechte  geboren  wolde. 

Am  6.  Febr.  1551  bestimmte  der  Rath  durch  einen  Gemeinen 
Bescheid,  wer  gegen  ein  Urtheil  aus  den  vier  Gohen  (Landgebiet) 
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appelliren  wolle,  müsse  dies  innerhalb  10  Tagen  dem  Richter 
anzeigen  und  innerhalb  weiteren  vier  Wochen  die  Appellation 
beim  Rathe  anhängig  machen.  Ein  weiterer  Gemeiner  Be- 
scheid vom  9.  Dec.  1562  verordnet:  „da.ss  in  Appellations- 
Saken  so  aus  den  veer  Gohen  an  den  Rad  geschehen  henforder 
de  Ordelfinder  Klag  und  Andtwort  und  wes  he  samt  der  ge- 
meenen  burschup  darup  tho  Recht  ingebrocht  vor  dem  Rade 
schöle  mündlich  vordragen,  und  alsdann  tho  des  Rades  Erkannte- 
nuss  stan  ofRe  sodannc  ingewandte  Appellation  na  gestalt  und 
gelcgenheit  der  Sake  schriiftlich  offte  mündlich  justificeret  schöle 
werden,  so  ein  schrifftlich  Process  von  jeniger  Parthei  begehrt 
würde.“ 

ln  einer  Schedung  von  1552,  Schedeb.  Fol.  179  b,  No.  1 ist 
von  des  Appellanten  „besweringe“  und  der  „wedderinsage“  des 
Appellaten  die  Rede;  in  einer  Rathsentscheidung  vom  18.  Dec. 
1567  wird  terminus  ad  justiHcandam  appellationem  angesetzt; 
am  28.  Mai  1569  werden  gravamina  übergeben  „derowegen  he 
(der  Appellant)  dann  interposita  et  pendente  appellatione  dem 
angetogenen  ordel  voll  to  donde  syck  nicht  schuldig  to  syn  er- 
achtede“  wogegen  Appellat  bittet,  die  Appellation  flir  desert  zu 
erklären,  weil  sie  nicht  debito  tempore  prosequirt  sei. 

Die  stehende  Formel  bei  ürtheilen,  welche  in  appellatorio 
ergangen,  ist  dieselbe  wie  beim  Reichskammergericht:  Dat  wol 
sententiiret  unde  ovel  appelleret“  und  umgekehrt. 

Am  23.  Januar  1604  giebt  die  durch  einen  Gemeinen  Be- 
scheid eingeleitete  Gerichts-  und  Procuratorenordnung  eine  ein- 
gehende Regelung  der  Appellation: 

Demnach  ok  mit  den  causis  appellationum  Unrichtigkeiten 
vorfallen,  indeme  de  fatalia  praesertim  introducendae  et  prose- 
quendae  appellationis  nicht  in  genochsame  Acht  genommen,  noch 
alle  Tid  de  formalia  dergestalt  wo  sich  gehöret,  justificeret  werden, 
so  scholl  hinforder  ein  Jeder  so  von  den  Neddergerichten  darvan 

de  appellationes  an  den  Rath  gehen nicht  allein  1)  intra 

decendium  wo  Rechtens  appelleren,  2)  sondern  ok  hemaher, 
wanneer  he  de  appellation  inforet,  rechtmatigen  schin  Vorbringen, 
dat  he  idt  also  in  sulken  tein  dagen  vortekenen  laten  und  dar- 
beneven,  3)  nach  utgang  der  tein  Dagen  innerhalf  4 Weken  bei 
einem  Erb.  Rade  als  judicibus  appellationis  Citation  uthbringen, 
4)  die  acta  prioris  instantiae  oder  Gerichts  schin  inbringen  und 
wann  vor  des  Vagedes  Gericht  appelleret  dorch  den  Ordelfinder 
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de  Ordel  yiva  voce  altem  Gebrukc  nach  intugen  laten  und  also 
de  fonnalia  juetificeren  und  de  gra^'aminn  appellationis  inwenden 
edder  averst  wenn  solches  durch  Ferien  eddcr  andre  ehehafte 
Orsake  verhindert  wird,  solche  Hinderung  der  Gebühr  ad  proxi- 
mam  danach  beschinigen  und  so  vele  an  öhme  dein  Appellanten 
de  Notturft  verhandeln,  in  V'erblivung  dessen  alles  oder  eines 
scholl  de  Sake  vor  desert  erkannt  und  mit  schleuniger  Execution 
der  appellerender  Ordele  verfahren  werden.  — 

Da  im  Stadtrecht  von  keiner  Berufung  die  Rede,  schweigt 
auch  der  Codex  glossatus  darüber;  der  Kreftingsche  Entwurf 
r^elt  sie  im  Anschluss  an  die  citirte  Procuratorenordnung. 

Die  Nullitätsquerel  findet  sich  zuerst  in  einer  Raths- 
entscheidung von  15Ö3  Johann  Schlüter  c/a  Joachim  z.  Mohlen; 
Beklagter  behauptet  in  seinem  libellus  appellationis  et  nullitatis, 
das  Urtheil  sei  ex  falsis  causis  in  facto  et  in  jure  geflossen,  dess- 
halb  ipso  jure  nulla,  darum  nur  zum  Ueberfluss  dagegen  appellirt. 

Rathsentscheidung  vom  27.  Hov.  159S: 

Quod  sententia  ob  falsam  causam  in  sententia  (weil  darin  er- 
ror juris  et  facti)  ex  ipsa  nulla. 

Rathsentscheidung  v.  4.  Dec.  1598: 

Was  aber  de  nullitate  angezogen,  dass  dieselbe  sowohl  coram 
ordinario  als  delegato  intra  XXX  annos  ventiliret,  so  hatte 
das  damit  die  Gelegenheit,  dass  solches  statt  hadde,  wenn 
nullitas  evidens  et  manifesta  nimirum  ob  defectum  citationis 
et  jurisdictionis. 

Die  processualische  restitutio  in  integrum  erscheint  zu- 
erst in  einem  Rechtsstreit  vom  3.  Januar  1568. 

Beklagte  sind  vor  dem  Vogtsgericht  contumaces  gewesen. 
Kläger  bitten  Execution  des  Eontumacialurthcils  vor  dem  Rath. 
Beklagte  schützen  vor,  sie  seien  als  Erben  ihres  Vaters  zur 
Reassumtion  des  Processes  nicht  vor  das  Vogtsgericht  citirt 
worden,  desswegen  sei  ihnen  restitutio  in  integrum  zu  gewähren. 
Der  Rath  erkennt  „dass  beclagter  gegen  sollichen  process  ob 
allegata  zu  restituiren“  und  möge  Kläger  nach  Verwandlung 
des  Raths  aufs  Neue  wieder  ansuchen. 

Am  4.  Mai  1575  bittet  Bernhard  Scharhaar,  welcher  ohne 
sein  Verschulden  in  contumaciam  verurtheilt  worden  ist  um 
Restitution,  welche  die  gemeinen  Rechte  zuliessen  „quum  absens 
etiam  ad  probabilem  et  necessariam  causam  est  condemnatus, 
sed  quum  citatus  non  est  et  legitime  defendere  non  potuit.“ 
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ZwangsTollstreckang. 

Hier  sind  nur  geringe  Aenderungen  des  alten  Hechtszu- 
standes  zu  verzeichnen.  Die  Zahlungsfristen  binnen  der  Dweer- 
nacht  und  innerhalb  14  Tagen  hat  noch  Krefting  im  stat.  ref. 
40  u.  41  beibehalten.  Ebenso  das  Zahlungsgebot  durch  den 
Vogt  und  die  Zwangsvollstreckung  durch  den  Rath  in  stat. 
reform.  49. 

Rathsentscheidung  v.  2.  Dec.  1568. 
helft  vor  e.  e.  rad  Hermann  Erik  de  voget  durch  Lammcrt 
Hermans  und  Hermann  Nebeler  gerichtlich  intugen  laten  dat 
up  anklage  Hermann  Bosse  wedder  Bertold  Krolle  frowen 
beclagtinne  up  13‘/*  Thaler  betalung  to  rechte  geboden  und  uper- 
lecht  ej  worden  und  nademe  sulkes  also  de  upbemelten  bejden 
tugen  gerichtlich  ingetuget  is  dem  dener  Christoph  darup  de 
execution  to  donde  bevalen  worden. 

Mit  der  Pfändung  in  Mobilien  wurde  der  Rathsbote  durch 
Pfandzettel  beauftragt.  ’) 

Die  Einweisung  zu  Kistenpfandrecht  nimmt  den  Namen 
immissio  ex  primo  decreto  an,  (designat  custodiam  et  tempus 
intra  quod  pignora  redimi  possunt,  sagt  der  Glossator  Almers); 
die  Einweihung  zu  VVeichbildrecht  den  Namen  immissio  e secundo 
decreto. 

In  S.  Yikarien  des  Doms  c/a  Hans  von  Hildensen  1670 
beschliesst  der  Rath: 

Dat  wi  so  den  cleger  in  contumaciam  rei  non  comparentis 
hiermede  ex  primo  decreto  gewiset  habben  willen  in  den  ohme 
verschrevene  güder  — jedoch  männichlichem  in  einen  hebben- 
den  rechten  unschädlich. 

Das  Verfahren  bei  der  Einweisimg,  sowie  deren  Rechtswirkung 
hat  sich  noch  nicht  geändert. 

1558.  Schedebuch  Fol.  199  a,  No.  3. 

Albert  Kreyge  hat  die  Hälfte  eines  Hauses  an  Joh.  Esich 
verkauft.  Innerhalb  Jahr  und  Tag  erhebt  Hinr.  Brüggemann 
W we  Einspruch  und  begehrt  auf  Grund  einer  rechtskräftigen 
Forderung  Einweisung  zu  Kistenpfandesrecht.  Esich  erwidert, 
er  habe  das  Haus  gemeinschaftlich  mit  Kreyge  geerbt  und  sei 
zur  Hälfte  EigenthUmer  des  Hauses;  die  andere  Hälfte  habe 


')  Kathsentscheidaog  v.  16.  Dec.  1667. 
Kathsenteebeidung  v.  34.  Jan.  1669. 
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er  penningen  gesetted“  d.  h.  Kreyge  habe  ihm  die  andere 
Hälfte  überlassen  „unde  wes  he  (Elsich)  an  penningen  baven 
de  rentenbreve  des  halven  huses  Albert  Kreyge  hennute  to 
geven  schuldich  were  detsulve  hedde  he  noch  by  sick  gemeyncn 
creditoren  tom  beeten.“ 

Der  Rath  entscheidet,  Kläger  möge  sich  „gelick  alle  anderen 
creditoren  an  de  penninge  so  Joh.  Esich  noch  by  sick  hedde, 
holden.“  ') 

Arrestprocess.  ExecntiTproce.ss.  Konkursprocess. 

1.  Erhebliche  Veränderungen  ira  Arrestprocess  haben  die 
fremden  Rechte  nicht  gebracht. 

1661.  Schedebuch  Fol.  231b,  No.  3. 

In  saken  eines  arrestes  up  dusses  jares  ingeforde  dcel  kornes 
by  Brakemannes  to  Oslevshusen  so  Cord  Stenouven  eheliche 
husfrowe  und  zeligen  Marten  Hemelings  nagelatene  wedewe 
hirbevor  up  ore  erfordern  by  dem  rade  erholden  mit  dussem 
underschede  wo  er  Hinrik  Wagenfeld  dar  intoeeggen  edder 
etwes  jegen  vortowenden  dat  ohme  sulkes  tom  negesten  ge- 
richte  scholde  unbenamen  sin  unde  dar  Hinrik  Wagenfeld  darup 
alse  nu  vorwendede:  he  were  des  raeygers  als  eynes  legati 
siner  zeligen  weseken  (Base)  in  possessione  begerde  derwegen 
den  arrest  wedderumme  to  relaxeren  mit  widerem,  alse  overst 
de  wedderdeel  ohme  sulker  possession  nicht  gestendich,  heffl  de 
rad  interlocutorie  aifgesecht  na  deme  er  Hinrik  Wagenfeld 
nicht  vorbrochte,  darmit  he  sine  geromede  possession  jegen 
des  wedderdeels  vorwenden  bewisede,  so  moste  dat  körn  noch 
ene  tyt  lang  by  deme  meyger  in  arreste  bliven  beth  sick  de 
rad  up  de  ingekamen  petitionscriffl  und  anders  so  darjegens 
avergeven  erkleret  hedde  unde  scholde  alsden  ferner  darinne 
ergan  wat  sick  to  rechte  geboren  wolde.  ’) 

Die  in  Ord.  76  enthaltene  veraltete  Bestimmung  über  die 
Prosequirung  des  Arrestes  wird,  nachdem  regelmässige  Gerichts- 
sitzungen üblich  geworden,  schon  früh  durch  die  in  der  Glosse 
zum  genannten  Ordel  enthaltene  Bestimmung  ersetzt  sein,  wo- 
nach der  Arrest  solo  14  dierum  lapsu  erlischt,  wenn  gar  keine 
Erwiderung  geschieht.  Krefting  im  stat  ref.  9 verlangt  Recht- 
fertigung am  nächsten  Gerichtstag. 


‘J  Ferner:  Kathicutacheidung  v.  6.  Nov.  li>57. 
’)  Ferner;  Ratbsentscheidung  v.  2.  Jan.  1571. 
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2.  Durch  einen  wichtigen  gemeinen  Bescheid  vom  11.  Januar 
1611  wurde  parata  executio  in  Processen,  wo  es  sich  um  eine 
in  eine  Handfeste  gekleidete  Bentenschuld  handelt,  gesetzlich 
vorgeschrieben : 

Dass  die  Handfesten  hinfUro  paratam  executionem  haben 
sollen,  dergestalt,  dass,  wenn  die  Handfesten  judicio  vorge- 
zeiget  darauf  alsobald  extra  judicium  et  citra  citatiouem  den 
debitoribus  solutio  angekündiget  und  sofern  keine  erheblichen 
exceptiones  fiirgewandt  mit  der  Execution  verfahren  werden 
solle. 

3.  Dass  der  Eonkursprocess  in  einer  Handelsstadt  schon 
früh  zu  einer  detaillirten  Ausbildung  gelangt,  ist  leicht  erklärlich. 
Schon  in  einer  Rathsentscheidung  vom  12.  Januar  1569  wird 
die  cessio  bonorum  erwähnt: 

Dat  de  beclagtinne  mit  klegem  . . . geborlike  cession  obrer 
guder  vermöge  unser  stadt  to  donde  schuldich  unde  dat  ok  de 
cleger  darmede  billich  fredlich  unde  sick  gelik  den  anderen 
creditoren  nach  ampart  genogen  late. 

Die  gemeinen  Creditoren  sind  bereits  1567  als  corpus  selbst- 
ständige Processpartei , welche  klagt  und  verklagt  wird.  Der 
Konkursverwalter  steht  ihnen  zur  Seite. 

Rathsentscheidung  v.  l.  März  1567. 

Der  Gläubiger  Thiess  Hansporg  klagt  gegen  die  verordneten 
Curatoren  von  Hinrik  Holinges  nachgelassene  Wittwe  wegen 
einer  rechtskräftigen  Forderung.  Die  Curatoren  erwidern,  sie 
hätten  mit  der  Sache  Nichts  zu  thun,  sie  seien  vom  Rath 

„der  Holingschen  nach  dotlikem  affgange  obres  seligen  mannes 
to  curatoren  den  sämmtlichen  creditoren  thom  besten  ex  officio 
deputeret  unde  verordnet  — ok  darup  ferner  anno  1568  den 
2.  august  de  sämmtlike  creditoren  und  under  denen  ok  Hans- 
porgen  sub  comminatione  peremtoriali  anhero  oonvoceren  unde 
eiteren  laten,  de  denn  ok  also  ersehenen,  utbescheden  Thiess 
Hansporg  unde  sich  von  ohnen  nach  ampart  und  vermögen 
des  gudes  contenteren  laten , weilen  aber  Hansporg  als  contu- 
maciter  uthgebleven  und  sin  recht  so  he  vor  anderen  creditoren 
to  hebben  vermeinet  nicht  tarn  vorschin  gebracht  noch  darge- 
tban,  were  he  up  solik  sin  ungehorsamlik  uthbliven  van  den 
sämmtliken  creditoren  mit  sinen  vermeinten  rechten  ausge- 
schlossen.“ 
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Der  Rath  entscheidet; 

Was  denn  de  angelegene  Hansporgsche  priorität  belanget,  dat 
Hansporg  nicht  befuget  derowegen  de  curutoren  to  bespreken 
. , . . dat  he  darunime  de  särotntliken  creditoren  to  beclagen 
schuldich  ay. 


VI.  Skizze  der  Weiterbildung  des  bremischen  Civii- 
processes  seit  dem  Codex  glossatus. 

Weder  die  eben  geschilderte  Praxis  noch  der  Codex  glos- 
satus lassen  die  bekannten  Grundniaxinien  des  gemeinen  Civil- 
processes  als  fest  gestaltete  erkennen. 

Das  Eventualprinzip  erscheint  erst  in  seinen  Anfängen,  die 
Mündlichkeit  ist  der  Schriftlichkeit  zum  mindesten  gleichberechtigt, 
die  OefTentlichkeit  nur  bei  dem  Zeugenverhör  in  Gestalt  des 
selten  und  erst  nach  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  vor- 
kommenden Rotulus  ausgeschlossen.  Aber  seit  dieser  Zeit 
schliesst  sich  das  Verfahren  immer  mehr  der  Theorie  und  Praxis 
des  gemeinen  Processes  an,  des.«en  Grundmaxiinen  allmählig  zur 
vollen  Ausbildung  gelangen.  Der  Besuch  der  Universitäten  wird 
für  die  Juristen  obligatorisch.  Beim  Durchblättern  der  langen 
Reihe  von  Dissertationen  bremischer  Studenten  zeigt  sich  die 
Stoffwahl  auf  das  römische  Recht  und  den  Eammergerichts- 
process  beschränkt.  Seit  1610  war  auch  Gelegenheit  geboten  in 
Bremen  akademischen  Studien  obzuliegen,  in  welchem  Jahre  das 
gymnasium  illustrc  in  eine  Universität  mit  vier  Facultäten  nach 
dem  Vorbild  der  Schule  zu  Herborn  umgewandelt  wurde,  welche 
bis  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  in  kümmerlichen  Resten  fort- 
bestanden  hat.  ‘) 

Aus  der  juristischen  Facultät  ergänzte  man  die  rechts- 
gelehrten Mitglieder  des  Raths  und  weitaus  die  meisten  Pro- 
fessoren sind  nachher  Rathsherren  oder  Syndici  geworden. 
Nachdem  1706  der  literarisch  sehr  thätige  Casper  v.  Rheden  an 
die  bremische  Universität  berufen  war,  kam  das  bremische 
Particularrecht  wieder  einigermassen  zu  Ehren,  indem  er  seine 
Schüler  veranlasste  daraus  den  Stoff  für  ihre  Dissertationen  zu 


')  Iken,  Das  bremische  gymnasium  illustre.  Bremisches  Jahrbuch, 
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wählen.  Dies  hatte  die  Folge,  dass  auch  die  auf  einer  anderen 
Universität  promovirenden  Bremer  ein  Gleiches  thaten.  Freilich 
wurde  dabei  das  Gebiet  des  particulären  Civilprocesses  nur  in 
den  allerseltensten  Fällen  betreten. 

So  sind  bis  zum  Jahre  1751,  wo  das  gemeine  Processrecht 
in  der  Gerichtsordnung  der  Kaiserlichen  freien  Reichs- 
stadt Bremen  zur  Kodiiication  gelangte,  die  wesentlichsten 
rechtsbildenden  Momente  für  das  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  die  Gerichtspraxis  und  das  Juristenrecht  ge- 
wesen, und  nur  in  geringem  Masse  wird  dessen  Fortbildung 
durch  die  Verordnuugsgewalt  des  Rathes  gefördert.  Seit  dem 
Codex  glossatus  sind  daraus  folgende  Publicationen  hervorgegangen : 

1.  Die  Execntionsordnung  v.  21.  Jnni  1641. 

Sie  bildet  in  fünf  Titeln  in  ganz  vortrefflicher  Weise  das 
ältere  bremische  Recht  weiter  fort,  romanisirt  in  sehr  schonender 
Weise  und  ist  in  einem  relativ  reinen  Stil  geschrieben. 

Titulus  I:  de  exceptione  rei  judicatae.  Die  Execution  muss 
gerichtlich  nachgesucht  und  die  verurtheilte  Partei  dazu  citirt 
werden.  Im  Termin  wird  letzterer  noch  einmal  bei  Strafe  auf- 
gegeben dem  Urtheil  Genüge  zu  thun.  Geschieht  dies  nicht, 
wird  in  einem  weiteren  Termin  bei  dinglichen  Klagen  dem  Ver- 
urtheilten  noch  einmal  eine  ganz  kurze  Frist  gesetzt,  die  Sachen 
herauszugeben , in  diesem  Bescheide  aber  dem  Gerichtsbeamten 
zugleich  die  eventuelle  Execution  anbef^ohlen.  Bei  Schuldklagen 
steht  es  im  Ermessen  des  Gerichts  die  Executoriales  dem  Urtheile 
entweder  einzuverleiben  oder  erst  einen  Antrag  der  Partei  abzu- 
warten. Zuerst  wird  die  Execution  in  die  Fahrhabe  vorge- 
nommen, sodann  in  das  Immobile  mittelst  Ausweisung  und  Ein- 
weisung. An  dritter  Stelle  werden  ausstehende  Forderungen  ge- 
pfändet und  schliesslich  gemäss  der  Ordele  23  und  73  die 
Schuldknechtschaft  verhängt.  Dem  pfändenden  Creditor  wird 
jus  offerendi  gegenüber  den  Pfandgläubigem  gegeben. 

Titulus  II:  de  cessione  bonorum.  Um  der  Pfändung  zu  ent- 
gehen, kann  der  Schuldner  ein  Inventar  seiner  sämmtlichen  Güter 
errichten  und  um  Ladung  der  Gläubiger  bitten.  Nachdem  er  den 
Offenbarungseid  geleistet,  wird  ein  Commissar  für  die  Realisation 
bestellt,  die  Forderungen  werden  angemeldet;  die  Vertheilung  der 
Masse  erfolgt  pro  rata  aut  jure  suo.  Ihre  nicht  getilgten  Forde- 
rungen bleiben  den  Gläubigem. 
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Titulus  III;  de  iminisaionuin  modo.  Nachdem  die  Pfändung 
erfolgt,  wird  der  Schuldner  wieder  citirt.  Es  erfolgt  sowohl 
bei  Mobilien  als  Immobilien  immissio  ex  prirao  decreto  oder  zu 
Eistenpfandesrecht  und  zwar  durch  das  Niedergericht.  Nach- 
dem die  Mobiliarpfänder  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischen- 
räumen aufgeböten,  erfolgt  durch  das  Niedergericht  Einweisung 
zu  „weldigem  Weddeschatt.“  Bei  Immobilien  ertheilt  das  Ober- 
gericht immissio  ex  secundo  decreto  — Einweisung  zu  Weich- 
bildsrecht. 

Titulus  IV : de  adjudicatione  et  distractione  pignorum.  Ein 
Gerichtskommissar  versucht  vor  dem  öffentlichen  Verkaufstermin 
den  Gläubiger  zu  bestimmen  die  Pfänder  zu  einem  gewissen  Werth 
zu  übernehmen.  Erst  wenn  der  Versuch  misslungen,  kann  zum 
Verkauf  geschritten  werden. 

Titulus  V:  de  distractione  imraobilium.  Es  erfolgt  eine  ge- 
heime Schätzung  und  Versuch  einer  Einigung  ebenso  wie  bei  den 
Mobiliarpfändern.  Nach  Ablauf  eines  Monats  wird  ein  Anschlag 
an  die  Thür  des  Immobile,  des  Rathhauses  und  der  vier  Pfarr- 
kirchen geheftet  und  Verkaufstermin  angesetzt.  Hier  findet  das 
Aufbieten  statt  und  mit  dem  Erlöschen  einer  Kerze  oder  dem 
Ausklingen  des  Glockenschlages  gilt  der  Kauf  vollzogen.  Erfolgt 
ein  zu  niedriges  Gebot,  so  kehrt  der  Kommissar  die  Kerze  um 
und  hebt  den  Termin  auf. 

2.  Die  Kanzleiordnung  t.  1696. 

Die  Bestimmungen  der  früheren  Kanzleiordnungen  sind  darin 
„mit  Fleiss  revidiret,  und  in  reiflicher  Erwägung  jetziger  Zeit 
Gelegenheit  weiter  declariret  und  extendiret.“ 

Bemerkenswerth  ist  die  Regelung  der  Appellationsformalitäten 
und  der  Protokollführung.  In  Betreff  des  Rotulus  heisst  es,  dass 
er  innerhalb  14  Tagen  bis  4 Wochen  auszufertigen  ist  „et  quidem 
juxta  formam  in  novissimo  recessu  Imperii  de  anno  1654.“ 

„Die  Procnratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläuügen 
Sachen  ihre  Recesse  den  Gerichtssekretären  bei  noch  währendem 
Gericht  in  Schriften  übergeben,  in  den  übrigen  Sachen  aber  und 
gemeinen  mündlichen  Recessen  dergestalt  parat  erscheinen,  dass 
sie  der  Partheien  Notturft  fein,  kurz  und  deutlich  zu  fassen  und 
dermassen  verständlich  vorzutragen  haben,  dass  daraus  die  Sache 
mit  ihren  Umständen  gründlich  eingenommen  und  von  den 
Sekretären  recht  und  genugsam  protokollirt  werden  könne.“ 

^htmann,  CirilproMf«  in  Bramtn.  7 
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3.  Yerordnong  t.  36.  Juni  1711. 

Sie  regelt  einige  in  der  Executionsordnung  nicht  berührte 
Punkte  des  Konkureverfahreng:  Anmeldung  der  Eorderungen, 
Geachäftskreie  dea  curator  bonorum,  Quinquennalea  u.  s.  w. 

4.  Verordnung  v.  14.  December  1716. 

Sie  enthält  Beechränkung  der  Dilationegeeuche  und  der 
restitutio  in  integrum  contra  sententias,  welche  nur  stattfinden 
soll,  wenn  nova  in  facto  vorhanden. 

5.  Reridlrte  und  Yorbessert«  Procuratoreuordnnng  t.  1781. 

Vorschriften  für  und  Ermahnungen  an  die  Procuratoren 
enthaltend. 

Characteristisch  § 15: 

„Auch  sollen  die  Procuratoren  vor  Gericht  chrbarlich  und 
mit  gehöriger  Modestie  sich  aufTühren,  und  nicht  allein  in  münd- 
lichem Fürtragen  sich  alles  Schmähens,  Scheltens  auch  sonst 
anzüglichen  Redens  gänzlich  enthalten,  sondern  auch  keine 
Schriften,  worinnen  dergl.  Expressionen  (bevorab  so  dieselben 
dem  Gericht  verkleinerlich)  enthalten , einbriogen : gestalten  die- 
selbe, wie  oben  gemeldet,  alle  schriftlichen  Handlungen  zu  unter- 
schreiben und  dafür  zu  respondiren  gehalten  sind.“ 

6.  Gerichtsordnung  der  Kaiserlichen  IVeien  Reichsstadt 
Bremen  von  1751. 

Ihre  Haupturheber,  Bürgermeister  Diedrich  Smidt  und  Syndi- 
cus  Otto,  haben  Erläuterungen  dazu  geschrieben.  Die  W eitläofigkeit, 
der  Formalismus,  der  schwerfällige  Gang  des  gemeinen  Processes 
sind  in  ihr  verkörpert  und  dessen  Reception  ist  durch  sie  zum  for- 
mellen Abschluss  gebracht.  Die  Verfasser  haben  vom  eklektischen 
Standpunkte  aus  gearbeitet  und  sich  bemüht  den  verschiedensten 
processualen  Auffassungen  und  Constructionen  gerecht  zu  werden. 
Es  sind  u.  a.  berücksichtigt  der  jüngste  Reichsabschied,  die 
Kammergerichtsordnungen,  die  sächsische  Praxis,  der  Codex 
Fridericianus,  die  Bremische  Hofgerichtsordnung  (1672);  unter 
den  Schriftstellern  vor  Allem  die  sächsischen  Juristen:  Benedikt 
Carpzov  (f  1666),  Job.  Brunnemann  (f  1672),  David  Mevius 
(f  1670),  Joh.  Sam.  Stryck  (f  1710),  Joh.  Heinr.  Berger  (f  1732); 
aber  auch  auf  diejenigen , welche  wie  Augustin  Leyscr  (f  1752) 
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fine  mehr  .■'elbetHtändige  Stellung  einnehinen  und  welche  wie  Jakob 
Friedr.  Ludovici  (f  1723)  und  Jakob  Fricdr.  SeyfFert  1761) 
Hirenger  zwischen  sächsischem  und  gemeinem  Process  unter- 
schieden, wird  Bezug  genommen. 

Einigen  für  die  Processentwickelung  besonders  wichtigen 
Punkten  wollen  wir  einen  Augenblick  näher  treten. 

1)  Aus  den  Erläuterungen  bei  dem  Titel  über  Litiscontestation 
und  Einreden  ersieht  man,  dass  die  Bestimmungen  des  jüngsten 
Reichs  - Abschiedes , welche  die  Eventualmaximen  streng  durch- 
fdhrten,  von  der  Brcm.  Praxis  nicht  beachtet  worden  sind: 

„Bei  denen  hiesigen  Gerichten  ist  die  alte  Gewohnheit,  vor 
der  liüs  contestation  super  dilatoriis  einen  absonderlichen  process 
zu  führen,  die  injungirung  der  litis  contestation  abzuwarten,  und 
die  peremtorische  exceptiones  nach  und  nach  pro  lubitu  beizu- 
bringen, annoch  geblieben,  daher  umb  desto  nöhtiger  sejn  wird, 
solche  nach  den  Beispiel  anderer  Reichsstände  abzuschaffen,  und 
uns  der  Vorschrift  der  in  dem  neuesten  Reicheabschiede  einver- 
leiblen  Reichs-Gesetzen  zu  conformiren.“ 

2)  Dagegen  wird  die  artikulirte  Klage  trotz  Verbotes  des 
Reichsabechiedes  zugelasscn. 

„In  dem  letzteren  Reichsabschiede  § 34  wie  auch  in  denen 
mehrceten  Gerichtsordnungen  der  Stände  werden  auch  die  libelli 
articulati  ausdrücklich  verboten. 

Wird  also  die  Frage  seyn,  ob  dieselben  auch  allhier  zu  ver- 
bieten, oder  vielmehr  tacite  zu  übergehen  und  also  nicht  zu  ver- 
werfen seyn? 

Letzteres  sollte  ich  praeferiren,  weilen  keine  vernünftige 
Ursache  des  Verbots,  in  libello  verschiedene  facta  aus  einander 
zu  setzen,  und  die  periodos  mit  dem  Wort  Wahr  anzufangen, 
wird  können  gegeben  werden;  Und  ist  dem  Carpzovio  P.  1.  C.  2. 
d.  1.  und  anderen  Sächsischen  D.  D.  keineswegs  zuzugeben,  dass 
per  libellum  articulatum  der  Status  causae  involviret  und  dunkel 
werde;  Vielmehr  ist  davor  zu  halten,  dass  durch  separirung  derer 
verschiedenen  factorum  die  Klage  weit  deutlicher  werde.  Welchen 
hiebei  komt,  dass  der  libellus  punctatus  admittiret  wird,  unter 
welchen  und  jenen  aber  kein  ander  Unterschied  ist,  als  dass  die 
periodi  des  libelli  articulati  mit  dem  Worte  „Wahr“  anheben, 
welches  in  dem  Libello  punctato  entweder  ganz  weggelassen,  oder 
in  numeros  verändert  wird.“ 

3)  Abgescha£fl  werden  jedoch  die  positiones  und  die  jura- 
menta  dandorum.et  respondendorura  „Dannenhero  es  sehr  unge- 
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fugt  zu  sein  scheint,  dass  praestito  licet  hoc  dandorum  et  respon- 
dendonun  juramento  das  contrarium  und  zwar  nach  der  D.  D. 
Meinung  absque  crimine  et  puena  perjurii  per  testes,  delationem 
juramenti  judicialis  oder  sonsten  zu  erweisen  dem  Gegentheile 
frei  bleibet.“ 

Indessen  aber  bleibet  den  Parteien  frei,  die  Klage,  exceptiones 
in  Punkten  zu  verfassen  (welche  allhier  den  Namen  Beschuldig- 
ungspunkte  führen)  und  darüber  dem  Gegentheil  das  juramentnm 
litis  decisorium  zu  deferiren. 

4)  Das  juramentom  calumniae  generale  wird  nach  Vorgang 
der  Gesetzgebung  Chursachsens  abgeschafft  und  nur  das  jur.  c. 
speciale  beibehalten. 

5)  Für  den  Schiedseid  gelten  vollständig  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts:  „quod  juramentum  defcrri  possit  licet  deferens 
nil  probaverit,  vel  probaturus  in  probatione  defecerit  immo  nullum 
omnino  indicium  contra  adversarium  militet“  im  Gegensatz  zur 
sächsischen  Praxis,  wo  der  Gedanke  an  die  Bedeutung  des 
germanischen  Eides  noch  immer  nicht  völlig  überwunden  war. 

„Die  Leipziger  ICti  haben  vormahlen  beständig  gesprochen, 
dass  derjenige,  welchem  der  Beweis  per  Sententiam  auferleget 
ist,  den  Eid  nicht  deferiren  könne;  weilen  er  kein  Beweismittel, 
sondern  nur  ein  raodus  se  liberandi  a probatione  sey;  es  ist 
aber  diese  subtilität  dem  1.  2ö  § 3.  de  prob,  zuwider.“ 

6)  Abweichend  von  der  Kammergerichtsordnung  v.  1565, 
welche  die  Appellation  gegen  ein  Interlocut  nur  zulässt,  wenn  es 
vim  definitivem  hat  und  damnum  irreparabile  vorhanden,  erlaubt 
sie  die  Brem.  Gerichtsordnung  allgemein: 

„weil  kaum  eine  gravirliche  Sententia  intcrlocutoria  zu  finden, 
welche,  wan  sie  in  die  Kraft  rechtens  getreten,  nicht  ein  damnum 
per  definitivem  non  reparabile  in  sich  enthält,  wie  solches  eben- 
massig  Böhmer,  d.  § 20  anmerket,  überdem  die  Parteien  nur 
Gelegenheit  haben  würden,  über  die  Frage,  an  Sententia  dam- 
num irreparabile  contineat,  weitläufig  zu  disputiren.“ 

7)  Die  Execution  der  Urtheile  ist  im  Anschluss  an  die 
Executionsordnung  geregelt  aber  bedeutend  vereinfacht.  Die 
immissiones  ex  primo  et  secundo  decreto  „bekanntlich  ein  in- 
ventum  juris  Romani“  die  in  der  Stadt  längst  nicht  mehr  ge- 
bräuchlich, sollen  „tamquam  superflua“  abgestellt  sein. 

8)  In  allen  wichtigeren  Sachen  wird  schriftlich  verhandelt. 
Die  Oeffcntlichkeit  ist  völlig  geschwunden.  Die  Zeugen  werden 
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in  Abwesenheit  der  Parteien  vernommen,  die  Entscheidungs- 
gründe  der  Urtheile  versebwiegen. 

„An  einigen  Orten  werden  die  rationes  decidendi  der  Urthel 
inseriret,  an  anderen  Gerichten  nicht.  Bei  den  Stadt-Bremischen 
Gerichten  ist  es  nicht  gebräuchlich  gewesen;  und  wird  es  bei 
dieser  observanz  umb  desto  mehr  zu  lassen  seyn,  da  den  Parteien 
und  deren  Advocaten  nur  Anlass  gegeben  wird,  die  rationes  und 
den  Richter  anzugreifen  und  zu  chicaniren.“ 

Sogar  dem  mit  gerichtlichen  Akten  nach  einer  auswärtigen 
Fakultät  gesandten  Ganzleiboten  wird  anbefohlen: 

„den  Ort  wohin  er  zu  gehen  beordert  ist,  in  Geheim  zu 
halten  und  an  Niemand  zu  offenbaren.“ 

Erst  1799  wagte  der  Rechtsanwalt  Johann  Friedrich  Gilde- 
meister  in  einem  Aufsatz  im  Hanseatischen  Magazin  „lieber  das 
Geheimhalten  der  richterlichen  Entscheidungsgründe“  die  Publi- 
cirung  derselben  zu  befürworten,  indem  er  den  allerdings  leicht 
zu  vertheidigenden  Satz  aufstellte,  dass  ohne  diese  von  den 
Parteien  oft  ohne  Grund,  immer  aber  aufs  Geratewohl  zur  Ein- 
legung von  Rechtsmitteln  gegriffen  werde.  Schon  nach  15  Jahren 
erhielt  diese  schüchtern  geäusserte  Meinung  die  gesetzliche 
Sanktion.  Die  Gerichtsordnung  von  1814,  welche  alsbald  nach 
Beendigung  der  französischen  Herrschaft  und  der  Aufhebung  des 
französischen  Gerichtsverfahrens  in  Kraft  trat,  schreibt  in  § 419 
vor;  allen  von  hiesigen  Gerichten  in  Civilsachen  gefällten  Er- 
kenntnissen werden  die  motivirenden  Gründe  beigefügt,“  — 
während  § 8 die  bisherige  Heimlichkeit  des  Verfahrens  aufhebt; 
bei  allen  Civilgerichten  wird  jedermann  der  freie  Zutritt  gestattet.“ 
Im  Uebrigen  stimmt  die  Processurdnung  ziemlich  genau  mit 
dem  gemeinen  Processrecht , wie  es  dem  damaligen  Stande  der 
Wissenschaft  entsprach,  überein.  Doch  war  ihr  nur  die  kurze 
Dauer  bis  1820  beschieden. 

In  diesem  Jahre  wurde  eine  neue  Gerichtsordnung  puhlicirt 
und  am  6.  Januar  1823  durch  eine  Bekanntmachung  des  Senats 
ein  bleibendes  Personal  für  das  Obergericht  angeordnet.  Bis 
dahin  hatte  die  alte,  schon  bei  Darstellung  des  Givilprocesses 
von  1433  erwähnte  Einrichtung  bestanden,  wonach  der  gesammte, 
in  der  Regierung  befindliche  Rath  das  Rathsgericht,  später  das 
Obergericht  war.  Alle  halbe  Jahr  trat  aus  den  beiden,  im  Eide 
sitzenden,  die  Regierung  führenden  Quartieren  eins  aus  und  ein 
anderes  an  dessen  Stelle.  Erst  1823  wurde  die  wechselnde 
Bildung  des  Gerichts  aus  zweien  im  Eide  sitzenden  Quartieren 


Digitized  by  Google 


102 


(lee  Raths  aufgehoben  und  das  Obergericht  aus  einem  bleibenden 
Personal , bestehend  aus  einem  Bürgermeister  und  zehn  Raths- 
herren, zusammengesetzt,  während  die  Verfassung  vom  21.  März 
1849  dem  Rathe  die  Rechtspflege  gänzlich  entzog,  welche  einem 
von  ihm  unabhängigen  Richtercollegium  von  zwölf  Personen  über- 
tragen w urde,  das  die  Geschäfte  des  Übergerichts,  Untergerichts 
und  Criminslgerichts  selbstständig  unter  sich  vertheilte. 

Die  Gerichtsordnung  von  1820  schliesst  sich  gleichwie  die 
von  1814  eng  an  den  gemeinen  Process  an  und  ist  mit  mannig- 
fachen, ihren  Grundcharakter  schliesslich  ganz  verändernden 
Novellen  bis  zum  1.  October  1879  in  Kraft  geblieben. 
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Die  Natur  des  Rechtes,  kraft  dessen  die  näciisten  Erben 
gegen  Veräusserungen  des  künftigen  Erblassers  Widei-spruch 
erheben  können,  ist  im  Deutschen  Privatrecbte  strittig.  Neue- 
stens  hat  Heusler  hier  einen  Gegensatz  zweier  Rechtsgebiete 
behauptet  und  Schröder  ihm  beigepflichtet.  — Die  Frage  kann 
nur  durch  eine  vergleicliende  Gegenüberstellung  beider  Rechts- 
gebiete, nicht  also  in  der  vorliegenden  Untersuchung  erledigt 
werden.  Um  aber  ihrer  Beantwortung  nicht  vorzugreifen,  wurde 
anstatt  des  Ausdruckes  „Beispruchsrecht“  der  Ausdruck:  „Erben- 
wartrecht“ gewählt.  Für  diese  letztere  Bezeichnung  trat  Siegel 
schon  in  seinem  „Deutschen  Erbrechte“  ein,  und  sie  ist  als  von 
der  Wissenschaft  angenommen  zu  betrachten. 

Rechtsvergleichende  Blicke  wurden  mit  absichtlicher  Selbst- 
beschräukung  vermieden.  Wir  halten  dafür,  dass  die  Rechts- 
vergleichung in  unserm  Falle  erst  da  einzusetzen  hat,  wo  die 
bodenständigen  Quellen  die  Antwort  versagen,  und  wir  würden 
mehr  erreicht  haben,  als  wir  hoffen  dürfen,  wäre  es  gelungen, 
die  Untersuchung  in  der  That  bis  zu  diesem  Punkte  zu  führen.  — 

Als  der  Verfasser  im  Sommer  1889  die  Berliner  Universität 
aufsnchte,  um  in  die  älteren  Deutschen  Rechtsquellen  näheren 
Eingang  zu  gemnnen,  fand  sein  Bestreben  seitens  der  Professoren 
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Brunner,  Gierke  und  Zeumer  die  möglichste  Unterstützung. 
Die  Einleitung  der  vorliegenden  Studie  konnte  im  darauf  folgenden 
Winter  noch  dem  Seminare  Herrn  Professor  Brunner's  vor- 
gelegt werden,  und  der  Verfasser  dankt  dieser  Möglichkeit 
manchen  wertvollen  Rat. 

Es  sei  deshalb  gestattet,  der  Dankesschuld  für  alle  dar- 
gebotene Förderung  an  dieser  Stelle  Ausdruck  zu  geben. 

Wien,  im  März  1891. 


Der  Verfasser. 
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Bestanden  in  der  ältesten  Epoche  des  Rainschen  Stammes- 
rechtes  Veräusseningsbeschränkungen,  welche  in  entgegenstehen- 
den Rechten  der  Erben  ihren  Grund  hatten?  — Sofort  zwingen 
die  Quellen  zn  folgender  Unterscheidung: 

A)  Eine  solche  Beschränkung  bestand  jedenfalls  bei  Ver- 
gabungen zum  Seelenheile.  Dies  ist  unbestritten;  Lex  BaJ.  I,  1 
giebt,  abgesehen  von  zahllosen  Urkunden,  die  zweifellose  Ant- 
wort, wenn  auch  dann  bei  jeder  weiteren  Einzelfrage  die  Mei- 
nungen auseinandergehen '). 

B)  Galt  diese  Beschränkung  auch  für  Veräusserungen  an- 
derer Art?  — 

Diese  Frage  wurde  bisher  in  befriedigender  Weise  nicht 
beantwortet.  Ja,  der  Inhalt  des  bairischen  Volk.sgesetzes  macht 
eine  ans  ihm  allein  und  direkt  geschöpfte  Antwort,  welche  jeden 
Zweifel  ansschliesst,  vielleicht  unmöglich.  Und  dennoch  enthält 


*)  IjCx  Baj.  I 1 lautet:  Ut  »i  quis  über  persona  voluerit  et  dederit  res 
suas  ad  ecclesiam  pro  redeniptionc  aoiniae  snae.  licentiam  habeat  de  portione 
sua,  postquam  ciun  filiis  suis  paitivit  Nullus  cum  prohibeat,  uou  rei,  non 
dux,  nec  ulla  persona  babeat  potestatem  probibendi  ei.  £t  quiequid  dona- 
verit,  villas,  terra,  mancipia,  Tel  aliqua  pecunia,  omnia  quaeenmque  dona- 
Torit  pro  redemptione  animae  suae,  hoc  per  epistolani  confirmet  propria  manu 
ana  ipsc.  et  festes  adhibeat  sex  vel  amplius  si  voluerint,  imponant  iiianus 
suas  in  epistola  et  nomina  eorum  notent  ibi,  quos  ipso  rogaverit.  Kt  tune 
ipsam  epistolam  ponat  super  altaro,  et  sic  tradat  ipsaui  pecuniam  corani 
sacerdote,  qui  ibidem  servit.  Et  post  haec  nuUam  habeat  potestatem,  nec 
ipse,  nec  posteri  eins,  nisi  defensor  ecclesiae  ipsius  beneticium  pracstarc 
Toluerit  ei,  sed  apud  episcopum  defendantur  res  ecclesiae,  quiequid  apud 
ühristianos  ad  ecclesiam  Dei  datum  fuerit. 

A d 1 • r , Dm  SrbMWArtrMhl.  X 
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eben  diese  Frage  das  Hauptproblem.  Wird  sie  bejaht,  dann  ist 
erwiesen,  dass  auch  im  Gebiete  des  Bairischen  Stammes  ein 
Recht  der  Proximi  galt,  welches  entweder  ursprünglich  in  dieser 
Gestalt  vorhanden  war,  oder  als  die  Abschwächung  einst  stärkerer 
Rechte  der  Verwandten  zu  betrachten  ist.  — Wird  sie  verneint, 
dann  reduzirt  sich  die  rechtsliistorische  Bedeutung  der  quellen- 
mässig  feststehenden  Beschränkung  ungemein:  Die  Erscheinung, 
welche  uns  im  ersten  Falle  als  eine  wichtige  Phase  in  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Eigentums  gelten  müsste,  wäre  nun  nichts 
mehr  als  das  Product  einer  Gesetzgebungsiwlitik,  welche  den  in 
masslosen  Vergabungen  sich  äussemden  Glaubenseifer  massigen 
will.  Mag  dann  auch  für  eine  spätere  Epoche  des  Bairischen 
Rechtes  das  Wartrecht  von  Niemandem  bestritten  werden  — 
eben  die  spätere  Entstehung  dieses  Rechtes,  nach  vorausgegange- 
ner Dispositionsfreiheit,  würde  die  Annahme  widerlegen,  dasWart- 
rccht  bezeichne  ein  allgemeines  Durchgangsstadium  auf  dem  Wege 
zum  Individualeigentum. 

Die  Quellen  scheinen  zunächst  jede  direkte  Antwort  zu 
versagen.  Die  Dex  selbst  enthält,  wenn  wir  von  wenigen 
singulären  Bestimmungen  absehen,  deren  Heranziehung  ange- 
fochten  wird,  nur  Vorschriften  für  die  V'ergabung  zum  Seelen- 
heile. Die  Urkunden  der  ältesten  Periode  bringen  fast  aus- 
schliesslicb  nur  Aufzeichnungen,  welche  die  Kirchen  über  Schen- 
kungen zu  ihren  Gunsten  gemacht  haben.  Nachrichten  über 
Vergabungen  anderer  Art  sind  selten  und  bedürfen  einer  sorg- 
samen Ausscheidung  und  Sammlung,  welche  bisher  unterlassen 
wurde. 

Infolge  die.ses  Zustandes  der  Quellen  hatte  die  Literatur 
freies  Spiel.  Insoweit  sie  sich  die  Frage  überhaupt  gestellt  hat, 
beantwortet  sie  dieselbe  verschieden  je  nach  dem  allgemeinen 
Standpunkte,  den  sie  bezüglich  des  Ursprungs  des  Wart- 
rechtes einnalim.  Oder,  um  genauer  zu  sein,  müssen  wir  sagen: 
Da  die  Geschichte  des  bairischen  Wartrechtes  ältester  Zeit 
bisher  niemals  Gegenstand  einer  Spezialuntersuchung  war,  so 
wurde  diese  ei-ste  Frage,  die  zu  stellen  ist,  von  der  Literatur 
— wenn  überhaupt  — so  doch  nur  nebenbei  beantwortet.  Für 
die  Art  der  Beantwortung  war  aber  dann  fast  allein  massgebend 
die  allgemeine  Stellungnahme  des  Autors  zur  Frage  nach  dem 
Alter  des  Erbenwartrechtes. 
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Mit  einzigem  Hinblicke  auf  die  von  uns  gestellte,  sehr  be- 
stimmte Frage  wollen  wir  nun  teils  der  Zeitfolge  nach,  teils 
in  sachlicher  Gruppirung  — wie  sich  dies  jeweilig  besser  em- 
pfehlen mag  — die  einschlägigen  Schriften  betrachten , um 
daraus  die  Forderung  fiir  unsere  eigene  Arbeit  zu  gewinnen. 
Vollständigkeit  der  Literaturangaben  ist  weder  beabsichtigt,  noch 
auch  durch  die  eben  abgegrenzte  Aufgabe  geboten. 

Über  die  ältere  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhun- 
derts, welche  überwiegend  von  der  Annahme  eines  ursprünglichen 
Gesamteigentums  ausging,  handeln  Duncker’)  und  Zimmerle*) 
in  ausführlicher  Weise.  Diese  älteren  Autoren,  und  nach  ihnen 
zuerst  auch  noch  Eichhorn®)  und  Phillips*)  neigten  dazu  hin, 
das  Wartrecht  als  ursprüngliche  Thatsache  des  Deutschen  Rechtes 
vorauszusetzen.  Ihre  Bemühungen  wendeten  sich  hauptsächlich 
der  juristischen  Konstruktion  dieses  als  bewiesen  angenommenen 
Rechtsverhältnisses  zu. 

Eichhorn  unternahm  dann  den  Versuch,  nicht  blos  die 
Existenz,  sondern  auch  die  Rechtsgrundlage  des  Wartrechtes  zur 
Zeit  der  Volksrechte  aus  den  unmittelbaren  Quellen  festzustellen '). 
Bezüglich  der  Rechtsgiundlage  inte  Eichhorn  freilich,  indem  er 
die  Ansprüche  der  Erben  auf  ihre  Verpflichtung  zur  Blutrache 
zurückluhrte").  Die  Frage  der  Existenz  bejahte  er,  äusserte 
sich  aber  bezüglich  der  Beweiskraft  der  einzelnen  Volksrechte 
so  vorsichtig,  dass  wir  (S.  328)  lesen:  ,.ln  den  Volksrechteu  und 
Capitularien  kommen  Stellen  vor,  welche  man  dahin  deuten  kann. 


0 h,  Duncker.  Dait  Ocaninteigontum,  Slarburj;  1S4S,  S 1 — 23. 

•)  L.  Zimmerte,  Das  Deutsclie  Stammgutssystem  nach  seinem  Ur- 
sprünge und  seinem  Verlaufe,  Tübingen  18&7,  S.  i)l — 122. 

')  K.  F.  Eichhorn,  Einleitung  in  das  DeuCscbe  Privatrecht,  2.  Ausg., 
UUttingen  IS2f>,  S.  4')7  fl'..  440  IT. 

*)  Phillips,  Grundsätze  des  gemeinen  Deutschen  Privatrechts  IS29,  I, 
S.  233,  300  ff..  II,  S.  194. 

*)  Eichhorn,  Deutsche  .Staats-  und  Rechtsgcschichte,  4.  Auflage,  I.  lid. 
1S34,  § 57,  dann  in  der  5.  Auflage  dieses  Werkes  1843,  I.  lid.,  S.  324  ff.  — 
Eine  Auseinandersetzung  mit  Ueaeler’s  inzwischen  erschienener  Unter- 
suchung, von  der  wir  sofort  sprechen  werden,  lehnt  Eichhorn  S.  328  hh.  des- 
halb ab,  weil  Heseler  Eichhom’s  Ausführungen  in  der  4.  Auflage  nicht  mehr 
berücksichtigen  konnte. 

•)  Vgl.  über  diese  Frage  Brunner,  Sippe  und  Wergtdd,  in  der  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung,  III.  Bd.  1882,  S.  4 and  öfter. 

1* 
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dass  wenigstens  die  Regel  für  die  freie  Befugnis  nicht  nur  zur 
Veräusserung  unter  onerosem  Titel,  sondern  selbst  zur  Schen- 
kung gewesen  sein  müsse.“  — Trotz  dieser  Vieldeutigkeit  der 
Quellen  nimmt  Eichhorn  schliesslich  dennoch  als  Regel  die  all- 
gemeine Veräusserungsbeschränkung  an,  und  sieht  insbesondere 
in  den  Bestimmungen  des  Bairischen  Rechtes  (vgl.  S.  331)  oflFen- 
har  ein  Privilegium,  welches  Vergabungen  zu  Gunsten  der  Kirche 
erleichtern  soll. 

Dieser  fast  allgemein  herrschenden  Annahme  der  Urspihng- 
lichkeit  des  Wartrechts  trat  nun  zuerst  Beseler  in  seiner  „Lehre 
von  den  Erbverträgen“  (1835)  unter  Heranziehung  eines  grösseren 
Quellenmaterials  entgegen  *).  Beseler  nimmt  für  die  ältere  Periode 
an  „dass  die  Veräusserung  des  Grundbesitzes  ursprünglich  durch 
„die  Erben  nicht  beschränkt  war  und  der  Eigentümer  also  ihrer 
„Einwilligung  nicht  bedurfte,  um  sie  vollgültig  zu  vollziehen; 
„dass  aber  die  Sitte  früh  eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzipe 
,.macht,  zum  Besten  der  Kinder,  welche  später  auch  auf  ent- 
,.ferntere  Verwandte  ausgedehnt  wurde“  (S.  51).  — Die  Bestim- 
mung des  Bairischen  Gesetzes  .scheint  Beseler  als  eine  Vorkehrung 
gegen  masslose  Schenkungen  anzusehen,  getroifcn  zu  Ungunsten 
der  Kirche,  da  nach  Beseler's  Ansicht  nur  die  Sitte  ohne  Rechts- 
zwang die  Zustimmung  der  Kinder  verlangte,  während  hier  die 
vorherige  Befriedigung  der  Kinder  gesetzliche  Forderung  ist. 
(S.  57). 

Der  Beweisführung  Beseler's  tritt  zuerst  Pauli  (1837)’)  mit 
der  Behauptung  gegenüber,  die  Veräusserungsbeschränkungen 
durch  Erben  seien  schon  seit  den  ältesten  Zeiten,  aber  nur  in 
Hinsicht  auf  das  ererbte  Gut  Rechtens  gewesen.  Der  Grund 
für  diese  Untei'scheidung  sei  in  einer  tief  im  germanischen  Leben 
ruhenden  Ansicht  zu  suchen,  wonach  der  Einzelne  „das  ihm  ohne 
„sein  Zuthun  durch  eine  höhere  Hand  und  in  Folge  des  vom 
„Vülksrecht  bestimmten  Erbfalls  Zugefallene  nur  als  eiu  ge- 
„liehenes  Gut  beliachtete,  das  er  auch  seinerseits  dem  Erbgange 
„überlassen  müsse.“  — Wichtig  ist  für  uns  die  energische  Be- 
tonung dieser  Unterscheidung  zwischen  ererbtem  und  selbst- 


')  6.  Ueaeler,  Die  Lehre  von  den  Erbverträgen  I.  Theil,  Göttingen  1835. 
•)  C.  W.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  LUbischen  Rechte,  I.  Theil, 
Lübeck  1837,  S.  10  £f. 
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erworbenem  Gute*).  Die  Zeit  der  Volksrechte  wird  übrigens 
bei  der  Beweisführung  kaum  gestreift. 

Häberlin  (1842)’)  beantwortet  in  seiner  ausschliesslich  auf 
Bairischem  Rechtsboden  sich  bewegenden  Untersuchung  trotz 
sonstiger  Ausführlichkeit  die  Frage  nirgends  direkt;  aber  aus 
dem  Satze  (S.  228):  „leibliche  und  eheliche  Kinder  haben  ein 
„fest  versichertes  Recht  auf  eine  pars  legitima  am  Vermögen 
„des  Vaters,  welche  er  ihnen  selbst  nicht  durch  eine  Schenkung 
„an  die  Kirche  kürzen  darf  . . und  aus  einer  zweiten  Äusse- 
rung (S.  35)  verwandter  Art  lässt  sich  erkennen,  dass  Häberlin 
im  Gegensätze  zu  Beseler  mindestens  den  Kindern  bei  ander- 
weitigen Vergabungen  dieselben  gesetzlichen  Rechte  einräurat, 
wie  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile. 

Gerber  macht  in  seiner  einschlägigen  Dissertation’)  aus 
dem  Jahre  1847  bezüglich  der  Quellen  die  richtige  Bemerkung 
(S.  9):  „Documenta  autem  illa  ideo  quaestionem  non  satis  illu- 
„strant,  quia  fere  omnia  de  traditionibus  ad  ecclesiam  et  monasteria 
„factis  conscripta  sunt  et,  quod  antea  demonstravimus,  tales 
„traditiones  jam  antiquitus  privilegiis  erant  munitae.“  Gerber 
meint  auch,  dass  diese  Privilegien  die  Kirche  begünstigen  wollten, 
und  hält  insbesondere  für  das  Bairische  Recht  die  Existenz  eines 
Wartrechtes  aus  den  Bestimmungen  des  Volksgesetzes  erweisbar 
(S.  8).  Inhalt  und  Umfang  des  Wartrechts  ältester  Zeit  seien 
aber  überhaupt  im  Einzelnen  nicht  festzustellen*). 


')  Ähnlich  Uhrigens  schon  E.  Th.  Qaupp,  Das  Schlesi.schc  Dandrccht, 
Leipzig  1828,  S.  100  ff. 

•)  C.  F.  W.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichelbeck's 
Historia  Fri.singensis  enthaltenen  Urknndensammlung.  I,  Berlin  1842. 

’)  C F.  Herber,  Heditationes  ad  locum  specuU  Joris  Saxonici  Lib.  I 
Art.  LII,  Erlangen  1847. 

*)  ibidem  S.  9:  Nam  persuasnm  mihi  est,  ne  valuisse  qnidem  nnquam 
regnlam  constanter  adhibitam,  qua  dubia  illa  remota  fuissent.  Quod  intclligct, 
qui  collectiones  diplomatnm  inspexerit  et  singula  intcr  so  comparaverit,  quod 
Sydow  accurate  et  diligenter  perfecit.  Inveniet  tum  maximaro  differentiam ; 
sunt  documenta,  quae  consensu  solorum  libororum,  sunt  quae  fratrum  et  soro- 
rum,  parentum,  patruelium  adeo  et  nxoris  sint  munita.  — Gerber  bezieht  sich 
hier  auf  die  von  Sydow,  Darstellung  des  Erbrechtes  nach  den  Grundsätzen 
des  Sachsenspiegels,  Berlin  1828,  S.  179  ff.,  gegebene  Darstellung  der  „Rechte 
der  Erben  bei  Lebzeiten  des  Erblassers*,  welche  freilich  die  Zeit  der  Volks- 
reebte  sehr  wenig  berücksichtigt. 
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Die  durch  Beseler's  Schrift  aufgeworfene  Frage  nach  der 
Ursprünglichkeit  des  Beispruchsrechtes  suchte  Sandhaas  (1852)’) 
durch  besonnene  Überprüfung  der  für  und  wider  angeführten 
Argumente  unter  Beiziehung  der  Gesetzesstellen  der  Lösung 
näher  zu  bringen.  In  dieser  Überprüfung  liegt  der  Wert  der 
Schrift.  Der  von  ihm  selbst  mit  Recht  gestellten  Forderung, 
die  einzelnen  Stammesrechte  zunächst  gesondert,  einer  genaueren 
Untersuchung  zu  unterwerfen  (S.  140)  hat  sich  Sandhaas  nicht 
unterzogen.  — Bezüglich  der  Baiern  und  Alemannen  hält  er 
(S.  197)  eine  materielle  „Berücksichtigung“  der  Erben  für 
zweifellos.  Dagegen  neigt  er  „gar  sehr“  zu  der  Meinung,  dass 
auch  Baiern  und  Alemannen  ursprünglich  kein  förmliches  Bei- 
spruchsrecht kannten.  Zeugnisse  gegen  das  Beispruchsrecht 
seien  zwar  nicht  vorhanden,  aber  lex  Baj.  I,  1 und  XV.  10 
sprechen  auch  nicht  unbedingt  dafür. 

Zimmerle  (1857)  vertritt  gegenüber  Beseler  und  Sandhaas 
die  entgegengesetzte  Auffassung  und  geht  in  seiner  Annahme 
weit  über  Eichhorn  hinaus®).  Er  nimmt  für  Baiern  (S.  54)  an, 
dass  es  zu  jeder  Schenkung  von  Anfang  an  einer  Zustimmung 
der  nächsten  Erben  bedurfte.  „Eine  gesetzliche  Ausnahme  bildet 
nur  das  Recht  zu  Schenkungen  an  die  Kirche  zum  Heile  der 
Seele,  bei  welchen  die  Verwandten  ihr  Einspruchsrecht  verlieren 
und  nur  die  Söhne  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Abfindung 
erhalten.“ 

Was  liiermit  behauptet  wird,  kann  richtig  sein.  Qnellcn- 
inässig  genügend  erhärtet  hat  es  Zimmerle  nicht.  Wir  werden 
auf  seine  Ausführungen  wiederholt  zu  sprechen  kommen. 

Walter  unterzieht  in  seiner  Rechtsgeschichte ”)  das  Wart- 
recht einer  eingehenden  Untei-suchung.  Sein  Standpunkt  hält 
die  Mitte  zwischen  Eiclihorn  und  Zimmerle,  welch  Letzterem  er 
insbesondere  zahlreiche  Irrtümer  nachweist.  Die  Veräusserungs- 
beschräukungen  waren  „tief  im  Gefühl  des  Volkes  lebende  Sitte, 
„wovon  abzu weichen,  keinem  einfiel.  Erst  als  durch  neue  Ver- 
„hältnisse  eine  freie  Bewegung  angeregt  wurde,  wurde  man  sich 
„derselben  bestimmter  bewusst“  (S.  111).  Die  verschiedenen 

')  tl.  Sandhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  Giessen  1852. 

•)  Zimmerle  a.  a.  O. 

•)  F.  Walter,  Deutsche  Rechtsgeschichtc,  Bonn  1857,  II.  Bd.,  S.  110 
bis  120. 
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Volksgesetze  zeigen  uns  die  bewusste  Stellungnahme  der  einzelnen 
Stämme  zu  dieser  Frage.  „Bei  den  Baiern  wurde,  ebenso  wie 
„bei  den  Alemannen  vorausgesetzt,  dass  man  mit  seinen  Söhnen 
„abgeteilt  hatte  . . . Doch  wurden  häufig  auch  da,  wo  es  nicht 
„nötig  war,  aus  verwandtschaftlicher  Rüchsicht  oder  um  künftigen 
„Reclamationen  zu  begegnen,  die  Blutsfreunde  als  beratend  zu- 
„gezogen.“  (S.  115).  „Die  Freiheit,  sein  Erbe  an  wen  man 
„wolle,  zu  tradiren,  wurde  durch  die  Capitularien  allgemeines 
„Reichsrecht,  ....  allein  in  die  Sitten  drang  dasselbe  nicht  ein, 
„umsomehr  hielt  das  Verwandtschaftsgefühl  an  seinem  (alten) 
„Rechte  fest.“  (S.  115)  ...  . „Auch  in  Baiern  wnixle  (dann) 
„selbst  bei  Traditionen  an  die  Kirche,  wo  es  nach  dem  alten 
„Volksrecht  nicht  nötig  war,  der  Consens  der  Erben  eingeholt“ 
(S.  118). 

Merkel  (1863)'),  der  vor  allen  seinen  Vorgängern  eine  aus- 
gedehnte Kenntnis  insbesondere  der  bairischen  Rechtsquellen 
voraus  hat,  streift  unsere  Frage  nur  (S.  141),  aber  doch  so,  dass 
seine  Meinung  zu  entnehmen  ist.  Es  heisst  hier:  „Dad  Volks- 
„recht  1.  Baj.  I,  1 verpflichtet  wie  das  burgundische  Gesetz  den 
„Veräusserer  auch  wenn  er  an  kirchliche  Anstalten  veräussert, 
„den  Erbteil  seiner  Kinder  freizulassen.“  Daraus  folgt,  dass 
Merkel  den  Veräusserer  „auch“  bei  anderen  Veräusserungen  als 
an  Kirchen  durch  entgegenstehende  Rechte  beschränkt  erachtet’). 

Ebenso  wie  Zimmerle  über  die  Ansichten  Eichhom’s  hinaus- 
schritt, so  geht  nun  Lewis  in  der  Richtung  Beseler-Sandhaas 
vor’).  In  seiner  „Succession“  (1864)  heisst  es  (S.  15);  ...  . 
„Das  Erfordernis  der  Abteilung  setzt  die  bairische  lex  bei  Ver- 
„gabnngen  an  die  Kirche,  lässt  jedoch  im  Übrigen  völlige  Dis- 
„positionsfreiheit  über  das  Vermögen  bestehen,  weil  man  hier 
„nur  der  Kirche  gegenüber  Beschränkungen,  wie  sie  angegeben, 
„einführen  zu  müssen  glaubte.“  Als  Beleg  für  die  sonstige  Dis- 


')  Herkel,  Dag  firmaro  im  bairischen  Recht,  in  Ztscbr.  für  Rechts- 
geschichte,  2.  Bd.  1863. 

*)  Denselben  Standpunkt  nimmt  anch  Qnitzmann  ein;  die  älteste 
Rechtsverfassung  der  Bajuwaren,  1866,  S.  186. 

•)  G.  Lewis,  De  origine  facnitatis  heredibns  in  iure  Germanico  con- 
cessae  prohibendi  alienationes  remm  immnbilinm,  Berlin  1862.  Derselbe; 
Die  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers  nach  Deutschem 
Rechte,  Berlin  1864. 
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Positionsfreiheit  führt  er  gegenüber  1.  Baj.  I,  1 den  Titel  VII,  4 
an*).  Zugleich  bekänii»ft  Lewis  den  Versuch  1.  Baj.  XV,  10  als 
Gegenargument  benützen  zu  wollen®).  Diese  Bestimmung  sei 
aus  der  lex  Wisig.  geschöpft,  unter  dem  Einflüsse  des  Römischen 
Rechtes  entstanden  und  betreffe  das  eheliche  Güterrocht  speziell. 
Wenn  darin  gesagt  ist,  dass  soferne  ein  Ehemann  mangels  einer 
Desc(!ndenz  seine  Frau  bedenkt,  diese  bei  Nicht wiederverbeira- 
tung  ungestört  im  Besitze  der  Vergabung  bleiben  soll,  dann 
werde  „der  Mangel  der  Erben  wohl  nicht  aus  dem  Grunde  her- 
„vorgehoben,  weil  denselben  in  anderen  Fällen  ein  Widerspruchs- 
„recht  gegen  Veräusserungen  eingeräumt  war,  sondern  weil  da- 
„mit  die  Verfügung  des  Mannes  über  das  ganze  Vermögen  zu 
„Gunsten  der  Frau  motivirt  sein  sollte.“ 

Lewis  geht  somit  weiter  als  Beseler;  er  glaubt  auch  im 
Gegensätze  zu  dem  vorsichtigeren  Sandhaas  die  Frage  aus  den 
bisher  herangezogenen  Quellen  direct  beantworten  zu  können. 
Lewis  gelangt  dann  auf  Grund  derselben  Quellen,  welche  Zimmerte 
benutzt  hatte,  zu  einem  gerade  entgegengesetzten  Resultate  in 
jener  Richtung,  die  Beseler  zuerst  betrat.  Während  aber  Beseler 
der  Meinung  war,  dass  ursprünglich  eine  jede  ausserkirchliche 
Vergabung  durch  die  Sitte  an  die  Zustimmung  der  Verwandten 
gebunden  war,  statuirt  Lewis  vollständige  Dispositionsfreiheit. 

Abermals  — wie  früher  bereits  durch  Sandhaas  — erfolgt 
eine  llberi)rüfung  der  in  der  Streitfrage  von  beiden  Seiten  vor- 
gebrachten Beweisgründe  u.  z.  durch  Pernice  (1867)  in  einer 
Kritik  der  Schriften  von  Lewis,  welche  selbständigen  Wert  in 
Anspruch  nehmen  darf®).  — Pernice  wiift  Lewis  eine  mangel- 


')  1.  Baj.  VII,  4 lantet:  Ut  nullum  libernm  sine  mortali  crimine  licvat 
inservire,  nec  de  hereditate  sun  expellere,  sed  libcri,  qui  justis  legibus  de- 
serviunt,  sine  impedimento  hureditatia  suue  possidoaiit  ; quamvis  pauper  sit, 
tarnen  libertatem  suam  non  perdat,  nec  hereditatem  suam,  nisi  ei  spoutanea 
volutitate  alicui  tradere  voluerit,  hoc  potestatem  babeat  faciendi. 

®)  . . . si  autem  maritus  ejus,  qui  nec  filios,  nec  filias,  nec  nepotes,  nec 
pronepotea  nec  ullum  de  propinquis  habet,  sed  in  uxorem  aut  donationem  aut 
testamentum  sive  partem  sivo  omnoa  coutulcrit  facultates  et  haec  deinceps 
in  viduitnte  persistit  et  meinoriam  inariti  cum  pudicitia  castitatis  obaervat, 
omnia  quae  a marito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  voluerit  pro 
suo  jure  transfundat. 

*)  A Pernice,  Bcisprucharecht  und  llniversalauccession  im  Deutschen 
Rechte,  in  der  Kritischen  Vtjschr.  IV,  1S07. 
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hafte  Benütznng  der  Urkunden,  Zimmerte  deren  unkritische  An- 
häufung vor.  Sollte  sich  wirklich  in  Baiem  das  Wartrecht  — 
wie  Beseler  und  Lewis  meinen  — erst  erstmalig  im  9. — 12.  Jahr- 
hundert entwickelt  haben,  so  müsste  diese  Entwicklung  aus  den 
Quellen  ersichtlich  sein.  — Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  in 
Baiem  ursprünglich  ein  Wartrecht  gegolten  habe,  könne  das 
Volksrecht  nur  mit  seiner  Bestimmung  der  Abteilung  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen  herangezogen  werden.  „Alle  übrigen  Stellen 
„entscheiden  nichts.  Denn  1.  Baj.  VII,  4,  woraus  Lewis  die 
„Freiheit  der  Befugnis  schliesst,  an  andere  als  an  Kirchen  zu 
„veräussera,  bestimmt  zunächst;  Confiscation  solle  den  Erben  des 
„Verbrechers  nie  treffen  und  fügt  hinzu,  überhaupt  solle  Niemand 
„durch  die  Staatsgewalt  aus  seinem  Grundeigentum  vertrieben 
„werden,  vielmehr  könne  eine  Veräusserung  desselben  nur  aus 
„dem  freien  Entschlüsse  des  Eigentümers  selbst  hervorgehen.  — 
„Hier  war  also  nicht  der  Ort,  die  etwaigen  Beschränkungen  des 
„freien  Entschlusses  aufzuzählen.“ 

Ebensowenig  sei  aber  die  Behauptung  Zimmerle’s  berechtigt, 
zu  jeder  Schenkung  bedürfe  es  der  Zu.stimmung  der  nächsten 
Erben.  Namentlich  folge  dieser  Satz  nicht  aus  1.  Baj.  XV,  10 
und  hier  schliesst  sich  die  Beweisfühmng  Pemice  an  die  bereits 
gegebene  von  Lewis  an  (S.  74). 

Als  Ergebnis  seiner  Prüfung  führt  Pemice  an,  dass  die 
Baiern  (ebenso  wie  die  Ribuarischen  Franken)  „eine  die  Rechte 
„der  Erben  beeinträchtigende  Guts  veräusserung  nicht  als  rechts- 
„beständig  erachteten,“  dass  insbesondere  die  Baiern  aber  den 
Zweck  des  Einspruchsrechtes  durch  andere  Mittel  zu  erreichen 
suchten,  nämlich  durch  ein  dem  Römischen  Noterbenrechto  ana- 
loges Recht  (S.  72,  75,  81),  worauf  bereits  Walter  (1855)  und 
Zöpfl  (1858)  aufmerksam  gemacht  hatten. 

Eine  directe  Antwort  auf  die  Frage,  ob  die  entgegenstehen- 
den Rechte  der  Erben  — mochten  sie  welche  rechtliche  Natur 
immer  haben  — in  der  ältesten  Periode  Baierns  nur  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen,  oder  allgemein  galten,  gibt  Pemice  zwar 
nicht;  es  lässt  sich  aber  annehmen,  dass  er,  trotz  der  oben  an- 
geführten Bemerkung  gegen  Zimmerle,  dieses  „Noterbenrecht“ 
gegenüber  allen  Vergabungen  gelten  lassen  will. 

Aus  seiner  Kritik  scheint  sich  folgendes  mit  Sicherheit  zu 
ergeben;  Der  Versuch,  die  Frage  allein  oder  hauptsächlich  durch 
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Interpretation  der  Lex  zu  beantworten,  muss  infolge  der  Viel- 
deutigkeit der  wenigen  in  Betracht  kommenden  Gesetzesstellen 
fruchtlos  bleiben.  Es  ist  daher  nötig,  andere  Rechtsquellen,  vor 
Allem  die  Urkunden  in  systematischer  und  ausgedehnter  Weise 
beizuziehen.  — Ob  freilich  durch  Erfüllung  dieser  Forderungen 
unsere  Frage  nach  der  Allgemeingültigkeit  und  Ursprünglichkeit 
des  Wartrechts  in  Baiern  einer  endgültigen  Entscheidung  zuge- 
führt  werden  kann,  steht  dahin.  Der  einzige  mögliche  Weg 
ist  aber  bezeichnet. 

Es  lässt  sich  nun  nicht  behaupten,  dass  bezüglich  der  bairi- 
schen Entwicklung,  über  deren  Wichtigkeit  noch  zu  sprechen  sein 
wird,  sich  irgend  ein  nachfolgender  Autor  die  bezeichnete  Auf- 
gabe gestellt  hätte.  Vielmehr  wurden,  so  oft  das  Bairische 
Rechtsgebiet  in  Frage  kam,  entweder  aus  der  Fülle  der  Ur- 
kunden jene  herangezogen,  welche  den  antizipirten  Standpunkt 
des  Autors  zu  unterstützen  vermochten,  oder  auch;  Es  wurde 
die  Anschauung  zwar  erst  auf  Grund  der  Quellen,  aber  auf 
Grund  einer  unzureichenden  Benützung  derselben  gebildet. 

Wichtig  für  unsere  Frage  ist  fenierhin  keine  Schrift,  welche 
sich  etwa  speziell  mit  ihr  befasst  hätte,  sondern  der  veränderte 
Grundzug,  welcher  die  gesammte  einschlägige  Literatur  der  neue- 
sten Zeit  kennzeichnet:  Fast  kein  Einziger  der  nun  folgenden 
Autoren  steht  ganz  auf  der  Seite  von  Beseler  oder  Lewis,  son- 
dern es  erfolgte  auf  Grund  neuerer  Deutsch-rechtlicher  For- 
schungen und  unterstützt  durch  die  Ergebnisse  der  Rechtsver- 
gleichung, eine  mehr  oder  minder  vorsichtige  Rückkehr  zur 
älteren,  nunmehr  in  ganz  anderer  Weise  begründeten  Annahme 
eines  ursprünglichen  Gesammteigentums  der  Sippe,  oder  zum 
mindesten  einer  ursprünglichen  Verfangenschaft  des  Gutes  zu 
Gunsten  nächster  Erben. 

Allerdings  sind  in  dieser  Stellungnahme  die  mannigfachsten 
Abstufungen  bemerkbar.  Von  allen  neuesten  Autoren  stehen 
Waitz  und  Stobbe  den  Anschauungen  Beseler-Lewis  am  näch- 
sten und  verhalten  sich  gegenüber  der  neuen  Tendenz  am  meisten 
ablehnend '). 

')  E.  Lüning,  Geschichte  des  Deutschen  Kirclienrechtos,  II.  Bd.,  1878, 
S.  081  ff.,  konnte  dem  Zwecke  seines  Werkes  nach  die  Frage  der  Ursprüng- 
lichkeit dos  Beispruchsrechtes  übergehen.  Wir  kommen  auf  seine  Ausführun- 
gen im  anderen  Zusammenhänge  zurück. 
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Waitz  (1883)  meint'):  „Ob  auch  ein  eigentümliches  Recht 
„der  Familie  im  weiteren  Sinne,  ein  sogenanntes  Gesammteigen- 
„tnm  derselben  anzunehmen,  ist  zweifelhaft.  Dass  die  Verwandten 
„zu  Veräusserungen  an  Fremde  ihre  Zustimmung  geben  mussten, 
„gilt  später  bei  einzelnen  Stämmen  als  Recht.  Dass  es  aber 
„früher  allgemein  war,  und  auf  einen  solchen  Grundsatz  zurück- 
„znführen  ist,  lässt  sich  nicht  darthun.“  Und  in  anderem  Zu- 
sammenhänge’) äussert  sich  \Vaitz(l  882)  bezüglich  des  Wartrechts ; 
„dass  in  dieser  Zeit  (der  Volksrechte)  kein  unbedingtes  Wider- 
„spruchsrecht  der  Verwandten  gegen  Veräusserungen  stattfand, 
„ergibt  sich  aus  den  Urkunden  unwiderleglich.  Eben  die  For- 
„meln  . . . sprechen  nie  von  Zustimmung  der  Betheiligten;  wir 
„müssen  jedenfalls  annelinien,  dass  man  innerhalb  der  Familie 
„frei  über  das  Eigentum  verfügen  konnte.  Allein  auch  Ver- 
„gabungen  und  Verkäufe  haben  keineswegs  immer  ausdrücklich 
„die  Billigung  der  Verw-andten  erhalten.“ 

Stobbe  (1883)®)  stimmt  Sandhaas  in  der  Forderung  bei, 
dass  zwischen  den  einzelnen  Volksrechten  unterschieden  werden 
müsse.  Ist  es  nun  auch  schwer,  diesen  Gelehrten  bei  der  ihm 
eigenen  vermittelnden  Vorsicht  beim  Worte  zu  nehmen,  so  ist  es 
doch  sicher,  dass  Stobbe  die  ältere  Annahme  eines  ursprüng- 
lichen Familieneigentums  verwirft.  Stobbe  hält  das  Beispruchs- 
recht für  das  Product  einer  Reaktion  gegen  schädliche  Veräusse- 
rungen, insbesondere  an  Kirchen,  welche  „bei  den  verschiedenen 
„Stämmen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  vei-schiedenem  Umfange 
„eintrat.“  — Bezüglich  des  Baiernrechtes  konstatirt  er  zw'ar  die 
bei  Vergabungen  an  die  Kirche  geltende  Abteilungspflicht,  fügt 
aber  hinzu:  „Ob  dies  auch  für  Veräusserungen  an  andere  Per- 
„sonen  gilt,  bleibt  zweifelhaft.“ 

Siegel  hatte  in  seinem  Deutschen  Erbrecht  (1853)*)  von 
dem  Wartrechte  zwar  höchst  ausführlich,  aber  auf  Grund  späterer 
Rechtsquellen  gehandelt,  wodurch  unsere  Frage  keine  directe 

*'i  O.  Waitz,  neutsche  Verfaasungsgeschichtc,  III.  Bd.,  IS8.S,  S.  65. 

•)  Waitz,  ibiJom  II.  Bd,  I.  Äbth.,  3.  Auflage,  18S2,  S.  2SG. 

’)  0.. Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts,  II.  Bd.,  lss:i, 
S.  116  ff.  (inabes.  S.  120). 

*)  H.  Siegel,  Das  Deutsche  Erbrecht  nach  den  Rechtsquellen  des 
Hittelaltera,  Heidelberg  1853,  S.  6 ff.,  S.  »8—148.  — Derselbe:  Deutsche 
Recbtggeschicbte,  2.  Auflage  188D,  S.  434  ff. 
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Beantwortung  erfahren  konnte.  Aber  Siegel  gründete  bereits 
damals  das  Wartrecht  auf  die  Deutsche  Rechtsanschauung,  dass 
der  Erbe  zum  Gute  geboren  sei  (S.  89),  und  fügte  hinzu  (S.  90, 
Anm.  36:}):  ,.Anerkannt,  wenn  auch  nicht  so  entwickelt  war  dies 
„Reclit  des  Erben  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  im  germanischen 
„Rechte  von  Anfang  an.“  Die  Erben  haben  — nach  Siegel  — 
bei  Lebzeiten  des  Erblassers  eine  „Gewere  zur  Anwartung“  (S.  7). 
„Es  ist  dies  ein  wirkliches  seinem  materiellen  Inhalte  nach  be- 
„stimmt  abgrenzbares  Recht“  — , eine  Auffassung,  durch  welche 
„der  Gedanke  an  ein  Faniiliengesammteigentnm  von  vornherein 
„unmöglich  gemacht  wird“  (S  88). 

In  seiner  Rechtsgeschichte  lässt  Siegel  zwar  ähnlich  wie 
Beseler  das  Widerspruchsrecht  aus  der  Sitte  entstehen,  diese  aber 
schon  in  frühester  Zeit  zum  Rechte  werden.  Daran  schliesst 
sich  folgender  Satz  an:  „Als  aber  Verarmung  und  Not  im  6.  und 
„7.  Jahrhundert  viele  Grundbesitzer  zu  Veränsserungen  zwang 
„und  Andere,  besorgt  um  ihr  Seelenheil  zu  Schenkungen  an  Kir- 
„chen  und  Klöster  gedrängt  wurden,  erfuhr  das  Anwärterreclit 
„durch  die  Gesetzgebung  der  fränkisch-kirchlichen  Zeit  eine  Ein- 
„schränkung  oder  gänzliche  Aufhebung.  — Sobald  jedoch  die 
„Gesetze  in  Vergessenheit  gerieten,  lebte  sofort  der  Erben  Recht 
„mit  seiner  früheren  Wirksamkeit  wieder  auf.“  — Diese  Auffassung 
scheint  die  Annahme  offen  zu  lassen,  dass  in  Baiem  während 
dieser  Zeit  die  Einschränkung  des  Wartrechtes  nur  zu  Gunsten 
der  Kirche  stattfand  und  später  wieder  ganz  wegfiel. 

V.  Inama-Sternegg  (1879)')  verhält  sich  zwar  ähnlich 
wie  AVaitz  zur  Annahme  eines  ursprünglichen  Gesammteigentums 
der  Familie;  aber  er  erklärt  doch  die  Verfügungsbeschränkungen 
„aus  dem  starken  Zusammenhalte,  den  die  Familie  in  allen  Be- 
„ziehnngen,  also  auch  sicherlich  in  vermögensrechtlicher  lange 
„Zeit  hindurch  bewahrt  hat.“  — Daraus  erklärt  sich  v.  Inama 
unter  Andenn  auch  die  Beschränkungen  des  Bairischen  Rechtes 
(S.  102).  Die  Bestimmungen  der  Volksgesetze  und  der  Capitu- 
larien  über  Vergabungen  zum  Seelenheile  insbesondere  scheinen 
ihm  zu  Gunsten  der  Kirche  erlassen  (ebendas.  S.  255  und  289), 
aber  anderen  Orts  finden  wir  unter  Berufung  auf  1.  Baj.  I,  1 


')  K.  Th.  V.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtachaftsgeschichte,  I.  Bd., 
Leipzig  1879. 
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den  Satz:  „Schenkungen  unter  Lebenden  wurden  ohne  Beschrän- 
„kungen  zugelassen“').  Abgesehen  aber  von  der  Stellungnahme 
dieses  Autors  zu  unserer  besonderen  Frage  kann  v.  Inama  ebenso, 
wie  nach  ihm  Lamprecht  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  das 
Wartrecht  im  Zusammenhänge  mit  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung betrachtet  und  beleuchtet  zu  haben. 

Bewer  (1880)*)  läs.st  die  Bairischen  Schenkungen  unter  der 
Voraussetzung  zu,  dass  die  nächsten  Erben  zustimmen,  Zuwen- 
dungen an  die  Kirche  nur  dann,  wenn  die  Kinder  gesetzlich  ab- 
gefnnden  sind. 

J.  A.  Tomaschek  (1882)  bespricht  bei  Behandlung  des 
Heimfallsrechtes  das  Wartrecht  nicht  näher,  bietet  aber  eine  be- 
achtenswerte Ausführung,  welche  diesem  Gedankenkreise  ange- 
höit“).  Sie  schliesst  mit  dem  Satze:  „Das  Heimfallsrecht  steigt 
„von  der  erblosen  Verla-ssenschaft  zu  immer  grösseren  Kreisen 
„auf,  um  schliesslich  in  dem  Heimfallsrechte  des  Stasites  be- 
„ziehungsweise  des  Fiskus  seinen  Ab.schluss  und  Gipfelpunkt  zu 
„finden.  Das  ist  die  einzig  richtige  Ansicht  über  den  Gang  der 
,, germanischen  Entwicklung.“  (S.  B).  — Für  unsere  Aufgabe 
lässt  sich  der  Gedanke  dahin  ergänzen,  dass  das  Bodeneigentum 
nach  einem  viele  Jahrhunderte  währenden  Differenzirungsprozesse 
zuletzt  Individualeigentum  wird,  dass  aber  das  VVartrecht  jeweilig 
als  Rest  der  überwundenen  Fhase  zurückbleibt.  Das  Heimfalls- 
recht seinerseits  lässt  uns  in  seiner  Stufenfolge  alle  Stadien  der 
Entwicklung  überblicken. 

Brunner  hatte  in  seiner  Deutschen "Rechtsgeschichte  (1887) 
keine  Veranlassung,  sich  über  unsere  spezielle  Frage  direkt  zu 
äussern^).  Doch  glauben  wir,  gemäss  seiner  allgemeinen  Stellung- 
nahme Brunner  bei  nnserm  Gange  von  Rechts  nach  Links  an 
dieser  Stelle  besprechen  zn  sollen.  — Das  Ureigentum  war  — 
nach  Brunner  — nicht  Sonder-  sondern  Gemeinschaftseigentum. 
Der  Fortschritt  vollzog  sich  durch  den  Übergang  von  der  ge- 


’)  Derselbe:  Die  Ausbildung  der  groeson  Orundhcrrschaften  in  Deutsch- 
land während  der  Karolingerzeit,  in  Schmoller's  staats-  und  sozialwissensch. 
Forschungen,  Bd.  I,  1.  Leipzig  1S7S. 

•)  Bewer.  Sala,  Traditio,  Vestitura,  Rostock  1880,  S.  18,  Anm.  2. 

•)  J.  A.  Tomaschek,  Das  Ueimfallsrecht,  Wien  1882. 

*)  H.  Brunner,  Deutsche  Kechtsgeachichte,  L Bd.,  Leipzig  1887, 
ingbes.;  8.  68—64,  71,  78—84,  196—197. 
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meinschaftlichen  zur  Sondernutzung  (S.  58),  und  zwar  verschieden 
bei  Hofstätte,  Ackerland,  Wald  und  Weide  (S.  59).  — Das  Acker- 
land, zuerst  im  Besitze  des  Gesclilechtsverbandes  des  Gaues, 
kommt  später  in  den  Besitz  der  einzelnen  Sippschaft-,  aus  der 
die  räumliche  Markg:enossenschaft  hervorgeht  (S.  60).  — Die 
Hofstätte  ist  bereits  zur  Zeit  des  Tacitus  Sondereigen  (S.  59). 
— Innerhalb  der  Sippe  bilden  diejenigen,  die  derselben  Haus- 
genossenschaft angeboren  oder  an(;ehört  haben,  Eltern,  Kinder 
und  Geschwister  einen  engeren  Verband  (S.  83).  — Die  freie 
Veräusserlichkeit  der  Hufe  dringt  erst  langsam  durch.  Ihr  stand 
zunächst  im  Wege  das  Heimfallsrecht  der  Gemeinde  . . . Wo 
die.se  (oder  verwandte)  Beschränkungen  „nicht  existirten  oder 
„beseitigt  waren,  ist  die  Veräusserliclikeit  beschränkt  durch  das 
„Wartrecht  gewisser  Erben  oder  des  Erben  schlechtweg,  oder 
„doch  wenigstens  durch  Rechte  von  Mitei  ben,  mit  welchen  man, 
„wie  das  häufig  geschah,  in  Erbengemeinschaft  lebte.“ 

Brunner  bringt  somit  dasWartrecht  doch  wohl  in  eine  Be- 
ziehung zu  der  engeren  Hausgeno.ssenschaft,  w'elche  sich  inner- 
halb der  Sippe  ausgebildet  hatte.  Wenn  ferner  an  anderem  Orte 
von  den  Volksrechten,  welche  das  Beispruchsrecht  nennen,  gesagt 
wird,  sie  erwähnen  dasselbe  „entweder  als  ein  Recht  der  nächsten 
„Erben  schlechtweg,  oder  doch  gewisser  Erben,  so  zum  mindesten 
„der  unabgeteilten  Sohne“,  so  ist  hier  zweifellos  neben  dem  Bur- 
gundischen  an  das  Bairische  Recht  gedacht,  und  es  w’ird  dieses 
Recht  durch  keine  Andeutung  auf  Veigabungen  an  Kirchen  be- 
schränkt ')• 

Jene  Richtung  nun,  w’elche  die  ältere  Theorie  eines  ursprüng- 
lichen Familieneigentums,  aber  auf  weitaus  tieferer  und  breiterer 
Gnindlage  wieder  aufgenomnien  und  teilweise  radikal  weitergeführt 
hat,  ist  durch  die  Namen  v.  Amira,  Heusler  und  zuletzt  auch 
Schröder  bezeichnet. 

V.  Amira  hatte  sich  in  seiner  eingieifenden,  wenn  auch  viel 
angefochtenen  Schrift  (1876)  auf  das  Niederdeutsche  Rechtsgebiet 
beschränkt*).  Die  Oberdeutschen  Gebiete  blieben  von  seiner 


’)  Brunner  in  Holtzendorff'a  Encyclopädio  der  Reclitswissonscliaft, 
1S90,  S.  1'87. 

•)  V.  Amira,  Erbcufolge  nnd  Verwandtschaftsjjlicderung  nach  den  Alt- 
niederdoutschen  Uechten,  HUuchen  1S76. 
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Untersuchung  ausgeschlossen.  Zum  Schlüsse  derselben  fanden 
wir  die  Aufforderung,  die  Oberdeutschen  sowie  die  Skandinavi- 
schen Quellen  nochmals  zu  prüfen,  was  unseres  Wissens  seither 
nicht  geschah.  — Neuestens  hat  nun  v.  Amira  seine  Anschauung 
im  Grundriss  der  Germanischen  Philologie  zusaininengefa.sst'). 
Wir  geben  sie  kurz  wieder,  weil  deren  Vergegenwärtigung  sofort 
einen  Schluss  auf  unsere  Frage  zulässt.  — Die  Blutsverwandten 
„bildeten  noch  in  der  älteren  Zeit  die  Genossenschaft,  die  Sippe. 
„Die  Gliederung  der  Sippe  beruhte  ursprünglich  auf  dem  Gegen- 
„satz  zweier  Hanptgruppen  oder  Kreise.  . . Der  engere  Kreis 
„war  gebildet  von  Sohn,  Tochter, Vater,  Mutter,  Bruder,  Schwester; 
„der  weitere  von  den  übrigen  Verwandten“  (S.  137).  — Die  Sippe 
ist  nicht  blos  Friedens-  und  Schutzverband,  sondern  es  bestand 
in  ihr  ein  Gesamrateigentum,  des.sen  Teilhaberschaft  lange  Zeit 
auf  den  engeren  Kreis  beschränkt  blieb.  Aus  dem  Gesammt- 
eigentum  entstand  das  Erbrecht,  das  erst  schrittweise  auch  den 
W'eiteren  Sippenkreis  ergriff.  „Der  Erbe  wurde  nach  ältestem 
„Recht  durch  den  Tod  des  Erblassers  nur  von  einer  Schranke 
„seiner  Befugnisse  befreit,  indem  er  in  die  Verwalterschafl  des 
„Nachla.sses  eintrat,  dessen  Bestandtheile  ihm  schon  bei  Leb- 
^,zeiten  des  Erblassers  gehörten.  Als  Erbwart  aber  hatte  er, 
„wenn  der  Erblasser  seine  Habe  veräussern  wollte,  gemeinschaft- 
„lich  mit  demselben  zu  handeln  oder  doch  zuzustimuien“  (S.  13‘.i). 
— Und  an  anderer  Stelle:  „Das  ehemalige  Gesammteigentum 
„wirkte  nach  im  Wartrechte  der  Erben“  (S.  152). 

Man  sieht,  dass  diese  unbedingt  ausgesprochene  Grund-An- 
schauung über  Wesen  und  Ursprung  des  Erb-  und  Wartrechts 
absolut  keinen  Raum  für  die  Annahme  lässt,  das  Wartrecht  irgend 
eines  Stammes  sei  erst  das  Produkt  einer  späteren  Entwicklung. 
Auch  hatte  v.  Amira  bereits  in  der  erst  genannten  Schrift 
(S.  54  ff.)  gegenüber  Schröder  die  Existenz  des  Beispruchsrechtes 
auch  für  das  Salfränkische  Gebiet  vertheidigt.  — Ob  mit  Recht, 
steht  dahin. 

Wir  mussten  auf  unserem  Gange  von  Rechts  nach  Links 
die  Schriften  v.  Amira's  einschieben,  weil  eine  wichtige  Abhand- 
lung Gierke's  (1876)  Amira  gegenüber  Stellung  nimmt  und  ein 


')  Im  Grnndrisa  der  Uermauischen  Philologie  von  H.  Faul,  II.  Bd., 
2.  Abtb.,  Strasaburg  1S90. 
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ursprüngliches  Gesammteigentum  der  Sippe  verwirft').  — Nach 
Gierke  ist  Ausgangspunkt  des  Deutschen  Erbrechts  nicht  die 
Sippe,  sondern  die  Hausgemeinschaft,  an  deren  Spitze  der  Haus- 
vater steht,  dessen  Verfügung  über  das  Hausvermögen  durch  An- 
rechte der  übrigen  Glieder  des  Verbandes  eingeschränkt  ist. 
Diese  Anrechte  aber  steigern  sich  mit  dem  Tode  des  Hausvaters. 
„Das  Germanische  Erbrecht  gründete  sich  auf  die  Idee  einer 
„Fortdauer  der  Hansverbindnng  bei  dem  Fortfalle  seines  Hauptes, 
„in  dessen  leer  gewordene  Stelle  von  selbst  die  nunmehr  obersten 
„Glieder  des  Verbandes  einrücken.  Es  gestand  daher  dem  herr- 
„schenden  Einzelwillen  unter  Lebenden  nur  eine  beschränkte, 
„über  den  Tod  hinaus  gar  keine  Macht  über  das  Hausvermögen 
„zu.“  — Das  Wartrecht  erscheint  somit  Gierke  als  der  Ausdruck 
dieses  Rechtes  der  Verbandglieder  auf  das  Hausvermögen,  inso- 
weit dasselbe  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  zur  Geltung 
kommt,  und  es  wird  nunmehr®)  diesem  Beispruchsrechte  „Ur- 
„sprünglichkeit  und  Allgemeinheit  zugesprochen“  (S.  478). 

Einen  mit  Gierke  verwandten  Standpunkt  nimmt  in  dieser 
Frage  Huber  (1884)  ein®)  durch  Annahme  eines  ursprünglichen 
Hausvermögens,  wobei  zwar  der  Vater,  nicht  eine  Genossenschaft, 
als  Eigentümer  erscheint,  das  Vermögen  aber  gebunden  ist  durch 
die  Zwecke  des  Hauses,  woraus  sich  als  Konsequenz  die  Unver- 
äusserlichkeit  der  Sors  und  des  späteren  Stammgntes,  und  weiter 
das  Beispruchsrecht  der  Verwandten  ergeben  habe. 

Pappenheim  (1882)  hält  die  Frage  der  Dispositionsfreiheit 
in  der  älteren  Zeit  des  Deutschen  Rechtes  noch  für  eine  offene*). 
Er  selbst  meint,  dieselbe  sei  keine  unbeschränkte  gewesen.  — 
Bezüglich  Baiems  dürfe  die  Bestimmung  der  lex  Baj.  I,  1 ge- 
wiss nicht  als  eine  zum  Schaden  der  Kirche  dienende  Beschrän- 
kung, sondern  sie  müsse  als  Erweiterung  der  Verfügungsfreiheit 
gelten.  — Die  Bestimmung  VII,  4 1.  Baj.  statuire  nicht  die 


*)  0.  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Gbilpericli’s,  in 
Ztschr.  f.  Rechtsgesch.  Xll,  1876,  S.  430  ff.;  vgl.  bes.  S.  481  ff. 

•)  Vgl.  Gierlce,  Das  Deutsche  Geuoasenschaftsrecht  I,  1868,  S.  24, 
wo  Gierke  Rescler  beipfliebtete  und  II.  Rd.  1873,  S.  200. 

E.  Huber,  Die  historische  Grundlage  des  ehelichen  Güterrechtes 
der  Berner  Handfeste,  Basel  1884,  S 17  und  öfter. 

*)  Pappenheim,  Launegild  und  GareUiini,  in  Gierke's  Untersuchun- 
gen zur  Deutschen  Staats-  und  Kechtsgeschiebte,  XIV.  Heft,  1882,  S.  68  ff. 
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Freiheit  zu  disponiren  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Erbrecht, 
sondern  nur  im  Gegensätze  zu  der  in  ihrem  Eingänge  erw'ähnten 
zw  angsweisen  Vertreibung  (ähnlich  früher  schon  Pernice).  Weiteres 
an  anderer  Stelle. 

V.  Amira  am  nächsten  stehen  aber  Heusler  und  neuestens 
auch  Schröder. 

Bei  Heusler  lässt  sich  der  Einfluss  dieser  Gedankenrichtung 
deutlich  verfolgen*).  Während  Heusler  nämlich  noch  in  seiner 
Gewere  1872  (S.  43,  470  ft‘.)  der  ileinung  ist,  „es  müsse  sich 
„für  alle  Deutschen  Stämme  ein  Pflichttheilsrecht  der  Kinder 
„nachweisen  lassen,  über  welches  hinaus  vollständige  Verfügungs- 
„freiheit  bestand“,  nehmen  seine  „Institutionen“  doch  wol  einen 
ganz  anderen  Standpunkt  ein.  Hier  genüge  die  Hinw'eisung  auf 
eine  zusammenfassende  Stelle  (II,  S.  54),  wo  es  heisst,  strenge 
genommen  könne  beim  Wartrecht  von  einer  Beschränkung  des 
Sondereigeutums  nicht  die  Bede  sein,  denn  das  Wartrecht  ist 
Heusler  „ein  Ausfluss  der  Mitberechtiguug  der  Familienange- 
„hörigeu  au  dem  Hausvermögen,  der  Hufe,  der  alten  sors, 
„welche  einer  bestimmten  Haushaltung,  nicht  einem  einzelnen  Ge- 
„nossen  war  zugewiesen  worden.  Diese  Mitberechtignng  hat 
„sich  in  Süd- Deutschland  geradezu  als  Gemeinderschaft  unter 
„dem  Prinzip  der  gesammten  Hand  entwickelt,  so,  dass  dem 
„Familieuhaupt  das  alleinige  Eigentum  von  voniherein  gar  nicht 
„zusteht;  aber  auch  das  Wartrecht  der  Erben  im  sächsischen 
„Rechte,  obschon  formell  und  materiell  juristisch  davon  verschie- 
„den,  darf  wol  auf  das  gleiche  Prinzip  zurückgef  ühlt  werden.“ 
Und  an  anderer  Stelle  (II,  S.  528):  „Innerhalb  des  Hauses  han- 
„delt  es  sich  im  ersten  Anfang  um  gar  kein  Erbrecht,  sondern 
„um  gemeinderschaftliches  Nachrücken  im  Gesammtgut,  eventuell 
„Accrescenz  und  auf  diesem  Boden  bleibt  ui'sprünglich  aller  An- 
„fall  des  Vermögens.“  Bemerkt  wird  übrigens,  dass  die  Geschichte 
desWai  trechtes  im  Einzelnen  keineswegs  aufgeklärt  sei  (II,  S.  54). 

Eine  ähnliche  Richtung  nehmen  die  einschlägigen  Schriften 
Schröder’s,  wenn  sie  der  Zeitfolge  nach  betrachtet  werden*). 

‘)  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872.  Derselbe:  Institutionen 
des  Deutschen  Privatrecbts , Leipzig  1885;  vgl.  bes.  I,  S.  227  ff.  und  II, 
S.  54  ff.,  S.  528  ff. 

•)  R.  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  in  Deutschland 
18G3  ff.  Derselbe:  Zur  Geschichte  des  Wartrechts  der  Krben,  1870,  in  der 

Adler,  Dm  ErbeDwertreebt.  2 
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In  seinem  Lehrbnche  (S.  262)  erklärt  Schröder  selbst,  er  habe 
früher  mit  Sandhaas,  Beseler  und  Lewis  „die  Ansicht  vertreten, 
„dass  jenes  Recht  der  Erben  nrsprünt'lich  nur  bei  den  Sachsen 
„anerkannt  gewesen  sei,  allein  die  nordcrermanischen  Rechte  und 
„Ludwig's  Capitular  legibus  add.  von  S18  setzen  den  gemein- 
germanischen  Charakter  ausser  Zweifel.“  — Wir  kommen  auf 
das  letztgenannte  Beweismittel  im  nächsten  Kapitol  zu  sprechen, 
aber  es  darf  hervorgehoben  werden,  dass  nunmehr  Schröder's 
Auffassung  sich  in  die  Sätze  zusammenfiissen  lässt:  ..Das  Erb- 
„recht  war  unentziehbar  und  beruhte  wol  eher  auf  einem  Ge- 
„sammteigentum  der  Hausgenossen  als  auf  eigentlicher  Erbfolge“ 
(S.  70)  — „der  Erbe  erwarb  nicht  ein  neues  Vermögen,  das  bis 
„dahin  dem  Erblasser  gehört  hatte,  sondern  das  bisher  von  diesem 
„ausgeübte  Verfügungs-  und  Vertretung-srecht  ging  auf  den  Erben 
„über.“  — Jener  Unterscheidung,  welche  Heusler  zwischen  den 
Rechtsgrundlagen  des  sächsischen  und  süddeutschen  Wartrechts 
machen  zu  müssen  glaubt,  stimmt  Schröder  vollinhaltlich  zu(S.262). 

Die  letztgenannten  Schriften  bezeichnen  die  in  der  gegen- 
wärtigen Literatur  herrschende  Grmidrichtung  deutlich  genug. 
Wie  dringend  aber  eben  mit  Rücksicht  auf  unser  Institut  sich 
die  Notwendigkeit  geltend  macht,  unsere  Kenntnisse  für  jedes 
Stammgebiet  auf  quellenmässige  Grundlagen  zu  stellen,  ergiebt 
sich  daraus,  dass  neuestens  ein  Gelehrter  vom  Range  Ficker's') 
hauptsächlich  aus  allgemein  entwickluiigsgeschichtlichen  und  die 
Verwandtschaft  der  Rechte  in  den  Vordergrund  rückenden  Er- 
wägungen zu  dem  Satze  Vordringen  konnte,  „dass  in  ältester 
„Zeit  der  Anspruch  der  Erben  höchstens  durch  die  Sitte,  jeden- 
„falls  nicht  durch  das  Recht  geschützt  gewesen  sein  kann“  (S.  274). 
Der  Sitte  wird  in  der  Entwickelung  des  Instituts  eine  Rolle  ein- 
geräumt, die  ihr  auch  Beseler,  wenn  auch  mit  minder  tiefer  Be- 
gründung vindicirte.  — Ficker  legt  auf  die  von  ihm  vorgebrachten 
„unmittelbaren  Belege“  nicht  den  Nachdruck  (S.  275),  und  seine 
vorläufigen  Hinweise  in  dieser  Richtung  berühren  nirgends  das 
Bairische  Stammesrecht.  Immerhin  führt  Ficker's  Buch  dem 


Ztjiclir.  f.  Rcchti<)'fsch , IX.  Bd.,  S.  410 — 421.  Derselbe:  Lelirbncli  der 
Deutschen  Rechtsgeschichte,  Ijcipzig  1SS9;  vgl.  bes.  S.  5:i,  70,  202  ff.,  .H17. 

’)  .1.  Ficker,  rntcr.suchungcn  zur  Erbenfolge  der  Ostgennanischen 
Rechte,  I.  Hd,,  Innsbruck  1S91,  S.  229 — 277.  — Vgl.  ausser  der  zitirten 
ätclle  die  zusammenfassendeu  Sätze  gleichcu  Sinnes  S.  229,  253,  2U3. 
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Einzelforscber  abermals  den  grossen  Zusammenhang  vor  Augen, 
welchem  der  Gegenstand  zugebört  und  mahnt  durch  den  Wider- 
spruch gegenüber  herrschenden  Anschauungen  neuerlich  an  die 
Pflicht  voraussetzungsloser  Prüfung. 


Ein  Kückblick  auf  den  mit  Rücksicht  auf  unsere  Frage 
verfolgten  Gang  der  Literatur  lässt  Folgendes  erkennen. 

Es  fehlt  bisher  an  einer  genügenden  qnellenmässigen  Unter- 
suchung des  Wartrechts  in  Baiern's  ältester  Zeit,  obwohl  die 
Schriften  v.  Amira’s  und  auch  diejenige  Fipper’s')  eine  solche 
Monographie  nahe  gelegt  hätten,  Sandhaas,  Pemice,  v.  Amira 
und  Heusler  auf  diesen  Mangel  hinwiesen  und  die  neuesten  Aus- 
führungen Heusler's  über  Gemeinderschaft  und  Beispruchsrecht 
zu  erneuerter  Prüfung  der  Frage  geradezu  herausfordeni. 

Die  von  uns  gestellte  erste  Frage,  ob  Veräusserungs- 
beschränkungen  in  Baiern  auch  für  andere  Schenkungen  als  die- 
jenigen an  Kirchen  galten,  das  heisst,  ob  überhaupt  das  Beispruchs- 
recht oder  eine  ihm  verwandte  Institution  iu  den  älteren  bairischen 
Rechtsqnellen  als  allgemein  geltend  nachweisbar  ist,  wird  von 
der  Literatur  in  den  seltensten  Fällen  direct  beantwortet.  Gegen 
die  Allgenieingültigkeit  haben  sich  mehr  oder  minder  entschieden 
erklärt:  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis.  — Ausdrücklich  als 
zweifelhaft  stellten  die  Frage  hin  Waitz  und  Stobbe.  — Alle 
anderen  Autoren  äussem  sich  entweder  direct  oder  indirect  im 
bejahenden  Sinne,  oder  sie  huldigen  einer  Grundauffassung  über 
die  Entstehung  des  Individualeigentums,  welche  dem  Wartrechte 
mehr  oder  minder  entschieden  die  Stelle  eines  Zwischengliedes 
in  dieser  Entwickelung  zuschreibt. 

Diese  Grundauffassimg  mag  noch  in  vieler  Richtung  einer 
Revision  bedürfen,  aber  sie  daif  heute  im  Ganzen  als  die  herr- 
schende gelten,  welche  durch  die  Resultate  der  vergleichenden 
Rechtsgeschichte  unterstützt  wird*). 


*)  C.  Fipper,  Das  Bcisprucbsrecht  nacL  alUächsischem  Recht,  in 
Qierke's  Untorsuchungeu  zor  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgescliichte, 
Breslau  1879. 

*)  Vgl.  hier  hes.  J.  Köhler,  in  der  Ztschr.  f.  vergleichende  Rechts- 
geschichto,  VI.  Bd.,  ferner  derselbe:  Rechtsvergleicheude  Studien  Uber  Isla- 

2* 
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Spricht  somit  die  herrschende  Auffassung  über  die  Entwick- 
lung des  Eigentums  für  die  Bejahung  der  Frage,  so  enthebt  dieser 
Umstand  doch  nicht  der  Yerpflichtung  einer  neuen  Behandlung 
des  Gegenstandes,  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  das  Wesen 
dieses  Rechtes  in  seinem  Verhältnisse^  zum  Sächsischen  Bei- 
spruchsrecht einer  Klarstellung  bedarf). 

Aber  auch  die  von  uns  hier  für  Baiem  gestellte  Vorfrage 
nach  der  Existenz  und  Ursprünglichkeit  eines  solchen  Wartrechts 
bedarf  einer  nochmaligen  Prüfung:  Wir  sahen,  dass  verschiedene 
Autoren  aus  denselben  Gesetzes-stellen  das  Entgegengesetzte 
folgeim  konnten,  deshalb,  weil  das  Gesetz  sich  unzureichend 
äussert,  und  wir  mussten  constatiren,  dass  bisher  die  Befragung 
der  Formeln  und  Urkunden  zu  keinem  be.sseren  Ergebnisse  geführt 
hat.  — Es  wird  deshalb  nötig  sein,  das  Quellenmaterial  möglichst 
vollständig  in's  Auge  zu  fassen,  um  einer  Forderung  zu  genügen, 
welche  um  so  berechtigter  ist,  als  ja  die  Untersuchung  nur  wenige 
Jahrhunderte  umfasst. 

Mag  aber  unsere  Untersuchung  zu  welchem  Ergebnisse  immer 
führen,  so  ist  den  Gegnern  der  hemchenden  Anschauung  schon 
jetzt  Folgendes  zu  erwidem:  Sandliaas'  Annahme  einer  indi- 
viduellen Entwicklung  des  Wartrechts  ist  vielleicht  richtig,  und 
die  Untersuchung  hat  deshalb  für  jedes  Stammrecht  besonders 
zu  geschehen.  Deshalb  darf  man  aber  das  einzelne  Rechtsgebiet 
nicht  blos  isolirt  betrachten  und  sofort  bereit  sein  dort,  wo  zwin- 
gende Beweise  fehlen,  eine  ganz  exceptionelle  Entwicklung  an- 
zunehmen. Man  wird  sagen  müssen,  dass,  wenn  für  fast  alle 
anderen  Stämme  die  Veräusserungsbeschränkung  erwiesen  ist, 
eben  für  die  Ausnahme  ein  quellenmässiger  Beweis  erbracht 
werden  mü.sste.  Ein  solcher  ist  aber  nirgends  erbracht  worden. 
Der  Versuch,  ans  1.  Baj.  I,  1 a contrario  zu  folgem,  dass  jede 
andere  Veräusserung  unbeschränkt  war,  ist  logisch  und  psycho- 
logisch unhaltbar.  In  ihm  steckt  latent  die  Auffassung  unserer 
Epoche,  welche  im  Zweifel  Veräusserungsfreiheit  annimmt,  wäh- 


mitiscbes  Recht,  das  R cht  der  Rerbern,  das  Cliinesisclie  Recht  und  das  Recht 
auf  Ceylon,  Rerlin  18S9,  u.  a.  O. 

*)  Um  der  Reantwortung  speziell  die.^er  Frage  nicht  vorzugreifen,  ge- 
brauchen wir  für  das  Rechtsverhiiltnis  den  von  Siegel  gewälilten  Ausdruck 
„Wartrecht“,  welcher  einer  quelleumässigeii  Stütze  nicht  entbehrt,  vgl.  Sie- 
gel, Deutsches  Erbrecht  a.  U.,  S.  7 und  87. 
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rend  jene  ältere  Epoche,  an  die  Gebundenheit  des  Besitzes  ge- 
wöhnt, die  Bestimmung  des  Gesetzes  über  Verirabungen  an 
Kirchen  nicht  der  Freiheit  der  Veräusseniiig,  sondern  der  all- 
gemeinen Gebundenheit  entgegenstellen  mochte.  — Über  1.  Baj- 
VII,  4 und  deren  Belanglosigkeit  für  unsere  Frage  haben  bereits 
Pemice  und  Pappenheim  entschieden.  Andererseits  verzichten 
wir  vorerst  darauf  1.  Baj.  XV,  10  als  Argument  für  die  herr- 
schende Anschauung  zu  nennen.  Uns  genügt  es  nachgewiesen 
zu  haben,  dass  die  Lex  nicht  a priori  gegen  diese  Annahme 
spricht. 

Ist  dem  so,  und  spricht  die  Entwicklung  anderer  Volksrechte 
für  diesen«,  so  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  denn  der  sonstige 
Grundcharakter  der  bairischen  Rechtsentwicklung  eine  derartige 
Sonderstellung  im  deutschen  Rechtsleben  wahrscheinlich  oder  nur 
möglich  erscheinen  lässt?  — Dies  ist  zu  verneinen;  Baiern  ist 
geradezu  jener  Rechtsboden,  welcher  die  einst  unlösliche  Ver- 
bindung des  Grundbesitzes  mit  der  Familie  vielleicht  am  nach- 
haltigsten bewahrt  hat.  Hier  findet  sich  noch  in  relativ  später 
Zeit  Grund  und  Boden  im  Besitze  von  Genealogien;  hier  herrschen 
die  Gemeinderschaften  vor,  zwar  nicht  allgemein  — wie  Heusler 
anzunehmen  geneigt  ist  — aber  doch  wohl  mehr'  als  anderwärts. 
Hier  galt  zur  Zeit  der  Agilolfinger  ein  herzogliches  Zustimmungs- 
recht für  Schenkungen  von  Ländereien,  und  zwar  nicht  blos  bei 
Ländereien,  welche  vom  Herzoge  herstammten,  sondern  mitunter 
auch  bei  anderen  Schenkungen  *).  Hier  entwickelt  sich  schliess- 
lich wohl  am  frühesten  das  Familienfideicommiss®),  ein  Institut 
also,  in  welchem  die  früher  mehr  unbewusste  V erbindimg  zwischen 
Geschlecht  und  Besitz  sich  zur  bewussten  That  steigert. 

Da  somit  die  Lex  einer  allgemein  geltenden  Veräusserungs- 
beschränkung  mindestens  nicht  widerspricht;  da  ferner  das  Wart- 
recht vielfach  als  gemeingermanisches  Institut  anerkannt  wird; 


•)  Vgl.  die  Literatur  darüber  im  nächaten  Kapitel. 

*)  Homeycr,  über  die  Heimat  nacb  altdcntachem  Reclito,  1SS2,  S.  19. 
— Brunner  in  HoltzendorfTa  Encyclopädie,  1SH9,  S.  2S7.  — H.  G.  Oengler, 
Beitrüge  zur  Recbtageachiebte  Baicrua,  I.  Ueft,  Erlangen  und  Leipzig  1889, 
S.  176,  178  und  die  daaelbat  angeführte  Literatur.  — Einen  anderen  Ur.aprung 
des  Deutschen  Familicnfideicommissea  vertritt  F.  Uofniann,  zur  Geschichte 
der  Fideicommisae,  Excurao  über  üaterr.  allg.  Bürg.  Recht,  Beilagen  zum 
üommentar  von  Ffaff  und  Hofmann  (1884),  S.  277  ff. 
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da  schliesslich  der  Gnindcharakter  der  Bairischen  Rechtsent- 
wicklung im  gesteigerten  Masse  diejenige  Tendenz  zeigt,  welcher 
das  Wartrecht  dient,  so  halten  wir  schon  jetzt  eine  Ausnahme- 
stellung Baiem's  nahezu  für  ausgeschlossen. 

Immerhin  betrachten  wir  aus  schuldiger  Vorsicht  die  Frage 
für  eine  in  jeder  Hinsicht  offene. 

Die  Untersuchung  wird  folgenden  Gang  nehmen:  Wir  be- 
handeln zunächst  das  Recht  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile  und 
beginnen  vorerst  mit  der  Geschichte  dieser  Gesetzgebung.  Sie 
soll  uns  darüber  aufklären,  ob  1.  Baj.  I,  1 die  Kirche  begünstigen 
wollte,  oder  nicht.  Daran  schliesst  sich  die  Darstellung  des 
Rechtes  für  kirchliche  Vergabungen  im  Einzelnen.  Sollte  dann 
auch  wahrscheinlich  geworden  sein,  dass  den  für  die  Vergabung 
zum  Seelenheile  geltenden  Grundsätzen  eine  ausgedehntere  Be- 
deutung zukommen  müsse,  so  wird  von  diesem  Beweismittel  zu- 
nächst kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  es  wird  versucht,  auch 
für  das  Gebiet  anderweitiger  Vergabungen  eine  selbständige  quellen- 
mässige  Grundlage  zu  gewinnen. 
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I.  Al}schnitt. 

Das  Recht  bei  Vergabungen  zum  Seelenhcile. 


1.  Kapitel. 

Die  Geschichte  der  Oesetzgehnng. 

Das  Christentum  befestigt  sich  im  Bairischen  Stammesgebiete 
niclit  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrliunderts;  die  Entstehung  der  lex 
Bajuvariorum  fällt  nach  Brunner’s,  die  Controverse  wol  ab- 
schliessender Beweisführung  in  die  Jahre  744 — 748’).  Daraus 
folgt,  dass  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  über  Vergabungen 
zum  Seelenheil  nicht  vor  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  eine  quellen- 
mässige  Grundlage  gewinnt. 

Aber  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen,  das  im  bairi- 
schen Volksgesetze  Aufnahme  fand,  hatte  zu  jener  Zeit  bereits 
eine  Geschichte  hinter  sich,  welche  auch  dann  wichtig  bleibt, 
wenn  dieses  Recht  im  Alamannischen  und  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine  Strahlenbrechung  erlitten  haben  sollte.  Heusler 
und  Löning  haben  diese  Vorgeschichte  quellenmässig  beleuchtet*). 
Es  ergibt  sich  daraus,  dass  hier  Grundanschauungen  der  Kirche 
und  des  deutschen  Rechtes  sich  feindlich  gegenüberstehen. 

Salvianus  predigt  im  5.  Jahrhundert,  jeder  möge  Alles  zur 
Befreiung  der  Seele  vor  ewiger  Strafe  dahin  geben.  Auch  die- 
jenigen scheinen  ihm  sündhaft  zu  handeln,  die  sich  verpflichtet 


*)  Brunner,  DenUche  Reclitsgeschiclite,  I.  Bd„  S.  .Sl.S  ff. 

’)  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872,  S.  480;  Edgar  Löning, 
Geschichte  des  deutschen  Kirchenrochtes,  Strassburg  1878,  I.  Bd.,  S.  220  ff., 
II.  Bd.,  S.  38  ff.,  S.  685  ff. 


Digitized  by  Google 


24 


fühlen,  ihr  Vermögen  ihren  Kindern  zu  hinterlassen.  Sie  han- 
deln wider  ihr  eigenes  Heil;  „milii  credite,  nemo  vobis  propin- 
quior,  nemo  conjunctior,  quam  vos  ipsi!“  — Einzelne  Kirchen- 
väter sprachen  sich  zwar  dagegen  aus,  dass  Eltern  ihr  ganzes 
Vermögen  der  Kirche  vermachen  und  es  den  Kindern  entziehen, 
aber  selbst  der  heilige  Augustinus  meinte,  jeder  Gläubige  solle 
die  Kirche  wie  Eines  seiner  Kinder  betrachten’). 

Von  den  Concilienschlüssen  des  6.  Jahrhunderts*)  behandelt 
unsere  Frage,  nachdem  das  Concilium  Aurel.  I,  a.  511  c.  6 sie 
gestreift  hatte,  das  Concilium  Aurel.  III.  v.  J.  538  c.  22  näher. 
Es  bedroht  jeden,  der  die  Schenkung  seiner  Verwandten  in  ihrer 
Ausführung  verzögert  oder  sie  zurückhält  oder  die  eigene  Schen- 
kung widerruft,  spricht  aber  ausdrücklich  von  „oblationibus  lega- 
liter  dimissis.“  — Das  Concilium  Paris.  III,  a.  557  c.  1 bedroht 
ähnliche  Handlungen  gleichfalls  mit  geistlicher  Strafe,  lässt  aber 
durch  die  Bezeichnung  „injuste  pos.sidens“  die  Auslegung  zu,  dass 
die  Bestimmung  unbeschadet  des  geltenden  weltlichen  Rechtes 
zu  verstehen  sei.  Das  Concilium  Lugdunum  II,  a.  5ß7  c.  2 
dringt  bereits  weiter  vor.  Es  wagt  der  Erneuerung  der  früheren 
Bestimmung  die  Vorschrift  hinzuzufügen:  „ut  etiamsi  quorumque 
religiosoiTim  voluntaus  aut  necessitate  aut  simplicitate  aliquid  a 
legum  saecularium  ordine  visa  fuerit  discrepare,  voluntas  tarnen 
defunctorum  debeat  inconcussa  manere  et  in  omnibus  custodiri.“ 
Schenkungen  an  Kirchen  sollen  also  auch  dann  gelten,  wenn  sie 
dem  weltlichen  Rechte  widersprechen. 

Wenn  es  nun  auch  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  Concilienschlüsse 
ähnlichen  Inhalts  jemals  eine  Sanktion  durch  die  weltliche  Ge- 
setzgebung erhielten  *),  so  wird  durch  dieselben  dennoch  deutlich, 
dass  die  Kirche  hier  in  ihren  Anschauungen  auf  Widerstände 
des  Stammesrechtes  stösst,  die  sie  durch  Schaffung  eines  singu- 
lären Rechtes  brechen  möchte. 

Diesen  Gegensatz  enthüllen  uns  die  Stammesrechte  durch 
ihren  Inhalt.  Die  erbreclitlichen  Bestimmungen  derselben  sind 
im  Einzelnen  strittig,  und  eine  Antizipirung  ihres  Inhalts  muss 

*)  Lüning,  a.  0.  I,  224,  22B;  iilinr  Salvian  Näheres  bei  Haack, 
Kirehengcscliichte  Peiitächl.inds.  I.  lid.,  1SH7,  S.  62  ff. 

*)  Hensler,  Gawore,  S.  4S0,  Lüning  a.  O.  II,  685  ff. 

*)  Vgl.  die  bei  Lüning  a.  0.  S.  686  zitirtc  Constitutio  Chlotar.  II, 
c.  10  (,Mon.  Legg.  L 2). 
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an  dieser  Stelle  vermieden  werden,  um  der  Gefahr  einer  petitio 
principii  zu  entgehen.  Es  darf  aber  daran  erinnert  werden,  dass 
Ende  des  6.  Jahrhunderts,  also  zur  Zeit  jener  Concilienschlüsse 
das  edictum  Chilperici  entstand,  welches  uns  die  damalige  Ge- 
bundenheit des  Grundbesitzes  an  Familie  und  Nachbarverband 
in  zweifelloser  Weise  bekräftigt’);  dass  ferner  die  gleichfalls 
Ende  des  6.  Jahrhunderts  entstandenen  Titel  48  und  49  der  lex 
Ribuaria*)  nur  dem  Kinderlosen  freie  Verfügung  über  das  Ver- 
mögen gestatten*). 

Aus  diesem  Grnndcharakter  der  Volksrechte  ergibt  sich  nun 
deutlicher  der  Gegensatz  zu  jenen  Anschauungen,  welche  die' 
Kirche  propagirt.  ln  der  That  steht  hier  das  deutsche  Pamilien- 
recht  der  Römisch-kirchlichen  Gedankenwelt  gegenüber,  und  es 
kommt  zu  einer  Auseinandersetzung,  zu  einem  Compromisse 


')  Gierke.  Krbrcdit  utui  Vicinenrecht  im  Edict  CUilperich’s,  iu  Ztschr. 
für  R G.  XII,  4:«)  ff. 

•)  Brunner,  R G.  I,  307. 

*)  Ilcusler,  Gcwcre  a.  O.  S.  44  und  v.  Amira,  Erbenfolge  a,  O.  S.  02, 
Lilning.  n.  O.  II,  fis2,  Pappenheim,  a.  0 Gl;  vgl.  auch  Sandhaas,  a.  0. 
S.  1C7,  ISS,  Uli,  Zimmerle  a.  0.  S.  4S  ff. 

Nach  Hurgundischem  Rechte  (tit.  I,  c.  1 und  2,  tit.  24,  c.  5,  tit.  51, 
c.  1,  tit,  S4,  c.  1,  vgl.  darüber  Stohbe,  a.  0.  II.  119,  Lüning,  a.  O.  II,  G81, 
Zimmerle,  a.  0.  8.  59  ff.,  Lewis,  Succession  S.  13,  Pappenheim,  a.  O. 
S.  61),  Brunn  er  R.  G.  I,  337,  Anra.  17  und  nenestensFicker,  a.  O.  bes.  S.  271  ff.) 
durfte  die  Sors.  nur  wenn  noch  ein  anderes  Gmndstück  vorhanden  war,  ver- 
auBSert  werden  (tit.  S4,  c.  1).  In  diesem  Falle  durfte  aber  der  Vater  nur 
nach  Abteilung  mit  den  Kindern  veräusscni  (tit.  I.  c.  1),  wiilirend  nach 
spaterem  Rechte  der  Vater  über  seine  portio  mit  Ausnahme  der  Sors  auch 
ohne  vorherige  Abteilung  verfugen  kann,  vgl.  besonders  Brunner  a.  0.  und 
Pappenheim  a.  0.;  anderer  Meinu.ig  Ficker  a.  0.,  welcher  die  Annahme 
Brunner's,  Titel  I,  1 sei  in  seiner  vorliegenden  Gestalt  jünger  wie  Tit.  51 
und  Tit  21,  5,  ablehnt  und  seine  Beweisführung  auf  die  Unterscheidung  von 
Consnetudo  und  Lex  stützt. 

Nach  älterem  Langobardischen  Rechte  (Ed.  Rothar  16S,  270,  360, 
3G5)  darf  de  Vater  seine  Kinder  nicht  sine  justa  causa  durch  Ver.äii.sserungen 
enterben,  vgl.  dazu  Pappeuheim  a.  0.  — Nach  späterem  Recht  kann  der 
Vater,  der  Söhne  hat,  nur  über  einen  Kopfteil  frei  verfügen,  vgl.  Brunner 
in  den  Mitteilungen  des  Inst,  für  Oster.  Gesch.  II,  10  ff.  — Liutprand 
713—7.35  begünstigte  durch  seine  Gesetzgebung  die  Verfügungen  zum  Seelen- 
heil, vgl.  Brunner,  R.  G.  I,  S.  371. 

Andere  Volksgesetzo  werden  in  anderem  Zusammenhänge  berührt 
werden. 
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zwischen  beiden  Knlturmiichten.  Massgebend  aber  für  jedes 
Stadium  dieser  Entwicklung  war  die  Frage,  ob  die  Staatsgewalt 
jeweilig  geneigter  war  die  Kirche,  oder  das  hergebrachte  Stam- 
mesrecht zu  schützen.  Daraus  ergibt  sich  die  Forderung,  dass 
die  Geschichte  dieser  Gesetzgebung  mit  der  Geschichte  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  verbunden  werden  muss. 

Baiem  gehört  wahrscheinlich  seit  den  Zeiten  des  Königs 
Theodebert  I,  534 — 547  dem  fränkischen  Reiche  an,  behauptete 
aber  eine  relativ  selbständige  Stellung.  Das  von  den  Baiem 
besetzte  Land  war  bereits  christianisirt.  Die  unterworfenen 
Wälschen  waren  Christen,  und  die  Franken,  die  späteren  Be- 
herrscher der  Baiern,  waren  es  gleichfalls.  Im  heidnischen 
Baiernstamme  selbst  aber  findet  das  Christentum  nur  langsam 
Eingang.  Im  7.  Jahrhundert  finden  wir  „eine  wüste  Mischung 
von  christlichen  und  heidnischen  Anschauungen,  doch  in  der  Weise, 
dass  die  letzteren  herrschend  waren“ ').  Erst  gegen  Endedes  7..Iahr- 
hunderts  siegt  das  Christentum  durch  das  Wirken  des  heiligen 
Ruprecht  und  wird  mächtig  gefördert  durch  heimische  Fürsten 
und  fränkischen  Einttuss.  Vor  dieser  Zeit  waren  zwar  von  den 
Franken  wiederholte  Versuche  zur  Christianisirung  ausgegangen. 
König  Theodebert  hatte  die  Erweiterung  seines  Reiches  als  Sieg 
der  katholischen  Kirche  angesehen,  wederholt  hatten  fränkische 
Glaubensboten  Baiern  durchzogen.  Ja,  aus  einem  im  Jahre  591 
von  Bischöfen  des  Metropolitanverbandes  von  Aquileja  an  den 
Papst  gerichteten  Schreiben  ergibt  sich,  dass  zur  Zeit  des  Königs 
.Theudebert  die  norischen  Bistümer  vom  Veibande  Aquileja's  ge- 
lüst und  mit  fränkischen  Bischöfen  besetzt  waren“).  Aber  dies 
war  nur  vorübergehend,  und  die  Kirche  in  Baiern  war  noch  zu 
keiner  festen  Organisation  gelangt.  Im  Anfang  des  8.  Jahrhun- 
deils  aber  strebt  die  Curie,  in  Baiern  eine  nur  von  Rom  ab- 
hängige Kirche  einzurichten,  und  dieses  grosse  Werk  wurde  durch 
Bischof  Bonifaz,  den  Begründer  der  Deutschen  und  Wiederher- 
steller der  Westfränkischen  Kirchenorganisation  im  Jahre  739 
vollendet. 


’)  Riezlor,  Geschichte  Bnierns,  1878,  I.  Bd.,  S.  85  ff.,  vgl.  Hauck, 
a.  0.  I,  S.  324  ff.  Eine  fiüliere  Befestigung  des  Cbristcntums  vertritt  unter 
Anderem  Friedricli,  Über  die  Zeit  der  Abfassung  von  tit.  I,  10  der  lei 
Baj.  in  den  Sitzungsberichten  der  bair.  Akademie  IV,  1874,  S.  362  ff. 

•)  Lüning,  a.  0.  II,  47,  ill  ff.,  Kfezler,  a.  O.  S.  90. 
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Der  rasche  Erfolg  des  heiligen  Bonifaz  und  sein  Sieg  über 
alle  widerstrebenden  Elemente  in  Baiem  ist  wol  nur  aus  der 
Mitwirkung  des  bairischen  Herzogs  Odilo  zu  erklären,  der  als 
Mitbegründer  dieser  Organisation  und  als  mächtigster  Förderer 
alles  katholischen  Wesens  in  diesem  Lande  anzusehen  ist*). 

Zur  selben  Zeit  erfuhren  die  Beziehungen  Baierns  zum 
fränkischen  Reiche  wichtige  Veränderungen.  Die  Stellung  Baiei-ns 
gegenüber  Karl  Martell  war  unter  Herzog  Odilo  so  selbständig 
geworden,  dass  bei  der  Reichsteilung  741  über  Baiem  nicht  ver- 
fügt werden  konnte,  und  Baiem  sich  an  der  ersten  germanischen 
Synode  742  nicht  beteiligte.  Den  Söhnen  Karl  Martell’s,  Pipin 
und  Karlmann,  gegenüber  tritt  Odilo  feindlich  auf,  verbindet  sich 
mit  Alemannen,  Aqnitaniern  und  Sachsen,  wird  aber  743  von 
Pipin  geschlagen  und  vielleicht  auf  kurze  Zeit  nach  Frankreich 
abgeführt’).  Baiern  wurde  damals  durch  den  Verlust  eines 
Gebietsteiles  geschwächt  und  geriet  in  gesteigerte  Abhängigkeit 
vom  Frankenreich. 

„Von  da  lebte  Odilo  (f  748)  den  Werken  des  Friedens  und 
suchte  vorzugsweise  die  kirchlichen  Einrichtungen  zu  befestigen, 
welche  mit  seiner  Gutheissung  in  Baiern  geschaffen  worden 
waren“’).  Kaum  irgendwo  geschahen  in  so  kurzer  Zeit  so 
zahlreiche  und  grosse  Klostergründungen,  wie  hier  unter  Odilo. 

In  dieselbe  Zeit  744—748  fällt  nach  den  Forschungen 
Brnnner's  die  Entstehung  der  lex  Bajuvariorum.  Die  gesteigerte 
Abhängigkeit  vom  Frankenreiche  wird  aus  den  staatsrechtlichen 
Bestimmungen  der  Lex  deutlich:  „Bei  der  Redaktion  derselben 
dürften  Organe  der  fränkischen  Regierung  beteiligt  gewesen  sein“*). 
Die  herzogliche  Regierung  wird  eingeschränkt,  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  kräftig  gewahrt.  „Zugleich  aber  erscheint  diese 

■)  Vgl.  Uber  seine  .Stellung  zur  Kirche,  ausser  Riezler,  a.  O.  S.  106, 
Friedrich  £ berl,  Studien  zur  Geschichte  der  ztrei  letzten  Agilolfinger,  18SI, 
S.  6 ff.  und  Uauck,  Kircbengeschichte  Deutschlands.  I.  Bd-,  1SS7,  S.  461. 

*)  Biezler,  a.  0.  S1  ff.,  vgl.  damit  Eberl  a.  O.  S.  16. 

•)  Eberl,  a.  O 19. 

‘)  Brunner,  R.  G.  I,  S.  317.  — Schröder,  R.  G.  S.  235  nimmt  die  Ent- 
stehung während  der  vormundsehaftlichen  Regierung  Pipin's  fUr  Tassilo  III 
(a.  74S — 752)  an.  Bei  dieser  Annahme  bliebe  aber  das  gewichtige  Argument, 
das  Brunner  aus  den  Beschlüssen  der  Aschheimer  Synode  schöpft,  ausser 
Betracht.  Hier  wird  nämlich  a.  756  die  Lex  dem  Herzoge  Tassilo  gegenüber 
als  „precessorum  vestronim  depicta  pactus“  bezeichnet. 
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durchgieifende  Staatsgewalt  als  Verbündete  der  Kirche,  deren 
Ansprüche  sie  zu  den  ihrigen  erhebt,  deren  Macht  sie  durch 
ergiebigen  Schutz  der  Gesetze  zu  fördern  sucht“'). 

Es  muss  als  nahezu  gewiss  angenommen  werden,  dass  die 
mächtige  Persönlichkeit  des  Bonifaz  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Einfluss  auf  die  kirchlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
geübt  hat*),  und  die  von  ihm  kaum  in's  Werk  gesetzte  kirchliche 
Organisation  findet  im  Gesetze  bereits  ihren  Ausdruck.  So  ent- 
stand dieses  Stammesgesetz  unter  dem  Sterne  der  katholischen 
Kirche,  welche,  unterstützt  durch  den  fränkischen  Pipin  und  den 
kirchlich  gesinnten  Herzog  Odilo,  unter  der  Führung  des  grossen 
Bischofs  vom  Lande  Besitz  ergriffen  hatte. 

Es  galt  nun,  den  kaum  christianisirten  Boden  zu  behaupten, 
die  Widerstände,  welche  Bonifaz  in  der  mit  Zähigkeit  bewahrten 
heidnischen  Anschauung  des  Stammes  findet,  zu  überwinden  und 
mit  allen  Mitteln  die  in  das  Volk  gelegten  Keime  christlichen 
Glaubens  zu  fordern. 

Wo  sich  christlicher  Sinn  in  frommen  Gaben  an  Kirchen 
und  Klöster  äusserte,  musste  er  durch  die  Gesetzgebung  unter- 
stützt werden.  Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  dass  in  Baiern  bei 
den  damaligen  Verhältnissen  des  Staates  zur  Kirche  ein  Gesetz 
entstehen  konnte  mit  der  Absicht,  den  kaum  erwachten  Glaubens- 
eifer zu  hindern*).  In  späteren  Zeiten  mochte  ein  Übermass  der 

•)  Kiezler,  a.  0.  I,  S.  117.  i’ber  die  kirehenfrcundliche  Tendern  der 
Vorschriften  ist  die  gesammte  Literatur  über  die  bairische  lex  einig;  vgl. 
jetxt  Brunner,  K.  ü.  I,  8.  .SIO:  .Bei  der  Abfassung  der  kirchlichen  Capiteln 
war  die  Geistlichkeit  thätig  “ 

•)  Kiczler,  a.  0.  I.  S.  117  ninimt  einen  unmittelbaren  Kinfluss  des 
Bonifaz  oder  znm  mindesten  des  ilmi  ergebenen  hoben  Klerus  an.  ebenso 
Buss-Scherer,  Winfrid  Bonifazius,  Graz  1880,  S.  2i>2.  Büdinger.  Österr. 
Gesell.  I.  Bd.,  1858.  S.  103,  A.  4 citirt  aus  der  Vita  S.  Bonifacii-Willibaldi, 
Mon.  Genu.  Scriptores  II,  346  die  wichtige  Stelle:  .Cumque  omnia  confirmato 
Christianitatis  ordine  rite  agerentur  et  canonnm  essent  jnra  in  Bajnariis 
recuperata*,  kann  sich  aber  doch  nicht  entscUliessen,  .die  kirchlichen  Zn- 
siitze,  welci.e  das  baierisehe  Gesetz  erhalten  hat“  in  die  Zeit  Odilo's  zu  ver- 
legen, auf  welche  die  Stelle  hinweist.  Der  starke  fränkische  Einfluss,  der 
in  der  lex  sich  aussert,  zwinge  einen  späteren  Zeitpunkt  anzunohmen.  — 
Uauck,  a.  0.,  II.  Bd.,  18SU,  S.  375  glaubt  nicht  au  eine  unmittelbare  Teil- 
nahme des  Bonifaz  an  der  Kedaction  der  Lex. 

•)I)ies  nimmt  Lewis,  Succession  8.  15  an,  ohne  bei  seinen  Ausführungen 
das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Betracht  zu  ziehen.  Stobbe 
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Opferfähigkeit  Gesetze  dieser  Tendenz  erzeugt  haben.  Unsere 
Epoche  aber  forderte  vom  Gesetzgeber,  der  auf  Seiten  der  Kirche 
stand,  mit  ihr  für  möglichste  Freiheit  bei  Schenkungen  an  Kirchen 
zu  wirken.  So  konnte  es  kommen,  dass,  begünstigt  durch  diese 
Gesetzgebungen  und  angeeifert  durch  das  Beispiel  frommer  Herzoge, 
sich  hier  in  wenigen  Jahrzehnten  ein  kirchliches  Leben  ent- 
wickelte, das  kaum  seines  Gleichen  hatte.  — Es  lässt  sich  nicht 
denken,  dass  unter  der  Regiening  zweier  Herzoge,  die  nicht 
weniger  als  29  Klöster  gründeten'),  ein  Gesetz  geübt  wurde, 
welches  den  kaum  geweckten  Glaubenseifer  des  Volkes  ein- 
zuschränken sucht.  Es  ergibt  sich  somit  schon  allein  aus  den 
Zuständen  von  Staat  und  Kirche  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Gesetzes,  dass  dessen  erster  Titel  über  V ergabungen  zum  Seelen- 
heile, dieselben  nicht  einschränken,  sondern  fördern  will’). 

Bevor  wir  aber  diese  und  verwandte  Bestimmungen  des 
Bairischen  Gesetzes  besprechen,  ist  es  nötig,  Titel  I.  der  lex 
Alaraannorum  richtig  zu  vei-stehen  *),  welcher  dem  Gesetzgeber 
vorlag  und  aus  dessen  Umarbeitung  Titel  I.  der  lex  Baj.  entstand. 


II,  120  lässt  die  Fmpe,  ob  1.  Hnj.  I.  1 sii  Gunsten  der  Kirche  erfloss,  in 
Schwebe.  Auch  die  übrineu  Autoren  über  das  Wartrecht  fassen  das  damalige 
V'erhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  genügend  ins  Auge. 

')  In  den  Jahren  740 — 77H  vgl.  Uuss-Schcrer,  a.  O.  S.  149. 

*)  Nach  Riezler,  a.  0.  I,  lOS.  A.  il,  Üuss-Sch  erer,  a.  O.  148,  A.  1. 
Ilauck  a.  O.,  I.  lid.  S.  4f>3,  II.  lid.  S.  397  sind  die  in  Mon.  Germ.  Logg. 

III,  4.'>5  ff.  ahgedriickten  Synodalbescblusso  identisch  mit  den  Beschlüssen 
einer  von  Bonifaz  auf  Befehl  des  Papstes  etwa  um  743  einberufencn  Bairisch- 
Alemannischen  Synode.  Wenn  dies  richtig  ist  — Hefele,  Konziliengesch. 
III,  736  hält  diese  Beschlüsse  allerdings  für  nachbouifazisch  und  Merkel, 
Legg.  III,  237  für  vorbonifazisch  — so  gewinnen  dieselben  für  uns  eine  be- 
sondere Bixleutnng.  denn  sie  fallen  der  Zeit  nach  ungefähr  mit  der  Rntstchung 
der  Bairischen  Lex  zusammen.  Sic  enthalten  unter  anderen  folgende  der 
Vergabung  zum  .Seelunheile  günstige  Bestimmungen:  4):  ut  oblationes  suas 
adferre  nsum  adsumant  atquo  pro  se  ipsis  et  pro  parentibus  seu  vivis  seu 
dofunctis  offerre  non  pigeat;  in  quo  magnam  constat  esse  animarum  a delictis 
absolutionem.  — 8):  ut  aelymosinarum  largitatem  diligant,  quod  maximum 
esse  constat  salutis  acternao  subsidium. 

•)  lex  Alem.  I,  1 lautet  (vgl.  Mon.  Germ.  Legg.  V,  1,  Lehmanns 
Edition  S.  63):  Ut,  si  quis  über  res  suas  vel  semet  ipsum  ad  ecclcsiam 
tradere  volnerit,  nullus  habest  licentiam  contradiccre  ei,  nun  dux,  non  comes. 
nec  ulla  persona,  sed  spontanes  voluntato  liceat  christiano  boiniue  Deo  servire 
et  de  proprias  res  suas  semet  ipsum  redimere.  Et  qui  voluerit  hoc  facere, 
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Dem  Wortlaute  nach  zu  schliessen,  würde  die  lex  Alam.  die 
Kirche  mehr  begünstigen,  als  das  bairische  Gesetz.  Während 
nemlich  letzteres  die  Gültigkeit  der  Vergabung  an  die  vorherige 
Abteilung  mit  den  Kindern  knüpft,  räumt  der  Text  des  Aleman- 
nischen Gesetzes  ohne  weiteren  Beisatz  jedem  Freien  das  Recht 
ein,  die  res  suas  vel  semet  ipsum  der  Kirche  zu  tradiren.  — 
Dass  diese  Bestimmung  die  Schenkungen  an  Kirchen  begünstigen 
will,  ergiebt  sich  wol  aus  der  Existenz  und  der  Passung  der 
Bestimmung  zur  Genüge').  Begründeter  erscheint  die  Frage,  ob 
in  der  That  die  Alemannische  Kirche  in  diesem  Punkte  be- 
günstigter war,  als  die  Bairische.  Dies  würde  um  so  auffallender 
sein,  als  die  Alemannische  Kirche  zur  Zeit  der  Redaktion  der 
Alemannischen  Lex  schon  weit  befestigter  war,  als  die  Bairische, 
also  einer  erhöhten  Begünstigung  gewiss  nicht  bedurfte.  Heusler 
hat  nun  aus  Alemannischen  Urkunden  nachgewiesen,  dass  die  Ab- 
teilung bei  Vergabungen  in  der  That  stattfand*),  also  die  gleiche 
Rechtsübung  wie  in  Baiem  herrschte,  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede, dass  die  bairische  Lex  von  der  Abteilung  ausdrücklich 
spricht,  w’ährend  die  lex  Alam.  sie  stillschweigend  voranssetzt"). 

Hatte  aber  das  Alemannische  Gesetz  bei  Redaktion  seiner 
kirchlichen  Bestimmungen  fränkischen  Concilienschlüssen  vom 
Anfänge  des  7.  Jahrhunderts  Eingang  gewährt'),  so  muss  an- 
genommen werden,  dass  jene  kirchenfreundliche  Epoche,  in  welche 
die  bairische  Lex  mit  Zugrundlegung  der  Alemannischen  zu 
Stande  kam,  die  Kirche  mindestens  in  gleichem  Masse  bevor- 
zugte. Das  Gegenteil  wäre  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  etwa 
das  bairische  Stammesrecht  die  Anrechte  der  Familie  noch 
strenger  bewahrt  hatte,  der  kirchlichen  Forderung  also  nicht  in 


per  cartam  de  rcbns  suis  ad  ecclesiam,  ubi  dare  rolucrit,  ärmitatem  fadat 
et  testes  sex  vel  aeptcm  adhibeat.  et  nomina  conim  ipsa  carta  coutineat,  et 
coram  sacerdote,  qui  ad  eccle-siam  deservit,  super  altare  ponat,  et  proprietas 
de  ipsas  res  ad  illam  ecclesiam  in  perpetuo  perroaneat. 

’)  Vgl.  Saudhaas,  a.  0.  S.  1»4,  I’appenheim,  a.  O.  S.  69,  Gerber, 
a.  O.  S.  »,  Bewor,  a.  0.  S.  1«,  Stobbe,  a.  0.  8.  121,  Zimmerl  o,  a.  O.  S.  68. 
Andererseits:  Lewis,  Succession  a.  O.  8.  11,  Pernice  a.  0.  8.  74. 

*)  Heusler,  üewere  a.  O.  8,  45,  Lüning  a.  O.  II,  G83  ff.  stimmt  zu. 

•)  Der  Grund  mag  in  der  auch  sonst  zu  bwbacbtenden  grösseren  Aus- 
führlichkeit der  bairischen  Lex  zu  suchen  sein,  der  das  kürzere  Allemannische 
Gesetz  als  Vorlage  diente. 

0 Uerkel's  Ausgabe  in  den  Men.  Germ.  8.  46,  84. 
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gleichem  Masse  genügen  konnte.  Wir  lassen  dieses  Verhältnis 
zwischen  Alemannischem  und  Bairischem  Faniilienrechte  dahin- 
gestellt. Uns  kann  genügen,  dass  in  der  Frage  der  Ahteilungs- 
Itflicht  die  gleiche  Übung  herrschte. 

Auch  das  Westgothisehe  Gesetzbuch  in  der  Form  der  Leges 
antiquae  wurde  benützt.  Da  aber  der  Titel  I der  1.  Baj.  nicht 
zu  jenen  gehörte,  auf  welche  westgothisehe  Bestimmungen  von 
Einfluss  wurden'),  so  entfällt  hier  die  Kücksichtnahme  auf  die- 
selben von  selbst-). 

Der  erste  Titel  des  bairischen  Gesetzes  behandelt  in  den 
Kapiteln  1 und  2 die  Schenkungen  an  die  Kirche.  Kapitel  1 
zerfällt  seinem  Inhalte  nach  in  3 Teile.  Der  erste  Teil  spricht 
von  den  Bedingungen  einer  rechtsgültigen  Schenkung  zum  Seelen- 
heile, der  zweite  von  den  möglichen  Objekten  der  Schenkung  und 
der  rechtsgültigen  Form,  der  dritte  von  den  llechtsfolgen  der  so 
vollzogenen  Handlung.  Das  zweite  Kapitel  verbreitet  sich  dann 
über  die  w'eltlichen  und  geistlichen  Folgen  des  Vertragsbruchs. 

Der  erste  Teil  des  ersten  Kapitels  ist  für  uns  der  wichtigste. 
Wir  haben  seinen  Inhalt  bereits  bei  der  früheren  Auseinander- 
setzung vorweg  nehmen  müssen.  Jede  freie  (libera)  Person  soll 
die  Erlaubnis  (licentia)  haben,  das  ihr  eigene  Vermögen  (res  suas) 
zu  ihrem  Seelenheil  der  Kirche  zu  schenken  und  zwar  von  jenem 
eigenen  Anteil  kann  sie  es  thun  (de  portione  sua),  der  sich  nach 
Abteilung  mit  den  Kindern  (filiis)  ergibt®).  Kiemand,  weder 
König  noch  Herzog,  noch  irgend  eine  andere  Person  soll  die 
Macht  haben,  eine  solche  Schenkung  zu  verbieten.  Erste  Voraus- 
setzung ist  .somit  die  Freiheit  der  Person,  „über  persona“  heisst 
es.  Unter  über  ist  hier  der  Stand  der  Freien  jedenfalls  im  Gegen- 
sätze zu  den  im  Ge.setze  von  ihm  unterschiedenen  Stande  der 
Freigelassenen  und  Unfreien  zu  verstehen.  Ob  die  nobiles  des 


*)  Vgl.  Roth,  über  Entstellung  der  lex  Bajuvarioram,  München  1848, 
S.  33  ff. 

*)  Vgl.  über  die  der  Kirche  günstigen  Bestimmungen  der  lex.  Visig. 
Tit.  I.  c.  1 : Lewis,  Diss.  a.  0.  S.  18,  19. 

•)  Ut  si  Ullis  über  persona  voluerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro 
redemptione  animae  suao,  licentiam  habeat  de  portione  sua.  postquam  cum 
filiis  suis  pai  tivit.  Wir  verweisen  auf  den  weiteren  Text  der  I^ex,  angeführt 
in  unserer  Einleitung  S.  1. 
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Gesetzbuches')  hier  den  liberis  beizuzälilen  sind,  bleibt  vorerst 
fraglich,  ebenso  auch,  ob  jene  nobiles  oder  liberi,  die  sich  dom 
Könige  oder  Herzoge  commendirt  hatten,  unter  den  „liberi“  niit- 
vcrstanden  sind-). 

Rührte  das  Gut  vom  Könige  oder  Herzoge  oder  einem  Grossen 
her,  so  bedurfte  die  Schenkung  der  Genehmigung  des  Königs, 
Herzogs,  Grafen  oder  der  dritten  Person,  von  der  das  Gut  em- 
pfangen wurde  “).  Auf  diese  Rechtsverhältnisse  weist  die  spätere 
Stelle  hin:  non  rex,  non  dux,  nec  ulla  persona  habeat  iwtestatem 
prohibendi  ei.  Sie  spricht  damit  aus,  dass  es  Fälle  gibt,  wo  die 
genannten  und  andere  Personen  ein  Widerspruchsrecht  haben'). 
Alle  sonstigen  Güter  darf  der  Freie  der  Kirche  frei  schenken. 
Ist  er  aber  im  Besitze  von  Kindern,  so  muss  er  mit  diesen  ab- 
teilcn  und  verfügt  nur  über  seine  portio.  Dass  unter  den  „filiis“ 
mit  denen  abzuteilen  ist,  nicht  blos  die  Söhne,  sondern  auch  die 
Töchter  zu  verstehen  sind,  beweist  schon  der  Sprachgebrauch  der 
Lex.  Sowol  hierüber  als  über  das  Repräsentationsrecht  und  alles 
Nähere  sprechen  wir  bei  Betrachtung  der  Urkunden. 

Der  zweite  Teil  des  Titels  siiricht  vom  G'genstand  der 
Schenkung,  der  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  um- 
fa.ssen  kann''),  und  zuletzt  von  der  Form  der  Schenkung.  Die 
Schenkung  geschieht  in  der  Kirche  durch  traditio  cartae.  Auf 
Veranlassung  des  Schenkers  wird  eine  Urkunde  („epistola“  bei 
den  Baiem)  verfasst;  Signirung  durch  den  Aussteller  ist  nicht 

’)  Vgl.  über  die  nobilos  n.icb  Itairisclieni  Reclit,  jetzt  bea.  Gen  gl  er, 
Pcitriigo  a.  O.  I.  S.  25,  2<>,  72  etc.  Quitzmnnii,  a O.  .S.  2s,  :tl — ;t5. 

*)  Über  (toinmendatioiien  in  Bniern  zu  die.ser  Zeit  vgl.  Qiiif  zmann,  a.  0. 
S.  3H  und  Merkel,  a.  O.,  in  den  Mon.  Genn.  111,  S.  2ii‘j. 

’)  Vgl  Itrunuor  (die  Lan  l.scbenkungen  der  .Meroviiiger  und  der  Agilol- 
finger,  in  den  Sitzungsberichten  der  Berliner  Akademie,  .lg.  l.s.s.'>,  B.  1173  ff.), 
welcher  den  im  \Ve.sen  der  Deutschen  Scbeiikiing  liegenden  Grund  auf- 
gedeckt hat,  warum  bei  Verausseruug  gescbenkteu  Gutes  der  Consens  des 
Donators  nötig  war. 

‘)  .nec  ulla  persona“  dürfte  doch  wol  auf  die  Krbeu  hinzicleii,  überiiaupt 
auf  die  später  genannten  etwaigen  Anfechter  der  Bestimmung.  Der  Einwand, 
dass  in  diesem  Falle  staatsrechtlich  begründi'te  Anfechtungen  mit  privatnuht- 
lichen  seltsam  verbunden  wären  (Peru ice,  a.  O.  S.  71)  scheint  uns  nicht  von 
genügendem  Belang.  Übrigens  wird  von  uns  auf  dieses  Beweismittel  kein 
Nachdruck  gelegt  werden. 

*)  Vgl.  hierüher  unsere  späteren  Ausführungen  über  Vergabungen 
übeikaupt. 
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gefordert.  Eine  Minimalzahl  von  sechs  Zengen  bekräftigt  die- 
selbe durch  Signirung  oder  Berührung  mit  der  Hand,  und  der 
Schreiber  verzeichnet  die  Namen  der  Zeugen  in  der  Carta. 
Hierauf  tritt  der  Schenker  vor  den  Altar  und  legt  die  Urkunde 
auf  denselben  nieder,  wodurch  erst  die  Schenkung  vollzogen  war*). 
Der  Akt  geschieht  öffentlich;  nicht  blos  in  Gegenwart  des 
Schenkers,  des  Beschenkten  und  der  Zeugen,  sondern  meist  auch 
in  Gegenwart  der  Verwandten  des  Schenkei's,  der  Geistlichkeit 
und  vieler  anderer  Personen’). 

Eine  so  vollzogene  Schenkung  soll  nun  — wie  der  Schluss 
des  ersten  Kapitels  und  das  zweite  Kapitel  ausführen  — unan- 
fechtbar sein.  Weder  der  Gescbeukgeber,  noch  dessen  Erben, 
noch  irgend  ein  anderer  sollen  die  Schenkung  anfechten.  Der 
Kirche  entfremdete  Schenkungen  sind  zurückzustellen.  Der  Ver- 
letzer aber  verfällt  neben  den  kirchlichen  Strafen  in  eine  poena 
dupli  an  die  Kirche  und  zahlt  dem  weltlichen  Richter  ein  Friedens- 
geld von  drei  Unzen  Gold. 

Diese  Gesetzgebung  bezüglich  der  Schenkungen  an  Kirchen 
seheint  in  den  auf  die  Redaktion  der  Lex  folgenden  nächsten 
Jahrzehnten  unverändert  gegolten  zu  haben.  Die  Begünstigung 
der  Kirche  durch  die  Staatsgewalt  dauert  ungeschwächt  fort. 
Sie  steigert  sich  sogar  dadurch,  dass  das  Herzogtum,  welches 
nun  den  letzten  Kampf  um  sein  Dasein  führt,  sich  die  Bundes- 
genossenschaft mit  der  bereits  mächtig  gewordenen  bairischen 
Kirche  erhalten,  ja  auch  den  Papst  günstig  stimmen  muss  zu 
einer  Zeit,  als  Papst  Paul  I.  sagen  konnte;  „Pipins  Feinde 
sind  auch  die  Feinde  der  Kirche  Gottes  und  die  meinigen“’). 

Das  Verhältnis  Baierns  zum  Frankenreiche  erfuhr  bis  zur 
Katastrophe  von  788  eine  Reihe  von  Veränderungen*).  Nach 
dem  Tode  des  Herzogs  Odilo  (f  748)  kam  das  Land  unter  die 
vormundschaftliche  Regierung  der  Witwe  desselben,  Chiltrnd. 

•)  Vgl.  über  all  dies  Brunner,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  a.  0.  I, 
231,  253,  254.  271,  272. 

•)  Konnte  wegen  Krankheit  oder  anderer  Ursache  die  Schenkung  nicht 
in  der  Kirche  vollzogen  werden,  so  trat  an  Stelle  des  Altars  ein  Reliquien- 
kästchen oder  auch  die  Hand  des  Bischofs;  vgl.  Häborlin  a.  U.  S.  l‘.<;  R. 
Hübner,  Die  donationes  post  obitum,  in  Oicrke's  Untersuchungen,  Heft 
XXVI,  1SS8,  S.  41  und  über  Salmannen  denselben,  ibidem  S.  46  nnd  105. 

»)  Eberl  a.  O.  S.  40. 

*)  Riezler  a.  0.  1,  S.  84  ff.,  148,  ICO,  Eberl  23  ff.,  36  ff. 

▲ d 1 • r , Dm  ErbMiwartraelik.  3 
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Einen  von  Grifo,  dem  Halbbruder  Pipins,  erregten  Aufstand  muss 
der  junge  Sohn  Odilo’ s,  Namens  Tassilo,  damit  büssen,  dass  er  nun 
Baiem  von  Pipin  als  Lehen  empfängt.  Nach  dem  Tode  der 
Chiltrud  (f  754)  wird  König  Pipin  Vormund  des  Tassilo,  und 
und  die  dadurch  gesteigerte  politische  Abhängigkeit  vom  Franken- 
reiche wird  durch  die  Erneuerung  des  Vasalitätseides  757  be- 
siegelt. Dieses  seit  dem  Tode  Odilo's  andauernde  Verhältnis 
gesteigerter  Abhängigkeit  ändert  sich  aber  mit  dem  Abfälle  des 
Herzogs  763.  „Vährend  sich  nun  Baiern  achtzehn  Jahre  lang 
„völliger  Selbständigkeit  erfreute,  kommen  der  herzoglichen  Macht 
„die  strammen  Gesetze  zu  Gute,  durch  welche  Pipin  die  fränkische 
„Macht  zu  stärken  gedachte  . . . nach  dem  Beispiele  der  Mero- 
„wingerkönige  nennt  sich  Tassilo  vir  inluster,  seine  Herrschaft 
„heisst  und  ist  regnare,  und  auf  eigene  Hand  führt  er  Kriege 
„mit  den  Nachbarn“'). 

Diese  Jahre  des  Friedens  und  thatsächlicher  Selbständigkeit 
763 — 80  benützt  Ta.ssilo  zur  Ausdehnung  seines  Landes  gegen 
Osten  und  zur  Christianisirung  der  ansässigen  Slaven,  während 
die  Kirche  dieses  Streben  mit  grösster  Dankbarkeit  verfolgt“). 
Aber  auch  im  Inneren  erstarkt  die  Kirche  durch  die  Förderung, 
die  ihr  vom  Herzoge  zu  Teil  wird*).  „Episkopat  und  Herzog 
„sind  im  engen  Bunde  thätig,  um  das  religiöse  Leben  im  Lande  zu 
„wecken,  und  das  Klosterleben,  vom  Herzog  Odilo  sorgsam  ge- 
„pflegt,  tieibt  unter  dem  Sohne  neue  Sprossen“*). 

„Die  Bischöfe  rühmten  von  ihm,  dass  er  trotz  seiner  Jugend 
„seinen  Vorfahren  an  kirchlicher  Gesinnung  überlegen  war. 
„Sein  ganzes  Verhalten  zeigt,  dass  alle  kirchlichen  Motive, 
„welche  die  Zeit  kannte,  auf  ihn  einwirkten,  und  dass  er  willen- 
„los  ihrem  Impulse  nachgab.  Die  Förderung  kirchlicher  Stif- 
„tungen  betrachtete  er  nicht  nur  als  Familientradition,  ihm 
„war  es  ernst  damit,  dass  man  — wie  er  in  einer  Urkunde  für 
„Kremsmünster  sagt  — um  der  ewigen  Liebe  und  des  furcht- 
„baren  Grauens  halber,  um  dem  Pfuhle  des  Teufels  zu  entgehen 


‘)  Riezler  a.  O.  I,  S.  153;  Hhnliclj  Abel-Simson  in  den  Jahrbüchern 
des  fränkischen  Reiches,  I.  Bd.,  Leipzig  ISSS,  S.  51 : „Tassilo  regierte  seit 
seinem  Treubrucho  gegen  Pipin  (763)  wie  ein  unabhängiger  Fürst.“ 

•)  Riezler  a.  O.  I,  S.  155. 

’)  Riezler  a.  0.  I,  S.  150. 

‘)  Eberl  a.  0.  S.  48. 
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„und  den  Himmelssaal  zu  verdienen,  Gott  etwas  von  dem  opfern 
„müsse,  was  er  den  Menschen  gespendet  hat.“  Demgemäss  hat 
Tassilo  „freigebiger  und  verschwenderischer  als  irgend  einer 
„seiner  Vorgänger  Klöster  und  Küchen  ausgestattet“’).  „Durch 
„die  Gesetzgebung  begünstigt  und  von  unbedingter  Verehrung 
„des  Volkes  getragen®),  schwang  sich  so  die  Kirche  mit  jugend- 
„licher  Kraft  zu  gewaltiger  Machtfülle  empor“*). 

So  beschaffen  war  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche, 
so  gesteigert  das  kirchliche  und  religiöse  Leben,  als  die  Synoden 
Veränderungen  am  Rechte  bei  kirchlichen  Schenkungen  vomahmen. 
War  das  Volksgesetz  des  Jahres  744  — 748  diesen  Vergabungen 
günstig  gewesen,  so  lässt  sich  annehmen,  dass  die  nun  zu  be- 
sprechende Gesetzgebung  dieselbe  Richtung  weiter  verfolgt  hat. 

Die  weitere  Fortbildung  des  Volksgesetzes  ging  zunächst 
von  den  Synoden  aus.  Die  bairischen  Synoden  jener  Zeit  waren 
V ei'sammlungen  des  Klerus  und  der  weltlichen  Grossen,  die  unter 
Vorsitz  des  Herzogs  über  weltliche  und  kirchliche  Angelegen- 
heiten berieten  und  beschlossen  *).  Diese  Versammlungen  spiegelten 
in  ihrer  Verfassung  das  enge  Bündnis  wieder,  welches  zwischen 
kirchlicher  und  weltlicher  Gewalt  bestanden  hat.  Der  Inhalt 
der  Beschlüsse  zeigt  uns,  dass  die  Kirche  geradezu  der  mass- 
gebende Faktor  geworden  ist.  Die  Synode  zu  Aschheim®)  vom 
Jalire  756  bespricht  in  ihren  Ratschlägen  an  den  jungen  Herzog 
zwar  nicht  direkt  die  Schenkungen  an  die  Kirche,  aber  sie  unter- 

')  Hanck  a.  0.,  II.  Bd.,  S.  37S. 

’)  Nach  Hanck  a.  0.  S.  390  ff.  zählte  damals  das  Bistum  Freising 
mindestens  65  Kirchen.  Etwa  die  Hälfte  derselben  wurde  unter  Tassilo  ge- 
baut und  von  den  Neubauten  geschehen  zwanzig  ansschliesslich  von  Laien. 

•)  Kiezler  a.  0.  I,  S.  158. 

*)  Vgl.  über  dieselben  bes.  Gengier  a.  0.  I,  S.  41  ff.  und  Waitz, 
Deutsche  Verf.-Gesch.  U,  2,  3.  Auflage  S.  180  ff. 

®)  Mon.  Germ.  Legg.  III,  457 — 459;  vgl.  über  diese  und  die  folgenden 
Synoden  zuletzt:  Genglcr,  a.  O.  S 41  ff.  — von  der  daselbst  zitirten 
Literatur  wurden  benützt:  F.  Sterzinger.  in  den  Abhandlungen  der  kurf. 
bair.  Akad.,  II.  Bd.,  1781,  S.  315  ff.;  A.  Winter,  Die  3 grossen  Synoden 
der  Agilolfingischen  Periode  kritisch  dargestellt  in  den  historischen  Abhand- 
lungen der  k.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  Jg.  1807.  S.  1 ff.;  H.  Schalter,  Die  recht- 
liche Stellung  der  Kirche  in  Baiem  zur  Zeit  der  Agilolfiuger,  Würzbnrg  1856; 
Hefele,  Kouziliengeschichte  III,  559  ff.;  Eberl  a.  O.  S.  26  ff.;  Gfrörer- 
Weiss,  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  im  Hittelalter,  1865;  Riezler 

B.  0.  L S.  168  ff. 

8* 
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sagt  jeden  Eingriff  in  das  kirdiliche  Vermögen  auf  das  ent- 
schiedenste und  erinnert  den  Herzog  an  die  Ehrfurcht  seiner 
Ahnen  gegenüber  den  kirchlichen  Satzungen,  welchen  das  ge- 
gesammte  Jlorgen-  und  Abendland  gehorsam  sei,  und  deren  Be- 
folgung auch  das  geschriebene  Gesetz  seinerVorgänger  einschärfe. 
Diese  und  andere  Bestimmungen  der  Synode  zeigen  uns  das  Ver- 
hältnis von  Staat  und  Kirche  auf  das  deutlichste  und  mussten 
daher  Erwähnung  finden'). 

Unmittelbar  beschäftigt  sich  erst  die  weit  spätere  Synode 
von  Dingolfingen  a.  772  mit  unserer  Frage.  Die  Beschlüsse 
derselben  sind  uns  leider  zum  Teile  nur  in  corrumpirter  Form  er- 
halten. Das  verstüuimelte  und  unklare  Capitel  5 lassen  wir 
deshalb  zunächst  bei  Seite.  Capitel  2 spricht  von  der  Form 
der  Schenkung.  Capitel  8 setzt  fest,  dass  die  nobiles  das  ihnen 
von  den  Vorfahren  des  Herzogs  geschenkte  Land  behalten  und 
auf  ihre  Descendenz  vererben  dürfen.  Bedingung  ist  Bewahrung 
der  Treue;  die  Vererbung  ist  auf  die  Nachkommen  des  Be- 
schenkten beschränkt,  umfasst  aber  auch  die  weibliche  Descen- 
denz*). 

Das  6.  Capitel  des  Decrets  lautet:  „De  eo  quod,  ut  si  quis 
de  nobili  genere  de  hereditate  sua  voluisset  dare  ad  sanctuarium 
Dei,  in  sua  potestate  esset,  nemo  prohibuisset  nec  mutaret  in 
perpetuum.“  Diese  Bestimmung  bedarf  einer  näheren  Prüfung. 
— Zunächst  ist  sicher,  dass  ebenso  wie  in  lex  Baj.  I.  Hindernisse 
abgewehrt  werden  sollen,  w'elche  Vergabungen  zum  Seelenheile 
entgegenstehen  können.  Bei  der  Frage  nach  der  Beschaffenheit 
dieser  hier  abgewelirten  Hindernisse  eröffnen  sich  aber  nach 
Allem,  was  wir  wissen,  zwei  Möglichkeiten.  Mit  diesen  Hinder- 
nissen können  entweder  Zu.stimmungsrechte  des  Herzogs  respective 
anderer  Grossen,  oder  Anwartrechte  der  Erben  gemeint  sein. 

I.  Wir  erwägen  zunächst  die  erste  Möglichkeit.  Consens- 
bedürftig  w'aren,  nach  Brunner’s  Forschungen,  Vergabungen 


’)  Vgl.  Büdinger  a O.  S.  115,  llfi.  Büdinger  meint,  man  glanbe 
sich  hier  in  die  Zeit  von  Papst  lunocenz  III.  versetzt,  wo  die  Geistlichkeit 
jhre  Ansprüche  aufs  höchste  steigern  konnte;  Eberl  a.  O.  S.  20  ff.,  Riezler 
a,  0.  S,  100. 

*)  Vgl.  daiiiher  Roth,  Geschichte  des  Benefizialwesens,  1850,  a.  0. 
S.  24:i,  Brunner,  Landschonkungen  a.  0.  S.  1187  und  Gengier  a.  0. 
S.  41,  43. 
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entweder  deshalb,  weil  das  Gut  von  einer  Schenkung  herrührte, 
oder  deshalb,  weil  die  Vergabung  von  Seiten  eines  honio  non 
potestativus  geschehen  sollte.  Die  Notwendigkeit  herzoglichen 
Consenses  beruhte  im  ersten  Falle  auf  der  Beschaffenheit  des 
Gutes,  im  zweiten  Falle  auf  einem  persönlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse des  Donators*). 

Es  lässt  sich  nun  beweisen,  dass  keiner  der  beiden  Fälle 
durch  Capitel  6 unseres  Decretes  gemeint  sein  kann. 

a)  Zunächst  kann  nicht  geschenktes  Land  gemeint  sein, 
denn  das  Decret  spricht  ausdrücklich  von  „hereditas“.  Mag  nun 
dieser  Ausdruck  mitunter  in  den  Quellen  auch  für  geschenktes 
Land  gebraucht  werden*),  so  gilt  dieser  Sprachgebrauch  sicher 
nicht  für  unser  Decret.  Hier  ist  die  hereditas  in  deutlicher 
Weise  von  der  Landschenkung  unterschieden,  von  dem  Gute, 
quodcumqne  praestatum  fuissot  nobilibus  intra  Baiuvarios  (Cap. 
8).  — Wenn  Capitel  9 die  Fälle  aufzählt,  in  welchen  eine  Con- 
fiskation  der  hereditas  stattflnden  kann,  und  Capitel  1 2 verordnet, 
dass  die  Frau  des  Adeligen,  dessen  hereditas  der  Confiscation 
verfiel,  ihr  Anrecht  auf  die  hereditas  nicht  verlieit,  so  ist  diese 
hereditas  des  Adeligen  sicher  nicht  mit  dem  durch  liUndgabe 
erworbenen  Gute  des  Cap.  8 identisch,  welches  einem  besondern 
Erbrecht  unterlag  und  den  Adeligen  nur  insolange  blieb  „quamdiu 
stabiles  foedere  servassent.“  Noch  viel  weniger  aber  kann  nach 
allem  Gesagten  im  Capitel  2,  wo  von  Vergabungen  an  Kirchen 
überhaupt  die  Rede  ist,  unter  „hereditas“  geschenktes  Gut  ver- 
standen sein.  Hierzu  kommt,  dass  die  bairische  Rechtssprache 
auch  in  sonstigen  Rechtsquellen  derselben  oder  der  nächst- 
folgenden Zeit  in  gleicherweise  unterscheidet:  „Wenn  die  Güter- 
verzeichnisse von  Salzburg  und  Niederaltaich  der  Landschenkung 
die  proprietas  und  die  hereditas  gegcnüberstellen , so  verstehen 
sie  darunter  freies  Eigentum  und  angestammtes  Alod“®). 

b)  Dass  aber  unser  Capitel  auf  Personen  hinzielt,  die  in 
Folge  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  in  ilirer  Veräusserungs- 
freiheit  beschränkt  waren,  wird  durch  die  Bezeichnung  „de  nobili 


•)  Brnnner,  I..andschenknngon  a.  O.  S.  1183. 

*)  Roth,  Buneficialwesen  a.  O.  S.  229,  LSnitif;  a.  0.  II,  S.  66G. 
Brunner,  Landscbenkangen  a.  O.  S.  1182,  Qengler  a.  0.  1,  S.  80. 

')  Bruuner  a.  O.  S.  1188. 
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genere“  unwahrscheinlich  genug’).  Die  Urkunden  setzen  bei  den 
nobiles  die  potestas  tradendi  voraus,  weshalb  bei  Erwälinung 
von  veräussemden  Adeligen  häufig  der  Zusatz  „potestativus“ 
fehlt'). 

Aus  dem  Gesagten  folgt  zum  Mindesten,  dass  Capitel  6 des 
Dingolfinger  Decrets  nicht  das  Zustimmungsrecht  beseitigen 
wollte,  welches  sich  auf  Landgabe  oder  auf  ein  persönliches 
Gewaltverhältnis  gründete.  Mit  diesem  Resultat  stimmen  auch 
die  Urkunden  überein.  Dieselben  beweisen,  dass  der  Heiv.og 
auch  nach  Erlassung  des  Decrets  sein  Zustimmungsrecht  weiter 
geübt  hat*). 

Wenn  aber  das  Decret  keine  Änderungen  in  Consensrechten 
einführte,  welche  in  den  zwei  obgenannten  Rechtsgründen  wur- 
zelten, dann  bleibt  wohl  nur  die  Mögliclikeit  ofiFen,  an  AVider- 
spruchsrechte  der  Erben  zu  denken. 

II.  Das  Decret  bespricht  — wie  ausgeführt  wurde  — die 
Vergabungen  der  „hercditas“,  im  Sinne  des  freien  Eigentums.  Für 
alles  Weitere  wird  die  Person  des  Vergabenden  wichtig.  Es 
heisst  nemlich:  ut  si  quis  de  nobili  genere  de  hereditate  sua 
voluisset  dare.  — Mag  nun  auch  der  alte  Fünf-Sippenadel  damals 
bereits  im  Hinschwinden  gewesen  sein  und  sich  die  Entstehung 
eines  Dienst-  und  Besitzadels,  der  eine  gleiche  Bezeichnung  in 
Anspruch  nimmt,  vorbereitet  haben'),  so  ist  dennoch  der  Fort- 
bestand der  alten  Geschlechter  urkundlich  erweislich“).  Capitel 
5 unseres  Decrets  selbst  unterscheidet  zwischen  nobiles,  liberi 
et  servi.  Es  kann  deshalb  angenommen  werden,  dass  der  im 
Decrete  vorkommende  Ausdruck  „nobiles“,  um  so  sicherer  aber  der 


’)  Vgl.  über  solche  AbhängigkeitsTcrhcUtnisse  Merkel  in  den  Monnm. 
Legg.  III,  S.  269,  Anm.  2 — 4,  S.  459,  A.  73.  Über  die  Bairischen  .rassi 
und  Adelschalken“  Gen  gier  a.  0.  S.  44,  45,  die  dort  citierten  Autoren  und 
dazu  das  Decret  Tass.  I,  7. 

*)  Brunner  a.  O.  S.  1180,  Anm.  I. 

*)  Dies  bat  Lüning  gezeigt  a.  a.  0.  II,  S.  666,  aber  auch  schon 
Merkel  a.  O.  S.  459,  Anm.  73. 

*)  Gengier  a.  O.  I,  S.  7,  26,  66,  72,  hier  auch  die  Literatur. 

*)  Merkel,  in  der  Zeitschrift  für  R.  G.,  I.  Bd.;  Brunner,  R.  G.  a.  O. 
I,  S.  251;  auch  V.  Amira,  im  Grundriss  der  gcrm.  Philul.,  II.  Bd.,  S.  113 
nimmt  längeres  Fortbestehen  des  alten  Gebnrtsadels  in  Baiem  an. 
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Ausdruck  „de  nobili  genere“,  welcher  im  Capitel  12  wiederkehrt, 
im  Unterschied  zum  Stande  der  „liheri“  gemeint  ist'). 

Wenn  dies  richtig  ist,  dann  tezieht  sich  unsere  Bestimmung 
ausschliesslich  auf  Vergabungen  seitens  des  Adels.  Abgewehit 
wird  aber  kein  Zustinmiungsrecht,  das  sich  auf  l.andgabe  inler 
ein  persönliches  HeiTschallsverhältnis  stützt,  und  daraus  schlossen 
wir,  dass  als  letzte  Jlöglichkeit  nur  die  Abwehr  der  Erben 
übrig  bleibt. 

In  diesem  Stadium  der  Beweisführung  darf  nun  an  den 
Wortlaut  von  lex  Baj.  I.  1 erinnert  werden:  Ut  si  ([uis  über 

persona  voluerit  et  dederit  res  snas  ad  ecclesiam  jiro  redemptione 
animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione  sua  postquam  cum 
filiis  suis  partivit.  Wir  Hessen  es  fniher  dahingestellt,  ob  unter 
der  „über  persona“  auch  der  nobilis  mitverstanden  ist.  Nun  alwr 
liegt  es  nahe,  dies  zu  verneinen  und  anzunehmen,  Titel  I.  1 habe 
sich  in  der  That  nur  auf  die  statu  liberi  bezogen,  unser  Decret 
aber  neues  Recht  durch  Au.sdehnung  dieser  Bestiniiming  auf  die 
adelige  hereditas  geschaffen.  Sollte  man  aber  nicht  zugeben,  dass 
Titel  I.  1 mit  der  Bezeichnung  „über  persona“  die  nobiles  ans- 
schliessen  wollte,  so  kann  unsere  Annahme,  das  „nemo  prohibuisset 
nec  mntaret“  des  Diugolfinger  Decrets  beziehe  sich  auf  ein  AVider- 
spruchsrecht  der  adeligen  Familie  bei  Veräusserung  aus  der  here- 
ditas, dennoch  zutreffend  sein.  Es  kann  nemlich  vom  Adel  bi.sher 
eiu  solches  Widerspruchsrecht  in  zäher  Festhaltung  überkomme- 
ner Familientradition  weitergeübt  worden  sein,  obwol  lex  Baj.  I 1 
auch  den  Adel  einbegreifen  wollte.  Es  können  auch  Zweifel 
über  die  Anwendbarkeit  dieser  Bestimmung  auf  den  Adel  auf- 
getaucht sein®).  — In  jedem  Falle  stellt  das  Dingolfinger  Decret 
klar,  dass  von  nun  an  die  Übung  eines  besonderen  Widerspruchs- 
rechtes bei  adeligen  Familien  aufhören  solle.  Dass  dieses  nun 
zum  mindesten  klar  gestellte  Recht  der  freien  Vergabung  gleich- 
falls die  vorherige  Abteilung  mit  den  Kindern  zur  Voraussetzung 
hatte,  dafür  sprechen  nicht  blos  die  Urkunden  und  der  im  Decrete 


•)  Waitz,  V.  G.,  n.  Bd.  2.  Aufl.,  S.  294  bezieht  die  Stellen  im  Decret 
anf  die  alten  Adelsgcschlechtor;  vgl.  auch  dessen  .1.  Aufl.,  IT,  t,  S.  372. 

•)  Vgl.  Kcichclbock,  Uistoria  Frisingensis  I b,  n.  13,  a.  705  und 
unsere  daran  schliessendcn  Ausfnlimngen  im  Capitel,  das  die  Urkunden  der 
Agilolfingerperiode  über  Vergabungen  zum  Seelenheile  behandelt. 
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gebrauchte  Ausdruck  „de  hereditate“  ’)•  Dafür  spricht  auch  die 
Erwägung,  dass  derselbe  Adel,  welcher  die  Familie  vor  Schmäle- 
rung des  Besitzstandes  durch  Veräusserung  an  Kirchen  bisher 
stärker  schützt  als  der  Stand  der  Freien,  nun  nicht  mit  einem 
Male  den  Kindern  ein  geringeres  Recht  eingeräumt  haben  wird, 
als  die  Kinder  der  Freien  besassen. 

Im  Übrigen  kann  bei  den  Worten  „nemo  prohibuisset  nec 
mutaret“  nicht  blos  an  die  adelige  Familie,  sondern  zugleich  auch 
an  den  Herzog  gedacht  sein,  und  zwar  in  einer  Rücksicht,  welche 
mit  dem  damaligen  Faniilienrechte  im  Zusammenhänge  steht. 
Gengier  hat  auf  die  „nahezu  patriaichalische  Stellung  des  Her- 
zogs in  familienrechtlichen  Fragen“  hingewiesen*),  auf  dessen 
„gleichsam  obervonnundschaftliche  Einmischung“  bei  väterlicher 
Erbteilung  und  im  Falle  einer  clericatio*).  Er  nimmt  an,  dass 
auch  Erbländereien  (hereditates),  nicht  blos  vom  Herzoge  stam- 
mendes Gut  mit  dessen  Zustimmung  an  Kirchen  veräussert  wer- 
den konnten ‘).  — Im  Hinblick  auf  diese  Stellung  des  Herzogs 
würde  unser  Capitel  sagen,  dass  der  Herzog  seine  Zustimmung 
zur  Vergabung  an  Kirchen  dem  Adel  von  nun  an  nicht  mehr 
versagen  dai-f,  sofern  vorher  der  Bedingung  der  Abteilungspflicht 
genügt  wurde.  Dieser  Annahme  steht  auch  die  Thatsache  nicht 
entgegen,  dass  Fülle  solcher  obervormundschaftlicher  Einmischung 
des  Herzogs  und  der  Übung  seines  Consensrechtes  auch  nach 
Erlassung  des  Dingolfinger  Decrets  vorkamen.  Ein  Gegenbeweis 
wäre  nur  dadurch  erbracht,  dass  eine  Intervention  des  Herzogs 


')  So  fasst  schon  Gfrilror-Weiss  diese  Bezeichnung  auf  a.  O.  I.  Bd., 
S.  425. 

•)  Qongler  a.  O.  I,  S.  57. 

•)  Gengler  a.  0. 1,  S.  60,  Anm.  6;  vgl.  Iläberlin  a.  0.  S.  224  und  die 
im  anderen  Zusaminenlmnge  näher  zu  besprechenden  von  ilinen  bezogenen 
Urkunden. 

*)  Gengler  a.  O.  I,  S.  60,  Anm.  5.  — Brunner  weist  a.  O.  S.  1182 
darauf  hin,  dass  der  Donator  oft  auch  liereditus  mit  herzoglicher  Zustimmung 
vergabt,  — S.  1183  darauf,  dass  cs  auch  anili're  als  die  von  ihm  beieuchteten 
Consensgründe  gab,  will  aber  im  Zweifel  die  CVnsensbediirftigkeit  auf  die 
Herkunft  des  Gutes  zuriickgefiihrt  wissen.  Dieser  Forderung  steht  die  Auf- 
fassung Oengler's  nicht  im  Wege,  sofeme  sie  auf  jene  Fälle  beschränkt 
wird,  in  weichen  die  Queilen  über  eine  quasi  obervonnundschaftliche  Inter- 
vention des  Herzogs  keinen  Zweifel  lassen. 
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unter  Umständen,  welclie  den  Voraussetzungen  von  Capitel  6 
widersprechen,  naclizuweisen  wäre. 

Nach  allem  Vorangeschickten  möchten  wir  Capitel  6 des 
Dingolfinger  Decrets  dahin  iutrepretiren,  dass  nun  für  Schenkun- 
gen an  Kirchen  dem  Adel  dasselbe  Recht  zu  Teil  wird,  welches 
die  Lex  dem  Stande  der  Freien  gegeben  hatte  *).  Ist  dies  richtig, 
so  hatte  der  Adel,  der  in  seiner  Stellung  durch  Verkleinerung 
seines  Besitzes  und  wachsende  Abhängigkeit  bereits  gesunken 
war,  der  Kirche  eine  weitgehende  Concession  gemacht,  und  es 
passt  sehr  wol  zu  dieser  Interpretation,  dass  dasselbe  Decret 
dom  Adel  in  den  Capiteln  5,  8,  10  und  12  wichtige  Gegen- 
concessionen  gewährt.  Tassilo,  welcher  die  Bundesgenossenschaft 
der  Kirche  und  des  Adels  in  gleichem  Masse  nötig  hatte,  konnte 
die  Kirche  nicht  begünstigen,  ohne  den  Adel  in  anderer  Rich- 
tung zu  entschädigen. 

Was  schliesslich  das  arg  verstümmelte  5.  Capitel  unseres 
Decretes  betrifft*),  so  wagen  wir  kaum,  uns  für  eine  bestimmte 
Übersetzung  zu  entscheiden,  am  allerwenigsten  einen  mit  not- 
wendiger Willkür  angenommenen  Sinn  zur  Grundlage  weiterer 
Deductionen  zu  machen.  Am  wahrscheinlichsten  erscheint  uns, 
dass  duich  diesen  Artikel  die  vom  Vater  des  Tassilo  geschehenen 
Landgaben  bestätigt  wurden*). 


')  Dips  ist  auch  die  Meinung  Riezler's  (Gesch.  Baierns  L S.  160), 
welclier  allerdings  an  dieser  Stelle  zu  fdiier  näheren  Begründung  keinen  An- 
lass hatte.  Lüning  a.  O.  II,  S.  tiOii  denkt,  trotzdem  er  die  Fortdauer  herzog- 
licher Consenso  über  die  Zeit  dos  Decrets  hinaus  nachweist,  an  eine  Abwehr 
herzoglichen  Verbotes. 

•)  Deo  eo  quod  ins  ad  legem,  quam  habnerunt  in  diebus  patris  sni 
nobiles  et  liberi  et  serri  ejus,  ita  donaverat.  nt  finna  fieret. 

*)  Vgl.  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter  Karl  dem  Grossen, 
I.  Bd , 1S8S,  S.  61,  — Sterzinger  a.  0„  II.  Bd.,  1781,  S.  386  meint,  den 
im  Gesetze  genannten  i’crsonenklasscn  werde  das  Recht  cingeräumt,  von 
ihren  Erbgütern,  wenn  auch  der  Vater  noch  lobt,  der  Kirche  so  vieles  zu 
vermachen,  als  sie  wollen.  — A.  Winter  in  historischen  Abhandlungen  der 
künigl.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  18U7,  S.  79  meint;  ,die  Genannten  sollen  hier- 
nach die  Befugnis  haben,  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  gültige  Geschenke  zu 
machen“.  — Hefcle,  Konziliengoschiehte,  111.  Bd.,  1877,  S.  610  übersetzt 
aber:  ,dass  das,  was  Adelige,  Freie  und  Knechte  gemäss  dem  gesetzlichen 
Rieht,  das  ihnen  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  resp.  Herrn)  zustand,  verschenkten, 
gültig  sei“.  — Eberl  a.  0.  S.  46;  .Schenkungen,  welche  von  Personen  ge- 
macht worden  seien,  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  standen,  seien,  wenn 
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lTl)erblicken  wir  das  Dinpolfinger  Derret  als  Ganzes,  so 
hatte  die  Kirche  in  ihrem  Kampfe  für  möglichste  Freiheit  bei 
Schenkungen  zum  Seelentieile  abermals  an  Bwlcn  gewonnen. 

Die  nun  folgende  Synode  von  Neuchingen  774  beschäftigte 
sich  mit  unserer  Frage  nicht  weiter,  und  wir  haben  von  nun  an 
bis  zum  Untergange  des  bairischen  Herzogtums  keine  gesetzliche 
Veränderung  im  Rechte  bei  kirchlichen  Vergabungen  zu  ver- 
zeichnen. 

Nach  dem  Sturze  Tassilo's  (788)  wurde  Baiem  fränkische 
Reichsprovinz,  wenn  auch  die  Regenten  des  Landes  ans  karolingi- 
schem Geschlecht  sich  „reges‘‘  nannten').  In  dieser  Zeit  788 
bis  911  erscheinen  Kirche  und  Staat  innig  verbunden*).  Das 
Königtum  nimmt  für  sich  das  Recht  der  Bischofswahl  in  An- 
spruch und  sichert  sich  dadurch  die  Ergebenheit  der  kirchlichen 
Grossen.  Es  sieht  in  der  Bundesgenossenschaft  mit  der  Kirche 
die  Hauptstütze  seiner  Macht  und  vermehrt  das  kirchliche  Grund- 
eigentum, dem  sich  bei  der  Colouisation  und  Christianisirung  der 
den  Avaren  abgerungenen  Gebiete  neuer  Länderbesitz  eröffnet. 
Den  deutlichsten  Beweis  des  königlichen  Schutzes,  dessen  sich 
die  Kirche  erfreut,  bieten  die  nun  aufkommenden  Immunitäts- 
briefe*). Auch  die  Klöster  werden  mächtig  gefördert.  Wenn 
sich  diese  Förderung  weniger  in  Nengiündungen  als  in  Schen- 
kungen an  alte  Klöster  äussert,  so  lag  dies  darin,  dass  Baiem 
bereits  bei  Tassilo's  Sturz  eine  übergrosse  Anzahl  von  Klöstern 
besass.  Der  mächtige  Einfluss  des  Klerus  auf  die  weltliche  Ge- 
setzgebung zeigt  sich  unter  Anderem  in  der  Zuziehung  der 
Priester  zu  Gerichtstagen,  in  der  Thatsache,  dass  unter  den 
Sendboten  dieser  Periode  regelmässig  Bischöfe  genannt  sind,  und 
in  dem  Übergreifen  kirchlicher  Gesetzgebung  auf  das  Gebiet  des 
Eherechtes  etc. 

Grundlage  der  Rechtsübung  in  Baiem  blieb  auch  während  der 
Karolingerperiode  das  Volksgesetz.  Daneben  beginnen  aber  neue 
Rechtsgrundsätze  als  „mos“,  „usus“,  „ritus“,  sich  im  Volksleben  zu 

sonst  gesetzlich  gemacht.  gUltig*.  — Nach  Gengier  a.  0.  S.  44,  Ajim.  12 
könnte  .die  keineswegs  klare  Stelle  im  Dccr.  I.  5 eine  erneuerte  Verhaltungs- 
norm  ins  ac  iex,  für  die  Adelschalken  bedeuten“. 

*)  Gen  gier  a.  O.  I,  S.  77. 

•)  Vgl.  Riezler  a.  0.  I.  S.  28.0  ff. 

’)  Riezler  a.  O.  S.  285. 
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entwickeln  und  in  der  Praiis  Wurzel  zn  fassen’).  Der  Schwer- 
punkt fortbildender  Gesetzgebnnf?  liegt  nun  im  Reiche;  die  Lan- 
desgesetzgebung tritt  mehr  zurück  und  äussert  sich  nur  in  den 
Synoden  der  bairischen  Kirche,  deren  Satzungen  die  kirchliche 
Zucht  zu  fördern  suchen  und  auf  Missbräuche  bei  Verwaltung 
des  geschenkten  Gutes  hinweisen.  So  befiehlt  eine  Provinzial- 
synode zu  Salzburg  „dass  Bi.schöfo,  Äbte  und  Priester  das  ihnen 
übertragene  Kircheneigentum  nur  so  weit,  als  die  kanonischen 
Vorschriften  erlauben,  unter  ihre  Angehörigen  und  Verwandten 
verteilen,  damit  den  Schenkeni,  wie  allem  Volke  Gelegenheit  zu 
unzufriedenem  Gemurmel  entzogen  werde“’). 

Von  fränkischen  Reichsgesetzen  weltlichen  Inhalts  käme 
zunächst  das  Capitulare  Baiwaricum  in  Betracht,  „eine  könig- 
liche Instruction  für  bairische  Missi,  die  um  das  Jahr  810  ent- 
standen sein  dürfte“’).  In  demselben  wird  den  Kirchen  ihr  Be- 
sitzstand feierlich  gewährleistet  und  ein  Zusammenwirken  geist- 
licher und  weltlicher  Gewalt  mit  den  Worten  gefordert  „ut  epis- 
copi  cum  comitibus  stent  et  comites  cum  episcopis,  ut  uterque 
pleniter  suum  ministerium  peragere  possint.“ 

Die  gesteigerte  Abhängigkeit  Baiem’s  bewirkte  aber,  dass 
auch  die  allgemeine  Reichsgesetzgebung  auf  sein  Gebiet  An- 
wendung fand.  Der  bairische  Klerus  beteiligte  sich  an  den 
Reichssynoden  des  Jahres  852,  868  und  875*),  und  die  Kirchen- 
gesetzgebnng  des  Reiches,  die  Capitularia  ecclesiastica  werden 
auch  aufBaiern  Einfiuss  gehabt  haben'').  Vor  Allem  aber  tritt 
Baieni  mit  dem  Jahre  788  in  den  Machtbereich  des  Königsrechtes, 
der  allgemeine  Anwendung  findenden  Capitularien*),  und  es  er- 
wächst die  Aufgabe,  den  Inhalt  derselben  in  Bezug  auf  unsere 
Frage  zu  untersuchen. 


*)  Gen  gier  a.  0.  S.  78. 

*)  Logg.  III,  S.  473;  vgl.  auch  ibidem  S.  471,  S.  475  a.  799. 

•)  Vgl. bei  Boretins  Cap.  I,  157,  168,  Brunner  B,  G.  I 8.  319,  378, 
Schröder,  R.  G.  a.  0.  8.  235,  A.  61,  Gengier  a.  O.  I,  8.  85,  91,  Anm.  20. 
*)  Riezler  a.  O.  I,  8.  2S2. 

Gen  gl  er  a.  O.  8.  92  ff. 

*)  Über  die  Geltung  derselben  in  Baioni:  Chabert,  Denkschriften  der 
Wiener  Akad.  1852,  a.  0.  8.  133  und  insbes.  Riezler  a.  0.  8.  271,  Gengier 
a.  O.  8.  84  ff. 
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Ihr  Grundcharakter  besteht  in  der  Beförderung  der  Schen- 
kungen zum  Seelenheile  bei  möglichster  Verhinderung  von  Miss- 
bräuchen. Ihrem  Inhalte  nach  gestatten  sie  nicht  blos  eine  Fest- 
stellung dessen,  was  die  vom  Staate  mächtig  geförderte  Kirclie 
in  ihrem  Kampfe  mit  dem  deutschen  Familienrechte  erreicht  hat, 
sondern  auch  Rückschlüsse  auf  dieses  Familienrecht  selbst.  Es 
wird  sicli  zeigen,  dass  die  Reichsgesetzgebung  zwar  die  Ver- 
gabungen an  Kirchen  erleichtert  hat,  dass  aber  — mindestens 
in  Rücksicht  auf  Baieni  — nichts  zur  Annahme  zwingt,  dass 
Rechte  der  Familie  eine  wesentliche  Einbusse  erlitten.  Dies  gilt 
von  den  Rechtssätzen  an  sich.  AVenn  die  Kirche  oft  und  mit 
Erfolg  bestrebt  war,  dieselben  zu  umgehen  oder  zu  durchbrechen, 
so  ändert  dies  nichts  an  dem  Gnmdcharakter  dieses  Rechtes. 
Es  bestätigt  nur,  dass  vir  ibn  richtig  gekennzeichnet  haben  und 
erklärt  zugleich  das  Auftreten  einer  besonderen  Gesetzgebung, 
welche  sich  gegen  diese  Missbränche  wendet,  dadurch  aber  in 
willkommener  Weise  die  Grenzen  zeigt,  welche  der  Vergabung 
an  Kirchen  gesetzt  waren. 

Fragen  wir  zuerst  nach  jenen  Normen,  welche  das  Recht 
bei  kircblichen  Vergabungen  änderten,  so  kommen  die  beiden  viel 
besprochenen  Capitularien  von  803  c.  6')  und  818,  819  c.  6^) 


Bei  Boretius  No.  39,  S.  113;  Qni  rea  auaa  pro  anima  ana  ad  caaam 
Del  tradcro  voluerit,  domi  traditionem  faciat  coram  teatibua  legitimia;  et 
quao  actenUB  in  hoate  factae  aunt  traditionea,  de  qviibua  miUa  cat  queaitio, 
atabilia  pernianeant  .Si  vero  aliquia  alii  rea  anaa  tradiderit  et  in  hoate  pro- 
fectua  fuerit,  et  ille  cui  rea  traditac  .sunt  interim  niortuua  fuerit,  qui  rea  anaa 
tradidit,  cum  reveraus  fnerit.  adhibitia  teatibua  coram  quibua  traditio  facta 
eat  rea  auaa  rccipiat;  ai  autem  et  ipae  mortuna  fuerit,  heredea  ciua  legitimi 
rea  traditaa  recipiant. 

*)  Bei  Boretiua  No.  1.3(i,  S.  2S2:  Ut  omnia  homo  über  poteatatem  habeat, 
nbicumque  voluerit.  rea  auaa  daro  pro  aalute  animae  snae.  — Si  quia  rea 
auaa  pro  aalute  animae  auae  vel  ad  aliquem  vencrabilera  locnm  vel  propinqno 
auo  vel  cuilibet  alteri  tradere  voluerit,  et  co  temporo  intra  ipaum  comitatum 
fuerit  in  quo  rea  illae  poaitae  aunt,  legitimam  traditionem  facere  atudeat. 
Quodai  eodein  terai>ore  quo  illas  tradere  vult  eitra  euinlem  comitatum  fuerit, 
id  eat  aive  in  exercitu  aive  in  palatio  aive  in  alio  quolibet  loco,  adbibeat  aibi 
vel  de  auia  pagensihua  vel  de  aliia  qui  cadem  lege  vivant  qua  ipae  vivit 
teatea  idoneoa.  vcl  ai  illoa  habere  non  potuerit,  tune  de  aliia  qualea  ibi  meliorea 
inveniri  posaiiit;  et  coram  eis  rerum  auaruin  traditionem  faciat  et  fideiinsaores 
veatiturae  donet,  qui  ei  qui  illam  traditionem  nccipit  vestituram  faciat.  Et 
poatquam  baec  traditio  ita  facta  fuerit,  herea  illina  nullam  de  praedictü  rebua 
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in  Betracht,  zu  deren  Wttrdio;ung  in  Bezug  auf  unsere  Frage 
wir  noch  das  Capitulare  818,  819  c.  7 heranziehen'). 

Die  beiden  ersten  zunäclist  zu  besprechenden  sind  allgemeines 
Reichsgesetz  und  behandeln  die  rechtlichen  Formen  für  Schen- 
kungen an  die  Kirche.  Inwieweit  beide  Capitularien  oder  das 
zweitgenannte  allein  auch  für  Schenkungen  an  dritte  Personen 
Anwendung  finden,  kann  an  dieser  Stelle  ausser  Betracht  bleiben  *). 
Das  erstgenannte  Capitnlare  stellt  fest*),  dass  jede  Traditio  zu 
Gunsten  der  Kirche  in  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  ge- 
schehen soll.  Traditionen  auf  der  Heerfahrt  sollen  künftig  un- 
gültig und  nur  die  bisher  vollzogenen  gültig  sein.  Schenkungen, 
die  ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  geschahen, 
waren  somit  für  die  Erben  des  Geschenkgebers  unverbindlich. 
Das  Capitnlare  schützte  die  Erben,  indem  es  die  Vergabung  zum 
Seelenheile  an  die  Grafschaft  band  und  alle  Vergabungen  ausser- 
halb der  Grafschaft,  mochten  sie  auch  die  Erbenrechte  unange- 
tastet lassen,  ausschloss*). 

Die  Neuerung  des  Capitulars  von  818,  819  bestand  nun  darin, 
dass  es  auch  dem  in  der  Grafschaft  nicht  Anwesenden  eine 
gültige  Schenkung  durch  die  Trennung  der  Sala  von  der  Investi- 


valeat  facere  repetitionem  ; iosnpcr  ct  ipxe  per  sc  fideminssionem  faciat  eins- 
dem  vestiturae,  iie  hercdi  ulla  occasio  remaneat  lianc  traditionem  iuniutandi, 
sed  potius  neccssitas  iiicnmbat  illam  perfidcndi.  Et  si  nondum  res  snas  cum 
coheredibus  suis  dirisas  babuit,  uon  ei  boc  sit  iupedimento;  sed  cobcres  eins, 
si  sponte  noluerit,  aut  per  coniitem  aut  per  raissum  eius  distringatnr,  nt 
divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  defnnctus  bereditatem  suam  voluit  per- 
veiiiro.  Et  si  cuilibet  ecclesiae  eain  tradcro  rogavit,  coheres  eius  cam  legem 
cum  illa  ccclesia  de  pracdicta  licreditato  babcat,  quam  cum  alio  colieredc  suo 
babere  debebat.  Et  boc  obsorvetur  erga  patrem  et  filium  et  ncpotem  usqne 
ad  annos  legitimos;  postoa  ipsae  res  ad  inmunitatem  ipsins  ecclcsiae  redeant. 

*)  Bei  Boretius  S.  277. 

*)  Vgl.  unsere  Ausfiibrnngen  im  Capitel  über  unentgeltliche  Vergabungen 
überhaupt. 

*)  Vgl.  über  den  Rccbtsinbalt  dieser  Capitularien  folgende  nach  der 
Zeit  des  Erscheinens  angeführte  Schriften : Heuslor,  Qewerc  a.  O.  481  ff.; 
Uaiss,  Traditio  und  Investitura,  München  I87G,  S.  12  ff.;  Lüning  a.  O. 
II,  754;  Sohm,  Zur  Geschichte  der  Anfla.ssung,  in  der  Strassbnrger  Fest- 
gabe für  Tliöl,  1879,  S.  9;  Brunner,  Zur  Rechfsgeachichte  der  römischen 
und  germanischen  Urkunde,  Berlin  1880,  S.  278  und  290;  Hübner  a.  O. 
8.  62;  Housler,  Institutionen  I,  297;  Schröder,  R.  G.,  S.  262,  268,  269. 

*)  Vgl.  damit  Heusler,  Gewere  a;  0.  S.  482. 
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tur  in  der  Weise  ermöglichte,  dass  die  Sala  auswärts  vorgenom- 
men und  die  Investitur  verbürgt  wird.  Eine  so  vorgenommene 
Sala  sollte  den  Tradenten  respective  dessen  Erben  verpflichten, 
die  Investitur  nachträglich  innerhalb  der  Grafschaft  zu  voll- 
ziehen '). 

Durch  diese  Bestimmung  war  die  Kirche  offenbar  im  hohen 
Masse  begünstigt.  Das  Hindernis,  das  für  eine  rechtsgültige 
Schenkung  ans  dem  Aufenthalte  des  Donators  ausserhalb  der 
Grafschaft  erwuchs,  war  beseitigt. 

Aber  dasselbe  Capitulare  geht  zu  Gunsten  der  Vergabungen 
in  der  Fremde  noch  um  einen  Schritt  weiter,  indem  es  auch  bei 
noch  ungeteiltem  Grundeigentum  die  Vergabung  der  „res  sua“, 
der  „hereditas  sua“  gestattet  und  die  überlebenden  Ganerben 
zwingt  mit  dem  Bedachten  zu  teilen.  „Ist  eine  Kirche  bedacht, 
so  soll  sie  mit  dem  Vater  des  Erblassei-s  auf  Lebenszeit,  mit 
dem  Sohne  und  Enkel  desselben  bis  zur  Mündigkeit  im  ganerb- 
schaftlichen  Verhältnis  bleiben,  und  soll  erst  dann  die  Teilungs- 
pflicht eintreten*).“  Somit  ist  beim  Verweilen  ausserhalb  der 
Grafschaft  eine  rechtsgültige  Vergabung  der  res  sua,  und  zwar 
auch  ohne  vorhergeschehene  Abteilung  ermöglicht. 

Fragen  wir  nach  der  Anfechtbarkeit  der  Schenkung  auf 
Grund  etw’a  entgegenstehender  Rechte  der  Familie,  so  ant- 
wortet das  Capitulare:  „Et  postquam  haec  traditio  ita  facta 
fuerit,  heres  illius  nullam  de  praedictis  rebus  valeat  facere  repeti- 
tionem  ...  ne  heredi  ulla  occasio  remaneat  hanc  traditionem 
immutandi.“  Aus  der  Geschichte  des  Capitulars  verstanden, 
heisst  dies:  Die  Erben  sind  verpflichtet,  die  Vergabung  trotz 
der  im  Vergleiche  mit  früheren  Vorschriften  (Cap.  803  c.  6) 
modifizirten  Form  und  sogar  bei  noch  fehlender  Abteilung  anzu- 
erkennen. Entspricht  die  Vergabung  den  Vorschriften  dieses 
Capitulars,  so  ist  jede  Einwendung,  welche  die  Erben  wegen 
unzureichender  Form  der  Vergabung,  oder  bei  ungeteiltem  Gut 
wegen  mangelnder  Zustimmung  der  coheredes  geltend  machen 
wollten,  hinfällig.  Nicht  aber  kann  gemeint  sein,  dass  durch  die 
Vergabung  Erben  oder  Ganerben  oder  dritte  Personen  in  ihren 
Rechten  auf  das  Gut  verletzt  werden  durften. 

•)  Brunner,  R.  Q.  der  Urkunde  S.  278,  279. 

*)  So  Uberaetzt  Brunner,  R.  G.  der  Urkunde  S.  290,  Anm.  1 den  Schluss 
des  Capitulars;  vgl.  Hcusler,  Inst.  I,  237. 
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Der  Vergabende  ist  in  der  Feme  und  dieser  Umstand  soll 
seiner  Vergabung  nicht  hinderlich  sein.  Er  darf  somit  über  die 
„hereditas  sua“  verfügen,  d.  h.  über  jenes  Vermögen,  über  das 
frei  zu  verfügen  ihm  das  Gesetz  überhaupt  gestattet.  Lebt  er 
noch  in  ungeteilter  Vermögensgenieinschaft,  so  darf  er  das  Resultat 
der  Abteilung  antizipiren.  Er  vermag  somit  seine  portio  frei  zu 
vergaben.  Insoweit  seine  V’ergabnng  sich  in  diesem  Sinne  auf  die 
„sua  hereditas“,  auf  die  „portio“,  beschränkt,  ist  sie  unanfechtbar. 
Verletzt  sie  aber  fremde  Rechte,  so  muss  sie  ebenso  anfechtbar 
sein,  wie  die  in  der  Grafschaft  geschehene.  Insbesondere  bleiben 
die  der  Veräusserungsfreiheit  entgegenstehenden  Rechte  der  Fa- 
milie durch  dieses  Capitulare  unberührt.  Dies  ergiebt  sich  ans 
der  Analyse  seines  Inhalts.  Es  ergiebt  sich  aber  auch  aus  der 
sehr  nahe  liegenden  Erwägung,  dass  Abwesenheit  wol  Erleichte- 
rung in  der  Form  des  Rechtsgeschäftes  rechtfertigen  mag,  dass 
aber  ein  Gesetz,  welches  die  Verfügungsfreiheit  der  Abwesenden 
erweitert,  gewärtigen  müsste,  dass  zur  Erreichung  dieses  Rechts- 
vorteils die  Abwesenheit  absichtlich  herbeigeführt  würde’). 


')  Die  Frage,  welche  Stellung  diesem  Capitalare  in  der  Qoschichte  des 
Erhenwartrrahtes  und  des  Hechts  bei  kirchlichen  Vergabungen  zukommt,  be- 
sprachen direct  oder  andcutung.sweise  Beseler  a.  0.  S.  53,  Zimmerle  a.  O. 
S.  77;  Lewis,  Dissertatio  a.  0.  S.  42  ff.;  Lewis,  Succcssion  a.  0.  S.  19; 
Heusler,  Gewere  a.  O.  S.  4S2  ff.;  Haiss  a.  0.  S.  14  ff.,  S2,  134.  — 
Brunner  a ü.  S.  278  und  290;  Ueuslor,  Inst.  L 237,  II,  B9,  71;  Schrö- 
der, Rechtageschichte  S.  262  ff.,  268  ff.  — Heusler,  Haiss  und  Brunner  haben 
den  Inhalt  des  Capitulars  hanpt-ächlich  für  die  Frage  nach  den  Erfordernissen 
einer  rechtsgültigen  Traditio  untersucht,  Brunner  hat  ausserdem  die  Änderung 
im  Rechte  der  Ganerben  aufgeklärt;  vgl.  oben.  — Beseler,  Zimmerle,  Lewis, 
Haiss  und  Schrocder  berühren  mehr  oder  minder  eingehend  jenen  Punkt,  der 
hier  besonders  zur  Erwägung  kommt. 

Beseler  nimmt  überhaupt  für  den  Anfang  der  Entwicklung  volle  Vor- 
äusserungsfreiheit  an  und  findet  diese  Annahme  durch  das  Capitulare  be- 
stätigt, ohne  auf  dessen  Inhalt  näher  einzugehen.  — Zimmerle  hat  das 
Capitular  in  jeder  Hinsicht  missverstanden.  Er  findet,  es  sei  durch  dasselbe 
die  Möglichkeit  gcgebun  worden  .auch  ausserhalb  des  Comitats  der  belogenen 
Sache  die  Beistimmung  des  Erben  (!)  auf  eine  denselben  rechtlich  verbindende 
Weise  einznholen.  Die  Abteilung  könne  erzwungen  worden,  nur  soll  die 
Kirche  den  Vergabenden  (I),  sowie  seine  Söhne  und  Enkel  bis  zur  erreichten 
Volljährigkeit  in  der  Nutzniessung  lassen“.  Schliesslich  meint  er,  dass  .da- 
mit einseitige  Verfügungen  ohne  Berücksichtigung  der  Erben  nicht  für  erlaubt 
erklärt  sind“.  — Lewis  behauptet,  das  Capitulare  sei  ein  Beweis  für  seine 
Annahme  vollständiger  Veräusserungsfreiheit,  nicht  blos  zu  Gunsten  der 
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Da  das  vorliegende  Capitulare  eine  Änderung  des  bestehen- 
den Rechtes  nur  für  den  Fall  der  Entfernung  ans  der  Graf- 
schaft der  belegenen  Sache  trifft  und  nachgewiesen  ist,  dass 
durch  dessen  Inhalt  eine  Beeinträchtigung  der  Familie  weder  ge- 
wollt ist,  noch  auch  gewollt  sein  konnte,  so  bleibt  nur  noch  die 
Behauptung  offen,  dass  überhaupt  zu  jener  Zeit  Vergabungen  zu 
Gunsten  der  Kirche  einer  Beschränkung  durch  entgegenstehende 


Kirche,  solidem  auch  au  Gunsten  Dritter.  Er  begreift  nicht,  wie  Zimmerle 
bestreiten  konnte,  dass  nach  diesem  Gesetze  Veränsserangen  mit  Umgehung 
der  Erben  (.praeteritis  heredibus*)  gestattet  seien.  Hag  auch  das  Capitularo 
— wie  Zimmerle  meint  — das  W'iderspruchsrecbt  der  Erben  nicht  aufheben. 
so  sei  eine  Aufhebung  deshalb  nicht  nötig  gewesen,  weil  das  W'iderspmchs- 
recht  nie  bestanden  bat  (ähnlich  Lewis,  üucce.ssion  S 19).  — Wir  unserer- 
seits teilen  die  Meinung  Lewis,  dass  das  Capitular  über  die  Rechte  der  Ver- 
wandten keine  nenen  Vorschriften  gibt.  Wir  b hanpten  aber,  dass  solche 
Widerspruchsrechte  bestanden  haben,  während  Lewis  dieselben  negirt  und 
eine  Bestätigung  seiner  Auffassung  in  den  oben  citirten  und  gewürdigten 
Worten  des  Capitulars  zu  finden  glaubt.  — Während  nun  Lewis  aus  diesem 
Capitular  ein  Argument  für  allgemeine  Veräussemngsfreiheit  entnahm,  findet 
Schröder  (S.  262,  A.  78)  eben  durtdi  dieses  Capitulare  .den  gemeingermani- 
schen Charakter  des  Beispruchsrechtes  ausser  Zweifel  gesetzt*,  meint  aber, 
durch  dieses  Gesetz  seien  die  Schenkungen  zum  Heile  der  Seele  allgemein 
von  dieser  Beschränkung  .befreit*  worden  (S.  262  und  daselbst  Anm.  79).  — 
Wir  teilen  diese  Auffassung  nicht.  Das  Capitulare  gestattet  dem  in  der 
Feme  Weilenden  unter  bestimmten  Formen  die  Vergabung  der  hereditas  sua 
und  verbietet  die  Anfechtung  des  Rechtsaktes  durch  die  Erben.  Aus  diesem 
Verbote  der  Anfechtung  und  ans  der  Allgemeingültigkeit  des  Capitulars  scheint 
nun  Schröder  zu  folgern,  dass  bis  zu  diesem  Gesetze  die  .hereditas  sua* 
nach  keinem  der  Volksrechte  ohne  Einwilligung  der  Erben  vergabt  werden 
konnte.  Ohne  nun  den  gemeingermanischen  Charakter  eines  — wie  immer 
beschaffenen  — Wartrechts  bestreiten  zu  wollen,  meinen  wir,  dass  aus  diesem 
Capitulare  der  Beweis  hierfür  nicht  zu  erbringen  ist.  Denn  — wie  oben 
ausgeführt  — wird  hier  nicht  die  auf  ein  Wartrecht  gestützte,  sondern  die 
auf  ungenügende  Form  der  Vergabung  gestützte  Anfechtung  abgewehrt 
Allerdings  ergibt  sich  ans  dem  Capitulare,  dass  nunmehr  die  .sua  horeditas* 
(portio)  ausserhalb  der  Grafschaft  ohne  Erbenconsens  übertragen  werden 
konnte.  Nicht  aber  ist  bewiesen,  dass  für  Vergabung  der  portio  an  Kirchen 
die  Notwendigkeit  des  Erbenconsenses  allgemein  beseitigt  wurde;  denn  das 
Gesetz  will  nur  für  den  Fall  der  Abwesenheit  von  der  Grafschaft  eine  Neuerung 
bringen,  bestätigt  aber  für  andere  Fälle  stillschweigend  den  gegenwärtigen 
Rechtszustand.  — Haiss  a.  O.  S.  I.St  nimmt  unseren  .Standpunkt  ein,  indem 
er  sagt:  .aber  Einwäude  ans  der  Nichtberechtigung  des  Schenkers  zur 
Vornahme  dieser  Schenkung  konnten  immer  noch  von  den  Erben  oder  von 
Dritten  erhoben  werden.* 
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Rechte  der  Familie  nicht  unterlaßen ‘).  Da  wir  uns  nun  in 
diesem  Capitel  nicht  auf  Urkunden  beziehen  wollen,  so  könnten 
wir  uns  darauf  beschränken,  auf  das  Ei  fordernis  vorheriger  Al)- 
teilung  hinzu  weisen,  woran  unseres  Wissens  bisher  durch  keinen 
späteren  Rechtssatz  etwas  geändert  worden  war. 

Ein  in  demselben  Jahre  818  erlassenes  Capitulare’)  klärt 
aber  auch  über  den  Standpunkt  auf,  den  die  Reichsgesetzgebung 
in  dieser  Frage  einnahm.  Das  Gesetz  verbietet  hier,  dass  irgend 
ein  Geistlicher  Vergabungen  annehme,  durch  deren  unbesonnene 
Hingabe  die  Kinder  oder  Propimiui  des  Geschenkgebers  in  ihrem 
Erbe  geschädigt  werden  könnten.  Deutlicher  konnte  in  der  Tliat 
die  Gesetzgebung  nicht  aussprechen,  dass  die  Veräusserungsfrei- 
heit  zu  Gunsten  der  Kirche  jedenfalls  in  dem  gesetzlichen  Erb- 
recht der  Kinder  ihre  Grenze  zu  finden  hat*). 

Allerdings  scheint  ein  Blick  auf  die  etwa  im  Jalire  802  ent- 
standene lex  Saxonum  dieser  Behauptung  zu  widei'sprechen,  aber 
der  Widerspruch  ist  doch  wol  nur  ein  scheinbarer. 

Die  lex  Saxonum  bringt  die  Bindung  des  Yennögens  an  die 
Familie  am  schärfsten  zum  Ausdruck.  Sie  verbietet  im  cap.  61 
und  62  Veräusserungen  gegen  Entgelt,  sowie  jede  Schenkung  von 
Liegenschaften,  weil  durch  eine  solche  Veräusserung  der  heres 


’)  Dies  ist  die  Ansicht  Lewis;  vgl.  die  vorige  Anmerkung. 

*)  Kei  Boretius  S.  277.  Ciipitularc  ecclesiasticum  SIS,  819  c.  7:  Stn- 
tiitiim  est,  ut  nullus  quilibet  ecclesiasticus  ab  bis  personi.s  res  deinceps  acci- 
pere  prne.snmat,  (luaruin  liberi  aut  propiiiqiii  bac  inconsulta  oblatioiie  possent 
rerum  propriiiruin  exberedari.  Quod  si  aliqiiia  deinceps  boc  facere  temptaverit, 
ut  et  acceptor  sinodali  vcl  impcriali  sententia  districte  feriatur  ct  res  ad 
exberedafos  redeant. 

•)  Dieses  Capitular  stand  bereits  der  Bcweisfiibmng  Bescler's  und 
Lewis’  sehr  im  Wege.  Beseler  a.  O.  S.  59  übersetzt  deshalb  „rerum  pro- 
priarum  exbcrwlari“  mit  „um  das  Kigentum  gebracht  werden“  und  meint, 
es  sei  hier  „nicht  von  der  Entziehung  der  künftigen  Erbschaft  die  Rede, 
sondern  von  der  unbefugten  V’ergabung  fremder  Güter“.  Lewis  (Dissertatio) 
S.  41  stimmt  Beseler  zu  mit  dem  Beifügen,  es  wäre  unmöglich,  dass  Kaiser 
Ludwig  hier  Vergabungen  zum  Seelenheile  in  dieser  Weise  einschränkt,  aber 
im  (früher  besprochenen)  Capitulare  von  818,  819  vollständig  freigiht.  — 
Audi  wir  halten  dies  für  undenkbar,  finden  aber  keinen  Widerspruch  zwischen 
beiden  Gesetzen.  In  der  That  ergänzen  sich  beide  Gesetze.  Das  Eine  be- 
tont die  Unverletzlichkeit  der  Erbenrechte,  das  zweite  trifft  unter  still- 
schweigender Aufrechterhaltung  dieser  Rechte  Bestimmungen  für  Vergabun- 
gen ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenon  Sache. 

Jldlsr,  Dw  Xrbsnvartrsoht.  1 
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exheres  pemacbt  würde.  Ausgenommen  sind  nur  Veräusserunffen 
an  den  König,  die  Kirche  und  Veräusserungen  bei  echter  Not’). 
Je  stärker  sich  in  diesem  Volksgesetze  die  Rechte  der  Familie 
entwickelt  zeigen,  desto  auffallender  ist  es,  dass  eben  dieses  Volks- 
gesetz die  Kirche  mehr  begünstigt,  als  andere.  Aber  die  Christia- 
nisirung  des  Landes  wurde  aus  religiösen  und  politischen  Gründen 
mit  allen  Mitteln  erstrebt  und  die  Kirche  auf  jede  mögliche  Weise 
begünstigt*).  Diese  besonderen  Umstände  erklären  es,  dass  die 
Lex  Saxonum  die  Kirche  in  höherem  Masse  begünstigt  und  im 
Unterschied  von  anderen  Volksrechten*)  auch  Vergabungen  zum 
Seelenheile  gelten  lässt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Schenker 
„heredem  suum  exheredem  faciat“.  Wenn  aber  nach  Heusler’s 
und  Schröder's  Annahme  das  Sächsische  Wartrecht  von  dem 
der  übrigen  Stammesrechte  dadurch  verschieden  war,  dass  es 
trotz  Abteilung  fortbesUind*),  so  war  der  Gesetzgeber  in  der 
That  dazu  gezwungen,  das  überkommene  Familienrecht  zu  durch- 
brechen. Dort,  wo  Abteilungsrecht  Eingang  fand,  konnte  dieses 
dazu  benützt  werden,  um  Vergabungen  an  die  Kirche  zu  erleichtern. 
Hier,  wo  die  Vergabung  eines  jeden  Vermögensstückes  an  die  Zu- 
stimmung der  Familie  unentziehbar  gebunden  blieb,  konnte  ein 
einziges  Familienglied  jede  Vergabung  unmöglich  machen. 

Wir  lassen  übrigens  dahingestellt,  ob  in  der  That  der  Fa- 
milienvater das  gesammte  Erbgut  der  Kirche  schenken  durfte, 
oder  ob  in  der  Bezeichnung  „hereditas  sua“  nicht  doch  wie  an- 
derwärts eine  Beschränkung  auf  irgend  einen  gesetzlichen  An- 
teil gemeint  ist*).  Dieser  Annahme  würde  der  Satz  „ut  heredem 
suum  exheredem  faciat“  dann  nicht  im  Wege  stehen,  wenn  wir 
annehmen,  dass  nach  Sächsischem  Rechte  die  Veräusserung  eines 


*)  Vgl.  1)69.  Richthofen*9  Anmerkungen  zur  lex  Saxonum,  Mon.  Germ. 
1.9‘gg.  V.  S.  7«  und  V.  Araira,  Krbenfolge  S.  134;  Fipper  a.  O.,  in  Oierke's 
Untersuchungen,  III.  Heft,  1S79;  Ueseler  a.  O.  S.  öS;  Zimmerlo  a.  0. 
S.  39  ff.;  Lewis,  Di.9.sertatio  S.  29  ff,;  Sandhaas  a.  O,  S,  185  etc,;  Gaupp, 
Kecht  und  Verfas.sung  der  alten  .Sachsen,  1837,  S,  202  ff. 

’)  Vgl.  auch  das  Capitulare  de  part.  Saxonum  (775 — 790),  c.  15,  bei 
Horetius  a.  O.  S.  (!9:  ad  iinamquamqiie  ecclesiam  curto  et  duos  mansoa  terrae 
pagen.sens  ad  ecclesiam  recurrentes  condonaiit. 

')  Anderer  Meinung  Richthofen  a.  O.  S.  53. 

Ileusler,  Innt.  I,  227,  Schröder,  R.  G.  S.  203. 

*)  Sandhaas  meint  daa.selbe,  sucht  es  aber  aus  der  Bczeichuung  ,hore- 
ditas*  zu  begründen  a.  U.  S.  186. 


Digilized  by  Googl 


bl 


jeden  Vermöpensstückes  ohne  Erbenconsens  Rerhte  der  Erben 
verletzte.  Die  Erlaubnis  auch  nur  die  ,.sua  hereditas“  zu  ver- 
äusseni,  würde  dann  nach  Sächsischer  Anscliauunp  in  der  Tliat 
Erben  exheredirt  haben,  und  die  entsprechende  Bezeichnuii"  im 
Volksgresetze  dadurch  erklärlich  sein. 

Übrigens  ist  auch  auf  Sächsischem  Rechtsboden  bald  eine 
Reaction  der  Familie  gegen  diese  weitgehende  Begünstigung  der 
Kirche  zu  beobachten,  und  schon  Urkunden  aus  der  ei'sten  Hälfte 
des  Jahrhunderts  berichten  über  Mitwirkung  der  Familie  bei 
Schenkungen  zum  Seelenheile'). 

Aus  diesen  Gründen,  vor  Allem  aber  w'egen  der  besonderen 
Verhältnisse,  die  im  Sächsischen  Stamme  vorwalteten,  kann  aus 
der  lex  Saxonuui  nicht  gefolgert  werden,  die  Karolingische  Ge- 
setzgebung habe  im  Allgemeinen  die  Tendenz  befolgt,  die  Kirche 
auf  Kosten  der  Familie  zu  begünstigen. 

Blicken  wir  zurück,  so  hatte  die  Karolingische  Gesetzgebung 
des  n.  Jahrhunderts  durch  ein  allgemeine  Geltung  beanspruchen- 
des Capitulare  Vei-gabungen  an  Kirchen  nach  der  Richtung  be- 
günstigt, dass  von  nun  ab  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der 
belegeiien  Sache  kein  Hindernis  für  eine  unentgeltliche  Tradition 
bilden  sollte  und  die  Tradition  auch  bei  noch  unabgeteiltem  Gute 
stattfinden  konnte.  Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran 
fest,  dass  durch  die  Vergabung  die  Rechte  der  Erben  unverletzt 
bleiben  müssen’).  Diesen  Satz  spricht  das  schon  erwähnte  Capi- 
tulare von  818,  819  c.  7 aus.  Viele  Voi-schriften  unter  Karl 
dem  Grossen  und  seinen  Nachfolgern  wenden  sich  gegen  Ränke 
der  Geistlichkeit,  die  im  Namen  Gottes  die  Unwissenheit  ein- 
fältiger Menschen  benützt  und  diese  und  ihre  Erben  in  Armut 
und  Verbrechen  dadurch  treibt,  dass  sie  sich  ihre  Güter  tradiren 
lässt.  Andere  Bestiminungeu  suchen  den  herrschenden  Besitz- 
stand und  das  Recht  der  Erben  nicht  blos  gegen  Unrecht  der 


')  Pornice,  in  der  kritischen  Vtjschr.  IX,  S.  70  hat  Übrigens  darauf 
hinijewieseii,  dass  diese  Begünstigniig  der  Kirche  8]iäter  wegflel;  ebenso 
V.  Äniira  a.  0.  S.  134.  — Am  anstülirlichsteu  hierüber  Kipper  a.  O. 
8.  G2  ff. 

’)  Vgl.  über  diese  Gesetzgebung  Besoler  a.  O.  8.  57  ff..  Zimmerle 
a.  O.  8.  79,  Walter,  K.  G.,  1857,  II,  113  ff.,  Lewis,  Succession  8.  19,  bes. 
aber  v.  Inama,  Deutsche  Wirtschaft.sgeschichte  L 8.  244  ff.,  249,  257,  344; 
Vollständigkeit  wird  von  uns  hier  nicht  angestrebt. 

1* 
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Kirche,  sondern  auch  andere  mÄchtipe  Personen  zn  schützen*). 
Gemeint  sind  Bischöfe,  Abte,  aber  auch  der  Comes,  Judex  und 
Ceutenar.  Es  heisst  — safrt  das  Capitulare  von  811  — dass 
die  Genannten  denjenigen,  der  ihnen  sein  Gut  nicht  freiwillig 
tradiren  will,  zu  Felde  senden  „usque  dum  pauper  factus  volens 
nolens  suum  pro|)rium  tradat  aut  vendat,“  während  andere,  die 
dies  freiwillig  gethaii,  unverwehrt  zu  Hause  bleiben  dürfen. 
Dadurch  wurden  aber  diese  Personen  und  ihre  Erben  zu  Bett- 
lern gemacht,  dem  Laster  überliefert  und  die  königliche  Heer- 
fülge  gemindert*).  Ein  anderes  Capitulare  verordnet  endlich, 
da.ss  Personen,  welche  das  ihnen  gesetzlich  zustehende  väterliche 
oder  mütterliche  Erbe  (hercditatem  paterni  vel  matemi  Juris  ad 
se  legibus  pertinentem)  durch  Vergabungen  ilirer  Väter  oder  Mütter 
eingebü.sst  haben,  restituirt  w'erden  sollen®).  — Bei  Bestimmungen 
solcher  Art  kann  der  gekennzeichnete  Grundcharakter  des  da- 
maligen Rechtes  einem  gegründeten  Zweifel  kaum  unterliegen. 

Das  10.  Jahrhundert  zeigt  uns  unter  Herzog  Arnulf  etwa 
bis  zum  Jahre  920  eine  Wendung  im  Verhältnisse  des  bairischen 
Herzogtums  zur  Kirche.  Im  Kampfe  zwischen  König  Konrad 
und  dem  zur  thatsächlichen  Selbständigkeit  emporgewachsenen 
Heraoge  sehen  wir  die  hohe  Geistlichkeit  auf  Seiten  des  Königs. 
Eine  Synode  zu  Hohenalthaim  ladet  Arnulf  vergebens  vor  und 
verflucht  in  Erwartung  kommender  Dinge  jede  Schädigung  des 
Kirchengutes  als  sacrilegium*).  Der  Herzog  aber  sucht  in  seinem 
Kampfe  die  zweite  Macht,  welche  eine  Stütze  bieten  könnte,  die 
weltlichen  Grossen  an  sich  zu  fesseln.  Es  findet  ähnlich  wie 
in  den  Tagen  Karl  Martell's  eine  Säcularisation  des  Klostergutes 
statt®)  und  mit  dem  Geraubten  wird  der  Adel  des  Landes  für 
seine  Dienste,  die  er  im  Kampfe  gegen  die  Ungarn  geleistet 
hatte,  belehnt  nnd  gewonnen.  So  behauptet  der  Herzog  seine 
unabhängige  Stellung.  Erst  unter  König  Heinrich  kommt  es 


•)  .potentiorcs“ : Capitulare  805  c.  Iß  (LL.  I,  134);  vgl.  auch  Capitulare 
806  c.  8 (LL.  I,  144),  Capitulare  809  c.  24  (LL.  I,  1661  ete. 

•)  Vgl.  Capitulare  de  exp.  eiere.  811  c.  3 (LL.  I,  168;  bei  Boretina 
a.  0.  S.  16.5). 

*)  Capitulare  e Concilii»  exc.  826  c.  7,  bei  ßorotiua  8.  312. 

*)  Legg.  II,  654 — 60,  HUdingcr  a.  0.  S.  234  ff.;  Kiezier  a.  O.  8.  321. 
*)  Kiezier  a.  O.  I,  322  ff.;  KUdinger  a.  0.  I,  239  ff.;  Qengler 
a.  0.  1,  121,  Anm.  2. 
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znr  Aussöhnung  königlicher  und  herzoglicher  Gewalt,  damit  auch 
zum  endlichen  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Baiern. 
Eine  Synode  zu  Regensburg  und  der  allgemeine  LandtiVg  zu 
Dingolfingen,  beide  im  Jahre  932  abgehalten'),  zeigen  uns  die 
bischöfliche  und  weltliche  Gewalt  in  Harmonie.  In  der  Kirchen- 
politik der  Herzoge  aber  erscheint  die  Säcularisation  Arnulfs 
kaum  mehr  als  eine  Episode.  „Herzog  Heinrich  II  lenkt  in  den 
letzten  10  Jahren  seine  Regierung  wieder  völlig  in  die  Bahnen 
eines  Odilo  und  Tassilo“  ®),  und  von  Regensburg  geht  unter  Füh- 
rung des  heiligen  Wolfgang  eine  Refonn  des  verweltlichten  Kloster- 
lebens aus.  Das  kommende  1 1 . Jahrhundert  aber  zeigt  uns  unter 
König  Heiniich  dem  Heiligen  eine  Begünstigung  kirchlichen 
Wesens  in  Baiern  und  eine  Überfülle  von  Schenkungen,  die 
Baierns  vergangene  Epochen  weit  übertrifift '*). 

Die  Landesgesetzgebung  steht  während  des  10.  Jahrhunderts 
fast  vollständig  stille,  wenn  wir  die  Ranshofener  Beschlüsse  straf- 
rechtlichen Inhalts  ausnehmen').  Die  lex  Baj.  beginnt  dem  Ge- 
dächtnisse zu  entschwinden  und  bleibt  nur  in  wenigen  Satzungen 
bestehen,  und  an  ihre  Stelle  tritt  ein  langsam  sich  ausbildendes 
Gewohnheitsrecht“).  Zu  den  Rechtssätzen  des  alten  Volksgesetzes, 
die  in  der  Erinnerung  haften  blieben,  gehörten  zwar  jene  über 
die  Liegenschaftsübereignungen*),  aber  es  bedarf  doch  der  näheren 
Untersuchung,  ob  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen  das- 
selbe blieb. 

Für  diese  Zeit,  in  welcher  das  geschriebene  Gesetz  seine 
Geltung  zum  grossen  Teil  eingebüsst  hat,  ist  die  Heranziehung 
der  Urkunden  von  erhöhter  Notwendigkeit,  und  wir  müssen  des- 
halb darauf  verzichten,  über  das  Recht  bei  kirchlichen  Schen- 
kungen und  das  Wartrecht  jener  Zeit  etwas  zu  sagen.  In  jedem 
Falle  war  nach  Abschluss  der  Säcularisationsperiode  das  Verhältnis 
der  weltlichen  Gewalt  zur  Kirche  diesem  Rechte  günstig. 


‘)  Legg.  III,  482;  vgl.  Riezlera.  0.  I,  S.  388;  Gengier  a.  0.  I,  S.  168. 
•)  Riezler  a.  O.  I,  S.  377. 

’)  Riezler  a.  0.  I,  S.  424  ff. 

*)  Gengier  a.  0.  I,  S.  158,  Riezler  a.  0.  S.  374,  755. 

*)  Gengier  a.  O.  I,  S.  118,  119,  Riezler  a.  0.  S.  755. 

*)  Gengier  a.  O.  I,  8.  119,  154,  Anm.  40. 
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2.  Kapitel. 

Die  Formeln. 


Eine  wichtige  Erkenntiiisiiuelle  verspreclien  für  das  damalige 
Recht  bei  Schenkungen  an  Kirchen  nach  ihrem  Urspninge  die 
Formeln  zu  bieten.  Diese  Muster  für  die  Abflissung  von  Ur- 
kunden wurden  zumeist  von  Geistlichen  zusaminengestellt.  Nichts 
liegt  also  näher,  als  dass  hier  auf  die  der  Kirche  gewidmeten 
Rechtsgeschäfte  besonderer  Bedacht  genommen  wmrde.  In  der 
Thatsind  uns  zahlreiche  Foimeln  dieser  Art  überliefert,  und  eben 
aus  diesen  schöpfen  die  Gegner  eines  ur.spiünglichen  Wartrechtes 
ein  Hanptargunient  für  ihre  Anschauung,  Sandhaas'),  sonst  in 
seinen  Folgerangen  sehr  vorsichtig,  meint:  „Es  wird  dabei  bleiben 
„müssen,  dass  auch  die  Beschaffenheit  der  Formeln  nur  erklär- 
„lich  wird  durch  die  Annahme  einer  Nichtanerkennung  des  Ein- 
„willigungsrechtes  der  Erben  in  älterer  Zeit.“  — Beseler, 
Lewis  und  Pernice  sprechen  sich  noch  entschiedener  aus?*) 
Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  den  Grundcharakter 
dieser  Rechtsquellen,  so  fällt  zweierlei  ins  Gewicht.  Erstens  ist 
zu  beachten,  dass  rieht  auf  dem  Boden  eines  jeden  Volksrechtes 
besondere  Formeln  für  die  Rechtsübung  erwuchsen,  sondern  dass 
hier  ein  Geben  und  Nehmen  beobachtet  wird.  Die  harnischen 
Formelsammlungen*),  die  uns  besonders  iuteressiren,  entstanden 
ebenso,  wie  die  Alamannischen,  unter  fränkischem  Einflüsse.  In 
Baiem  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  das 
Formelwesen  thätig.  Er  war  ursprünglich  Freisinger  Mönch, 
dann  Abt  von  St.  Amand  im  Hennegau  und  dürfte  von  hier  die 
sogenannten  formulae  Liiidenbrogianae,  die  unstreitig  Salisches 


')  Sandhaas  a.  O.  177. 

•)  Be.seler  a.  O.  51;  Lewis,  Dissertatio  49;  Pernice,  kritische 
Vtjschr.  IX,  70;  ähnlich  Walter,  Deutsche  Rcchtsgeschichte  1857,  II.  Bd., 
S.  112;  dagegen  ist  Zimmerle  a.  O.  OH  ff.,  anderer  Meinung,  freilich  — 
wie  Walter  mit  Recht  bemerkt  — ans  ungeiiiigendcn  Gründen. 

’■)  Zenmer  im  X.  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
kuude  VI,  41 — 50  und  dessen  Ausgabe  der  Formeln,  Mon.  G.  Lcgg.  .Sectio  V, 
18H0;  Schrüder,  R.  G.  248—250,  Brunner,  R.  G.  I,  402,  409,  411,  412. 
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Gepräge  tragen,  nach  Salzburg  gebracht  haben,  wo  er  seit  7R5 
als  Bischof  später  als  Erzbischof  wirkte.  Sowol  die  damals  ent- 
standenen formulae  Salzbtirgenses  als  auch  die  St.  Emmeramer 
Fragmente  finden  sich  handschriftlich  verbunden  mit  diesen  Lin- 
denbruch'schen  Formeln  und  mit  Formeln  des  Karolingischen 
Marculfs. 

Auch  die  Urkunden  Baiems  zeigen  die  Benützung  der  fränki- 
schen Formeln  sehr  deutlich.  Trotzdem  ist  die  Verwendung  dieser 
fränkischen  Formeln  für  unseren  Zweck  nicht  ohne  Bedenken. 
Da  wir  vorerst  keinen  Grund  haben,  das  Salische  Recht  bei  Ver- 
gabungen mit  dem  Bairischen  zu  identifiziren  und  die  fränkischen 
Formeln  in  den  Urkunden  nur  in  veränderter  Form  Aufnahme 
fanden,  so  können  Schlüsse  aus  den  Formeln  des  Marculf  und 
den  liindenbruch’schen  Formeln  auf  das  in  Baiern  geltende  Recht 
nur  mit  Vorsicht  versucht  werden.  Die  in  Baiera  bodenständigen 
Formeln  aber,  wie  sie  in  den  Salzburger  Formeln,  den  St.  Emme- 
raraer  Fragmenten  und  der  Passauer  Sammlung  vorliegen,  ent- 
halten nur  wenig,  das  hier  in  Betracht  kommt. 

Gibt  somit  das  Gebiet  unveränderter  Anwendung  der  ge- 
nannten Formelsammlungen  zu  weiteren  Fragen  und  Bedenken 
Anlass,  so  erfordert  auch  der  Grundcharakter  dieser  Rechtsquellen 
besondere  Vorsicht,  wenn  aus  dem  Inhalte  derselben  auf  damals 
bestehende  Rechtssätze  Schlüsse  versucht  werden.  Denn  die 
Formel  kann  nur  jene  rechtlichen  Momente  in  Betracht  ziehen, 
welche  bei  dem  betreffenden  Rechtsgeschäfte  immer  verkommen 
nnd  im  Wechsel  der  Verhältnisse  unveränderlich  sind.  Sie  gibt 
das  Knochengerüste  des  Rechtsgeschäftes  nnd  schliesst  ilirem 
Wesen  nach  rechtliche  Momente  aus,  welche  durch  den  Einzel- 
fall gegeben  je  nach  Beschaffenheit  desselben  sich  ändern.  Erst 
der  Verfasser  der  Urkunde  hat  die  Aufgabe,  die  Formel  zu  in- 
dividnalisireu. 

Diese  Erwägung  berechtigt  wol  zur  Folgerung,  dass  recht- 
liche Momente,  welche  in  der  Formel  Aufnahme  gefunden  haben, 
für  den  Anwendungsbereich  der  Formeln  wesentliche  Bestand- 
teile des  betreffenden  Rechtsgeschäftes  waren,  berechtigt  aber 
nicht  aus  dem  Fehlen  eines  rechtlichen  Moments  in  der  Formel, 
auf  das  Fehlen  dieses  Moments  in  der  thatsächlicheu  Rechtsübung 
zu  schliessen.  Dieser  Schluss  wird  insbesondere  dann  keine  ge- 
nügende Sicherheit  bieten,  wenn  dieses  rechtliche  Moment  sich 
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seiner  Natnr  nach  fallweise  ändert  und  deshalb  jeweilig  einer 
verschiedenen  Formulirung  bedarf,  mit  welcher  sich  das  Schema 
nicht  beschäftigen  kann. 

Wenn  somit  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis  aus  dem  all- 
gemeinen Fehlen  einer  die  Erbeneinwillignng  erwähnenden  Be- 
stimmung in  den  Formeln  schliessen '),  dass  eine  solche  Zustim- 
mung überhaupt  niemals  erforderlich  war,  so  bedarf  es  nicht  des 
Hinweises  auf  die  Urkunden,  um  diese  Folgerungen  als  nicht 
beweiskräftig  zu  kennzeichnen. 

Anders  verhielte  es  sich,  wenn  cs  richtig  wäre,  dass  der  in 
einer  Formel  des  Marculf  — und  öfter  — vorkommende  Ausdruck 
„absque  ullius  judicis  vel  heredum  nostrorum  exspectata  traditione“ 
so  aufzufassen  wäre,  wie  die  genannten  Autoren  meinen,  in  dem 
Sinne  nämlich,  dass  hier  das  Formular  für  eine  Vergabung  vor- 
liegt, durch  welche  die  Erben  mit  ihren  Ansprüchen,  „ausdrück- 
lich ausgeschlossen  werden.“  Da  inzwischen  diese  Stelle  durch 
Haiss  eine  befriedigende  Erklärung  gefunden  haben  dürfte*), 
so  entfällt  die  Notwendigkeit  weiterer  Erörterung. 

Ebensowenig  wäre  andererseits  mit  Eichhorn®)  ans  der 
Gerichtlichkeit  des  Rechtsgeschäftes  ein  Zeugnis  für  die  still- 
schweigende Einwilligung  der  Erben  abzuleiten,  denn  die  An- 
nahme Eichhom's,  dass  jede  Übereignung  von  Grund  und  Boden 
im  echten  Ding,  also  auch  in  Gegenwart  der  Erben  stattfinden 
musste,  trifft  nur  für  das  Ribuarische  Recht  zu. 

Da  die  Formeln  eine  direkte  Antwort  auf  die  Frage  nach 
dem  Rechte  der  Erben  bei  Vergabungen  zum  Seelenheil  ver- 
weigern, so  erübrigt  nur  noch  die  Untersuchung,  ob  dieselben  in 
ihrem  Inhalte  den  Eigebnissen  widei'sprechen,  die  wir  aus  der 
Betrachtung  der  Geschichte  der  bairischen  Gesetzgebung  ge- 
wonnen haben. 

Wir  constatirten,  dass  nach  dem  Volksge.setze  zum  minde- 
sten der  Stand  der  Freien,  nach  Abteilung  mit  den  Kindern,  zum 
Scelenheile  frei  verfügen  konnten,  dass  das  Dingolfer  Decret 
diese  Befugnis  auf  den  Adel  ausdehute,  und  dass  das  Capitulare 

')  Beseler  a.  O.  51,  Sandhaas  a.  O.  174,  Lewis,  Dissertalio  49. 

’)  Nach  Haiss  a.  0.  83,  84  ist  damit  gesagt,  dass  der  Bedachte  für 
den  Fall,  dass  die  Investitur  noch  nicht  geschah,  dieselbe  nicht  abzuwarten 
nötig  hat. 

’)  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  L S.  335. 
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von  818,  819  für  den  Fall  der  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der 
belegenen  Sache  Erleicliteningen  in  der  Form  der  Sclienkung 
und  in  dem  Abteilungsrechte  bei  Ganerbschaft  gewährt  hat. 
Diese  ganze  Gesetzgebung  erscliien  als  eine  zu  Gunsten  der 
Kirche  gegebene,  welche  voraussetzen  lässt,  dass  Veräusserungen 
anderer  Art  mindestens  der  gleichen  Beschränkung  durch  ent- 
gegenstehende Familienrechte  unterlagen. 

Von  der  Zustimmung  der  Verwandten  bei  derartigen  Ver- 
äusserangen,  sofeni  sie  etwa  notwendig  oder  üblich  war,  haben 
wir  bisher  deshalb  nicht  gesprochen,  weil  die  Betrachtung  der 
Gesetzgebung  hierzu  keinen  Anlass  gab.  Auch  die  Formeln 
zwingen  uns  nicht  zur  Berührung  dieses  Punktes,  und  wir  haben 
uns  damit  begnügt  zu  erweisen,  dass  ihr  Inhalt  diesem  Rechte 
oder  dieser  Übung  nicht  im  AVege  steht. 

Wie  verhalten  sich  nun  die  hierher  gehörigen  Formeln  zu 
dem  Rechtssatze,  da.ss  jede  Veräusserung  zum  Seelenheil  an  vor- 
herige Abteilung  geknüiift  ist? 

AVir  betrachten  zunächst  die  in  Baiern  selbst  entstandenen 
Formeln.  — In  den  Salzburger  Formeln  finden  sich  zwei  Vergabun- 
gen zum  Seelenheil').  Kach  der  einen  Formel  schenken  Ehe- 
gatten gesummter  Hand  „aliquas  res  nostras“,  nach  der  zweiten 
heisst  es;  „dono  oninem  rem  proprietatis  meae,  quicquid  de  pa- 
tema  vel  materna  iwrtione  mihi  contingit  in  loco  illo.“  In  keiner 
der  beiden  Formeln  ist  von  einer  Zustimmung  der  Erben  die 
Rede  oder  auch  nur  ihr  AViderspruch  abgewehrt;  die  zweite  For- 
mel sagt  nur,  das  Gut  soll  dem  Kloster  bleiben  „sine  ullius  ho- 
minis impedimentum  (vel)  contradictionem“.  Die  Grenze  der 
Verfügnngsfreiheit  lag  in  den  bei  der  Abteilung  den  Kindern 
gebührenden  Teilen;  sie  durften  nicht  angegriffen  werden.  Es 
liegt  nahe,  dass  die  Schenkung  der  aliquae  res  nostrae  entweder 
von  kinderlosen  Ehegatten,  oder,  wenn  Descendenz  vorhanden 
war,  mit  Zustimmung  derselben  erfolgte.  Im  zweiten  Falle,  wo 
„omnis  res  in  loco  illo“  vergabt  wird,  eröffnen  sich  gleichfalls  die 
Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit,  oder  der  vorher  geschehenen  Ab- 
teilung, oder  der  Zustimmung  der  Kinder  bei  mangelnder  Abteilung. 


•)  Bei  Zenmer,  Formulae  S.  440  d.  4,  S.  441  n.  5;  bei  Rockinger, 
in  den  Quellen  zur  Bairischen  und  Dentschen  Oeschichte,  Yll.  Bd.,  No.  58 
und  69. 
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Die  Collectio  Pataviensis  enthält  nichts  direkt  hierher  Ge- 
höriges. Die  St.  Emmeramer  Fragmente’)  in  der  ersten  in 
Baiern  entstandenen  Sammlung  bringen  in  der  5.  Formel  die 
bereits  erklärten  Wendungen,  dass  die  Schenkung  „inexspectata 
traditione,  in  Omnibus  conservetur“  *).  Die  beiden  übrigen  Frag- 
mente*) sind  der  Lindenbruch'schen  Sammlung  und  der  des  Mar- 
culf  entnommen.  Diese  beiden  letzteren  Sammlungen  fränkischen 
Ursprungs  waren  teilweise  von  nachweisbarem  Einfluss  auf  das 
bairische  Urkundenwesen.  Wir  untersuchen  daher  vorsichtsweise 
alle  hier  einschlägigen  Formeln. 

Unter  den  Formeln  des  Marculf  (Liber  I)  kommen  Formel  12 
und  13  für  Baiern  sicher  nicht  direkt  in  Betracht’).  Das  zweite 
Buch  des  Marculf  bringt  zwei  Formeln  für  Schenkungen  unter 
Ehegatten®).  Es  findet  gegenseitige  Schenkung  des  ganzen  Ver- 
mögens, Leibzucht  des  überlebenden  Teils  mit  Befugnis  von  Ver- 
äusserungen  zum  Seelenheil  und  Rückfall  an  die  Erben  des 
Schenkers  statt.  Voraussetzung  ist  aber  Kinderlosigkeit  der  Ehe. 
Vier  andere  Formeln  des  Marculf  II  betretfen  Schenkungen  be- 
stimmter Vermögensstücke®),  welche  nach  Bairischem  Recht,  so- 
fern sie  aus  der  eigenen  portio  geschehen,  keiner  Erbenzustim- 
mung bedurften.  Von  einer  solchen  ist  auch  in  diesen  Formeln 
nicht  die  Rede  — was  freilich  ihre  Entbehrlichkeit  nicht  ausser 
Zweifel  stellt  — , sondern  es  wird  in  drei  dieser  Formeln  jeder 
Erbeneinspruch  abgewehrt  und  mit  ewigen  und  zeitlichen  Strafen 
bedroht  ^). 


*)  Zenmer,  Formulae  S.  4fi.S  ff.,  vgl.  über  sie  Zenmer,  N.  A.  VIII. 
601  ff.,  Brunner  R,  ö.  I,  412;  Schröder,  R.  O.  8.  248. 

•)  Zenmer  a.  O.  S.  464;  über  die  Wiederkehr  dieser  Wendungen  in 
den  Formeln  vgl.  die  CiUte  in  Zeumer's  Register  zu  seiner  Ausgabe  sub 
„traditio“  S.  779. 

•)  Bei  Zeumer  a.  0.  n.  15  und  16. 

4)  Bei  Zenmer  S.50nnd51;  „Preceptum  interdonationis“  vgl.  lei  Rib. 
48  und  Preceptio  de  lesennerpo  per  manu  regis;  vgl.  lex  Sal.  46. 

4)  Bei  Zenmer  Uarc.  II  n.  7 u.  8,  S.  79  und  80;  vgl.  dazu  Schröder, 
Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  159,  1.19. 

*)  Marc,  n,  3,  4,  5,  6.  vgl.  Zeumer  74 — 79,  vgl.  ausserdem  unsere  Aus- 
führung in  unserem  Kapitel  über  unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt. 

Marc.  II,  3,  4,  6,  a.  O.  n.  3 enthält  die  Wenduug:  absque  nllius 
jndicis  vel  heredum  nostrorum  eispectata  traditione,  vgl.  oben. 
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Die  Formulae  Marcnlfinae  aevi  Karolini,  welche  Aufnahme 
im  Salzburger  Formelbuch  fanden,  enthalten  nichts  unseren  Gegen- 
stand direkt  Berührendes,  desto  mehr  aber  die  Formeln  des  Lin- 
denbruch. Von  den  sechs  Formeln  für  Vergabungen  zum  Seelen- 
heil, welche  diese  Sammlung  enthält*),  betriflt  keine  einzige  die 
Vergabung  des  gesammten  Vermögens.  Dies  ergibt  sich  sofort 
durch  die  Bezeichnung  „aliqnas  res“  in  zwei  Formeln*),  „aliquam 
rem  meam“  in  einer  Formel*).  Aber  auch  die  Worte  „omnem 
rem  portionis  meae  in  pago  illo“*)  etc.  und  „omnem  rem  proprie- 
tatis  meae  in  pago  illo“  etc.  lassen  die  Deutung  zu,  dass  der 
Schenker  anderen  Orts  noch  anderes  Grundeigentum  hat.  Es 
ist  deshalb  nicht  nötig,  die  Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit 
oder  der  vorher  geschehenen  Abteilung,  oder  der  Erbenzustim- 
mnng  trotz  Schweigens  der  Formel  anzuführen,  um  zu  erklären, 
warum  von  Erbenzustimmung  nicht  die  Rede  ist  und  in  den 
meisten  dieser  Fälle®)  jede  Anfechtung  durch  Erben  gleichfalls 
mit  irdischen  und  himmlischen  Strafen  bedroht  wird. 

Hierher  gehört  auch  die  aus  einem  Formelbuch  stammende 
Freisinger  Urkunde*),  nach  welcher  Jemand  ein  Drittel  seines 
Vermögens  der  Kirche  vergibt,  zwei  Drittel  aber  seinem  Sohne 
für  den  F;J1  der  Geburt  und  andere  Vermögensstücke  seiner 
Mutter  Vorbehalt.  Sollte  er  keinen  Sohn  bekommen  oder  der- 
selbe sterben,  so  fällt  auch  dessen  Anteil  an  die  Kirche.  Der 
Widerspruch  der  Erben  wird  abgewehrt.  Da  hier  die  durch  lex 
Baj.  I 1 geschützten  Rechte  des  Sohnes  gewahrt  sind,  so  ent- 
spricht diese  Urkundenformel  vollständig  un.seren  früheren  Aus- 
führungen. 

Die  bisherige  Literatur  hat  insbesondere  auch  ans  den 
Strafklauseln,  je  nach  ihrem  Standpunkte  ganz  entgegengesetzte 


’)  Bei  Zeumer  S.  2G6  ff.,  nn.  1 — 4 undvou  dou  Additamentis  die  Formeln  2 
nnd  3,  ebenda  S.  2s3;  bei  Kockingor  a.  0.  sind  es  die  Formeln  1 — 4,  16 
nnd  17. 

*)  Formel  1 nnd  4,  Zeumer  S.  266  nnd  269. 

•)  Formel  3,  Zeumer  283. 

*)  Formel  2 und  3,  Zeumer  267  und  268. 

*)  ln  allen  genannten  Formeln  mit  Ausnahme  der  Formeln  3 und  4 bei 
Zeumer  S.  208,  269. 

*)  Bei  Zeumer  n.  22,  S.  547;  vgl.  Brunner,  Recbtsgeschichte  der  Ur- 
kunde S.  248,  A.  1:  .Aus  einem  Formelbneh  stammt  Meioh.  1,  n.  18*. 
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Folgerungen  gezogen.  Wir  verzichten  deshalb  auf  dieses  Beweis- 
mittel und  begnügen  uns  mit  der  kaum  mehr  bestreitbaren  An- 
nahme'), dass  die  Strafklauseln  unmöglich  gesetzlich  bestehende 
Ansprüche  wirksam  hindern  konnten,  sondern  die  Kirche  nur  vor 
mutwilligen  Anfechtungen  schützen  wollten. 

Ergebnis  unserer  Untersuchung  der  Formeln  ist,  dass  die- 
selben zwar  nirgends  bei  Vergabungen  der  Mitwirkung  der  Fa- 
milie Erwähnung  thnn,  dass  sie  aber  keinen  einzigen  Fall  be- 
handeln, in  welchem  eine  solche  Mitwirkung  dadurch  gefordert 
wäre,  dass  etwa  durch  die  Vergabung  in  gesetzliche  Ansprüche 
der  Familie  eingegriifen  wurde.  Wenn  in  der  That  aus  dem  In- 
halte der  Formeln  ein  sicherer  Schluss  auf  die  unentbehrlichen 
Bestandtheile  des  Rechtsgeschäftes  gestattet  wäre  — was  wir 
nicht  einräumen  — so  wäre  aus  diesen  Formeln  nur  der  Beweis 
erbracht,  dass  bei  Wahrung  der  gesetzlichen  Erbrechte  die  Ver- 
gabungzum  Seelenheil  einer  Zustimmung  der  Familie  nicht  bedurfte, 
oder  dass  die  Vergabung  oft  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  ohne  deren  Zustimmung  geschehen  sein 
mochte. 


3.  Kapitel. 

Die  Urkunden. 

A)  Einleitendes. 

Die  Untersuchung  der  Gesetzgebung  und  der  Formeln  führte 
zu  keinem  abschliessenden  Resultate.  Es  sollen  deshalb  im  Fol- 
genden die  Bairischen  Urkunden  beigezogen  werden,  um  die 
bereits  gewonnenen  Ergebnisse  zu  überprüfen  und  zu  ergänzen, 
um  offen  gebliebene  Fragen  zu  beantworten,  oder  der  Lösung 
näher  zu  bringen. 

Aus  lex  Baj.  I,  1 : „Ut  si  quis  über  persona  voluerit  et 
dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione  animae  suae. 


*)  Vgl.  Richard  Lüning:  Über  Ursprung  und  rechtliche  Bedeutung  der 
in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Straf  kl  ausein,  Strassbnrg  187&, 
bet.  S.  60  ff.,  S.  70  und  71. 
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licentiam  babeat  de  portione  sna,  postquam  cam  filiis  suis  parti- 
vit“ folprt: 

1 . a contrario,  dass,  wer  keine  Kinder  hat  — wir  gebrauchen 
zunächst  den  Ausdruck  „Kinder“  ohne  Kritik  — sein  ganzes  Ver- 
mögen an  Kirchen  vergaben  kann,  ohne  damit  in  gesetzlich  an- 
erkannte Rechte  der  Familie  einzugreifen.  Fälle,  in  welchen 
etwa  Kinderlose  ohne  Intervention  der  Familie  vergaben,  sind 
somit  durch  1.  Baj.  I,  1 erklärt.  Zweifelhafte  Fälle,  in  welchen 
ohne  solche  Inteiwention  eine  Vergabung  des  Vermögens  statt- 
flndet,  lassen  die  Deutung  zu,  dass  Kinderlosigkeit  vorhanden 
war;  oder,  dass  bei  Vorhandensein  von  Kindern  auf  die  Gefahr 
ihres  Widerspnichs  vergabt  wurde.  Eine  etwa  vorkommende 
Erbenabwehr  darf  dann  auf  illegale  Anfechtung  durch  Verwandte 
bezogen  werden.  Jede  Mitwirkung  entfernter  Verwandten  beim 
Rechtsgeschäft  bedürfte  aber  einer  Erklärung,  welche  innerhalb 
der  zitirten  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  zu  finden  ist. 

2.  Für  den  Fall  des  Vorhandenseins  von  Kindern  folgt  aus 
obiger  Bestimmung: 

a)  Der  Vater  kann  nach  Abteilung  mit  den  Kindern  über 
seinen  Anteil  zum  Seelenheile  frei  verfügen. 

b)  Auch  das  Kind  hat  dieses  Recht  bezüglich  der  erhaltenen 
Portio,  freilich  nur  insofern  es  nicht  selbst  wieder  Kinder  hat, 
mit  welchen  es  abteilen  muss;  denn  für  das  Kind  als  Familien- 
vater muss  gleichfalls  I.  Baj.  I,  1 massgebend  sein. 

Da  Vergabungen  der  ganzen  Portio  seitens  der  abgeteilten 
Väter  (Mütter)  oder  Kinder  frei  sind,  so  bedarf  hier  jede  Inter- 
vention eines  Erben  besonderer  Erklärung.  Fälle  der  Vergabung 
eines  Vermögens  ohne  Erbenzustimmuug  legen  — wenn  sie  nicht 
sub  1 gehören  — die  Deutung  nahe,  dass  eine  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist. 

Die  Vergabung  des  Kinderlosen  und  der  abgeteilten  Eltern 
und  Kinder  ist  frei.  — Für  alle  diese  Fälle  ist  also  die  Mit- 
wirkung näherer  oder  entfernterer  Verwandten  aus  unserem  Ge- 
setze nicht  zu  begiünden.  In  der  That  finden  wir  zahlreiche 
Tiaditionen  ohne  Zustimmungserklämng.  Aber  wir  finden  auch 
eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden,  in  welchen  Erben  mitwirkend 
erscheinen,  ohne  dass  der  Wortlaut  von  lex  Baj.  I,  1 sofort  zur 
Beantwortung  dieser  Erscheinung  hinreicht.  Dieser  Umstand  be- 
darf der  Erklärung. 
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Bleiben  wir  bei  den  Voranssetzunsren  von  1.  Baj.  I,  1,  und 
frasren  wir  nach  den  mö<rlir,hen  Gründen  dieser  Erscheinung,  so 
müssen  wir  zunächst  von  der  Zustimmung  der  entfernteren  Ver- 
wandten ganz  absehen.  denn  dieses  Gesetz  räumt  denselben  keine 
Rechte  ein.  Eine  Mitwirkung  der  Descendenten  aber  kann  vom 
Standpunkte  der  lex  Baj.  I,  1 nur  zwei  Ursachen  haben: 

1.  Sie  kann  sich  dadurch  erklären,  dass  die  Vergabung  eines 
Vermögensleils  oder  des  ganzen  Vermögens  ohne  vorherige  Ab- 
teilung geschehen  soll.  Dann  ist  die  Zustimmung  unumgänglich. 
Durch  dieselbe  begeben  sich  die  Descendenten  des  Rechtes,  die 
Veräusserung  mangels  vorheriger  Abteilung  anzufechten. 

2.  Die  Zustimmung  der  Descendenten  ist  aber  auch  bei  ge- 
schehener Abteilung  nnd  Beschränkung  der  Vergabung  auf  die 
eigene  Portio  erklärlich.  Durch  die  Zustimmung  bezeugt  in  die- 
sem Falle  der  Descendent,  dass  er  vorher  befriedigt  wurde,  dass 
insbe.sondere  die  Abteilung  in  gesetzmässiger  Weise  erfolgt  ist. 
Eine  solche  Zustimmung  ist  nicht  notwendig,  aber  sie  ist  nütz- 
lich. Sie  wird  aus  Vorsicht  eingeholt,  um  der  Descendenz  jede 
künftige  Anfechtung  zu  erschweren. 

Keiner  der  beiden  Erkläningsgründe  für  Zustimmung  der 
Descendenten  geht  über  die  Voraussetzungen  unserer  gesetzlichen 
Bestimmung  hinaus.  Beide  Gründe  würden  es  genügend  er- 
klärlich machen,  dass  wir  in  den  Urkunden  so  häufig  der  Mit- 
wirkung von  Descendenten  begegnen.  Ob  freilich  diese  beiden 
Gründe  für  alle  vorkommenden  Fälle  einer  solchen  Mitwirkung 
massgebend  waren,  oder  ob  bei  bestimmten  Fällen  nach  anderen 
Gründen  zu  forschen  ist,  darüber  wird  der  Inhalt  der  Urkunden 
entscheiden  müssen. 

Das  Gesagte  galt  ausschliesslich  für  die  Mitwirkung  der 
nach  dem  Gesetze  abteiinngsberechtigten  Descendenten.  Insofern 
die  Urkunden  eine  Zustimmung  entfernterer  Verwandten  über- 
liefern sollten,  muss  nach  Gründen  gefragt  werden,  welche  ausser- 
halb des  Rahmens  von  lex  Baj.  I,  1 liegen,  denn  diese  Mitwir- 
kung lässt  sich  weder  beim  Vorhandensein,  noch  auch  bei  dem 
Fehlen  von  Descendenten  aus  unserem  zitirten  Gesetze  erklären. 

Untersucht  werden  nur  die  Veräusserungsbeschränkungen  in 
Folge  entgegenstehender  Rechte  der  Erben.  Veräusserungs- 
beschränkungen und  Mitwirkung  dritter  Personen  bei  Veräusse- 
mngen,  welche  nicht  die  Sicherung  eines  Erbrechts  zum  Rechts- 
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(rrnnde  haben,  sind  ausznscheiden,  um  die  Frage  nicht  zu  ver- 
wirren. Ausser  Betracht  bleiben  somit  die  Consensrechte  des 
Herzogs,  Königs  oder  anderer  Personen,  von  denen  das  zu  ver- 
äussemde  Gut  herrühren  mag:  ausser  Betracht  bleiben  die  Mit- 
wirkung des  Vaters  oder  des  Vormundes  bei  Vergabungen  des 
Hauskindes  oder  Mündels,  und  die  Mitwirkung  des  Ehemannes 
bei  Vergabungen  aus  dem  unbeweglichen  Gute  der  Frau,  die 
eventuelle  Mitwirkung  der  Frau  bei  Gütern  des  Mannes,  der 
Wittwe  im  Beisitze  bei  Vergabungen  der  Kinder  und  die  Mit- 
wirkung der  Kinder  bei  Vergabungen  aus  der  Dos,  oder  dem  der 
Wittwe  zur  Leibzucht  überlassenen  Wittwengute. 

Aus  der  näheren  Betrachtung  auszuschliessen  sind  ferner  alle 
Fälle  von  Vergabungen  aus  ungeteilter  Erbengemeinschaft  (Gan- 
erbschaft im  eigentlichen  Sinne).  — Mag  man  nämlich  das  Ver- 
hältnis des  Vaters  zu  den  noch  unabgeteilten  Kindern  wie  immer 
konstruiren,  so  bleibt  es  doch  von  dem  Rechtsverhältnisse  ver- 
schieden, das  zwischen  Erben  stattflndet,  die  kraft  eines  bereits 
realisirten  Erbrechtes  in  die  Erbschaft  eingetreten  sind,  aber  die 
Teilung  noch  nicht  vorgenommen  haben.  Mögen  auch  die  Quellen 
für  beide  Fälle  die  gleiche  Bezeichnung  gebrauchen’),  es  bleibt 
ein  Unterschied  bestehen,  den  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen, 
der  aber  nicht  zu  läugnen  ist.  Uns  genügt,  dass  im  ersten  Falle 
der  Vater  in  der  Veräusserung  durch  Descendenten  beschränkt 
wird,  also  durch  Personen,  deren  Anrechte  am  Gute  aus  ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen  abgeleitet  sind  und  regelmässig 
ei-st  nach  dem  Tode  des  Vaters  realisirbar  werden;  dass  es  hin- 
gegen im  zweiten  Falle  sich  um  das  Rechtsverhältnis  melirerer 
Personen  handelt,  die  nach  dem  Tode  des  Erblassers  ihre  Erbes- 
anspi-üche  zwar  realisirt,  aber  die  Teilung  noch  nicht  vorgenom- 
men haben.  Im  ersten  Falle  lebt  der  Erblasser,  und  wir  wollen 
erfahren,  inwieweit  er  durch  seine  Descendenten,  als  sogenannten 
„coheredes“,  in  der  Veräusserung  beschränkt  ist.  Im  zweiten 
Falle  ist  der  Erblasser  todt.  Es  mag  sein,  dass  das  Verhältnis 
dieser  coheredes  des  zweiten  Falls  dem  der  coheredes  des  ersten 
Falls  rechtlich  nahe  kommt.  Sicher  ist,  dass  wir  es  hier  zunächst 
nur  mit  dem  ersten  Falle  zu  thun  haben. 


’)  „Colieredes“  = Gancrben  nach  der  altdeutschen  Ühersetiung Capitulare 
SIS,  819,  cap.  6;  vgl.  Heusler,  Instit.  I,  230. 
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Nach  dieser  Abgfrenzung  des  Untersuclmngsfeldes  in  sach- 
licher Riclitung,  nach  Entfernung  aller  ihm  ursprünglich  fremden 
Elemente,  welche  zwar  in  jedem  einzelnen  Falle  konstatirt,  zu- 
gleich aber  ansgeschieden  werden  müssen,  betrachten  wir  die  er- 
übrigende Aufgabe  näher.  Einen  sicheren  Ausgangspunkt  ge- 
währten bisher  nur  der  Wortlaut  der  Lex  und  die  daraus  ge- 
wonnenen Folgerungen.  Der  vorlie.gende  Urkundenstoff  zeigt 
uns  das  Recht  in  seiner  lebendigen  Übung,  aber  auch  in  seiner 
Entwicklung  über  die  Zeit  des  Volksge.setzes  hinaus.  Der  Rechts- 
inhalt der  Urkunden  ist  somit  mit  dem  der  Lex  auf  seine  Über- 
einstimmung zu  prüfen  und  die  Abfassungszeit  der  Urkunden  in 
Betracht  zu  ziehen. 

Die  älteste  datirte  bainsche  Urkunde  *)  entstand  im  Jahre  743, 
also  etwa  im  Jahre  der  Geburt  unseres  Yolksgesetzes.  Für  die 
zweite  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  aber,  also  für  die  Zeit  un- 
geschwächter  Geltung  des  Volksgesetzes,  bieten  besonders  die 
hierher  gehörigen  Freising’schen  Urkunden  eine  wichtige  Quelle. 
Da  ferner  Graf  Hundt  nicht  blos  die  Sammlung  Meichelbeck’s 
ergänzt,  sondern  für  die  mit  dem  Jahre  788  abschliessende  Agi- 
lolflnger-Periode  ein  vollständiges  Verzeichnis  aller  vorhandenen 
Bairischen  Urkunden  hergestellt  hat,  so  bietet  jede  Untersuchung 
dieser  Periode  die  Beruhigung  möglichster  Vollständigkeit.  Der 
Urkundenstoff  für  die  Karolingische  Zeit  wird  gesondert  be- 
trachtet werden. 

B)  Die  Agilolfing'sche  Periode  bis  788. 

Von  den  bei  Graf  Hundt  für  diese  Periode  verzeichneten 
datirten  und  undatirten  Urkunden**)  erwähnt  nahezu  die  Hälfte 


')  Eh  ist  die  Urkunde  bei  Meicli.  I,  S.  44;  vgl.  liruuner,  Rechtsgesch. 
der  Urkunde,  S.  *24S,  Aiiin.  1.  — Die  Ent.stchungszeit  früherer  Urkunden  ist 
eventuell  erschliessbnr,  nicht  aber  sicher  gestellt. 

•)  In  Uetracht kommen:  Meichelbeck:  Historia  Frisigensia,  Tom  1. 1774, 
pars  prima  (nach  der  Seite  citirt);  pars  altera  instrumontaria  (mit  I nach 
den  Nummern  der  Urkunden  citirt';  Graf  Hundt:  über  die  bairischen  Ur- 
kunden aus  der  Zeit  der  Agiloltinger,  in  den  Abhandlungen  der  historischen 
Olasse  der  kgl.  Baicrischen  Akad.  der  Wissensch.  XII.  1.  Ahth.,  München 
1S72  (citirt;  Hundt  I);  derselbe;  Die  Urkunden  des  Bistums  Freising  aus 
der  Zeit  der  Karolinger.  Ebendas.  XIII.  Bd..  I.  Abth.,  1S75  (citirt:  Hundt  II); 
K.  Roth,  Kozroh’s  Renner  über  die  ältesten  Urkunden  des  Bistums  Froising, 
München  1SS4;  Zahn:  Codex  diplomaticus  Austriaco  — Frisingensis,  in  den 
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nichts  von  einer  Zustimmung  irgend  welcher  Erben').  — Be- 
trachten wir  diese  Urkundengruppe,  in  welcher  von  einer  Bin- 
dung des  Verfügungswillens  keine  Rede  ist,  näher,  so  widerspricht 
Nichts  der  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  von  Kinderlosen 
oder  Abgeteilten  herrühren.  In  den  Fällen,  in  welchen  das 
Vorhandensein  von  Kindern  zwar  bezeugt  ist,  eine  Intervention 
derselben  beim  Rechtsgeschäft  aber  weder  aus  dem  Text  der 
Urkunde  noch  aus  der  oft  unvollständig  wiedergegebenen  Zeugen- 
reihe erhellt,  muss  angenommen  werden,  dass  eine  Abteilung  be- 
reits vor  der  Schenkung  im  Sinne  der  lex  Baj.  I 1 erfolgt  ist, 
oder,  dass  die  Vergabung  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  geschah,  tlbrigens  fehlt  es  in  diesen 
Urkunden  ältester  Zeit,  abgesehen  von  indirecten  Hinweisen, 
welche  oft  durch  die  Bezeichnung  „portio“  gegeben  sind,  nicht 
an  ausdrücklichen  Nachrichten  über  Abteilungen  zwischen  Eltern 
und  Kindern®),  welche  von  Abteilung  zwischen  Ganeiben  im 
eigentlichen  Sinne  zu  trennen  sind. 


fontos  rerum  Änstrincanim,  Abtli.  IT,  Bd.  XXXI;  ferner  die  einschlä)^gen 
Urknndensammlungen  im  Urkundenbiich  ob  d.  E.,  in  den  Monumcntia  lloicis 
und  bei  Pez,  Tbesaiirus  anecdotam,  Tom.  I,  pars  III;  F.  J.  Kleimayern. 
Nachrichten  vom  Zustande  der  Oegenden  und  Stadt  .luvavia,  Salzburg  1784 
nnd  W.  Hundt,  Metropolis  Salisburgensis,  1713. 

')  Meich.  I,  S.  48,  62,  64.  Meicb.  I,  nn.  4.  6,  8,  10.  16,  20,  26,  27,  28, 
32,  35,  37,  40,  42,  45,  49,  61,  62,  63,  69,  01,  63,  64,  66,  67,  68,  76,  76,  78, 
97,  98,  99,  100  etc;  Urkdb.  ob  d,  E.  I.  S.  1,  3,  18,  21,  36,  41,  44,  49,  66,  69  etc. 
Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  8.  14,  41,  58,  60;  Mon  Bo.  VIII.  S 366.  367  etc; 
Hundt  I,  n.  101,  Anhang  II,  n.  12,  14,  16  etc.  — Im  Falle  von  Meich.  I, 
n.  4 fnngirt,  da  der  Schenker  krank  ist,  sein  ßnider  neben  einem  Dritten 
als  Salmann,  nicht  etwa  als  Zustimmendcr;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  59.  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  41  erhalten  vor  der  Tradition  des  gesamten  Vermögens  an 
die  Kirche  die  Scliwe.stem  die  Ijcibeigenen,  ohne  dass  es  nötig  ist,  einen 
gesetzlichen  Anspruch  der  Schwestern  auf  diese  Gabe  anzunehmen. 

’)  Meich.  I,  n.  19  (mcam  portionem.  tjuam  a filiis  sumpsi);  n.  49  (qnic- 
<|uid  ad  portionem  mcam  a filiis  meis  receperamU  n.  54:  hier  findet  unter 
Intervention  des  Herzogs  eine  Kevi.sion  der  Abteilung  statt,  welche  Toto  mit 
seinen  Söhnen  vorgenommen  hatte  (vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  2241;  Mon.  Bo 
VIII,  364:  tiadidi  ego  Atto  et  filiu.s  nieus  Animo  omnia,  quae  nobis  in  partem 
contigerant.  quando  divisimiis  snm  Albrico  filio;  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  10: 
ego  H.  et  filins  meus  A.  tradimus  totam  hereditatem  nostram,  quod  nobis 
contigit  contra  beredes  nostros  . . . kann  ebenso  wie  die  frillier  zitirte  Stelle 
auch  die  Abteilung  mit  einem  zweiten  Sohne  in  sich  scbliessen.  Hierher  ge- 
hört auch  die  Stelle  aus  der  Vita  8.  Corbiniani  (Meicb.  1,  Urkdb.  8.  14),  wonach 

adlsr,  Du  Zrbsavutrulit.  6 
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Die  zweite  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält  Hin- 
weise auf  eine  Intervention  von  Mitgliedern  der  Familie.  Wir 
unterscheiden  1)  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der 
Rücksichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz,  und  2)  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  Nicht-Descendenten 
sind.  Auf  vorkommende  Combinationen  der  hier  unterschiedenen 
Fälle  wird  hingewiesen  werden. 

1.  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der  Rück- 
sichtnahme auf  eine  erwartete  Descendenz. 

a)  Häufig  vergabt  der  Vater*)  oder  die  Mutter’)  unter  Mit- 
wirkung eines  oder  mehrerer  Kinder,  oder  es  vergaben  beide  Ehe- 
gatten unter  Mitwirkung  der  Kinder’).  Fast  immer*)  lässt  sich 
dann  aus  dem  Inhalte  der  Urkunde  folgei-n,  dass  keine  Abtei- 
lung erfolgt  war  und  deshalb  die  Zustimmung  der  Kinder  an 
die  Stelle  ihrer  vorherigen  Befriedigung  tritt.  In  besonderen 
Fällen  wird  dies  dadurch  deutlicher,  dass  ein  Vater,  der  zwei 
Söhne  hat,  mit  dem  Einen  abteilt  und  die  Vergabung  gemeinsam 
mit  dem  nicht  abgeteilten  Sohne  vornimmt’).  Oft  schliessen  sich 
die  Kinder  nur  mit  ihrer  Zustimmung  an*),  öfter  kommt  es  vor, 
dass  Eltern  und  Kinder  communi  manu  vergaben  ’).  Es  gibt  aber 

eine  Wittwe  Fansta  „dividens  cum  6lia1ins  posessionem“  ihre  portio  dem 
Grimoaldo  principi  tradirt.  — Die  üliripen  Äbteilunj^en  dieser  Periode  be- 
treffen die  Teilung  dos  Erbes  zwischen  Geschwistern  oder  zwischen  andern 
Ganerben  im  eigentlichen  Sinne  und  gohiiren  nicht  strenge  hieher. 

*)  Meich.  I,  nn  7,  14,  24,  41,  44,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  SS,  Hundt  I,  n.  76, 
89,  90,  ebendas,  Anh.  II,  n.  8 b,  nn.  11,  14.  Mon.  Bo.  XXVIil  b,  16. 

•)  Meich.  I,  nn.  21,  30,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  19. 

»)  z.  B.  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  23. 

*)  Meich.  I,  n.  7 tr.idiren  Adalnnc  der  Vater,  omnin  substantia  porlionis 
meae  nec  non  et  filii  mei  nomine  Hununc  portiones  suas  . . . communis 
manibus  meis  et  filii  mei  Wir  la.s.sen  dahinge.stellt,  ob  hier  zwischen  Vater 
und  Sohn  die  Abteilung  bereits  geschehen  war. 

‘)  Mon.  Bo.  VIII,  S.  364:  tradidi  ego  Atto  simulque  et  filius  meus 
Ammo  omnia,  quae  uobis  in  partem  contigenint,  quando  divisimus  cum  Al- 
brico.  filio  meo. 

•)  Meich.  I,  n.  14,  21,  30,  31;  Urkdb  ob  d.  E.  I,  19,  cum  consensu  filii, 
oder  ähnlich. 

’)  Sleich.  I,  n.  7 (communis  manibus);  n.  24  (una  cum  filio);  n.  44  (simul 
cum  genitore  meo);  n.  56,  67.  — Hundt  I,  n.  76  (commune  cum  filiis  meis); 
Mon.  Bo.  VIII,  S.  634  (simulque  et  filius  meus).  Eine  blosse  Verbindung 
durch  „et“:  Mon.  Bo  VIII,  365;  Hundt  I.  Anh.  II,  n.  8 b,  n.  11;  Mon.  Bo. 
XXVIU  b,  S.  16. 
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auch  Fälle,  in  welclien  der  Sohn  als  eigentlicher  Geschenkgeber 
erscheint  und  der  Vater  nur  mit  wirkend  hinzutritt')-  Auch  hier 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  vorheriger  Abteilung  die 
Mitwirkung  des  Vaters  tritt,  aber  auch  möglich,  dass  die  Ab- 
teilung bereits  erfolgt  war  und  die  Mitwirkung  des  Vaters  zur 
Beseitigung  jeden  Zweifels  hinzukam.  In  den  übrigen  zitirten 
Fällen  wird  das  gesammter  Hand  geschenkte  Gut  als  gemeinsames 
Eigentum  der  Gesammthänder*).  das  mit  blosser  Zustimmung  ge- 
schenkte Gut  als  Eigentum  des  einzelnen  Tradenten  bezeichnet"). 

b)  Fälle  der  Rücksichtnahme  anf  eine  erwartete  Descendenz. 

Wenn  der  Schenkende  Machkommenschaft  aus  seiner  Ehe 
nicht  für  ausgeschlossen  hält,  so  wird  der  Descendenz,  um  jeder 
Anfechtung  vorzubeugen,  oft  der  ihr  gebührende  Anteil  ausdrück- 
lich Vorbehalten^). 

Die  Thatsache,  dass  dieser  Vorbehalt  nicht  blos  zu  Gunsten 
der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  gemacht  wird"),  lä.sst  im 


‘)  Meich  I,  n.  t4 : ego  H.  presliyter  prnpriani  hereditatem  simnl  cum  geni- 
tore  meo  L.  dono;  vgl.  übrigens  auch  den  Anfang  von  3Ieich.  n.  50.  Im 
Falle  von  Meieli  n.  31  tradirt  ein  ITimiündiger  mit  Einwilligung  seiner 
Mutter  und  seine.s  Magi.ster;  vgl.  dazu  Hiiberliu  a.  O.  225.  — Der  Zustim- 
mung der  Eltern  im  Falle  von  Meich.  I,  S.  ßs  scheint  ein  anderer  Rcchts- 
grund  zu  tirunde  zu  liegen:  Der  Sohn  Oadalgar  erhielt  vom  Vater,  bevor 
er  Münch  wurde,  universam  substaiitiam.  id  est  communem  hereditatem;  nun 
ülH-rgibt  der  Sohn  das  ihm  go.schenkte  Vermögen  mit  Zustimmung  beider 
Eltern  der  Kirche.  Ihre  ZiiHiimmung  scheint  deshalb  nötig,  weil  sie  nicht 
blo.s  eine  Abteilung,  sondeni  daiUber  hinaus  eine  .Schenkung  Vornahmen,  deren 
Zweckbestimmung  nach  den  früher  zitirten  Darlegungen  Itrunuer’s  nicht 
ohne  Zustimmung  des  Schenkers  geändert  werden  kann. 

•)  Meich.  I,  n.  21  (hereditatem  nostramj;  n.  41  (dejura  propriis  nostris); 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  32  (de  jure  nostro);  Mon.  Ho.  VIll,  S.  3ß4  (omnia,  qiiae 
nobis  in  partem  contigerunt);  Hundt  I,  Anh.  II,  n.  H b (quiequid  emere 
potiiimus);  n.  U ebenda  (hereditatem  nostr.imj;  Mon.  IJo.  XXVIII  b,  S.  IG 
(totam  hereditatem  no.stramj. 

*)  Meich.  I,  n.  14  (rem  propriam,  qnam  genitor  ineus  mihi  in  heridatem 
reliquit);  n.  30  (rem  propriam.  qaae  in  alode  mihi  patrimonio  evenerat);  n.2t 
(rem  propriam  etc  ). 

Moich.  n.  12,  n.  18;  Hundt  I,  n.  40,  ebeniias  Anh.  I,  n.  11;  vgl. 
auch  Mon  Ho.  XXVUI  b,  S.  10. 

*)  Meich.  I,  u.  12:  Ütilo,  si  filios  vel  filias  non  procrcasscl,  hcre-lilatem 
suam  ex  integro  tradidit.  . . Irminfrid  portionem  snam  tradidit  et  .si  ei  nati 
fuerint  filii,  accipient  portionem  suam.  quantnm  eis  contigerit.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dass  bei  Irminfrid  unter  den  „filU“  die  ftliae  mitverstanden  sind, 

6* 
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Zusammenhänge  mit  Qnellen-Zengnissen  späterer  Zeit  darauf 
scliliessen,  dass  die  gesetzliche  Abteilungspflicht  von  lex  Baj.  I,  1 
nicht  blos  zu  Gunsten  der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  be- 
standen hat,  der  im  Gesetze  gebrauchte  Ausdruck  „filii“  also 
wol  die  Töchter  in  sich  schliesst'). 

2.  Fälle  der  Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche 
nicht  Descendenten  sind. 

Die  bisher  zur  Sprache  gekommenen  Urkunden  konnten  aus 
dem  Inhalte  von  lex  Baj.  1, 1 , vollkommen  genügend  gedeutet  werden. 
Es  fragt  sich,  ob  für  jene  Urkunden,  welche  von  einer  Mitwir- 
kung anderer  Verwandten  berichten,  die  uns  bekannten  Rechts- 
sätze und  Rechtsverhältnisse  ausreichen,  oder  ob  wir  gezwningen 
.sind,  nach  anderen  Gründen  zu  forschen.  Mehrere  Urkunden  er- 
wähnen eine  Mitwirkung  der  Geschwister*).  Ein  Bruder  tradirt 
per  consensum  fratrum  die  portio,  die  ihm  durch  Teilung  des 
väterlichen  Erbteils  mit  seinen  Brüdern  zugefallen  war.  — Hier 
kann  die  Zustimmung  der  Brüder  den  Zweck  gehabt  haben,  die 


eheuso  wie  Otilo  auch  letztere  bisleiikt.  Meieh.  n.  18  .sagt  zuerst:  ,8i  nobis 
filius  ortus  fuerit“,  dami  aber:  „si  infans  ail  vitam  non  venit“.  Hundt  1, 
n.  40  (S.  2111)  allgemein:  si  subolea  non  genuissein  und  Mon.  Uo.  XXVIII  b 
S.  111  gehört  nur  insofern  hiehcr,  als  dem  lebenden,  aber  abwesenden  Sohn 
ein  Anteil  gcaiehert  wird 

')  Derselben  Meinung  ist  Merkel,  in  der  Ztschr.  für  Recbtsgcschichte. 
II.  Hd.,  S,  1.S8;  Schröder  I,  üeschichte  des  ehelichen  (Süterrechtes  I,  114. 
Derselbe  Spraehgebraneh,  wonach  unter  .tilii“  die  liliae  einbegriffen  sind,  in 
der  lex  Salica,  50,  de  allodis  § 1,  vgl.  darüber  Oierke,  Erbrecht  und  Vicinen- 
rccht  im  Edict  Cliilperich's  a.  O.  S.  440  und  die  dort  genannte  Literatur.  — 
Über  das  Erbrecht  der  Töchter  nach  Dairischem  Hechte  vgl.  jetzt  Opel, 
Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte,  in  (lierko’s 
Untersuchungen  XXV,  S.  71  ff,  und  die  dort  zitirten  Schriften.  — Opet  nimmt 
für  Ihiiern  vollkommene  erbrechtliche  üleichstellnng  der  AVeiber  an;  vgl.  aber 
Chabert  a.  0.  Hl,  H äberlin  a.  ().  2:il  und  Uenglcr  a.  O.  31,  welche  ins- 
besondere bei  der  Succession  in  unbewegliches  A'ermögen  eine  Jievorzugung 
der  Sühne  vor  den  Töchtern  für  wahrscheinlich  halten;  ähnlich  Quitzinann 
a.  0.  ISS,  vgl.  unsere  Ausführungen  über  die  Aö'rgabungen  zum  Seelcnheile 
in  der  Karolingerzeit  und  in  der  Einleitung  über  AT-rgabungen  überhaupt. 

’)  Lüning  a.  0.  II,  S.  Cs.H  hält  im  Gegensätze  zu  Stobbe,  Hand- 
buch II,  120,  Hcseler  a.  O,  S.  57,  Häberlin  a.  0.  S.  10,  220,  Lewis, 
Dissertatio,  S.  lll,  für  Baiern  ein  Widerspruchsrecht  der  Brüder  bei  A'er- 
äusserungen  des  Erbgutes  für  wahrscheinlich.  Ijöning  beruft  sich  hiebei  auf 
zahlroicbe  baierische  Urkunden,  lässt  aber  die  Frage,  ob  hier  nicht  ganerb- 
schaftliche  A'^erhältuisse  Vorlagen,  unberührt. 
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rechtmässig  erfolgte  Teilung  zu  konstatiren  *).  — In  einem  anderen 
Falle  aber  tradirt  ein  Priester  ohne  Zustimmung  der  Brüder; 
„quod  me  de  fratribus  meis  in  partem  cecidit“  (Meicli.  I,  n.  20, 
a.  769),  und  Meich.  I,  n.  39,  a.  773  versuchen  ein  Bruder  und 
dessen  Sohn  vergebens  eine  offenbar  ohne  ihre  Zustimmung  er- 
folgte Vergabung  anzufechten*). 

')  Mcich.  I,  S.  53,  a.  757:  propriam  portioneni.  quam  de  fratribus  meis 
roccpi;  ähnlich  anfzufassen  ist  Meich.  I,  n.  50,  a.  776,  eiue  Urkunde,  deren 
Kechtsinhalt  durch  BciziehunK  von  Meich.  I,  n.  4'J  und  [,  n.  122  klar  wird. 
— Eine  nicht  ganz  deutliche  Urkunde  des  Jahres  770  bei  Meich.  I,  n.  19  lautet 
in  ihren  Hauptstellen:  „Ego  Peigiri  tradidi  filiis  meis  praesentibus  atque  per 
consensum  fratrum  meorum,  iinprimis  portionem  torritorii  Oiidelperhti  pro 
reniediura  animae  ejus,  postea  vero  ineam  portionem,  quam  a filiis  sumpsi  . . . 
Tradidi  tarn  pro  me  et  gennano  praedicto,  quam  pro  geuitore  ipso  vocabulo 
ut  germanus,  atque  genitrice  et  filiis  in  possessionem  perpetuam.  — Actum 
per  consensum  filionim  meorum  atque  fratri,  qui  et  ipsi  per  aures  tracti 
sunt.“  — Nehmen  wir  das  Wahrscheinliclie  an,  dass  nicht  blos  der  Bruder 
Oadalpcrt,  sondern  auch  die  Eltern  schon  todt  sind,  dass  also  der  mit  „Tradidi“ 
eingeleitete  Satz  nur  die  Tradition  zu  deren  Seelenheil  bedeutet,  so  ist  es 
verständlich,  dass  das  Erbe  des  vergaben<len  Bruders,  auf  welches  alle  Brüder 
und  auch  die  Söhne  des  verstorbenen  Bruders  einen  teilweisen  Anspruch  haben, 
nicht  ohne  deren  Zustimmung  tradirt  wird,  ln  der  Zustimmung  der  Söhne 
zur  Vergabung  der  väterlichen  portio  liegt  ausserdem  eine  Anerkennung  der 
Abteilung.  — Heusler,  Inst.  II,  58  findet,  dass  hier  gomeinderscbaftliche  Ver- 
hältnisse zu  Grunde  liegen.  Nach  dieser  Erklärung  müsste  aber  nur  dann 
gegriffen  werden,  wenn  auch  die  Eltern  zustimmen  würden.  Dies  ist  aber 
nicht  der  Fall;  sie  leben  nicht  mehr,  und  für  die  Zustimmung  der  ausdrück- 
lich Genannten  bedarf  es  dieser  Erklärung  nicht.  Würden  aber  die  Eltern 
noch  leben  und  dennoch  nicht  zugestimmt  haben,  dann  wäre  eine  (icmeinderschaft 
um  so  weniger  anzunehmen.  Vgl.  auch  die  ungenaue  Besprechung  der  Ur- 
kunde bei  Häberlin  a.  O.  S.  15.  Löning  a.  O.  führt  diese  Urkunde  als 
Beweismittel  für  ein  Beispruchsrecht  der  Brüder.  Eine  Nötigung  zu  dieser 
Annahme  liegt  — wie  sich  gezeigt  hat  — nicht  vor.  Da  aber  lex  Baj.  I,  1 
von  einem  Wartrechte  der  Collateralen  schweigt,  müsste  der  Urkundeninhalt 
zwingend  sein,  um  ein  solches  Recht  dennoch  anzunehmen. 

’)  Vgl.  auch  Meich.  I,  n.  10,  a.  761 — 767,  wo  der  Widerspruch  der 
Brüder  ausdrücklich  abgewehrt  wird,  aber  freilich  Einer  der  Brüder  unter 
den  Zeugen  erscheint;  und  Meich.  I,  n.  30,  a.  772,  wo  der  von  der  Schwester 
ahgeteilte  Bruder  ohne  deren  Zustimmung,  wol  aber  mit  Zustimmung  der 
eigenen  Söhne  tradirt;  — Mon.  Bo.  XXVUI  b,  S.  19  vergaben  Brüder  und 
Schwester  gemeinsam  als  Gancrben.  — Meich.  I,  S.  79  u.  780:  A.  simul  cum 
fratribus  nostris  H.  sou  K.  locum  nobis  elegimus  commune  hcreditate  nostra  . . 
qui  dicitnr  Schlirseo  et  ibidem  cellulam  construximns.  Das  gauerbscbaftliche 
Verhältnis  ist  zweifellos;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  46.  — Urkdb.  ob  d.  E.  I, 
8.  32  wird  eine  Schenkung  des  verstorbenen  Bruders  firmirt 
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Von  steigender  Schwierigkeit  aber  wird  die  Auslegung  der 
nun  folgenden  Urkunden,  welche  wir  in  der  Weise  angeordnet 
haben,  dass  sie  fortschreitend  eine  immer  weitere  Entfernung 
von  den  aus  lex  Baj.  I,  1 folgenden  Rechtssätzen  darzustellen 
scheinen. 

Aus  ungeteiltem  Besitze  mag  erklärt  werden  Meich.  I,  n. 
55,  V.  J.  777,  wo  M.  „onineni  allodem,  quem  possidere  videbar“, 
der  Kirche  schenkt,  „adsistente  clero,  vel  plebe,  nec  non  et 
generibus  meis  atciue  cognatis  consentientibus,  quicquid  ad  ipsum 
nostrae  dilioni  pertinet  locum  . . ebenso  Meich.  I n.  12,  v. 
J.  7(1.3,  wonach  eine  Mutter  mit  ihren  zwei  Söhnen  und  zwei  Ver- 
wandten bestimmte  Güter  ungeteilt  besitzen  (terminuni  nostrum, 
portionem  nostram)  und  dieselben  unter  Zustimmung  auch  der 
Nachbarn  (offenbar  znr  Vermeidung  künftiger  Grenzanfechtung) 
gemeinsam  vergaben.  Einer  der  Söhne  und  ein  Verwandter  sind 
verheiratet  und  wahren  deshalb  der  Nachkommenschaft  ihre  Rechte 
nach  lex  Baj.  I,  1 *).  — An  ungeteilten  Besitz  kann  — neben 
anderer  Annahme  — gedacht  werden,  wenn  Meich.  I,  n.  (12  (a. 
779)  die  amita,  die  Tante  väterlicher  Seite,  communi  manu  mit 
ihrem  Neffen  tradirt.  Nach  einer  andern  unter  Bischof  Arbeo 
fallenden  Urkunde  (Meich.  I,  n.  80)  vergabt  W.  hereditatem  suam. 
Hierauf  heisst  es;  „Et  haec  sunt  nomina  proximorum  suorum, 
qui  hanc  convenicntiam  cum  ipso  W.  fecerunt“.  Dieselben  tra- 
diren  dann  communis  manibus  mit  W.  die  hereditas  an  die  Kirche. 
— Ganerbschaftliche  Verhältnisse  können  hier  zur  Erklärung  ge- 
nügen. — Nach  der  wol  unechten  Carta  fundationis  des  Klosters 
Schäftlarn-)  beginnt  Waltrich  in  propria  hereditate  den  Bau  einer 
Kirche.  Der  sie  weihende  Bischof  fragt  coram  omnibus  cohere- 
dibus,  ob  Einer  derselben  widerspreche:  „Parentibus  consentienti- 
bus“ tradirt  Waltrich  noch  zwei  weitere  Kirchen,  seinen  ganzen 
Besitz  und  sich  selbst.  Das  Oratorium  weiht  W.,  wie  er  sagt, 
„tarn  pro  me,  i|uam  pro  parentibus  meis  et  coheredibus“  für  ihrer 
Aller  Seelenheil.  Eine  Mitwirkung  der  parentes,  der  entfernteren 
Verwandten,  tritt  in  dieser  Urkunde  deutlicher  als  irgendwo 
hervor.  Aber  wir  sind  nicht  gezwungen,  den  Rechtsgrund  für 

')  Meich.  I,  n.  12:  Kgo  Reginperlil  pari  suflfragante  germano  nostro 
Irminfrido  atque  genetrice  iioslra  A.,  ac  pan'ntibns  nostris  Otiloni  et  Cro- 
soni  etc.,  a.  703;  vgl.  auch  Zahn  a.  0.  n.  1 und  Hundt  I,  Reg.  n.  23. 

•)  Moü.  Ro.  VIU,  363,  vgl.  üonglor  a.  ü.  I,  S.  252. 
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diese  Mitwirkung  in  einem  Widerspruchsrechte  der  parentes  als 
künftiger  Erben  zu  suchen,  wie  lex  Baj.  I,  1 ein  solches  den 
Descendenten  — und  nur  diesen  — gewährt.  Die  Mitwirkung 
der  parentes  im  ereten  Teile  der  Urkunde  kann  den  Zweck 
haben,  zu  konstatiren,  dass  sie  keinen  Einspruch  haben,  ihre 
Mitwirkung  bei  der  zweiten  Vergabung,  ja  vielleicht  auch  bei 
der  ersten  in  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln  (coram 
Omnibus  coheredibus). 

An  die  Möglichkeit  einer  obervormundscbaftlichen  Zustim- 
mung der  Verwandten  ist  zu  denken,  wenn  nach  Meich.  I,  n.  !)2 
(a.  754 — 75fi)  zwei  vielleicht  minderjährige  Bruder  eine  Vergabung 
zum  eigenen  Seelenheile  und  zum  Heile  aller  vei’storbeuen  Fa- 
milienglieder „per  licentiam  et  hortamentum  parentum  nostrorum“ 
vornehmen  *). 

Aus  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  unmöglich  zu  erklären 
ist  aber  die  Mitwirkung  der  weiteren  Familie  in  folgenden  Fällen, 
ln  der  Urkunde  bei  Meich.  I,  n.  89  aus  der  Zeit  Arbeo’s  heisst 
es:  „Notum  sit  omnibus  futuris  atque  praesentibus,  proximis  atque 
parentibus  meis,  quod  ego  R.  cum  nepote  meo  H.  simulque  cum 
uxore  mea  P.  hereditatem  nostram  tradidimus.  Die  Vergabung 
gesummter  Hand  mag  in  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln. 
Die  Anrufung  der  weiteren  Verwamltschaft  geschieht  nicht  um 
ihre  Zustimmung  zu  erwirken,  sondern  es  ist  einfach  die  Bekannt- 
gabe der  Verfügung  an  den  weiteren  Familienkreis,  der  an  der 
Kenntnisnahme  das  grösste  Interesse  haben  musste.  Mit  Recht 
hat  Beseler  auf  die  Wichtigkeit  hingew'iesen,  welche  solche  Vor- 
gänge für  die  gesammte  Familie  hatten. 

Nach  einer  anderen  Urkunde  tradirt  Scrot  vor  seinem  Tode 
sein  Allod  mit  Zustimmung  des  Vaters  Toto  der  Kirche.  Nach 
dem  Tode  des  Scrot  firmirt  der  Vater  die  Schenkung  „ceteris 
consentientibus  sobolis,  nec  non  et  parentorum  turba  adstante“  ’j. 
Die  Zustimmung  sowol  des  Vaters  als  der  Kinder  ist  sofort  er- 
klärlich; die  Gegenwart  der  Verwandten  aber  mochte  den  Zweck 


*)  Nach  Brunner,  Recht8;;eschichte  I,  8.  90  verwandelte  aich  in  den 
meisten  fränkischen  Rechten  die  Gesamtmnndscbaft  der  Sippe  in  eine  Ober- 
vormnndschaft  derselben,  vgl.  ebendas.  S.  223;  Schröder,  Ucschichto  des 
ehelichen  Gtlterrechtes  I,  3 nnd  Recbtsgeschichte  8.  316;  Siegel,  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  2.  Anfl.,  S.  864. 

*)  Heich.  I,  n.  50,  a.  776;  vgl.  I,  Ueich.  n.  49,  n.  122, 
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haben,  die  Feierlichkeit  der  Handlung  zu  erhöhen;  es  kann  auch 
darin  eine  Billigung  der  Schenkung  seitens  der  Verwandten  ge- 
funden werden,  ohne  dass  aus  dieser  Billigung  das  Recht  eines 
Widerspruchs  bei  Nicht billigung  folgen  müsste.  — In  einem  ver- 
wandten Falle*)  beruft  der  tödtlich  verwundete  Haholt  „parenti- 
bus  meis  mihi  consilium  dantibus“  den  Bischof,  auf  dessen  Rat 
er  eine  Kirche  baut.  Hierauf  tradirt  er  „advocata  conjuge  et 
filio  meo  Arnone  simul  cum  aliis  parentibus  meis,  cum  eornm 
consensu  et  consilio  et  eorum  manibus  impositis  quicquid  propriae 
hereditatis  videbar  in  loco  piaenotato“.  — Nachdem  er  wider  Er- 
warten genesen,  weihen  er  und  seine  Gattin  den  Sohn  Arno  so- 
wie ihr  ganzes  gegenwärtiges  und  künftiges  Vermögen  der  Kirche 
„multis  ibidem  coiigregatis  praesentibus“.  Obwol  also  diese  zweite 
Vergabung  eine  weit  umfassendere  ist,  ist  hier  von  einer  Mit- 
wirkung der  Verwandten  keine  Rede.  Dieser  Umstand  scheint 
die  von  Beseler  ausgesprochene  Ansicht  zu  unterstützen,  die 
rechtliche  Stellung  der  V erwandten  sei  bei  schwerer  Erkrankung 
oder  Altersschwäche  des  Schenkers  eine  wesentlich  andere  ge- 
wesen*). 

Ein  neues  Licht  fällt  auf  die  Functionen  des  weiteren  Familien- 
kreises durch  eine  viel  zitirte  Urkunde*)  des  Jahres  765.  Poapo» 
ein  nobilis  vir  erzählt,  er  habe  wegen  gewisser  Bedenken  seiner 
Söhne  eine  Versammlung  seiner  Verwandten  einberufen,  welche 
ihm  rieten  seine  hereditas  der  Rirche  zu  schenken.  Er  sei 
dann  mit  seinen  Verwandten  und  lideles  in  der  gleichzeitig  zu 


')  MeicL.  I,  S.  5S.  a.  758. 

’)  Beseler  a.  0.  I,  S.  r>6.  — Wir  bemerken,  dass  in  der  Urkunde, 
Meich.  I,  S.  58  die  Verwandten  nicht  etwa  blos  als  Halniannen  fungircu,  wie 
in  anderen  Fällen,  sondern  beratend  und  zustimiiieiid  hinzutreten,  und  es 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Schenker  durch  die  Krankheit  in 
eine  Art  Obervommndschaft  der  Familie  trat  (vgl,  S.  71,  Anm  I). 

•)  Meich.  I.  n.  13,  a.  7ü5  . . . ego  Poapo  vir  nobilis  congregavi  multi- 
tudinem  parentum  meorum  nobilium  viroruiu,  per  quandam  dubitationem  filio- 
rum  meorum  uonsiliavi  cum  illis,  sicut  ipsi  consilium  eorum  mihi  per  fidem 
dederunt,  ut  hereditatem  meam  domui  St.  M.'tradidissem.  Interea  contigit, 
ttt  condictuin  cst  publicum  synoduin  seu  alium  placitum  ad  E.  fieri  et  ego 
P.  veniens  veniebam  cum  parentibus  et  lidelibus  ad  jam  dictum  domum 
S.  M.  et  nuntiavi  consilium  nostnim  — et  coram  omni  clero  seu  parentibus 
meis  conflrmantibus  firmiter  et  in  dubitantcr  tradidi.  — Uber  die  Datiruug 
nach  Pipin  vgl.  Hundt  I,  S.  221,  Anm.  10.  — 
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Freisinpr  abpehaltenen  Synode  erschienen,  habe  ihren  gemein- 
samen Beschluss  fconsilium  nostrnm)  dem  Bischof  verkündet, 
welcher  ihn  guthiess.  — Hierauf  entschloss  sich  Poapo,  dieser 
Vergabung  noch  eine  weitere  hinzuzufügen  (hereditatem  quoque 
meam  in  locis  etc),  aber  in  der  Weise,  dass  ilim  und  seinen 
Sühnen  bezüglich  der  Grundstücke  dieser  letzten  Vergabung  die 
lebenslängliche  Nutzniessung  Vorbehalten  bleibe,  im  Übrigen  aber 
diese  Vergabung  trotz  etwaiger  Bedenken  der  Söhne  fpropter 
quandam  disseptationem  filioruin)  unanfechtbar  sei.  — Abermals 
treten  uns  also  entferntere  Verwandten  gegenüber,  hier  als  ein 
Familienrat,  den  ein  Mann  voniehiner  Abkunft  deshalb  einberuft, 
weil  dessen  Söhne  in  einem  bestimmten  Falle  seine  Dispositions- 
fähigkeit in  Zweifel  ziehen.  Aus  der  Sachlage  folgt  auf  das  Be- 
stimmteste, dass  diese  Verwandten  durch  ihre  Zustimmung  nicht 
etwa  auf  ein  eigenes  Erbrecht  Verzicht  leisten,  sondern  dass  ihre 
Zustimmung  eine  Zustimmung  ersetzen  sollte,  welche  die  Söhne 
zu  geben  hätten,  aber  verweigern.  Der  Consens  des  Familien- 
rates soll  sowo!  den  Schenker  wie  auch  die  beschenkte  Kirche 
über  die  Unanfechtbarkeit  der  Vergabung  beruhigen.  Wenden 
wir  auf  den  Rechtsfall  lex  Baj.  I,  1 an.  so  folgt,  dass  eine  Ab- 
teilung der  Söhne  bereits  geschehen  sein  muss,  dass  aber  die 
Söhne  sich  damit  nicht  befriedigt  glaubten.  Denn,  wäre  noch 
keine  Abteilung  erfolgt,  so  hätte  Poapo  trotz  Familienrates  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Söhne  tradiren  können. 

Es  bleibt  aber  noch  eine  andere  Möglichkeit  offen,  dass 
nemlich  lex  Baj.  I,  1 hier  keine  unbestrittene  Anwendung  fand. 
Ei-st  das  sieben  Jahre  später  eiüossene  Dingolflnger  Dekret 
entschied,  dass  auch  der  Adelige  nach  Abteilung  mit  den  Kindern 
frei  zum  Seelenheile  verfügen  könne.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
mag  es  zweifelhaft  gewesen  sein,  ob  der  Adelige  nicht  trotz 
Abteilung  an  die  Mitwirkung  seiner  Descendenz  gebunden  sei, 
und  de.shalb  mag  l’oapo  im  Streite  mit  seinen  Söhnen  den 
Familienrat  zur  Entscheidung  einberufen  haben').  Zwar  liegen 


’)  Hiiberlin  a.  0,  S.  14  siebt  in  dem  vereebliidien  Versuche  der  Saline, 
die  Vergabung  zu  bindern,  einen  Ueweis  dafür,  .das«,  wenn  auch  die  nächsten 
Erben  hie  und  da  da.s  Veräusaerungarecht  ihres  Erblassers  bereits  anzufechten 
versuchten,  sie  doch  jetzt  noch  nicht  recbtüch  damit  durchdringen  konnten.“ 
Häberlin  vergisst  dabei,  dass  damals  den  Söhnen  der  Freien  ein  gesetzlich 
anerkanntes  Hecht  auf  Abteilung  zur  tioite  stand.  Zum  Hiudesteu  das  gleiche 
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auch  Beispiele  einer  Art  obervonnnndschaftlicher  Intervention 
des  Bairischen  Herzogs  vor').  Poapo  aber  entstammt  einem 
vornehmen  Gesclilechte.  Seine  Beziehungen  zu  Tassilo  scheinen 
keine  besonders  guten  gewesen  zu  sein,  denn  Poapo  datirt  seine 
Urkunde  nach  Pipin.  Es  mag  sein,  dass  im  anderen  Falle  der 
Herzog  intervenirt  hätte;  sicher  ist  aber,  dass  sowol  Poapo  als 
die  beschenkte  Kirche  durch  den  Familienbeschluss  die  Bedenken 
der  Söhne  für  beseitigt  erachten*). 


Recht  mufistc  doch  wol  nach  aller  Wahrachcinliclikeit  der  adeligen  Nach- 
koinmenachaft  zuatehen.  und  die  Kntwieklung  Tührte.  wiedaa  Dingijitinger  Dekret 
beweist,  hier  nicht  zu  einer  Stärkung  des  Keehtes  der  Xachkonmienschaft, 
sondern  zur  Oleichstellutig  des  adeligen  Standesreehtes  mit  den  Rechten  der 
Freien.  Die  adelige  Nachkmninenschaft  hatte  offenbar  einst  ein  Widerspruchs- 
recht gegen  jede  Vergabung.  Dieses  Recht  schwächte  sich  immer  mehr  ab. 
Die  vorliegende  Urkunde  bezeichnet  wol  ein  Studium  der  Unsicherheit,  welches 
das  Dingolfinger  Dekret  d 'reh  Gleichstellung  mit  dem  Rechte  der  Freien 
beendet,  eine  Gleichstellung,  welche  die  vorliegende  Urkunde  antizipirt  Vgl. 
voriges  Cup.  S.  39.  — Dewis,  Dissertatio  S.  tiO  hemerkt  richtig,  dass  hier 
nnmßglich  aus  der  Zustimmung  der  weiteren  Familie  ein  Widerspruchsrecht 
abgeleitet  werden  kßnne.  Auch  wir  halten  ein  auf  daa  Verwandtenerbreebt 
gegründetes  Widerspruchsrecht  schon  deshalb  für  ausgeschlossen,  weil  nicht 
abzusehen  ist.  wie  auf  dieser  Grundlage  die  mangelnde  Zustimmung  der 
Söhne,  also  der  nächsten  Erben  umgangen  werden  konnte.  Willkürlich  aber 
ist  die  Annahme,  die  Söhne  hätten  im  Familienrat  die  Vergabnng  wegen  nicht 
genügender  Abteilung  bekämpft,  sich  aber  schliesslich  gefügt.  Von  einer 
Anwesenheit  der  Söhne  im  Familienrate  und  von  ihrer  schliesslichen  Unter- 
ordnung unter  den  Familienbeschluss  ist  keine  Rede.  Im  Gegenteil  wird  zum 
Schlüsse  der  Urkunde  des  Widerstrebens  der  Söhne  abermals  gedacht. 

Meich.  I,  n.  .’>4  u.  93;  vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  224,  Quitzmann 
a.  O.  S.  1.30,  Gongier  a.  O.  1.  S 57;  vgl.  auch  unsere  Hemerkungen  im  vori- 
gen Capitel  S.  4<».  — Über  die.  allgemeine  Erscheinung  einer  Übernahme 
vormundschaftlicher  Gewalt  durch  den  Herrscher:  Rrunner,  Recht sgesch.  I, 
S.  223;  nach  v.  Amira,  im  Grundri.ss  der  germanischen  Philologie,  U.  lld., 
S.  141,  besonders  bei  den  südgermanischen  Stämmen,  wo  sich  die  Herrscher- 
gewalt stark  entwickelt;  vgl.  auch  Stobbe’s  Deutsches  Privatrecht  IV,  438; 
Schröder,  Rocht.sgeschichte  S.  316,  694;  Kraut,  Die  Vormundschaft  nach 
den  Grundsätzen  des  Deutschen  Rechtes,  1835,  I.  Bd.,  S.  63  ff. 

’)  Ober  die  volksrechtlich  bezeugte  Rechtspflege  durch  das  Geschlecht  vgl. 
bes.  Gierke,  Das  deutsche  Gcnossenschaftsrecht  I,  8.  21  ff.  Gegen  Gierke's 
Auffassung  der  Sippe  alsRcchtsgenossenschaft,  Heusler,  Inst  I,  258.  Beseler 
a.  0.  S.  64  weist  darauf  hin,  dass  Spuren  eines  Familienrates  besonders 
häufig  in  den  Bair.  Urkunden  wiederkehren  und  zitirt  hier  unsere  Urkunde. 
Vielleicht  gehen  wir  nicht  zu  weit  mit  der  Annahme,  dass  der  Familienrat 


Digiiized  by  Google 


75 


Es  ist  insbesondere  für  das  Bairische  Rechtsgrebiet,  wo  der 
ursprüngliche  Adel  sich  länger  erhielt,  die  Tliatsache  urkundlich 
bezeugt,  dass  noch  im  8.  Jahrhundert  und  auch  darüber  hinaus 
sich  liändereien  im  Besitze  adeliger  Geschlechter  befinden  und 
Vcräusserungen  nur  unter  Mitwirkung  der  Familiengenossen  ge- 
schehen'). Die  Möglichkeit  also,  dass  adelige  Geschlechter  ihre 
Familienorganisation  länger  bewahrten,  ja  vielleicht  lebensfähige 
Reste  in  eine  spätere  Zeit  der  Neuorganisation  hinübenetteten, 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen.  — 

Einen  besonderen  Quellencharakter  tragen  der  Indiculus  Ar- 
nims und  die  Breves  Xotitiae.  Es  sind  zwei  auf  Veranlassung 
des  Bischofs  Arno  und  mit  Erlaubnis  Karl  des  Grossen  Ende 
des  8.  Jahrhunderts  verfasste  Verzeichnisse  über  den  Besitz- 
stand der  Kirche  Salzburg’).  Beide  Verzeichnisse  begnügen 
sich  ihrem  Zwecke  nach  mit  Auszügen  ans  den  damals  im  Be- 
sitze der  Kirche  vorhanden  gewesenen  Traditionsnrkunden,  und 
mit  geringer  Ausnahme’)  ist  uns  der  gesammte  damalige  Ur- 
kundenstoff Salzburg's  nur  in  dieser  Form  erhalten.  Immerhin 
beweist  eine  Durchsicht  dieser  Güter\'erzeichnisse,  dass  zahlreiche 
Vergabungen  gesummter  Hand  aus  ungeteilten  Besitze  geschehen 
waren.  Andere  Vergabungen  gesanimter  Hand  rühren  von  Ehe- 
gatten, andere  von  Eltern  und  Kindern  her‘).  Ausserdem  aber 


des  adelijicn  Gcsclilectite.s  sieh  geireiiiUier  der  vordringenden  stantliclien  Ober- 
Tormundselmft  in  seinen  alfen  Fnnetionen  behauptet  haben  mag. 

')  Vgl.  besonders  die  wielitige  Vrkiinde  bei  Mcich.  I,  8.  49.  vom  Jahre 
750  über  die  Sehenknng  der  Gesehleehter  der  Agihdfingor  und  der  Fagana: 
Ta.sailo  consentientibus  .\lfrid  eiim  t'ratrihns  .suis  et  participibus  eorum  atque 
consortiis.  Keliquas  auleui  partoi),  qniequid  ad  genealos iain , quae  vocatur 
Fagana  pertinebat,  tradidenint  ipsi,  id  sunt  Ragino,  Annlo,  Wetti,  Vurmhanlt 
et  cuncti  participes  eonnn.  Vgl.  dazu  Oierke,  Genossen.schaftsreebt  I,  61; 
Brunner,  Rechtsgeseh.  I.  si;  Gengier  a.  0.  S.  ‘i.’i,  26,  .59  und  Hundt  I, 
8.  173. 

*)  Neue  Ausgabe  derselben:  Heinz,  Indiculus  Amonis  und  Breves  Noti- 
tiae  Salzburgenses,  München  1S69,  früher  bei  KIcimayrn,  Juvavia,  Anhang 
8.  IS — 47;  vgl  Oengler  a.  0.  8.  6.5;  Redlich,  in  den  Mitteilungen  des 
Inst,  für  Ocsterreichischc  Geschichte,  V.  Bd. 

•)  Vgl.  die  wenigen  erhaltenen  vollinhaltlichen  Urkunden  im  Notizen 
blatt  der  Wiener  Akad.,  VI.  Bd.,  8.  43  und  damit  Keinz  a.  O.  8.  64. 

*)  Die  Falle  aller  genannten  Arten  der  gesammten  Hand  sind  so  zahl- 
reich, dass  eine  Anführung  überflüssig  ist;  besonders  deutlich  wird  u.  A.  das 
ganerbschaftlicho  Verhältnis  ausgesprochen  bei  Keinz,  8.  64,  CXI16:  Sacco 


Digitized  by  Google 


70 


muss  betont  werden,  dass  die  Zahl  jener  Vergabungen,  welche 
ohne  irgend  eine  ersichtliche  Mitwirkung  dritter  Personen  statt- 
fanden, den  Fällen  erster  Art  nahezu  gleichkommt.  Die  Fälle 
letzter  Art  sind  freilich  bei  der  Unvollkommenheit  der  Wieder- 
gabe des  Urkundeninhalts  an  sich  nicht  beweiskräftig  genug; 
immerhin  ist  zweifellos,  dass  diese  beiden  wichtigen  Rechts- 
quellen an  keiner  Stelle  jenem  Resultate  widersprechen,  welches 
wir  aus  der  Betrachtung  der  vollinhaltlich  überlieferten  Urkunden 
von  Freising,  Passau,  Mondsee  etc.  gewonnen  haben. 

Ein  Rückblick  auf  die  Ergebnisse  aus  den  Urkunden  der 
Agilolfinger  Periode  zeigt  Folgendes: 

Ungefähr  die  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält 
Vergabungen  ohne  sichtbare  Zustimmung  dritter  Personen,  was 
durch  Kinderlosigkeit,  oder  vorherige  Abteilung,  oder  Vergabung 
auf  die  Gefahr  künftigen  Widerspruchs  genügend  erklärbar  ist 
Die  Mitwirkung  der  Descendenz  und  Ascendenz  erklärt  sich  ent- 
weder durch  das  Fehlen  einer  Abteilung,  oder  sie  bezweckt  die 
Anerkennung  der  rechtmässig  erfolgten  Abteilung.  — Wir  fanden 
ferner  zahlreiche  Fälle  gemeinsamer  Vergabungen  durch  beide  Ehe- 
gatten, die  sich  aus  ehegüterlichen  Verhältnissen  erklären,  und 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Geschwistern  oder  entfernterVerwandten, 
welchen  nachweisbar  ungeteilte  Erbgemeinschaft  zu  Grunde  lag’). 

Übrig  blieb  aber  eine  Anzahl  von  urkundlichen  Zeugnissen 
über  eine  Mitwirkung  entfeinter  Verwandten,  für  welche  die  bis- 
her genannten  Erklärungsgi-ünde  nicht  ausreicheu.  Diese  Mit- 
wirkung bethätigt  sich  nicht  in  allen  diesen  Fällen  mit  gleicher 
Energie.  Dort,  wo  sie  blo.sse  Anwesenheit  ist,  mag  sie  blos 
die  Feierlichkeit  der  Handlung  erhöhen  wollen.  Die  Mitteilung 
der  religiösen  Schenkung  an  die  ganze  Familie  erklärt  sich  ge- 

ct  frater  eius  Vuichelin,  porumquo  proximi  dedprunt  propria  sua  . das« 
hier  die  proximi  rieht  etwa  als  Erben  mitwirkten,  ergibt  sich  aus  dem  Wort- 
laute. Überhaupt  findet  sich  in  diesen  Rechtsquellcn  nirgends  eine  Mitwir- 
kung entfernter  Verwandten  angedentet;  vgl.  über  die  3Iit Wirkung  des  Sohnes 
u.  A.  insbesondere  die  gleichfalls  im  Wortlaute  erhaltene  Urkunde  bei  Keim, 
ibidem  S.  64,  XCllI,  2.  Die  Vergabung  Beider  geschieht  „absque  ulla  sepa- 
ratione*;  rgl.  auch  Brunner,  Landschenkungen  a.  O.  S.  1187. 

')  Zu  den  bereits  zitirten  Fällen  eigentlicher  üanerbsebaft  kommen 
noch  folgende  in  diese  Periode  fallende  hinzu:  31eich.  I,  n.  60,  n.  76,  n.  82, 
n.  92,  Hundt  I,  n.  108 ; I.  Anh.  II,  n.  6,  n.  9,  n.  10,  n.  17 ; Mon.  Bo.  XXVlil  b, 
S.  19  eto. 
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nügend  durch  das  Interesse,  welches  die  ganze  Familie  an  der 
Veränderung  des  Besitzstandes  eines  jeden  Mitglieds  haben  musste. 
Ja,  selbst  die  Zustimmung  der  Familie  zum  Veräusserungs- 
akte  beweist  nicht,  dass  die  zustimmenden  Mitglieder  ein  Wider- 
spruchsrecht  hatten,  für  welches  sonst  kein  Anhalt  gegeben  ist. 
Denn  nichts  liegt  näher,  als  dass  durch  diese  Zustimmung  in 
jener  religiösen  Zeit  der  Zustimmende  an  dem  Verdienste  der 
gottgefölligen  Handlung  Anteil  haben  wollte.  Ein  Opfer  war 
von  einem  Mitglied  der  Familie  dem  eigenen  Seelenheile,  oft  auch 
demjenigen  andererer  Familiengenossen  dargebracht  worden. 
Nichts  lag  mehr  im  Sinne  der  religiösen  Handlung,  und  schloss 
sich  leichter  an  Erinnerungen  vorchristlicher  Zeiten,  als  dass 
dieser  Opferhandlung  die  ganze  Familie  beiwohnte,  und  zn- 
stiramend  an  ihr  Teil  nahm.  Man  vergesse  auch  nicht,  dass  bei 
Kinderlosigkeit  durch  solche  Vergabungen  in  der  That  die  ge- 
setzliche Nachfolge  verkürzt  wurde,  wenn  hier  auch  kein  Pflicht- 
theilsrecht  die  Anfechtung  ermöglichte.  Die  Zustimmung  der 
Verwandten  konnte  in  diesem  Falle  den  um  sein  Seelenheil  Be- 
dachten darüber  beruhigen,  dass  die  Verwandten  diese  Verkürzung 
nicht  als  Härte  empfanden. 

Nachdrücklicher  aber  tritt  der  weitere  Familienkreis  bei  be- 
sonderen Anlässen  hervor,  welche  die  Annahme  nahe  legen,  dass 
die  einstigen  Funktionen  der  Sippe  noch  nicht  erstorben  waren. 
In  Fällen  schwerer  Krankheit  steht  die  Familie  dem  Sterbenden 
mindestens  beratend  zur  Seite,  und  sie  übt  vielleicht  bei  Minder- 
jährigkeit noch  vormundschaftliche  Befugnisse  aus. 

Was  schliesslich  insbesondere  den  Adel  betrifft,  so  scheint 
bei  diesem  der  Zusammenhang  zwischen  Familie  und  Besitz  sich 
länger  erhalten  zu  haben. 

Die  Frage,  ob  Adelige  ebenso  wie  Freie  nach  Abteilung 
mit  den  Kindern  über  ihre  portio  frei  verfügen  konnten,  war 
vor  dem  Dingolfinger  Decret  wohl  noch  eine  offene.  In  einem 
bestimmten  Falle  bedurfte  es  hier  der  Berufung  eines  Familien- 
rates, um  den  Vater  gegen  Anfechtung  der  Söhne  zu  sichern.  Dieses 
beim  Adel  beobachtete  zähere  Festhalten  am  Familienbesitze  und 
an  Familienorganisation  legt  die  hier  nicht  zu  verfolgende  Frage 
nahe,  ob  nicht  adelige  Geschlechter  ein  besonderes  Besitzrecht  und 
eine  besondere  Familienorganisation  in  die  spätere  Zeit  einer  Neu- 
bildung des  adeligen  Familienrechtes  hinübergerettet  haben. 
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C)  Die  Karolinger-Periode  788 — 307. 

Für  die  karolingische'  Epoche  Baiern.s  fliessen  die  Urkunden 
reichlicher').  In  Betracht  kommen  insbesondere  Freising*), 
Passau"),  Kegcnsburg*),  Mondsee''),  eine  Anzahl  aus  jener  Zeit 
erhaltenen  Urkunden  von  Salzburg*)  und  Kremsmiinster’)  von 
Schäftlarn")  und  vereinzelten  anderen.  Auch  in  diesem  Jahr- 
hundert überwiegen  noch  die  Schenkungen,  aber  in  immer  wachsen- 
der Anzahl  tritt  an  die  Stelle  der  ganz  unentgeltlichen  Hingabe 
die  Complacitatio,  und  Beurkundungen  von  Tausch-  und  Kauf- 
geschäften werden  immer  häufiger. 

Wir  betrachten  hier  allein  die  unentgeltlichen  Vergabungen 
an  Kirchen  und  finden,  dass  der  uns  interessirende  Rechtsinhalt 
sich  im  Allgemeinen  wenig  verändert  hat. 

A.  Abermals  enthält  mehr  als  die  Hälfte  der  ein.schlägigen 
Urkunden  keinen  ersichtlichen  Hinweis  auf  die  Mitwirkung  von 
Verwandten.  Allerdings  kommt  häufig  in  diesen  Fällen  ein  Bei- 
satz: „nemine  contradicente“,  „sine  ulla  contradictione“,  oder 
ähnlich  lautend  vor,  und  zwar  in  veischiedenem  Zusammenhang. 
Entweder  wird  der  AVille  ausgesprochen,  das  Gut  möge  unange- 
fochten bei  der  Kirche  verbleiben:  „usque  in  perpetuum  et  sine 
ulla  contradictione“").  Dieser  Wille  hatte  dann  selbstverständlich 


')  Vgl.  mm  bes.  Geiigler  a.  0.  I,  S.  106  ff. 

•)  Für  Freisiiig  wurde  neben  Meielielbc<'k's  Histnria  Frisigensis  bei- 
gezogon  Graf  Hundt:  die  Urkunden  de»  liistums  Freising  uiiä  der  Zeit  der 
Karolinger,  Nachträge,  Erörterungen  und  Hericlitigungen,  in  den  Abliandl, 
der  historischen  Klasse  der  bair  Akad.,  Xlll.  lld , 1.  Abth.  (zitirt  mit 
Huudtll).  — Zahn,  Codex  dipionuatieus  Austriaco-Frisingensis.  in  den  Fontes 
rcrum  austriacum.  Abih.  II,  liil.  XXXI  und  l)r.  Kurl  Itoth,  Kozroh’s  Renner 
über  die  ältesten  Urkunden  des  llistums  Preising,  München  isü4. 

*)  Monnm.  lioica  XXV'III  b und  Urkb.  ob  d.  E.  I,  4:15  ff. 

‘)  Pez,  Thesiiuriis  aiiecdotuin  Tom  I,  l’ars  III,  Codex  Truditionnin  St. 
Emeranensmin,  S.  84 — 87  der  karol.  Zeit  angehörig;  ferner  Anuinndi  . . 
libri  II,  ebendas.  S.  191  ff.  das  liierher  Gehörige  . 

*)  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  Hd , 8.  1 ff. 

•)  Vgl.  W.  Hund,  Metropolis  Salisburgen.sis  . a.  Ü.  und  F.  J.  Klei- 
mayern,  Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Juvavia,  Salz- 
burg 1784,  Anhang  S.  48  ff.  hierher  gehörig. 

’)  Urkdb.  ob  d.  E.  II,  S.  1 ff. 

’)  Mon.  Bo.  VIII,  S.  36S  ff. 

*)  Vgl.  statt  zahbeicher  anderer  Beispiele  z.  B.  Meich.  I,  n.  li>2. 
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nnr  insoweit  Rechtswirknng,  als  die  Schenkung  in  rechtsgültiger 
Form  geschehen  war  und  nicht  Pflichtteilsberechtigte  verletzt 
wurden.  Die  Äusserung  dieses  Willens  war  aber  deshalb  nicht 
gleichgültig,  weil  dadur(di  deutlich  erklärt  wurde,  dass  andere 
gesetzliche  Erben  in  Folge  dieser  Traditio  ihren  sonst  eventuell 
realisirbaren  Anspruch  auf  das  gescheukte  Gut  verlieren  sollen  ')■ 

Der  genannte  Hinweis  auf  das  Fehlen  eines  Widerspruchs 
bezieht  sich  aber  auch  häuflg  auf  die  Hechtsliandlung  der  Traditio 
selbst;  „nemine  contradicente  tradidit,“  oder  ähnlich’).  Daraus 
könnte  auf  ein  Widerspruchsrecht  geschlossen  werden,  insbeson- 
dere auf  ein  Beispruchsrecht  entfernter  Verwandten;  ein  solches 
Recht  wurde  auch  auf  dieser  Grundlage  behauptet.  — Ein  Zu- 
stimmungsrecht bestand  nun  in  der  That  — wie  ausgeführt  wunle 
— unter  Umständen  bei  geschenktem  und  verliehenem  Gute,  feiner 
in  den  Verhältnissen  geminderter  Verfügungsfreiheit  und  persön- 
licher Abhängigkeit.  Es  bestand  auch  bei  Vergabungen  des 
Vaters  oder  Kindes  aus  unabgeteiltein  Gute,  und  bei  Vergabungen 
aus  ungeteilter  Erbschaft,  sofern  nicht  die  Rechtswohlthat  des 
Capitnlare  von  818  zustatten  kam.  Eine  Bindung  des  Ver- 
äusserungswillens  bestand  schliesslich  bei  geschenktom  Gute,  je 
nach  der  Bestimmung  des  Donators. 

Waren  aber  solche  entgegenstellende  Rechte  nicht  vorhanden, 
oder  waren  sie  durch  Zustimmung  der  Berechtigten  beseitigt,  so 
erfolgte  nach  einem  oft  wiederkehrenden  Ausdrucke  die  Vergabung 
„potenti  mann“,  wenn  sich  auch  diese  Bezeichnung  besonders  auf 
das  Fehlen  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  bezogen  haben  wird’). 


’)  In  dic.sem  .Sinne  heisst  es  Cod.  Patav.  n.  XXXVI  (a.  899 — 903)  in 
llon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  3.3;  „ea  videlicet  ratione,  nt  post  obituui  vitae  suae 
cum  omni  intc;;ritate  ad  S.  Flor,  dominum  redcat  nullo  postcrorum  suorum 
seu  propimiuorum  contradicentium  obstaculo“. 

*)  Vgl.  statt  zahlreicher  Beispiele  Meich.  I,  n.  205. 

’)  Über  die  Bedeutung  des  Au.sdriickps  .homines  potc.stativi“  im  ludiculus 
Amonis,  den  Breves  Notitiae  und  dem  Breviarius  L'rolfi,  vgl.  Brunner,  Land- 
schenkungen a.  O.  1179  II.  und  damit  übereinstimmend  (len gier  a.  O.  8.  74, 
Anm.  17,  sowie  Waitz,  Verfgsch.  IV,  281. 

Nach  Meich.  I,  n.  607  will  Batnlt.  nobilis  quidam  vir,  eine  Vergabung 
an  die  Kirche  vornehmen.  Zu  diesem  Zwecke  fragte  er  ,coram  omnibus  vi- 
cinis  et  cognatis  suis,  si  potenter  potuisset  res  suas  pro  remedio  animae 
tradere?  et  trina  iuterrogatione  completa  nullns  ei  contradicere  voluit  nec 
potuit.  Ipse  vero  Katolt  viriliter  drcumcinctus,  gladio  suo  stabat  in  medio 
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Aus  dem  Beisätze  aber  „nemine  contradicente,“  oder  selbst  aus 
der  Bemerkungr,  dass  bestimmte  Personen  zupestimmt  oder  nicht 
widersproclien  hatten,  foltrt  nicht  zwingend,  dass  diese  sich  da- 
durch eines  Widersjiruchsrechtes  begaben.  Der  Beisatz  konnte 
auch  mir  den  Zweck  haben,  urkundlich  zu  konstatiren,  dass  diese 
Personen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zugestimmt,  nicht  im 
Sinne  eines  Verzichtes  auf  ein  ihnen  gebührendes  AViderspruchs- 
recht,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  sie  dadurch  stillschw'eigend 
erklärten,  dass  ihnen  ein  Recht  des  Widerspruchs  fehle').  In 
der  Zustimmung  lag  in  diesem  Falle  eine  Anerkennung  der  Gesetz- 
mässigkeit, deren  urkundliche  Aufzeiclmng  um  so  näher  lag,  als 
in  der  Karolingiseheu  Zeit  Anfechtungen  von  Vergabungen  immer 
häufiger  wurden. 

Kann  somit  aus  solchen  Zusätzen  auf  eine  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  kein  sicherer  Schluss  gezogen  werden, 
so  fragt  es  sich,  in  welchen  Fällen  in  dieser  Periode  Schenkungen 
zum  Seelenheile  ohne  Alitwirkung,  oder  ohne  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  geschahen.  Nichts  veranlasst  nun,  die 
Frage  anders  als  für  die  vergangene  Periode  zu  beantworten. 

triclinio  domua  snao  tradiditiine“  etc.  ^vgl.  Uuiidt  II,  n.  24,  a.  84&  und  Häber- 
lin  a.  0.  S.  22). 

Hundt  II,  n.  45,  a.  SG'.t,  vergabt  I’erctcnndn  aanctaomonialis  nach  Be- 
fragung des  Familienrates  potenti  ,inanu“. 

Später  erfolgt  ^iminiaitione  facta  a Peretcunda  in  palatio  coram  Karl- 
manno,  si  aliquis  sibi  contradicere  voluisact  propriotatis  suae  potestatem  ni 
jus  habuiaaet  tradere  ,ubicumque  voluisset,  eine  Anfecbtung  durch  den 
Grafen  Kundbariu».  wird  aber  durch  den  Gegenbeweis  cnikräftet,  dass  der 
Vater  der  Ib^tcunda  und  sie  selbst  ilas  (tut  vor  dem  Zeit'  unkte  erhalten 
hatten,  in  welchem  Kundhar  bebnuptete,  dassellie  geerbt  zu  haben. 

Hier  stützt  sieb  also  der  Widerspruch  des  Kundliarins  auf  ein  behauptetes 
Eigentumsrecht,  und  die  Vergabung  der  l’eretcumla  geschieht  .potenti  manu", 
weil  jene  Anfechtung  gerichtlich  abgewiesen  wurde 

V'crwandte  Ausdrucke:  .manu  valida“ : bei  I'ez  I.  pars  III,  S.  SI.  — 
„libenti  animo“;  Meieh  I,  ii.  7tlS;  .libenti  manu":  .Meich.  I,  n.  374  und  im  CW. 
Imnael . häufig  die  Wendung:  „non  imaginario  jure  necnnlli  cogontea  iinperinm, 
sed  proprias  pontanea  voluntate“,  vgl.  z.  B.  l’rkdb.  ob  d.  E.,  S 56,  u.  XGllI. 

')  Dies  wird  deutlich  ausgesprochen  hei  Meich.  I,  n.  2S9:  si  aliquando 
aut  ego  ipse,  aut  aliquis  de  propinquis,  aut  ullus  de  heredilms  meis  aliter 
eiinde  agere  conatur  vel  tomptatnr,  sciat  se  mendaccm  esse  coram  Deo  et 
Omnibus  Sanetis,  quia  nullus  iii  eadem  hcreditafe  mecum  nullam  habeat  po- 
testatem, niai  tantiunmodo  ego  solus,  propterea  tirmam  facio  traditionem, 
nullo  contradicente,  vel  potestatem  in  aliquo  habente. 
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Die  Vergabun)?  ist,  abgesehen  von  den  wiederholt  genannten 
sonstigen  Hindernissen,  eine  freie,  wenn  entweder  Kinder  fehlen, 
oder  wenn,  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  die  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist.  Eine  solche  der  Vergabung  vorausgeffangene  Ab- 
teilung ist  bei  Vorhandensein  von  Kindeni,  wenn  ihre  Zustinininng 
zur  Schenkung  nicht  erwähnt  wird,  vorausznsetzen , ist  aber 
wiederholt  auch  ausdrücklich  bezeugt').  War  sie  nach  Hecht 
geschehen,  so  ist  jeder  Wiedei-s[)iuch  gegen  die  Vergabung  des 
Abgeteilten  ausgeschlossen*). 

B.  Die  Urkunden,  welche  Hinweise  auf  eine  Mitwirkung 
der  Familie  enthalten,  lassen  sich  wie  früher  in  zwei  Gnippen 
sondeiTi.  1.  Fälle  einer  Mitwirkung  der  Descendenz,  oder  der 
Rücksichtnahme  auf  eine  mögliche  Descendenz.  2.  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  nicht  Descendenten 
sind. 

1.  Wir  betrachten  a)  die  Fälle  direkter  Mitwirkung  der 
Descendenz.  Es  kommen  vor  Vergabungen  der  beiden  Eltern 
unter  Mitwirkung  der  Descendenz,  mitnnter  Vergabungen  der 
Mutter  mit  den  Kindern,  am  häufigsten  Vergabungen  des  Vaters 

')  Abgesehen  von  indirekten  Hinweisen  sind  za  vorgleicben; 

Heicli.  I,  n.  103:  ogo  ().  portionem.  cam  partivi  cum  filio  meo  — ibidem 
n.  113;  n.  182:  Vergabung  nach  Abteilung  mit  der  Tochter;  n.  ISS:  quando 
cum  filiis  suis  partivit.  — ibidem  n.  202  (ego  U.  et  fratcr  meus  R.  uostram 
hereditatem,  quod  partivimus  cum  filiis  nostris);  ähnlich  n.  21.5,  n.  2«S,  n.  330: 
quicquid  enm  in  portionem  contra  filio.s  et  uxorem  accidisset;  n.  359  (quicquid 
contra  filios  suos  contigit)  — (!od.  Patav.  in  Sion.  lio.  XXVIII  b.  n.  LH, 
8.  45  und  n.  LXXII,  S.  5.S,  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  n.  119  (S.  7t):  quod  ego  in 
portionem  meam  contra  filios  meos  tuli;  n.  65  (8.  3S)  etc. 

In  den  citirten  Fällen  ist  der  Vater  der  Vergabende.  Das  Kind  ver- 
gabt nach  Abteilung  mit  dem  Vater  in  folgenden  Fällen:  Meich.  I,  n.  441: 
hereditatem  meam,  quicquid  ad  me  legitime  pertinere  deberet  a patre  et 
fratribus  partitum.  Meich.  I,  n.  486:  Totum,  quod  de  pntre  et  fratribua  ad 
suam  partem  tulerat.  Hier  stimmen  zur  Bestätigung  rechtmässiger  .Abteilung 
Vater  und  Bruder  zu.  — Meich.  I,  n.  558  h:  quicquid  de  patre  vol  fratre  suo 
in  proprietatem  dirisum  ab  illis  accepisset.  — Urkdb.  ob  d.  E.  I,  u.  126, 
8.  75:  ego  R.  tradidi  me  ipsum  vel  meam  partem,  quod  ego  et  pater  meus 
partiti  sumus.  Von  einer  Zustimmung  dos  Vaters  zur  Traditio  geschieht  lüer 
keine  Erwähnung. 

•)  Meich.  I,  n.  504  tradirt  der  offenbar  abgeteiltc  Vater:  nt  filius  meus 
vel  aliquis  parentnm  meorum  potestatem  non  habeat  aliqnid  inde  minorare 
Tel  abstrabere;  von  einer  früher  erfolgten  Zustimmung  des  Sohnes  ist  keine 
Sprache  und  dessen  Zuziehung  zu  den  Zeugen  nicht  ersichtlich. 

Adler,  Du  Erbenwartreclit.  6 
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unter  Mitwirkung  seiner  Kinder').  Auch  für  diese  Periode  kann 
angenoinuien  werden,  dass  die  Descendenz  fast  nur  dann  mitwirkt, 
wenn  nicht  abgeteilt  w'urde.  In  Fällen  bewirkter  Abteilung  ge- 
schieht die  Vergabung  regelmässig  ohne  ihre  Mitwirkung’).  Findet 
eine  Mitwirkung  statt,  so  ge.schieht  sie  zumeist  in  Form  der  ge- 
summten Hand*),  mitunter  auch  durch  einfache  Zustimmungs- 
erklärung^).  Das  gesummter  Hand  vergabte  Gut  wird  als  ge- 
meinsames Gut  der  Vergabenden  bezeichnet •’),  während  in  den 
Fällen  blosser  Zustimmung  das  geschenkte  Gut  als  Eigentum 
des  Tradenten  erscheint*).  Vielleicht  ist  die  Vermutung  erlaubt, 
dass  in  den  seltenen  Fällen  blosser  Zustimmungserklärung  die 


')  a)  Eltern  mit  Kindern:  Meieli.  I,  nn.  19S,  20S,  2G5,  44.S,  051,  73.5, 

— in  nn.  179  und  4.54  Eltern  mit  Toclit  r. 

b)  Der  Matter  mit  Kindern:  Meich.  I,  nn.  172,  291,  373,  379  (angefochten 
von  den  übrigen  Kindern,  die  nichteiiigewilligt),  n.  040. 

c)  Vater  mit  Toebter  allein  (Meieh.  I,  n.  193);  n.  1S2:  nach  Abteilung 
mit  der  Tochter  vergabt  der  Vater  allein. 

d)  Vater  mit  Söhnen  Hundt  II,  n.  10  b (Renovation  einer  früher  ohne 
Sohnesmitwirkung  geschehenen  Schenkung  unter  dessen  Mitwirkung,  was  öfter 
vorkommt);  Meich.  I,  nn.  105,  114,  137,  179,  1M6,  195,  212,  270,  322,  414, 
41S,  415,  450,  45S,  407,  ISO,  510,  524,  .530,  540,  595,  002,  021,  031,  091,  705. 

— IVz  I,  3,  S.  SO,  cap.  IX;  Mon.  Bo.  VIII,  S.  37.3,  n.  XVII,  Urkdb,  ob 
d.  E.  I,  n.  45  (S.  27),  n.  04  (S.  SS),  n.  OS  (S.  40),  n.  89  (S.  53),  n.  100 
(S.  05),  n.  134  (S.  79);  Mon.  Bo.  VIll,  300  etc.  Meich.  I,  n.  300  vollziehen 
die  dazu  vom  verstorhenen  Vater  bevollmiichtigton  propinqui  die  Tradition 
comimini  manu  mit  dem  Sohne  etc, 

*)  Vgl.  ob  n S.  81,  Äum.  1. 

>)  Hundt  II,  n.  10  b,  Meich.  I,  nn.  105,  137,  179,  1.S5,  19.5,  198,  208, 
20.5,  270,  290,  322,  373,  414,  418,  436,  413,  458,  407,  510,  524,  630,  540, 
695,  031,  040,  051,  091,  705,  735.  — Pez  a.  0.  S.  80,  cap.  IX;  Mon.  Bo. 
VllI,  n.  17  (S.  373);  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  n.  14  (S.  13),  n.  48  (S.  43).  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  n.  45  (S  27),  n.  04  (S.  38),  n.  08  (S.  40),  n.  100  (S.  0.5), 
n.  134  (S.  79)  etc. 

*)  Meich.  I,  II.  114  (coiisensit  et  siimil  cum  ine  ronfinnnvit);  n.  480; 
n.  511;  n.  602  (praesente  filio,  cum  consensii  eins);  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  ii.  89 
(S.  .53):  cum  eonaensu  tilii.  — Im  Falle  von  Meich.  I,  n.  021  vergabt  der 
Sohn  iina  cum  consensii  et  consilio  patris. 

‘)  Zahllose  Bezeichnungen  mit  ,hcrcditaa  nostra“  oder  ähnlich.  Das  ah- 
geteilte  Hut  heisst  meist  portio,  oft  auch  pars.  — Vgl,  ,S.  81  Aniu.  1 n.  2 
die  Urkunden  über  Abteilungen. 

*)  Die  oben  zitirten  Urkunden  gebraueben  folgende  Ausdrücke;  Meich.  I, 
n.  114:  hereditalem  mearn  proprium  alodis;  Meich.  I,  n.  480:  partem  heredi- 
tatis  suae ; Meich.  I,  n.  002 : omnem  rem  proprietatis  suae ; Urkdb.  ob  d.  E.  I : 
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Abteilung  bereits  erfolgt  war,  und  die  Zustiuumingserklilrung 
bloss  vorsiclitsweise  hin/.ukaiu,  um  jeder  Anfeelitung  vor/uibeugen. 

b)  Eine  Rüeksielitiialime  auf  die  Deseendenz  äussert  sich 
sehr  häufig  darin,  dass  der  vorhandenen  Dcseendenz  der  Frucht- 
genuss oft  in  Fonn  eines  rückerhaltenen  ßeneficiunis  Vorbehalten 
wird;  vor  Allem  al>er  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Vor- 
behalten zu  Gunsten  einer  möglichen  Desceudenz.  Entweder 
wird  die  Vergabung  an  die  Bedingung  geknü]ift,  dass  zur  Zeit 
des  Todes  keine  Kinder  vorhanden  sind'),  oder  es  wird  der 
künftigen,  eventuellen  Desceudenz  ihre  legitima  jiortio  Vorbe- 
halten. Die  Desceudenz  erlangt  mit  iler  Geburt  ein  Recht  an 
dem  elterlichen  Gute.  Es  konnte  fraglich  gewesen  sein,  ob  Ver- 
fügungen zum  Seelenheile  auf  Kosten  dieser  Rechte  einer  er.st 
erwarteten  Desceudenz  gültig  waren“).  Anfechtungen  solcher 
Vergabungen  mochten  vorgekommen  sein:  der  Vergabende  behielt 
daher  ausdrücklich  den  etwa  nachgebonien  Kindern  die  portio 
vor“).  Dieser  Vorbehalt  wird  auch  zu  Gunsten  der  Töchter  ge- 
macht'), denn  Töchter  gehören  gleichfalls  zu  den  l’lliclittheils- 


parlvui  liurctlitatis  meae.  — Mcivh.  I,  n.  fiel : J.  tradiilit  proprictatciii  suam 
uiia  laun  cotiseiisu  et  coiisilio  patris  sui. 

')  z.  i$.  l’ez,  B.  U.,  Anamodi  Uber  I,  cap.  71:  si  sibi  beres  iioii  iiascere 
liir;  — cap.  72;  si  beredem  noii  baberet. 

*)  Vgl.  dazu  lleuslcr,  Instit.  II,  67,  wvicber  aueb  für  daa  iluinacbe 
Kecbt  den  ausdrUeklicbeii  ^'tlrbebaIt  zu  Unnalen  der  uaeligebureiicn  Külmu 
für  nötig  liiilt. 

’)  Vgl.  bes.  Meiub.  I,  n.  112:  ego  (X  tnido  propriam  bereditateiii  tiicam 
in  loco  A.  ca  rationc,  »i  gennerim  de  legitiiua  luorc  berede.s  aliquu.-i,  ut  babe- 
aiit  portiuiieni  bereditatis  meau,  quod  cos  legitime  jicrtiiiet  in  iiarlein,  mea 
vero  pars  pu.Ht  ubiluiii  iiii'Um  tirniiter  sine  nlia  cuiitradictione  tiruio  ad  S.  .M. 
nullo  contradicentc  Tel  valente  etc.  — Jlcie.li.  I.  n.  116:  Rückgabe  der  portio 
an  den  nach  der  WTgabung  geborenen  Sohn,  dem  diese  portio  vuiliebalten 
wurde;  Ueicb.  I,  n.  llfi  wird  ein  itbnlicber  Anspruch  des  Sobnes  abgewieseii, 
weil  der  Anspruch  auf  dio  portio  des  Vaters  sieb  erstreckt;  äbulicb  Meich. 
I.  n.  124  tvgl.  Meich.  I,  u.  :12  und  Hundt  I,  n.  öl);  vgl.  Meicb.  I,  n.  «27; 
Urkdb.  ob  d.  K.  I,  n.  101  fil):  si  me  filius  natus  fuisset,  inediam  portionem 
illi  babuisset,  et  si  me  non  fuisset  creatus  post  obituui  ineuin  omnia  ad 
monasterium  . . .;  ebenda  u.  1311  (S.  7S)  bebiilt  sich  der  Vater,  wenn  er  keine 
Descendenten  erbält,  lUe  Verfügung  über  den  ihnen  zngesicberten  Anteil  vor. 

*)  liio  (Anni.  1)  angeführten  Urkunden  aus  dem  ersten  Uber  Anamodi 
sprechen  allgemein  von  ,beres“.  Meich.  I,  n.  112  sagt  .lieredes  aliquos“ ; ähnlich 
3Ieicb.  I,  n.  «27.  — Andere  Urkunden  sprechen  aUerdings  nur  vom  filius, 

6’ 
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Iwrechtigten*),  wenn  auch  eine  Bevorzugung  der  Söhne  nicht 
ausgeschlossen  erscheint®). 

2.  Fälle  der  Mitwirkung  von  anderen  Familienmitgliedern, 
oder  Pei"sonen,  welche  der  Familie  nicht  angehören. 

Die  Mitwirkung  der  Geschwister*),  aber  auch  anderer  ent- 
fernter Verwandten ‘)  hat  regelmässig  ihren  Grund  in  ungeteiltem 
Erbenbesitz.  Eine  Vergabung  ohne  Zustimmung  des  Gemeinders 


ohne  dass  es  deutlich  wäre,  ob  dieser  Ausdruck  nicht  dem  Ausdruck  iofans 
oder  subotes  (Hundt  II,  n.  19)  gleiehzusetzcn  ist.  Vgl.  oben  S.  68. 

*)  Vgl.  die  ganz  allgemein  sprechende  (heredes  aliquos),  früher  zitirte 
Urkunde  Meich.  I.  n.  112  (S.  83,  Anm.  3)  und  Meich.  I,  n.  182:  eine  Ver- 
gabung nach  Abteilung  mit  der  Tochter;  ähnlich  Meich.  I,  n.  622.  — Mon 
Bo.  VIII,  S.  370;  vgl.  ferner  die  (S.  82,  Anm.  1)  angeführten  Vergabungen 
der  Eltern,  des  V^aters  oder  der  Mutter  zugleich  mit  der  Tochter. 

*)  Vgl.  die  Literatur  oben  S.  68,  Anm.  1;  ferner  noch  Graf  Hundt, 
im  Oberbair.  Archiv,  34.  Bd.,  8.  256,  der  von  .erbrechtlicher  Beteiligung* 
der  Töchter  in  den  Grundbesitz  spricht,  nicht  aber  von  gleicher  Beteilung. 
— Opet  hat  (a.  O.  S.  74,  76)  gegen  die  herrschende  Meinung  darauf  hin- 
gewiesen, dass  sich  urkundlich  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im 
ungeteilten  Bodenbesitze  befinden,  hauptsächlich  aber  darauf,  dass  nach 
Meich.  I.  n.  118  die  Schwester  zugleich  mit  dem  Bruder  Ansprüche  auf  die 
paterna  hereditas  geltend  macht.  Es  handelt  sich  aber  in  dieser  Urkunde 
um  eine  .ecclesia  et  rebus“,  also  jedenfalls  auch  um  bewegliches  Gut.  Der 
etwas  mitgenommene  Text  spricht  später  von  „rebus,  quam  quaeritis“  und 
„habeat  ipsas  res  episcopus  ad  suaiii  ecclesiam“.  Aber  auch  wenn  obige  Ur- 
kunde sich  auf  unbewegliches  Gut  beziehen  sollte,  so  bezieht  sie  sich  keines- 
falls auf  das  väterliche  Stammgut,  für  welches  auch  noch  in  späterer  Zeit 
Vorzug  des  Mannesstammes  galt.  Gengier,  a.  O.  I.  S,  3t  hält  eine  Be- 
vorzugung der  Söhne  vor  den  Töchtern  in  Ansehung  des  Vatergutes  (res 
paternae)  für  wahrscheinlich.  Vgl  auch  Gen  gier,  a.  0.  S.  164,  Anm.  42; 
S.  184,  Anm.  12  und  für  die  weitere  Entwickelung  Gengier,  a.  O.  8.226, 
Anm.  61,  8.  227,  Anm.  63 

*)  Graf  Hundt  II,  n.  5,  n 27,  n.  45b;  Meich.  I,  n.  119,  142,  158,  202 
(zwei  Brüder  teilen  mit  ihren  Kindern  und  vergaben  gemeinschaftlich!,  222, 
250,  301,  316,  316,  345  tres  communis  inter  fratres),  347  (Bruder  und 
Schwester),  ebenso  356,  .362.  366,  367,  397,  403,  404,  40“,  433,  446,  477, 
655,  644.  866;  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  19.  S.  11;  n.  86,  8 51;  n.  95,  8.  57; 
Pez,  a.  0.  8.  82,  cap.  III  etc  Bemerkenswert  ist  der  Eingang  der  Urkunde 
Meich.  I.  n.  655:  „quia  quidam  germanos  nobiles  viros,  qnomm  nomina  Kerolt 
et  Kernod,  qui  communem  hereditatem  patris  et  matris  suae  babuerunt  non 
inter  se  divisuro,  sed  communiter  sine  divisione  usitaverunt,  sicut  amabiles 
fratres  Dei  amore  usitare  debuerunt.* 

*)  Insbes.  oft  des  Neffen;  Meich.  I.  nn.  89,  218,  352  etc.  oder  des  pa- 
truus,  z.  B.  Meich.  I,  n.  383. 
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war  ohne  vorherige  Abteilung  ungültig*).  Über  die  Erleichte- 
rungen, welche  hier  das  Capitulare  von  818  dem  Abwesenden 
gewährte,  wurde  bereits  in  anderm  Zusammenhänge  gesprochen. 
War  der  Vergabung  die  Abteilung  vorausgegangen,  so  erfolgte 
erstere  meist  ohne  Einwilligung  des  Abgeteilten,  mitunter  aber 
mit  dessen  Zustimmung,  um  jeden  Zweifel  an  der  richtig  ge- 
schehenen Teilung  zu  beseitigen*). 


*)  Vgl.  dazu  Houaler,  Inst  I,  236  nnd  dessen  Bemerkungen  daselbst 
zur  Urkunde  Heich.  I,  n.  346.  — Meich.  I,  n.  566  bildet  hiervon  keine  Ans- 
nahme,  wie  Heusler  ibidem  S.  238  meint.  Die  Zustimmung  des  Bruders  ist 
deutlich  ausgesprochen  durch  die  Worte:  „et  convenit  utrosquo  ut  ipse  Kerol- 
dus  tradidisset*.  Über  die  Urkunde  Mon.  Bo.  VUl,  863,  welche  Heusler 
gleichfalls  als  Ausnahme  anfdhrt,  vgl.  oben  (S.  TO,  Anm.  2).  Wichtig  als  Beweis 
dafür,  dass  bei  Fehlen  ungeteilten  Besitzes  der  Bruder  kein  Widerspruchs- 
recht hatte,  ist  die  Urkunde  bei  Fez,  a.  O.  S.  263,  Anam,  I,  n.  81,  auch 
abgedmckt  bei  Ried  S.  24.  Antarbodas  hatte  den  Bischof  vor  der  Romfahrt 
als  Salmann  bestellt  (omnia  snae  proprietatis  in  proprietatem  donavit),  damit 
dieser  die  Güter  für  den  Fall,  dass  Ersterer  nicht  znrUckkchre,  der  Kirche 
tradire.  Ein  Bruder  T.  hatte  zugestimmt  (conlaudans,  ita  bene  esse  et  sibi- 
met  ipsi  piacere).  Diese  Zustimmung  künnen  wir  nach  allem  Gesagten  nnd 
nach  den  unten  folgenden  Worten  als  keine  notwendige  ansehen.  In  der 
That  stirbt  A.  auf  der  Römerfahrt,  nnd  der  Bischof  beruft  einen  zweiten 
Bruder  des  A.,  namens  Bernhard  und  den  Sohn  des  Bernhard  et  ceteros  pa- 
rentes,  um  zu  wissen,  utmm  contradicerent  potestati  illi,  quae  jam  in  meis 
(des  Bischofs)  manibus  posita  erat.  Alle  stimmen  zu.  Nun  erscheint  dennoch 
Bernhard  in  placitum  publicum  und  macht  Rechte  auf  die  Vergabung  seines 
Bruders  geltend,  dieselbe  bestreitend  mit  den  Worten:  si  inveneris  mibi  nude 
tales  testes,  qui  hoc  testificent,  quomodo  Antarbot  ita  fecisset,  conseniiens 
ero  et  quod  lex  praeceperat,  faciam.  Hierauf  erscheint  H.  als  Abgesandter 
des  Bruders  T.  als  Zeuge  dafür,  dass  die  Übergabe  zu  Händen  des  Bischofs 
durch  Antarbod  in  Gegenwart  des  T.  geschehen  war,  der  weder  widersprechen 
konnte  noch  wollte  (quomodo  nihil  voluisset  neqne  potuisset  contradicere  de 
his  Omnibus,  quae  frater  ejus  in  episcopi  manus  commcndarct  sed  magis  per 
cnncta  consentiret).  Hierauf  Bemhardns  non  credidit  sibi  etc.  Der  Bruder 
T.  hatte  also  zugestimmt,  weil  er  nicht  widersprechen  konnte,  noch  wollte. 
Dessen  Zustimmung  entsprang  also  keinem  Anwartrechto.  — wodurch  die 
häufige  Bedeutung  des  .consentire“  im  Sinne  blosser  Kenntnisnahme  ins  Licht 
gesetzt  ist.  Aber  anch  der  zweite  klagende  Bruder  macht  die  Rückziehung 
seiner  Klage  allein  vom  Beweise  des  wirklich  geschehenen  Auftrags  an  den 
Salmann  abhängig.  Vgl.  auch  Meich.  I,  n 3bi. 

*)  Fälle  der  Abteilung  unter  Brüdern:  Meich.  I.  nn.  162,  247,  29:t,  324, 
365,  400,  459.  492,  526,  5:13,  648,  550.  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  n 136  (S.  80). 
Mon,  Bo  XXViri  b,  n.  61  (S.  60\  n.  13  (S.  12).  Mon.  Bo.  VIII,  n.  23 
(S.  376),  n.  26  (S.  377)  etc.  In  den  Fällen  von  Meich.  I,  nn.  162,  306, 
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Zahlreiche  Urkunden,  welche  eine  Mitwirkung  anderer  Ver- 
wandten '}  oder  dritter  Personen  -)  berichten,  haben  jene  genieinder- 
schalUichen  Verhältnisse  zur  deutlichen  Voraussetzung,  auf  deren 
häufiges  Vorkommen  Heusler  mit  solchem  Nachdrucke  hin- 
gewiesen hat.  Die  Mitwirkung  der  Gemeinder  bei  der  Vergabung 
beruht  hier  aber  nicht  auf  einem  Yerwandtsclmftsverhältnisse  der 
Gemeinder,  das  oft  besteht,  oft  auch  nicht.  Diese  Mitwirkung 
beruht  vielmehr  auf  der  Thatsache  ungeteilten  Eigentums  und 
hört  auf,  sobald  die  Teilung  erfolgt  ist.  Der  Umstand,  dass 
alle  diese  Gemeinder  im  gleichen  Rechtsverhältnisse  zur  Sache 
stehen,  während  die  Desceudenten  in  der  Geltendmachung  ihres 
Rechtes  an  bestimmte  Voraussetzungen  gebunden  sind  — nämlich 
an  die  Fälle  der  Abteilungspflicht  oder  den  Tod  der  Ascendenten 
— hat  uns  vei-anlasst  zwischen  diesem  letzten  Verhältnisse  und 
dem  ersteren,  dem  der  eigentlichen  Ganerbschaft,  zu  unterscheiden. 
Das  eine  Verhältnis  entspringt  der  Verwandtschaft,  das  andere 
bestimmten  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden.  AVie  weit  diese 
Unterscheidung  reicht,  müsste  sich  aus  näherer  Untersuchung 
des  Abteilungsrechtes  in  beiden  Fällen  ergeben.  Diese  Frage 
betrißt  aber  nicht  direct  die  unsel  ige.  Uns  genügt.,  dass  in  den 
Fällen  eigentlicher  Ganerb.schaft  die  Mitwirkung  im  letzten 


SS8  erfolgt  mich  Teilung  mit  den  KrUdern  deren  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
gnlmng. 

*)  Z.  K.  Meieli.  I,  n.  102  (iilinlicb  Meich.  I,  n.  10!l):  ego  S.  tradidi 
bereditatem  moam,  et  pr«iiinuui  niei  coii.ieniicrunt  inilii  et  finnavenint  rum 
verbis  eornm,  cum  acdiliciia,  cum  ndiqniis,  qni  in  nostra  potestatc  sunt. 
Meich.  I,  n.  10.2:  T.  simul  cum  parente  O.  atque  fratre  U.  partem  hcreditalig, 
quam  jure  legitimo  parentum  pereipimus,  tradidimus  ego  T.  siiniil  cum  .snpra- 
scriptis  hercdibu.s.  Meich.  I,  n.  I.s.'i:  1’.  et  propinqua  ejus  Waltheid,  con- 
venienfia  inicr  ae  facta  de  illornm  cansis  propriis,  communis  manihus  ambo 
pariter  tradidemnt.  Mon  J!o.  XXVJII  b,  n.  lo:  ego  et  fiatres  ct  proximi 
tradideruiit.  I'ez.  n.  ().,  S.  2I0:  1{.  abba.s  et  amitii  ejus  ete. 

’J  Zahlreiche  beweise  für  (temeinder.sihaften  unter  Nii:lit  Verwandten, 
oder  ohne  dass  ein  Terwandlsehaftliches  Verhältnis  ersichtlich  wäre:  z.  B. 
Meich.  I,  nn.  111,  120,  129,  129,  1.11,  1.17,  172,  172,  1S2,  201,  204,  221,  234, 
244,  24.1,  25S,  204,  200,  2S4,  290,  297,  220,  231,  229,  24S,  608,  6.11,  652_ 

555,  574,  690,  0o7,  040,  830,  800,  SOI,  870,  889,  909.  Mon.  llo.  XXVIll  bi 

n.  21,  S.  22;  n.  20,  S.  28;  n.  71,  S.  57.  Urkdb.  ob  d,  K.  n.  2,  S.  2,  n.  77, 

S.  40;  n.  128,  S.  75.  l’ez,  a.  O.,  S.  SO,  cap.  VIII  (commarebiam  nostram), 

dieselbe  Urkunde  abgedruckl  bei  Ried  Cod.  Ratisbon.  S.  10  n.  14  etc. 


Digitized  by  Google 


87 


Gmnde  anf  diesem  gemeinsamen  Verhältnisse  zur  Sache  beruht, 
nicht  aber  auf  sonstigen  verwandtschaftlichen  Beziehungen,  die 
zwischen  den  Gemeindem  bestehen  mögen. 

In  unserer  Periode  finden  sich  jedoch  in  steigender  Anzahl 
Fälle  einer  Mitwirkung  von  Familiengliederu,  welche  aus  ge- 
meinderschaftlichen  Verhältnissen  absolut  nicht  erklärbar  sind. 
Wir  reihen,  ebenso  wie  im  vorigen  Kapitel,  die  Urkunden  derart 
an  einander,  dass  wir  mit  jenen  Urkunden  beginnen,  welche  eine 
Erklärung  aus  besonderen  Umständen  allenfalls  zulassen,  und  zu 
jenen  aufsteigen,  welche  eine  solche  Erklärung  ausschliessen. 

In  einer  Reihe  von  Urkunden  benift,  ähnlich  wie  in  der 
früheren  Periode,  ein  Kranker,  der  in  der  Kirche  die  traditio 
cartae  nicht  vornehmen  kann,  die  Familiengenossen,  und  gibt 
diesen  selbst  oder  in  deren  Gegenwart  einem  Dritten,  als  Sal- 
manne,  die  Sache  per  wadium  zur  Traditio  an  die  Kirche  *).  In 
letzterem  Falle  der  Üebergabe  an  einen  Dritten  geschieht  die 
Zuziehung  der  Familie  zu  dem  Zwecke,  damit  nach  dem  Tode 
kein  Familiengenosse  diesen  Rechtsakt  bestreite,  damit  andererseits 
auch  der  Salmann  durch  das  Mitwissen  der  Familie  unwider- 
sprechbar  gebunden  ist,  den  Auftrag  zu  erfüllen’). 

Andere  Fälle  der  Mitwirkung  von  Familiengliedem  lassen 
sich  auf  das  Bestreben  zurückführen,  die  Feierlichkeit  der  Rechts- 


‘)  Tgl.  dazu  Hensler,  Inst.  I,  § 49.  — Hübner,  a.  0.,  S.  43  ff.  und 
Tgl.  über  die  rechtliuhe  Stellung  der  Familie  in  diesem  Falle  oben  S.  79, 
Anm.  9. 

*)  Mcich.  I,  n.  ISO;  CImno  l.anguore  depressua  mnebt  der  Kirche  eine 
Schenkung:  ego  Cbuno  haue  traditiouem  feci  eoram  parentihus  meis  et  rogavi 
Sindionem  et  Oundherium  proximi  inei  iinnarc  haue  traditiouem  in  altarem. 
— Meich.  I,  n.  300:  Pietto  valiila  egritiidine  depre.<.sua  traditionem  in  mani- 
bns  prnximurum  suorum  posuit.  — Meich.  1,  n.  30S:  Ego  Frido  valida  infir- 
mitate  vocavi  proximos  et  vieinos  meos  et  in  manus  illorum  tutam  dictara 
rem  per  wadium  posui.  — Meich.  I,  n.  378:  Ijutfrid  adpropimiuaiile  fine  vite 
ejus  couvocavit  tunna  parentoruin  ati|ue  propinquorum  ipsius,  inter  quus  eliam 
aderat  Anno  frater  ejus  cnram  cunctis  con.siliuin  eius  innotiiit  ....  vgl. 
auch  Meich.  I,  n.  080.  Nach  Meich.  I.  n.  321  ist  W.  vor  dem  Tode,  und  „con- 
vocata  parentonim  turma  non  modica  ipsam  traditionem  posuit  in  manus 
Sindeo  et  duorum  liliomm  suorum  tertiam  partem  territorii."  AV.  war  nach 
Abteilung  mit  den  Söhnen  zur  Vergahung  zweifellos  herechtigt.  Die  Ver- 
wandten fungiren  nur  als  Zeugen  deSjWillcnsaktes  und  der  l'hcrgahe  an  die 
Saluiiinner,  nicht  also  zum  Verzichte  auf  ein  Widerspruchsrecht,  das  sie  nicht 
batten. 
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handlang  zu  erhöhen.  Die  au.sdrücklich  erklärte  Billigung,  oder 
die  Zustimmung  der  durch  die  Verfügung  oft  benachteiligten  Fa- 
milienmitglieder macht  dieselben  zu  Zeugen  der  Handlung  und 
zu  Teilhabern  an  der  religiösen  Verdienstlichkeit  des  Aktes’). 
Sie  verhindert  endlich  eine  spätere  Anfechtung  seitens  der  Zu- 
stimmenden, woraus  keineswegs  folgt,  dass  der  Widerspruch  der- 
selben irgendwann  rechtlich  begründet  gewesen  wäre’). 

Andere  Urkunden  zeigen  uns  — worauf  bereits  Beseler 
hinwies  — die  Familie  ebenso  wie  in  der  vorigen  Periode  als 
einen  Familienrat  fungiren,  dessen  Zustimmung  der  Vergabende 
vor  der  Veräusserung  einholt.  Auch  in  der  Karoling’schen  Periode 
stossen  wir  hierbei  auf  Urkunden,  die  sich  vielleicht  dahin  deuten 
lassen,  dass  der  Familienkreis  noch  immer  vormundschaftliche 
Befugnisse  ausübte '*).  In  anderen  Fällen  aber  wird  die  Familie 
befragt,  ob,  oder  in  welcher  Weise  die  Vergabung  stattfinden 


*)  Meich.  I,  142:  Drei  Söhne  vergaben  zum  Seelenheile  des  Vaters  in 
praescntia  matris  eonim  et  aliorum  plurimonim,  qui  ibidem  de  familia  ad- 
fucrunt;  u.  319:  A.  Witwe  de.s  comes  C.  firmirt  dessen  Schenkung  adsomptU 
parentihus  simnl  cum  H.  fratre  ejus  und  fügt  ihren  Anteil  hinzu  eo  modo, 
ut  post  ohitum  illins  nuUus  inde  licentiam  haheat  nec  frater  nec  ullus  pro- 
pinquus  ejus.  — n.  324:  Der  Sohn  renovirt  die  Schenkung  des  Vaters  und 
fügt  seinen  eigenen  Anteil  nach  Abteilung  mit  den  Brüdern  hinzu  .convo- 
catis  parentorum  turmis“  und  (ähnlich  n.  421)  n.  354:  R.  vergabt  „congre- 
gatis  parentibns  et  propinquis  . . . eo  mudo.  ut  post  obitum  illius  nuUns 
potestatem  habeat  ullo  modo  contradiccre* ; n 554:  N.  nobilis  femina  veniebat 
cum  propinquis  et  tradidit  pntestiva  manu;  ähnlich  Meich.  1,  n.  492;  Meich.  I, 
n.  908  (anno  898):  W.  vcnit  cum  niore  sua  A.,  aliisque  propinquis  et  amicis 
suis  und  tradirt  zugleich  mit  seiner  Frau  nemine  contradicento. 

’)  Über  diesen  Sinn  der  Zustimmung  vgl.  die  zitirte  bezüglich  des  zu- 
stimmenden Bruders  gebrauchte  Wendung  conlaudans  ita  bene  esse  et  sibimet 
ipsi  placerc  . . quomodo  nihil  voluisset  ncque  potuisset  contradicere  ( Anamod. 
n.  81  bei  I’ez)  und  Jleich.  I.  n.  €07;  et  trina  interrogatione  completa  nullus 
contradicere  voluit  noquo  potuit.  Die  ausdrückliche  Zustimmung  im  ersten 
Falle  bedeutet  cben.so  wie  das  Stillschweigen  im  zweiten  Falle,  dass  Niemand 
widersprechen  konnte  noch  wollte.  Die  Anfrage  dient  zur  Konstatirnng  dieses 
Sachverhalts. 

♦)  Hundt  II,  n.  45:  Deretkunda  vergabt  consilio  inito  cum  his,  qui 
ei  Consilium  dare  debuerunt  manu  potestativa  neinina  contradicento.  Meich.  I, 
D.  382:  E.,  Frau  eines  Unfreien  gibt  „inito  bono  consilio  cum  propinquis  et 
proximis“  ihr  väterliches  Gut  der  Kirche.  — Meich.  I,  n.  453:  matroua  C. 
batte  ihr  „alodem  jure  legitimo  posseasam“  vergabt  „cum  consensu  proximomm 
propiuquorum  suorum“  uud  renovirt  dies  in  gleicher  AVeise. 
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solle,  ohne  dass  ein  Fall  geminderter  HandlnngsfUhigkeit  anzn- 
nehmen  ist'),  ohne  dass  aber  auch  nach  allem  Gesagten  an  ein 
gesetzliches  Widerspruchsrecht  der  zu  Rate  Gezogenen  aus  dem 
Titel  einer  rechtlichen  Anwartschaft  zu  denken  wäre. 

Zugleich  mit  der  häufigeren  Zuziehung  der  Familienange- 
hörigenzar Beratung  lässt  sich  eine  zweite  Erscheinung  heobachten, 
welche  die  erste  zum  Teile  erklären  mag.  Seit  dem  Anfänge 
des  9.  Jahrhunderts  werden  nämlich  Schenkungen,  die  aus  rein 
religiösen  Motiven  entstammen,  immer  seltener*).  Die  meisten 
Schenkungen  sind  auf  eine  Bedingung  gestellt,  behalten  den 
Niessbrauch  vor,  oder  sie  gehen  selbst  dabin,  dass  dem  Schenker 
oder  einem  Dritten  ein  Kirchengut  als  Lehen  zugestanden  wird. 
Letzteres  geschieht  sehr  häufig  bei  Schenkungen  von  Geistlichen, 
die  dann  für  ihre  Verwandten,  hauptsächlich  den  Neffen,  die  Ge- 
währung eines  Lehens  ausbedingen.  — In  allen  diesen  Fällen 
verband  sich  mit  dem  religiösen  Motive  die  Absicht,  für  ein 
Familienmitglied  zu  sorgen,  in  so  entschiedener  Weise,  dass  es 
nicht  Wunder  nehmen  kann,  dass  hier  auch  der  Rat  der  Familie 
gehört  wurde.  Insoweit  die  oft  genannten  Voraussetzungen  er- 
füllt waren,  hatte  der  Geschenkgeber  ein  zweifelloses  Recht  auf 
freie  Vergabung  seines  Vermögens.  Da  er  selbst  aber  zugleich 
mit  der  Vergabung  für  das  Interesse  der  Familie  sorgen  wollte. 


. *)  Mcicb.  I,  n.  SOG:  R.  Imt  mit  seinen  Brüdern  ab^teteilt,  berät  sieb 
(»tractavi“)  mit  diesen  und  den  Patentes,  sein  abueteiltea  Gut  der  Kirche 
gegen  ein  Bencficium  zu  geben  und  teilt  dem  Bischof  mit  .quod  coiisiliatum 
babuimus“.  Der  Bischof  nimmt  die  Tradition  an  unter  der  Bedingung,  dass 
niemals  die  Brüder  oder  Verwandten  Widerspruch  erheben.  — lleich.  I,  .VJ5: 
H.  hatte  seine  hcreditas  vergabt  Nach  seinem  Tode  will  sein  Xeffc  M.  diese 
hereditas  als  Beneficium.  dafür  aber  all  sein  Gut  der  Kircbe  geben.  Er  bittet 
den  Bischof  darum  „congregata  multitudiue  propriiujuorum  et  amicorum*.  — 
Meicb.  I,  3116:  in  ähnlichem  Fall  consiliavit  R.  cum  propinquis  ac  aliis  tideli- 
bus.  ut  ip.sani  rem  suo  nepoti  impetra.s.set;  ganz  ähnlich  Meich.  I.  n.  410: 
consilio  iuito  etc.  — Mo  ch.  1,  n.  417:  coepit  cum  propriis  propinquis  suis 
consiliare  über  die  Versorgung  seiner  amica  und  des  von  ihr  geborenen  Sohnes; 
Meich.  I,  n 23S : ego  A.  cum  consilio  fratris  et  advocati  mei  et  proximornm 
nostrorum  tradidi;  Meich.  I.  n.  441:  una  cum  parentibus  meis  tractavi; 
Meich.  I,  n.  4ss:  Isi  ist  kinderlos,  will  vergaben:  tune  placuit  omnibus 
parentibus  et  amicis  suis  talis  voluntas  . . . eo  quod  legales  filios  non  habuit 
und  Meich.  I,  n.  TOfi  (anno  «2.’))  inito  consilio  cum  cognatis  et  amicis  quan- 
dam  traditionem  feci  propria  mann  cum  filio  meo. 

*)  Dies  hat  bereits  UaberUn  S.  24  mit  Nachdruck  betont. 
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so  lag  es  nahe,  vor  der  Tradition  über  die  näheren  Umstände 
derselben  mit  der  Familie  Beratung  zu  pflegen. 

Vergleichen  wir  diese  urkundlichen  Ergebnisse  mit  jenen  der 
Agilolfingischeu  Zeit,  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

Die  durch  lex  Baj.  I,  1 fixirte  Abteilungspflicht  wird  that- 
sächlich  weiter  geübt.  Dieser  Pflicht  entspricht  ein  Abteilungs- 
recht, dessen  Grundsätze  wir  nicht  nach  allen  Seiten  zu  verfolgen 
hatten.  Das  hierüber  Gebrachte  wird  aber  die  Überzeugung  be- 
festigt haben,  dass  diese  Grundsätze  nicht  blos  für  Schenkungen 
zum  Seelenheile  gegolten  haben  konnten.  Sie  wurzelten  zweifellos 
in  erbrechtlichen  Anschauungen,  die  auch  in  andern  Fällen  — 
wenn  auch  vielleicht  in  modifizirter  Weise  — zui‘  Geltung  ge- 
kommen sein  müssen. 

Ebenso  wie  für  die  vorige  Periode  ergaben  sich  zahlreiche 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Faniiliengenossen,  welche  durch  lex 
Baj.  I,  1 allein  nicht  erklärbar  sind.  In  dieser  Hinsicht  wurde 
für  die  vorige  Periode  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  dass  sich 
besonders  in  den  adeligen  Familien  die  alte  Familienorganisation 
erhalten  haben  mag.  Jedenfalls  fand  der  Beginn  der  Karolinger- 
periode den  Familienrat  vor,  und  die  weitere  Entwickelung  konnte 
an  diese  Erscheinung  anknüpfen. 

Im  9.  Jahrhundert  war  — wie  wir  später  ausführen  wei^den 
— die  Klasse  des  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzes  durch  die 
vordringende  grosse  Grundherrschaft  nahezu  gänzlich  beseitigt.  Die 
Urkunden,  über  welche  wir  zu  bel  ichten  hatten,  rühren  deshalb  fa.st 
ausschliesslich  vom  neu  entstandenen  Besitzesadel  her.  In  diesem 
muss  sich  aber  im  selben  Masse,  als  die  Möglichkeit  zur  Ver- 
grösserung  seines  Besitzstandes  abnalim,  das  Streben  nach  Er- 
haltung des  Besitzes  innerhalb  der  Familie  gesteigert  haben'). 
Einen  Fingerzeig  geben  hier  auch  die  besprochenen  Schenkungs- 
urkunden, welche  die  Versorgung  von  Familienmitgliedeni  zum 
deutlichen  Zweck  haben.  In  diesem  Streben  nach  Erhaltung  des 


*)  V’gl.  ülifT  Ocgentendenzpii  Kegen  die  Mobilisinmg  des  Oruiideigen- 
tuins  insbes.  die  Ansfübrungeti  von  A.  v.  Miaskuw.ski,  Das  Krhrecbf  uml 
die  Oruiidi'igentuinsverteilung  im  Deutseben  Reiche;  1.  Abtb.  Leipzig  1SS2, 
S.  109,  172,  l»ü  ff.;  11.  Abth.  Leipzig  1»«4,  S.  5 ff. 
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Besitzes  und  in  der  Abnahme  des  Glaubenseifers  mag  der  Grund 
zu  suchen  sein,  dass  neben  der  Abteilungspflicht,  welche  fortbe- 
stand,  sich  bei  V eräusserungen  zum  Seelenheile  eine  darüber  hinaus- 
gehende Rücksicht  auf  die  Familie  geltend  machte.  Diese  Ent- 
wickelung konnte  an  ältere  Familienorganisationen  anschliessen, 
welche  noch  zu  Beginn  der  Karolingerzeit  zum  Mindesten  in 
Überresten  vorhanden  waren.  Aus  der  Sitte  der  Zuziehung  auch 
entfernterer  V'er wandten  mochte  sich  aber  ein  Rechtsanspruch  der- 
selben auf  Zustimmung  entwickelt  haben. 
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n.  Al)scliiiitt. 

rnciitseltliclie  Vorgabuiigcii  Oberhaupt. 


1.  Kapitel. 

Einleitende  Momente. 

Für  die  Frage,  ob  in  ältester  urkundlicher  Zeit  einWart- 
recht  der  Erben  galt,  muss  die  allgemeine  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung um  so  sicherer  berücksichtigt  werden,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsquellen  nur  spärliche  und  strittige  Ergebnisse  zu 
Tage  fördern. 

Die  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschungen  v.  Inama's’)  ver- 
pflichten. insbesondere  die  Geschichte  des  W artrechtes  im  Zusammen- 
hänge mit  den  grossen  V eränderungen  zu  betrachten,  welche  die  frän- 
kische und  karolingische  Zeit  in  der  Verteilung  des  Grundbesitzes 
herbeiführte.  Bis  über  die  Zeit  der  Reich.sgründung  hinaus  hatte 
sich  nemlich  trotz  des  bereits  ausgebildeten  Sondereigentums  am 
Ackerlande  bei  der  Masse  der  freien  Bevölkerung  eine  gewisse 
Gleichförmigkeit  der  Besitzverhältnisse  erhalten.  Der  Gross- 
grundbesitzer ebenso  wie  der  Besitzlose  sind  Ausnahmen.  Im 
8.  Jahrhundert  aber  ist  bereits  entschieden,  dass  die  grosse 
Grundherrschaft  den  kleinen  Giundbesitz  von  sicli  abhängig 
machen  oder  aufsaugen  und  damit  die  alte  Besitzordnung  zer- 
stören wird. 

J K.  Th.  von  Iiiaina-Sterncgg,  Deutsche  Wirtschaft-sgeschichte, 
I.  Bd.,  Isi'.i  und  ebenderselbe,  die  Ausbildung  der  grossen  Cirundherr- 
schaften  in  Deutschland  wahrend  der  Karolingerzeit,  in  Schinoller’s  staats- 
und  sozialwisseuschaftlichen  Forschungen,  I.  Bd.,  1.  Heft,  1B78. 
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Es  ist  klar,  dass  anch  das  Grundbesitzrecht  trotz  seines  Be- 
harrnnprsvermö^ens  von  dieser  niächtis-en  Veränderung  in  der 
Bodenverteilung  und  der  sie  begleitenden  Änderung  in  der  so- 
zialen Klassenbildung  nicht  unberührt  bleiben  konnte.  Insbe- 
sondere die  Veräusserungsfreiheit  — die  uns  hier  interessirt  — 
musste  dmlurch  wichtigen  tliat.säcliliclien  Veränderungen  unter- 
liegen. 

Lassen  wir  die  Frage  nach  der  ursprünglichen  Form  des 
Gnindeigentunis  unerörtert ') , so  ist  jedenfalls  sicher,  dass  das 
Gnindeigentum  zu  Beginn  der  urkundlichen  Zeit  im  Interesse 
der  Familie  einem  Systeme  von  Beschriinkungen  unterlag.  Das 
gesamte  wirtschaftliche  und  soziale  Dasein  der  Familie  war  da- 
von abhängig,  dass  ihr  ein  gewisses  Ausmass  von  Grundbesitz 
erhalten  blieb.  Jede  Entfreimlung  des  Erbgutes  durch  letzt- 
willige  Verfügungen,  Veihererbfolge,  Verschuldung  und  Execution 
war  daher  ursprünglich  ausgeschlossen. 

Seit  dem  8.  Jahrhundert  aber  ist  eine  Vervielfältigung  der 
Erwerbsarten  von  Grundbesitz  und  ein  wachsender  Grundbesitz- 
verkehr bemerkbar,  und  die  künigliche  Gewalt  untei-stUtzt  diese 
Güterbewegung  dadurch,  dass  sie  bei  Schenkungen  an  die  Kirche 
und  den  König  die  alte  Gebundenheit  des  Erbgutes  lockert  und 
die  Immobilarexecution  einfiihrt'^).  Gleichzeitig  wächst  die  Un- 
gleichlteit  des  Besitzes.  Sie  hatte  von  Anfang  dadurch  bestanden, 
dass  bei  der  Landteiliing  secundiini  dignationem  geteilt  worden 
war.  In  der  urkundlichen  Zeit  aber  erscheinen  die  Könige, 
Herzoge.  Fürsten  in  nocli  grösserem  Jlassstab  als  Grossgrund- 
besitzer. neben  ihnen  auch  eine  Anzahl  bevorzugter  Familien®). 
Der  Stand  der  Freien  war  zwar  ursprünglich  gleichmässig  mit 

*)  Über  die  reiche  Literatur  zu  dieser  Frage  vgl.  nun  brunner'a, 
Schröder’»  und  Siegel'«  Reiht?gc«chichte,  zuletzt  v.  Amira,  im  Grund- 
riss der  germani.schen  Philologie,  II  I!<1.,  isso.  Hinzu  kam  neiiestens  die 
Publikation  von  G.  Schinollcr.  Die  älteren  Arbeit.sgenossenschaften  und 
die  ältere  agrarische  Faniilienwirtsclmft,  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtscbaft,  14.  Jalirg,  lS(to,  und  schliesslich  .Iiilius 
Ficker.  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  Oatgennanischen  Hechte.  I.  lld., 
Innsbruck  1S91.  — Die  Gesammtentwicklung  des  Grundeigentums  iila'r.schaut 
vergleichend  A.  von  Miaskowski,  Das  Problem  der  Orundbe.sitzverthcilung 
in  geschichtlicher  Entwicklung,  Leipzig  1S90. 

*)  Sohm,  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichts-Verfassung  I,  117. 

*)  T.  Inama,  W.-G.  I,  112,  114,  110. 
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Gnindbesitz  anspestattet,  aber  bereits  die  lex  Salica  statnirte  die 
Teilung  des  väterlielien  Erbgutes  unter  die  Siiline;  diese  Teilungen 
gewannen  mit  der  eindringendeii  Weibererbfolge  an  Ausdehnung 
und  fanden  nur  ein  Gegengewicht  in  der  weit  verbreiteten  Sitte  eines 
Verbleibens  der  Erben  iin  ungeteilten  Besitze.  In  Folge  dieser 
Teilbarkeit  des  Besitzes  und  des  mindestens  für  die  Söhne  seit 
Anfang  geltenden  gleichen  Erbrechtes  musste  auch  im  Stande 
der  Gemeinfreien  die  Zersplitterung  und  die  Ungleichheit  des 
Grundbesitzes  zunehmen').  Dass  schliesslich  dieser  durch  das 
geltende  Erbrecht  bedrängte  kleine  Grundbesitz  das  hohe  Wer- 
geid und  Busssystem,  die  schwere  Pflicht  der  Heerfahrt  und  die 
Dingpflicht  nicht  ertragen  konnte,  liegt  in  der  Sache. 

Im  gleichen  Masse  aber  mit  dieser  wachsenden  Verarmung 
des  Standes  der  Freien  concentrirt  sich  in  der  karolingischen 
Zeit  der  Grundbesitz  immer  mehr  in  der  Hand  der  giossen 
Grundhenschaft.  Die  königliche  Grundherrschaft  wäclist  durch 
die  verstärkte  Gelteinluiachung  königlicher  Gewalt");  der  Besitz 
weltlicher  Grossen  durch  Schenkungen  und  Verleihungen  von 
Gütern  und  Benefizien  aus  dem  Krongut,  durch  Rodung  unbe- 
bauten Landes  und  durch  Einbeziehung  von  Kulturland  der 
kleinen  Freien  in  den  grundherrschaftlicheu  Wirtschaftsverband. 
Der  kirchliche  Besitz  aber  dehnt  sich  ungemessen  dadurch  .aus, 
dass  zu  allen  diesen  Erwerhsarten  die  von  der  Gesetzgebung 
begünstigte  religiö.se  Freigebigkeit  hinzutritt. 

Fis  ist  richtig,  dmss  zu  Beginn  der  Karolingischen  Zeit  auch 
für  den  kleinen  Grundbesitz  scheinbar  die  Möglichkeit  vorlag, 
seinen  Besitz  durch  Rodung  zu  vergrös.sern.  Aber  die  Rodung 
im  gro.ssen  Style  bedurfte  Arbeitskräfte,  welche  nur  dem  Gross- 
grundbesitze zur  Verfügung  standen*).  Ebenso  waren  alle  Fort- 
schiitte  in  der  landwirtschaftlichen  Technik  und  der  Organisation 
l.andwirtschaftlicher  Arbeit  nur  der  grossen  Grundherr.schaft  er- 
reichbar. Es  ist  ein  Entwicklungsprozess,  der  lebhaft  an  unsere 
Gegenwart  erinnert:  Massen  Verarmung  verbindet  sich  mitdem  volks- 
wirtschaftlichen Aufschwünge  und  ist  dessen  Correlat;  die  Grund- 
herrn  missbrauchen  die  Annut,  w elche  sie  umgibt,  um  trotz  aller  Ver- 

’)  V Inamn,  W.-ü.  I,  S.  70,  SO,  505,  SSO,  313,  315;  Bruuni-r, 
H.  Cf.  I,  300,  Schröiler,  H.  Cf.  200. 

V.  Inama,  W.-tf.  I,  2S1  ff. 

V.  Inama,  W.-Cf.  I,  235. 
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bote  der  köiiiprlichen  Gesetzp:ehun<r  sich  widerrechtlich  die  Arbeits- 
kräfte nud  den  Grmidhesitz  der  Freien  dienstbar  zn  niaclien. 
Selten  alter  bedarf  es  eines  solchen  Zwanjres.  Um  nicht  allen 
sozialen  Halt  zn  verlieren,  tra<ren  die  kleinen  Freien  massenhaft 
ihr  Gut  auf.  und  erhalten  es  als  Benefizium  wieder  zniück.  Bei 
är^rster  Not  ergeben  sie  sich  selbst  in  servitinm').  So  konnte 
es  kommen,  dass  zum  Schlüsse  der  Karolinger-Periode  das  kleine 
freie  Grundeigentum  naliezu  verschwunden  isU*). 

Wir  mussten  an  diesen  Entwicklungsgang  deshalb  erinnern, 
weil  die  Frage  nicht  zu  umgehen  ist,  ob  und  in  welchem  Masse 
derselbe  das  Warterecht  der  Erben  iKU'ührt  hat.  — Solange  die 
Hufe  nur  den  einfachen  Hausbedarf  der  Familie  zu  decken  hatte 
und  noch  kein  Gegenstand  der  Kapitalbildung  und  Begründung 
einer  sozialen  Stellung  gewoi  den  war,  mochte  eine  Gesetzgebung 
entsprechen,  welche  jedem  Haushalt  das  seinige  durch  Veräusse- 
rungsbeschränknng  sichern  will.  Nun  aber  strebt  Alles  nach  voll- 
kommener Verwertung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Bodens; 
„Nicht  in  der  Festigkeit  uml  Unabänderlichkeit  der  bestehenden 
„Eigenthumsordnung  und  Gütervertheilung  konnte  dieses  Ziel 
„einer  vollkommenen  Verwerthung  der  wirthschaftlichen  Kräfte 
„des  Btalens  erreicht  werden.  Alle  Klassen  des  Volkes  waren 
„vielmehr  an  dem  Gegentheile,  der  Mobilisirung  des  Grundeigen- 
„thiims  intere.s.sirt.  Die  Ausdehnung  der  Grundherrschaft,  die 
„Concentration  vieler  Gilt'  r in  wenigen  Händen  hatte  nur  Aus- 
„sicht  auf  Erfidg,  wenn  die  rechtliche  Verfügung  über  Grund 
„lind  Boden  möglichst  frei  geworden  war,  wenn  Gutserwerb  durch 
„Schenkung  oder  Auftragung,  durch  Kauf  und  Tausch  nicht  mehr 
„durch  Flrbrechte  und  Genossenrechte,  durch  Untheilbarkeit  lind 
„Unveräiisserlichkeit  der  (iiiler  behindert  war.  Und  eben.so  mii.sste 
„die  freie  Verlugiing  über  das  eigene  Gut  demjenigen  erwünscht 
„sein,  der  in  ihm  das  einzige  Mittel  besass,  um  sich  die  Gunst, 
„den  Schutz  und  die  Förderung  durch  einen  Mächtigen  zu  er- 
„kaiifen,  nachdem  längst  die  Familie  und  die  Genossenschaft  der 
„Markgemeinde  anfgehört  hatte,  ihm  solches  zu  gewähren““)- 

Ob  nun  in  der  Tliat  die  Karolingische  Gesetzgebung  diesem 
Drange  der  Zeit  iiachgab  und  die  alten  Beschränkungen  fallen 

')  V.  Idhiiiii,  a.  O.  ei'i  ff. 

’}  V.  Inama,  a.  O.  2!Mi. 

V.  Inama,  a.  0.  312. 
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Hess  oder  auch  nur  erheblich  lockerte,  bedarf  noch  der  Untersuchung. 
Gesetzliche  Aufrechterhaltung,  ja  selbst  Verstärkung  der  alten 
Beschränkungen  wären  an  sich  mit  dem  geschilderten  Entwick- 
lungsgänge vereinbar.  Unsere  Gegenwart  zeigt  verwandte  Er- 
scheinungen: Was  konnte  ein  Widerspruclisrecht  von  Familien- 
genossen  bei  Veränsserungen  oder  Auftragungen  nützen,  wenn 
in  der  Timt  die  Entäu.sserung  durch  Allen  offenbare  Not  geboten 
war,  durch  „echte  Not“,  welche  überdies  seit  jeher  den  Veräusse- 
rungswillen  von  jeder  Schranke  entband?  Wenn  die  Familie 
selbst  jeden  wirLscliaftlicheu  Halt  verloren,  welchen  Halt  konnte 
ihr  Widei-spniclisreclit  bieten?  So  mochte  auch  bei  Bewahrung 
der  alten  Beschränkungen  der  Bauernstand  in  die  verschieden- 
sten Ahhängigkeitsverliältnisse  gekommen  sein.  Die  später  für 
abhängige  Güter  in  Wirksamkeit  getretenen  Beschränkungen 
mochten  aber  nur  eine  Fortsetzung  und  Verstärkung  des  alten 
Rechtes  gebildet  haben. 

Jedenfalls  ist  die  wichtige  Thatsache  zu  verzeichnen,  dass 
seit  dem  10.  Jahrhundert  die  Traditionsbücher  nichts  mehr  von 
Vergabungen  kleiner  Grundbesitzer  erzählen').  Fast  alle  diese 
Schenkungen  rühren  von  grossen  Grundherrschaften  her  und  sind 
daher  Rechtsquelle  für  das  Grundbesitzrecht  dieser  herrschenden 
Klasse.  Wenn  es  aber  richtig  ist,  dass  diese  Klasse  Ende  des  neun- 
ten Jahrhunderts  bereits  die  Grenze  ihrer  wirtschaftlichen  Macht 
überschritten  hat  und  um  die  E:haltung  derselben  besorgt  sein 
muss,  dann  wird  es  verständlich,  dass  diese  Urkunden  von  einem 
steigenden  Einflüsse  der  Familie  bei  Veränsserungen  erzählen 
und  dass  bald  einzelne  Quellen  Ansätze  zu  fideicommissarischer 
Bindung  aufweisen. 

Untersuchen  wir,  welche  besondere  Gestalt  diese  allgemeinen 
Entwicklungsmomente  in  Baiern  gewonnen  haben,  um  daran  die 
Frage  zu  knüpfen,  wie  sich  unter  diesen  und  anderen  Einflüssen 
die  Geschichte  des  Wartrechtes  auf  Bairischem  Rechtsboden  ge- 
staltet haben  mag. 

In  der  vorkarolingischen  Zeit  war  Baiern  im  Ganzen  dünn 
bevölkert,  an  sehr  vielen  Stellen  gänzlich  unbebaut*).  Die  grosse 

')  V.  Inama,  a.  0.  1,  200. 

’)  V.  Inama,  Grundlierrnchaft,  S.  2.5,  27,  .S:>.  44;  — W.-G.  I,  110,  116, 
280,  und  ebendas.  Beilage  I:  Uber  die  Verteilung  dea  Grundbesitzes  in  Baiern 
nach  dem  Indiculus  Arnonis  und  den  Breves  Notitiae. 
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Grundherrschaft  drinpt  langsamer  vor  als  anderwärts.  Grossen 
Grundbesitz  und  weite  Strecken  unkiiUivirten  Landes  vereinigen 
in  ihrer  Hand  allerdings  die  fränkischen  Könige,  die  Herzoge, 
die  fünf  alten  Adelsgeschlecliter  und  einzelne  andere  Grosse. 
Besonders  iin  Nonien  iiberwiegt  der  Grossgrundbesitz.  Aber  der 
Reichtum  der  Kirche  ist  in  vorkarolingi.scher  Zeit  ein  niä.ssiger, 
und  im  Süden  überwiegt  der  kleine  Besitz,  dessen  Zeisplittening 
freilich  immer  weitere  Fortschritte  inaclit  und  der  wachsenden 
Grundherrschaft  den  Boden  bereitet. 

Diese  Zersplitterung  ist  aber  eine  Folge  des  bairischen  Erb- 
rechtes in  den  Grundbesitz.  Das  bairische  Volksgesetz  setzt  die 
Teilbarkeit  des  Grundbesitzes  voraus*),  gibt  den  Söhnen  gleiches 
Erbrecht  auf  denselben  und  spricht  die  Teilung  des  Grundbesitzes 
unter  den  Söhnen  aus®),  (’ber  Abteilungen  zwischen  Vater  und 
Söhnen  bei  Gelegenheit  von  Vergabungen  an  Kirchen  berichten 
die  Urkunden  wiederholt.  Die  erste  urkundlich  beglaubigte  findet 
im  Jahre  70‘J  statt*),  aber  die  Vita  Corbiniani  berichtet  schon 
von  einer  Abteilung  zwischen  Mutter  und  Töchtern*).  Die  ei'ste 
Teilung  zwischen  Brüdern  linden  wir  in  einer  Urkunde  von  7.^7*). 

In  Folge  dieser  Teilbarkeit  wächst  notwendig  die  Zei-splitte- 
rung  des  Grundbesitzes“),  welcher  nur  die  thatsächliche  i'bung 
des  Verbleibens  der  Brüder  und  anderer  Faniiliengenossen  im  un- 
geteilten Besitze  entgegenwirkt. 

Auch  das  Weibererbrecht  ist  jedenfalls  in  tiedingter  Weise 
durchgedrungeir)  und  entfremdet  das  Gut  der  Familie  ebenso, 
wie  ihr  nunmehr  der  Grundbesitz  im  Prozesswege  entzogen  werden 
kann.  In  welchem  giosseii  Massstabe  ferner  die  Vergabungen 
zum  Seelenheile  Teilungen  und  Entfremdungen  des  Grundbesitzes 
hervorriefen,  davon  wurde  wiederholt  gesprochen.  Alle  diese 

')  lei  Uaj.  I,  1. 

’)  1.  Baj.  tif.  XV,  cap.  0:  ut  fratres  hereditatem  ueqiialiter  dividant . . . 
res  aiitcm  patenia.s  aeqiuililer  dividant  , . 

*)  ileich,  I,  n.  7 ; vgl.  Hundt  I,  Reg.  n.  16,  ddto.  759,  .11.  Mai. 

*)  bei  3Ieicli.  I,  2 S.  H.  flap.  21.  Corbinian  starb  730,  also  behandelt 
diese  Nachricht  einen  Fall,  der  vor  730  vorkani. 

*)  Mcich.  I,  S.  53;  vgl.  Regest,  bei  Hundt  I,  n.  1.3,  a.  757,  14.  März. 

•J  V.  luaina,  W.-G.  I,  S.  SO,  313  und  Gruiidherrschaft  S.  13. 

’)  Nach  der  früher  erwähnten  Nachricht  der  Vita  B.  torbiuiani  teilt 
die  Witwe  vor  der  Tradition  ihre  portio  mit  den  Töchtern  ab;  vgl.  ausserdem 
unsere  Bemerkungen  oben  S.  08  und  8t. 

A d 1 6 r , Du  ErboQwartTMbk.  7 
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Umstände  mussten  die  Folp:e  haben,  die  Verbindung  zwischen 
Besitz  und  Familie  zu  lockern,  das  ererbte  Gut  in  zahlreichen 
Fällen  zu  verkleinei-n  oder  selbst  der  Familie  zu  entziehen. 

Mit  diesen  Grundbesitzverliältnissen  war  es  aber  immerhin 
noch  verträglich,  dass  ein  Wartrecht  der  Erben  — welcher  Art 
immer  — nicht  blos  rechtlich  galt,  sondern  auch  geübt  wurde  und 
den  Besitzstand  der  Familie  in  gewissem  Masse  sicherte.  Der 
kleine  Besitz  war  noch  nicht  in  die  prekäre  Lage  gekommen, 
dass  ein  solcher  Rechtsschutz  wirkungslos  bleiben  musste. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  ein  solcher  Rechtsschutz  in  der  That 
bestand?  Von  Vergabungen  zum  Seelenheile  wurde  bereits  ge- 
sprochen. Die  Untereuchung  ist  aber  auf  Veräusserungen  jeder 
Art  anszndehnen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  bairischen  Rechtes  über 
Schenkungen,  die  nicht  dem  Seelenheile  dienen  sollen,  sind  ver- 
einzelt und  bestritten.  Aus  diesem  Grunde  wurde  das  Recht 
für  Vergabungen  zum  Seelenheil  vorangestellt.  Es  ergab  sich, 
dass  die  Gesetzgebung  über  diese  Vergabungen  ihre  Geschichte 
hat,  welche  mit  der  Geschichte  der  Ausbreitung  des  Christen- 
tums und  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  zusammenhängt. 
An  früherer  Stelle  durften  wir  nur  hypothetisch  von  einem  Kampfe 
der  Kirche  mit  dem  deutschen  Familienrechte  sprechen.  Man 
hätte  darin  eine  petitio  principii  finden  können.  Sollte  es  aber  durch 
die  folgenden  Ausführungen  wahrscheinlich  gemacht  werden,  dass 
für  Veräusserungen  Jeder  Art  ursjjrünglich  ein  strengeres  Recht 
galt,  dann  fand  hier  in  der  That  ein  Kampf  von  hoher  Bedeutung 
zwischen  widerstrebenden  Elementen  statt.  Die  Kirche  trat  für 
Veräusserungsfreiheit  ein  und  begegnete  den  Grundanschauungen 
deutschen  Familienrechtes  über  die  Gebundenheit  des  Besitzes. 
Staatliche  Gewalt  und  religiöse  Begeisterung  traten  aber  auf 
Seiten  der  Kirche  und  jene  Gebundenheit  wurde  zu  Gunsten  der 
Kirche  durchbrochen.  Wirtschaftliche  Veränderungen,  von  denen 
wir  einleitend  sprachen,  trugen  dann  dazu  bei,  dass  dieses  von 
der  Kirche  gewonnene  mildere  Recht  auch  bei  Veräusserungen 
anderer  Art  Anwendung  fand. 

Die  Möglichkeit  einer  solchen  Entwicklung  wird  kaum  zu 
bestreiten  sein.  Ihre  innere  Wahrscheinlichkeit  aber  steht  und 
fällt  mit  der  Frage,  ob  ursprünglich  Veräusserungen  durch  Rechte 
der  Familie  beschränkt  waren  oder  nicht.  Verzichtet  man  hier 
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— wie  es  in  dieser  Untersuchung  absichtlich  preschieht  — auf 
das  Hilfsmittel  rechtsver^leichendcr  Analogie  und  sucht  man  allein 
aus  den  Bairischen  Kechtsquellen  zu  argumentireu,  dann  ist  be- 
züglich des  Urspnings  der  Entwicklung  ein  zwingender  Beweis- 
gang vielleicht  unmöglich.  Immerhin  wäre  es  wertvoll,  würde 
es  gelingen,  auf  Grund  dieses  bodenständigen  ^laterials  soweit 
als  möglich  voraudringen. 

Wir  berufen  uns  nun  ausschliesslich  auf  bereits  erörterte 
Thatsachen,  wenn  wir  es  als  nahezu  gewiss  hinstellen,  dass  — 
verglichen  mit  Vergabungen  zum  Seelenheile  — für  Vergabungen 
anderer  Art  ein  strengeres,  mindestens  aber  ein  gleiches  Hecht 
gelten  musste.  Weisen  in  der  That  alle  politischen  und  kulturellen 
Momente  auf  eine  Begünstigung  der  Kirche  hin  und  verbieten 
sie  die  Annahme,  dass  diese  Gesetzgebung  insbesondere  in  Baiern, 
wo  die  Kirche  spät  zum  Siege  kam,  dann  aber  massgebenden 
Einfluss  gewann,  für  Vergabungtui  zum  Seelenheil  eine  strengere 
Bindung  schafifen  konnte  als  für  Vergabungen  anderer  Art  — 
dann  können  wir  auf  andere  Zugeständnisse  des  Lesers  verzichten. 
Wenn  einmal  unwidersprochen  bleibt,  dass  zu  jener  Zeit  des 
heiligen  Bonifaz,  als  unsere  Lex  entstand,  Vergabungen  zum 
Besten  der  siegenden  Kirche  eine  besondere  Rechtswohltat  ge- 
nossen, ja  dass  sie  unter  dem  Gesichtsimnkte  der  echten  Not 
betrachtet  werden  mochten  *),  dann  müssen  notwendig  Vergabungen 
anderer  Art  mindestens  in  gleichem  Masse  durch  eiitgegensteliende 
Rechte  der  Erben  gebunden  gewesen  sein. 

Ja,  dieVergegenw’ärtigung  der  überwältigenden  Macht,  w'elche 
damals  das  Christentum  auf  die  Gemüter  übte,  legt  die  Annahme 
nahe,  dass  bei  allen  sonstigen  Veräusserungen  deshalb  eine  strengere 
Bindung  herrschen  musste,  weil  sich  der  Volksgeist  mit  einer 
blossen  Gleichstellung  der  Vergabungen  für  Kirchen  kaum  be- 
gnügt hätte. 

Die  Schenkung  zum  Seelenheile  brachte  dem  Schenker  die 
Gegengabe  der  Erlösung  seiner  Seele*),  brachte  hundertfältigen 


')  vkI.  Sandhaas,  a.  O.,  S.  193;  Zimmcrle,  a.  O.,  .S.  7(1. 

*)  Boi  don  Langobanton  mirdc  ilas  romodiiim  saluti.'i  aniinao  goradozu 
als  Gogcngabe  des  Beschenkten,  als  „Launegild“  bezeichnet  niid  boliandclt: 
Val  de  Lievro,  Ijaunegild  und  Wadia,  lunsbntck  1S77,  H.  10  ff.  und  S.  3ü 
und  Brunner,  R.-Q.,  I,  S.  204,  Anm.  5. 
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irdischen  und  himmlischen  Lohn.  Sie  war  eine  heilige  Opfer- 
handlung, welche  der  hinterbliebenen  Familie  Trost  über  das 
ewige  Schicksal  des  Daliingeschiedeiien  gewährte.  Dennoch  fand 
dieses  Opfer  seine  Grenze  in  dem  gesetzlichen  Anrechte  der 
nächsten  Venvandten.  Und  nun  sollen  unentgeltliche  Vei^abungen 
anderer  Art,  welche  jeder  religiösen  Sanktion  entbehren  und  von 
dem  Volksgeiste  geradezu  als  familienfeindlich  angesehen  waren '), 
grenzenlos  gestattet  gewesen  sein?  — Wir  halten  dies  für  im- 
möglich. 

Schliesslich  ist  zu  bedenken,  dass  jene  durchgebildeten  Sätze 
über  Abteilungsrecht  und  Abteilungspflicht,  welche  nach  der  Natur 
unserer  Quellen  fast  nur  aus  den  Vergabungen  zum  Seelenheil 
ersichtlich  sind,  das  gesammte  Erbrecht  ergreifen  und  als  Ema- 
nation desselben  erscheinen.  Ist  es  nun  wahrscheinlich,  dass  diese 
Normen  sich  ausschliesslich  auf  dem  beschränkten  Boden  kirch- 
licher Vergabungen  eutl'altet  haben  werden? 

In  Erwägung  aller  dieser  Umstände  glauben  wir  schon  jetzt 
sagen  zu  dürfen:  Was  durch  lex  Baj.  I,  1 für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  bezeugt  ist  und  für  Beschränkung  der  Veräusserungs- 
freiheit  durch  entgegenstehende  Rechte  der  Erben  spricht  — 
dieses  und  vielleicht  noch  mehr  als  dieses  galt  auch  für  Ver- 
gabungen anderer  Art. 


Z.  Kapitel. 

Die  Periode  der  Ägilolfiuger. 

Es  erwächst  nun  die  Aufgabe,  das  Ergebnis  unserer  allge- 
meinen Erwägungen  an  den  einschlägigen  Gesetzesstellen,  For- 
meln und  Urkunden  auf  seine  Wahrheit  zu  prüfen. 

Zunächst  ist  es  zweifellos,  dass  jene  bei  Betrachtung  der  Ver- 

')  vgl.  Edictus  Kotbari  fcd.  Blulime)  cap.  360 : ...  Et  ille,  qui  pulaat 
ot  auadia  auacipit.  proximioria  aacramciit.'ilia  qui  Daacendo  auiit,  dubeat  nomi- 
nare:  taiitum  rat  rxcopto  illoa,  qui  grauem  inimicitiam  cum  ipao  qui  pulaat, 
commiaaam  liabet,  id  eat  ai  ei  plaga  fecit,  aut  in  mortem  consenait,  aut  res 
auaa  aiii  tldnganit,  ipae  non  poteat  esse  aacramentalea,  quamvia  proximua 
ait,  eo  quod  inimicua  aut  extraneua  inuenitur  esae. 
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gabungen  zum  Seelenlieile  festgestellten  Veräusseningsbeschrän- 
kungen,  die  nicht  aus  erbrechtlichen  Beziehungen  entsprangen, 
auch  bei  anderweitigen  Vergabungen  gegolten  haben  müssen. 
Wir  meinen  die  Beschränkungen  aus  den  Abhängigkeitsverhält- 
nissen der  Person  oder  des  Gutes,  die  Beschränkungen,  hervor- 
gegangen aus  der  Qualität  des  Besitzrechtes,  mit  welcher  das 
Gut  an  den  Veräusserer  gekommen  war')  und  aus  dem  unge- 
teilten Verbleiben  von  Erben  im  Besitze. 

Andererseits  sind  von  jeder  Beschränkung  jene  Vergabungen 
ausgenommen,  zu  welchen  eine  gesetzliche  Verpflichtung  besteht, 
wie  besonders  die  Dosbestellung*).  Durch  den  Willen  des  Ge- 
scheiikgebers  konnte  wohl  ausserdem  dem  Beschenkten  bezüglich 
des  geschenkten  Gutes  eine  höhere  Veräusserungsfreiheit  gewährt 
werden,  als  ihm  bei  anders  erworbenen  Gütern  zustand*). 

•)  Brunner’s  Landschcnkungen,  a.  0.  1170.  Nach  Brunner  (eboiidaa., 
S.  1178)  findet  »ich  in  gennanisclieu  Hechten  der  Grundsatz,  dass  die  Ab- 
sicht des  Veräusserers  niclit  auf  eine  unbcscliränktc  Eutäusserung  geht, 
nicht  blos  bei  der  Schenkung,  sondern  aucli  beim  Kaufe.  Vielleiclit  dürfen 
die  bei  Behandlung  der  onerosen  Rechtsgeschäfte  näher  zu  besprechenden 
Urkunden  Moich.  I,  n.  Iö7,  n.  310  hierher  bezogen  werden. 

*)  Vgl.  Uber  die  Bairische  Dos:  Schröder,  Gosch,  des  ehelichen  Güter- 
rechts I,  09,  129  und  Rechtsgesch.,  S.  307;  Beseler,  a.  0.,  I.  202;  Häher- 
lin,  a.  0.,  220;  vgl.  auch  die  bes.  bei  Schröder  angeführten  zahlreichen  ur- 
kundlichen Belege,  die  einer  Ergänzung  nicht  bedürfen.  — Über  die  Gescliichte 
der  Immobiliardos  be.souders  Sohm,  in  der  Zeitsclir.  für  Rechtsgeschichte  V. 

Die  Frau  hat  nach  Bairischem  Rechte  Anspruch  auf  eine  standesmässige 
Dos;  vgl.  1.  Baj.  VIII,  1-1:  „Mulieri  autein  dotem  suam  solvot  sccundum 
genealogiam  suam  legitime.“  Nach  Urkunden  der  Agiloltingerzeit  wird  die 
dos  gegeben  „sicut  antiqua  mos  cst“  (Mcich.  I,  n.  38).  Die  beiden  Formeln 
bei  Rockinger  n.  7 und  n.  19  lassen  die  dos  in  das  Eigentum  der  Frau  über- 
gehen: habeas,  teneas  atque  possideas,  vel  quiequid  exinde  facere  volueris 
liberam  ac  firmissiinam  in  Omnibus  babeas  potestatem  (Rockinger  S.  62, 
ähnlich  S.  79).  In  solchem  Falle  kann  die  Frau  das  geschenkte  Gut  unter 
den  gleichen  Modalitäten  vergaben ; vgl.  dazu  die  Urkunde  Meich.  I,  n.  200, 
wo  die  Frau  das  ihr  in  compositionem  dotis  verliehene  Out  dem  Sohne  zu 
freiem  verfügbarem  Eigentum  überlässt.  In  wie  weit  trotzdem  bei  Veräusse- 
rung  einer  solchen  dos  der  Mann  vermöge  seiner  Mundgewalt  mitzuwirken 
berechtigt  war,  ist  eine  andere  Frage;  vgl.  Schröder,  eheliches  Güterrccht  I, 
S.  132,  n 20.  Erwähnung  von  Dosbestellungen  auch  in  den  Breves  Notitiae 
bei  Keinz,  a.  O. 

*)  Auch  dies  folgt  wohl  aus  Brunner’s  Beleuchtung  des  deutschen 
Schenkungsbegriffs  und  dürfte  auch  aus  den  bairischen  QueUen  erweisbar 
sein;  vgl.  den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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Für  die  Frage  aber  nach  der  Gebundenheit  des  Besitzes 
durch  entgegenstehende  Erbenrechte  kouiuit  zunädist  1.  Baj.  I,  1 
in  Betracht. 

Lex  Baj.  I,  1 spricht  nur  von  Vergabungen  an  Kirchen, 
aber  die  Foini,  in  welclier  dies  geschieht,  scheint  für  unsere 
Frage  nicht  gleichgültig.  Sie  stimmt  in  wichtigen  Beziehungen 
mit  der  in  der  lex  Alem.  I,  1 gewählten  überein.  Der  Freie 
soll  die  Erlaubnis  haben  (licentiara  habeat,  1.  Baj.  — liceat,  1. 
Alam.)  sein  Gut  an  die  Kirche  zu  vergaben.  Hätte  diese  Fom 
gewählt  werden  können,  wenn  den  beiden  Volksstämmen  Ver- 
äusserungsbeschränkungen  unbekannt  waren?  Aber  es  wird 
hierauf,  wie  zur  Erklärung,  der  Widerspruch  des  Königs,  Her- 
zogs oder  irgend  einer  sonstigen  Person  abgewehrt  (non  rei, 
non  Dux,  nec  ulla  persona  habeat  potestatem  prohibendi  ei)  und 
es  ist  die  Annahme  möglich,  dass  im  ersten  Satze  ausschliess- 
lich an  den  AViderspruch  der  genannten  Personen  und  anderen 
Grossen  gedacht  war,  zu  welchen  der  Schenker  in  einem  Ver- 
hältnisse der  Abhängigkeit  stand ').  AVenn  es  aber  zum  Schlüsse 
von  1.  Baj.  I,  1 und  ähnlich  in  1.  Alam.  I,  2 heisst:  „posthaec 
nullam  habeat  potestatem  (cxinde  qnicquam  anferre)  nec  ipse, 
nec  posteri  eius  . .“  — dann  muss  doch  wol  in  manchen  Fällen 
ein  AA’iderspruch  der  Erben  begründet  gewesen  sein. 

Indessen  bietet  das  bairische  A'olksrecht  im  Titel  XV,  10  ein 
viel  wichtigeres,  — wie  uns  scheint  — mit  wenig  Grund  ange- 
fochtenes  Beweismittel : 

Das  AVestgothenrecht  kennt  in  Ermangelung  einer  Verwandt- 
schaft us(iue  ad  septiuium  gradum  ein  gegenseitiges  Erbrecht  der 
Ehegatten-).  Das  Bairische  Recht,  das  sich  in  seinem  Ehegüter- 
recht vielfach  an  westgothische  Bestimmungen  anschliesst,  geht 
nicht  so  weit.  Es  enthält  über  die  Ansprüche  der  AVMttwe  Fol- 
gendes: Sind  Kinder  vorhanden,  so  erhält  die  AVittwe  einen 
Kindesanteil  zum  lebenslänglichen  Nutzgenuss.  Bei  Tod  oder 
AViederverheiratung  der  AVittwe  fällt  das  Gut  an  die  Kinder 
zurück.  Es  bleibt  also  der  Familie“).  — Sind  keine  Kinder 


’)  A'gl.  oben  S.  31,  .32. 

’)  lex  Wi,s.  IV,  2,  c.  11  (Antiium),  vgl.  Scbrödcr  a.  0.  I,  Ififi. 

’)  Hon.  logg.  III,  1.  Itaj.  XV,  V : De  vidni«,  quac  post  mortem  mariti 
tmi  in  viduitute  pemiunet,  uequalem  inter  tllios  .suos,  id  est  quulvm  unus  ex 
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vorhanden,  so  erhalten  die  nächsten  Verwandten  das  liegende 
Gut  und  die  Hälfte  der  Fahrhabe  (medietas  pecuniae):  die  andere 
Hälfte  der  letzteren  erhält  die  Wittwe,  aber  nur  bis  zu  ihrem 
Tode  oder  ilirer  Wiederverheiratung.  Sobald  Einer  dieser  Fälle 
eintritt,  fällt  die  medietas  an  die  propinqni  des  Gatten,  resp.  des 
ersten  Gatten  zurück').  Das  Gesetz  sichert  in  dieser  Weise 
nicht  blos  das  liegende,  sondern  auch  das  bewegliche  Gut,  sowol 
den  Kindern,  als  auch  den  entfeniteren  Verwandten  des  Ehemannes. 

Aber  auch  dem  Einzelwillen,  der  diese  Bestimmung  durch 
Verfügung  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  durchbrechen 
und  der  Gattin  das  Familiengut  einräumen  wollte,  begegnet  das 
Gesetz  durch  das  Verbot  einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens 
oder  eines  Vermögensteiles  an  die  Frau,  sofern  noch  erbberechtigte 
Verwandte  vorhanden  sind.  Nur  wenn  gesetzliche  Verwandte 
fehlen,  darf  eine  solche  Vergabung  stattfinden,  u.  z.  unter  Um- 
ständen mit  der  Wirkung,  dass  die  Wittwe  vollständig  freie  Ver- 
fügung über  das  geschenkte  Gut  erhält*). 


filiis,  usufructaario  habeat  portionem,  Dsque  ad  tempag  vitae  suae  naufructuario 
jure  possidoat,  Tgl.  dazu  ibidem  XV,  S. 

')  ibidem  lex  £aj.  XV,  10:  De  eo,  qui  sine  tilioa  nt  filiag  mortuua  egt, 
mutier  aceipiat  portionem  auam,  dum  vidiiitatera  custodierit,  id  eat  mndietatem 
pecuniae;  medietaa  autom  propinquia  mariti  teneant.  Si  autem  mulior  mortua 
fuerit,  aut  alium  maritum  tulit,  tune  quod  proprium  habet,  et  de  mariti  rebua, 
quod  per  legem  oi  dabitur,  aceipiat;  ceteraa  rea  propinqui  prioria  mariti  accipiant. 

Unter  .pccunia“  iat  nach  MerkeUaAnm.  1,  Legg.  UI,  S.  321  daa  bo- 
weglicbc  Vermögen  zu  versteben;  vgl.  auaaerdem  Merkel,  ibid.  8.  375,  n.  6. 
Vgl.  über  .pecunia“  ferner:  Sohm,  Der  Prozeaa  der  lex  Salica,  Weimar  18(17, 
S.  23  und  die  dort  zitirten  Stellen  bei  Merkel,  Logg.  III,  S.  48,  n.  16, 

S.  381,  n.  17  und  Kiebtbofon,  ibidem  8.  695,  n.  65;  ebenao  v.  Amira, 

im  Grundriaa  der  german  Pbilol.  a.  O.  8.  114.  — Hundt  I,  8.  216,  a.  764: 
quod  ego  propria  pecunia  moa  adiiuisivi  vel  comparari.  Derselben  Ansicht 
Nisai,  Der  Oeriebtaatand  des  Clerua  im  fränkischen  Reiche  1886,  8.  184 
und  Schröder,  Reebtageseb.  8.  259,  n.  55;  — vgl.  aber  ürkdh.  ob  d.  E I, 
8.  21.  a.  776:  pecuniam  . . . quae  ibidem  babeo,  curtem  cum  domoa,  servoa 

et  aiicilloa,  terram  etc.  mobile  vel  immobile;  ferner  1.  Baj.  I,  1:  villaa,  terram, 

mancipia  vel  aliquam  pes:uniam et  sic  tradat  ip.sain  pecuniam  corara 

aacerdote;  ferner  1.  B.  I,  9:  si  aumni  non  habet,  donet  aliam  pecuniam,  man- 
cipia, terram  vel  quicqiiid  habet,  usqiie  dum  impleat.  In  diesen  Fällen  um- 
fasst pecunia  doch  wol  auch  , terra“,  also  unbewegliches  Gut,  wäre  also  dann 
mit  Vermögen  gleichbedeutend. 

•)  1.  B.  XV,  10  . . . si  antem  maritna  ejus,  qui  nec  filioa,  nec  filiaa, 
uec  uepotea  uec  pronepotea  nec  nllum  de  propinquis  habet,  aed  iu  uxorem  aut 
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Die  Meinung,  dass  das  Fehlen  der  Verwandten,  nicht  als 
Bedingung  der  Gültigkeit,  sondern  nur  als  eine  Motivirung  der 
Vergabung  aufzufassen  sei'),  scheint  uns  nicht  begifmdet.  Es 
ist  vielmehr  ganz  konseciuent,  wenn  dasselbe  Gesetz,  welches 
die  kinderlose  Wittwe  auf  den  lebenslänglichen  Besitz  der  Fahr- 
habe beschränkt  und  in  deutlichster  Weise  das  Gut  den  Ver- 
wandten des  Ehemannes  sichern  will,  diese  Verwandte  auch 
gegen  schädigende  Veräusserungen  des  Ehemannes  zu  schützen 
sucht. 

Wenn  aber  die  Familie  gegen  Veräus.serungen  gesichert  wird, 
welche  der  Wittwe  zu  Gute  kommen  sollten,  so  erscheint  es  nahezu 
ausgeschlossen,  dass  znr  selben  Zeit  unentgeltliche  Vergabungen 
an  fremde  Per.sonen  erlaubt  sein  konnten’). 

Die  Frage,  auf  welche  Objekte  sich  die  Veräusserungs- 
be.schränknng  erstreckt,  ist  ans  den  ältesten  Quellen  kaum  un- 
widersprechbar  zu  erledigen.  I,ex  Baj.  XV,  10  spricht  von 
einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens  „facultas“,  oder  eines 
A^erniügensteiles,  ohne  sichtliche  Unterscheidung  beweglichen, 
unbeweglichen,  ererbten  und  errungenen  Gutes’),  l^ex  Baj.  I,  1 
verlangt  vor  der  Vergabung  zum  Seelenheil  die  Abteilung  mit 
den  Kindern  nicht  blos  in  Rücksicht  auf  das  Erbgut,  sondern 
doch  wohl  auch  in  Rücksicht  auf  alles  unbewegliche  Vermögen 
samnit  Zubehör'). 

doiiiitioncm  iiut  tcstamentuni  .sive  p.irti'm  »ivo  omncs  contiilcrit  fiicultatcs  et 
haee  deinccp»  in  vidnitate  persiätit  et  memoriam  mariti  eum  pudidtia  caetitatis 
obsemit.  oimiia  qmie  a marito  ei  sunt  iloiiata  possideat  et  ea  in  quem  voluerit 
pro  sno  jure  traiisfundat. 

')  Lewis,  Sueceaaion  S.  l.*!;  I’ernicea.  O 74.  — Uti.-iere  Ansicht  teilen 
Schröder  a.  0.  ICO,  Amn  10;  Sandhaa."!  a.  0.  1S3;  Zimnierle  a.  ().  S.  53. 
Puds  1.  H.  VII,  4 nicht  — wie  laiwia  a.  O.  meint  — hierher  gehört  und 
etwa  als  Argument  für  allgeineiiie  Veiäusserungsfridheit  zu  verwenden  ist, 
hat  bereits  l’appenheini  dargetan  (Taiunegild  und  (iarethinx,  in  Gierke's 
Untersuchungen.  XIV.  Heft,  S OO);  .Diese  .Stelle  statuirt  die  Freiheit  zu 
dispuniren.  nicht  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Krbrecht,  sondern  nur  im 
(iegeiisatre  zu  di'r  in  ihrem  Kingange  erwiilinten  zwangsweisen  Vertreibung.“ 
Ebensowenig  gehört  1.  H.  XVII,  I hierher;  vgl  darüber  Zimmerlc  a.  O.  S.  55. 

*)  Dieselbe  Folgening  zieht  .Sandhaas  S.  1S3. 

’)  Vgl.  z.  ii.  (Ur  die  Hedeutnng  von  faeullas  = res;  1.  Haj.  \'1I,  2:  et 
omnes  facultates  amittant;  ferner  die  Formeln  bei  Zeumer  S.  16,  S.  29. 

*)  Die  llbersehrift  des  Capitels  1,  1 lautet:  Ut  si  quis  . . . alodi'm 
suam  . . . vel  quaeumque  re  donare  voluerit.  Mag  hier  auch  unter  alod  das 
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Diese  Auffassung  erhält  ihre  Bestätigung  durch  die  Urkunden. 
Dieselben  zeigen,  dass  schon  in  der  frühesten  Zeit,  über  welche 
sie  berichten,  neben  hereditas  und  alod,  also  neben  dem  Erbgute 
das  errungene  Gut,  die  res  adquisita.  die  res  emptica  etc  Gegen- 
stände der  Vergabung  sind')  und  da.ss  — was  für  uns  hier  am 


Erbgut  verstanden  sein  (über  nlod:  vgl  be.sonders  Waitz,  V’erfassiingsge.sdi. 
II,  2.  Abth.  (3.  Aufl.),  2S7  ff.  und  .d.as  alte  Recht*  S.  122  contra  Eich- 
liorn,  D.  Staats-  und  Rechtage.sch.  I,  32ü),  so  wird  dieser  Begriff  durch  den 
Zusatz  ,vel  quaeumque  re*  zum  mindesten  auf  das  gesamte  unbewegliche  Ver- 
mögen samt  Zubehör  erweitert.  Vgl.  Nissl  a.  O.  14G;  Chabert  a.  O. 

U.  je. 

Eine  Bestätigung  für  unsere  Auffassung  liegt  in  dem  Eingangs  cap.  1 
gebrauchten  allgemeinen  Ausdruck  ,res  suas*,  dessen  Umfang  vielleicht  durch 
die  folgenden  Worte  .villas,  terram,  mancipia,  vel  aliquam  pecuuiam,  omuia 
quaeciunqne  douaverit“  unisclirieben  scheint,  welche  auf  das  gesamte  unbeweg- 
liche aber  auch  auf  das  bewegliche  Vermögen  zu  beziehen  sind;  vgl.  aber 
über  den  Terminus  ,res*  Sohm:  R.  und  Ger.-Verf.  I.  420. 

Allerdings  spricht  der  mit:  ,Et  quieqiiid  donaverit“  beginnende  Satz,  in 
welchem  die  Gegeiustände  der  Schenkung  erwähnt  werden,  nicht  mehr  von 
der  Abteilungspflicht,  sondern  von  der  Form  der  Traditio,  welche  an  sich  auch 
Gegenstände  umfassen  könnte,  die  der  Abteilungspflicht  nicht  unterliegen. 

’)  Die  ältesten  Traditionen  sprechen  zwar  fast  ausschliesslich  von  ,hcro- 
ditas“;  Meich.  I,  S.  44  (Hundt  I,  n.  2,  a.  743J,  Meich.  I,  S.  48  (Hundt  I, 
n.  3,  a.  747).  Meich.  I,  S.  50,  (Hundt  I,  n.  8,  a.  752);  Meich.  I,  S.  52, 
(Hundt  I.  n.  10,  a.  754);  Meich.  I,  S 53  (Hundt  I,  n.  12,  a.  755)  etc.  Dio 
wiederkchrende  AVendung  ,rem  proprium,  quam  genitor  mihi  in  hereditatem 
reliqnit“  spricht  deutlich  dafür,  dass  hier  ererbtes  Gut  geschenkt  wurde. 
Noch  deutlicher  die  Gegenüberstellung  z.  B.  Meich.  I,  S.  52,  a.  754:  rem 
propriam.  quam  genitor  mens  mihi  in  hereditatem  reliquit,  vel  qnod  post  obi- 
tiira  illius  in  eadem  fine  juste  adquisivi;  vgl.  jedoch  Hundt  I,  S.  218,  n.  8; 
quiequid  emero  potuimus  in  hereditatem  a.  784 — 88.  — Aber  neben  das  Erbgut 
meist  „hereditas“,  oft  auch  gleichbedeutend  „alodis“  genannt  (vgl.  z.  B. Meich.  I, 
n.  32,  a 772;  propriam  hereditatem,  quam  genitor  meus  mihi  in  alodem 
reliquit;  Meich.  I,  n.  7.  18,  25,  55,  01  etc.)  tritt  als  Schenkungsobjekt  be- 
reits in  der  frühesten  Zeit  das  adtraetum,  lucrum,  dio  res  empta  etc.;  vgl. 
Inama,  W.-G.  I,  ,S  104,  welcher  als  erstes  Beispiel  die  Urkunde  Mon.  Bo. 
2»b,  S .39  (l'rkdb.  ob  d.  E.  1.  437)  vom  Jahre  000 — 024  zitirt.  Verzichteten 
wir  selbst  auf  diese  Pas.sauer  Urkunde,  deren  Echtheit  zweifelhaft  ist  (vgl. 
Gen  gier,  a,  O.S.  58),  .so  finden  sich  trotzdem  seit  a.  752  (Meich.  I.  S.  50)  zahl- 
reiche Urkunden,  die  über  Vergabungen  von  rebus  adquisitis  berichten,  welche 
letztere  der  hereditas  oder  dem  alod  unzweideutig  gegenübergestellt  werden, 
z.  B.  Meich.  I,  n.  7,  a.  759  (de  nostro  alode  vel  adtracto),  Meich,  I.  n.  2.5, 
a.  709  (omnia  accidentia  propriae  hereditatis  vel  adiiuisitione  men).  Die 
erste  Erwähnung  einer  Vergabung  von  Eaufgut  fanden  wir,  mit  Ausnahme 
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wichtigsten  ist  — beide  Gütergruppen  in  gleichem  Masse  der 
Abteilungspflicht  unterworfen  gewesen  sein  dürften’).  Nur  Güter, 
welche  ausdiücklich  mit  der  Modalität  erworben  wurden,  dass 
über  sie  frei  verfügt  werden  dürfe,  konnten  der  Abteilung  ent- 
zogen werden.  Hiervon  wird  später  näher  die  Rede  sein. 

Da  nun  zum  mindesten  wahrscheinlicli  gemacht  ist,  dass 
das  Recht  für  Vergabungen  zum  Seelenheil,  welches  der  Ver- 
äusserungsfreiheit  am  günstigsten  war,  eine  Abteilungspflicht  be- 
züglich allen  unbeweglichen  Gutes  statuiite,  so  muss  geschlossen 
werden,  dass  die  Veräusserungsbeschränkungen  bei  unentgeltlichen 
Vergabungen  anderer  Art  sich  gleichfalls  auf  unbew’egliches  Gut 
jeder  Art  bezogen.  Damit  stimmt  auch  der  früher  herangezogene 
allgemeine  Ausdruck  „facultas“  in  lex  Baj.  XV,  10  überein,  wel- 
cher zum  mindesten  die  Vergabung  irgend  welchen  unbeweglichen 
Gutes  an  die  Ehefrau  verbietet,  so  lange  noch  erbberechtigte 
Verwandte  des  Ehemannes  vorhanden  sind. 

der  oben  erwähnten  zweifelhaften  Passancr  Urkunde  und  der  Stellen  in  der 
Vita  S.  Corbiani  cap.  20  und  21,  bei  Meich.  I,  n.  C fUr  das  Jahr  760  (tradidi 
propriam  hereditatem  atque  empticam)  und  ferner  fortlaufend  Meich.  I,  n.  U, 
a.  762  etc. 

*)  Es  handelt  sich  darum,  ob  QUter,  die  nicht  durch  Erbschaft  an  den 
Geschenkgcbor  gekommen  waren,  in  der  That  im  Sinne  von  1.  Biy.  I,  1 vor 
einer  Vergabung  zum  Seelenheile  der  Abteilungspflicht  unterlagen.  Diese 
Frage  darf  wohl  unter  Berufung  auf  folgende  Abtcilungsurkunden  bejaht 
weiden:  Mon.  Bo.  VIU,  S.  364  (vgl  damit  Kegost  bei  Hundt  I,  n.  a.  776) 
teilen  Vater  und  Sohn  vor  der  Vergabung  zum  Seelenlieile  mit  einem  zweiten 
Sohne  ab,  und  zwar  nicht  blos  das  Erbgut,  sondern  auch  die  adquisitio.  Es 
heisst  hier:  tradidi  ego  Atto  et  filins  mous  Arno,  quae  nobis  in  partem  con- 
tigeruut,  id  est  mihi  et  filio  meo  Amoni,  seu  de  hereditate  nostra,  sive  ad- 
quisitione  nostra.  Ferner  Meich.  I,  n.  7,  a.  75U  schenkt  Adalunc  seine  portio 
und  die  seines  Sohnes  Uuuunc.  Wir  haben  somit  hier  das  Kesultat  einer 
Abteilung  vor  uns.  Geschenkt  wird  aber  ,de  nostro  alode  vel  adtracto“. 
Schliesslich  kleieh.  I,  n.  18,  a.  709.  Hier  will  Wurmhart  mit  Rücksicht  auf 
eine  mögliche  Hesceiidcnz  nur  ‘i,  schenken.  aber  dem  Kinde  Vorbehalten. 
Es  wird  daher  gleichsam  die  Abteilung  mit  di  sem  zukünftigen  Kinde  antizi- 
pirt  und  Wuruihart  tradirt  der  Kirche  ,a  die  praeseiite  de  omni  re  niea  tertiam 
partem  de  almle  de  (|ualibct  adtracti  mihi  legibus  obvenit“.  Zwei  Drittel 
also  auch  des  errungenen  Gutes  bleiben  dem  Kinde  Vorbehalten.  Dazu  kommt, 
dass  diese  Urkunde  — wie  Brunner  herausgestellt  hat  — einem  Formel- 
buche entstammt,  also  allgemeinere  Anwendung  fand;  vgl.  Brunner,  Kochts- 
goschichte  der  Urkunde  I,  248,  A.  1 und  Zeunier,  Fonnulae  .'•40,  f>47.  — 
Allerdings  spricht  die  Thatsache  der  Einbeziehung  dieser  Güter  in  die  Ab- 
teilung nicht  notwendig  dafür,  dass  dies  gesetzliche  Forderung  war. 
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Es  ergibt  sich  also  für  die  älteste  nrknndliche  Periode 
Baierns  ebenso  wie  für  das  älteste  sächsische  Recht*)  die  Gel- 
tung von  Veräussemngsbeschränknngen  in  Bezug  auf  unbeweg- 
liches Gut  jeder  Art. 

Die  Frage,  ob  die  Abteilungspflicht  bei  Vergabungen  zum 
Seelenheile  und  folgerichtig  die  Yeräusserungsbeschränkungen  bei 
anderweitigen  unentgeltlichen  V ergabungen  sich  nicht  nrsprünglich 
auch  auf  bewegliches  Gut  bezogen,  wagen  wir  nicht  entschieden 
zu  verneinen*).  Die  bereits  besprochenen  Ausdrücke  „facultas“ 
in  lex  Baj.  XV.  10,  „pecunia“  in  lex  Baj.  I.  1 lassen  der  Annahme 
Kaum,  dass  in  beiden  Fällen  auch  die  Vergabungen  beweglichen 
Gutes  der  Beschränkung  unterworfen  werden  sollten.  Heusler, 
welcher  eine  ursprüngliche  Gebundenheit  des  beweglichen  Gutes 
ablehnt,  meint  trotz  dieser  Annahme,  dass  die  Anwartschafts- 
rechte des  Erben  auf  Fahrni.ss  nicht  schwächer  waren  als  auf 
Liegenschaft,  dass  aber  hier  „die  Veräusserungsfreiheit  durch 
die  Forderungen  des  Verkehrs  schlechthin  aufgenötigt  wurde“*). 

Mag  auch  dem  Grundbesitze  zu  jener  Zeit  eine  ganz  be- 
sondere Bedeutung  für  die  Familie  zuzusprechen  sein  und  das 
Recht  für  Fahrhabe  sich  noch  so  verschieden  gestaltet  haben, 
so  beweisen  doch  die  viel  später  auftretenden  Ginindsätze  des 
Sachsenspiegels  und  Schwabenspiegels,  wonach  Niemand  am 
Siechbette  fahrende  Habe  ohne  Erbenzustiininung  vergaben  kann*), 
zum  Mindesten  dies,  dass  auch  die  fahrende  Habe  den  Erben 
unter  Umständen  gesichert  werden  sollte.  Es  scheint  somit 
nicht  unmöglich,  dass  dieser  Recht-sgedanke  ursprünglich  einen 
strengeren  Ausdruck  gefunden  hat. 


')  Für  da»  altaäclisiaehe  Rpcht  vcl.  Kipper,  a.  0.  S.  45  ff.,  Zimmerte 
S.  86  will  eine  Bcachränkung  des  Warterechtes  auf  Erb^t  für  keines  der 
Volksrechte  gelten  lassen,  ebenso  Stobbe  II,  S.  128,  A.  38. 

•)  Kipper  a.  O.  scbliesst  für  das  sächsische  Recht  bewegliche  Sachen 
aus,  ebenso  Zimmerle  a.  ü.  für  das  üeltungsgebiet  aller  Volksrechtc.  Vgl. 
aber  Pappentieim,  a.  O.  S.  62,  welcher  im  Unterschied  zur  spateren  Ent- 
wickelung bemerkt;  .Die  Volksrechtc  machen  keinen  Unterschied  zwischen 
Mobilien  und  Immobilien.  Uegenstaud  des  Erbrechts  ist  das  gesamte  Ver- 
mUgen  des  Einzelnen“. 

*)  Heusler,  Inst.  II,  167. 

*)  Uber  das  spätere  Recht  bei  Vergabungen  fahrender  Habe  vgl.  bes. 
Siegel,  Das  deutsche  Erbrecht  S.  71  ff.,  S.  109  ff.;  Ssp.  I,  62,  § 2;  Schwsp, 
tw.;  46, 


Digilized  by  Google 


108 


Als  nahezu  sicheres  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchung 
zeigt  sich,  dass  die  unentgeltliche  Yeräusserung  unbeweglichen 
Gutes  jeder  Art  auch  bei  Y ergabungen,  die  nicht  zum  Seelenheile 
dienten,  durch  Erbenrechte  beschränkt  war.  Ferner  führt  eine 
strenge  Auslegung  von  lex  Baj.  XY,  10  bezüglich  solcher  ander- 
weitiger Yergabungen  zur  Annahme,  dass  beim  Fehlen  einer 
Descendenz  auch  den  weiteren  Yerwandten  ein  Widerspruchsrecht 
zukam  und  zu  der  weiteren,  uns  minder  sicher  scheinenden  An- 
nahme, dass  hier  eine  mit  den  Kindern  vorgenommene  Abteilung 
diesen  das  Widerspruchsrecht  deshalb  nicht  entzog,  weil  hier 
etwa  im  Unterschiede  zu  den  Yergabungen  an  Kirchen  auch  die 
Yeräusserung  der  „portio  sua“  an  die  Zustimmung  der  Kinder 
gebunden  war*)- 


’)  Eine  wichtige  Nachricht  in  der  Vita  S.  Corbiniani  bei  3(eicb.  I,  2.  S.  U, 
Cap.  21  über  ein  Begcbniss.  das  »ich  vor  dem  Todesjahre  des  heil.  Corbinian 
(+  730)  ereignet  haben  muss,  lautet:  fuit  iudetjiie  non  longe  nianens  qnaedam 
vidiia  nomine  Fausta  cum  duabus  filiabus  bonain  babentes  substantiam.  Qnae 
Fanata  dividena  cum  filiabus  possessionem.  portionemque  suam,  Grimoaldo 
Principi  eo  modo  tradidit.  ut  nsque  dum  illa  viveret,  eara  tueretur  et  custo- 
dirct,  et  ut  post  ejus  excessum  hoc  sibi  haberet  in  proprium  in  loco  qni  did- 
tnr  Oliorzes  cum  omnibus  ibidem  pertinentibus.  Post  ejus  quoque  obitum 
beatus  Corbinianus  dedit  Grimoaldo  Principi  nongentos  auri  solido.s,  quos  ei 
dudum  Pippiiius  majordomus  Francorumque  Princeps  in  snam  largitus  est 
eljmo.sinam  et  comparavit  hoc  ipsum  in  Chorzes,  et  ambo  pariter  postea  idem 
beatus  Corbinianus  Episcopus  et  Grimoablus  Princeps  tradiderant  hoc  Deo 
et  sanctac  Mariae  ad  praedictam  ecclcsiam  in  Castro  Frisingense,  nbi  tune 
beatus  Corbinianus  catbedram  tenuit  pontificalem.  — Diese  un.seres  Wissens 
älteste  Nachricht  Uber  eine  Abteilung  lässt  dieselbe  zwischen  Mutter  und 
Töchtern  geschehen,  nicht  aus  Anlass  einer  Vergabung  zum  Seelenbeile,  son- 
dern anlässlich  einer  Vergabung  an  den  Herzog  zur  Erlangung  seines  Schutzes. 
Da  die  Urkunde  nicht  Überliefert  ist.  sondern  nur  die  Nachricht  des  bischöf- 
lichen Verfassers  der  vita  S.  Corbiniani,  so  bleibt  Vieles  zweifelhaft.  Aus 
der  Thatsacbe  nämlich,  dass  die  Mutter  nach  Abteilung  mit  den  Töchtern 
vergabt,  folgt  nicht,  dass  sie  nach  erfolgter  Abteilung  dieses  Recht  unbedingt 
hatte.  Es  mag  sein,  dass  die  Töchter  zugestimmt  hatten.  Es  mag  aber 
auch  sein,  dass  Vergabungen  an  den  Herzog,  wie  anderwärts,  ein  günstigeres 
Recht  gleich  den  Vergabungen  zum  Seelenheil  genossen.  Umgekehrt  Hesse 
sich  aus  dieser  Nachricht  allein  nicht  mit  Sicherheit  sagen,  dass  vor  jeder 
Veräusserung  zum  mindesten  die  l’tiicht  der  Abteilung  bestand.  A priori 
wäre  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Mutter  diese  Abteilung  freiwillig  vor- 
genommen hatte.  Im  Zusammenhänge  aber  mit  allem  im  Texte  Gesagten 
wird  der  Nachricht  eia  hohes  Maas  ergänzender  Reweiskraft  kaum  bestritten 
werden.  — Über  die  l^uello  selbst  und  deren  Alter  ist  nun  S.  Kiezlor: 
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Jedenfalls  zeigen  die  Reclitsqiiellen,  welche  dem  Schlüsse 
des  8.  Jahrhundeils  angehüien,  einen  Rechtszustand,  der  daiauf 
hinzu  weisen  scheint,  dass  das  mildere  Recht  für  Vergabungen 
zum  Seelenheile  nunmehr  auch  für  sonstige  unentgeltliche  Ver- 
gabungen Anwendung  findet. 

Die  zahlreichen  Abteilungen  zu  frommen  Zwecken  konnten 
umsoweniger  ohne  Einfluss  auf  die  sonstige  Reclitsübung  bleiben, 
als  ja  die  oben  erwähnten  sonstigen  rechtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Faktoren  zu  möglichster  Verfugungsfreiheit  drängten.  Als 
Resultat  dieser  Entwicklung  dür  fen  wol  jene  Formeln  betrachtet 
werden,  welche  eine  Änderung  des  in  1.  Baj.  XV,  10  fixirten 
Rechtes  enthalten.  Die  in  Baiern  rezipirten  Formeln  belehren 
nemlich,  dass  jedenfalls  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  in  Baiern, 
also  gegen  Schluss  des  R.  Jahrhunderts  bei  Schenkungen  unter 
Ehegatten  nur  mehr  auf  die  Descendenten,  nicht  aber  auf  die 
entfernteren  Verwandten  Rücksicht  genommen  wird'). 

Vier  mit  Bairischem  Kechtsgebiete  in  Beziehung  stehende 
Formeln,  zwei  bei  Liudenbruch  und  zwei  bei  Marculf  II  be- 
treffen Schenkungen  unter  Eliegatten,  die  sich  bei  näherer  Be- 
trachtung auf  zwei  typisch  verschiedene  Formeln  reduziren,  nemlich 
auf  Marculf  II  7 und  Lindenbruch  13“). 

.Arbco's  Vita  (V)rbiniani  in  der  iirspriintlicben  Fasaunp:“,  in  den  Abhandlnnijen 
der  kön.  baj-r.  Akad.  III,  CI.  XVIII,  Hd.  1.  Abth.  21U  ff.  nu  verKleichon. 
Riezler  bringt  hier  iiacb  einer  Handschrift  des  Britiseben  Miiseuma,  auf  welche 
bereits  Pertz  aufmerksam  gemacht  hatte,  den  Oricinaltext  der  von  Bischof 
Arbeo  7C4 — 7H4  verfassten  Vita  S.  Corbini.ani.  Der  bei  Meicb.  I,  2 abj'C- 
druckte  Text  entstammt  nach  lliezler  (S.  221  und  225)  einer  im  9.  oder  10. 
■Tahrliundert  vorgeaonimenen  I Überarbeitung  des  Originals.  Das  von  uns 
citirte  2t.  Kapitel,  das  die  Erwerbung  des  Gutes  Kortscb  hei  Schlandera 
betrifft,  findet  sich  nun  zwar  in  dieser  bei  Meicb.  abgeclruckten  Überarbeitung 
der  Vita,  nicht  aber  im  Originale.  'I’rotzdem  hält  Riezler,  S.  242,  ,eine  ur- 
kundliche Vorlage  für  den  ganzen  Inhalt  dieses  Kapitels  wahrscheinlich“, 
umsomehr  als  nach  einer  l'ikunde  König  Heinrichs  I,  bei  Meich.  I.  S.  163, 
der  Künig  dem  Bischöfe  Wolfram  die  Güter  in  Majes,  Chorzes,  Chaeines, 
apraedium  a St.  Corbiniano  quondam  emptum  bactenus  iniusto  oblatum“ 
zurückstellt. 

’)  Hierauf  hat  ii.  W.  zuerst  Merkel  bingewiesen  in  Anm.  15  ad  1. 
Baj.  XV,  10,  I^egg.  III,  S.  431,  dann  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güter- 
recbtes,  1.  Bd..  S.  160,  A.  10;  beide  unter  Berufung  auf  Form.  Salzb.  n.  13 
u.  15  bei  Rockinger. 

*)  Die  vier  Formeln  sind  Marculf  II,  n.  7 u.  RbeiZeumer,  S.  79n.  80, 
ferner  Form.  Sal.  IJndenbrog.  n.  13  beiZeumer,  S.  275  und  additam.  n.  1 
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In  Beiden  wird  die  Vergabung:  mit  dem  Felilen  einer  Des- 
ceiidenz  begründet')  und  der  Widerspruch  soustiger  Erben  ab- 
gewehrt, also  ilire  Existenz  in  Rechnung  gezogen,  ohne  dass 
ihre  Zustimmung  erwähnt  würde.  Wälirend  aber  nach  der  Formel 
7 des  Marculf  der  Vergabende  sein  gesammtes  Gut  dem  Ehe- 
gatten, jedoch  nur  zum  Nutzgenuss  gibt,  und  Rückfall  des  Gutes 
an  die  „nostros  heredes,  qui  tune  propiuquiores  fiierint“  fest- 
setzt, schenkt  der  Ehegatte  nach  der  Formel  13  des  Liudeii- 
bruch  das  Gut  zu  Eigentum"),  aber  nicht  sein  ganzes  Gut, 
sondern  nur  einen  Teil  desselben  (de  rebus  suis).  Wir  kennen 
keine  in  Baiem  rezipirte  Formel,  kraft  deren  kinderlose  Ehe- 
gatten sich  trotz  vorhandener  gesetzlicher  Erben  ihr  ganzes  Gut 
zu  vollem  Eigentum  schenken.  Immerhin  muss  in  der  Rezeption 
der  beiden  obigen  Formeln  eine  Abschwäclinng  jenes  Rechtes 
entfernter  Verwandten  gefunden  werden,  das  in  lex  Biij.  XV,  10 
ausgesprochen  ist,  denn  dieses  Gesetz  lässt  beim  Vorhandensein 
gesetzlicher  Erben  keinen  Raum  für  Vergabungen  einzelner  Ver- 
mögensteile zu  Eigentum,  oder  für  Vergabungen  des  gesammten 
Nutzgenusses  und  spricht  überhaupt  nur  von  Schenkungen  an 
die  überlebende  Wittwe,  nicht  aber  von  solchen  an  den  über- 
lebenden Ehemann.  Es  scheint  sich  schon  ans  den  obigen 
Formeln  zu  ergeben,  dass  Ende  des  8.  Jahrhunderts  Schenkungen 
unter  Ehegatten  bei  fehlender  Descendenz  mindestens  in  einem 
gewissen,  nicht  bestimmbaren  Umfange  auch  gestattet  wurden, 
wenn  sonstige  Erben  vorhanden  waren;  dass  aber  bei  Vorhanden- 


ibidem,  S.  282.  Letztere  Formel  ist  mit  wenigen  Änderungen  identisch  mit 
der  vollständigeren  Formel  bei  Marc.  II,  7 ; und  Jlarc.  II,  7 unterscheidet 
»ich  von  II,  8 nur  dadurch,  da.ss  dort  dem  überlebenden  Ehegatten,  der  den 
Fruchtgoniis»  des  Vennögens  hat.  vom  Stamme  des  Vermögens  Schenkungen 
zum  Seelenheil  gestattet  sind,  hier  nicht.  Es  bleiben  somit  nur  zur  (iegen- 
überstellung  Mare.  II,  7 und  Lindeiibruch  13.  Beide  Formeln  enthält  das  Salz- 
burger Formelhuch.  Lindenbruch  1.3  = Rockingor  13;  Marculf  II,  7 hat 
aber  in  der  kürzeren  Gestalt  von  Addit.  n.  1 Aufnahme  gefunden  = Rockin- 
ger  n.  16. 

’)  qiiod  inter  eos  agnatio  minime  es.so  cerneretnr  (Marculf  II,  7)  und 
„dum  ot  inter  noa  procreatio  filiornni  minime  esse  videtur“  (Ijindenbrnch  1,3). 

•}  omties  re»,  qnas  dedit  et  quas  accepit,  in  suo  iure  vel  dominationo 
recipere  deheat,  habendi,  tenendi,  dandi,  vendendi,  commutandi  heredibnsque 
suis  ad  posaidendum  relinquendi  liheram  in  Omnibus  habeat  potestutem,  vgl. 
den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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sein  von  Kindern  der  Schenkung  unter  Ehegatten  — sofern  sie 
überhaui>t  gestattet  war  — zum  mindesten  eine  Abteilung  mit 
den  Kindern  vorangelien  musste. 

Der  in  beiden  Formeln  wiederkehrende  Hinweis  auf  das 
Fehlen  von  Kindern  ist  geeignet,  die  von  uns  vertretene  An- 
schauung zu  unterstützen,  da.ss  auch  bei  Vergabungen,  die  nicht 
dem  Seelenheile  galten,  mindestens  die  portio  der  Kinder  un- 
berührt bleiben  musste.  Das  strengere  Recht  der  lex  Baj.  XV. 
10  mag  gemildert  worden  sein,  aber  eine  grössere  Freiheit  als 
lex  Baj.  I.  1 gewährt,  galt  auch  jetzt  nicht.  Eine  nähere  Be- 
trachtung anderer  einschlägigen  Formeln  und  Urkunden  wird 
dies  erweisen. 

Die  bairischen  Rechtsquellen  des  8.  Jahrhunderts  umfassen 
ausser  den  Schenkungen  an  Kirchen  zwei  Gruppen  unentgeltlicher 
oder  scheinbar  unentgeltlicher  Veräusserungeu;  die  erste  Gruppe 
enthält  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie,  die  zweite  Zu- 
wendungen an  Personen  ausserhalb  derselben. 

I.  Von  der  ersten  Gruppe  wurden  die  Fälle  einer  Dos- 
bestellung, sowie  der  Schenkung  unter  Ehegatten  bereits  be- 
sprochen'). In  Betracht  kommen  ausserdem  die  Fälle  der  Erb- 
einsetzung von  Enkeln  verstorbener  Kinder  neben  anderen 
Kindern,  fenier  besondere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere 
Familiengenossen. 

1)  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  waren  durch  die 
lebenden  Kinder  ausgeschlossen.  Es  galt  auch  im  Bairischen 
Rechtsgebiete  ursprünglich  kein  Repräsentationsrecht.  Eine  in 
die  Salzburger  Compilation  aufgenommeue  FonneD)  beweist 
aber,  dass  der  Grossvater  diesen  Enkeln  das  gleiche  Erbrecht 
wie  den  Kindern  geben  konnte,  ohne  dass  von  einer  Zustimmung 
der  auf  diese  Weise  benachtheiligten  Kinder  die  Rede  '*)  ist.  In 

'}  Vfrl.  oben  S.  101,  Anm.  2. 

*)  Hockini^er  ii.  12:  (>irta  quiilitcr  nepotes  cum  avnncnlis  euis  in  loco 
paterno  auccedero  debeant  = Form.  Idiidenbrei  n.  12,  bei  Zeumer  S.  274, 
Tgi.  auch  Marculf  II.  10,  bei  Zeumer  8.  Sl. 

•)  Vgl.  über  das  bairi.scho  Recht:  Chabert,  in  Denkschriften  derWr. 
Akad  a.  O.  IV.  S.  ir>;  (tuitzmann,  a.  0.  186.  — (Über  das  ReprSsentations- 
recht  in  ältester  Zeit  überhaupt:  Schriider’s  Rechtsgesehiebto  ,S.  322. 
Siegel’s  Rechtsgeschichte  432  und  12U,  v.  Ämira,  Erhenfolge  a.  O.  S.  123, 
Heusler,  Inst.  U,  57‘J;  ncucstens  Ficker,  a.  0.  S.  252  und  öfter;  für 
die  spätere  Entwicklung  Siegel,  D.  Erbrecht  a.  0.  S.  61  ff.). 
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dieser  Verfügung  lag  nach  damals  bestehendem  Recht  eine  Ver- 
kürzung der  Kinder,  denn  nach  dem  Wortlaute  der  Formel  ist 
nicht  anzunelimen,  dass  die  Enkel  wie  anderwärts  auf  die  portio 
des  Grossvaters  gewiesen  wurden,  welche  diesem  geblieben  war*). 

Es  erübrigen  daher  nur  noch  die  beiden  Möglichkeiten,  dass 
etwa  unter  dem  Einflüsse  des  Westgothisclien  Rechtes,  w'elches 
das  Repräsentationsrecht  kannte,  sich  im  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine  Rechtsübiing  zu  Gunsten  der  Enkel  contra  legem 
ausbildete,  oder  die  weitere  Möglichkeit,  dass  die  Zustimmung 
der  benachteiligten  Kinder  zwar  geboten  war  und  geübt  wurde, 
aber  in  der  Formet  nicht  erwähnt  wird-). 

2)  Andere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere  Familien- 
genossen. 

Nach  einer  einschlägigen  b'orniel-')  s<  henkt  der  Grossvater 
seinen  Enkeln  „aliquam  rem“  zum  Danke  für  geleistete  Dienste 
(„pro  servitio  vel  benivolentia").  Dieser  Fall  gehört  somit  — 
strenge  genommen  — zu  den  entgeltlichen  Vergabungen,  wider- 
spricht übrigens  keiner  unserer  Voi  aussetzungen,  denn  die  Zuwen- 
dung kann  aus  der  poitio  des  Gro.ssvaters  geschehen  sein.  — 
Nach  einer  Bestimmung  der  lex.  Baj.  XV,  0 können  uneheliche 
Söhne  von  den  erbberechtigten  eine  Gnadengabe  erhalten:  non 
accipiant  portionem  inter  fratres,  uisi  tantum  quantum  ei  per 
misericordiam  dare  voluerint  fratres  eins. 

Schliesslich  berichtet  auch  eine  Anzahl  von  Urkunden  des 
8.  Jahrhunderts  über  solche  Vergabungen  an  Familiengenossen*). 

')  Hcusler,  Instit.  II,  5S2.  Für  dus  Hairisclio  Reclit  scheint  die 
obige  Formel  n.  12  eine  solche  Erklärung  auszu.schliessen,  denn  es  heis.st: 
ipsum  videlicet  portionem.  quam  pater  vesler  ille,  si  adliuc  viveret,  hcre<litare 
debuerat. 

Der  verwandte  Full  einer  Erheneiuselzung  der  Tochter,  Marculf  II, 
12,  ist  der  Bairischen  .Sammlung  nicht  einverleibt,  vielleicht  aus  dem  Grunde, 
weil  hier  die  Töchter  bereits  den  Sühnen  erbrechllich  gleichgestellt  waren. 

•)  Formel  14  bei  Uockinger  = Formulac  Sal.  Lindenbr.  n.  14  bei 
Zeumer  S.  276.  Der  Fall  (Marculf  11.  11)  eines  ITaecipuums  an  den  Sohn 
ist  der  bairischen  Sammlung  nicht  einverleibt,  übrigens  im  we.sentlichen  identisch. 

*)  A 759,  Urkdb.  ob  d.  E.  1,  41:  Ihho  schenkt  omnem  substantiam 
atque  hereditatem  der  Kirche,  sine  mancipiis,  qui  in  domo  mea  sunt,  ipsas 
mancipias  trado  sororibus  meis.  — u.  760,  Meich.  I,  n.  6,  Chunipertus  ver- 
gabt der  Kirche  eiccpto  colone  nuncupaute  L.  quem  filio  filii  mei  tradidi.  — 
a.  769,  Meich.  I,  n.  18  aus  einem  Formclbucli  stammend  (vgl.  oben  S.  106, 
Anm.  1):  . . . si  nobis  filius  ortus  fuerit  . . . complacuit  nos,  nt  habeat  po- 
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Die  Erwähnnnjr  ist  immer  nnr  eine  frelegentliche.  Meist  wird 
über  eine  Vergabung  zum  Seelenbeile  berichtet  und  daneben  einer 
solchen  Zuwendung  an  ein  Familienglied  gedacht,  um  auszu- 
drücken, dass  der  betreffende  Teil  des  Vermögens  von  der  Schen- 
kung zum  Seelenheil  ausgenommen  sei.  Dieser  Umstand  erklärt 
es,  dass  wir  über  die  näheren  Umstände  jener  Vergabung  an 
Familienglieder  urkundlich  so  wenig  erfahren.  Keine  dieser 
Nachrichten  widerspricht  aber  unserer  durch  andere  Argumente 
begründeten  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  niemals  auf 
Kosten  der  Erbansprüche  der  Descendenten  geschehen  konnten '). 

II.  Die  zweite  Gruppe  möglicher  Fälle  umfasst  unentgelt- 
liche Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der  Familie.  — Sehen 
wir  von  Vergabungen,  die  einem  Treneverhältnisse  entsprangen, 
ab,  so  ist  es  klar,  dass  Fälle  dieser  Art  zu  der  grössten  Selten- 
heit gehören  mussten. 

testntem  duag  partes  ot  mnter  nica  de  hereditat»  inea,  hoc  est  inansns,  vir 
et  femina  et  mancipii  cum  uinnibus  facultiitihus  suis;  a 774  hei  Hundt  I. 
S.  216,  n.  .3:  ego  Ratpot  rem  propriam,  quam  geiiitor  meiis  Cidmuni  in  here- 
ditatem  mihi  reliqnit,  dono  ad  ecclcsiam  . . . exrepto  Aermunto  famulo  nostro 
quem  fratri  nostro  Wicpatone  supra  partem  suam,  quam  sortiebat  contra  me 
donavimns;  a.  779,  Meich.  I,  n.  63,  Toza,  religiosa  femina  ...  in  honore. 
St.  Cerbiniani  . . univorsa  patrimonia  donavit.  exccpto  colonias  diias.  welche 
ihre  beiden  .Söhne  als  Benefizien  auf  Lehenszeit  erhalten ; a,  760 — 788,  Urkdh. 
ob  d.  E.  I,  S.  10  und  58,  vgl.  Hundt  I,  S.  215,  n.  10:  Ego  Suanahilt  trado  here- 
ditatem  meam  ad  St.  Michaelem  . . quae  mihi  senior  mens  Sigipercht  donavit 
cum  consensn  domino  nostro  Tassiloni.  Nach  dem  Register  zum  TTrkunden- 
buch  ob  d.  Enns  ist  Suanahilt  die  Tochter  des  Sigiperht,  nach  der  Meinung 
Merkel’s,  Legg. III,  S.  431,  A.  15  de^-sen  Gattin.  — Mon.  Bo.  VIII,  S 307,  a.  780: 
A.  Presbyter  propriam  hereditatem  snam  tradidit  nepoti  suo  A,,  qnando  illnm 
tonsuravit;  a.  784—788,  Meich.  I,  n 178.  vgl.  Hundt  I.  S.  218  n.  8:  ego  R.  et 
coniui  mea  O.  tradimiis  qtiicquid  habuimus  in  hereditatem  et  quidquid  tradidit 
ei  pater  ipsius  in  proprium  cum  licentia  domini  Tassilonis;  a 784—811, 
Meich.  I,  n.  206:  qnaliter  Helmuni  comes  nxori  snae  Cnndpirc  tntem  suam 
habere  constituit,  hoc  est  cnrtem  in  F.  quicquid  H.  ibidem  habere  videbatur, 
tradidit  uxori  suae  jure  Icgifimo  ad  compositionem  tutis  illius;  ipsa  enim 
Cnndpirc  eandem  tradidit  curtem  Hnduinaro.  filio  suo  in  propriam  hereditatem 
et  statuit,  ut  ipse  Hadumar  potestatein  de  hoc  curte  habnisset  habendi,  possi- 
dendi  vel  tradendi  ubicum(|uc  volniaset.  Hier  schenkt  also  die  Mutter  ihre 
Dos  zu  freiem  Eigentum;  vgl.  noch  Meich.  I.  n.  182. 

')  Waitz,  Verf.-Gcsch.  II.  2,  Abth.,  S.  287  glaubt  aus  der  Nicht- 
erwähnung von  Erbenzustimmung  in  den  Formeln  des  Marciilf  folgern  zu 
können,  dass  zur  Zeit  der  Volksreehte  mindestens  innerhalb  der  Familie  frei 
über  das  Vermögen  verfügt  wurde. 

Adlar,  Dm  Erbsavartrvohl.  8 
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Hieher  gehört  zunächst  die  Adoption.  Sie  erscheint  ans- 
drücklicli  durch  das  Fehlen  einer  Nachkommenschaft  bedingt'). 
Es  weiden  nach  der  in  Baiem  rezipirten  Formel  „omnes  res“  zu 
freiem  Eigentum  tradirt  und  jede  Anfechtung  der  Erben  wird 
abgewiesen.  Da  aber  der  Adojitivsohn  die  Pflicht  übeniimmt, 
dem  Adoptivvater  Unterhalt  zu  geben,  so  kann  die  Vergabung 
nicht  als  eine  unentgeltliche  betrachtet  werden. 

Bemerkenswert  ist  feiner  die  Einverleibung  einer  Formel 
in  das  Salzburger  Fonnelbuch,  welche  die  Überschrift  trägt: 
„Traditio,  cuicumque  tradere  voluerit“.  Es  heisst  in  dieser 
Formel:  Dono  tibi  . . . aliquam  rem  meam  in  pago  illo  . . . 

in  ea  vero  ratione,  nt  ab  hac  die  hoc  habeas,  teneas  atque  (lossi- 
deas,  vel  quicquid  exinde  facere  volueris,  liberam  in  omnibus 
habeas  potestatem*).  Jeder  Widerspruch  der  Erben  wird  abge- 
wehrt und  mit  Strafe  bedroht.  Vorausznschicken  ist,  dass  die 
Formel  fränkischen  Urspnings  ist  und  ihr  Vorkommen  in  der 
Compilation  kein  voller  Beweis  für  ihre  ungeänderte  Anwendung 
ist;  dass  ferner  diese  Formel  — da  ja  nirgends  die  Zustimmung  der 
Erben  negirt  wird  — die  Möglichkeit  offen  lässt,  dass  die  Zu- 
stimmung der  Erben  stillschweigend  vorausgesetzt  ist. 

Aber  hiervon  ganz  abgesehen  widerspricht  der  Inhalt  dieser 
Formel  keineswegs  unserer  bisherigen  Annahme,  sondern  bestätigt 
dieselbe.  Betrachten  wir  die  Formel  näher,  so  kann  ihre  Über- 
sclirift:  „traditio,  cuicumque  tradere  voluerit“  zweierlei  heissen,  sich 
entweder  auf  den  Schenker  oder  auf  den  Beschenkten  beziehen. 
Siebedeutet  entweder,  dass  hier  eine  allgemein  anwendbare  Formel 
vorliege,  anwendbar  nicht  bloss  in  den  erörterten  Spezialfällen, 
sondern  bei  jeder  beliebigen  erlaubten  Schenkung  ( — denn  aus 
dieser  Wendung  auf  die  Erlaubtheit  jeder  Schenkung  zu  schliessen, 
ist  gewiss  unerlaubt).  Oder,  es  ist  mit  der  Ubersclirift  „cuicumque 
tradere  voluerit“  die  Qualität  des  schenkungsweise  zu  erwerbenden 


')  Form.  Sal.  Limlcnbr.  n.  18,  boi  Zeumer  S.  279  = Rockiugor  n.  21 ; 
Uum  igitur  procrcationem  filioruni  minime  bubere  videor,  vgl.  auch  itarcolf 
II,  1.8,  boi  Zeumer  S.  83. 

‘J  Form.  .Sal.  Lindenbr.  4,  bei  Zeumer  S.  271  = Rockinger  n.  G;  bei 
Rockiuger  ist  sie  iiberschricbeii : Traditio  cuilibet  bomini.  Über  die  Bedeutung 
äbnlieher  Kluuaeln  in  königlichen  Behenkungaurkunden : Brunner,  Land- 
scheukungen  a.  O.  1192  ff.  — Überhaupt  sucht  das  uuu  folgende  in  den  Grund- 
gedanken und  Ausführungen  dieser  Abhandlung  Brunners  seine  Rochtfertigoug. 
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Besitzreclites  gemeint  (Brunner).  Dann  soll  damit  gesagt  sein,  es 
liege  hier  die  Formel  für  eine  Schenkung  vor,  kraft  deren  der  Be- 
schenkte die  Sache  tradiren  kann  „cuicumque  tra<lere  voluerit“. 
Für  die  letztere  Auslegung  kann  der  Umstand  geltend  gemacht 
werden,  dass  in  der  That  der  Text  der  Formel  dem  Beschenkten 
fast  mit  den  Worten  der  Überschrift  freie  Verfügung  über  das 
Gut  gewährt.  — Die  Entscheidung  der  Frage  nach  dem  Sinne 
der  Überschrift  wird  deshalb  leicht,  weil  der  Text  der  Formel 
uns  zeigt,  dass  hier  eine  Vergabung  vorliegt,  welche  dem  Be- 
schenkten freie  Veräusserung  des  Gutes  gewährt.  Würden  also 
unsere  früheren  Ausführungen  die  Möglichkeit  freier  Veräusserung 
allgemein  ausschliessen,  so  würde  diese  Formel  uns  widerlegen. 
Wir  haben  aber  selbst  eine  Reihe  von  Fällen  hervorgehoben,  in 
welchen  Vergabungen  sowohl  an  Familienmitglieder  als  auch  an 
Personen  ausserhalb  der  Familie  unabhängig  von  jeder  Erben- 
zustimmung gestattet  waren.  Ausser  diesen  besonderen  Fällen 
der  Dosbestellung,  der  Schenkung  unter  Ehegatten,  der  Zuwen- 
dung eines  Praecipuums  aus  der  eigenen  portio  an  bestimmte 
Faniiliengenossen,  der  Adoption  und  der  Schenkung  eines  zu 
freiem  Verfügungsrechte  überlasseuen  Gutes*),  welche  unter  den 


')  Es  ist  der  Fall  sremeint.  in  welchem  sich  der  Beschenkte  gemäss  der 
oben  bcsiirochenen  Formel  hei  Koekinger  n.  fi  befindet.  Ihm  wurde  das  Gut 
tradirt  mit  der  Rechtsqualität  freier  Veräusserbarkeit.  Will  man  dies  nicht 
dahin  verstehen,  dass  sich  die  Klausel  nur  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Tradenten  und  Empfänger  bezieht  (dieser  Meinung  sind  Bes.  lor,  a.  O I,  .'>3, 
Sandhaas,  a.  ü.  177  und  neuestens  Schröder,  R.  Q.  S.  273,  Anm.  127 
o.  129),  so  unterliegt  dieses  Gut  eineui  besonderen  Rechte,  und  ist  dadurch 
von  sonstigen  Gütern  des  Beschenkten  unterschieden. 

Jedenfalls  findet  in  zahlreichen  Fällen  die  Vergabung  ausdrücklich  zu 
solchem  Recht  statt,  so  im  Falle  von  1.  Baj.  XV,  10,  wo  der  verwandtenlose 
Ehemann  sein  Vermögen  der  Frau  gibt  Bezüglich  der  Wittwe  heisst  es; 
omnio,  quae  a marito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  voluerit  pro 
suo  jure  transfundat  [vgl.  auch  1.  Wisig.  IV,  2,  c.  16  über  das  Verfügungs- 
recht der  Fran  über  geschenktes  Out  und  dazu  Schröder,  Geschichte  dos 
ehelichen  GUterrechtes  I,  139].  — In  dieser  Weise  kann  die  dos  bestellt  werden, 
vgl.  die  Formeln  n.  7 und  19  bei  Rockingor,  und  Meich.  L n.  206  und  38 
(oben  S.  101,  A.  2).  In  dieser  Weise  lanten  die  Formeln  für  Einsetzung  der 
Enkel  in  das  Erbe,  bei  Rockinger  n.  12;  für  Adoption  Rockinger  n.  21  (et 
qniequid  sibi  deinceps  ex  bis  facere  placucrit  liberam  in  Omnibus  habeat  po- 
testatem;  für  Schenkungen  unter  Ehegatten  Rockinger  n.  13  (habendi,  tenondi, 
dandi,  vendendi,  commutandi  heredibusqne  suis  ad  possidendum  reUnquendi  in 
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erörterten  Voraussetzungen  gestattet  waren  nnd  bezeugt  sind, 
mag  überhaupt  zu  Ende  des  8.  Jahrhunderts  bei  Fehlen  von 
Kindern  die  Vergabung  ganz  frei  gewesen  sein;  bei  Vorhanden- 
sein von  Kindern  war  sic  zum  mindesten  auf  die  eigene  portio 
beschränkt. 

Die  Betrachtung  des  gesummten  Quellenmaterials  hat  unsere 
aus  allgemeinen  Voraussetzungen  geschöpfte  Annahme  l)estätigt, 
dass  das  Recht  für  unentgeltliche  Vergabungen  überhanpt  minde- 
stens eine  gleich  strenge  Bindung  des  Veräusserungswillens  ent- 
hielt, als  das  Recht  für  Vergabungen  zum  Seelenheile. 


3.  Kapitel. 

Karolinger  Periode. 

Von  den  wii  tschaillichen  und  sozialen  Zuständen  zu  Beginn 
der  Karolingerzeit,  von  der  steigenden  Macht  geistlicher  und 
weltlicher  Grundherrschaften  einerseits,  der  wachsenden  Ver- 


omnibus  Imbeat  potestateml;  für  Zuwendungen  an  nepotcs;  Rockingor  n.  14; 
vgl.  aueh  die  allerdinga  zweifelhafte  Urkunde  aus  dein  Anfang  des  7.  Jahr- 
hunderts, Mon.  Uo.  XXVIU  b,  S.  39  = Urkdb.  ob  d.  B.  I,  437,  auf  welche 
V.  Inama,  W.  G.  I,  S.  105  als  ältestes  Zeugnis  (vgl.  oben  S.  105,  Anin.  1) 
hingewiesen  hat;  ego  S presbyter  donavi  ...  de  proprietato  mea  mancipia 
V'II.  et  diniidietatem  terrae  nieae  in  U.  nnd  . . item  ad  locum  Tmna  donavi .... 
tarn  de  alode  quam  et  de  emptione  de  lucro  meo.  Er  vergabt  dieses  Erbgut 
und  wolgewonnene  Gut:  hac  tarnen  ratione,  ut  dum  advixero  omnia,  quac 
supra  scripta  sunt,  simul  cum  heneücio  St.  Stephani  mihi  uoncesso  in  mea 
potestate  consistant.  et  post  obitnm  meum  omnia  emeliorata  ad  Sanctum  Ste- 
phanum revertantur.  Si  quis  antem  hoc  placitnm  emutare  voluerit  aut  in- 
fringere,  volo  habere  potestatem  de  meo  proprio  dare,  ubicumque  mihi  pla- 
i'uerit  et  benefioium  quod  nunc  possideo  ad  supradictum  locum  Sti.  Stephani 
revertatur.  — Mit  dem  ,darc  iihicumqiie  mihi  placuerit“  soll  doch  wol  nur  gesagt 
sein,  dass  bei  einer  mutatio  vollständige  restitutio  in  integrum  erfolgt,  dass 
dann  insbesondere  der  Heschenkte  jeden  Anspnich  anf  das  Gnt  verliert, 
daher  der  .Schenker  darüber  in  ilemselben  Umfange  verfügen  kann,  als  hätte 
die  Sihenkung  nicht  stattgefunden.  Den  Umfang  dieser  Verfügungsfreiheit 
abzugrenzen,  hatte  diese  Urkunde  gewiss  keinen  Anlass,  llbrigens  hindert 
nichts  anzunehmen,  dass  der  .Schenker  kinderlos  war,  oder  aus  seiner  portio 
die  Vergabung  vorgenoinmeii  hatte,  oder  dass  es  ein  mit  dieser  Qualität  des 
Besitzrechtes  geschenktes  Out  war.  das  er  selbst  wieder  vergabt  hatte;  dann 
konnte  er  allerdings  das  ihm  rückgefallenc  Gut  „dare  ubicumque  placuerit*. 
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armung  und  Abhängigkeit  des  mittleren  Besitzes  andererseits, 
wai’  bereits  die  Rede.  — Mag  auch  in  Baiern  die  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaft  später  eingetreten  sein’),  so  wächst 
dennoch  seit  dem  letzten  Drittel  des  8.  Jahrhunderts  der  geist- 
liche und  weltliche  Besitz  ins  Ungemessene  ^).  Die  Folge  dieses 
Prozesses  aber,  das  Verschwinden  der  kleineren  und  mittleren 
Grundeigentümer,  findet  in  den  Bairischen  Traditionsbüchern 
lebendigen  Ausdruck.  Seit  dem  10.  Jahrhundert  berichtet  die 
Sammlung  von  Freising  nichts  mehr  über  Traditionen  aus  mittleren 
Volksklassen,  und  die  dem  Stifte  Freising  seit  dieser  Zeit  ge- 
schenkten Güter  entstammen  fast  ausnahmslos  dem  Vermögens- 
bestaude  grosser  Grundherrschaflen*). 

Es  fragt  sich  nun,  ob  das  von  uns  erörterte  Recht  des 
Grundbesitzes  innerhalb  dieser  Umwälzung  bestehen  blieb.  Die 
Möglichkeit  wurde  bereits  gezeigt.  Die  alten  Veräusserungs- 
beschränkungen  mochten  rechtlich  fortbestanden  haben,  aber 
wirtschaftlich  deshalb  machtlos  geblieben  sein,  weil  die  Ver- 
äusserung  an  die  Zustimmung  von  Familiengenossen  geknüpft 
war,  welche  auch  für  ihre  eigene  Person  alles  Heil  in  der  Ver- 
äusserung  oder  Auftragung  erblicken  mussten.  Die  Bindung  des 
Einzelnen  durch  die  Familie  mag  geblieben  sein.  Was  konnte  sie 
fruchten,  wenn  die  Familie  als  solche  ihre  Widerstandskraft  ver- 
loren hatte? 

Die  Gesetzgebung  jener  Zeit  ist  in  den  Capitularien  nieder- 
gelegt, aus  welchen  wir  das  damals  geltende  Recht  erschliessen 
müssen.  Es  wird  von  Niemandem  bezweifelt,  dass  die  Reichs- 
gewalt die  geänderte  Besitzordnung  anzuerkennen  und  politisch 
zu  benutzen  gezwungen  war,  aber  es  bleibt  noch  fraglich,  ob  die 
Gesetzgebung  so  weit  ging,  diesen  Verlauf  durch  Aufhebung  der 
Veräusserungsbeschränkungen  zu  beschleunigen,  ob  also  in  Baiern 
ein  Wartrecht  im  gekennzeichneten  Sinne  der  Abteilungspflicht 
rechtlich  weiter  bestand  oder  nicht*).  Diese  Gesetzgebung  hatte 


’)  V.  Insma,  W.  G.  I,  27S.  289  und  die  Tabelle  I im  Anhänge  das. 
•j  V.  Inama,  ebenda  S.  291,  Anm.  2;  Die  Nachweisungen  aus  dein  Frei- 
singiscbcn  Traditiouseodcx,  und  8.  292:  die  Uereebnungen  bezüglich  der 
Schenkungen  an  Salzburg  und  Freising. 

*)  V.  Inama,  a.  O.  S.  29r>  und  S.  200,  Anm.  4. 

‘J  Walter,  K.  G.,  2.  Aull,  I,  S.  II.S  meint:  „Die  Freiheit,  sein  Krbe,  an  wen 
mau  wolle,  zu  tradireu,  wurde  durch  die  Cupitularieu  allgemeiues  Keidiarecht.* 
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— wie  in  anderem  Zusammenhänge  gezeigt  wurde*)  — Vergabun- 
gen an  Kirchen  nach  der  Richtung  begünstigt,  dass  von  nun  an 
die  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  kein 
Hindernis  für  eine  vollgültige  Tradition  bilden  sollte  und  die 
Schenkung  auch  bei  noch  unabgeteiltem  Gute  stattfinden  konnte. 
Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran  fest,  dass  die  Erben- 
rechte durch  die  Vergabung  unverletzt  bleiben  müssen. 

Untersuchen  wir,  ob  dieselben  Bestimmungen  auch  auf  ander- 
weitige unentgeltliche  Vergabungen  Anwendung  fanden  oder 
nicht*). 

Wenn  mit  Recht  bestritten  werden  kann,  dass  das  Capitulare 
von  803,  welches  Vergabungen  zum  Seelenheil  an  die  Grafschaft 
der  belegenen  Sache  bindet,  auch  Vergabungen  anderer  Art  im 
Auge  hat’),  so  scheint  uns  ein  gleiches  Bedenken  bezüglich  des 
Capitulars  von  818  unhaltbar*).  Dass  die  Überschrift,  welche 
auf  Vergabungen  pro  salute  animae  hinweist  und  von  Schröder 
als  Argument  benutzt  wird,  hier  nicht  entscheiden  kann,  beweist 
der  erste  Teil  des  Capitulars,  welcher  ausdrücklich  auch  von 
anderweitigen  Vergabungen  handelt.  Da  Schröder  dies  zugiebt, 
so  wird  auch  für  alles  Weitere  der  Text  und  nicht  die  Über- 
schrift des  Capitulars  entscheiden.  Nach  dem  Texte  des  Gesetzes 
kann  aber  bei  vorschriftmässiger  Vergabung  aus  ungeteiltem  Gute 
der  Ganerbe  gezwungen  werden  — wie  es  ganz  allgemein  heisst 

— „ut  divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  defunctus  hereditatem 
suam  voluit  pervenire“.  Es  wird  ferner  in  diesen  Schlusssätzen 


')  Vgl.  oben  S.  44  ff. 

*)  Vgl.  die  Capitularien  von  803  c.  6,  bei  Boretiua  S.  113,  von  818 
e.  6,  bei  Boretius  S.  28*2;  vgl.  unsere  AnsfUbrungen  oben  S.  44  ff.  und  den 
Wortlaut  der  einschlägigen  Stellen  oben  S.  44,  Anm.  1 u.  2. 

*)  Dass  der  Rechts.sati  auch  für  anderweitige  Vergabungen  galt,  ist 
selbstverständlich.  Fraglich  ist  nur,  ob  ihn  das  Capitulare  nur  für  Vergabungen 
zum  Seelenheil  abermals  einschärfte.  Überschrift,  Wortlaut  und  Inhalt  des 
Gesetzes  scheint  für  diese  Annahme  zn  sprechen.  Ha  iss.  Traditio  und  In- 
vestitura  8.  12  ist  zwar  anderer  Meinung.  Aber  in  dem  Satze:  Si  vero 
ali(|uia  alii  res  suas  tradiderit  etc.  ist  der  alius,  dem  tradirt  wird,  nicht  der 
Bedachte,  sondern  der  Salmann.  der  seincr.seits  an  die  Kirche  tradircn  soll; 
vgl.  Hübner,  in  Gierke’s  Untersuchungen,  Heft  XXVI,  S 62. 

*)  SchrBder,  H.  G.  8.  209,  Anm.  104,  wahrend  Hübner,  a.  0.  S.  63 
unserer  Meinung  ist,  ohne  freilich  die  in  der  später  erschienenen  Rechta- 
geschichte Schröder’s  geltend  gemachten  Gegengrttnde  gekannt  zu  haben. 
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des  Capitulars  der  Zeitpunkt  für  die  Durchführung:  der  Abteilung 
bei  Schenkungen  zuin  Seelenheile  besonders  bestimmt,  und  den 
Fällen  ander  Art  stillschweigend  aber  deutlich  gegenübergestellt’). 
Daraus  folgt  aber,  dass  unser  Cai)itular  die  Vergabungen  beider 
Art  im  Auge  hatte  und  regeln  wollte. 

Seit  dem  Jahre  818  konnte  somit  auch  der  von  der  Graf- 
schaft Abwesende  nicht  bloss  Schenkungen  an  Kirchen,  sondern 
auch  an  Vei^wandte  oder  andere  Personen  in  vollgültiger  Weise 
vollziehen.  Er  konnte  dies  insbesondere  auch  dann,  wenn  er 
noch  in  ungeteiltem  Gute  mit  Ganerben  sass.  Voraussetzung 
war  aber  auch  hier,  dass  durch  die  Vergabung  keine  Rechte 
dritter  Personen,  insbesondere  keine  Erbenrechte  verletzt  wurden. 
Wir  haben  bei  Behandlung  der  Vergabungen  zum  Seelenheile 
nachzuweisen  versucht,  dass  jede  andere  Auslegung  dem  Sinne 
des  Gesetzes  widerspricht,  und  wir  berufen  uns  hier  auf  diese 
Ausführungen. 

Eine  Bestätigung  für  diese  Auffassung  enthalten  jene  bereits 
anderen  Orts  zitirten  Capitularien,  welche  sich  nicht  bloss  gegen 
Missbrauche  seitens  der  Geistlichkeit  w’enden,  sondern  auch  gegen 
weltliche  Grosse,  die  durch  Amtsmissbrauch  oder  andere  unlautere 
Mittel  die  kleineren  Besitzer  zur  Veräusserung  oder  Auftragung 
ihres  Gutes  brachten.  Es  soll  verhindert  werden  „ne  forte  paren- 
tes  contra  justitiam  flant  exheredati'*  — und  nach  einem  Capitulare 
von  826  sollen  Kinder,  welche  auf  Betreiben  geistlicher  oder 
weltlicher  Herrn  durch  Vergabungen  ihrer  Eltern  enterbt  wrur- 
den,  nach  Möglichkeit  restituirt  werden*). 

’)  Vgl.  die  Erklttrung  dieser  Unterscheidung  bei  Brnnner,  R.  O.  der 
Urkunde  S.  298,  Anm.  1. 

•)  Vgl.  die  bereits  oben  zitirten  Capitularien  von  805  und  826  bei 
Boretins  S.  125  und  312.  Das  letztbenifene  Cap.  VI  des  Capitulars  von 
826  lautet;  ,Ut  re.s  pauperum  vel  minus  potentum  mala  occasione  non  emantur. 
— Propter  provisiones  pauperum.  pro  quibus  curam  habere  debemus,  placuit 
nobis,  ut  nee  episcopi  nee  abbates  nec  comites  nec  vicarii  nec  iudices  nullus- 
quo  omnino  sub  mala  occasione  vel  malo  ingenio  res  pauperum  vel  minus 
potentum  nec  emere  nec  vi  tollere  audeat;  sed  quisqnis  ex  eis  aliquid  com- 
parare  volnerit,  in  publico  placito  coram  idoneis  testibus  et  cum  ratione  hoc 
faciat.  Ubicumque  autem  aliter  inventum  fuerit.  factum  hoc  omnino  emeudetur 
per  iussionem  vestram.“  — Cap.  817,  c.  4 (LXi.  L 214)  .spricht  von  dem 
Falie,  wo  Einer  sein  Erbgut  durch  Auftragung  zum  Zinsgut  gemacht  und 
sagt,  dass  dessen  Nachkommen  daran  kein  Recht  hätten,  wenn  es  ihnen  nicht 
ausdrücklich  Vorbehalten  wurde;  vgl.  Walter,  a.  0.  II,  S.  113,  Anm.  8 und 
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Auch  die  Untersuchung  der  Urkunden  der  Karolingischen 
Zeit  bestätigt,  dass  im  9.  Jahrhundert  die  Veräusserungs- 
beschränkungen  rechtlich  dieselben  geblieben  sind.  Diese  Ur- 
kunden bringen  zahlreiche  Fälle  von  unentgeltlichen  Vergabungen, 
die  nicht  zum  Seelenheile  geschehen  waren,  aber  keinen  einzigen 
Fall,  der  nicht  in  die  für  die  Agilolfiug'sche  Zeit  herausgestellten 
Gruppen  zu  subsumiren  wäre. 

Es  finden  sich  ohne  Erbenznstimmung: 

I.  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie  und  zwar:  1)  die  Dos- 
bestellung und  Schenkungen  unter  Ehegatten  verschiedener  Art*). 
Die  Dosbestellung  war  gesetzliche  Pflicht,  und  soweit  sie  dies 
war,  keiner  Beschränkung  durch  Erben  unterworfen;  andere  Zu- 
wendungen unter  Ehegatten  überschreiten  nicht  den  Rahmen, 
der  durch  die  früher  besprochenen  Formeln  bezeichnet  ist.  Sie 
finden  als  Hingabe  zu  Eigentum  nur  statt,  wenn  keine  Kinder 
da  sind.  Aber  selbst  bei  Vorhandensein  von  Descendeuz  werden 
Vergabungen  aus  der  eigenen  portio  gestattet  gewesen  sein. 
2)  Schenkungen  an  andere  Familengenossen,  so  an  die  Mutter*), 

V.  Ina'na.W.  G.  I,  S.  341,  Atim.  5.  Aus  diesem  Capitulare  folgt  aber  nicht,  dass 
eine  Auftragung  mit  dieser  Reclitswirkung  zum  Schaden  geltender  Erbeu- 
r(s:lite  geschehen  konnte. 

’)  llon.  B.  XXVIII  b,  S.  25,  a.  788 — 804:  quod  ei  vir  suus  Engilprecht 
eomes  ad  Icgitinmm  dotem  concessit;  Mon.  Bo.  VIII,  S.  370,  a.  806:  ego  W. 
trado,  quod  II.  maritu  mens  mihi  in  partem  dedit;  Meich.  I,  n.  627,  a.  843: 
praeter  id,  quod  uxori  suae  tradidit  ad  justitiam;  ähnlich  Meich.  I,  n.  155. 
Meich.  I,  n.  659,  a.  S44:  eine  gegenseitige  Vergabung  dies  ganzen  Vermögens 
unter  Ehegatten;  dieselbe  wird  nach  Scheidung  der  Ehe  wieder  aufgehoben. 
Kinder  fehlen  offenbar.  — Andere  Vergabungen  unter  Ehegatten  geschehen 
unter  der  Bedingung,  dass  keine  Descendeuz  binzutritt,  so  Anamod.  I,  n.  71, 
a.  834  und  besonders  n.  72,  a.  83:t.  — Fälle  von  Bc-stellungen  einer  Leibzuebt 
an  die  Frau  im  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  98,  S.  63,  S.  44,  a.  805  mit  Vorbehalt 
der  Nutzung  am  geschenkten  Gute  für  sieh,  Frau  und  tjohu;  ferner  ebenda 
S.  77,  a.  837;  ähnlich  Meich.  I,  n.  319,  n.  303,  u.  609,  n.  699  etc.,  vgl.  über 
all  dies  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güterrechles  I,  S.  129,  A.  17,  S.  159, 
S.  160,  A.  11,  S.  162,  A.  16.  — Anamod.  I,  102  und  II,  13  (vgl.  Schröder, 
a.  O.  S.  162,  A.  16)  sind  Conimutatiouen,  die  mit  Bestellung  einer  solchen 
Leibzucht  verbunden  sind. 

’)  Meich.  I,  n.  591,  a.  836:  ego  S.  preshyter  tradidi  omnes  res  proprie- 
tati.s  meae  ad  It.  et  H.  praeter  mancipia  III.  . . hoc  praotermisi  matri  meae. 
Meich.  I,  n.  380:  matroua  Imma  delegavit  . . suam  proprium  hereditatem 
quod  ei  inaritus  suus  ne  II.  ad  justitiam  et  proprietateui  seu  etiam  filii  sui 
tradiderunt  iu  loco  S. 
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an  den  Sohn‘),  an  die  Schwester’),  an  den  Bruder®),  an  den 
NeffenO,  an  „propinqui“®),  „parentes“*).  In  keinem  dieser  Fälle 
lässt  sich  eine  Verletzung  von  Erbenrechten  der  Descendenz 
nachweisen.  Die  beiden  zitirten  Vergabungen  an  den  Sohn  be- 
stehen in  der  Schenkung  der  Dos  und  bilden  ein  Praecipium,. 
das  der  beschenkte  Sohn  vor  seinen  Geschwistern  voraus  hat 
Dies  konnte  geschehen,  wenn  die  dos  der  Frau  mit  dem  Rechte 
völlig  freier  Verfügung  übertragen  worden  war’). 

II.  Unentgeltliche  Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der 
Familie. 


')  Ucich.  I,  n.  162:  Bnbo  Diaconus  tradidit  ad  domum  S.  M.  . . partein 
matris  snae  J.,  eo  qnod  matrr  ciua  onmia,  quod  ad  jastitiam  propriam  de 
marito  accepit,  totnm  ex  integro  lilio  auo  Kuboni  condonavit.  Diese  Schen- 
kung ist  ein  praecipuutn,  denn  R.  hat  noch  Geschwister;  vgl.  Meich.  I,  n.  650; 
n.  382. 

*)  Meicb.  I,  n.  506:  quod  quidam  presbyter  nomine  Otlant . . . qnicquid  ad 
P.  proprie  heredilatis  seu  ad(|uisitionis  habere  videretur  sororibns  suis  tradi- 
dit, quomm  nomina  L.  et  E.  et  in  manns  P.  centnrionis  commendavit.  Hierauf 
tradiren  die  Schwestern  das  Geschenkte  der  Kirche;  Hundt  I,  S.  219,  n.  14, 
a.  8U4 : nisi  unam  coloiiiam  dimisi  sorore  nostra,  qnae  nominatur  Epa  ad 
suam  vitain;  Meich.  I,  n.  980:  GiMirgius  tradidit  in  capsam  qnicquid  Heimo 
suae  sorori  Tuiiza  tradidit  in  proprictatem,  qnae  et  ipsa  Georgii  uxor  legi- 
tima  fuit. 

*)  Meich.  I,  n.  466,  a.  824:  ego  Keroldus,  diaconus  et  camalis  frater 
mens  nomine  Kemod  habnimus  inter  nos  communem  paternam  et  inatemam 
hereditatem  firmiter  confiriuatum  et  tradituui  uterqne  alio  si  superstes  fuis.set 
illi,  qnia  Kernod  advocatus  fuit  fratiia  aui  Keroldi  Diaconi;  proinde  couvenit 
illos,  nt  uterqne  eorum,  alio  dimitteret  traditionem  quam  antea  factam  habue- 
runt  invicem;  Hundt  II,  n.  46,  a.  8iü : Peretkunda  quaedam  sanctimonialis 
tradidit  in  altare  qnicquid  proprietatis  visa  fuit  habere  cis  Cuminos  montes  . , . 
cxceptis  40  bobis,  quas  Managoldn  et  Eginoni  fratribus  suis  tradidit  (Kinder 
fehlen).  Meich.  1,  n.  523:  nisi  quod  Ä.  frater  meus  mihi  tradidit. 

*)  Meich.  I,  n.  173:  Ego  E.  iiresbytcr  nepoti  ineo  trado  eeclesiam  meani 
in  A.  . . . similiter  ad  Uoif  . . . usquo  in  flnem  vitae  suae.  Dann  fallen 
dieselben  au  diu  Kirche  Meich.  I,  n.  411:  presbyter  H.  vergabt  zum  Seelen- 
heil, nihil  enim  praetermittit,  nisi  parvam  rem,  quam  nepoti  suo  cum  con- 
venientia  episcopi  ad  usum  vitae  tradidit  (811 — 835)  und  öfter. 

*)  Meich.  I,  n.  712,  a.  871:  . . quidam  presbyter  nomine  E.  tradidit  illam 
partem,  quam  sibi  propinquus  ejus  R.  presbyter  dedit  in  proprictatem. 

•)  Meich.  I.  n.  284:  . habuitque  Dominus  Atto  cpiscopus  ...  de  villa 
A.  duas  partes,  et  tertiam  partem  habuit  H.  in  proprietate  ex  condonato 
parentum  suorum. 

’j  Ygl.  oben  S.  115,  Anm.  1. 
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Die  Urkunden  dieser  Periode  enthalten  für  diesen  Fall  eine 
Beihe  von  Beispielen  ’),  welche  darin  ihre  Erklärung  finden,  dass 
der  Schenker  entweder  kinderlos  oder  abgeteilt  ist,  oder  ein  Gut 
vergabt,  das  ihm  selbst  zu  freiem  Verfügungsrecht  fiberlassen 
worden  war*). 


*)  Heich.  I,  D.  431 ; Quaedam  matrona  nomine 'W.  tradidit  Wolfperto  clerico 
proprietatem  anam  in  loco  S.  et  poatea  convenit  eoa  ambos  ...  nt  conTenienter 
tradidisicnt  pro  temedinm  anime  eonun  ipaam  rem ; Meich.  I,  n.  607,  a.  S38 ; 
Die  oben  besprochene  Schenkung  des  Ratolt  an  die  Kirche;  sie  geschieht 
praeter  nnam  coloniam  quam  vasallo  sno  K.  in  proprietatem  tradidit.  Ueich. 
L,  n.  655,  a.  848;  Undco  Diaconns  cuidam  pnerulo  ne  Keginolf  proprietatem 
suam  tradidit  in  loco  O.  et  ad  J.  . . et  hanc  traditionem  fecit  Undeo  in 
manns  illius  infantis  et  advocati  sui  Piligrimns.  Hierauf  verlangt  auf  einem 
l’lacitnm  der  Diacon  von  dem  Kinde  and  dessen  advocatus  priorem  sibi  di- 
mittere  traditionem.  qiiod  ipsi  renuerunt  et  postea  fecerunt.  Undeo  schenkt, 
dann  diese  zurückerhaltenen  Güter  der  Kirche;  Meich.  I,  n.  711,  a.  861: 
Kegio  tradidit,  quidquid  ei  Dominus  ejus  ne  Katto  condonarit  in  hereditatem. 
Vgl.  auch  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  58  und  Meich.  I,  n.  102,  159,  417,  683. 

•)  ln  einer  Schenkungsurkunde,  in  welcher  die  Vergabungen  zu  Oun.sten 
des  Bischofs,  nicht  der  Kirche  geschieht,  heisst  es,  wol  um  diesen  Gegensatz 
zu  bezeichnen,  vom  Bischof:  „habeat  in  prupriam  alodem  suam  tamquam  de 
patre  suo  in  hereditatem  ei  dimittetur*'  (Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  29,  a.  821) 
und  in  einer  zweiten  Urkunde  vom  beschenkten  Priester;  pro  propria  heredi- 
tate,  quasi  a patre  suo  in  portionem  accepisset  (Meich.  I,  n.  263,  a.  784 — 811). 
Diese  Modalität  der  Vergabung  wollte  offenbar  vollständig  freie  Verfügung 
gewähren,  wie  sie  jeder  Kinderlose  oder  Äbgeteüto  über  die  portio  besass. 
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III.  Abschnitt. 


Onerose  Veräusserangen. 


Wenn  für  die  älteste  urkundliche  Zeit  die  Zeugnisse  über 
entgeltliche  Rechtsgeschäfte  relativ  spät  und  zuerst  nur  ver- 
einzelt auftreten,  so  liegt  dies  vor  Allem  an  wirtschaftlichen 
Ursachen*).  Erst  seit  dem  9.  Jahrhundert  führt  die  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaft  zu  ausgedehnten  Tauschgeschäften. 
Insbesondere  sieht  sich  die  Kirche  zur  selben  Zeit,  in  welcher 
die  Schenkungen  zum  Seelenheile  immer  seltener  werden,  ver- 
anlasst ihren  Grundbesitz  durch  Tauschgeschäfte  zu  arrondiren 
und  zu  erweitern,  während  Kaufcontracte  in  Folge  Vorherrschens 
der  Naturalwirtschaft  seltener  bleiben. 

Die  Gesetzgebung  Karl’s  des  Grossen  unterstützte  diese 
wirtschaftlichen  Bemühungen  der  Kirche,  ja  sie  behielt  sich  das 
Recht  vor,  Tauschgeschäfte,  welche  der  Kirche  schädlich  waren, 
rückgängig  zu  machen-).  Andererseits  schützt  sie  den  durch 


')  V Inama,  W.  Q.  I,  104,  2IC,  297  ff.;  ebenderselbe:  AnsbUdung 
der  grossen  Grundherrschaften  a.  0.  S.  91;  Häbcriin  a.  0.  S.  44  ff. 

*)  Über  die  khnicüche  üonfirmation  dieser  Geschäfte  vgl.  n.  A.  H&ber- 
lin  a.  O.  S.  49  ff.  und  v.  Inama,  W.  G.  I,  302,  sowie  das  daselbst  zitirte 
Capit.  Worm.  829,  c.  5 (IX.  I,  3»1),  worin  es  heisst:  ubicumque  vero  inutiles 
et  incommodae  atqne  irrationabiles  factae  sunt  (commutationes),  disaolvantur 
et  recipiat  unusquisq\ie  qnod  dedit.  Bemerkenswert  scheint  uns  andererseits 
die  in  königlichen  Confimiationen  kirchlichen  Besitzstandes  vorkommende  Be- 
tonung gesetzmässigen  Erwerbes  als  Voraussetzung  der  Confinnation,  so  z.  B. 
in  der  von  Karl  II.  geschehenen  Confinnation  des  Besitzstandes  Bischof  Arno’s 
a.  791:  jubemns,  ut  qniequid  ad  praefatum  episcopnm  juste  et  rationabiliter 
pertinet  . . et  Amo  modemo  tempore  tenere  videtur  etiam  et  hoc  qiiod  in 
aiitea  ibidem  recto  ordine  largitum  vel  dclegatuin  fuerit  (Juvavia.  Anhang 
S.  50);  und  König  Lndwdg  bestätigt  81G  derselben  Kirche  . . quae  . . a 
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Armut  Abhän^gen  nicht  blos  — wie  bereits  gezeigt  wurde  — vor 
nachteiligen  Schenkungen  und  Auftragungen,  sondern  auch  vor 
nachteiligen  entgeltlichen  Geschäften*).  Vorläufig  geht  es  freilich 
nicht  an,  diese  schützenden  Bestimmungen  in  dem  Sinne  zu  deuten, 
dass  durch  sie  etwa  auch  ein  Wartrecht  der  Erben  — welcher 
Art  immer  — geschützt  werden  sollten.  Die  Existenz  eines 
solchen  Wartrechtes,  das  bei  onerosen  Geschäften  wirksam 
war,  müsste  durch  stärkere  Beweismittel  sichergestellt  werden, 
dann  könnte  vielleicht  dem  letztzitirten  Capitulare  und  ähnlichen 
Bestimmungen  der  Wert  einer  Bekräftigung  beizumessen  sein. 

Die  Frage,  ob  auch  bei  onerosen  Veräusserungen  ein  Wart- 
recht der  Erben  — welcher  Art  immer  — galt,  ist  sehr  be- 
stritten. Sie  wird  sogar  von  einzelnen  Autoren  verneint,  welche 
sonst  der  Annahme  eines  Wartrechtes  geneigt  sind®). 

Zunächst  ist  klar,  dass  auch  für  onerose  Rechtsgeschäfte 
jene  Beschränkungen  wirksam  sein  mussten,  welche  sich  für 
Schenkungen  aus  den  Verhältnissen  der  persönlichen  Abhängigkeit 


fidelibns  justi!  confemntur  vel  quac  deinceps  logaliter  collata  fiierint  (Juva^da 
Anhang  S.  5B).  Die  letztere  Confirination  spricht  allerdings  au.sschliesslich 
von  Schenkungen. 

')  Capit.  concilii  Mogontiae  habiti  VII,  a.  8iC;  ut  res  paupentm  vel 
minus  potentum  mala  occasione  unii  emantur;  vgl.  oben  S.  119. 

*)  Gerber  a.  O.  S.  9 ist  überzeugt,  dass  es  hierüber  niemals  zu  einer 
constanten  Kegel  kam.  iliiberlin  a.  O.  S.  73  nimmt  hier  eine  Befestigung 
des  Erbenkoiisenses  erst  seit  dem  l.?.  Jahrhundert  an.  .Stohhe,  Haiidhucli 
II.  8.  12l>  meint:  „dass  die  Quellen  zur  Zeit  des  Volksreelitcs  wesentlich 
nur  die  unentgeltlichen  Vorttuaseriingen  hesehränken.“  — Andererseits  nimmt 
Eichhorn  a.  0.  I,  S.  337  auch  für  onerose  Veräusserungen  ein  Vartrecht 
der  Erben  nach  sächsischem  Hechte  an.  und  hält  Gleiches  nach  den  übrigen 
Volksrechten  für  wahrscheinlich.  Fipper  a.  U.  8.  6t  ff.  dehnt  gleichfalls 
die  Bestimmungen  des  sächsischen  Volksrechtcs  auf  entgeltliche  Geschäfte 
aus.  Zimmerle  a.  O.  8.  S4,  8.B  meint,  das  sächsische  Volksrecht  erkläre 
dies  ausdrücklich,  die  übrigen  Volksrechte  aber  cutliielten  nirgends  eine  Be- 
schränkung ihrer  Bestimmungen  auf  Schenkungen.  Ist  diese  letzte  Behaup- 
tung mindestens  anfechtbar,  so  leidet  seine  Vi^rwertung  von  Urkunden  nicht 
blos  au  dem  Fehler,  dass  die  Urkunden  verschiedener  Slammesrecl  te  auch 
hier  cnmulirt  werden,  sondern  dass  auch  für  die  Zeit  der  Volksrechte  die 
Gerichtlichkeit  der  Rechtshandlung  für  obligat  erachtet  wird,  wogegen  bereits 
Walter,  R.  G.  II,  1«B7.  a.  0.  8.  112  Einwendung  erhob.  Bappouheim 
a.  O.  meint,  dass  onerose  Rechtsgeschäfte  zur  Zeit  der  Volksrechte  dem  Wart- 
rechte nicht  unterlagen. 
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und  des  ungeteilten  Besitzes'),  sowie  ans  den  Modalitäten  er- 
gaben. unter  welchen  das  zu  schenkende  Gut  erworben  worden  war. 

Der  Kauf  oder  Tausch  fand  nemlich  regelmässig  in  der 
Weise  statt,  dass  der  Erwerber  des  Gutes  in  dessen  Veränssening 
durch  keine  entgegenstehende  Rechte  des  Auctors  beschränkt 
war.  Dies  beweisen  sowohl  die  Urkunden®)  wie  die  später  zu 
besprechenden  Formeln.  Beide  Rechtsgeschäfte  gewinnen  aber 
nur  langsam  eine  feste  Gestalt.  Wir  finden  Urkunden,  in  welchen 


’)  Beispiele  aus  dem  8.  und  9.  Jahrhundert:  bei  Keinz,  Indiculus,  S.  19: 
B.  et  G.  et  P.  vemiiderunt  res  eorura  per  liccntiara  T-issilonis  ex  causa 
dominica  . . . villa  U . .;  Keinz.  Br.  Kotitiae  S.  45:  Amo  episcopua 
cencambiavit  ad  P.  territorium  et  silvam  a tribus  fratrilms;  ibidem  S.  44: 
AV.  nobilis  feinina  tradidit  emfioncm,  quam  cunqnisivit  a viris  nobilibus  in  F.; 
Heich.  T,  n.  Ifi:  quod  cgo  Arbeo  episcopua  . . . qnod  a qnodam  monacho  ne 
Egino  propriam  hereditatein  ipsius  et  fratris  sui  Reginolti,  quam  Reginolfus 
bis  in  bereditatem  eoniiii  genitor  reliquit,  comparavi  per  consensum  Domini 
Tassilonis;  donavi  namqu«  ei  sicut  ipsc  postulaverat  plus  minus  solidos  ex 
St.  Mariae  rebus  t'C  et  baec  sunt  testes;  Meicb.  I,  n.  2GI:  Nos  geniianos 
K.  et.  J.  convenit  nos  tibi  Erchanhario  vendero  omncs  res  illas,  qiiao  ad  nos 
pertinet  in  vico  A.;  Meicb.  I,  n.  37S:  Engilpoto  propriam  alodem  conqnisitnm 
hatinit  in  C,  (piam  «mer.it  a snpradietis  possessoribus.  Meicb.  I,  n.  505: 
H.  tra<lidit  proprictatem  suam  quod  comparabat  de  nobilibus  viris  cum  sua 
propria  peciinia,  hoc  cst  colonia  ima  et  maneipias  III.  . . nt  nec  ipse  vel 
posteri  ejus  sive  parontos  potestatem  halierent,  iiido  aliquid  abstrahere; 
Meicb.  I,  n.  573:  qiialiter  A.  et  0.  frater  ejus  vendiderunt  propriam  hercdi- 
tatem  suam  ad  Hittone  in  loco  K.  — Hierher  gehörig  wol  auch  Meicb.  I,  n.  979: 
quod  Waldo  episcopua  et  K.  nobilis  laicus  quandam  eomplacitntionem  nullo 
contradicente  potenti  manu  pro  so  suisque  parentibus  . . . 

*1  Meicb.  I,  n.  724,  .i.  857:  Comimitatio  inter  Annonem  episcopum  et 
quendam  nobilem  vinim  ne  Gros.  Zum  tScbliiss:  .iindc  et  duas  commuta- 
tiones  pari  tenore  conscriptas  inter  se  fieri  rogavemnt,  per  quas  deinceps 
uterque.  quod  ab  altero  accepit,  teneat  atque  possidcat  et  quiequid  exinde  ob 
commoditatem  sui  facere  vel  judicarc  voluerit,  liberam  in  omnibus  babeat 
potestatem  faciendi;  Mnn.  lio.  XI,  424,  a.  85.8:  . . . ita  deinceps  per  baue 
nostrani  antoritatem  pracl'atus  pineerna  noster  de  ipsis  rebus  potestatem  habest 
tenere,  possidere,  vondere  vel  quiequid  sibi  libuerit  faciendi  absque  ullius 
enntradictione;  bei  I’ez,  Anamod.  I,  c.  21:  commutatio  . . . ea  videlicet 
rationo,  nt  ipse  et  posteri  ejus  vel  cuicumquo  donare  voluerit,  bereditario 
jure  perpetnaliter  possideret;  Meicb.  I,  n.  284:  Atto  tauscht  mit  R.,  qnodam 
nobili,  welcher  u.  a.  ein  Territorium  gibt,  das  er  in  proprietate  ex  condonato 
parentum  suorum  hat.  Es  geschieht  mit  Vorbehalt  der  kais.  Genehmigung 
und  R.  erhält  das  Getauschte  in  perpetuam  bereditatem,  filiisquo  et  postoris 
ejus  etc. 
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der  Pall  vorgesehen  ist,  dass  das  Geschäft  rückgängig  wird’), 
und  Urkunden,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  der  Käufer,  welcher 
das  gekaufte  Gut  der  Kirche  schenkt,  geiadezu  die  Einwilligung, 
uicht  blos  die  Mitwirkung  des  Verkäufers  nötig  finden  kann’). 
Daraus  darf  vielleicht  gefolgert  werden,  dass,  abgesehen  von 
persönlichen  Abhängigkeitsverliältnissen  und  dem  Falle  der  Ge- 
währleistung, die  Qualitäten  des  Besitzrechtes  nicht  blos  bei 
Schenkungen,  sondern  auch  bei  oneroseu  Veräusseruugen  eine 
Mitwirkung  des  Auctors  nötig  machen  komiten. 

Die  eigentliche  Frage  dreht  sich  aber  um  Beschränkungen 
in  Folge  entgegenstehender  Erbenrechte,  und  da  keineswegs 
anzunehmen  ist,  dass  bei  entgeltlichen  Veigabungen  schwerere 


')  Vgl.  z.  B.  bei  Pez  I,  Annmüd.  I,  c.  61:  Ambricho  . . . pcntifez  et 
quidam  nobiles  viri  Rihbo  pjus<|ue  filiue  Freso  . . , illorum  congensu  baec 
commutatio  convenieiiter  peracta  est.  Tradidenint  gnpradicti  nobiles  ad  S.  E. 
casam  cum  curte  . . hac  ratione,  ut  si  qui»  hoc  resolvere  Toluisset,  qaatinos 
8.  Enimerammns  gaum  obtinerct  et  Uli  nobiles  suiim  reciperent. 

•)  vgl.  Brnnner.I/aodgchenkg. a.  O.S.  ll7S;vgl.  ebendas. 8. 1192  note  1.  — 
Heich.I,  n.l&7(7S4— SU):  qualiterE.  presbyterscuD.presbyter  tradidenint 
propriam  bereditatem  illorum,  quam  adquisicrunt  in  loco  P.:  ipsam  traditionem 
fecerunt  in  nianus  Attonis  episcopi  cum  licentia  seu  voluntate  Perchthrammi. 
quia  ipse  E.  seu  D.  eundem  territorium  de  P('rhtlin.mo  seu  patre  illius  Otoni 
nomine  comparaverunt;  vgl.  dazu  Häberlin  a.  O.  8.  23. 

Meicb.  I,  n.  316,  a.  Sll — 835:  (jualiter  Wago  capellanus  comparavit  a 
fratruele  suo  Toto  nomine  nimm  eolouiam  . . Eo  modo  jam  dictua  Toto  Wagoni 
ipsam  coloniam  tradidit,  ut  accepto  pretio  lieuisset  eum  ipsam  coloniam  ad 
domum  8.  M.  tradere;  ita  enim  et  conveniontiam  illorum  paritor  coram  istis 
teatibu.s  fecerunt  et  eo  modo  tradidit  Toto  Wagoni  jam  dictam  coloniam.  — 
Hoc  negotium  peractum  atque  conflrmatum  ipse  Wago  et  jam  dictus  Toto 
pariter  pervenerunt  ad  . . . Hittonem  episcopum  et  narraverunt  ei  hujus  ne- 
gotii rationom  per  ordinem  et  accesscrunt,  in  illius  praesentia  et  communi 
manu  pariter  tradidenint  jam  dictam  coloniam  ad  altarem  8.  U.  ea  vero 
ratione.  nt  post  illorum  obitum  ad  . . ecclesiam  sine  uUa  contradictione  fir- 
miter  permansisset . . Beide  empfangen  noch  dazu  zwei  andere  bereits  früher 
der  Kirche  geschenkten  Colonien  als  Benefizium  auf  Lebenszeit;  jeder  Erben- 
Widerspruch  von  Brüdern,  Sohn  oder  sonstiger  propinqui  wird  abgewehrt. 
Als  erster  der  Zeugen  fuugirt  .Toto  auctor  huius  traditionis“. 

Beide  Urkunden  enthalten  Beschränkungen  für  .Schenkungen  zum  Seelen- 
heilc.  entsprungen  aus  der  Modalität  des  Kaufvertrages.  Im  ersten  Falle  scheint 
die  Zustimmung  des  Verkäufers  erforderlich  zu  sein,  damit  der  Käufer  gültig 
vergäbe;  im  zweiten  Falle  bedingt  sich  der  Verkäufer  aus,  trotz  Erhalt  des 
Kaufpreises  das  üut  zugleich  mit  dem  Käufer  an  die  Kirche  in  der  Weise 
zu  vergaben,  dass  Beiden  der  Nutzgenuss  für  die  Lebenszeit  Vorbehalten 
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Bedin^ngen  galten,  als  bei  Schenkungen’),  so  ist  fQr  Baiern 
die  Frage  daliin  zu  forniuliren,  ob  auch  bei  onerosen  Geschäften 
Abteilungspflicht,  oder  bei  mangelnder  Abteilung  die  Zustimmung 
der  Descendenten  erforderlich  war? 

Das  bairische  Volksgesetz  schweigt  davon.  Lex  Baj.  XII. 
2 verfügt,  dass  bei  Immoliiliarverkäufen  accejito  pretio  ant  per 
cartara  aut  j)er  testes  confinnetur  firma  emptio.  Zeugen  waren 
somit  immer  nötig,  nicht  aber  Gerichtlichkeit,  wenn  sie  auch 
thatsächlich  oft  vorkam.  Daraus  folgt  aber  für  uns,  da.ss  die 
von  älteren  Autoren  (Eichhorn,  Zimmerle)  angewendete  Be- 
weisführung, welche  aus  der  Gerichtlichkeit  des  Rechtsgeschäftes 
auf  die  Zustimmung  aller  Dingpflichtigen,  also  auch  der  Erben 
schliesst,  nicht  stichhaltig  ist. 

Die  Formeln  für  entgeltliche  Verträge  erwähnen  nirgends 
etwas  von  einer  Zustimmung  der  Erben’).  Es  wurde  aber 
bereits  bei  Betrachtung  des  Rechtes  für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  gezeigt,  dass  dieser  Umstand  kein  hinreichendes 
Gegenargument  gegen  ein  Wartrecht  der  Erben  bietet,  und 
wir  begnügen  uns  auf  diese  Ausführungen  zu  verweisen.  Eben- 
sowenig bieten  — wie  gezeigt  wurde  — die  Strafklauseln  ein 
zielführendes  Beweismittel.  Wendungen  endlich,  welche  die 
Modalität  fixiren,  unter  welchen  der  Erwerber  das  Gut  erhält 
und  regelmässig  die  fieie  Verfügung  über  das  Gut  zusichorn, 
beziehen  sich  doch  wo]  hauptsächlich  auf  das  Verhältnis  zwischen 

lileibt.  — In  beiden  Fällen  äussern  sich  Qunlitäten  des  Besitzrechtes,  die 
dem  Kaufe  des  (lutes  entspringen,  hei  der  Sehenkiing  desselben  zum  Seelen- 
heile wirk.sam.  Für  den  Fall  der  ersten  Urkunde  lässt  sich  also  wol  an- 
nehmen, dass  auch  eine  entgeltliche  Veräusseriing  die  Mitwirkung  des  Auctors 
erfordern  konnte;  vgl.  oben  S.  101,  Anm.  1. 

')  Schröder  hat  in  seiner  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I, 
S.  130  darauf  hingewiesen,  dass  die  EinwUligung  des  Mannes  die  Frau  in 
älterer  Zeit  nur  zum  Verkaufe  von  Grundstücken  berechtigte  und  dass  erst 
später  auch  Schenkungen,  Freilassungen  und  Tauschverträge  zugegeben 
wurden.  Schröder  beruft  sich  diesbezüglich  auf  Capit.  gener.  vom  Jahre 
VÜ3,  c.  11  (Hon.  Leg.  I,  4G);  Placuit  etiam  nobis,  ut  quaoeumque  femina 
potestatem  habet  per  eomeatum  viri  sui  veiidere,  habest  potestatem  et  donaro; 
und  auf  Leg.  Widon.  v.  J.  S89,  c.  8 (ibidem  I,  55K):  ,Concedimus  etiam,  ut 
sicut  mnlieres  cum  viris  suis  venumdare  et  donare  res  suas  possunt,  ita  et 
commutare  valoant  ac  famUiam  suam  liberam  facere.“ 

*)  Bei  Uockinger  a.  0.  nu.  5,  8,  18;  bei  Zeumer  S.  469,  n.  6;  ferner  zum 
Vergleiche  auch  die  Formeln  des  Marculf  U,  nn.  19 — 24,  bei  Zeumer  S.  89  ff. 
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dem  Tradenten  und  dem  Empfänirer,  nicht  auf  dasjenige  zwischen 
dem  Empfänger  und  seinen  Erben ').  Wäre  aber  selbst  die  letztere 
Annahme  zutreffend,  dann  wäre  nur  bewiesen,  dass  entgeltlich 
erworbenes  Gut  regelmässig  einem  Wartrechte  nicht  unterlag. 
Bezüglich  des  Erbgutes  bliebe  die  Frage  eine  offene. 

Aus  dem  Vorangeschickten  folgt,  dass  weder  das  Volks- 
gesetz noch  auch  die  Fonnein  uns  die  Tiösung  zu  bringen  ver- 
mögen. Allgemeine  Erwägungen  bieten  keinen  sicheren  Halt. 
Es  lassen  sich  sowohl  für,  wie  gegen  eine  Abteilungspflicht 
allgemeine  Gründe  beibringen.  Gegen  eine  solche  Abteilungs- 
pflicht bei  onerosen  Geschäften  mag  jenes  von  Schröder  an- 
gezogene Capitulare  sprechen,  ans  welchem  hervorgeht,  dass  die 
Frau,  welcher  freie  Verfügung  über  ihr  Gut  eingeräumt  war, 
zuerst  ihr  Gut  nur  vertauschen  durfte  und  erst  in  späterer  Zeit 
das  Recht  erhielt  dieses  Gut  auch  zu  verschenken.  Daraus  könnte 
gefolgert  werden,  dass  überhaupt  für  entgeltliche  Vergabungen 
auch  bezüglich  des  Warterechtes  eine  mildere  Auffassung  galt.  — 
Für  eine  solche  Abteilungspflicht  spricht  vor  Allem  die  That- 
sache,  dass  in  späterer  Zeit  den  Erben  auch  bei  onerosen  Ge- 
schäften ein  Wartrecht  znkam.  — Sollte  es  uns  gelungen  sein 
in  Rücksicht  auf  unentgeltliche  Vergabungen  eine  gewisse  Stetig- 
keit in  der  Entwicklung  wahrscheinlich  zu  machen,  so  müsste 
der  Mangel  einer  solchen  in  Rücksicht  auf  onerose  Geschäfte 
umso  auffallender  erscheinen. 

Für  eine  Abteilungspflicht  kann  vielleicht  auch  die  That- 
sache  angeführt  werden,  dass  die  im  9.  Jahrhundert  urkundlich 
so  häufig  auftretenden  entgeltlichen  Geschäfte  verschiedener  Art 
zum  Teile  aus  einer  Umformung  der  Schenkungen  zum  Seelen- 
heile entstanden  sind.  Für  diese  letzteren  galten  aber  rechtlich  und 

')  Vjfl.  z.  B.  bei  Rockineer  n.  8.  S.  66;  in  ea  vero  ratione,  ut  a die 
praesente  hoc  habeas,  tcneas  atque  poasidea».  vel  quicquid  exitide  faeere 
Tolueria  libcram  ac  firmissimam  (Siristo  propitio  in  omnibns  habeas  poteatatem; 
ähnlich  die  Formeln  bei  Kockintfer  ii.  5,  S.  59;  n.  18,  S.  78;  bei  Zoumer 
n.  5,  S.  469:  Recipientea  orao  iuberaua.  ut,  quicquid  pars  iuate  et  rationa- 
biliter  alteri  contulit  parti,  deincepa  per  haue  nostram  anctoritatem  iure  ßr- 
misaimo  teneat  atque  po.a.aideat.  vel  quicquid  exinde  ob  utilitatem  et  commo- 
difateui  aibi  faeere  vel  iudicare  voluerit,  libero  in  Dei  ne  perfruatur  arbitrio 
faciendi  quicquid  elegcrit;  vgl-  auch  ibidem  S.  89  ff.,  Marc.  II,  n.  19 — 24; 
vgl.  auch  Beaeler  a.  0.  I,  53  und  Sandhaas  a.  O.  S.  177,  welche  derselben 
Meinung  sind;  und  oben  S.  115,  Anni.  1. 
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wurden  geübt  die  Grundsätze  der  Abteilungspfliclit.  Es  ist  da- 
her wahrschciulicli,  dass  sie  auch  auf  jene  entgeltlichen  Geschäfte 
Anwendung  fanden,  welche  sich  aus  der  Schenkung  fast  unmerk- 
lich heransentwickelt  hatten.  Man  kann  diese  Entwicklung  für 
um  so  wahrscheinlicher  halten,  als  ja  — wie  dargethan  wurde 
— die  Rücksicht  für  die  Familie  mit  der  Abnahme  des  Glaubens- 
eifers in  den  Vordergrund  trat  und  sich  iiiclit  blos  in  der  Übuug 
der  Abteiluugspflicht,  soudem  auch  in  der  häufigeren  Beiziehung 
des  Familienrates  äusserte. 

Es  scheint  uns,  dass  die  Urkunden  die  Frage  im  Sinne 
dieser  zweitgenannten  Erwägungen  entscheiden.  Es  finden  sich 
zwar  zahlreiche  Beurkundungen  entgeltlicher  Geschäfte  ohne 
irgend  welche  Erwälinung  einer  Erbenzustimmung,  oder  einer 
geschehenen  Abteilung,  und  die  Zahl  dieser  Urkunden  ist  die 
weitaus  überwiegende.  Diese  Erscheinung  wurde  aber  auch  bei 
der  Betrachtung  der  Schenkungen  zum  Seelenheile  constatirt, 
und  es  wurde  dort  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  eine 
ganze  Reihe  möglicher  Erklärungsgrüiide  für  jeden  dieser  Fälle 
oflen  bleibt.  Kinderlosigkeit,  bereits  vollzogene,  aber  urkundlich 
nicht  erwähnte  Abteilung  bildeten  die  wichtigsten  Erklärungs- 
gründe.  Musste  ferner  selbst  bei  Schenkungen  die  Frage  oft'en 
bleiben,  ob  wolerworbenes  Gut  dem  Wartrechte  unterlag,  so 
scheint  uns  diese  Frage  für  onerose  Geschäfte  noch  viel  zweifel- 
hafter. 

Bew'eiskräftig  aber  für  die  Thatsache,  dass  zum  mindesten 
das  Erbgut  auch  bei  onerosen  Rechtsgeschäften  einer  Abteilungs- 
pflicht unterlag,  erscheinen  uns  eine  Reihe  von  Baiiischen  Ur- 
kunden, in  welchen  die  Veräusserung  durch  Vater  und  Sohu'), 
oder  Mutter  und  Sohn*)  communi  manu  geschieht.  Wäre  vorher 

')  Ueich.  1,  n.  145  (7S4 — SU):  (^uatitorGotcäcaUj  prenbfter . . . comparavit 
CTUD  juato  pretio  territoriom  a quibuadam  nobilibus  houiinibus,  quorum  nomina 
Milo  et  fiiina  ejus  Deotmar  ...  et  ipaaiu  eccleaiam  sine  ulla  contradictione 
tradidit  ad  domum  iS.  K;  Hundt  II,  u.  3U,  a.  S51 : Commutatio  domini  Er- 
kaniperti  epi  et  Leoberti  laici  . . . e contra  . . . dedit  Leoperht  cum  filio 
auo  Reginborto  . . in  loco  L . . curtem  cum  domo  etc.;  Hundt  U,  n.  35, 
a.  H3G:  Commutatio  inter  vener.  Annonem  et  quosdam  nobilea  viros  R et  A.  . . 
e contra  dedorunt  Reginpato  et  filiua  ejua  Alpuni  ex  auo  proprio  . . . 

•)  Meich.  I,  n.  74,  a.  7G4 — 784:  De  venditione  vel  emptioue,  quod  emerat 
Herea  epiacopua  a venditoribna  vel  traditoribna  id  eat  a Crimperbto  aeu  matre 
ipaiua  Hiltianota  territorium  in  loco  C.;  Reich.  I,  n.  172  (a.  784—811):  Ego 

Adltr,  0*1  KrbMWMTtitobl*  ^ 
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die  Abteilung  geschehen  — wie  sie  uns  in  einem  allerdings  nicht 
hierher  gehörigen  Falle  bezeugt  ist,  wo  der  in  Ganerbschaft 
lebende  Bruder  sein  Gut  vor  der  entgeltlichen  Veränsserung  ab- 
teilt’) — dann  wäre  die  Vergabung  gesammter  Hand  unnötig 
gewesen*).  Da  aber  eine  solche  Abteilung  in  den  obigen  Fällen 
nicht  stattgefunden  hatte,  so  geschieht  die  unentgeltliche  Ver- 
gabung von  Seiten  der  Eltern  und  Kinder  communi  manu. 

Damit  dürfte  aber  auch  der  Beweis  erbracht  sein,  da.ss, 
abgesehen  von  echter  Not*),  auch  onerose  Geschäfte  der  Ab- 
teilungspflicht im  Sinne  von  1.  Baj.  I.  1 unterlagen. 


Atto  episcopos  in  beneficinm  concessi  Deodolto  clerico  rem  propriam  in  loco 
E.  . . . Ipso  qnoqne  Deoilolt  e contra  tradidit  . . . propriam  hercditatem 
suam  . . . qnicqnid  in  codem  vico  sc  ipsnm  ct  matrom  suam  J.  de  pmpria 
hereditate  habere  videbantur  . . . manu  commune;  Heich.  I,  895,  a.  875 — 885: 
Dodit  . . episcopus  nobili  viro  £.  matrique  suae  seirum  I in  proprietatom 
habendum.  Et  contra  in  recompensatione  hi^ns  serri  dcdit  praefatus  iiobilis 
vir  cum  matre  sua  alium  servum  nomine  U.;  Meich.  I,  n.  1018;  Hutter  und 
Sohn  tauschen  mit  Bischof  W'olfram  und  erhalten  ein  Gut  auf  Lebenszeit. 
'■  ’)  Heich.  I,  n.  247,  a.  784 — 811:  Notitia  de  concambione,  qui  fuit  intcr 

Ellannodi  et  cuidam  bomine  Offo  . . . dedit  O.  suam  alodem,  quod  partivit 
contra  fratres  suos  in  legalem  portionem  per  manus  advocati  Ellanodi  nomine 
Diudolf  ad  domum  8.  H.  . . tum  demum  Diudolf  advocatus  et  Keginbart 
conductor  ....  Offoni  duas  colonias. 

•)  Keiuz,  Breves  Notitiao  8.  43:  Frideperht  quidam  ibi  vendidit  por- 
tionem suam  Virgilio  episcoim.  Der  Ausdruck  portio  scheiut  direct  darauf 
binzuweisen,  dass  vorher  eine  Abteilung  geschehen  war. 

’)  Über  Veräusserungen  bei  echter  Not  vgl.  Eichhorn  a.  O.  I,  8.  .334; 
Brunner.  K.  G.  I,  8.  75,  76;  Schröder,  K.  G.  8.  Cl,  311;  Stohbe  a.  O. 
II,  8.  127;  Siegel,  Deutsches  Erbrecht  a.  O.  8.  111  ff.;  A.  Schmidt,  Echte 
Not,  Leipzig  18»8,  8.  ms  ff.;  Ziinmerlc  a.  0.  8.  198  ff.;  Lewis,  Succession 
8.  60  ff.;  Herkcl,  in  der  Zeitsclirift  für  R.  G.,  II.  Bd.,  8.  144  und  Gengier, 
Beitrüge  zur  Recbtsgeschichte  Baiems  a.  O.  L S.  213. 


Druck  TOB  Otto  tfllUsarta  Zltwawer. 
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Eioleitung. 

ln  den  meisten  grösseren  deutschen  Städten  erzeugte  die 
frühzeitige  und  rasche  Entwickelung  eines  regen  Handelsverkehrs 
schon  in  frühen  Zeiten  handelsrechtliche  Bestimmungen,  welche 
sich  allmählich  in  den  einzelnen  Gebieten  zu  gesonderten  Handels- 
rechten entwickelten. 

Es  liegt  die  Frage  nahe,  in  welcher  Weise  im  Laufe  der 
Zeit  die  auf  den  Handel  bezüglichen  Streitigkeiten  (welche 
natürlich  zu  allen  Zeiten  vorgekommen  sein  werden),  eine  gericht- 
liche Entscheidung  fanden : ob  für  derlei  Prozesse  die  Civilgerichte 
zuständig  waren,  oder  ob  und  wann  für  dieselben  besondere  kauf- 
männische oder  Handels-Gerichte  in’s  Leben  gerufen  sind. 

Die  bezüglich  verschiedener  süddeutscher  wie  norddeutscher 
Städte  angestfdlten  Untersuchungen  haben  in  der  That  ergeben, 
dass  dort  bereits  frühe  eine  von  der  sonstigen  Givilgerichtsbar- 
keit  getrennte  Handelsgcrichtsbarkcit  existirt  hat.‘) 

Du  nun  auch  in  Ostpreussen  die  Anfänge  von  Handel  und 
Handelsrecht  nachweislich  in  verhältnismässig  frühe  Zeiten  fallen. 


’)  So  lässt  sich  z.  B.  für  Kei^ensbarg  durch  Privilegien  von  1207  und 
12.^0  nachweisen,  dass  dort  ein  sog.  Uansgraf  (hansgravo)  die  Streitigkeiten 
der  einheimischen  und  auswärtigen  Kaufleute  zu  entscheiden  hatte.  Ygl. 
diese  Urkunden  bei  Bemeiucr;  Regensburgisebe  Chronik.  1.  Regensburg  1800. 
S.  296,  326.  V.  Uaurer:  Oesebiebte  der  Städteverfassung  in  Deutschland.  IL 
Krlangcn  1870.  S.  274  Note  3.  S.  276  Note  9;  die  Urkunde  von  1230  auch 
bei  (xaupp:  deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  I.  Breslau  1861.  No.  12. 
S.  167  f,  und  bei  Genglor:  Deutsche  Stadtrechte.  Nürnberg  1866.  S.  372  f. 
Vgl.  ferner  die  Urkunden  von  1281  bei  Oemeiner  S.  416  und  von  1333  (1334) 
eod.  8.  563  und  Freyberg:  Sammlung  histor.  Schriften.  V.  S.  118  f.  — 
Ueber  die  Befugnisse  des  Hansgrafen  und  des  Rats  (in)  der  Hans  s.  auch 
(Gemeiner  S.  479.  v.  Maurer  8.  254  f.,  263  f.,  270  et  cit.,  273  f.,  279  f.  Das 
Privileg  von -1230  erwähnt  auch  Fischer:  Beschichte  des  deutschen  Handeb. 
Hannover  1786.  I.  S.  33&  — 

FroiHMfr,  H&odeUgefichtib»rk«it  in  KOaigiberg  i.  Pr.  ^ 
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80  läset  sich  mutinassen,  dass  die  heutige  Hiindelsgerichtebarkeit 
für  Ostpreussen  und  speziell  für  Königsherg  keine  Erscheinung 
neueren  Datums  ist,  sondern  auf  eine  Entwickelung  zurückschaut, 
welche  der  Entwickelung  des  Handels  dieser  Provinz  entspricht. 

Ostpreussen  hat  wahrscheinlich  schon  vor  dem  Erscheinen 
des  Deutschen  Ordens,  namentlich  infolge  der  Bernsteingewinnung, 
einen  Handelsverkehr  gehabt;  jedoch  lässt  sich  die  Ausdehnung 
desselben  zu  jener  Zeit  nicht  nachweisen.  Unstreitig  und  auch 
natürlich  ist,  dass  die  Entwickelung  des  Handels  und  der  In- 
stitute desselben  sowie  des  Handelsrechts  hier  eine  viel  spätere 
ist,  als  diejenige  in  dem  übrigen  Deutschland;  man  denke  nur 
daran,  dass  in  Ostpreussen  die  Kaufmannsgilden  erst  im  Anfänge 
des  14.  Jahrhunderts  von  Siegfried  von  Feuchtwangen  oder 
Dietrich  von  Aldenburg  cingeführt  sind*),  und  vergleiche  damit 
das  frühe  Erscheinen  von  Kaufmannsvereinigungen  und  die  schnelle 
Entwickelung  und  Verbreitung  der  Gilden  in  dem  übrigen  Deutsch- 
land.*) 

Bemerkenswert  ist  es  auch,  dass  Siegfried  von  Feucht- 
wangen  bestimmte,*)  dass  die  alten  Preussen  zur  Kaufmannschaft 
und  zum  Handel  nicht  zugelassen  werden  sollten,  sondern  nur 
die  neuen  Ansiedler,  welche  aus  dem  Reiche  herzogen. 

Durch  den  Orden  nahm  der  Handel  in  Ostpreussen  in  kurzer 
Zeit  einen  grossen  Aufschwung : ganz  besonders  haben  sich  die 
Hochmeister  Siegfried  von  Feuchtwangen,  Winrich  von  Knipprode 
und  Ulrich  von  Jungingen  um  die  Entwickelung  des  Handels  ver- 
dient gemacht  und  diesbezügliche  Gesetze  gegeben. 

Da  Ostpreussen  erst  durch  den  Orden  geschriebenes  Recht 
erhalten  hat,  kann  das  Vorhandensein  einer  Handelsgerichtsbarkeit 
auch  erst  nach  der  Unterwerfung  des  Landes  durch  den  Orden 
nachgewiesen  werden. 


')  Fischer  1.  o. 

’)  Kin  genaueres  Eingehen  auf  diese  Frage  würde  hier  zu  weit  führen. 
Vgl.  Gierke;  Kechtsgeschichte  d.  deutschen  Ocnoescnschaft.  Berlin  186S. 
S.  243  f.,  344  f.  Wilde:  Oildenwesen  im  Hittelalter.  Halle  1K31.  S.  229  f. 
2ÖÖ  f.  Brentano:  Einleilg.  z.  Gesch.  d.  engl.  Gewerkvereine.  Leipzig  1871. 
S.  19,  27.  Nitzsch  in  d.  Monatsberichten  d.  Kgl.  Fr.  Akad.  d.  Wisseusch. 
z.  Berlin.  1879  S.  4 f.  1880  S.  370  f.  Schröder:  Lehrhuch  d.  deutschen 
Kechtsgeschichte.  Leipzig.  S.  579  et  cit.  und  S.  606  f. 

•)  Vgl.  hierzu  u.  zum  folg.:  Fischer:  lld.  II  S.  143  f.  Falke:  Geschichto 
d.  deutschen  Bändels.  Leipzig  1860  II.  S.  120  f.  Bartknoch;  Altes  und 
neues  Preussen.  1684.  Kotzehue:  Preussens  ältere  Geschichte  I.  1806.  WaisscI; 
Chronik  Königsborgs.  1599.  Erläutertes  Preussen  1724 — 1728  Bd.  lu.  III. 
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Bereits  in  der  Mitte  und  in  der  zweiten  Hälfte  des  14  Jahr- 
hunderts stand  Königsberg  in  reger  Verbindung  mit  England, 
Schottland,  Frankreich,  Spanien,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen, 
Livland  und  ganz  besonders  mit  F'landern,  dem  Hauptgebiet  des 
damaligen  Handels,  wo  in  Brügge  die  Königsberger  GrossschäfFerei 
ihren  Lieger  stationirt  hatte. 

Bei  dieser  Lebhaftigkeit  des  Handels  muss  sich  entschieden 
das  Bedürfnis  fühlbar  gemacht  haben,  die  aus  diesem  Verkehr 
sich  ergebenden  Streitigkeiten  gleichmässig  zu  regeln  und  zwar 
durch  Personen,  welclie  mit  den  cinschlagenden  Verhältnissen 
bekannt  waren 

Eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1420,  aus  dem  Rechnungsbuch 
des  Liegers  der  Königsberger  Grossschäfferei  Andreas  Koyan’), 
beweist  uns,  dass  zu  jener  Zeit  in  Brügge  in  Flandern  ein  „Welt- 
gericht“ als  Sondergericht  in  Handelssachen  bestand  und  dass 
auch  Königsberger  Kaufleute  vor  demselben  Erledigung  ihrer 
dortigen  Streitigkeiten  nachsuchten,  und  es  ist  jedenfalls  eine 
interessante  und  bemerkenswerte  Thatsache,  dass  Königsberg 
bereits  im  Jahre  1420  von  der  Einrichtung  und  dem  offenbaren 
Nutzen  eines  solchen  Institutes  Kenntnis  gehabt  hat. 

Wenn  nun  trotz  aller  Vermutung  und  Wahrscheinlichkeit 
das  Bestehen  von  Handelsgerichten  in  Königsberg  sich  nur  für 
einen  Zeitraum  von  ungefähr  350  Jahren  bestimmt  nachweisen 
lässt,  so  mag  das  verschiedene  Ursachen  haben;  es  ist  aber 
keineswegs  dadurch  erwiesen,  dass  solche  Gerichte  früher  nicht 
existiert  haben. 

Oie  vielen  Kriege,  unter  denen  das  junge  Ordensland  zu 
leiden  hatte,  und  deren  wechselnder  Ausgang,  verschiedene  Zu- 
fälle und  Unfälle*)  und  nicht  zum  wenigsten  die  früher  herrschende 
Gleichgültigkeit  an  den  vaterländischen  Altertümern  haben  zur 
Vernichtung  des  zu  diesbezüglichen  Forschungen  erforderlichen 
Materials  beigetragen.  Dass  viele  handelsrechtliche  Urkunden, 
namentlich  aus  ältester  Zeit,  verloren  gegangen  und  nur  ein  Teil 
der  einzelnen  Bestimmungen  und  Rechte  erhalten  ist,  ist  unstreitig; 
ist  es  doch  eine  erweisliche  Thatsache,  dass  noch  vor  einigen 

')  Mitgeteilt  von  Sattler  in ; HandeUreebnungen  des  Beatsoben  Ordens. 
Leipzig  1887.  S.  4Ö7. 

*)  Han  denke  an  Feuersbrünste,  von  denen  gerade  Königsberg  oft  beim- 
gesQcbt  ist.  So  gingen  viele  Urkunden  Ui8o  bei  dem  Brande  des  Lizent- 
bauses  verloren;  so  ist  bekanntlirb  die  älteste  ostpreussisobe  Beebtsarkunde, 
die  erste  kulmiscbe  Handfeste  von  1223,  einem  Brande  zum  Opfer  gefallen. 

1* 
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Jahren  eine  grosse  Anzahl  Urkunden  des  Magistratsarchiva  als 
Makulatur  verkauft  wurde,  und  es  mag  ja  über  den  Urkunden, 
welche  die  Geschichte  der  Handelsgerichtsbarkeit  berühren,  -ein 
besonderer  Unstern  gewaltet  haben. 

Wahrscheinlich  ist  es  auch,  dass  ein  Teil  der  diesbezüglichen 
Urkunden  mit  dem  Ende  der  polnischen  Herrschaft  nach  Polen 
gekommen  ist.*) 

Die  Entwickelung  der  Handelsgerichtsbarkeit  in  der  Stadt 
Königsberg  i.  Pr.  ist  bisher  noch  nicht  einer  eingehenden  Unter- 
suchung unterzogen  worden.  Der  einzige,  welcher  diese  Frage 
berührt,  ist  Meier,  seiner  Zeit  Justizrat  in  Königsberg,  in  den 
„Preussischen  Provinzialblättern“;*)  aber  auch  er  erwähnt  in 
seiner  Abhandlung  aus  der  Zeit  bis  1715  nur,  dass  „in  den 
Jahren  1632,  1642,  1667  und  1670  Wettgerichtsordnungen  ver- 
fasst wurden,  welche  meist  nicht  landesherrlich  bestätigt,  sondern 
nur  von  den  Bäten  der  Stadt  publiziert  seien“  und  charakterisiert 
dann  in  wenigen  Worten  das  Verfahren  vor  den  Wettgerichten! 
weiterhin  finden  sich  bei  Meier  beiläufig,  wie  etwas  Allbekanntes 
und  Allgemein-Feststehendes  die  Worte:  „das  Weltgericht,  welches 
seit  1601  bestand.“*)  Ausserdem  erwähnen  auch  noch  v.  Kamptz,*) 
Flögel*)  und  Hartknoch*)  Wettgerichtsordnungen  (aus  anderen 
Jahren),  so  dass  sich  darnach  solche  Ordnungen  für  ein  Handels- 
gericht von  den  Jahren  1620,  1622,  1632,  1642,  1643,  1667,  1669 
und  1670  ergeben  würden. 

Bei  keinem  dieser  Chronisten  finden  sich  Beweise  oder  auch 
nur  Anhaltspunkte  für  ihre  Behauptungen.  Der  einzige  zuver- 
lässige Beweis  erfolgt  durch  Urkunden  und  ein  solcher  ist  bisher 
nicht  geführt  worden.  — 


I.  Abschnitt. 

Ich  habe  nun,  um  die  Ursprünge  der  Handelsgerichts- 
barkeit in  Königsberg  festzustcllen , das  erhaltene  Urkunden- 

')  Luoaa  David  berichtet,  daia  Harkgraf  Albrecht  im  Jahre  152.5 
ganze  Wagen  voll  Urkunden  nach  Polen  abgeben  musate. 

*)  Preuaaiacbe  Provinzialblätter.  3.  Polge.  Bd.  IX.  1864.  S 216  f. 
und  281  f.  — 

')  eod.  S.  301 ; vgl.  auch  S.  303  den  Satz  „das  VV'ettgericht ist 

von  1601  bis  1809  thätig  gewesen.“ 

‘)  „Die  preussischen  Provinzialrechte.“ 

*)  „Chronik  von  Königsberg  i.  Pr.“ 

*)  „Altes  und  neues  Proussen.“ 
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material')  zuKaramengesucht  und  durchgesehen  ; leider  ist  zwar, 
wie  schon  angedeutet,  der  Erfolg  hinter  den  Erwartungen  zurück- 
geblieben; immerhin  ist  es  mir  gelungen,  einmal:  nachzuweisen, 
dass  die  Angaben  Meiers  über  das  Anfangsjahr  der  Wettgeriebte 
(ItiOl)  falsch  sind,  und  dann:  festzustellen,  inwieweit  die  von  den 
genannten  Chronisten  gemachten  Angaben  über  die  Wettgerichts- 
ordnungen  richtig  und  in  welcher  Weise  sie  erklärlich  sind. 

Was  die  Feststellung  des  Beginnes  der  Wettgerichte  d.  h. 
einer  gesonderten  Handelsgcrichtsbarkeit  in  Königsberg  betrifft, 
so  sind  der  Vollständigkeit  wegen  zunächst  zwei  Urkunden  zu 
erwähnen,  welche  für  ihre  Zeit  die  Elxistenz  von  Wettgerichten 
in  Königsberg  beweisen,  welche  aber  leider  kein  Datum  führen; 
höchstwahrscheinlich  rühren  sie  aus  ungefähr  derselben  Zeit  her, 
wie  die  in  demselben  Urkundenbuche*)  vorher  und  nachher  auf- 
gezeichneten Ordnungen  und  Gesetze  der  Jahre  1525,  1539,  1544 
und  1559.  In  dem  ersten  dieser  beiden  Manuscripte,  einer  Auf- 
zählung der  in  Preussen  geltenden  Hechte,  heisst  es:*) 


’)  Bas  Urkandennukterial  ist  folgendes: 

einige  klanuscriptenbändo  der  Königlichen  Bibliothek;  eine  Keibe 
von  Manuscripten,  welche  in  mehreren  „gravamina“  betitelten  Bänden 
des  Magistrats-Archivs  enthalten  sind;  mehrere  Bände  anf  die  Wett- 
ordnnngen  bezüglicher  Hannscripte  des  Staats-Archivs  und  die  von 
mir  auf  der  Bibliothek  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  Vor- 
gefundenen, jetzt  aber  im  Staats- Archiv  befindlichen  „Protokollbücher'' 
der  Zünfte  im  Kneipbof. 

Von  den  letzteren  ist  das  wertvollste  Material  verloren  gegangen 
und  nur  erhalten  die  Protokollbücher  der  Zunft  der  Kaufleute  von 
1664  an  und  die  der  Mälzenbrauerzunft  von  16% — 1711,  1713 — 1724. 
Die  früheren  Protokollbücher  — es  müssen  solche,  wie  sich  aus  den 
auf  den  erhaltenen  Bünden  befindlichen  Nummern,  welche  diese 
Bände  früher  führten,  nachwoisen  lässt,  mindestens  vom  Jahre  1Ö22 
existiert  haben  würden  durch  die  alljährlichen  Wahlvermerke  Auf- 
schluss über  den  Beginn  der  Wettgerichte  gegeben  haben. 

’)  No.  1963  des  Steffenhagen’schen  Kataloges  der  Königl.  Bibi.  Die 
einzelnen  Manuscripte  dieses  Bandes  sind  später  ohne  richtige  Folge  zu- 
sammengebunden : so  ist  z.  B.  „das  kulmische  Recht“  im  Jahre  1632  dort 
niedergeschrieben  und  vor  demselben  steht  eine  Verordnung  aus  dem  Jahre 
1669.  Fast  die  gleichen  Urkunden  wie  No  1983  enthält,  vielleicht  abschrift- 
lich, No.  1887  jenes  Kataloges,  die  sog.  Jura  Dncati  Prussiae  ex  Donat. 
äeorg.  Stephan.*  Tom  I.  8.  33.3  a.  921.  No.  17.  Der  Anfang  dieses  Bandes 
ist  1604  geschrieben,  doch  mögen  auch  hier  verschiedene  Manuscripte  zu- 
sammengebunden  sein. 

8.  346.  — Bei  dem  augenscheinlich  von  derselben  Hand  geschriebenen 
Manuscripte  8.  342,  343  findet  sich  als  Sebriftdatum  der  4.  Januar  1694. 
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„No.  17  Wett  Recht  und  No.  18  Morgeoepruch . Von 
diceen  zweyen  appelliert  man  gemeiniglich  an  die  Kohlkammcr,') 
anderswohin  würde  es  nicht  gern  gestattet.“ 

Das  zweite  Manuscript  ist  eine  „Ordnung  wie  manns  zur 
Köhre*)  der  Stadt  Kneiphoff  Konigsbergk  halten  soll“;  dieselbe 
erwähnt  unter  den  Ratsmitgliedern  auch  die  Wettherrn. 

Neben  diesen  beiden  Urkunden,  deren  Alter  eben  nicht  genau 
festgestellt  werden  kann,  ist  die  älteste  Urkunde,  die  von  einem 
bereits  bestehenden  Wettgerichte  spriclit,  eine  im  „Erläuterten 
Preussen“*)  in  Excerpten  mitgetheilte  Urkunde  aus  dem  Jahre 
1598,  welche  also  beweist,  dass  ein  Wettgericht  — entgegen  den 
Angaben  Meiers  — bereits  vor  1601  in  Königsberg  bestand:  es 
ist  eine  Darstellung  des  damaligen  Bürgermeisters  Michel,*)  welcher 
uns  von  einem  Versuch,  die  bis  dahin  in  den  3 Städten  Königs- 
berg bestehenden  3 Specialwettgcrichte  zu  einem  Generalwett- 
gericht zu  vereinigen,  und  von  den  sich  daran  knüpfenden  Streitig- 
keiten berichtet. 

Auf  diesen  Streit  bezieht  sich  u.  a.  auch  eine  bisher  noch 
nicht  bekannte  Verabschiedung  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund 
vom  2.  Februar  1613,  welche  uns  auch  die  Ansicht  dieses  Fürsten 
wiedergiebt.  Sie  lautet:  „Und  die  General  Wett  belangende  be- 
finden J.  ühfstl.  Gn.,  dass  sich  keines  Weges  wil  thun  lassen, 
die  Fundation  dieser  3 Städte,  zudem  eine  jede  Stadt  mit  sonder- 
lich Nahmen,  Privilegien  und  Freyheiten  von  alters  hero  ver- 
sehen, in  einen  anderen  Stand  zu  versetzen : sondern  bleibet  billig 


')  Dieselbe  Aufzählung  „ehemals  gegoltener  Rechte“  findet  sich  ge- 
druckt im  „Erläuterten  Preussen“  Bd.  II.  S.  107  und  bei  Sehweikart  in 
von  Eamptz;  .Tahrbücher  für  prcussische  Uesetzgebung.  20.  S.  249;  daselbst 
steht  statt  „Kohlkammer“  „Kahlkaramer“.  Es  ist  jedenfalls  eine  damalige 
volkstümliche  Bezeichnung  eiues  Zimmers  iin  Schlosse  (vermutlich  der 
Oberratsstube).  — 

•)  d.  i.  hier;  Wahl  der  Mitglieder  des  Rates. 

„herausgegeben  von  einigen  Liebhabern  der  Ueschiebte  des  Vater- 
landes“. Bd.  III  Königsberg  1T2Ü  S.  204  f.  Hieraus  ist  wieder  ein  Teil 
abschriftlich  mitgeteilt  in  Flögel:  Chronik  von  Königsberg  i.  Pr. 

*)  Die  annalia  mixta  des  Bürgermeisters  Peter  Michel  sind  nicht  er- 
halten. Michel  soll  (a.  a.  U.  S.  220  Anm.)  am  29.  Juni  !ö&7  in  Knobels- 
dorff  Prov.  Brandenburg  geboren  sein,  sich  1.087  in  Königsberg  als  Kauf- 
mann niedergelassen  haben  und  von  löuö — 1(>04  Heriebtsherr,  bis  1613  Rats- 
herr, 1614—1617  Vice- Bürgermeister  und  1618 — 1620  Bürgermeister  im 
Kneiphof  gewesen  sein. 
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die  Wette  unterschiedlich  bei  einer  ieden  Stadt  wie  so  lang 
von  alters  hero.‘*') 

Diese  Worte,  die  aus  dem  Jahre  1613  auf  ein  langes  Be- 
stehen der  Wettgerichte  von  alters  her  liindeuten,  finden  eine 
speziellere  Bestätigung  in  der  letzten  und  wichtigsten  der  hierher 
gehörigen  Urkunden:  es  ist  ein  im  hiesigen  Staatsarchiv  befind- 
liches Schreiben  des  Bürgermeisters  einer  der  3 Städte  an  den 
Kurfürsten  vom  18.  November  1666.  Dasselbe  enthält  folgenden 
Passus : „cs  hat  sich  dann  unter  der  Handt  zugetragen,  dass  die 
Gewercke  solchem  nützlichen,  an  ihm  selbst  dem  allgemeinen  Stadt- 
wesen  zuträglichen  und  mehr  denn  hun  de  rt  Jahr  e in  üblichem 
Gebrauch  gewesenen  Wercke  (nämlicli  der  Spezialwette)  wider- 
sprochen, bey  der  Ohurfürstl.  Regierung  es  stutzig  zu  machen, 
ihnen  unternommen  etc.“*) 

Ich  glaube,  es  liegt  kein  Grund  vor,  an  diesen  Worten  des 
Bürgermeisters,  die  jedenfalls  auf  genauer  Sachkenntnis  beruhen 
werden,  zu  zweifeln:  sie  führen  zu  der  Annahme,  dass  spätestens 
1555  drei  Spezialwettgerichte  in  Königsberg  bestanden 
haben,*)  also  mindestens  ca.  50  Jahre  vor  dem  Zeitpunkt,  den 
man  nach  Meier  bisher  als  das  Jahr  des  Beginnes  der  Thätigkeit 
der  Wettgerichte  in  Königsberg  angesehen  hat. 

Genauere  Nachrichten  über  die  Entwickelung  der  Handels- 
gerichtsbarkeit haben  wir  erst  seit  dem  Jahre  1598,  zunächst  aus 
der  erwähnten  Darstellung  Michels. 

Königsberg  bestand  bis  zum  Jahre  1724  aus  3 einzelnen 
Städten  Altstadf*!,  Kneiphof  und  Löbnicht  mit  vollständig  ge- 
sonderter Verwaltung  und  Einrichtungen. 

Lagen  irgend  welche  Punkte,  Mängel  oder  Beschwerden  vor, 
welche  alle  3 Städte  betrafen,  so  berieten  zunächst  die  Zünfte 
und  Gemeinen  einer  jeden  Stadt  die  Frage  für  sich;  alsdann 
kamen  die  Aclterleutc  der  Zünfte  und  die  Gemeinältesten  mit  den 
Vertretern  der  3 Gerichte  und  der  3 Räte  zu  einer  gemeinsamen 


')  Magistrats-Archiv  71.  A.  Vol.  3.  Dieser  Passus  der  Verabscheidung 
ist  mit  denselben  Worten  citiert  in  dem  Hanuscriptenband  Uber  die  Wett- 
gerichte im  Staats-Archiv  fol.  259. 

*)  Fol.  108  des  Bandes  betr.  die  Wettgerichte  im  Staats-Archiv, 

*)  In  Danrig  bestand  ebenfalls  ein  Wettgericht,  wie  ans  No.  1948 
S.  302  f.  des  Steffenhagen’schen  Kataloges  hervorgeht,  spätestens  im  Jahre 
1667;  vgl.  auch  eod.  No.  1955  S.  H und  II  S.  172. 

*)  Altstadt  gegründet  128H,  Kneiphof  gegründet  l324(Fundationsorkunde 
von  1327),  Löbnicht  gegründet  1300. 
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Beratung  auf  dem  Altstädtischen  Rathause  zusammen.  Dorthin 
sind  auch,  so  berichtet  Michel,  „die  3 Demeinen  am  15.  August  1598 
sämtlich  nebst  den  Gerichten  gekommen  und  hat>cn  begehret, 
dass  eine  General  Wette  soll  'gehalten  werden,  dabey  aus  jeder 
Stadt  etzliche  Personen  ausm  Brbahren  Rath,  aus  dein  Gericht, 
danebst  von  Kaufleuten  und  Mältzenbräuern,  sollten  gehalten 
werden.“  " 

Dieser  Vorfall  zeigt  die  schon  für  das  Jahr  1595  angedeuteten 
Bestrebungen,  die  bis  dahin  bestehenden  3 Wcttgerichtc  zu  ver- 
einigen. Diese  Bestrebungen,  welche  ursprünglich  wohl  nur  von 
einigen  unruhigen  Köpfen  hervorgerufen  waren,  dann  aber  das 
sich  allmählich  geltend  machende  Verlangen  nach  einer  wenigstens 
teilweisen  Einigung  der  3 Städte  widerspicg^ln,  wurden  von  den 
Altstädtern,  die  dadurch  ein  Uebergewicht  über  die  anderen 
Städte  zu  gewinnen  hofRen,  bald  aufs  lebhafteste  vertreten.  Sie 
stellten  daher  das  Verlangen,  dass  die  projektierte  General-Wette 
„in  ihrer  Stadt,  als  in  den  Principal,  geordnet  und  gesetzet  werden“ 
sollte.')  Während  die  Löbnichter  zu  diesem  Anträge  ihre  Zu- 
stimmung gaben,  versagten  die  Kneiphöfer,  welche  das  Ueber- 
gewicht der  Altstadt  und  den  Verlust  der  eigenen  Gerechtigkeiten 
befürchteten,  ihre  Einwilligung;')  im  folgenden  Jahre,  1599,  gaben 
sie  jedoch  insoweit  nach,  dass  sie  in  die  General- Wette  willigen 
wollten,  wenn  dieselbe  abwechselnd  in  jedem  der  3 Rathäuser 
gehalten  würde.*) 

Der  hier  geschilderte  Streit  ist,  nachdem  die  Städte  den  ihnen 
durch  das  kurfürstliche  Rescript  vom  1.  Februar  1600,  welches 
ihnen  einen  diesbezüglichen  Verweis  erteilte,“)  vorgescliriebenen 
Instanzenweg  eingeschlagen,  zum  ersten  Male  am  17.  April  1601, 
unter  dem  Beisitze  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund  im  Schlosse 
„in  der  Ober- Rath-Stube“  durch  das  fürstliche  Hofgericht“)  rechtlich 


')  Michel  I.  a 
»)  eod.  S.  237. 

•)  Magistrats-Archiv  7t.  A.  Vol.  3.  — Allo  derartigen  Beschwerden 
mnssten  an  die  Kegimentsräte  (cf.  die  folgende  Note)  gesandt,  von  diesen  mit 
den  Hofgerichtsräten  beraten  und  dann  mit  einem  „Bedenken“  derselben  an 
den  Kurfürst  eingeschickt  werden. 

*)  Preuss.  Frovinzialblätter  ßd.  1*  S.  244  f.  — Das  lö2ö  eingesetzte 
Hofgericht  war  anfangs  besetzt  mit  4 Kegimentsräten  oder  Ministern  (Land- 
liofmeister,  Uberburggraf,  Kanzler  und  Ubermarschall),  welche  jedoch  nicht 
allen  Sitzungen  beizuwohnen  branebten,  und  zugeordneten  Räten  aus  dem 
Liandadel  und  Uechtsgelehrten ; nach  der  Hofsgerichta-Urdnung  des  Mark- 
grafen Ueorg  Friedrich  von  IÖ78  (cf.  Orube  corpus  constitutionum 
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dahin  entschieden,  dass  „jede  Stadt  ihre  Wette  bestellen“  *)  d.  h. 
die  Handulsgerichtsbarkeit  wie  bisher  durch  ihr  Spezial- Welt- 
gericht ausUbcn  solle.  • 

Eine  thatsächliehe  Aufliebung  des  Streites  erfolgte  erst  am 
11.  November  1603  durch  einen  Beschluss  der  Städte.’)  Durch 
denselben  wurden  auch  — dies  ist  die  älteste  urkundliche  Nachricht 
von  juristisch -proccssualcr  Bedeutung  — bezüglich  der  Besetzung 
der  Wettgerichtc  Aenderungen  vorgenommen,  welche  bereits  1599 
vom  Rate  vorgeschUgen  waren:  es  sollten  von  nun  an  in  jedem 
Wettgericht  15  vereidigte  Personen")  [3  aus  dem  Rat,  3 aus -dem 
Gericht,  je  3 Aelterleutc  der  Kaufmannszunft  und  der  Mältzen- 
braucr  und  3 Personen  aus  den  Zünften  der  Handwerker*)]  als 
Richter  fungieren. 

ist  eigentümlich  zu  bemerken,  dass  die  einzelnen  Städte, 
sobald  ein  neuer  Kurfürst  zur  Regierung  gekommen  ist,  mit  der 
ihnen  eigenen  Hartnäckigkeit,  die  häufig  den  Eigensinn  streift, 
ihre  alten  „gravamina“  Vorbringen  und  probieren,  ob  der  neue 
Herr. eine  andere  Ansicht  habe  wie  sein  Vorgänger. 

So  entstand  einmal  die  bereits  erwähnte  Verabscheidung  vom 
2.  Februar  1613,  welche  das  Rescript  von  1601  bestätigte  und 
zugleich  eiivc  Beschleunigung  des  Verfahrens  sowie  die  Appellation 
an  das  Hofgericht  verordnete,  und  dann  das  Rescript  Georg 
Wilhelms  vom  16.  Dezember  1623. 


Pruthenicarum.  Königsberg  1721.  II.  No.  I § 1,  2,  4)  aas  einem  den  4 Regi- 
mentsräten untergeordneten  Hofrichter  und  8 Assessoren  (3  Doktores  iuris 
und  h aus  dem  Adel,  zu  denen  in  schweren  Sachen  die  2 Universitäts-Pro- 
fessoren traten):  diese  9 Richter  batten  den  Titel  Hofgeriebtsräte.  Nach 
der  Hofgerichtsordnung  von  1Ö83  war  das  Hofgericht  Appellationsinstanz 
für  alle  Sachen.  Ueber  die  Befugnisse  der  4 Regiments-  oder  Ober-Räte 
giebt  die  Regimentsnotel  vom  18.  November  1542  (Hanuscript  der  Kgl. 
ßibl.  Kat.  Steff.  No.  18Ö7.  Jura  ex  Don.  Steph.  Bd.  II.  S.  126)  Auf- 
schluss. — Die  Ober-Rat-Stube  ist  nach  Horn:  Verwaltung  Ostpreussens, 
S.  19.  die  Räumlichkeit  des  heutigen  Staats- Archivs.  — 

')  Michel  1.  o.  S.  241.  — 

“)  Michel  1.  c.  S.  393. 

*)  Vgl.  S.  19  der  Abhundlung,  Text  und  Note  3. 

")  Ueber  die  Anzahl,  Wahl  etc.'  der  Aelterlente  der  Kaufmannszunft 
giebt  .,das  Willkührbuch  E.  E.  Kneiphöhschen  Kaufmannsznnft  zu  Königs- 
berg“ von  1602  (Bibi,  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft)  Auskunft, 
über  die  anderen  Zünfte  die  „Zunftrollen“,  von  denen  einige  im  Magistrats- 
Archiv  zu  Königsberg  erhalten  sind;  eine  Instcrburger  Zunftrolle  teilt  Horn; 
Verwaltung  Ostpreussens.  1890,  mit. 


Digitized  by  Google 


10 


Auch  Georg  Wilhelm,  welcher  den  Städten  aufgegeben  hatte, 
eine  General  Wett -Ordnung  einzureichen,')  erklärte  sich  gegen 
die  General -Wette.')  Der  Streit  hatte  damit  jedoch  nicht  sein 
Ende,  vielmehr  wandte  man  sich,  insbesondere  wegen  der  Frage, 
w’o  die  General -Wette  gehalten  werden  sollte,  nochmals  an  die 
Begierung,  und  als  diese  wiederum  einen  abschlägigen  Bescheid 
(vom  4.  Mai  1624)  erteilte,  an  den  Kurfürsten  auf  dem  Landtage 
zu  Marienwerder,  wo  die  Angelegenheit  1624 — 1626  einige  Male 
zur  Sprache  gekommen  ist.‘)  Die  ProtokoUbUcher  der  kneip- 
höfischen  Kaufmannszuuft  erwähnen  zwar  ein  vidimus  executorialis 
mandati  Georg  Wilhelms  von  1626,  welches  sich  für  die  General- 
Wette  günstig  ausgesprochen  hätte,  aber  nie  befolgt  sei;^)  es 
steht  jedoch  fest,  dass  dieses  Mandat  nicht  die  Einrichtung  der 
General- Wette  gestattet  hat,  sondern  nur  die  Aufforderung  ent- 
hielt, „punctum  illud  de  ratione  ludicii  censorij  quam  prinium 
reassumere  et  pro  aequitate  de  illo  6naliter  statuere  velitis,  ut 
tandem  aliquando  et  illud  negotium  finem  suum  sortiatur“,  ‘)  und 
cs  findet  sich  die  Bemerkung,  dass  der  Kurfürst  diese  Angelegenheit 
wegen  der  schwedischen  Kriegsempörung  nicht  entschieden  habe. 

In  der  That  ruhte  der  Streit  4 Jahre  hindurch,  um  dann 
mit  neuem  Eifer  wieder  aufgenommen  zu  werden.  Im  Jahre  1631 
trug  der  Kurfürst  den  sich  beschwerenden  Städten*)  in  einem 

*)  cf.  § 4 der  ,.Transactio  zwischen  den  iUhten  der  dreyer  Städte 
Königabergk  and  den  Mächti)rern  der  klaffenden  Zunfflen  der  Kaufleute 
and  Msltzenbräwem , wie  es  Ihre  Churrdrtl.  Dnrchl.  vertragen  und  confir- 
miret  den  20.  Februarij  anno  1620“.  Thorn  1621.  — Prot,  der  Kaufmanns- 
zunft  im  Kneipbof  vom  1.  Dez.  1668  erwähnen  noch  ein  Kescript  ans  dem 
Jahre  1622  und  Hartknoch  nennt  eine  Wettordnung  von  1620,  v.  Kamptz 
eine  von  1622.  — In  einem  dieser  Jahre  ist  jedenfalls  eine  Oeneral-Wett- 
ordnung  eingereicht.  Vgl.  Mag.-Arch.  71  A.  Vol.  3,  Protest  vom  27.  Aug. 
1622  in  den  gravamina  vom  lö.  Januar  1631,  und  ,S.  11  Note  2 dieser  Ab- 
handlung. 

*)  Staatsareb.  fol.  1 des  Bandes  betr.  die  Wettgeriebte : „weil  durch 
das  General-Wett-Dericht  eine  nova  forma  iudicii  und  gleichsamb  Status 
popularis  introduoiret  werden  will,  dadurch  der  Ordinarius  Hagistratus  per 
obliqaum  zurückgesetzet  und  fast  gantz  exautorisiret  wird“,  solle  es  bei  der 
Entscheidung  seines  Vaters  bleiben.  — Bei  Wettsachen  über  200  florin  ge- 
stattete der  Kurfürst  die  Appellation  direkt  an  ihn  selbst,  in  den  übrigen 
Fällen  blieb  die  Appellation  an  das  Hofgericht  rechtens. 

•)  Mag.-Arch.  71.  A.  Vol.  3. 

•)  Protokoll  vom  1.  Dez.  1668.  S.  229  f. 

Hag.-Arch.  1.  c.  — iudicium  censorium  od.  censura  ist  das  Wett- 

geriebt. 

*)  gravamina  vom  15.  Januar  1631.  Uag.-Arob.  1.  c. 
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überaus  charakteristischen  Rescripte,')  welches  deutlich  zeigt, 
(lass  bis  dahin  keine  Gencralwette  gehalten  ist,  auf,  eine  Ordnung 
für  eine  solche  einzurcichen.  Nach  vielen  Beratungen  und  mehr- 
fachem Hin-  und  Herschreiben’)  wurde  1632  eine  Ordnung  für 
die  üeneralwette  übergeben.*)  Dieselbe  erhielt  jedoch  nicht  die 
Genehmigung  und  es  wurde  bereits  am  „6.  July  1633“  eine  neue 
Ordnung  eingereicht,^)  welche  wahrscheinlich  die  Spezialwetten 
betraf;  ob  diese  Ordnung  bestätigt  wurde,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen. 


')  Vom  Februar  1631.  Uag.-Areb.  71.  A.  Vol.  3:  „es  sei  über  die 
Ueneral-Wette  seit  4 Jahren  nichts  nacbgesucht  (stimmt!)“,  der  Karfürst 
erinnere  sich  dessen,  was  vorgefallcn,  ersehe  aber  „aus  allen  Schreiben,  dass 
die  Ueneral-Wette  ein  gantz  neues  werck  so  vor  etlichen  Jahren  von  den 
£rb.  Kähten  dieser  dreyer  Städte  K.  improbiret,  auch  in  den  privilegijs  und 
Verfassungen  dieses  Landes  insonderheit  auch  der  Städte  K.  davon  nichtes 
enthalten  oder  fundiret  gehalten  werde:  dahero  es  dann  für  kein  gravamen 
kann  angezogen  werden,  sondern  eine  neue  willkührliche  Veranlassung  sey, 
daran  niemandt  gebunden  , noch  ad  consensum  gezwungen  werden  könne, 
zudem  dass  es  dem  gantzen  derselben  Städte  statui,  so  von  Ordens  Zeitten 
bis  anitzo  continuiret,  wie  auch  derselben  fundationibus,  sonderbahren 
privilegijs  undt  unterschiedlichen  Gerichtsbarkeiten  (d.  h.  jeder  der  3 Städte) 
undt  folgig  ihren  legibus  fiindamentalibus  Fori  competentiae  undt  appella- 
tionibus,  so  von  einer  ioden  Stadt  in  Wettsachen  an  Ihr  Churf. 
Dchlt.  interponiret  undt  an  dieselbe  gehörig,  zu  geschweigen,  dass  aus 
solcher  novitet  eine  total  coufusion  des  Stadtwesens  und  allerhandt  schwere 
praeiudicia  zu  besorgen;  dennoch  wolle  er  sich  die  Articel  ad  revidendum 
einscbicken  lassen,  vorbehaltlich  aller  seiner  Rechte,  insbesondere  der 
appellation;  ....  inmittelst  aber  könnte  es  bei  voriger  Special  Wette 
und  alten  Verfassungen  einer  jeden  Stadt  sein  Verbleibens  haben“. 

’)  Uag.-Areb.  71.  A.  Vol.  2 und  3:  Schreiben  vom  28,  30.  Juni  1631 
und  eines  ohne  Datum:  man  bittet  „um  Beförderung  dieses  negotium,  so 
nunmehr  über  40  Jahre  so  sehnlich  von  E.  E.  Bürgerschaft  urgirt  und  ge- 
sucht worden“,  der  Kurfürst  „möge  sich  aber  nicht  grössere  Autorität  an- 
massen,  als  er  über  die  Spezialwetto  gehabt“.  Die  Regimentsräte  entgegnen 
in  einem  Abschied  vom  2.  Juli  1631:  „sie  wissen  wohl,  dass  die  General- 
Wette  viele  Jahre  her  nachgesuebt,  jedoch  nicht,  wie  die  Altstädter  und 
Löbnichter  darstellen,  omnium  consensu,  sondern  anfangs  nur  von  einigen 
Bürgern , denen  sich  die  Räte  widersetzet,  auch  hätten  die  Kaufleute  und 
Rälzenbräuer  gegen  die  damals  übergebene  Wettordnung  protestiert“.  Ein 
nicht  abgesandtes  Schreiben  des  Bürgermeisters  vom  Oktober  1631  enthält 
die  Bemerkung,  dass  der  Kurfürst  sich  für  die  Altstadt  günstig  ausgesprochen 
habe,  aber  die  Regimentsräte  eine  „alternative  General-Wette“  begünstigten. 
— Es  ist  hiernach  anzunehmen,  dass  1622,  wie  Flögel  und  v.  Kamptz  be- 
richten, eine  Wettorduung  verfasst  ist. 

’)  Arg.  Handschriften  in  71.  A.  Vol.  2 und  3 des  Hag.-Arcb. 

')  Arg.  eine  Notiz  in  dem  Bande  des  Staats-Archivs  unter  Nr.  2. 
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Für  die  nächsten  Jahre  fehlt  jede  urkundliche  Nachricht,’) 
und  ee  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Städte  gewartet  haben, 
bis  ein  neuer  Kurfürst  zur  Regierung  kam. 

Im  Jahre  1642,  unter  der  Regierung  des  Grossen  Kurfürsten, 
fanden  die  vicljährigen  Bestrebungen  den  ersten  Erfolg,  der  aller- 
dings nur  von  kurzer  Dauer  war. 

Nach  vielen  Beratungen  und  nach  mehrfachem  Widerspruch 
des  Kneiphofs  und  der  gesamten  Gewerke  wurde  die  General- 
wette mit  ziemlicher  Beschleunigung  eingerichtet,  ohne  dass  man 
die  Genehmigung  der  Regierung  nachsuchte,  und  am  7.  November 
1642  wurde  die  erste  Sitzung  gehalten.*) 

Doch  bereits  nach  3 Monaten  löste  sich  das  so  sehr  ersehnte 
General wetigericht  wieder  auf,  da  fast  alle  unzufrieden  mit  dem- 
selben waren.*) 

Nun  begann  der  alte  Streit  von  neuem  in  verstärktem  Masse. 
Der  Grosse  Kurfürst,  vor  welchen  die  Angelegenheit  gebracht 
wurde , äussertc  sich  dahin , dass  neben  der  Generalwette  die 
Spezialwetten  bestehen  bleiben  sollten,  um  die  geringeren  Sachen 
zu  erledigen.*)  Es  ward  wiederum  viel  hin  und  her  geschrieben, 
insbesondere  seitens  der  Gewerke,  welche  zu  den  Beratungen 
zugezogen  zu  werden  verlangen;*)  man  droht,  eich,  den  Kur- 
fürsten übergehend,  an  den  König  von  Polen  und  Schweden  zu 
wenden:*)  die  Zustände  werden  immer  haltloser  und  verwirrter, 
und  doch  erfolgt  keine  Abhilfe. 

Nach  20  Jahren  legten  die  Kaufleute  und  Maltzenbräuer 
den  Gewerken  wieder  eine  neue  General- Wettordnung  (von  1665) 

')  Bi»  auf  ein  Schreiben  de»  Kurfürsten  vom  27.  Juni  1636,  welcher 
ein  „Bedenken“  der  Ober-Räte  erfordert,  weil  ihm  berichtet  »ei,  das»  man 
die  3 Städte  einigen  und  eine  Oeneral -Wette  „einführen“  wolle.  Staats- 
Archiv  eod.  Nr.  3. 

’)  Vgl.  Protokolle  vom  Jahre  1642  und  Staats-Arch.  74  A.  fol.  ö— 6.  — 
lieber  die  Wettordnung  von  1642  ».  S.  20  der  Abhandlung. 

*)  Vgl.  Protokolle  vom  1.  Dezbr.  1668,  S.  229,  234,  und  Staats-Archiv 
1.  c.,  fol.  34,  die  deolaratio  von  1646:  „indicium  censorium  ac  ne  vix  per 
tres  menses  continuatum“. 

*)  Staats-Archiv  I c.,  fol.  13,  27.  Der  Kurfürst  wünschte  auch,  dass 
sein  fiscalischer  Anwalt  den  Sitzungen  beiwohnte. 

‘)  eod.  fol.  .38,  folg.  — Die  Uewerke  waren:  „die  Fischer,  Gross- 
Schmied,  Schuster,  Schneider,  Fleischer,  Festbäcker,  Mahler,  Kürschner, 
Höcker,  Rothgerber,  Leinenweber  und  Züchner,  Bortenwürker,  Hutmacher, 
Kncb-  und  Lossbecker,  Geschirr-  und  Radmacher,  Böttcher,  Töpfer,  Tuch- 
macher, Kleinschmidte“. 

•)  Im  Jahre  1645.  eod.  fol.  41,  fol.  46  - 67. 
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vor;’)  da  dieselbe  deren  Beifall  nicht  fand,*)  wurde  eine  „Neue 
Revidirtc  Wettordnung“  für  Spezialwctten  aufgesetzt*)  und  am 
21.  September  1666,  in  Abwesenheit  des  Kurfürsten,  zur  Geltung 
publiziert.*) 

Es  wurden  jedoch  die  Zustände  nicht  haltbarer,  vielmehr 
führte  der  alte  Streit  zu  immer  grösserer  gegenseitiger  Ver- 
bitterung.*) 

Merkwürdigerweise  hatten  jetzt  Rat  und  Kaufleute  die  Rollen 
getauscht:  als  die  Kaufleute  und  Mältzenbräuer  1665  eine  Ordnung 
für  die  Generalwette  aufgesetzt  hatten,  erklärten  sich  die  Räte 
der  3 Städte  dagegen  und  nahmen  sich , die  Uebermacht  jener 
Zünfte  fürchtend,  nun  der  Gewerke  an.*) 

Eis  wiederholen  sich  die  schon  mehrfach  geschilderten  Vor- 
gänge,’) deren  genaue  Wiedergabe  zu  weit  führen  würde.  Die 
Resultate  waren  eine  Wettordnung  der  Räte  vom  24.  Januar 
1669,*)  die  Ernennung  von  Kommissarien  seitens  des  Kurfürsten, 
um  einen  Vergleich  zustande  zu  bringen,*)  und  schliesslich  „die 
revidierte  Lieger  und  Wett  Ordnung  vom  20.  März  1670“,  welche 
auf  einer  wirklichen  Einigung  von  Rat,  Gericht,  Zünften  und 
Gewerken  basierte.’“) 


')  Vf;l.  f’rotokolle  vom  16.,  25.  September,  21.  Uktober  1664  ; 3.,  13. 
februar,  11.  März,  30.  April,  8.,  11.  Hai  1666;  17.,  26.  Februar  1666; 
1.  Dezember  1668. 

*)  Staats-Archiv  I.  c.  fol.  84.  — Es  scheint,  dass  die  Streitigkeiten  der 
Dewerke  bisher  nur  vor  das  „Wettamt“  gekommen  sind,  in  welchem  der 
Wettpräses  allein  richtete.  Vgl.  Prot,  vom  26.  Januar,  29.  April  1669. 

*)  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  67,  f.  Vgl.  S.  21  der  Abhandlung. 

*)  Prot,  vom  1.  Dezbr.  1668,  S.  226 — 228.  Staats-Archiv  eod.  fol.  82. 

*)  Vgl.  Protokolle  vom  26.  Oktober,  1.  Dezember  1668;  das  S.  7 dieser 
Abhandlung  mitgeteilte  Schreiben  vom  18.  November  1666  und  Staats-Archiv 
I.  c.  fol.  114:  Bericht  vom  15.  Januar  1667. 

*)  Prot,  vom  25.  April,  vom  1.  Dezember  1668,  S.  226,  230  f.  Die  Ge- 
werke überreichen,  dem  Kat  eine  Schrift  über  die  Punkto,  welche  nach  ihrem 
Wunsche  in  die  Wettordnung  aufgenommen  werden  sollen.  Prot,  vom  HI. 
Dezember  1668,  S.  250. 

')  Vgl.  Prot,  vom  4.,  7.,  31.  Dezember  1668,  2 , 4.,  7.,  26.,  31.  Januar, 
27.  Februar,  7.  März,  24.,  27.,  29.,  31.  April  1669. 

Staats-Archiv  1.  c.  fol.  120  bis  136.  — Eine  Wettordnung  von  1669 
erwähnt  Hartknoch. 

“)  Prot  vom  9,  16,  29.,  31.  Mai,  4.,  5.,  7.  Juni,  16.,  17.,  18.,  29.  Juli, 
10.,  17.  September,  10.  Oktober,  11.,  27.  November,  10.,  11.,  30.  Dezember 
1669  ; 2.,  31.  Januar  1670. 

’°)  Prot,  vom  24.  März,  17.  April  1670.  Staats-Archiv  1.  o.  fol.  203. 
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Diese  Wettordnung  wurde,  obwohl  sie  nicht  vom  Kurfürsten 
bestätigt  wurde,')  von  den  Städten  zur  Geltung  publiziert  und 
hat  anscheinend  einige  Festigkeit  in  die  Zustände  vor  der  Wette 
gebracht,  da  die  Klagen  für  eine  Zeit  verstummen. 

Im  Jahre  1684  gab  der  Kurfürst  in  einem  Rescripte*)  sein 
Missfallen  darüber  zu  erkennen,  dass,  wie  er  erst  jetzt  höre,  jene 
Ordnung  und,  im  Jahre  1683,  auch  eine  neue  Mäklerordnung 
ohne  seine  Genehmigung  publiziert  seien,  und  verlangte  die  Vor- 
legung der  Wettordnung:  cs  blieb  jedoch  alles  beim  Alten  und 
der  einzige  Erfolg  war  ein  Rescript  vom  28.  Dezember  1686, 
welches  die  Errichtung  einer  Generalwette  verbot.*) 

In  demselben  Jahre,  1684,  war  auch  zum  ersten  Male  auf 
Seiten  der  Regierung  davon  die  Rede,  in  Königsberg  ein 
„Coinmerc-Collegium“  einzurichten;  der  Plan  scheiterte  aber  an 
dem  Eigensinn  der  Städte:  seltsamerweise  fürchteten  dieselben, 
dadurch  „von  allen  ihren  Rechten  und  Freyheiten  zu  kommen“.*) 

Auch  aus  dem  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  sind  eine  An- 
zahl Urkunden,  insbesondere  Beschwerden  der  Gewerke,  erhalten, 
die  dasselbe  Bild,  wie  es  hier  für  die  früheren  Jahrzehnte  mit- 
geteilt ist,  wiedergeben.*) 

Wenn  auch  in  den  späteren  Jahren  verschiedene  Umstände, 
insbesondere  eine  verheerende  Pestilenz,  hindernd  dazwischen - 
traten,  so  triffl,  zumal  die  Kurfürsten  stets  bemüht  waren,  für  den 
Handel  zu  sorgen  und  durch  Rescripte  auf  eine  Beschleunigung 
des  Verfahrens  in  Handelssachen  hinzuwirken,*)  zum  grossen 
Teile  auch  die  Städte  selbst  die  Schuld  an  der  Unzulänglichkeit 
der  Zustände  bei  der  Wette. 

Als  äusserst  charakteristisch  für  die  Städte  ist  der  Fall  zu 
erwähnen,  dass  dieselben,  als  der  König  sie  im  Jahre  1704,  um 
„den  üebelständen  in  den  Commercien  abzuhelfen“,  aufforderte, 
einige  Kaufleute,  „welche  die  negotia  wohl  verstehen  und  von 

')  Staats- Archiv  eod. ; Schreiben  des  Kurfürsten  vom  3.  April  1670,  der 
Räte  vom  8.  Augnst  1670,  fol.  207,  vom  29.  August,  fol.  211.  Doch  lag 
bereits  ein  Entwurf  für  die  Bestätigungsurkunde  vor.  Staats- Archiv  eod.  fol. 
223,  224.  Vgl.  auch  Prot,  vom  13.  Mai,  3.,  30.  Juli,  7.  August  1670. 

*)  Staats- Archiv  1.  c.  fol.  234,  287,  265. 

•)  Hag.-Arch  71.  A.  Vol.  5. 

*)  Prot,  vom  11.  Dezember  1684,  8.  März  1685. 

‘)  StaaU-Archiv  1.  c.,  S.  271,  278,  274,  278,  286,  288,  292.  Protokolle 
vom  9.  Juni,  16.  August  1700;  27.  Juli  1701;  11.  Oktober  1703;  19.  März, 
1.  April  1705;  16.  Februar  1714. 

‘)  Staats-Archiv  I.  c.,  S.  248,  286,  297.  Orubc  II,  Nr.  48. 
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allem  Handel  Wissenschaft  haben“,  nach  Berlin  zu  schicken, 
sich,  angeblich  der  Kosten  wegen,  weigerten,  dieser  Aufforderung 
nachzukommen.  ’) 

Eine  wirkliche  Ordnung  und  einen  gefestigteren  Zustand  in 
die  geschilderten  traurigen  Verhältnisse  haben  erst  die  Jahre 
1715,  1718  und  1724  gebracht. 

Im  Jahre  1715  wurden  endlich  die  alten  Wettleges,  welche 
im  Laufe  des  Jahres  1714,  um  sie  den  veränderten  Zeitverhält- 
nissen anzupassen,  einer  nochmaligen  Durchsicht  unterzogen 
waren,*)  als  „neurevidierte  und  bestätigte  Wett-  und  IJeger- 
ordnung  der  3 Städte  Königsberg  d.  d.  16.  Februar  1715“*)  von 
Friedrich  Wilhelm  I bestätigt  und  zur  Geltung  publiziert.*) 

Noch  wichtiger  für  die  Geschichte  der  Handelsgerichtsbar- 
keit Königsbergs  ist  das  Jahr  1718:  in  demselben  wurde  als 
zweites  Sondergericht  für  Handelssachen  neben  den  3 Wett- 
gerichten das  „Commercien-Collcgium“  eingesetzt.  Dasselbe  kam 
verhältnissmässig  schnell  zustande : es  waren  allerdings  bereits 
1717  verschiedene  Berichte  über  die  Königsberger  Handelsver 
hältnisse  nach  Berlin  abgegangen  und  auch  einige  Kaufleute  dort- 
hin gesandt,  um  die  Interessen  der  Handelswelt  zu  vertreten, 
jedoch  scheint  dabei  nicht  viel  herausgekommen  zu  sein,*)  im 
folgenden  Jahre  wurde  dem  Könige  bei  Gelegenheit  seiner  An- 
wesenheit in  Königsberg  im  Juni  von  den  Kaufleuten  ein  Memorial 
überreicht,  in  welchem  sie  die  Bitte  um  Errichtung  eines  Kommerz- 
kollegiums vortrugen,  und  nach  einigen  Audienzen  und  Kon- 
ferenzen*) entsprach  der  König,  welchem  die  Hebung  des  Handels 
ganz  besonders  am  Herzen  lag,  diesem  Wunsche:  die  Constitutions- 
urkunde ist  bereits  vom  17.  August  1718  datiert;  im  folgenden 
Monat  ist  sie  publiziert  worden  und  im  Dezember  desselben 
Jahres  ist  das  neue  Kollegium  schon  in  voller  Thätigkeit.*) 


')  Prot,  vom  11.  Februar  1704.  — Auch  am  24.  Januar  1699  waren  die 
Städte  durch  die  Ober- Räte  aufgefordert  worden,  die  Wettleger  zur  Appro- 
bation einzuachicken.  Staats-Archiv  1.  c.  8.  270. 

’)  Prot,  vom  16.  Febr.,  21.  März,  26.  April,  13.  Aug.,  19.,  21.  Uez.  17U 
und  Staats-Arch.  74.  A.  fol.  300. 

')  Expl.  im  Staats-Arch.,  ferner  abgedruckt  in  Grube:  Corpus  Conslt- 
tutionum  Pruthenicarum.  Königsberg  1721.  Bd.  II.  No.  2. 

*)  So  in  der  Mälzenbrauerzunft  am  10.  April  171ö.  Vgl.  Prot. 

‘)  Staats-Arch.  74  A.  fol.  301  f. 

•)  Prot,  vom  14.  Juni,  19.  Jolil71S.  — Magistr.-Arch  Gravauiina  71  Ä. 
No.  I Vol.  2 vom  80.  Juni  1718.  — 

’}  Prot,  vom  18.  Sept.  bez.  15.  Dez  1718. 
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D«s  dritte  wichtige  Jahr  ist  das  Jahr  1724:  unter  dem 
13,  Juni  desselben  verordnete  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Ver- 
einigung der  3 Städte  Königsberg  zu  einer  Stadt. 

Das  Verlangen  nach  einer  derartigen  Einigung  war  schon 
seit  einiger  Zeit  laut  geworden,  doch  waren  auch  in  dieser  Be- 
ziehung Gegensätze  vorhanden,  da  man  von  anderer  Seite  die 
Bildung  einer  vierten  Stadt  Königsberg  geplant  hatte.  Wie  in 
dem  Protokollbuche  der  KneiphöAscben  Kaufmannsziinft  von 
jenem  Jahre  vermerkt  steht,  sind  „Ultimo  Augusto  anno  1724 
E.  E.  Raht  und  E.  E.  Gerücht  ‘Dreyer  Städten  Companiret 
worden.“  Dadurch  wurden  natürlich  auch  die  3 Wettgerichtc 
zu  einem  Wettgericht  vereinigt  und  es  fand  dasselbe  mit  dem 
vereinigten  Rate  auf  dem  Kneiphöhschen  Rathause  seine  Stätte, 
während  das  Altstädtische  Rathaus  dem  vereinigten  Gericht  und 
das  liöbenicht’sche  dem  Servis-Collegium  eingeräumt  wurden.') 


n.  Abschnitt. 

Es  erscheint  angemessen,  bei  diesem  bedeutungsvollen,  in 
die  meisten  Verhältnisse  der  Stadt  Königsberg  tief  einschneiden- 
den Zeitpunkte  in  der  bisherigen  Art  der  Darstellung  (gewisser- 
massen  einer  Geschichte  der  äusseren  Verhältnisse  der  Handels- 
gerichtsbarkeit)  in  welcher  wir  uns  bemüht  haben,  ein  Bild  von 
Zuständen  aus  dem  17.  Jahrhundert  zu  geben,  und  welche  zu- 
gleich die  früheren  Mitteilungen  über  diesen  Gegenstand  richtig- 
stellen bezw.  erklären  und  ergänzen  sollte,  innezuhalten  und  einen 
korrespondierenden  Uebcrblick  zu  geben  über  die  Entwickelung 
der  inneren,  processualen  Verhältnisse  in  dem  bisher  der  Be- 
trachtung unterworfenen  Zeitraum. 

Diese  processuale  Seite  umfasst  einmal  das  Wesen  und  den 
Zweck  der  Wettgerichte,  woraus  sich  die  Kompetenz  derselben 
ergiebt,  und  dann  die  Handhabung  der  Justiz  bei  diesen  Ge- 
richten, d.  h.  die  Art  und  Weise  der  Besetzung  und  das  Ver- 
fahren. 

Das  Wettgericht  war  eine  von  der  sonstigen  Gerichtsbarkeit 
und  den  sonstigen  städtischen  Einrichtungen  völlig  abgetrennte 
Sonderbehörde,  ein  Sondergericht,  welches  im  Interesse  des 
Handels  und  seiner  Bedürfnisse  eingerichtet  war. 

')  Arg.  Prot,  vom  1.  Sept.  1724. 
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Die  Aufgabe  des  Weltgerichts  lässt  sich  kurz  vielleicht  am 
vollständigsten  durch  die  Worte  wiedergeben,  welche  die  Wett- 
ordnung von  1734  gebraucht:  „es  hat  zu  achten,  dass  niemand 
in  Handel,  Mass  und  Gewicht  übervorteilt  werde  und  niemand 
den  Handel  anders  betreibt  als  er  berechtigt  ist.“ 

Es  durfte  nämlich  in  Königsberg  den  Grosshandel  nur  der- 
jenige betreiben,  welcher  in  dieser  Stadt  das  Gross-Bürgerrecht 
und  die  Zunftgerechtigkeit  d.  h.  die  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
beiden  Zünfte  (Kaufleute  und  Mälzenbräuer)  erworben  hatte;  und 
auch  um  den  Kleinhandel  zu  betreiben,  musste  man  das  Kleine 
Bürgerrecht  erwerben.  An  diesen  althergebrachten  Rechten 
wurde  sehr  streng  festgehalten  und  lange  Zeit  hindurch  hielten 
sich  die  Zünfte  gegen  „Fremde“,  d.  h.  Nicht-Königsberger,  äusserst 
abgeschlossen. 

Zwischen  der  Kompetenz  der  damaligen  Weltgerichte  und 
der  der  heutigen  Handelsgerichte  bez.  Kammern  für  Handels- 
sachen besteht  ein  grosser  Unterschied.  Während  diesen  nur 
die  Rechtsprechung  für  einen  Teil  des  Civilrechts  obliegt,  waren 
jene  im  16.  bis  18.  Jahrhundert  zugleich  Organ  der  Strafrechts- 
pflege, soweit  dieselbe  auf  den  Handel  Bezug  hatte:  daraufhin 
deuten  schon  die  Bezeichnungen  „Wette“  (Wedde),  „ein  alt 
Sächsisch  Wort“’)  für  Strafe,  Busse,  und  iudicium  muletatorium ; 
ja,  es  ist  möglich,  dass  die  Weltgerichte  in  der  ersten,  nicht 
mehr  nachweisbaren  Zeit  ihres  Bestehens  nur  Sonderstrafgerichte 
und  Sonderpolizei  gewesen  sind. 

Die  Königsberger  Weltgerichte  hatten  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert unstreitig')  die  (meisten)  auf  den  Handel  bezüglichen 
Streitigkeiten  detjenigen,  welche  zum  Handel  berechtigt  waren, 
unter  einander  und  mit  Fremden  zu  entscheiden,  „Schuld-  und 
Justizsachen,  die  aus  dem  Handel  herrühren“.  Ausserdem  hatte 
aber  die  Wette  — und  dies  trat  eben  ursprünglich  in  den  Vorder- 
grund, weil  da  für  jene  Zeiten  ein  grösseres  allgemeines  Interesse 
vorhanden  war  und  die  Handelsprozesse  damals  natürlich  nicht 
so  mannigfaltig  sein  konnten,  wie  heute  — eine  Menge  anderer 
Befugnisse,  welche  heute  der  Polizei,  dem  Magistrat  und  den 
Strafgerichten  zustehen. 

Die  Wettordnungen  enthielten  eine  grosse  Reihe  von  handels- 
polizeilichen  Vorschriften,  Anordnungen  über  den  Marktverkehr, 


•)  Kat  Steff.  der  Kgl.  Bibi.  19ö6,  S.  4. 

’)  Vgl.  auch  Conat.  Urk.  dea  Com.-Coll.  Nr.  9. 

Firommer,  HandeligerichUbarkeit  ln  K6nlgtb«rg  {.  Pr.  2 
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deren  Uebertretung  Strafe  nach  eich  zog;  die  Behandlung  und 
Entacheidung  dieser  Vergehen  lag  den  Weltgerichten  ob. 

So  lag  der  Wette  die  Controle  über  die  Maaeee  und  Gewichte 
ob:  sie  hatte  durch  ihre  Unterbeamten  darauf  zu  achten,  dasa 
niemand  mit  „ ungeaichten “ Scheffeln,  mit  Tonnen  und  Wann- 
maasen,  die  nicht  den  vorgeachriebenen  Inhalt  hatten,  handelte,’) 
dass  die  Bäcker,  Fleischer,  Höker  u.  a.  w.  ihre  Waaren  nach  der 
betreffenden  Taxe,  welche  für  jede  Waare  von  den  hierfür  zu 
einer  General  wette  zusammen  tretenden  3 Weltgerichten  je  nach 
den  Zeitverhältnisaen  aufgeatellt  wurde,*)  verkauften  und  nicht 
höhere  Preise  nahmen ; ihre  Aufgabe  war  ea,  öfters  das  Brot  bei 
den  Bäckern  „wägen“  zu  lassen  und  zu  prüfen,  ob  es  das  vor- 
geschriebene Gewicht  hatte;*)  sie  hatte  ferner  z.  B.  den  zu  be- 
strafen, wer  alte  Heringe  für  frische  verkaufte  oder  alte  mit 
frischen  vermengte,  wer  „mit  fremden,  Dantzkern,  Elbingern  etc. 
Mattschapey  macht  oder  mit  überschickten  fremden  Geldern  von 
fremden  einkauft  und  die  Wahren  ihnen  übersendet“,  „wer  einem, 
der  mit  einem  anderen  im  Kauf  stünde,  in  den  Kauf  fällt“,  wer 
Waren  verkauft,  bei  welchen  keine  Ausbrack  gehalten  ist,  wer 
nach  Gewicht  zu  verkaufende  Waaren,  wenn  sie  mehr  als  einen 
Stein  wiegen,  nicht  nach  der  Stadtwage  schickt.*)  Die  Be- 
schränkung des  Handele  mit  den  Fremden  ging  so  weit,  dass 
diese  die  Waaren,  die  sie  in  Königsberg  einkauften,  dort  nicht 
wieder  an  andere  verkaufen  durften,  sondern  gezwungen  waren, 
dieselben  nach  auswärts  zu  schaffen,  widrigenfalls  sie  in  Strafe 
verfielen;  andererseits  mussten  die  nach  Königsberg  kommenden 
Fremden  die  Waaren,  welche  sie  mit  sich  führten,  auch  an  dortige 
Bürger  verkaufen,  sie  durften  keine  Waaren  hindurchführen.*) 

In  einer  derartigen  Einschränkung  eines  freien  Handelsver- 
kehrs, in  der  strengen  Handhabung  des  Stapelrechts  und  aller 
übrigen  Zunftrechte  stimmten  die  Wett -Ordnungen  von  1(542, 
1666,  1669  und  1715  überein. 

')  Wett-OrdnuDg  von  1642  und  1669  im  Staats- Archiv  Nr.  74  a;  ebenso 
für  Dansig  in  einem  ,,Contrakt“  vom  2Ü.  Juli  1Ö96.  Kgl.  Bibi.,  Kat.  Steff. 
Nr.  1948. 

•)  Prot,  der  Häkenbräuer  14.  Sept.  1696,  der  Kaufleute  ll.Uän:  1700, 
81.  März  1710,  18.  Nov.  1706,  17.  April  1707,  5.  Nov.  170a 

•)  Wett-Ürdn.  von  1642;  nach  der  Wett-Ordn.  von  171Ö  „unvermutet“; 
nach  jenem  „Contrakt“  von  1695  alle  14  Tage. 

*)  Wett -Ordnung  von  1642;  es  durfte  jeder  „nur  bis  zu  einem  .Stein 
Hausgewicht  haben“  (ä  40  Pfd.  ä 32  Lotb  oder  48  Schotge wicht). 

")  Wett-Ordnung  von  1642. 
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Was  die  Besetzung  der  Weltgerichte  betrifft,  so  haben  wir 
über  diese  Frage  seit  dem  Jahre  1603  genaue  Nachricht.  Es 
dürfte  zweifellos  sein,  dass  die  Wettgerichte  deshalb  als  Sonder- 
gerichte von  der  allgemeinen  Verwaltung  abgetrennt  wurden, 
damit  den  Handclsverhältnissen  entsprechend  ein  schnelleres  Ver- 
fahren geübt  werde  und  damit  bei  den  betreffenden  Sachen  Sach- 
verständige des  Handels  als  Richter  mitwirkten;  es  werden  daher 
von  Anbeginn  der  W'etigerichte  ein  Teil  der  Richter  Kaufleute 
gewesen  sein. 

Durch  den  Beschluss  vom  11.  November  1603  wurde')  jedes 
der  3 Wettgerichte  mit  15  Richtern  besetzt:  und  zwar  je  3 Mit- 
gliedern des  Rats  und  des  Gerichts  der  betreffenden  Stadt  („Rhats- 
und  Gerichtsverwandten“),  je  3 Aelterlcuten  der  Kaufmannszunft 
und  der  Mälzenbräuerzunft  und  3 Personen  aus  den  Zünften  der 
Handwerker , den  Gewerken.  Da  die  letzteren  vor  1603  unter 
den  Wettrichtern  nicht  vertreten  waren,*)  so  lässt  es  sich  an- 
nehmen, dass  bis  zu  dieser  Zeit  eine  jede  Wette  mit  12  Richtern 
besetzt  war.  Während  die  V'ertreter  der  Gewerke  der  Rat  zu 
wählen  hatte,  wurden  die  betreffenden  Aclterleute  der  beiden 
Hauptzünfte  tlurch  die  in  denselben  um  Ociili  jeden  Jahres  statt- 
findende  Köhre  oder  Kühr  zu  ,, Wettherren“,  „Wedde-assessores“ 
gewählt.*) 

Das  Amt  der  Wettrichter,  welche  sämtlich  den  „Wetteid“ 
zu  leisten  hatten,*)  war  ein  unbesoldetes  Ehrenamt.  Die  ünter- 
beamten  bei  den  Wettgerichten  erhielten  dagegen  aus  den  ein- 


’)  Vgl.  S.  9 der  Abhandlung. 

*)  Michel  1.  c.  S.  23H:  „Die  Gewerke  sind  niemahls  bey  keiner  Wette 
geuommen  gewesen.“ 

’)  Wett -Ordnung  von  1642  u.  folg  und  die  Protokolle  der  Zünfte. 
Vgl.  auch  S.  9 Note  4 der  Abhandlung. 

•)  Vor  1603  waren  die  Kats-  und  Oerichtspersonen  hiervon  ausgenommen^ 
vermutlich,  weil  man  sie  für  genügend  verpflichtet  durch  ihren  sonstigen 
Heamteneid  hielt.  — Der  Wetteid  eines  Assessor  lautete  nach  der  Wett- 
Ordnung  von  1C42:  „Ich  N.  N.  schwere,  dass  Ich  ohne  alles  ansehen  der 
persohn  Nach  beschreib  undt  Anweisung  dieser  Wettarticul  dem  frembden 
wie  dem  Kinheimischen  recht  richten  IJndt  rechtmessige  Urtheil  finden  will, 
dasselbe  auch  eigentlich  und  unverlengt  der  Erbaren  Wettschluss  nach,  so- 
viel an  mir  ist,  exeqren  helffen,  zudem  meines  Ambts  aulT  bestimbte  Zeilt 
fleissig  als  mir  immer  müglich  abwarten,  Undl  solches  nicht  lassen  will 
weder  durch  freundtschafft  noch  foindtaehafft,  weder  durch  Oifft  noch  durch 
Oabe,  noch  Umb  keiner  hand  Sachen  willen  nach  meinem  höchsten  Vermögen 
Undt  Verstände,  So  wahr  mir  Gott  helffe  undt  sein  heilig  wortt,  Amen. 
Dass  gebe  Gott  der  Allmechtige.  Amen.“ 

2» 
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kommenden  Strafgeldern  einen  Sold,  Solarium.')  Diese  Unter- 
beamten, die  sog.  „Officrire“  oder  „Gesellen  der  Wette“,  waren 
folgende:  die  Wettschreiber  und  die  Wettknechte  oder  Wett- 
diener, welche  ihren  Aufgaben  und  Befugnissen  nach  ungefähr 
den  heutigen  Gerichtsschreibern  und  Gerichtsvollziehern  ent- 
sprechen, und  die  Instigatoren  (auch  Stigatoren)  oder  Aufseher, 
welche  auf  ünterschleife  zu  achten  und  die  gegen  die  Wettvor- 
schriften Ehtndelnden  anzuzeigen  hatten.  Sie  wurden  sämtlich 
vom  Kat  angenommen  und  in  Gegenwart  einiger  Wettherren 
vereidigt.  *) 

Die  einzelnen  Wett-Ordnungen,  die  Abänderungen  früherer 
Bestimmungen  und  das  hinzutretende  Neue  der  späteren  lassen 
erkennen,  nach  welcher  Kichtung  hin,  in  welchen  einzelnen  Fragen 
sich  ein  Bedürfnis  nach  gesetzlicher  Regelung  bildete. 

Die  sämtlichen  Ordnungen  unterscheiden  das  „Wett -Amt“, 
in  welchem  der  Präses  des  Wettgerichts  die  „geringschätzigen 
und  gleich  entscheidbaren  Sachen“  als  Einzelrichter  aburteilte, 
und  „das  Wettgericht,  die  Wette“*)  als  Collegialgericht  erster 
Instanz  für  die  übrigen  Sachen  und  zweiter  Instanz  für  die 
Sachen,  in  denen  vom  Amte  appelliert  wurde.  Doch  hatten  die 
Parteien  auch  bei  geringen  Sachen  das  Recht,  sofortige  Ent- 
scheidung der  Wette  zu  verlangen;  alsdann  Hess  der  Präses  das 
Collegium  „verbothen“.  *) 

Bemerkenswert  ist,  dass,  wie  es  scheint,  der  Präses,  welcher 
auch  Vorsitzender  der  Wette  war,  in  derselben  Sache  in  erster 
und  zweiter  Instanz  urteilen  durfte. 

Die  älteste  urkundlich  erhaltene  Ordnung  ist  die  von  1642 
in  55  Artikeln:*)  sie  hat  insofern  ein  besonderes  Interesse  zu 
beanspruchen,  als  sie  die  einzige  Ordnung  ist,  welche  die  General- 
Wette  behandelt.  Nach  derselben  war  die  General- Wette  in  dem 
kurzen  Zeitraum  ihres  Bestehens  mit  30  Richtern  besetzt;  es 
wurden  aus  jeder  Stadt  aus  den  1603  festgesetzten  Faktoren: 
Rat,  Gericht,  Kaufmannszunft,  Mältzenbräuerzunft  und  Gewerken 
je  2 Personen  genommen.  Dieselben  sollten  ihr  Amt  2 Jahre 
verwalten  und  es  sollte  in  jedem  .Jahre  eines  der  Mitglieder  jener 
Faktoren  ausscheiden.  Der  erste  Ratsherr  jeder  Stadt  hatte  den 


')  Prot.  27.  .Juli,  16.  und  21.  Ang.  1683  , 7.  Aug.  1687,  19.  Mai  1702. 
Wett-Ordnung  von  1642  Art.  14,  1666  Art.  7. 

♦)  cf.  die  einzelnen  Wett -Ordnungen  und  Protokolle.  Wettknechte 
werden  bereits  io  dem  Danziger  Contrakt  von  lö9ö  erwähnt. 

')  Staats-Arch.  74.  A.  fol.  8 folg. 
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Titel  „Ober-  oder  Präf«idierender  Wettherr“  und  sollte  ab- 
wechselnd je  3 Monate  den  Vorsitz  fuhren,  der  zweite  Ratsherr 
war  sein  „Compan.“ 

Die  Parteien  mussten  sich,  eine  jede  bei  dem  über- Wetthenrn 
derjenigen  8tadt,  zu  welcher  sie  gehörte,  „angeben  und  um  Ladung 
anhalten.“  Das  Organ  für  die  Ladungen  waren  die  Wettdiener. 

Die  Wette  sollte,  jährlich  wechselnd,  in  allen  3 Städten  tagen. 
Die  Sitzungen  fanden  im  Rathause  an  jedem  Donnerstag  statt 
und  ausserdem,  „wenn  es  gerade  nötig  war.“ 

Ausbleibende  Parteien  mussten  Strafe  zahlen;  bei  der  vierten 
Versäumnis  wurde  die  säumige  Partei  bei  der  Ladung  zur  £Sn- 
bringung  „der  RhehafRen“,  d.  h.  triftiger  Gründe  ihres  Aus- 
bleibens aufgefordert;  blieb  die  Partei  trotzdem  nochmals  aus,  so 
sollte  „ihr  die  Nahrung  entzogen')  und  ledige  Knechte  ohne 
wegesrecht  aufgegriffen  werden  und  in  den  St.  Lorentz  geworfen 
und  drei  Tage  drein  verharren  ohne  eintziges  essen  und  trinken.“ 

Nach  der  Aufhebung  der  General- Wette  waren  die  einzelnen 
Spezial- Wetten,  welche  in  den  3 Rathäusern  tagten,  in  der  Weise 
besetzt,  wie  es  die  Ordnung  von  1666*)  angiebt  und  wie  es  eine 
der  früheren  Ordnungen,  vielleicht  die  von  1633,  bestimmt  haben 
muss:*)  es  fungierten  bis  zum  Jahre  1724  ein  Präses,  der  Mit- 
glied des  betr.  Rates  war,  und  10  Wettherrn,  nämlich  je  2 aus  den 
bekannten  Körperschaften ; die  Amtsdauer  war  gewöhnlich  2 Jahre. 

Die  Wettordnung  von  1666  ist  die  erste,  aus  welcher  wir 
ersehen  (und  die  diese  Uebung  zur  bindenden  Norm  erhob),  dass 
das  Verfahren  ein  mündliches  war:  die  Schriftlichkeit  war  so  viel 
als  möglich  ausgeschlossen;  die  Parteien  mussten  persönlich  er- 
scheinen und  ihre  Sache  persönlich  vertragen,  sie  durften  sich 
zwar  einen  „verständigen  und  klugen  Bürger“  als  Assistenten 
oder  Mandatarius  mitnehmen,  mit  dem  sie  sich  während  der  Ver- 
handlung beraten  konnten;  derselbe  durfte  jedoch  nicht  für  die 
Partei  sprechen,  es  sei  denn,  dass  er  als  Dolmetscher  auftrat: 
wirkliche  Advokaten,  Vertreter  der  Partei,  waren  also  aus- 
geschlossen. 

Die  Wette  war  beschloss-  und  urteilsfähig,  wenn  6 Richter 
erschienen  waren,  die  Entscheidungen  erfolgten  nach  Stimmen- 
mehrheit. 

’)  (1.  h , es  durfte  niemand  mit  ihr  handeln,  von  ihr  kaufen  oder  an 
sie  verkaufen. 

*)  Staata-Arch.  74  A.  fol.  67  f.  in  49  Artikeln. 

' ')  Arg.  Prot,  der  Jahre  1664  und  folg. 


Digitized  by  Google 


22 


Die  nächste  Wettordnung,  vom  Jahre  1669,')  unthält  als 
Duvum  einmal  die  Bestimmung,  dass  in  Wettsachen  alle  Einreden 
im  ersten  Termine  vorgebracht,  bewiesen  und  abgeurteilt  werden 
mussten  und  gegen  ein  solches  Teilurteil  keine  Apellatiun  zu- 
lässig war,  alsdann  ist  in  ihr  der  Satz,  welcher  jedenfalls  schon 
lange  in  Geltung  gewesen,  wirklich  ausgesprochen,  dass  die  leug- 
nenden Angeklagten  sich  durch  einen  „Reinigungs-  oder  Wetteid“, 
gegen  welchen  keine  Appellation  möglich  war,  befreien  konnten.*) 

Alle  Wettordnungen  lassen  den  Wunsch  nach  einer  Be- 
schleunigung des  Verfahrens,  den  wir  bereits  in  dem  Rescripte 
von  1613  •)  ausgesprochen  finden,  erkennen;  denselben  spiegelt 
auch  wieder  die  das  alte  „Gastrecht“  oder  „unverzogen  Recht“*) 
ergänzende  Bestimmung  vom  Jahre  1669,  dass  die  Sachen  der 
Fremden  und  solche  Sachen,  bei  denen  Gefahr  im  Verzüge  lag, 
in  einer  ausserordentlichen  Sitzung  am  folgenden  Tage  entschieden 
werden  sollten;  andere  Sachen  wurden  erst  in  der  nächsten  Sitzung 
behandelt.  ®) 

Die  Appellation  gegen  die  Urteile  der  Wettgerichte  war  seit 
1613  an  das  Hofgericht  vorgeschrieben : im  Jahre  1691  verordnctc 


31 

ein  Königliches  Rescript  vom  ^ ' 


unter  Beschränkung 

der  Einlegefrist,  dass  an  die  „Preussischc  Regierung“*)  appelliert 
werden  und  diese  „die  einfachen  Sachen  de  simplici  et  plano  ohne 
die  bei  einer  Appellation  sonst  erforderlichen  Formalien  zu  beob- 
achten durch  mündliches  Verhör  ohne  schriftliche  Deduktion  ab- 
urteilen, die  Sachen  von  Weitläufigkeit  an  das  Hofgericht  ver- 
weisen solle.“ 

Die  Urteile  erster  Instanz  wurden  in  3 Tagen  rochtskräftigi 
falls  nicht  der  Appellant  inzwischen  beim  Wettschrciber  die  im 
Laudrecht  festgesetzten  „Schaldtgeldcr“  deponierte.“) 


')  In  ö3  Artikeln,  erhalten  im  .Slaat«-Arch.  74  A. 

'■)  üo.  l‘.U8  de«  Kat.  Steif,  der  Kgl.  Bibi.  S.  302  beweist,  ilass  in 
Danzig  bereits  1557  bei  der  Wette  der  „Purgatiünscid“  üblich  war. 

Vgl  S.  0 der  Abhandlung. 

*)  Vgl.  Landrecht  von  1619. 

*)  Wett-0.  von  1669  art.  3. 

*)  Abgedruckt  in  Grube  II  No.  48. 

’)  d.  8.  die  Regimentsräte. 

”)  W'ett-Ü.  von  1669  und  1715;  am  folgenden  Tage  musste  er  den 
Präses  um  eine  Sitzung  zur  Verlautbarung  der  Appellation  ersuchen  und 
binnen  10  Tagen  nach  der  Abgabe  den  Schaidt  der  2.  Instanz  auszahlen.  — 
ITlö:  wenn  der  Appellant  innerhalb  eines  Vierteljahres  seine  Sache  nicht 
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Die  erste  bestätigte  Wettordnung  vom  Februar  1715  •)  — 
die  weiteren  Ordnungen  nach  1669  sind  nicht  erhalten  — enthält 
im  wesentlichen  Wiederholungen  der  früheren  Sätze.  Neu  sind 
die  Bestimmungen,  dass  die  Ladung  Aufgabe  der  Partei  wurde 
und  dass  gegen  die  Person  und  Aussage  eines  Zeugen  die  ex- 
ceptio infaniiae  uud  apertissimae  inimicitae  gestattet  war. 

Der  Vollständigkeit  und  Curiosität  wegen  sind  als  historisch 
nächste  Verordnungen  die  allgemeinen  und  also  auch  das  Wett- 
gericht betreffenden  Rescripte  vom  28.  Januar  1716  und  31.  De- 
zember 1717*)  zu  erwähnen.  Das  ersterc  bestimmte,  dass  die 
verreisenden  Richter  sich  beim  Präses  melden  müssen,  das  zweite 
verordnete  die  Tabellierung  sämtlicher  Processsachen  und  die 
Einschickung  der  Tabellen  an  den  König. 

Das  im  Jahre  1718  eingerichtete  Königl.  Commerz-Collegium 
zu  Königsberg  war  mit  einem  Präsidenten  (ursprünglich  einem 
Mitglieds  der  Regierung),  und  7 Assessoren,  3 Räten  und  4 Kauf- 
leuten, welch’  letztere  den  Titel  „Commercien-Räte“  erhielten, 
besetzt.  Wir  nehmen  auf  die  von  Conrad  kürzlich  herausgegebene 
Constitutionsurkunde*)  bezug  und  erwähnen  nur  kurz  folgendes: 

Die  ordentlichen  Sitzungen  fanden  auf  dem  Schloss  jeden 
Sonnabend  statt,  die  ausserordentlichen  „so  oflile  es  die  Nothdurffl 
erheischet.“ 

Die  Kompetenz  der  Wettgerichte  wurde  nicht  geändert;  das 
neue  Kollegium  wurde  die  zweite  Instanz  für  die  Wettsachen  und 
behandelte  in  erster  Instanz  ,, diejenige  Streitigkeiten  und  Zweiffcl- 
haffte,  das  Commercium  es  eey  directe  oder  per  indirectum  an- 
gehende Dinge,  die  vor  den  Wett -Gerichten  nicht  abgethan 
werden  können  und  entweder  zu  Königsberg,  Pillau,  Mämmel 
oder  Tilsit  verfallen“,  ferner  die  Wechselklagen  der  Kau  fl  eute. 

Ausserdem  sollte  dem  Kollegium  „die  Erhaltung  des  Stapel- 
rechts und  die  Bestell-  und  Exuminierung  der  Mäkler“  obliegen 
und  sollte  es  auch  die  zweite  Instanz  für  die  von  dem  Preussischen 


weiter  betreibt,  wird  das  erste  Urteil  recbtskriifli;i' ; der  Mandatarius  der 
Zünfte  ist  in  seinen  Klagen  von  der  Bezahlung  des  Schaidts  befreit;  das 
Urteil  des  Wettamts  wurde  rechtskräftig,  wenn  Appellant  die  nächste 
ordentliche  Sitzung  versäumte.  — 

■)Vgl.  S.  15  Note  3.  Nach  derselben  fanden  die  ordentlichen 
Sitzungen  im  Kneiphof  Mittwoch,  im  Löbnioht  Uonnerstag,  in  der  Altstadt 
Sonnabend  statt 

*)  Abgedruckt  in  Grube  11,  No.  58  und  91. 

*)  ln  der  Altpr.  Monatsschrift  Bd.  27  Heft  1 u 2.  1890. 
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' Licent-Directorium  entechiedenen  „Streitigkeiten  zwischen  KaufF- 
leuthen  und  Schilfern  oder  derselben  Leuten'*  bilden. 

^ Bezüglich  der  Provokation  in  Wechselsachen  enthält  „die 
Bevisions-Ordnung  vor  das  Commcrcien-Collegiiim  im  Königreich 
Preusscn  d.  d.  Berlin  17.  Januar  1721“')  ausHihrliche  Be- 
stimmungen. I 

Durch  die  Vereinigung  der  8 Wettgerichte  im  Jahre  1724 
wurden  auch  neue  Bestimmungen  über  die  Besetzung  erforderlich: 

Der  Wettrichter,  welcher  das  Wettamt  Verwaltete  und  beim 
Wettgericht  präsidierte,  wurde  aus  dem  vereinigten,  im  Jahre 
1724  aus  25  Personen  bestehenden  Rate  genommen  und  hatte 
als  Mitglied  desselben  auch  den  Titel  „Stadt-Raht“;  neben  ihm 
fungierten  bei  der  Wette  2 Stadträte  oder  Wett- Assistenten  oder 
Senatoren,*)  2 Mitglieder  des  Gerichts  und  je  eine  Person  aus 
der  Kaufmannszunft,  der  Mälzenbräuerzunft  und  aus  den  Gewerken 
einer  jeden  Stadt:*)  die  Zünfte  der  3 Städte  thaten  sich  nicht 
zusammen. 

Das  so  besetzte  Wetfgericht  sollte  an  3 Tagen  jeder  Woche 
ordentliche  Sitzungen  halten. ') 

Neu  und  bemerkenswert  sind  die  beiden  Anordnungen,  dass 
der  Wettrichter  und  die  beiden  Rats-  und  Gerichtsmitglieder 
lebenslänglich  im  Amte  bleiben  und  dass  die  Geldstrafen  von 
nun  an  in  die  Kämmereikasse  fliessen  sollten.*) 


IQ.  Abschnitt. 

Wenn  nun  auch  die  Wettordnung  von  1715,  infolge  ihrer 
Bestätigung,  wenn  ferner  die  Einrichtung  des  Commerz-Collegiums 
und  die  Vereinigung  der  3 Wettgerichte  sehr  viel  Gutes  stiftete 
und  insbesondere  die  endlosen  Streitigkeiten  bezüglich  der  General- 
Wette  aufhörten,  so  konnten  hierdurch  doch  nicht  alle  Streitig- 
keiten und  Missstände  beseitigt  werden. 

Die  beiden  Hauptpunkte,  welche  Zwistigkeiten  hervorriefen, 
waren:  die  Grenzen  der  Jurisdiktion  der  beiden  Sonder-Geriebts- 

')  Gedruckt  im  Stsata-Arch.  erhalten. 

*)  Arg.  die  Tabelle  vom  1.  Sept.  1724  in  den  Protokollen. 

*)  Rathäual.  Reglement  vom  13.  Juni  1724  (im  Staati-Arcb.)  Tit.  1. 
§ 2.  § 14.  Tit.  IL  § 7. 

•)  eod.  Tit.  II.  § 7 S.  51. 

*)  eod.  Tit.  IL  § 18  S.  63. 
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höfe  und  die  Frage  nach  der  Verleihung  des  Gaossbürgerrecht« ; 
ausserdem  machten  sich  allmühlicli  im  Zusammenhänge  mit  der 
allgemeinen  stetig  fortschreitenden  Entwickelung  mancherlei  Be-  * 
dürfnisse  geltend,«  traten  manche  neue  Fragen  auf,  welche  durch 
eine  Reihe  neuer  Bestimmungen  in  der  Wettordnung  von  1734, 
zum  Teil  in  bemerkensw'erter  Weise,  ihre  L6sung  fanden. 

Bezüglich  ‘der  Kompetenzstreite  war ' bereits  vorher  ein 
Kescript  vom  29.  Juli  1721,')  welches  die  Anlegung  von  Arresten 
dem  Einzelrichtcr  im  Wettamt  übertrug,  und  ein  Reglement  vom 
3.  Februar  1733,*)  welches  ausführliche  Bestimmungen  über  die 
Kom(>etcnz  in  Wechselklagen  enthielt,  erlassen  und  es  ermahnte 
dann  „die  verbesserte  Wett-Gerichts-  und  Handelsordnung  der 
Königl.  Pruussischen  Haupt-  und  Residenzstadt  Königsberg“  vom 
2.  März  1734')  '„keine  Schuld  und  Justizsachen,  die  nicht  aus 
dein  Handel  herrühren,  anzunehmen  und  keine  Konkursprozesse 
zu  eröffnen“.  ‘) 

In  Beziehung  auf  die  Verleihung  des  Grossbürgerrechts  trat 
Friedrich  Wilhelm  I.  in  dankenswerter  Weise  im  Interesse  des 
Handels  sehr  scharf  den  privilegierten  Grossbürgern  entgegen 
und  setzte  es  1734  durch,  dass  jeder,  der  die  Handlung  gehörig 
erlernt  oder  sonst  die  nötige  Wissenschaft,  Fähigkeit  und  Ver- 
mögen hatte,  zum  Grossbürgerrecht  auf  Handel  und  Wandel  von 
dem  Magistrate  zugelassen  werden  musste;  gegen  den  Entscheid 
des  Magistrats  war  die  Beschwerde  bei  der  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer zulässig. ') 

Durch  die  Ordnung  von  1734  wurde  die  Zahl  der  Richter 
von  14  auf  9 herabgesetzt;  es  blieben  der  Wettpräses  und  die 
4 Mitglieder  des  Rats  und  des  Gerichts,  welche  erstere  nur 
wechseln  durften,  wenn  sie  zu  einem  anderen,  beim  Rathause 
erledigten  Departement  erwählt  wurden ; dagegen  sollen  jetzt  nur 
„2  von  den  en-gros  handelnden  Kaufleuten  und  2 aus  der 
Crahmerzunft“  genommen  werden.“  •) 


')  8taata-Arcb.  48.  K.  937.  K.  119.  fol.  70,  81. 

«)  „Patent  and  Reglement,  wie  es  zu  Königsberg  bei  dem  Commerz- 
Colleginm  auch  Wett-  und  Stadt-Oericht  wegen  der  vorkommenden  Wechsel- 
nnd  Uandlungssachen  gebalten  und  vor  welchem  von  solchen  Gerichten 
selbige  abgethan  werden  sollen.“  Mehrere  gedruckte  Expl.  im  Staats-Arch. 
*)  £xpl.  gedruckt  im  Staats-Arch.  und  in  d.  Bibi.  d.  Vorst,  d.  Kaafin. 
*)  Tit.  1 art.  2. 

»)  Tit.  2 art.  1.  Tit.  3 art.  2. 

•)  Tit.  1 art  1. 
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Waa  daa  Verfahren  nnbetrifft,  ao  aollte  daaaelbe  — bei  mög- 
lichaler  Bcachleuniguug  *)  — nicht  übereilt  und  gründlich  vor- 
bereitet werden. 

So  muaate  bei  der  Ladung  die  Ursache  derselben,  entsprechend 
dem  heutigen  Klaggegcnatand  und  Klaggrund,  dem  Beklagten 
mitgeteilt  werden;*)  bei  den  nicht  eiligen  Sachen  brauchte  von 
jetzt  an  erst  in  der  zweiten  ordentlichen  Sitzung  nach  der  Klag- 
anineldung  verhandelt  zu  werden,  doch  musste  daun  der  Kläger 
mit  „fertigen  Sachen“,  mit  allen  nötigen  Dokumenten  erscheinen; 
und  es  wurden  nunmehr  auch  Advokaten  zugclassen.*) 

Wesentlich  anders  gestaltete  sich  das  Versäumnisverfahren: 
die  erste  und  zweite  Versäumnis  des  Beklagten  wurde  allerdings 
mit  Geldstrafe  belegt,  bei  der  dritten  Versäumnis  aber  konnte 
auf  einseitiges  Vorbringen  des  Klägers  ein  Versäumnisurteil  er- 
wirkt und  sofort  vollstreckt  werden.*)  Ein  Versäumnisurteil 
gegen  den  Kläger  kannte  die  Wettordnung  noch  nicht. 

Die  übrigen  Bestimmungen  dieser  Ordnung  sind  nicht  er- 
wähnenswert: die  Formalien  bezüglich  der  Appellation  erlitten 
einige  Aenderung;  der  Beinigungseid,  dessen  Verwerflichkeit  der 
grosse  Kurfürst  bereits  1669  betont  hatte,  “)  war  seltsamer  Weise 
noch  beibchalten. 

Die  Geschichte  der  Handelsgerichtsbarkeit  von  1734  bis  auf 
die  heutige  Zeit  ist  zum  Teil  durch  die  erwähnte  kurze  Meier'sche 
Darstellung,  zum  Teil  durch  die  in  der  älteren  Generation  lebende 
Erinnerung  der  Vergessenheit  entzogen. 

Aus  den  ersten  50  Jahren  dieses  Zeitabschnittes  ist  als  hier 
her  gehörig  nur  das  „Kgl.  Preussische  Reglement,  was  bei  An 
nchmung  der  Kaufmanns -Burschen,  Gesellen  und  handelnden 
Bürgern,  desgl.  wegen  der  fremden  Negotianten,  auch  Handlung 
treibenden  Mältzenbräuer  zu  Königsberg  in  Pr.  beobachtet  werden 
soll.  d.  d.  Berlin,  16.  Juli  1755“*)  zu  erwähnen. 

Im  Jahre  1783  wurde  durch  die  Declaration  vom  29.  April*) 
das  alte  Wettgericht  aufgehoben:  die  Geschäfte  desselben  wurden 
auf  das  Stadtgericht,  auf  Polizei  und  Magistrat  und  auf  das 


•)  Vgl.  auch  Rath.-Regl.  Tit  L § 14.  8.  24  folg.  Tit.  U.  8 7.  S.  51 
und  das  Verbesserte  Landrecht  von  1721.  1.  4. 

•)  W.-O.  von  1734.  Tit.  I.  art.  8. 

’)  eod.  art.  3 — 5. 

*)  eod.  art.  4. 

*)  In  einem  Schreiben  vom  3.  April  1369  Slaats-Arcb.  74  A. 

*)  Oedruckt  im  Staats-Archiv  erhalten. 
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Obcrbürgerineinter-  und  Patrimonial- Amt  verteilt.')  Aiitiserdcm 
wurde  das  Commerzkollegiuni  mit  dem  Licent  - Directorium  ver- 
einigt und  nach  dem  „Reglement  für  das  in  ein  einziges  Cedlegium 
eombinirte  Ostpreussisclie  Commercien-  und  Admiralitäts-Collegium 
vom  5.  August  1783“  *)  umgestaltct : dieses  neue  Gericht  war 
mit  einem  Direktor  und  5 „Commercien-  und  Licent- Rathen“, 
von  denen  zwei  Rechtsgelehrtc  und  drei  Kaufleute  sein  sollten, 
besetzt. 

Die  Aufhebung  des  Wettgerichts  erregte  die  Unzufriedenheit 
der  Kauf  Icute  im  höchsten  Grade:  dieselben  thaten  ihrMöglichstes,") 
um  diese  Verfügung  rückgängig  zu  machen,  und  sie  erreichten 
es  schliesslich,  dass  iin  Jahre  1792  durch  Rescript  vom  28.  Juni*) 
das  Wcttgericht  wieder  eingeführt  wurde:  es  war  natürlich,  dass 
in  dem  neuen  Reglement*)  auch  die  in  der  seit  der  Wettordnung 
von  1734  geänderten  Processgesetzgebung  ausgesprochenen  Grund- 
sätze •)  Aufnahme  fanden.  Auch  die  Besetzung  des  Gerichts  war 
eine  andere  als  früher:  die  Richterzahl  war  wieder  vermehrt 
worden:  es  fungierten  „ein  Syndicus  des  Magistrats,  ein  Kauf- 
männischer Stadt-Rat,  ein  rechteerfahrenes  Mitglied  und  ein  kauf- 
männischer Beisitzer  des  Stadtgerichts,  vier  Deputierte  der  Kauf- 
inannezünfte  und  ein  Assessor“.  Diese  Besetzung  wurde  durch 
Verfügung  vom  14.  Juli  1803’)  dahin  geändert,  dass  an  die 
Stelle  der  beiden  Mitglieder  des  Stadtgerichts  ein  Mitglied  des 
Magistratskollcgiums  und  noch  ein  weiterer  Deputierter  aus  den 
Kaufmannszünften  trat. 


')  Staats-Archiv,  49.  F.  937.  K.  118,  fol.  ö,  6. 

0 eod.  F.  941.  2.  U.  8.  Vol.  1.  fol.  2 und  48.  F.  937.  K.  119.  fol.  3- 
nebst  einer  Sportultaxo  vom  12.  August  1784. 

’)  Insbesondere:  das  Uesuch  der  Kaufleute  vom  27.  Febr.  1787  an  das 
Gcneralfabriquen-  und  Commcrcial  - Departement  des  Kriegs-  und  Finanz- 
dircctorii  (Acta  des  Yorsteheramts  der  Kaufmannschaft  im  Staats-Archiv, 
W.  lö);  infolge  des  abschlägigen  Bescheides:  die  Immediatvorstellung  vom 
23.  April  1787,  aus  welcher  Ueier  seine  falschen  Angaben  entnommen  hat 
(Staats- Archiv  F.  937.  K.  118.  fol.  3);  infolgedessen  Rescript  des  Justiz- 
miuisters  Carnicr  an  die  Ostpr.  Regierung  vom  29.  Juni  1787;  Aufforderung, 
ein  Gutachten  abzugeben,  vom  31.  Juli  1787;  Gutachten  des  Geheimrat 
V.  Hippel  und  des  Tribunalsrat  Buchbolz  vom  26.  März  1788  (eod.  fol.  1,  8, 
12;  vgl.  auch  fol.  34). 

*)  Staats-Archiv  F.  937.  K.  118.  fol.  43. 

*)  V'om  20.  Juni  1792,  nebst  einer  Sportcl-Urdnung  und  Taxe  für  das 
Wcttgericht  zu  Königsberg,  eod.  fol.  46,  öl. 

")  Frooessordnung  von  1748. 

’)  Staats-Archiv  1.  c.,  fol.  93. 
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Da»  neu  errichtete  Wettgericht  sollte  jedoch  nicht  lange 
seine  Thätigkeit  ausiibcn. 

Die  Angaben  Meier's,  welcher  das  Ende  des  Wettgerichts  in 
das  Jahr  1809  legt,  sind  auch  hier  wieder  unrichtig  und  machen 
eine  ausführlichere  Schilderung  der  Vorgänge  notwendig. 

ln  einer  Verordnung  „wegen  verbesserter  Einrichtung  der 
Provincial-,  Policey-  und  Finantz- Behörden,  d.  d.  Königsberg, 
26.  December  1808“,')  wurde  (§  6)  der  Wunsch  ausgesprochen, 
die  bestehenden  gesonderten  Handelsgerichte  mit  den  Stadtge- 
richten zu  vereinigen,  und  es  wurde  das  Ostprcussische  Regierungs- 
präsidium durch  Rescript  vom  11.  Februar  1809  aufgefordert, 
„einen  Plan  zur  anderweiten  Ueschäftsvcrwaltung  auszuarbeiten 
und  den  Ministerien  der  Justiz  und  des  Inneren  einzureichen 
und  zwar  gemeinschaftlich  mit  dem  Praesidium  des  Oberlandes- 
gerichts zu  wercke  zu  gehen“.  Das  von  dem  Oberlandesgericht 
in  dem  zunächst  (am  24.  März  1809)  cingcreichtcn  Plane  gegen 
die  gänzliche  Aufhebung  der  Sondergerichte  ausgesprochene  Be- 
denken wurde  in  dem  Rescript  vom  28.  März  1809  anerkannt 
und  es  wurde  für  ratsam  erklärt,  das  Commerz -Collegium  zu 
Königsberg  (sowie  das  See-  und  Hafengericht  zu  Pillau)  aufzu- 
heben, das  Wettgericht  aber  als  besondere  Merkantil- Deputation 
des  Stadtgerichts  in  dem  bisherigen  Lokal  iles  Commerz -Colle- 
giums bestehen  zu  lassen  und  demselben  diu  Erst- Instanz-Sachen 
des  Commerz-Collegiums  zu  überweisen. 

Ein  hierauf  eingehender  detailierter  Plan  vom  27.  Mai  1809 
fand  im  Prinzipe  die  Billigung  der  beiden  Ministerien:  es  wurden 
infolgedessen  zunächst  das  Oberlandesgericht  und  die  Regierung 
angewiesen,  ein  angemessenes  Lokal  für  die  neue  Merkantil- 
Deputation  zu  ermitteln. 

Es  gelang  jedoch  dem  Ministerium  nicht , seine  Pläne  und 
Beschlüsse  zu  realisieren:  die  Königsberger  Kaufleute  waren  ira 
höchsten  Grade  mit  der  ihnen  drohenden  Einrichtung  unzufrieden 
und  befanden  sich  darin  zum  Teile  auch  mit  den  Gerichten  in 
Uebereinstimmung:  unterstützt  durch  die  Kaufmannschaft  zu 
Stettin  wandten  sic  sich  am  1.  September  1810  mit  einer  Ein- 
gabe an  den  Minister  von  Hardenberg  und  erzielten  eine  Ver- 
füguag  vom  30.  Januar  1811,  welche  als  Intcrimisticum  dieVer- 

')  Arg.  für  die  folgende  Darstellung ; Akten  des  Staats-Archivs,  K.  120, 
acta  gen.,  betr.  Aufhebung  der  bes.  Uerkantilgerichte,  und  Acta  des  Vor- 
steheramts  der  Kaufmannschaft  zu  Königsberg,  C.  64,  Vol.  1,  jetzt  im 
Staats- Archiv. 
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einigung  des  Weltgerichts  und  des  Commerz-Collegiums  auordnete 
und  dem  neuen  Collegium  gestattete,  bis  zur  eigentlichen  Organi- 
sation der  Merkantil- Deputation  den  Namen  „Commerz-  und 
Admiralitäts  - Collegium“  zu  führen. ') 

Diese  Einverleibung  wurde  am  11.  Februar  1811  ausgeflihrt: 
Tribunalsrat  Stellter  wurde  interimistischer  Director. 

Es  hat  demnach  in  Königsberg  das  Weltgericht  bezw.  die 
3 Weltgerichte  nicht,  wie  Meier  angiebt,  von  1601  bis  1809, 
sondern  von  spätestens  1555  bis  zum  11.  Februar  1811  bestanden. 

Das  vereinigte  Collegium  tagte  zunächst  in  dem  bisherigen 
Dienstlokale  des  Commerz-Collegiums  im  Lizenihause,  in  welches 
dieses  wahrscheinlich  1783  aus  dem  Schlosse  gezogen  war;  im 
Laufe  desselben  Jahres  (1811)  aber  noch  bezog  das  Collegium 
einen  Teil  des  kneiphöfischen  Junkerhofes  und  begann  daselbst 
am  29.  November  seine  Geschäfte.  *)  Interessant  ist  es,  dass  die 
an  die  Kaufmannschaft  und  die  Mälzenbräuer  zu  zahlende  Miete 
damals  1000  Mk.  betrug  und  dass  diese  Summe  im  April  1828 
auf  750  Mk.  herabgesetzt  und  zum  October  1864  auf  1200  Mk. 
erhöht  worden  ist.*) 

Am  1.  Juli  1874  hat  das  Commerz- Collegium  dann  noch 
einmal  seine  Geschäftsräume  gewechselt,  indem  es  dieselben  nach 
der  neu  erbauten  Börse  verlegte. 

Nach  dem  Willen  des  Justizministers  und  des  Ministers  des 
Innern  sollte  die  Vereinigung  der  beiden  Collegien  nur  eine  ganz 
vorübergehende  sein')  und  es  wurde  demzufolge  bereits  am  29. 
August  1811  die  Einrichtung  der  „Merkantil -Deputation“  als 
einer  Abteilung  des  Stadtgerichts  anbefohlen. 

Diesem  Befehle  wurde  nicht  Folge  geleistet,  vielmehr  setzte 
die  Kaufmannschaft  den  hartnäckigsten  Widerstand  entgegen, 
und,  nachdem  ein  Gesuch  vom  4.  November  abschlägig  beschieden 
worden  war,  erreichte  sie  auf  eine  erneute  Vorstellung  in  dem 
Rescript  vom  14.  Dezember  das  Zugeständnis,  dass  die  nunmehr 
einzurichtende  Deputation  (hier  Commercial-  und  Admiralitäts- 
Deputation  genannt)  bis  zum  allgemeinen  Frieden  bei  der  Aus- 


')  Staata-Arebiv  K.  947.  £.  ä. 

*)  eod.  F.  1023.  H.  4 daselbat  Bekanntraaebung  in  der  Hartung’acben 
Zeitung  und  im  Königaberger  Intelligenz-Zettel  vom  25.  und  28.  Novbr.  1811. 

')  Arg.  für  die  folg.  Uiuitellung : Acta  des  Vorateber-Amta  der  Kauf- 
mannsebaft  zu  Königsberg,  ü.  iU,  Vol.  I im  Staata-Arebiv ; ferner  Slaats- 
Arobiv  49  b.  F.  937. 
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fertigung  von  Dokumenten  die  Unterschrift  „Küiiigl.  Conimerz- 
und  Admiralitäts-Collegium“  behalten  dürfe. 

Dieses  Entgegenkommen  genügte  den  Königsberger  Kauf- 
Icuteii  nicht:  die  befohlene  Neueinrichtung  wurde  unterlassen  und 
es  gelang  schliesslich  dem  Commerzienrat  Prin,  welcher  sich  bei 
seiner  Anwesenheit  in  Berlin  in  einer  Iiuinediatvorstellung  vom 
1.  Januar  1812  an  den  König  wandte,  in  einem  Cabinetschreiben 
desselben  ')  vom  6.  Mürz  1812  die  Zusicherung  zu  erhalten,  dass 
die  Verbindung  des  Commerz- Collegiums  mit  dem  Stadtgerichte 
nicht  stattfinden,  sondern  dasselbe  als  abgesonderte  Behörde  be- 
stehen bleiben  solle. 

Die  Verschmelzung  des  Weltgerichts  mit  dem  Commerz- 
Collegium,  sowie  die  häufigen  Streitigkeiten  in  Kompetenzfragen 
machten  ein  neues  Reglement  erforderlich:  dasselbe  ist  datiert  vom 

■ - , — 1813")  und  enthält  insbesondere  sehr  ausführliche 
30.  October  ' 

Vorschriften  über  die  Kompetenz  des  Collegiums. 

Bereits  durch  Rcscript  vom  1.  September  1810*)  waren  in 
Verfolgung  und  Durchführung  des  1783  zum  ersten  Male  aus- 
gesprochenen Gedankens  die  sämtlichen  polizciliclien  Geschäfte, 
die  früher  vom  Commerz -Collegium  und  vom  See-  und  Hafcn- 
gericht  in  Pillau  verwaltet  waren , dem  Polizeipräsidium  zu 
Königsberg  bezw.  dein  Magistrat  zu  Pillau  übertragen  worden. 

Vor  dem  Commerz  - Collegium  mussten  nach  § 4 des  Regle- 
ments nunmehr  Recht  nehmen:  „alle  zum  Handel  concessionierten 
Bürger  christlicher  und  jüdischer  Religion,  Fabriken-Unternehnier, 
Buchhändler  und  Handels -Kommissionärs,  desgleichen  alle  die- 
jenigen, welche  Hülfsgeschäfte  der  Handlung  treiben,  als  Schiffs- 
Rheder,  Schiffer  und  Mannschaft,  Spediteurs,  Schiffsabnehmer  oder 
Klarirer,  und  Mäkler“  und  zwar  (§5 — 13):  „in  allen  Streitigkeiten  der 
Königsberger  Kauf  leute  unter  sich  oder  mit  fremden  Kaufieuten, 
Schiffern  u.  s.  w.,  aus  einem  getroffenen  Handel,  Pracht-  und 
Befrachtungsgeschäften“,  in  Wechselsuchen  und  in  „Schiffahrts- 
Processen“  (betreffend  Steuer,  Befrachtung,  Bau,  Arreste  etc,); 
das  Commerz  Collegium  hatte  ferner  die  Aufgebote  verloren  ge- 
gangener Handelspapiere  vorzunehmen,  sie  hatte  die  Direktion 
der  Strandungsangelegenhciten,  die  Ausinittelung  der  Seeschäden 


')  Uri^rinal  in  den  ;renannten  Acta  der  Ksufmannsebaft. 
•)  StaaU-Archiv  K.  943.  19.  fol.  ß,  folg. 

•)  Staate-Arohiv  K.  120,  fol.  87. 
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und  das  Dispacheverfahreii;  ihm  lagen  schliesslich  die  Ausferti* 
gung  und  Aufnahme  der  den  Kaufleuten  etc.  nötigen  Dokumente 
(Bödmereibriefe,  Aufnahme  von  Seeprotest  u.  s w.),  die  Aufnahme 
von  Gesellschaftskontrakten  und  Verhandlungen  über  Errichtung 
einer  Procura,  sowie  die  gesetzliche  Bekanntmachung  einer 
solchen  ob. 

Das  Personal  des  Commerz -Collegiums  bestand  nach  dem 
neuen  Reglement  „aus  1)  einem  Direktor,  2)  fünf  rechtsverstän- 
digen  und  fünf  kaufmännischen  ( — von  der  Kaufmannschaft  zu 
wählenden  — ) Mitgliedern,  Commerzien-  und  Admiralitätsräten“ 
— die  Zahl  der  Richter  war  also  wieder  geändert  — , „3)  zwei 
Sekretären,  einem  Registrator  und  einem  Registratur-Assistenten, 
vier  Kanzellisten,  vier  Boten,  mehreren  Rendanten  und  einem 
Kontrolleur“. 

Dieses  genaue  und  den  Verhältnissen  angepasste  Reglement 
erwies  sich  in  der  Folge  als  in  hohem  Grade  angemessen  und 
es  strömte  die  Handhabung  desselben  eine  segensreiche  Wirkung 
aus,  wie  es  denn  wohl  kaum  der  Erwähnung  bedarf,  dass  die 
Rechtspflege  auf  dem  Gebiete  des  Handels  sich  stetig  weiter 
entwickelte  und  eine  immer  geordnetere  und  sicherere  wurde. 

Das  Reglement  von  1813  ist  mit  den  sehr  geringen  Aende- 
rungen  der  Regulative  vom  28.  August  1826*)  und  vom  18.  Juli 
1850*)  bis  zum  1.  October  1879  in  Geltung  geblieben. 

Aus  diesem  Zeitraum  sind  der  Vollständigkeit  halber  die 
Ministerialverfügung  vom  27.  October  1854,*)  nach  welcher  der 
Direktor  und  die  rechtsverständigen  Mitglieder  des  Kollegiums, 
deren  Zahl  inzwischen  auf  zwei  vermindert  war,  zur  Teilnahme 
an  den  Geschäften  der  beiden  Kriminaldeputationen  des  Stadt- 
gerichts herangezogen  werden  sollten  und  in  der  That  bis  zum  Jahre 
1863  auch  herangezogen  wurden,  und  das  Gesetz  vom  3.  April  1847 
zu  erwähnen. 

Das  letztere  gestattete  bekanntlich,  dass  die  Commerz-  und 
Admiralitäts-Collegien  zu  Königsberg  und  Danzig,  falls  die  dortigen 
Kaufmannschaften  darauf  antrügen,  zu  „Handelsgerichten“,  für 
welche  das  Gesetz  eben  weitere'  Bestimmungen  enthielt,  um- 
gestaltet würden. 

Eis  lässt  sich  auch  konstatieren,  dass  in  den  Jahren  1851  und 
1856  in  Königsberg  Bestrebungen  vorhanden  waren,  welche  da- 

■)  Staats-Archiv  F.  943.  19.  fol.  183. 

•)  eo<l.  F.  943.  20.  VoL  II.  1.3.  fol.  228. 

’)  Staats-Archiv  F.  943.  17.  e.  3. 
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hin  gingen,  das  Commerz-Collegium  in  ein  „Handelsgericht“  um- 
zuwandeln; allein  diese  Bestrebungen  blieben  erfolglos.') 

Mit  dem  1.  Oktober  1879,  mit  dem  Inkrafttreten  des  Deutschen 
Oerichtsverfassungsgesetzes  hörte  die  Existenz  und  die  Thätigkeit 
des  Commerz-Collegiums  auf:  es  hörte  damit  ein  Institut  einer 
völlig  abgesonderten  Handelsgerichtsbarkeit  auf,  welches  in  all- 
mählich immer  veränderter  und  sich  entwickelnde'r  Gestalt  in 
Königsberg  weit  über  300  Jahre  bestanden  hatte. 

Denn  das  heutige  Gerichts-Vcrfassungs-Gesetz,*)  dessen  Be- 
stimmungen hier  nicht  weiter  dargelegt  zu  werden  brauchen, 
kennt  zwar  kaufmännisch -sachverständige  Richter  in  Handels- 
sachen, aber  keine  besonderen  Handelsgerichte.  Seit  dem 
1.  October  1879  wird  die  Handelsgerichtsbarkeit  in  Königsberg 
durch  eine  bei  dem  Landgericht  daselbst  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  gebildete  „Kammer  ftir  Handelssachen“, 
welche  mit  einem  Mitglieds  des  Landgerichts  als  Vorsitzenden 
und  zwei  kaufmännisch  gebildeten  Handelsrichtern  besetzt  ist, 
und  die  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  der  im  Jahre  1809  ge- 
planten „Herkantil-Deputation“  hat,  beziehungsweise  durch  das 
Amtsgericht  XII.  daselbst  ausgeübt.  — 


')  StaaU-Archir  K.  943.  20.  Vol.  II.  13. 
*)  (lerichtaverfasaangageietz  § 100—118. 
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Vbi'wort. 


Üeber  die  Fürsprecher  (prolocutores),  eine  besondere  Klasse 
der  Anwälte  *)  zur  Zeit  der  KechtsbUchcr,  besitzen  wir  eine  noch 
jetzt  als  vorzüglich  zu  bezeichnende,  lateinisch  abgefasste  Mono 
graphie;  „Cominentatio  Juris  gernianici  de  Prolocutoribus“  von 
Fr.  Aug  Nietzsche  (Leipzig  1831).  Wenn  auch  vieles  Einzelne 
in  dieser  Abhandlung  dem  jetzigen  Stand  der  Wissenschaft  nicht 
mehr  entspricht,  so  bietet  sie  doch  ein  im  Ganzen  richtiges  Bild 
des  Fürsprechertums  in  diesem  Zeitalter. 

Ueber  die  Anwaltschaft  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  der 
Capitularien,  also  im  fränkischen  Zeitalter,  dagegen  ist  — soviel 
mir  bekannt  — bis  jetzt  noch  keine  zusammenfassende  Darstellung 
vorhanden.  Eine  solche  soll  in  der  folgenden  Abhandlung  ver- 
sucht werden.  Die  Darstellung  der  Anwaltschaft  im  späteren 
Mittelalter  im  Anschluss  an  Nietzsche  unter  Berücksichtigung 
der  neueren  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Bechts- 
geschichte  behalte  ich  mir  für  eine  spätere  Zeit  vor. 


*)  Unter  Anwalt  wird  in  dieser  Abbandlanf;  nicht  nur  der  Stell- 
vertreter einer  Partei  vor  (Bericht,  sondern  auch  die  Person  verstanden, 
welche  für  eine  Partei  vor  Gericht  das  Wort  führt.  Nicht  wird  Anwalt- 
schaft hier  in  der  engen  Bedeutung  einer  gewerbsmässigen  Stellver- 
tretung gebraucht.  So  auch  Brunner  in  d.  Zschr.  f.  vgl.  Rechtswiss.  Bd.  1, 
S.  321  fg. 
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Einleitung. 

Üiine  Untersuchung  über  die  Gestaltung  der  Anwaltschaft, 
in  dem  weiten  Sinne  der  Vornahme  von  Handlungen  einer  Person 
für  eine  Partei  vor  Gericht,  ist  um  deswillen  von  nicht  geringer 
Bedeutung  für  die  Rechtswissenschaft,  weil  eie  manche  beachtens 
werte  Einblicke  in  das  Civilprozessrecht  und  in  die  Lehre  von 
der  Stellvertretung  in  einem  gewissen  Zeitalter  gewährt.  Das 
germanische  Civilprozessrecht  zur  Zeit  der  Volkerechte  und 
Capitularien  war  ebenso  wie  der  Prozess  zur  Zeit  der  Kechts- 
büchcr  und  wie  der  heutige  Prozess  von  dem  Grundsatz  der 
Mündlichkeit  beherrscht  Der  Grundsatz  der  Mündlichkeit  galt 
in  alter  Zeit  sogar  noch  in  einem  höheren  Grade  als  heute.  Denn 
das  jetzige  Civilprocessrecht  verlangt  häufig  neben  der  mündlichen 
Verhandlung  noch  Schriftsätze  (z.  B.  die  Klageschrift)  *),  welche 
unbedingt  erforderlich  sind,  während  nach  fränkischem  Prozess- 
recht das  Verfahren  vollständig  mündlich  war.  Die  Aufnahme 
eines  Protokolls  über  die  Gerichtsverhandlung  durch  einen  Ge- 
richtsschreiber (notarius,  cnncellarius)  war  üblich,  aber  nicht  un- 
bedingt geboten.  Auf  den  Grundsatz  der  Mündlichkeit  deutet 
schon  der  alte  Name  für  Gericlit;  mahal ’),  mfd*),  gleich  Sprache. 
Auch  die  Bezeichnungen:  spräche  und  sermo  finden  sich  für 

Gericht.  ■*) 

Das  heutige  Civilprozessrecht*)  unterscheidet  2 Arten  von 
Prozessvertretern : 

1)  Die  Prozessbevollmächtigten,  welche  an  Stelle  der  Parteien 
in  deren  Namen  den  Prozess  führen. 


')  C,-P  -0.  8 230.  Ein  weiteres  Deispiel:  der  Schriftsatz,  mittels  dessen 
die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  begehrt  wird.  — C.-P.-O,  § 214. 
*)  ahd. 

•)  altn. 

•)  Orimm,  R-A.  74fi  fg.  8ohm,  Reichs-  u.  Gerichtaverf.  67  fg. 

•)  C.-P.-O.  § 74  fg.  Wir  sprechen  hier  nur  vom  Civilprozesa.  Uie  ge- 
richtliche Vertretung  im  Strafprozess  war  nach  den  Volksrechten  und  Capi- 
tnlarien  überhaupt  unmöglich.  — Vgl.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen 
Privatrechts.  Bd.  I.  S.  206. 

Imm,  Anwsltichsa.  1 
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2)  Die  Beistände,  welche  neben  der  Partei  vor  Gericht  er- 
scheinen, (bei  der  Partei  stehen),  um  sie  in  ihrer  Rechtsver- 
teidigung  zu  unterstützen.  Die  Beistandschaft  ist  etwas  Anderes 
als  eine  Stellvertretung,  denn  die  miterschienene  Partei  handelt 
selber,  während  der  Beistand  diese  nur  unterstützt.  Die  Thätig- 
keit  des  Beistandes  kann  eine  verschiedenartige  sein;  sie  kann 
z.  B.  bestehen  in  Erteilung  von  Ratschlägen,  im  Plaidiren  für 
die  Partei  u.  s.  w. 

Der  altgermanische  Civilprozcss  kennt  ebenfalls  2 Arten  von 
Anwälten,  welche  indessen  den  beiden  Arten  des  modernen  Prozess- 
rechts nicht  entsprechen. 

1)  Die  Vertreter  einer  abwesenden  Partei,  später  Gewalt- 
haber genannt.  Diese  Art  entspricht  insofern  unseren  heutigen 
Prozessbevollmächtigten. 

2)  Die  Vertreter  der  Parteien  im  Wort,  welche  an  Stelle 
der  anwesenden  Partei  deren  Rechte  vor  Gericht  ausfiihren. 
Diese  Vertreter  sind  nicht  identisch  mit  unseren  heutigen  Bei- 
ständen. Die  Thätigkeit  dieser  Vertreter  im  Wort  beschränkt 
sich  auf  die  mündliche  Ausführung  der  Parteirechte  vor  Gericht, 
das  Reden  vor  Gericht;  während  der  heutige  Beistand  auch  auf 
andere  Weise,  z.  B.  durch  Mit  reden,  Stellung  einzelner  Anträge, 
thätig  werden  kann.  Für  die  Vertreter  im  Wort  passt  eigentlich 
nicht  die  Bezeichnung:  „Vertreter“.  Sie  sind  vielmehr  Organ') 
der  Partei,  ganz  genau  ausgedrückt;  Sprechorgan  (Mundstück) 
der  Partei.  Diese  Art  der  Anwälte  vertrat  mithin  nicht  die 
Person  der  Partei,  sondern  plaidirte  lediglich  für  sie.*) 

Die  Anwälte  (Stellvertreter  und  Wortführer)  kann  man 
wieder  unterscheiden  in: 

a)  Personen,  welche  berufsmässig  oder  gewerbsmässig  die 
Thätigkeit  ausüben,  für  Andere  vor  Gericht  aufzutreten  oder  zu  reden. 

b)  Personen,  welche  diese  Thätigkeit  gelegentlich,  und  nicht 
für  Geld,  also  nicht  berufsmässig  und  nicht  gewerbsmässig,  ausüben. 

Von  den  Erörterungen  im  Folgenden  bleiben  ausgeschlossen 
die  sogen,  gesetzlichen  (richtiger  nothwendigen)  Vertreter.  Diese 

')  Vgl.  über  den  Unterscliied:  Qierke,  Die  Oenosaenicbaftstheorie  u. 
d.  deutsche  Uechtasprcchung.  Berlin  1Ü87  S.  614  fg.  — Ans  diesem  Grunde 
ist  hier  die  Bezeichnung  Anwalt  gebraucht,  um  einen  zusammenfassenden 
Ausdruck  für  diese  verschiedenen  Arten  von  Personen  zu  haben. 

*)  Diese  beiden  Arten  der  Anwälte  hnden  sich  auch  im  altfranzösischen 
und  altengliachen  Kecht.  In  ersterem  stehen  einander  gegenüber:  avant- 
parlicr  und  procureur;  im  letzteren  der  counsel  (countour)  und  attomey. 
Vgl.  Brunner  in  der  Zschr.  f.  vergl.  Kechtswissenschafl.  Bd.  I 8.  8dl  fg. 
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müssen  streng  von  den  Pro/essbevollmäclitigten  und  Beiständen 
bezw.  Wortfübrern  unterschieden  werden.*)  Die  gesetzlichen 
Vertreter  sind  solche  Personen,  durch  welche  prozessunfähige 
Personen  (Kinder,  Minderjährige,  Geisteskranke,  nicht  physische 
Personen,  nach  altgermanischeni  Recht  auch  Unfreie)  handeln 
und  ihren  Willen  kund  thun  (die  Vormünder,  muntherrn,  Vor- 
stände von  Genossenschaften,  von  Gesellschaften  u.  s.  w.).*) 

Bei  der  folgenden  Darstellung  des  germanischen  Rechts  über 
die  Anwaltschaft*)  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  Capitularien 
müssen  wir  dessen  stets  eingedenk  sein,  dass  der  Rechtszustaud 
in  jenem  Zeitalter  nicht  ein  überall  gleicher,  dass  er  vielmehr  in 
den  verschiedenen  Rechtsgebieten  ein  verschiedener  gewesen  ist. 
Gemeines  Recht  im  fränkischen  Reiche  schufen  nur  die  Gapitu- 
larien,  welche  nicht  ausdrücklich  auf  ein  engeres  Gebiet  beschränkt 
oder  als  Instruktion  der  Missi  bezeichnet  waren,  nämlich  die 
sogen.  Capitularia  per  se  scribenda.  Mit  Sicherheit  lässt  sich 
daher  nur  sagen,  dass  die  Rechtssätze,  welche  einem  Volksrechte 
z.  B.  der  lex  Salica,  der  lex  Ribuaria,  dem  Edictus  Langobardorum 
entnommen  sind,  dem  Geltungsbereich  dieses  Einzelrechls  an- 
gehören.*) Indessen  lassen  sich  häufig  aus  der  Vorschrift  eines 
einzigen  Stammesrechts,  deren  Quelle  vorwiegend  die  Rechts- 
Überzeugung  des  ganzen  V'olkes  ist,  auf  die  Rechtsgrundsätze 
der  verwandten  Rechte*),  nicht  selten  auch  auf  die  Rechtsan- 
schauungen des  ganzen  Volkes  überhaupt  Rückschlüsse  ziehen.*) 


')  Nach  der  U.-C.-P.-0.  hat  das  Uerioht  ateta  (auch  im  Anwaltapriiiease) 
VOD  Amtswegen  die  Legitimation  des  gesetzlichen  Vertreters  zu  prüfen, 
dagegen  liegt  ihm  die  Prüfung  der  Legitimatiou  eines  Prozesabevollmäch- 
tigten  im  Anwaltprozesse  von  Aintswegen  nicht  ob.  R.-U.-P.-0.  §§  .^4  u.  84. 

’)  Diese  Verhältnisae  sind  begrifflich  etwas  Analeres  als  Stellvertretung. 
Vgl.  Qierke,  a.  a.  0.  S.  633. 

*)  Vgl.  Uber  den  Sinn  dieser  Bezeichnung  Anmerk.  1,  S.  2. 

*)  Die  Rechtsquellen,  aus  welchen  die  einzelnen  Rechtssätze  geschöpft, 
sind  im  Folgenden  stets  angegeben. 

“)  Die  verwandten  Rechte  sind  bei  Stobbe,  deutsche  Rechtaquellen 
8.  34  znsammengestellt.  Vgl.  auch:  Schroeder,  Deutsche  Rechtsgeschiohte 
S.  222,  und  A.  B.  Schmidt  in  Oierke’s  Untersuchungen  XVIII  Vorbem. 

•)  Schliesslich  wird  noch  bemerkt,  dass  zunächst  die  Vorschriften  über 
die  Anwaltschaft,  wie  sie  sich  in  den  verschiedenen  Territorien  vorfinden, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  deutschrochtlichen  oder  römiscbrecbilii  hen 
Ursprungs  sind,  dargestcllt  worden  sind.  Eine  Untersucliung  über  den  Ur- 
sprung der  einzelnen  Bestimmungen  findet  sich  im  § 12  dieser  Abhandluug. 

I* 
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§ 1- 

Zulässigkeit  der  Anwaltschaft. 

I.  Allgemeines. 

Der  älteste  Rechtszustand  deutet  auf  die  Auffassung  hin, 
dass  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht  un- 
bedingt erforderlich  war.  Eine  gerichtliche  Vertretung  durch 
andere  Personen  war  diesem  Zeitalter  fremd.  Der  alte  Prozess 
ist  aus  einem  Zweikampf  hervorgegangen.  Der  Beklagte  hatte 
den  Kläger  persönlich  in  seinem  Rechte  verletzt,  der  Kläger 
„klagt“  deshalb.  Wie  uns  heute  eine  Vertretung  des  Beleidigers 
oder  des  Beleidigten  in  einem  Zweikampf  unmöglich  erscheint, 
so  hielten  die  Alten  die  Vertretung  einer  Partei  im  Prozess  vor 
Gericht  für  unmöglich.  Die  gerichtliche  Vertretung  erscheint 
von  diesem  Standpunkt  aus  als  etwas  Unnatürliches.  Wenn  später 
einzelne  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz  gemacht  wurden,  — 
wie  dieses  in  der  That  der  Fall  gewesen  ist  — , so  wurden  sie 
gemacht  aus  bitterer  Nothwendigkeit.  Die  heutige  Auffassung 
des  Prozesses  ist  eine  andere  geworden,  heute  spricht  man  von 
einem  Anspruch,  welchen  der  Kläger  dem  Beklagten  gegen- 
über im  Prozesse  verfolgt.  Der  Gedanke  an  eine  Verletzung  der 
Person  des  Klägers,  an  eine  persönliche  Beleidigung  desselben 
durch  den  Beklagten,  ist  dem  heutigen  Rechtsbewusstsein  ent- 
schwunden. Wir  fragen  daher  nicht  in  erster  Linie:  Wer  ist 
verletzt?  Wer  ist  der  Thäter?  Vielmehr  ist  unser  Augenmerk 
in  erster  Linie  gerichtet  auf  den  Inhalt  des  Anspruchs,  die  sub- 
jectiven  Beziehungen  des  Anspruchs  kommen  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht.  Es  ist  deshalb  nach  unseren  Anschauungen 
nicht  von  grosser  Bedeutung,  wer  den  Anspruch  im  Prozesse 
geltend  macht,  ob  der  ursprünglich  Berechtigte,  ein  Cessionar, 
ein  Incassomandatar  oder  ein  sonstiger  Bevollmächtigter.  Die 
Umwandlung  dieser  verschiedenartigen  Auffassungen  ist  ein  Ent- 
wickelungsprozess vieler  Jahrhunderte.  Die  Volkerechte  und 
Capitularien  bilden  noch  Anfangsglieder  in  der  Kette  dieser  lang- 
samen Entwickelung.  Als  allgemeine  Regel  müssen  wir  den  Satz 
aufstellen,  dass  zur  Zeit  der  V'olksrechte  und  Capitularien  jede 
Partei  persönlich  vor  Gericht  zu  erscheinen  hatte,  dass  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  aber  vorkamen.  Einen  weiteren  Fort- 
schritt in  dem  Entwickelungsproze.'is  von  der  Unmöglichkeit  der 
gerichtlichen  Stellvertretung  bis  zu  deren  allgemeinen  Zulässigkeit 
linden  wir  schon  zu  dieser  Zeit  in  denjenigen  germanischen 
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Rechten,  auf  welche  da«  römische  Recht  bereits  einen  grösseren 
Einfluss  gehabt  hat. 


11.  Die  germanische  Urzeit. 

Die  Quellen  der  germanischen  Urzeit  geben  uns  über  die 
Zulässigkeit  der  Anwaltschaft  keinerlei  Aufschluss.  Anwälte 
werden  hier  nirgends  erwähnt.  Die  der  Urzeit  noch  sehr  nahe 
stehende  lex  Salica,  sowie  die  nordgermanischen  Rechte  kennen 
gleichfalls  die  Anwaltschaft  noch  nicht.  Wenn  wir  die  Ent- 
wickelung der  Anwaltschaft  rückwärts  verfolgen,  so  werden  wir 
zu  der  Muthmassung  gelangen,  dnss  in  der  germanischen  Urzeit 
der  Grundsatz  der  Unzulä.ssigkeit  der  gerichtlichen  Stellvertretung 
vielleicht  ganz  ausnahmslos  gegolten  hat.  Man  wird  sich  zwar 
fragen,  wie  ist  das  möglich  gewesen  ? Bei  einer  lang  andauernden 
Krankheit  des  Gegners  ist  ja  bei  Durchführung  solcher  Grund- 
sätze dem  Kläger  jeder  Rechtsschutz  entzogen.  Allein  in  der 
That  scheint  das  älteste  Recht  diese  Consequenz  gezogen  zu 
haben.  Der  Kläger  musste  die  Wiederherstellung  der  Gesundheit 
des  Gegners  abwarten. ')  Dies  mag  als  Härte  gegenüber  dem 
Kläger  empfunden  worden  sein,  indessen  die  Rcchtsanschaiiung 
der  alten  Zeit  hielt  die  gerichtliche  Vertretung  für  eine  Unmög- 
lichkeit, wie  es  uns  etwa  unmöglich  erscheint,  dass  ein  Anderer 
eine  Freiheitsstrafe  an  Stelle  eines  kranken  Verurteilten  verbüsst.*) 

Für  die  hier  vertretene  Ansicht  spricht  auch  die  Sitte  der 
ostgermanischen,  im  Mutterlamlc  zurückgebliebenen  Goten.*) 
Maurer^)  führt  zum  Beweis  der  Unzulässigkeit  der  Anwaltschaft 
in  der  germanischen  Urzeit  an  den  Hass  und  die  Wuth  der  alten 
Germanen  gegen  die  römischen  Sachwalter  nach  der  Schlacht  im 
Teutoburger  Walde.'')  Dieser  Umstand  — so  meint  Maurer  — 
sei  nicht  zu  erklären,  wenn  die  Germanen  auch  Anwälte  gehabt 
hätten.  Dieser  Grund  ist  indess  nicht  stichhaltig,  er  könnte  sogar 

')  In  dem  3.  Capitulare  zar  lex  Salica  Cap.  1 (De  agsoniia)  ist  anhal- 
tende Krankheit  auadriicklich  als  genügender  Urund  für  dai  Nichterscheinen 
der  Partei  vor  Gericht  anerkannt  („si  eum  inärmitas  detennerit“.)  — Vgl. 
für  Frankreich:  Brunner  in  Zsebr.  f vergl.  Hechtsw.  Ud.  1 S.  34B  n.  öl. 

’)  Vgl.  über  die  prozessuale  Stellvertretung  im  römischen  Legisactionen- 
prozess  und  die  Bedeutung  des  Satzes : „Cum  olim  quo  tempore  legis  aotiones 
in  usu  fuisseut  alieno  nomine  agere  non  liceret“  (Gains  Inst  IV  82):  Eisele, 
Co^nitur  und  Procuralur.  Freiburg  i.  B u.  Tübingen  1881. 

’)  Loccen.  antiq.  Sueo-goth.  lib.  II  c.  1 S.  41. 

*)  G.  Ij.  Maurer,  Gesch.  der  altgenn.  Geriebtsverf.  S.  9. 

')  Florus,  lib.  U cap.  12. 
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zum  Beweise  des  Gegenteils  vcrwertliel  werden.  Man  könnte  nämlich 
aus  diesem  Umstande  folgern,  dass  die  Germanen  selbst  Anwälte 
gekannt  und  mit  ihnen  unangenehme  Erfahrungen  gemacht 
hätten. 

Der  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  der  Anwaltschaft  hatte 
umsomehr  Einfluss  auf  das  gerichtliche  Verfahren  und  somit  auf 
die  Parteirechte,  als  der  älteste  Prozess  von  einem  strengen  For- 
malismus beherrscht  war.  Dieser  Formalismus  hängt  indessen 
mit  der  weitgehenden  Verhandlungsmaxime  auf  das  Innigste  zu- 
sammen. Der  strenge  Formalismus  erklärt  sich  gerade  aus  dem 
Umstand,  dass  die  oft  recht  rohen  und  zu  Gewaltthätigkeiten  ge- 
neigten alten  Germanen  persönlich  ihrem  Gegner  vor  Gericht 
gegenüberstanden  und  mit  diesem  verhandeln  mussten.  Hier  war 
ein  strenger  Formalismus  nötig,  damit  niclit  in  der  Hitze  der 
Verhandlung  sich  eine  Rauferei  vor  Gericht  entwickelte.  Auch 
heute  noch  ist  der  ungebildete  Mann  bei  der  ganz  formlosen 
mündlichen  Verhandlung  nur  gar  zu  geneigt,  seinen  Gegner 
thätlich  anzugreifen,  ln  jenem  ungleich  roheren  Zeitalter  war 
daher  gerade  wegen  des  Verbots  der  beliebigen  Zulassung  von 
natürlicherweise  weniger  erregten  Stellvertretern,')  ein  strenger 
Formalismus  im  Interesse  eines  ruhigen  und  anständigen  Ver- 
fahrens durchaus  am  Platze.  Der  strenge  Formalismus  erleichterte 
dem  Richter  die  Handhabung  der  Sitzungspolizei. 

111.  Das  inerowinglsche  und  l^äukischc  Zeitalter 
im  Allgemeinen. 

ln  der  Folgezeit  sind  von  der  Regel  des  persönlichen  Er- 
scheinens der  Partei  vor  Gericht  allmählich  einige  Ausnahmen 
gemacht  worden.  Der  Gedanke  der  Unmöglichkeit,  der  Natur- 
widrigkeit der  gerichtlichen  Vertretung  ist  in  dieser  Zeit  schon 
in  der  Uebertvindung  begriffen.  Damit  ist  aber  nicht  mit  einem 
Schlage  das  Princip  verlassen.  Die  Rechtsordnung  jener  Zeit 
durchweht  der  Gedanke:  „Eigentlich  ist  eine  Stellvertretung 

etwas  Unmögliches,  aber  der  Verkehr  verlangt  nothwendig,  dass 
einzelne  Ausnahmen  gemacht  werden.  Zunächst  scheint  man 
Vertreter  der  anwesenden  Parteien  im  Wort  (causedici)  zugelassen 
zu  haben.  Dies  erschien  unbedenklicher,  denn  hier  galten  die 
miterschienenen  Parteien  als  handelnd.  Das  Wort  dieser  Ver- 


')  Weniger  erregt:  weil  sie  am  Autgang  des  Prozesses  nicht  unmittel- 
bar beteiligt  sind. 
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trctcr  galt  nicht,  sobald  es  gesprochen  war,  sondern  erst  infolge 
der  Genehmigung  der  Partei.  Dass  schon  ziemlich  früh  solche 
causedici  ’)  zugelassen  waren,  geht  daraus  hervor,  dass  Karl  der 
Grosse  in  seinem  Capitulare  vom  Jahre  805*)  die  causedici  neben 
den  Streitteilen  (clamatores^) erwähnt  und  bezüglich  dieser  causedici 
von  einem  alten  Gewohnheitsrecht  (antiqua  consuetudo)  spricht, 
dessen  Erhaltung  er  befiehlt.  Für  das  Vorkommen  von  gericht- 
lichen Vertretern  im  Frankenreiche  spricht  ferner  das  Capitulare 
Aquisgranense  vom  Jahre  802  *),  in  welchem  Karl  der  Grosse 
gegen  chikanöse  Prozess  Vertreter  vorgeht.®)  („Ut  neqao  in  placito 
pro  alio  rationare  usum  habest.“)  Kur  den  „infirmis“  und  den 
„rationes  ncsciis“  gestattete  der  Kaiser,  ihre  Sache  durch  Andere 
im  Gericht  vortragen  zu  lassen.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich 
allerdings  auf  das  missatische  Gericht  und  lässt  keinen  Rück- 
schluss auf  das  Grafengericht  und  Schultheissengericht  zu.  Wenn 
man  aber  bedenkt,  dass  das  Gericht  des  missus  ein  Billigkeits- 
gericht war,  so  wird  man  in  der  Annahme  wohl  nicht  feblgehen, 
dass  das  volksrechtliche  Verfahren  keine  grössere  Freiheiten  be- 
züglich der  gerichtlichen  Stellvertretung  gekannt  hat,  als  vom 
Kaiser  im  Capitulare  vom  Jahre  802  zugelassen  ist.  Wir 
wissen  nur,  dass  im  Grafengericht  den  Wittwen,  Waisen  und 
Armen  die  Vertretung  im  Wort  gestattet  war,  dies  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  „legem  nescierint“.  Solchen 
Personen  sollte  sogar  vom  comes  ein  Vertreter  bestellt  werden.*) 

')  Dass  hier  von  Causedicas  im  .Sinne  von  Sachwalter  (and  nicht  von 
Sohultheiss)  die  Hede  i^t,  ((eht  mit  Bestimmtheit  aus  dem  Capitulare  von  S05 
hervor,  denn  cs  haudelt  sich  hier  um  das  Schelten  eines  Scböfienurteils. 

•)  Cap.  vom  Jahre  805  cap.  8 (Mon.-Germ.  I S.  133).  Diese  Bestimmung 
hat  Lothar  I.  in  seiner  Const.  Fapiensis  vom  Jahre  832  (Hon.  Oerm.  I S.  360) 
bestätigt.  Dies  geschah,  weil  die  Capitularien,  welche  in  dem  Befehle  des 
Kaisers  ihren  Grund  hatten,  streng  genommen  mit  dessen  Tode  ihre  Geltung 
verloren.  Auch  die  burgundischen  und  westgothischen  Könige  haben  die 
Gesetze  ihrer  Vorgänger  bestätigt.  (Bethmanu  - Hollweg : Der  Civilprozess 
des  gemeinen  Rechts  in  geschichtlicher  Entwickelung.  Bd.  IV  S.  157  u.  216.) 

*)  Das  mündliche  Vortragen  der  Klage  wird  mit  clamare  bezeichnet. 

*)  Hon.  Germ.  I S.  92.  Cap  9.  Dass  es  sich  hier  um  eine  Vertretung 
vor  Gericht,  und  nicht  um  eine  Kechnungsablage  (worauf  ratio,  rationare 
hindcuten  möchte)  handelt,  geht  daraus  hervor,  dass  die  Stelle  von  einem 
„marrire  Justom  judicium“  spricht.  Rationare  bedeutet  hier  so  viel 
wie:  Loqui,  verba  habere  (vgl.  Du  Gange,  zum  Worte  Rationare). 

°)  Vgl.  das  Nähere:  § 12  dieser  Abhandl. 

*)  Capit.  legibus  addit.  vom  Jahre  817  cap.  3.  Das  Nähere  siehe  § 10 
dieser  Abhandl. 
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Trotz  der  Einechränkung  der  gerichtlichen  Vertretung  lässt  sich 
nicht  annehnien,  dass  die  Anwaltschaft  im  Frankenreiche  etwas  ganz 
Seltenes  gewesen  ist.  Wenn  wirklich  die  Anwaltschaft  so  ausser- 
ordentlich selten  vorgekommen  wäre,  würde  sich  der  grosse  Groll 
des  Kaisers  und  die  vielen  Disciplinar-  und  Strafvorschriften  gegen 
chikanöse  Anwälte  ’)  kaum  erklären  lassen.  Schon  3 Jahre  nach 
der  Einschärfung  des  Grundsatzes  der  Unzulässigkeit  der  gericht- 
lichen Stellvertretung  durch  das  Capitulare  Aquisgranense  von  802 
spricht  der  Kaiser  in  dem  oben  bereits  erwähnten  Capitulare  vom 
Jahre  80ö  wieder  von  den  Causedici  und  befiehlt  die  Beob- 
achtung eines  alten  für  diese  Personen  allerdings  nicht  angenehmen 
Gewohnheitsrechts.  Ja,  der  Kaiser  macht  in  dem  Capitulare 
von  802  cap.  10  eine  weitere  Ausnahme  von  der  eben  ausge- 
sprochenen Regel,  ohne  dies  besonders  zu  rechtfertigen.  Er  be- 
stimmt nämlich  hier,  dass  seine  Vasallen  ganz  allgemein  im  Bc- 
hinderungsfalle  sieh  im  Grafengericht  durch  einen  Advocaten 
vertreten  lassen  sollen.  („Ut  vassi  nostri  — si  pruesentes  esse 
non  posaunt,  suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res  ante  Comitem 
defendere  possint.“  Für  die  ziemliche  Verbreitung  der  Anwalt- 
schaft in  der  fränkischen  Monarchie  sprechen  ferner  die  zahl- 
reichen Formeln  in  den  Formelsammlungen  dieser  Zeit,  in  welchen 
Vertreter  der  Parteien  in  Sachen  streitiger  wie  freiwilliger  Ge- 
richtsbarkeit erwähnt  werden. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung  ist  insofern  ein 
positives,  als  nachgewiesen  ist,  dass  die  Anwaltschaft  in  der 
fränkischen  Zeit  in  gewissen  Fällen  ausnahmsweise  zulässig  war. 
Was  den  Umfang  dieser  Zulässigkeit  anbelangt,  so  kann  man 
mit  Bestimmtheit  nur  behaupten,  dass  im  missatischen  Gericht 
die  Vertretung  im  Wort  für  solche  Personen  statthaft  gewesen 
ist,  welche  wegen  ihrer  körperlichen  Beschaffenheit  (intirmi)  und 
und  welche  wegen  der  schlechten  Beschaffenheit  ihrer  geistigen 
Fähigkeiten  (rationes  nescii)  ihre  Prozesse  zu  führen  ausser 
Stande  waren.  Ferner  steht  durch  Reichsgesetz  (Capit.  legibus 
addit.  v.  817  c.  3)  die  Vertretungsbefugniss  der  Wittwen,  Waisen 
und  Armen,  falls  sie  legum  nescii  sind,  im  Grafengericht  fest. 
Im  Uebrigen  ist  der  Umfang  und  die  Voraussetzungen  der  Zu- 
lässigkeit der  Anwaltschaft  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten 
ein  verschiedener  gewesen,  wie  aus  Nachfolgendem  hervorgeht. 


')  Das  Nähere  siehe:  g 12  dieser  Abhandlung. 
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IV.  Da.s  salfrSnkische  Recht. 

Die  lex  Salica  enthält  Uber  die  gerichtliche  Vertretung  keine 
Bestimmungen.  Man  ')  hat  geglaubt,  in  dem  Titel : „De  Rachim- 
burgiis“  ee  mit  gerichtlichen  Vertretern  der  Parteien  (causatores) 
zu  thun  zu  haben.  Der  Lindenbrogsche  Text  der  lex  Salica 
spricht  hier  allerdings  von  causatores  („Siquidem  Uachimburgii 
in  mallo  residentes,  cum  causa  discussa  fuerit  inter  duos  cau- 
satores. *)  Unter  den  causatores  verstand  man  Personen,  welche 
zur  Aufgabe  hatten  „causam  alterius  dicere“.  In  der  Ausgabe 
der  lex  Salica  von  Behrend-Boretins  ist  die  Stelle,  wie  folgt,  ver- 
bessert : „Si  quis  rachiinburgii  in  inallobcrgo  sedentes  dum  causam 
inter  duos  discutiunt*)“.  Die  causatores  sind  mithin  hier  weg- 
gefallen.  Dass  ferner  der  in  der  lex  Sal|ca  (z.  B.  Tit.  54)  er- 
wähnte Sacebaro  nicht  ein  Sachwalter,  sondern  ein  fiscalischer 
Beamter  gewesen  ist , welcher  die  Friedensgelder  einzuziehen 
hatte,  ist  jetzt  wohl  als  feststehend  anzunehmen,  so  dass  hier  auf 
diese  Streitfrage  nicht  cingegangen  zu  werden  braucht.  *)  Ueber 
die  gerichtliche  Vertretung  giebt  mithin  das  wichtigste  Volks- 
recht unserer  Periode,  die  lex  Salica,  leider  keinen  Aufschluss. 

ln  der  ältesten  salischen  Formelsammlung,  den  formulae 
Andccavenses,  findet  sich  eine  Formel  für  eine  Verhandlung, 
welcher  eine  wahre  Urkunde  aus  dem  vierten  Regierungsjahre 
des  Königs  Childcbert  I.  (514  u.  515)*)  als  Muster  gedient  hat. 
Die  Formel*)  beginnt:  „Annum  quarto  regnum  domni  noetri 

Childcbcrto  reges,  quod  fecit  minsus  illc,  dies  tantus  etc  )“  Hier 
tritt  vor  dem  Defensor’)  der  Stadt  ein  Ehemann  mit  einer  Voll- 
macht von  seiner  Ehefrau  auf  und  stellte  Anträge.  Diese  Ver- 
handlung bezieht  sich  indessen  auf  römische  Unterthanen  der 
fränkischen  Monarchie. 


')  Nietzsche,  Commentatio  juris  germanici  de  Prolocutoribos.  Leipzig 
1831.  8.  8 u.  13. 

■)  Walter,  Corpus  juris  Uermanici  sntiqui.  Buch  1 Tit.  LX.  S.  80. 

*)  Tit.  LVII  S.  71. 

*)  Vgl.  Sohm,  Prozess  der  lex  Salica,  S.  231—36.  Eine  kurze  Zu- 
sammenstellung der  verschiedenen  Ansichten  findet  sich  bei  Uengler,  Oerman. 
Kcchtsdenkmäler,  S.  293  u.  214.  Vgl.  ferner:  H.  O.  Lehmann:  Oer  Rechts- 
schutz gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem  Recht. 
Kiel  1883.  8.  10  fg. 

‘)  R.  Schroeder:  Ueber  die  fränkischen  Formelsammlungen,  in  der 
Zschr.  der  Savigny-Stiftnng.  Bd.  IV  8.  77. 

*)  Hon.  dorm.  1*  8ect.  Vll,  8.1.  Die  Formel  ist  identisch  mit  Roz.  260. 
q Vgl.  hierüber  das  Nähere:  § 9 dieser  Abhandlung. 
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Mit  der  Anwaltschnft  beachäftigcn  eich  weiter  verechiedene 
Capitularia  legi  Salicae  addenda.  Das  erste  Capitularc  zur  lex 
Salica')  trilTl  ini  § 12  Bestinimungen  gegen  das  eigenmächtige 
Auftreten  für  einen  Anderen  vor  Gericht  (causam  alienain  dicere). 
Gegen  die  Personen,  welche  eine  Partei  in  ungerechter  Weise 
vor  Gericht  unterstützen  (aüjuvare  in  judicio  contra  alio  alter- 
cantcra),  wendet  sich  das  Capitulare  vom  Jahre  803  cap.  4, 
welches  die  LJeberschrift  trägt:  „De  his  qui  per  malum  ingenium 
alium  auxiliaverit.“  Noch  strenger  verfährt  das  Capitulare  vom 
Jahre  819  cap.  4*)  gegen  den  Anwalt,  welcher  ,,injuste  dispu- 
tando“  den  Gegner  in  seiner  Rechtsverfolgung  oder  Rechtsver- 
teidigung hindert.  Dass  an  dieser  Stelle  nicht  die  Partei,  son- 
dern ihr  Vertreter  gemeint  ist,  geht  aus  dem  Worte  „alius“  her- 
vor. Dass  der  Anwalt,  und  nicht  ein  beliebiger  Dritter  gemeint 
ist,  ergiebt  sich  daraus,  dass  beliebige  Dritte  im  Gericht  über- 
haupt nicht  disputiren  dürfen.  Die  vorliegende  Bestimmung 
setzt  aber  die  Befugniss  zum  Disputiren  voraus,  da  die  Be- 
stimmungen sich  gegen  das  ungerechte  Disputiren  wenden. 

Dafür  aber,  dass  das  „causam  dicere“  für  einen  Anderen 
nicht  allgemein  statthaft  war,  spricht  ausser  dem  oben  erwähnten 
Reichsgesetz  (dem  Capitulare  Aquisgranensc  von  802)  weiter 
die  Formel  bei  Marculf  (Ende  des  7.  Jahrhunderts)*)  I 21.*) 
Aus  dieser  Formel  geht  hervor,  dass  einer  Partei  „propter  sim- 
plicitatem  suam“,  also  aus  einem  bestimmten  Grunde  (Infirmitas 
und  legum  nescientia),  von  dem  König  die  Bestellung  eines  An- 
walts („qui  omnes  causas  invicem  ipsius  ad  mulandum  vel  pro- 
sequendum  recipere  deberit“)  gestattet  wurde.  Diese  Gestattung 
der  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  gehörte  zu  den  Handlungen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  welche  der  König  selbst  vorzu- 
nehmen  hatte.*)  Schliesslich  ist  an  dieser  Stelle  noch  eine 


')  Die  EntatebuDgszeit  ist  anbekaunt.  „Man  musi  sieb  an  der  xaver- 
lässigen  Tbatsacbe  genügen  lassen,  dass  man  hier  altes  saliscbes  Recht  vor 
sieb  bat"  Behrend-Boretius,  Lex  Sslica  S.  88. 

’)  Mon.  Denn.  1.  227.  Vgl.  das  Nähere  § 12  d.  Abhandlang. 

*)  R.  Schroeder,  in  der  Zschr.  der  Ssvignjr-Stiftang.  Bd.  IV  8.  79. 

*)  Mon.  Uerm.  4°.  Leg.  Sect.  V S.  66  u.  ÖT.  Die  Formel  ist  identisch 
mit:  Lindenbr.  No.  116;  Roz.  392. 

*)  Anch  in  Frankreich  war  es  ein  Vorrecht  des  Könige,  darch  sogen, 
lettres  de  grace  die  Ermächtignng  zar  Frozessnihrung  zu  erteilen  Vgl. 
Bmnner,  Zschr.  f.  vgl.  Recbtswissensch.  1 S.  381  fg.  lieber  den  in  einigen 
Gegenden  Deutschlands  vorgekommenen  Reebtssatz:  dass  es  zar  gerichtlichen 
Stellvertretung  der  Erlaubniss  eines  Höheren  bedurfte.  Vgl.  Maurer  a.  a.0.  S.26. 
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salUclic  Formel  zu  erwähnen,  nämlich  No.  2n  der  formulae  Ar- 
vernensee. ’)  Diese  Formel,  welche  der  2.  Hälfte  des  8.  Jahr- 
hunderte angchört,  ‘)  spricht  von  einer  „antiqua  moe“  und  von 
„principium  jura  decreta“.  Die  Formel  beginnt:  ,Moz  (=  moe) 
injunxit  antiqua,  principium  iura  decreta  eancxeruut,  ut  quic- 
quid  (=■  quiequie)  caueae  per  iupigritute  ceneue  (s  pigritiam 
eeneue)  aut  femina  eexue  vel  Corpora  mentieque  fragilitatie  ree 
euae  euorumque  euarum  gubernare  minime  poeeit,  cura  electorum 
pe rmittantur“.  Dann  folgt  eine  Generalvollmacht,  welche  eine 
Frau  Air  ihren  Sohn  aufetellt. 

Im  aaliechen  Rcchtegcbiel  scheint  daher,  abgesehen  von  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  den  früher  römischen  Municipien  *) 
die  Anwaltschaft  nicht  in  weiterem  und  auch  nicht  in  geringerem 
Umfange  statthaft  gewesen  zu  sein  als  zu  Gunsten  der  „Infirmi“ 
und  der  „legum  nescii.“ 

V.  Da.s  Recht  der  ribuarlschen  Franken. 

ln  dem  Recht  der  ribuarischen  Franken  finden  wir  einen 
Defensor,  welcher  an  Stelle  jugendlicher,  männlicher  wie  weib- 
licher Ribuaricr  vor  Gericht  auftritt.  Es  heisst  in  der  Lex  Ri- 
buaria  LXXXI.‘) 

„8i  quie  homo  Ribuarius  defunctus  fuerit  vel  interfectus,  et 
filium  reliquerit,  usque  XV.  anno  pleno  nec  causam  prosequatur, 
nec  in  Judicium  interpellatus  responsum  reddat;  XV.  autem  anno 
aut  ipsi  rcepondeat,  aut  defensorem  clcgat.  Similiter  et  filia.“ 

Der  Sinn  dieser  Bestimmung  ist  nicht  recht  klar.  Offenbar 
handelt  die  Stelle  von  der  Grenze  der  Minderjährigkeit  (Un- 
mündigkeit).*) Vor  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  (usque  XV. 
anno  pleno)  soll  der  Ripuarier  weder  als  Kläger  noch  als  Be- 
klagter vor  Gericht  auftreten  können.  Die  Volljährigkeit  trat 
hiernach  erst  mit  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  ein,  und 
nicht  schon,  wie  Grimm,  Rechtsaltertümer  S.  415  anzunehmen 
scheint,  *)  schon  mit  Vollendung  des  14.  Lebensjahres.  Soweit 
ist  die  Stelle  nicht  misszuverstehen. 

')  Hon.  Oerm.  4°  Leg.  Seet.  V,  S.  2t).  Die  Formel  ist  identisch  mit  Kos.  384. 

>)  Schroeder,  Deutsche  Kechtsgeschichte  S 248. 

’)  Das  Nähere  siehe  § 9 dieser  Abhandlung 

*)  Mon.  Oerm.  Legum  Bd.  V S.  264. 

*}  Uinderjährigkeit  und  Unmündigkeit  sind  identisch,  da  die  Volks- 
roebte  nicht  verschiedene  Abstufungen  der  Minderjährigkeit  kannten. 

*)  Dagegen  mit  Recht:  Stobbe,  Handbuch  des  deutsch.  Privatrechts. 
1 § 40  Anm.  7.  (2.  Aufl.  S.  286.) 


Digitized  by  Google 


12 


Dagegen  ist  die  Bedeutung  des  Satzes:  „Quindecinio  autem 
anno  aut  ipse  responileat  aut  defensorem  clcgat“,  und  sein  Ver- 
hältniss  zu  dem  ersten  Satze,  nicht  ganz  klar.  Es  scheint  ein 
Widerspruch  vorzuliegen,  wenn  Satz  1 sagt,  dass  der  Ripuarier 
vor  vollendetem  15.  Lebensjahre  nicht  vor  Gericht  auftreten 
kann,  und  wenn  Satz  2 bestimmt,  dass  im  15.  Lebensjahre  der 
Ripuarier  doch  solle  auftreten  dürfen.  Man  kann  daher  den 
zweiten  Satz  nur  als  eine  Einschränkung  des  ersten  Satzes  auf- 
fassen, muss  ihn  daher  auch  als  eine  Ausnahmevorschrift  stricte 
interpretiren.  Der  Sinn  des  zweiten  Satzes  ist  danach  folgender: 

Der  Ripuarier,  welcher  in  seinem  15.  Lebensjahre  den  Vater 
verloren  hat,  kann 

a)  nicht  klagen  vor  Gericht,  er  kann  nicht  als  Kläger  auf- 
treten, denn  die  Ausnahmevorschrift  bezieht  sich  nur  auf  das 
Antworten  (respondere)  auf  eine  Klage. 

b)  Er  kann  persönlich  vor  Gericht  als  Beklagter  auftreten 
(„aut  ipse  respondeat“) 

c)  oder  er  kann  sich  einen  Defensor  bestellen 

Aus  dem  Elegere  (Auswählen)  des  Defensor  ist  zu  folgern, 
dass  Defensor  hier  nicht  die  Bedeutung  Vormund  haben  kann, 
weil  es  zu  jener  Zeit  nicht  gekorene,  sondern  nur  geborene  Vor- 
münder gab. ')  Defensor  bedeutet  mithin  an  dieser  Stelle  Für- 
sprech im  Prozesse. 

Vor  Erreichung  des  15.  Lebensjahres  konnte  weder  für  noch 
gegen  den  Minderjährigen  ein  Prozess  geführt  werden.  Man 
musste  warten,  bis  der  Minderjährige  das  Alter  der  Volljährig- 
keit erreicht  hatte.  (Cap.  leg.  Sal.  add.  v.  819  vel  paullo  post.  ”) 

Jedoch  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  in  vielen  Fällen,  in  denen 
heute  Vertretung  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  stattfindet,  da- 
mals der  Vormund  kraft  eigenen  Rechts  (in  eigenem  Namen) 
klagen  und  verklagt  werden  konnte. 

In  Strafsachen  ging  bei  einem  von  dem  Mündel  verübten 
Delikt  die  Klage  gegen  den  Vormund  selbst,  dieser  haftet  für  die 
Busse;  auf  der  anderen  Seite  galt  bei  Delikten,  welche  gegen  das 
Mündel  verübt  wurden,  der  Vormund  selbst  als  der  Verletzte. 
Letzterer  war  daher  kraft  eigenen  Rechts  zur  Beitreibung  der 
Busse  berechtigt.  Was  vom  Vormund  gesagt  ist,  gilt  auch  vom 
väterlichen  Gewalthaber. 

')  fieasler,  Institutionen  des  Deutschen  Privatrechts  Bd.  II.  8. 492  u.  493. 

’)  Boretius,  Capitularia  regum.  Ifrankonum  S.  293.  Heusler  a.  a.  0.  Bd.  2 
8.  493  ; 8chroeder,  Deutsche  Heihtsgeschichte,  8.  314.  Vgl.  ferner  über 
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\1.  Das  Recht  der  Burgnnder. 

Die  lex  Burgundionum  verbietet  den  römischen  ünterthanen 
des  burgundischeu  Reiches  einen  Burgunder  zum  Prozessbevoll- 
mschtigten  zu  bestellen. 

Lex  Burgundionum  Tit.  XXII ')  „De  removendo  in  negotiis 
Romanorum  patrociiiio  barbarorum.  Quicunque  Romanus  causam 
suam,  quam  cum  ulio  Romano  habet,  Burgundioni  agendam 
tradiderit,  causam  perdat:  et  is  qui  suscepit,  inferat  mulctae  no- 
mine sol.  XII.“ 

Diese  Bestimmung  findet  ihre  Erläuterung  in  der  lex  Romana 
Burgundionum  43'),  welche  die  Bestellung  eines  potentior  zum 
Anwalt  verbietet.  Der  leitende  Gedanke  der  Vorschrift  des 
Tit.  XXII  ist,  gleichfalls  zu  verhindern,  dass  ein  „Mächtigerer“ 
als  Anwalt  bestellt  werde.  Denn  als  potentior  wird  ein  jeder 
Burgunder  angesehen,  wenn  ihm  im  Prozess  ein  Römer  als  Partei 
gegeniibersteht.  Die  angeführte  Bestimmung  des  Burgundischen 
Rechts  bezieht  sich  nur  auf  negotia  Romana.  Den  Römern  in 
Burgund  war  übrigens  die  gerichtliche  Stellvertretung  ganz  all- 
gemein gestattet. 

Lex  Romano  Burgundionum  Tit.  XI.  2.')  „Sciendum  est  in 
Omnibus  negouiis,  aut  per  se  causas  suus  unumquemque  dicerc 
debere,  aut  certc  man  datum  gestis  allegatum  in  persunam  quam 
voluerit  legitimum  esse  faciendum.“  3.  „Quodsi  inandnre  vo- 
luerit  is  qui  actionem  suscepit  . . .“ 

Aus  dem  Umstande,  dass  den  Burgundern  die  Vorteile  der 
gerichtlichen  Vertretung  in  den  römischen  Gerichten  gewiss  häufig 
leiblich  vor  Augen  geführt  wurden,  in  Verbindung  mit  der  That- 
sache,  dass  in  anderen  germanischen  Rechtsgebieten  jener  Zeit 
die  Anwaltscliaft  zulässig  gewesen  ist,  lässt  sich  wohl  der  Schluss 
ziehen,  dass  auch  dem  burgundischen  Volksrecht  die  gerichtliche 
Vertretung  nicht  unbekannt  gewesen  ist.  Allein  die  Annahme, 
dass  die  gerichtliche  Vertretung  in  Burgund  in  grösserem  Um- 
fange als  bei  den  Saliern  oder  Ribuariem  gestattet  gewesen  sei, 
findet  in  den  vorgetragenen  Bestimmungen  keine  Stütze.  Ein 
Argumentum  a contrario  aus  dem  oben  angeführten  Tit.  XXII 

den  Missbrauch,  einen  Gegenstand,  welcher  der  Eviction  unterlag,  einem 
Mindeijährigen  zu  tradiren,  um  einen  Prozess  unmöglich  zu  machen.  Capit. 
legibus  add.  aus  dem  Jahre  829  cap.  4 u.  5. 

')  Honum.  Germ.  Leg.  Bd  111  S.  ö4i. 

’)  Mon.  Germ.  Leg.  Bd.  111  8.  622. 

’)  Mon.  Germ.  Leg.  Bd.  111  8.  60.3  u.  604. 
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der  lex  Burgundionum,  da«s  ein  Burgunder  einen  nnderen  Bur- 
gunder ohne  irgend  welche  Einschränkung  zum  Prozessvertreter 
habe  bestellen  können,  zu  entnehmen,  ist  bedenklich. 

Das  Burgundischc  Recht  kennt  ferner  Leute,  welche  den 
Prozessparteien  Rathschläge  erteilen.  Bezüglich  dieser  Rath- 
geber schreibt  das  burgundischc  Gesetz  vor,  dass  sie  im  Unter- 
liegungsfalle  mit  einer  Strafe  belegt  werden  sollen. 

Lex  Burg.  LXXX  3’)  „Etiam  qui  calumpniatori  *)  Con- 
silium*) dederit  ad  dimicandum,  si  victus  fuerit,  similiter,  ut 
superius  statutum  est,  inulta  feriatur.“  Indessen  geht  aus  dieser 
Stelle  nicht  hervor,  ob  der  Rath  au  Gerichtsstelle  oder  ausser- 
halb des  Gerichts  erteilt  wurde.  Es  ist  mithin  nicht  klar,  ob 
wir  es  hier  mit  einer  Art  Anwalt  der  Partei  zu  thun  haben. 

VII.  Das  langobardi.s<‘he  Recht. 

In  der  langobardischen  Gesetzgebung,  dem  neben  der  lex 
Salica  wichtigsten  Recht  im  fränkischen  Zeitalter,  war  die  gericht- 
liche Vertretung  nur  statthaft,  wenn  folgende  beiden  Voraus- 
setzungen gegeben  waren: 

1.  Der  König  oder  judex  musste  die  Erlaubniss  erteilt  haben. 

2.  Es  musste  sich  handeln  um  eine  Wittwe,  um  Waisen  oder 
um  solche  Personen,  die  nicht  iin  Stande  waren,  ihre 
Prozesse  persönlich  zu  führen. 

Diese  Bestimmung  finden  wir  in  dem  eigentlichen  Volks- 
recht (dem  über  edictus*)  der  Langobarden. 

Es  heisst  hier  in  der  lex  Ratchis  Ic.  3*)  (vom  Jahre  745 
oder  746)  „Et  hoc  volumus,  ut  nullus  homo  presumat  causa 
alterius  ad  dieendum  supprehendere  aut  causare,  nisi  cum  notitia 
de  judice  suo,  causam  de  vidua  aut  de  orphano  dieendum.“ 
VII  c.  11*)  (vom  Jahre  746):  „Si  quis  causam  alterius  agere 
aut  causare  presumpserit  in  praesentia  regi  aut  judici,  excepto 
si  rex  aud  iudex  licentiam  dederit  de  vidua  aut  de  orphano 
aut  de  tale  hominem  qui  causam  suam  agere  non  ]>otit.“  Ferner 
gestattet  diese  lex  die  Bestellung  eines  Anwalts  „si  forte  aliquis 
per  simplicitatem  causam  suam  agere  nescit.“ 

')  Mon.  Oerm.  Leg.  Toni.  III.  S.  XI. 

*)  d.  i,  actori  (Kläger). 

')  Aus  „culumniator“  und  „Consilium“  ist  m.  K.  zu  eDtnebraen,  dass  es 
sich  hier  um  Anstiftung  oder  Beihülfe  zu  einem  chikanösen  Prozess  handelt. 

*)  Im  Uegensatz  zu  den  Königlichen  Verordnungen  (capitula  in  brevi, 
notitiae),  welche  nur  für  die  Kegierungszeit  des  helr,  Königs  berechnet  waren. 

“)  Mon.  germ.  Leg.  IV  S.  184. 

*)  Mon.  germ.  Leg.  IV  S.  191. 
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Von  einer  Stellvertretung  iin  eigentlichen  Sinne  scheint 
hier  nicht  die  Rede  zu  sein.  Es  handelt  sich  um  die  Uebemahme 
des  „dicere“,  also  des  Redens  für  einen  Anderen  vor  Gericht. 

Die  Vertretung  einer  vidua  durch  einen  Anwalt  finden  wir 
in  einer  interessanten  Urkunde  nus  dem  Jahre  762.  In  dem 
langobardischen  Erbschaft  sprozess  Rotruda  gegen  Alpert  von  Pisa 
im  Jahre  762  trat  für  die  Klägerin,  die  Wittwe  des  Auripert 
von  Pisa  mit  Kamen  Rotruda,  deren  Prozessberollmächtigter 
(„qui  causa  Rotrude  peragebat“)  Tarso  aus  Pistoja  auf.  Das 
über  diesen  Prozess  aufgenommene  Protokoll  *)  beginnt: 

„ln  nomine  d(omi)ni  dum  ex  iuss(ione)  domni  praecell 
(entissimi)  Desiderii  regis  resedissemus  nos  ill(ustri)bus  veris  Gisil- 
pert  de  ßerona  Bursio  maid.  et  Arsiulf  gast(aldius)  *)  Ticino  in 
sacro  palatio  ibique  venerunt  in  nostri  presentia  Tarso  gasind(ius) 
domni  regis  civi(tatis)  Pistoriens(i8)  qui  causa  Rotrude  peragebat ; 
nec  non  et  Alpert  de  civi(tate)  Pisana.“ 

Fassen  wir  die  Bestimmungen  des  langobardischen  Rechts 
zusammen,  so  müssen  wir  sagen,  dass  hier  die  Anwaltschaft  sehr 
beschränkt  war.  Dass  im  Langobardischen  Prozess  das  persön- 
liche Erscheinen  der  Parteien  die  Regel  bilden  solle,  hat  Kaiser 
Otto  I.  von  Neuem  eingeschärft  *) 

YIII.  Das  westgothlsche  Landesrecht. 
Merkwürdiger  Weise  ist  im  westgothiachen  Landesrecht, 
welches  für  sämmtliche  ünterthanen  des  Westgothenreiches  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  Geltung  hatte,  die  gerichtliche  Stell- 
vertretung ganz  allgemein  zugelassen.  Dieser  Umstand  muss 
sicherlich  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  zugeschrieben 
werden , welches  zu  jener  Zeit  in  der  Entwickelung  der  Stell- 
vertretung schon  weiter  fortgeschritten  war  als  die  germanischen 
Rechte.  „Si  quis“  — so  heisst  es  in  der  lex  Wisigoth.  lib.  II 

')  Carta  Langobarda  dell’  anno  762  preceduta  da  uns  lettera  al  Marchese 
O.  Capponi,  et  sequitata  da  nnn  illustrazione  del  Professore  Pietro  Capei, 
Pisa  1846.  8.  aus  der  Sammlung  des  Car.  Francesco  Konoiani.  Abgedruokt 
bei  Bethmann  • HoUweg,  Civilprozess  Bd.  IV  8.  Ö6S. 

*)  Oastaldius  wird  im  langobardischen  Königreich  der  Verwalter 
königlicher  Uiiter  und  fiscalische  Hicbter  genannt.  — Schroeder,  Deutsche 
Kechtsgesch.  S.  129.  Die  Dastalden  sollen  im  Behinderungsfalle  sich  durch 
einen  advocatus  im  Drafengericht  vertreten  lassen.  Cap.  Langob.  vom 
Jahre  802  c.  10.  .,ut  . . . austaldi  nostri  . . si  praesentes  esse  non  posaunt, 
suoa  advocatoa  habcant,  qui  eorum  res  aute  Cnmitem  defendere  pussint.“ 

’)  Liber  Papiensia.  Otto  I c 8. 
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Tit.  3 § 3 — ’)  „per  ge  causam  dicere  non  potuerit,  aut  forte 
noluerit  (also  ohne  Angabe  von  Gründen),  aasertorem  per 
scripturam  suae  manus,  vel  testium  eignis  aut  subscriptionibus 
roboratam,  dare  debebit“.*)  Der  Aesertor*)  scheint  nicht  nur 
ein  Sprecher  der  anwesenden  Partei  gewesen  zu  sein,  was  man 
aus  dem  causam  dicere  wohl  schliessen  möchte,  sondern  der 
Vertreter  einer  abwesenden  Partei.  Sonst  würde  eine  schriftliche 
Vollmacht  (scriptura)  und  eine  Beglaubigung  derselben  (testium 
signis  aut  subscriptionibus  roborata)  nicht  erforderlich  gewesen 
sein.  Der  westgothische  Richter  sollte  bei  Beginn  der  Verhandlung 
die  Erschienenen  fragen,  ob  sie  in  eigner  oder  in  fremder  Sache 
auftreten  wollten.  „Judex  primum  a litigatore  perquirat,  utrum 
propriam  causam  dicat,  aut  alienam  fortossc  susceperit.  Inter- 
rogetur  etiam  cujus  mandatum  habest.“*) 

Auch  diese  Bestimmung  deutet  darauf  hin,  dass  wir  es  hier 
mit  einem  Anwalt  einer  abwesenden  Partei  zu  thun  haben. 

Neben  dem  assertor  finden  sich  im  westgothischen  Recht  die 
Mandntarii  der  Parteien.  Es  ist  ganz  allgemein  gestattet,  sich 
ihrer  zu  bedienen.  Dies  geht  deutlich  hervor  aus  lex  Wisigoth. 
lib.  II  Tit.  2 § 4, ‘)  wo  es  von  den  Parteien  heisst:  Statuimus 
. . ut  . . pars  utraque  ...  in  constituto  die,  aut  per  se,  aut  per 
mandatarios  suos,  pruesti  sint  in  judicio.“ 

Das  Auftreten  für  einen  Anderen  nennt  das  westgothische 
Recht:  ,4*atrocinari ,“  „Patrociniura.“  Das  Patrocinari  wird 
mehrfach  erwähnt  z.  B.  lib.  II  Tit.  2 § 2 u.  8.  ”)  Verboten  ist 
— ebenso  wie  nach  burgundischem  Recht  — die  Bestellung  eines 
Mächtigeren  zum  Prozess  bevollmächtigten  sowie  das  Patrocinari 
des  letzteren. '') 

Auch  die  causidici  kennt  das  westgothische  Landesrecht.  In  der 
lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  2 § 10’*)  kommen  folgende  Stellen  vor: 
„et  quameunque  cum  suo  causidico  definitionem  peregerit;“ 
„Quod  si  ipsi  causedici  non  habuerint.“ 

')  F.  Walter,  Corpus  juris  germanioi.  Tom  I.  S.  448. 

•)  Der  assertor  wird  auch  im  § 4 daselbst  erwähnt.  Walter,  8.  449. 

')  Es  wird  hier  daran  erinnert,  dass  auch  der  altrömische  Prosess  einen 
„assertor“  in  libertatem  entgef^n  der  Ke);el  di«  Lcgisactionenprosesses  als 
Anwalt  zulieas. 

•)  Le*  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  3 § 2.  Walter,  S.  448. 

»)  Walter,  S.  443. 

•)  Walter,  S.  442  u.  445. 

•)  Le*  Wisigoth.  lib  II  Tit.  3 § 9.  Walter,  8.  4öÜ. 

■)  Walter,  8.  447. 
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Den  Groseen  des  westgothisclicn  Reiches  sowie  den  Bischöfen 
war  es,  um  ihre  Würde  zu  wahren,  sogar  geboten,  eich  durch 
Untergebene  (subditi)  im  Gericht  vertreten  zu  lassen.  („Si  ergo 
Principem  vel  Episcopum  emn  aliquibus  constiterit  habere  negotium, 
ipsi  pro  suis  persoiiis  eligant,  quibus  negotia  sua  dicenda  com- 
mittant,  quia  tantis  culminibus  videri  poterit  contumelin  irrogari, 
si  contra  eoe  vilior  persona  in  contradictione  caussae  videatur 
aseistere.“)  *) 

Auch  in  dem  ostgothiechen  Reiche  war  die  gerichtliche 
Vertretung  allgemein  zugelaesen.  Nur  war  — wie  im  west- 
gothiaehen  Reiche  — die  translatio  actionum  in  potentiorem 
Romanum  aut  barbarum  untersagt,  ebenso  die  Einmischung  eines 
solchen  potens  Romanus  aut  barbarus  als  defensor  oder  suff'ra- 
gator  (=  Beistand)  in  einen  fremden  Rechtsstreit.  (Edictum 
Theodorici  Cap.  43  u.  44),*)  Diese  Vorschrift  beruht,  wie  das 
ganze  Edikt,  nicht  auf  deutschrechtlicher,  sondern  auf  römisch- 
rechtlicher  Grundlage.  Jedoch  waren  die  Bestimmungen  des 
Edikts  für  Germanen  in  gleicher  Weise  wie  für  Römer  verbindlich. 


IX. 

In  den  Rechten  der  Thüringer,  der  Ailemannen  und  Baiern, 
der  Sachsen  und  Friesen  lassen  sich  Grundsätze  über  die  Zu- 
lässigkeit der  Anwaltschaft  nicht  nachweisen 


§ 2. 

BezeichnuDgea  der  Anwälte  in  den  Quellen  der 
fränkischen  Zeit 

Für  die  Anwälte  finden  eich  in  den  Rechtsquellen  der 
fränkischen  Zeit  verschiedene  Bezeichnungen  Hervorzuheben 
sind  die  folgenden : 

1)  Mandatarius.  *)  Dieser  Name  deutet  auf  das  Rechts- 
verhältniss  hin,  in  welchem  der  Anwalt  zur  Partei  steht.  Dieses 
Verhältniss  stellt  sich  als  Auftragsverhältniss  (mandatum)  dar. 
Die  Partei,  der  Auftraggeber,  wird  mandator  ‘)  genannt. 

')  Lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  3 § 1.  Walter,  S.  447. 

*)  Hon.  germ.  fol.  Leg.  V S.  töti. 

*)  z.  B.  lex  Wiz.  II,  2.  4. 

•)  lex  Wie.  II  2.  ■*. 

£om,  AnwaUich»ft  ^ 
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2)  Procurator,  auch  dominus  und  auctor.  ’)  Auch  finden  sich 
diese  drei  Bezeichnungen  mit  einander  verbunden.  In  der  Form. 
Turon.  No.  20  heist  est:  „te  in  omnibus  rebus  vel  causis  meis 
instituo  dominum  procuratoremve  et  auctorera.“ 

3)  Causedicus  (causidicus).*)  Diese  Bezeichnung  ist  abzu- 
leiten von  causam  dicere , die  Sache  (den  Prozess)  führen.  Sie 
deutet  hin  auf  das  Reden,  das  Plaidiren  vor  Gericht.  Dieser 
Name  war  in  der  fränkischen  Zeit  ziemlich  verbreitet.*) 

Die  clamatores,  welche  Maurer*)  als  identisch  mit  den 
causedici  hält,  sind  keine  Anwälte,  sondern  die  Parteien  selbst, 
welche  vor  Gericht  klagen. 

4)  Assertor,  Dieser  Name  der  Sachwalter  findet  sich  in  den 
Quellen  der  frankischen  Zeit  häufig.  Er  bedeutet  etwa  so  viel 
wie  causedicus.  In  einem  Urteil  aus  dem  Jahre  783*)  findet 
sich  die  Ausdrucksweise:  „Assertor  vel  causidicus  et  mnndata- 
rius.“  Nach  der  lex  Wisig.  D 3,  3 ist  assertor  der  Stellvertreter 
einer  abwesenden  Partei. 

5)  Defensor.  Die  Bezeichnung  ,,defensor“  findet  sich  in  den 
Quellen  der  fränkischen  Zeit  in  mehrfacher  Bedeutung  (z.  B. 
Vormund,  Streitgegner,  insbes.  Beklagter.)*)  Defensor  wird  auch 
der  Fürsprech  genannt,  welcher  für  einen  Anderen  vor  Gericht 
antwortet  (respondit.)  •) 

6)  Patrocinator.  Dem  westgothischen  Recht  ist  der  Aus- 
druck „patrocinari“  geläufig.  Das  Patrocinari  setzt  voraus,  dass 
die  Partei  ihre  causa  dem  Patrocinator  überträgt  (causam  in  alium 
confert). *)  Patrocinari  hat  noch  andere  Bedeutungen,  als  An- 
walt jemandes  sein.  Das  Patrocinium  aber , welches  uns  hier 
beschäftigt,  besteht  — wie  lex  Wisig.  lib.  II  Tit.  2 § 2 sagt  — 
in  „causando“,  d.  i.  in  „causam  dicendo.“ 


')  Vgl.  Form.  Avem.  2 a (voa  domiouB  ct  procuratoribua  ioatituoi. 

•)  Vgl.  Capit  von  805  c.  8.  — Mon.  Qerm.  I.  138. 

•)  Vgl.  Ennodiua  H.  F.  (473-  525)  Mon.  Germ.  Auctorea  VII  S.  7”; 
154”.  — Caoaedicua  wird  auch  nicht  selten  der  Vogt  genannt,  nicht  aher 
deahalh,  weil  er  der  Anwalt  der  Geiatlichen  vor  Gericht  iat,  sondern  wegen 
der  von  ihm  ausgeühten  Gerichtsharkeit  in  der  Immunität  (causam  dicere : 
hier  gleich  Eechtaprecheu).  Waitz  IV  463  fg.  467. 

*)  Maurer  G -Verf.  § 60  S.  73. 

*)  Baluz  II  Appendix  actorum  veterum  S.  1394. 

')  Auch  der  Vogt  wird  häufig  defeneor  genannt.  Cap.  Langoh.  vom 
.lahre  819  cap.  3 (advocatos  sive  defenaores)  — Mon.  Germ.  1 328. 

’)  Lex  Rih.  81. 

«)  lex  Wis.  Uh.  II  Tit.  2 § 8. 
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Patron!  werden  auch  die  adeligen  Grundherren  ’)  genannt, 
welche  ihre  Hinterfaesen  gegen  Ansprüche  von  der  Immunität 
nicht  angehöriger  Personen  im  Grafengericht  vertraten  („Consti* 
tuimus,  ut  secundum  legem  patroni  eorum  eos  ad  placitum  ad- 
ducant).“ 

7)  Advocatus.  Dieser  in  neuerer  Zeit  allgemein  gebräuchlich 
gewordene  Name  für  Sachwalter  bezeichnete  in  dem  fränkischen 
Zeitalter  nicht  in  erster  Linie  den  Prozessbevollmächtigten, 
sondern  den  Immunitätsbeamten.*)  Dieser  Beamte  hatte  aller- 
dings auch  die  Obliegenheit  als  Anwalt  der  adeligen  Grund- 
herrn,*) der  Kirche,  des  Klosters,  sowie  der  Geistlichen*)  vor 
dem  Gericht  des  Grafen  und  seiner  Stellvertreter  aufzutreten. 
(Cap.  Olonnens.  823  cap.  7.*)  „Volumus,  ut  episcopi,  abbates 
et  abbatissac  eorum  advocatos  habeant,  et  plcniter  justicias 
faciant  ante  com  Item  suum“)  Auch  war  er  der  Anwalt  der 
Hintersassen  der  Immunität  gegenüber  Ansprüchen  Dritter.*) 


')  Capit.  Lud.  n.  vom  Jahre  855  cap  H.  (Uonventus  Ticinenaii  III 
Mon.  öerm.  1 S.  435. 

’)  Dem  Namen  advocatus  begej^en  wir  häufig;  in  den  Capitularien,^ 
z.  B.  Cap  von  802  c.  13;  v.  802  c.  58;  v.  807  c.  6.  Vgl.  Waitz  S.  392, 
Walter  § 110,  vor  Allem:  Sohm,  Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  fninkischen 
Reiche,  in  Zscbrift  f.  Kirchenrecht  IX  8.  226. 

*)  Cap.  Lang.  v.  802  cap.  10  „Ut  vaasi  nostri  — si  praesentes  esse  non 
posaunt  — suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res  ante  oomitem  defendere 
possint.“ 

*)  Wegen  ihres  geistlichen  Berufes  war  es  den  höheren  Geistlichen,  in 
Italien  allen  Geistlichen,  gestattet,  sich  durch  den  advocatus  der  Kirche 
oder  einen  Generalbevollmächtigten  (vicarius)  vor  Gericht  vertreten  zu  lassen. 
Cap.  Langob.  v.  Jahre  803  c.  12  (Si  vero  talis  aliqna  inter  eos  (=  clerioot) 
contentio  orta  fuerit,  . . . tune  per  advocatnm  episcopi  . . causa  ipsa  ante 
comitem  vel  judioem  veniat,  ut  ivi  secundum  legem  finiatur  . .)  — Hon. 
Germ.  I S.  110. 

Cap.  leg.  add.  v.  818—819  cap.  10.  „ln  ecclesiastiois  causis  . . . ad- 
vocati  eorum  (sc.  clericorum)  in  mallo  publico  ad  praesentiam  cnmitis 
veniant.“  Vgl.  Nissl,  Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränk.  Reich.  8.  172  fg. 

Cap.  V.  817  (Miss.)  cap.  28.  „Ut  omnis  episcopus,  abbas  et  comes, 
excepta  intirmitate  vel  nostra  jussione , nullam  oxcusationem  habeat,  <|uin 
ad  plscidum  missorum  nostrorum  veniat,  aut  talem  vicarium  suum  mittat, 
qui  in  omni  causa  pro  illo  rationem  reddere  possit.“  — Mon.  Germ  I S.  218. 

Vgl.  noch  Cap  Langobard.  v.  819  cap.  3 ..omnibus  igptnr  epiacopis, 
abbatibus  cunctoque  cicro  omnino  praecipimus  . . . advocatos  sive  de- 
fensores  habere.“  Mon.  Germ.  I 228. 

*)  Mon.  Germ.  I S.  234. 

*)  Vgl.  Bethmann  - HoUweg  VI  8.  41. 

2* 
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Die  Bezeichnung  advocatus  findet  sich  aber  auch  — ab- 
gesehen von  dem  Immunitätebeamten  — in  der  Bedeutung  eines 
Prozessbevollmächtigten.  (So:  Form.  Senon.  recent.  No.  10). 
Advocatus  heisst  namentlich  der  vom  König  zur  Führung  der 
Fiscalprozesse  eigens  bestellte  Sachwalter,  ferner  der  bestellte 
Anwalt  der  königlichen  Vasallen. 

Hervorzuheben  ist  noch , dass  die  Advocaten  der  könig- 
lichen, geistlichen  und  adeligen  Herrschaften  sich  von  den  sonstigen 
Anwälten  auch  durch  den  Umfang  ihrer  Vertretungsbefugniss 
unterschieden.  Der  Umfang  der  Vertretungsbefugniss  der  Ad- 
vocaten war  der  denkbar  grösste,  denn  sie  hatten  sich  für  ihre 
Partei  sogar  dem  Eide  und  dem  Zweikampf  zu  unterziehen. 
(Cap.  Mant.  v.  781  c.  3;  Cap.  von  782  c.  6;  von  809  c.  15; 
cap.  Aquisgr.  von  813  c.  20.)  Ein  Gesetz  Heinrichs  III. 
vom  Jahre  1047  gestattete  sogar  den  Geistlichen  in  Italien  sich 
bei  der  Ableistung  von  Eiden , auch  von  Gefährdeeiden , durch 
ihre  Advocaten  vertreten  zu  lassen. ') 

8)  Vielfach  werden  die  Anwälte  in  den  Quellen  dadurch 
bezeichnet,  dass  ihre  Thätigkeit  umschrieben  wird.  So  findet 
sich:  „Persona,  qui  rationem  aliorum  reddat“;*)  „qui  rationem 
aliorum  teneat  vel  pro  eis  loquatur“;*)  „qui  praesuniat  causam 
alterius  agere,  causare“;*)  „qui  in  placito  pro  alio  rationat“.  *) 

9)  Prosecutor?  Häufig  findet  sich  in  den  Quellen  der  frän- 
kischen Zeit  die  Bezeichnung  Prosecutor.*)  Hierin  ist  indessen 
nicht  eine  technische  Bezeichnung  einer  Art  von  Anwalt  zu 
erblicken.  Prosecutor  heisst  lediglich  so  viel  wie  Handelnder, 
Antragsteller,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser  in  eignem  Namen 
oder  im  Namen  eines  Anderen  handelt.  Dieses  ergiebt  sich  da- 
raus, dass  ausweislich  der  vielen  Verhandlungen  vor  dem  Muni- 
cipalmagistrat , welche  wir  in  den  Fortnelsammlitngen  besitzen, 
der  Defensor  und  die  Curialen,  welche  noch  nicht  wissen,  ob  der 
Erschienene  für  sich  oder  als  Anwalt  für  einen  Anderen  auf- 


*)  Vgl.  Bethmann- Holl  weg  V 3 8.  3/9. 

•)  Cap.  von  803  c.  9.  — Mon.  Germ.  I S.  93. 

•)  Cap.  von  817  o.  3.  — Mon.  Germ.  1 S.  210. 

*)  leg.  Batchia  I c.  13;  VII  c.  11. 

‘)  Cap.  von  802  o.  9. 

*)  Carta  Senonica  39;  Addit.  e codicibua  formularum  Turonenaium  4 
u.  5;  Formulae  Andecavenaea  la;  48;  öl;  63;  Form.  Marculii  lib.  1137;  38; 
Formnlae  Turonenaea  3;  4ö;  Formulae  Bituricenaea  3;  löb  und  d (proae- 
cutio);  Cart.  Senon.  Append.  16  (proaeoutio). 
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treten  will,  letzteren  mit  den  Worten  zum  Sprechen  aufFordern; 
„Proaequeie  quue  optas.“  Erst  nach  dieser  Aufforderung 
erklärt  der  Erschienene,  der  prosecutor,  wie  er  genannt  wird, 
dass  er  als  Vertreter  eines  Anderen  handeln  wolle.  („Ille  proae- 
cutor  dixit:  ille  mihi  injunxit  per  suum  mandatura  . . .“)*)  Auch 
wird  prosequere  häufig  in  der  Bedeutung  von  „admallare“  ge- 
braucht; „prosequere  et  admallare“  findet  sich  vielfach  neben 
einander,  ohne  dass  prosequere  die  Bedeutung  hat:  für  einen 
Anderen  handeln.  Oie  formula  Marculfi  I 21  hat  sogar  die 
Redewendung:  „vice  mea  prosequere“  — ein  Pleonasmus,  wenn 
prosequere  schon  handeln  für  einen  Anderen  bedeuten  sollte. 


§ 3. 

Von  der  Befähigung  zur  Anwaltschaft. 

1)  Fähig,  Anwalt  einer  andern  Person  zu  sein,  waren  zu- 
nächst die  Freien,  weil  nur  diese  die  volle  Handlungsfähigkeit 
besassen.  Unfreie  Personen  (die  mansuarii  oder  massarii  und 
mancipia)  waren  als  Sachen,  die  im  Eigenthum  ihrer  Herren 
standen,  grundsätzlich  unfähig,  ebenso  die  Hörigen  (Liti,  Lassi, 
Barschalken,  Barleuten,  Aldien),  welche  unter  dem  Schutz  ihrer 
Huntherrn  standen.  Dass  Geisteskranke,  Idioten  (die  altvilen 
unde  twergen  des  Sachsenspiegels),  •)  Taube,  Stumme  und  Taub- 
stumme vor  Gericht  Andere  nicht  vertreten  konnten,  bedarf  wohl 
kaum  der  Erwähnung.  Nach  langobardischem  Recht*)  waren 
auch  die  Aussätzigen  (die  miselsichen  des  Sachsenspiegels*)  un- 
fähig. Unfähig  waren  weiter  die  Friedlosen,  welche  überhaupt 
als  Rechtssubjecte  nicht  angesehen  wurden,  und  die  Rechtlosen, 
welche  schon  nach  dem  ältesten  Recht*)  im  Thing  überhaupt 
nicht  erscheinen  durften. 

')  Formul.  Marculf.  II  37;  Form  Andeoav.  la;  Avemeoi.  26;  Bitari- 
ceiu.  6;  16  c;  Gart.  Senon.  39;  Gart.  Senon.  App.  16  o. 

’)  Form  Marculf  I 21 ; Gart.  Senon.  13. 

')  Sap.  1 4.  Vgl.  Sohroeder  K.-U.  S.  252  n.  9. 

*)  Edict.  Rotbart.  176. 

“)  Ssp.  I 4. 

*)  Tacitua  (lennania  Gap.  6 „Nuo  aut  aacris  adease  aut  oonailium 
inire  ignominioao  faa.“  Auch  im  späteren  Recht  (Sap.  1 61;  4;  — Homeyer 
I S.  8Ö  — ; Richtateig  Landrecht  Cap.  2 g + „rechtlose  lüde  nene  vorapreken 
sin  muten“  — Homeyer  Ricbtsleig  S.  97  — ; ächwsp.  o 90  § 3)  waren  die  Recht- 
losen von  der  Befähigung  zum  Fürsprecliertum  ausgeschlossen. 
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Eine  Ausnahme  taml  sich  in  dem  wcstgothiachcn  Volksrechte. 
Hier  ist  die  Vertretung  des  Herrn  durch  Unfreie  gestattet,  ebenso 
die  Vertretung  der  Kirche,  der  Armen  und  des  Fiscus.  (Lex 
Wisig.  lib.  11  Tit.  3 §3  „äervo  tarnen  non  licebit  per  mandalum 
causas  quorumlibet  suscipere,  uisi  tantuiu  domini  vel  dominae 
suae,  ecclesiarum  quoque  vcl  pauperum,  sive  ctiaui  negotiorum 
fiscalium“.) 

2)  Hiebt  alle  Freie  waren  rechtlich  berübigt.  Andere  vor 
Gericht  zu  vertreten.  Diese  Fähigkeit  mangelte  den  noch  nicht 
zu  ihren  Jahren  gekommenen  Personen,  da  diese  noch  nicht 
handlungsfähig  waren.  Weibliche  Personen  waren  zu  den  Zeiten 
und  in  den  Rechtsgebieten,  in  welchen  die  Geschlechts  Vormund- 
schaft bestand,  nicht  fähig,  für  Andere  vor  Gericht  aufzutreten. 
Nach  westgothischem  Recht  waren  die  Frauen  von  der  gericht- 
lichen Stellvertretung  ausgeschlossen,  doch  durften  sie  in  eignen 
Angelegenheiten  als  Partei  vor  Gericht  auftreten.  Die  Männer 
hatten,  falls  sie  für  ihre  Frauen  auftreten  wollten,  eine  Vollmacht 
nöthig.  (Femina  per  mandatum  caussam  non  suscipiat,  sed  suum 
proprium  negotium  in  judicio  proponere  non  vetetur.  Maritus 
sane  non  sine  mandato  caussam  dicat  uxoris.) ') 

3)  Besondere  Rechtskenntnisse  wurden  von  dem  Anwalt  nicht 
verlangt.  Es  war  indess  erforderlich,  dass  der  Anwalt  das  per- 
sönliche Recht  der  vertretenen  Partei  kannte.  Eis  mussten  mit- 
hin Stammesgenossen  zum  Anwalt  bestellt  werden.  Doch  lag 
es  nahe,  dass  vorzugsweise  Rechtskundige,  insbesondere  Schöfien 
und  Gerichtsschreiber  (notarii)  als  Anwälte  genommen  wurden. 
So  finden  wir  häufig  die  Verbindung:  Scabinus  et  advocatus, 
notarius  et  advocatus.  *)  ln  Italien  werden  die  Schöffen koUegien 
meistens  „Collegia  judicum  et  advocatorum“  genannt. 


•)  Lex  Wieig.  lib  U Tit.  8 § G. 

’)  Die  Bestellung  von  Stamm  es  genossen  war  auch  in  der  Periode 
der  Recbtsbücher  erforderlich.  Jedermann  war  verpflichtet  vor  dem 
(Bericht,  in  dessen  Sprengel  er  wohnte  oder  Grundbesitz  hatte,  Fürsprech 
für  Andere  zu  sein.  Dies  war  eine  öffentliche  Pflicht  wie  die  Uebemahme 
des  Amts  eines  Schöffen.  (Ssp.  I Art.  60  § 2 „Vorspreke  ne  mach  nieman 
weigeren  to  wesene  binnen  deme  geriebte,  dar  he  wonehaft  is,  oder  gut  binnen 
hevet,  oder  dar  he  recht  vorderst.“  Die  einzelnen  Befreiungsgründe  sind 
Ssp.  I Art.  60  g 2 a.  E.  und  Art.  61  g 4 aufgeführt. 

*)  Plauid.  aus  den  Jahren  830,  8ö7  , 880  , 889.  Uurat.  1 462,  Ö37,  3Ö9 
Tiralxwchi  Non.  II  58  S.  77. 

*)  Placid.  aus  den  Jahren  820,  844.  Uurat.  I 463,  529. 

‘)  Bethmann-HoUweg  IV  S.  69  n.  13. 
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Bezüglich  der  Advocaicn  der  Kirche  verlangt  das  Cap. 
Aquisgraiiense  vom  Jahre  802  c.  13,  dass  sie  rechtskundige, 
rechtslicbende  Männer  seien,  welche  in  der  Grafschaft  Grundbesitz 
haben.  „(Et  cpiscopi,  abbates  atque  abatissae  advocatos  . . • 
legem  scientcs  et  justitiani  diligentes  pacificos  et  mansuctos 
habeant.  Das  Capit.  Aquisgr.  vom  Jahre  813  c.  14  erfordert 
von  den  Advocaten : „et  ipsi  habeant . in  illo  comitatu  propriam 
hereditatem.“  Weitere  sittliche  Eigenschaften  verlangt  das 
Capitulare  Langob.  vom  Jahre  819  c.  3,  welches  bestimmt,  dass 
die  Advocaten  „boni,  non  crudeles,  non  cupidos,  non  perjuros, 
non  falsitatem  amantes,  sed  Deum  timcntes,  in  omnibus  justitiam 
diligentes“  homines  sein  sollen.  Ferner  ist  hier  noch  zu  er- 
wähnen das  Capitulare  Pippins  vom  Jahre  782  c.  6,  in  welchem 
es  heisst;  „Et  talis  sit  ipsc  advocatus,  über  homo  et  bonae 
opinionis,  laicus  aut  clericus,  qui  sacramcntum  pro  causa  ecclesiac, 
quam  peregerit,  deducere  possit  (juxta  qualitatem  substantiae).“  *) 


§4. 

Die  Bestellung  des  Anwalts. 

I.  Die  Bestellung  des  Anwalts  geschah  nach  salfränkischem 
Hecht  durch  ,Jlede  und  Ruthe“  („Mund  und  Halm“),  d.  i.  durch 
eine  mündliche  Erklärung  unter  Deberreichung  oder  Zuwerfung 
einer  festuca  (Ruthe,  Stab,  Halm).*)  Dieses  bezeugt  die  Formel 
bei  Marculf  I 21: 

„Fidelis,  Deo  propicio,  noster  ille  ad  nostram  veniens  pre- 
sentiam,  suggessit  nobis,  eo  quod  propter  simplicitatem  suam 
causas  suas  minime  possit  prosequire  vel  obmallare.  Clemenciae 
regni  nostri  petiit,  ut  illustris  vir  illi  omnes  causas  invicem  ipsius, 
tarn  in  pago  quam  in  palatio  nostro,  ad  malandum  vel  prose- 
quendum  recipere  deberit;  quod  (et)  in  presente  per  fistuca 
eas  eidem  visus  est  commendasse.  Propterea  iobemus,  ut . .“ *) 

Die  festuca  wurde  entweder  dem  Anwalt  überreicht  oder  in 
dessen  Ruckfalten  oder  dessen  Schooss  geworfen.  Dies  nannte 
man  laisowerpitio  festucae.  *) 


')  Mon.  Germ.  Leges  I,  S.  43. 

*)  Ygl.  Brunner  in  d.  Ziohr.  f.  vgl.  KechUwUs.,  Bd.  I,  8.  382. 
*)  Mon.  Qerm.  40,  Leg.  Seot.  V,  8.  36  u.  ÖV. 

*)  Vgl.  8chroeder,  Uecbtsgesch.  8.  52  (laitus  — Schoss  (sinus). 
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Entte»  Capitulare  zur  lex  äalica  cup.  12. ')  „De  eum  qui 
causa  aliena  dicere  pracsuiiipserit  cui  nec  clemandala  iiec  lever- 
pita*)  fuerit  . . . solidos  XV  culpabilis  judicetur.“ 

Das  Zuwerfen  der  festuca  war  ursprünglich  eine  rechts- 
geschäftliche Form  des  Personenrechts.  Die  festuca  war  im 
Laufe  der  Zeit  an  die  Stelle  der  alten  framea  oder  des  gairethinx 
getreten.  Die  Anwaltsbestellung  in  ältester  Zeit  scheint  sich  daher 
in  der  Weise  vollzogen  zu  haben,  dass  der  Vollmachtgeber  sich 
der  Munt  des  Anwalts  unterwarf,  also  durch  Commendatio  der 
Person  (Commendatio  in  mundeburtium).") 

In  einem  Urteil  aus  dem  Jahre  698  wird  der  Anwalt  sogar 
muntporo  (später  momper)  genannt. 

Später  dachte  man  bei  dem  Zuwerfen  der  festuca  nicht  mehr 
an  die  Unterwerfung  einer  Person  unter  die  Gewalt  eines  Anderen. 
Das  Zuwerfen  der  festuca  in  die  Rockfalten  oder  den  Schooss 
eines  Anderen  ward  die  Form  für  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken (unsere  Auflassung).  *)  Es  lag  diesem  Formalakt  der 
Gedanke  zu  Grunde,  dass  der  Vollmachtgeber  seinem  Anwalt 
durch  den  dinglichen  Uebertragungsakt  die  streitige  Sache  über- 
eigne. Aus  der  Commendatio  personae  war  im  Laufe  der  Zeit 
eine  Commendatio  causae  geworden. 

Bestätigt  wird  diese  Anschauung  durch  die  Formula  öO  der 
Cartae  Senon,*)  ausweislich  welcher  der  Vollmachtgeber  seinem 
Anwalt  sein  gesammtes  Vermögen  übertrug.  Die  Uebertragung 
erfolgte  „per  andelangiim“, ’)  eine  Uebertragungsform,  wie  sie 
auf  salfränkischem  Boden  vorkam.  Es  heisst  hier: 

„Magnifico  fratri  iilo  ego  ille.  Omnibus  non  habetur  incog- 
nitum,  quem  mihi  gravis  aegritudo  domat,  et  aelemosina  mea 
minime  valeo  procurare.  Propterea  rogo  caritate  tua,  ut  propter 
Deo  de  res  meas  in  vice  mea  aelemosina  faccre  vel  despensare 

’)  Behrend-Boretius,  Lex  Salica,  .S.  9ä. 

‘)  lieber  das  ,J)emandaru  causam*'  uud  da.<i  „üstucam  in  laisum  (Schoii) 
jactare“  vgl.  vornehmlich:  Tit.  46  der  Lex  Salica  (de  adfatbamire)  Belirend- 
Boretiaa,  S.  60. 

•)  Vgl.  Heusler,  Inatit.  I,  S.  204.  II,  S.  492.  Vgl.  ferner:  Schroeder, 
Kechtagesch.,  S.  öl. 

*)  Schroeder,  Recbtsgeschichte,  S.  265. 

‘)  Heusler,  Inst.  I,  S.  204. 

*)  Mon.  Germ.  4 ",  Leg.  Seot.  V,  S.  206  u.  207. 

’)  Oer  Andelang  (Handschuh),  den  der  Krwerber  vom  L'cbergeber  er- 
hielt, war  das  Symbol  der  gewerten  üand  (manus  vestita).  Vgl.  Schroeder 
Rechtsgesch.,  S.  öl,  N.  10. 

")  Oie  Formel  ist  identisch  mit:  Lindenbr.  183;  Boz.  391. 
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debeas.  Pro  huc  trado  tibi  :id  die  presente  omnes  res  meas  in 
pngo  illo,  In  loca  cuius  vocabuluin  est  illo,  id  est  terrie,  mansis, 
domibus,  acdiflells,  quantuinque  visus  sum  teuere,  totum  et  ad 
inlegrnm,  quiequid  dici  aut  nouiiiiare  potest,  tarn  de  alodo  aut 
de  cunparadü  vel  de  qualibet  adtractum,  in  quascumque  pagis 
aut  terretoriis  vissus  sum  habere,  totum  et  ad  integrum,  rem 
inexquisita,  per  meos  wadios')  et  andelangos  et  per  hunc 
mandatum  . . . tibi  trado,  ut,  quiequid  exinde  egeris  gesserisve, 
mo  in  Omnibus  et  ex  Omnibus  raptum  et  aptum  atqne  transaetnm, 
in  Omnibus  definito  esse  cognoscas.“ 

Daraus,  dass  der  Anwalt  durch  die  Tradition  die  Herrschaft 
über  die  Streitsache  erhielt,  erklärt  es  sich,  dass  der  Anwalt  auch 
dominus  und  auctor  genannt  wurde.  Daraus  ergiebt  sich  ferner, 
dass  der  durch  Laisowerpitiu  festucae  bestellte  Anwalt  nicht 
blosser  Wortführer  (Fürsprech),  sondern  indirekter  Stellvertreter 
der  Partei  war. 

Die  Stellung  des  Anwaltes  hier  war  eine  ähnliche  wie  die 
des  Salmanns.  Durch  die  Laisowerpitio  festucae  legte  der  Be- 
steller seinen  gerichtlich  geltend  zu  machenden  Anspruch  in  die 
Hand  seines  Anwaltes,  wie  Derjenige,  welcher  sich  mangels  erb- 
berechtigter Verwandten  einen  Erben  schaffen  wollte,  sein  Ver- 
mögen durch  Festucawurf  dem  Salmann  anvertraute.  Durch  dieses 
Bechtsgeschäft  wurde  der  Anwalt,  wie  der  Salmann,  nach  Aussen 
hin  als  der  Berechtigte  legitimirt,  nach  Innen  dagegen  standen 
beide  da  als  Beauftragte  der  Partei.*) 

Diese  Ansicht  wird  weiter  bestätigt  durch  eine  Mandats- 
formel in  den  formulae  Turonenses  No.  45,*)  welche  die  Ueber- 
schrift  trägt:  „De  causls  commendatis.“  Auch  das  westgothische 
Recht  spricht  von  einer  commendatio.  Eis  bestimmt  in  lib.  II, 
Tit.  3,  § 6,  dass  die  Frau  „aut  per  se  negotium  prosequatur,  aut 
eui  voluerit,  ea  quae  ipsi  competunt  prosequenda  commendet“. 

Die  altgermanische  Form  der  Bestellung  des  Anwalts  durch 
Rede  und  Ruthe  findet  sich  merkwürdiger  Weise  im  11.  Jahr- 
hundert in  dem  romanischen  Prozess  (d.  i.  in  den  Gebieten  von 

')  Wadium  (Wahrzeichen)  — aonst  Pfand  — bezeichnet  hier  die  In- 
▼estitaraymbole.  Vgl.  Schroeder,  Ueciitigeachiohte,  S.  ä64  No.  85. 

*)  Das  Verhältniss  iat  hier  ähnlich,  wie  wenn  heute  Jemand  dem  In- 
caaiomandatar  einen  Weohael  durch  Vollindoaaament  überträgt.  Nach  Antaen 
iat  dieser  allein  legitimirt,  nach  Innen  (d.  h.  in  dem  Verhältnias  der  Contra- 
benten  zu  einander)  iat  er  blosser  Mandatar. 

*)  Identisch  mit;  Sirmond  4ti;  Koz.  389;  Mon.  öerm.  4"  Leg.  Seot.  V, 
S.  159. 
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Bom  und  Ravenna)  wieder.')  In  einem  Plarid.  aus  dem  Jahre 
1025  lieisst  es:  „In  nostrorum  suprascriptorum  omnium  presentia 
accessit  düinina  Imilla  Comitissa  ct  Gualfredus  filius  ejus  . . . 
virgam  in  manibus  suis  et  miserunt  eam  in  manum 
Petrus  de  Leto  atquc  dixerunt:  Nos  instituimus  te  advo- 
catum  nostrum  ...  de  omni  causa,  quae  ag^nda  est  adversus 
ecclesiam.“  *) 

II.  Neben  der  Bestellung  des  Anwalts  durch  Laisowerpitio 
fcstucae  kannte  das  Recht  der  fränkischen  Zeit  weiter  die  Be- 
stellung „per  Bcripturam“,  durch  schriftliche  Vollmacht.  Die 
Scriptura  soll,  wie  das  wcstgothische  Recht*)  verschreibt,  ent- 
weder von  dem  Vollmachtgeber  eigenhändig  vollzogen  oder  durch 
die  Unterschrift  und  Untersiegelung  von  Zeugen  beglaubigt  sein, 
(„assertorem  per  scripturam  suae  inanus,  vel  testium  signis  aut 
subscriptionibus  roboratum,  dare  debebit“).  Die  Vollmachts- 
Urkunden  werden  nach  dem  der  Vollmacht  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsgeschäft  „Mandatum“,  in  dem  Gebiete  des  westgothischen 
Rechts  auch  „Injunctum“,  „Injunctio“  genannt,  letzteres,  weil 
die  Urkunde  häufig  mit  den  an  den  Anwalt  gerichteten  Worten 
beginnt:  „Rogo  et  injungo  caritati  (fraternitati  ete.)  tuae,  ut . .“ 
Mandatsformeln  finden  sich  häufig  in  den  salischen,*)  burgun- 
dischen  ')  und  westgothischen  *)  Formelsammlungen. 

Der  Inhalt  dieser  Formeln  ist  im  Grossen  und  Ganzen  nicht 
sehr  verschieden. 

Die  Urkunden  beginnen  in  der  Regel  mit  der  Adresse  (In- 
scriptio  und  Intitulatio);  „Domeno  magnifico  illo  ego  illi“  (Form. 
An<lec.52);  „Dominofratri  illo  ego illenegociens“ (Form.  Andec.öl); 
„Magnifico  fratri  illo  ego  enim  ille“  (Form.  Turon.  45);  ,3I<tgnifico 
fratri  illo  ego  ille,  filius  illius“  (Form.  Turon.  2);  „Domino  et  in 


’)  Die«  erklärt  sich  daraus,  dass  der  byzantinische  Prozess  infolge  dea 
regen  Verkehrs  mit  den  Langobarden  mit  vielen  germanischen  Elementen 
durchgesetzt  wurde.  Bethmann  - Hollweg,  Ud.  V,  S.  398  fg. 

’)  fantuzzi,  Honoment.  Kavennat.  T.  II,  No.  21. 

•)  Lex  Wisigoth.  lib.  U,  Tit.  III,  3 (Walter,  corp.  jur.  germ.,  S.  448). 

*)  Form.  Andecavenses  No.  10,  48,  öl,  Ö2;  Formulae  Maroulfi,  lib.  II, 
No.  31,  38;  Formulae  Bituricenses  No.  3,  löb;  Formulae  Turonenses  No.  2, 
20;  Formularum  Turon.  Appendix  No.  4;  Additamenta  e codioibus  Turonen- 
sium  No.  4;  Formulae  Arveroenses  No.  2a;  Cartae  Senonicae  No.  13,  40,  60; 
Formulae  Senonenses  reoentiores  No.  10;  Cartarum  Senonicarum  Appendix 
No.  Ib. 

‘)  (lollectio  Flaviniacensis  No.  9,  27,  101. 

‘)  Formulae  Visigothicae  No.  41,  42  u.  43. 
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Christo  fratri  ill.  ill.“  (Form.  Vifigotli.  43);  „Domino  mihi  individuo 
fratri  ill.  ill.“  (Form.  Visigoth.  H);  „Vir  miignifico  illo  ille“  (Cart. 
Senon.40);  „Uulci!i8imoamicomeoilloegoille“(Cart,Senon  App.  Ib); 
ivDilecto  amico  meo  illo  cgo  ille“  (Form.  Bitur.  15  b);  „Domno 
mihi  iocali  ’)  meo  illo“  (Form.  Andec.  ') 

Dieser  Teil  der  Vollmachtsurkunde  enthält  also  Namen  und 
Titel  des  Ausstellers  und  derjenigen  Person,  an  welche  die  in 
der  Urkunde  enthaltene  Willenserklärung  gerichtet  ist. 

2)  Nicht  selten  geht  der  Adresse  eine  allgemein  gehaltene 
Motivirung  der  Ausstellung  der  Vollmacht  (Arenga)  voraus.  So 
z.  B.  in  der  Formula  Turon.  20. 

„Dum  et  humana  prodidit  utilitas,  et  lex  Romana  exposcit, 
ut  quicunque  uxoris  suae  negotium  fuerit  prosecutus,  quamvis 
maritus  sit,  nisi  quod  ei  agendum  per  mandatum  illa  commiscrit. 
Igitur  ego  . . ; ferner  in  der  Formula  Arvern.  2 a (=  Mos) 

iniunxit  antiqua,  ut  quisquis  . . res  suas  . . . gubernare  minime 
possit,  cura  electorum  permittantur:  Ego  illa  . . .“ 

3)  Der  dispositive  Teil  der  Vollmachtsurkunde  hat  im  Wesent- 
lichen folgenden  Inhalt: 

a.  Die  Aufforderung  des  Anwalts  (rogo  atque  supplico  per 
hunc  mandatum),  die  Kechtsangelegenheit  des  Bestellers 
entweder  in  einem  bestimmten  Ort  oder  an  mehreren  Orten 
(tarn  in  pago  quam  in  palacio)  zu  besorgen  (prosequere) 
und  gerichtlich  zum  Austrag  zu  bringen  (admallare). 

b.  Die  Erklärung  des  Ausstellers,  dass  er  alle  Handlungen 
seines  Bevollmächtigten  gutheissen  und  genehmigen  wolle 
(„quidquid  exinde  egeris  gesserisve,  ratum  et  definitum 
apud  nos  esse  cognoscas“). 

4)  Sodann  folgt  die  Beglaubigung  der  Vollmacht,  die  Corro- 
boratio.  Ale  Beglaubigungsmittel  finden  sich: 

a.  Die  Unterschrift  des  Ausstellers  („et  ut  cercius  credatur, 
mano  mea  supter  firmavi“). 

b.  Die  Unterzeichnung  und  Untersiegelung  der  Urkunde  durch 
Zeugen  (Urkundspersonen)  („ut  pleniorem  obtineat  vigorem  . . 
bonorum  virorum  roborandum  decrevi“).  „In  quo  iniuncto  . . . 
subter  manu  mea  subscripsi  et  testibus,  bene  natis  viris 
a me  rogitis,  tradidi  roborandum“;*)  „mandatum  in  (te) 
conscriptuin  per  ordinem  conditus  et  bonorum  hominum 


')  Conjugalia  — • Oatte. 
’)  Form.  Visigoth.  41. 
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manibuB  roboratu»  atque  signatus“.')  Die  Zeugen  mussten 
rcchtsförinig  zur  Beurkundung  des  Aktes  aufgefurdert  werden 
(teste«  rogati). 

c.  Oefters  findet  man  auch  in  der  Urkunde  die  Bemerkung, 
dass  das  Mandat  beschworen  worden  sei. 

Form.  Andec.  Ib,  „Juratum  mandatum  Andecavis 
civetate  curia  publica“.  Form.  Andec.  Ö2,  „Juratum 
mandatum,  taiuquam  gestibus  oblecatus  . . .“  *) 

Solche  jurationes  kommen  auch  noch  sonst  bei  Rechts- 
geschäften der  verschiedensten  Art  vor,  z.  B.  Form.  Wisigoth.  5.  *) 

5)  Häufig  finden  sich  am  Schlüsse  der  Yollmachtsurkunde 
die  Woiiß;  „Stipulatione  subnixa“.  ‘)  Mit  dieser  Klausel  soll 
lediglich  angedeutet  werden,  dass  die  Unterzeichnung  und  Unter- 
siegelung der  Urkunde  ordnungsmässig  vollzogen  sei. 

6)  Die  Urkunde  schliesst  mit  der  Angabe  des  Orts  und 
Datums  der  Ausstellung. 

„Mandatum  Andicavis  civetate,  curia  puplica“  (Form.  Andec. 
48,  51,  Ö2);  „Actum  ill“  (Gart.  Senon.  50);  „Factum  mandatum 

')  Additam.  e ood.  form.  Turon.  5. 

In  welcher  Form  und  ob  wirklich  geschworen  worden,  ist  nicht 
bekannt. 

*)  Hon.  Germ.  Leg.  Sect.  V,  S.  577.  Vgl.  hierüber:  Blubme,  Die  Be- 
kräftignngsformeln  der  Rechtsgeschäfte  bei  Bekker  und  Uather,  Jahrb.  d. 
gern.  d.  Rechts,  III,  S 219. 

*)  Z.  B.  Formul.  Bituric.  löb. 

So  Brunner  (zur  Rechtsgeschichte  der  röm.  n.  german.  Urkunde, 
S.  221  fg.).  Bbenso  Seuffert  (Uaterislien  zur  Deutung  von  Stipulatio  in 
mittelalterlichen  Urkunden.  Zschr.  d.  Savigny-Stiftung,  Bd.  II,  S.  115  fg.). 
Loening  (Vertragsbruch,  S.  17,  N.  28)  erblickt  in  der  Klausel  eine  blosse 
BekräftigungsformeL  Zeumer  (Hon.  Germ.  4°  Leg.  Sect.  V,  S.  175)  dagegen 
legt  der  Formel  die  Bedeutung  bei,  dass  damit  die  Unwiderruflichkeit  des 
Mandats  ansgedrückt  werden  solle.  Diesen  Sinn  kann  indessen  die  Klausel 
nicht  haben.  Vgl.  die  Rescriptio  in  der  Form.  Bitur.  15  d (Roz.  262,  § 8). 
Hier  kann  „stipulatione  subnixa“  gar  nicht  die  Bedeutung  von  Unwider- 
ruflich haben.  Richtig  ist  allerdings,  dass  der  Auftrag  in  deutschen  Rechten 
unwiderruflich  (inconvulsum)  war.  Darauf  deutet  die  Bestimmung  in  lib.  II, 
Tit.  III,  S 5 der  lex  Wisigoth.  bin,  wonach  dem  Handstor  die  Kündigung 
des  Handats  ausdrücklich  gestattet  wird,  „si  (sc.  der  Bevollmächtigte)  pro- 
trahit  tempus,  et  causa  (joae  forsitan  celerius  poterit  expediri,  aut  occasionibns 
auperfluis,  aut  fraudulenta  dilatione  suspenditur“.  Vgl.  ferner  lex  Wisig. 
lib.  II,  Tit.  ill,  f 7:  „Ita  ut  qui  caussam  ex  mandato  dixerit  et  fldeliter  ut 
negotium  peragatur,  instituerit,  ab  eo  mandator  nec  mandatum  repetat,  nec 
ipsam  postea  ad  alium  transferat  actionem“.  Wenn  also  der  Anwalt  seinen 
Auftrag  getreulich  ausfUhrt,  darf  der  Vollmachtgeber  vor  Krledigung  den 
Auftrag  weder  zurückziehen  noch  einen  anderen  Vertreter  bestellen. 
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ibi,  8ub  die  illo“  (Marculf  II,  81);  „Factum  raandstum  tune,  ibi, 
anno  illo“  (Marculf  II,  37). 

Die  Mandatsurkunden  stellen  sich  dar  als  Privaturkunden, 
welche  Beweiskraft  erst  durch  die  Zeugen  erhielten.  Als  Privat- 
urkunden gehörten  sie  zu  der  Klasse  der  dispositiven  Urkunden 
oder  Geschäftsurkunden , da  das  Mandat  durch  die  Ausstellung 
der  Urkunde  begründet  wird.  Deshalb  wird  die  Vollmachts- 
urkunde bei  Marculf  II,  37  auch  „Carta  mandati“  genannt.*) 

Die  Bestellung  des  Anwalts  war  mit  der  Fertigstellung  der 
Vollmachtsurkunde  noch  nicht  vollendet,  es  musste  noch  hinzu- 
kommen, dass  der  Vollmachtgeber*)  dem  Anwalt  die  Urkunde 
übergab.  Geben  und  Nehmen  der  Urkunde  war  ein  wesent- 
liches Erforderniss  des  Bestellungsakts.  (Daher : „Mandato  legaliter 
dato“;*)  „datum  mandatum“).  *) 

III.  In  einigen  Fällen  erfolgte  die  Bestellung  des  Anwalts 
durch  das  Gericht. 

Cap.  Aquisgr.  vom  Jahre  802,  C.  9:  „Missi  vel  priores  qui 
in  ipso  placito  sunt,  vel  judex  . . talis  persona  largitur  ut  rationem 
(sc.  reddat);  qui  in  ipsa  bene  noverit  causa.“ 

IV.  Das  Edictum  Theodorici  (Cap.  43  fg.)  spricht  ferner 
von  einer  translatio  actionum.  Die  Bestellung  des  Prozessbevoll- 
mächtigten  erfolgt  hier  auf  dem  Wege  der  Cessio  actionum,  durch 
Uebertragung  der  Klagen  von  dem  Berechtigten  auf  den  Vertreter. 

Ausserdem  kennt  das  Edict  in  Cap.  44  noch  ein  „Miscere 
negotio“  alieno,  welches  dem  potens  Romanus  et  barbarus  ver- 
boten ist.  In  welcher  Weise  und  in  welchen  Formen  dieses 
Miscere  vor  sich  gegangen  sein  soll,  ist  nicht  bekannt. 


')  Vgfl.  über  den  Untenchied  zwischen  Carta  (testaraentam,  epistola) 
und  notitia  (breve,  memoratorium)  — schlichte  Beweisurkunde ; Brunner  in 
den  Festgaben  für  Hommsen  1877. 

’)  Eine  Bestellung  durch  den  König  selbst,  wie  Bethmann-Hollweg 
(Bd.  IV,  S.  487)  annimmt,  geht  m.  E.  aus  der  Formula  Harculfi,  I,  Mo.  81, 
nicht  hervor.  Mach  dieser  Formel  erschienen  der  Antragsteller  zusammen 
mit  der  Person,  welche  Vertreter  werden  soll,  vor  dem  König  und  baten 
ihn,  die  Bevollmächtigung  zu  gestatten.  Hierauf  antwortet  der  König: 
„Jobemus,  ut,  dum  taliter  utrisque  decrevit  volontas,  memoratus  ille 
vir  omnes  causas  lui  (— • illi  oder  illius)  ubicumque  prosequire  vel  obmallare 
debeat.“  Danach  erteilt  der  König  blos  die  Erlaubniss,  die  Bestellung 
selbst  erfolgte  aber  durch  die  Partei. 

*)  Formulae  Senon.  recent.  No.  10. 

*)  Formulae  Andec.  ö8. 
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§ 5. 

Die  Legitimation  des  Anwalts. 

Die  Legitimation  des  Anwalts  im  Prozess  dem  Grericht  und 
dem  Gegner  gegenüber  war  je  nach  der  Art  der  Bestellung 
verschieden. 

1)  War  der  Anwalt  von  dem  Gericht  selbst  bestellt,  so  be- 
durfte es  selbstverständlich  keiner  Legitimation. 

2)  War  der  Anwalt  durch  cxfestucatio  oder  laisowerpitio 
festucae  bestellt,  so  legitimirte  sich  der  Anwalt  durch  den  Besitz 
der  festuca.  In  welcher  Weise  durch  die  festuca  die  Legitimation 
geführt  werden  konnte,  ist  nicht  recht  klar.  Michelsen*)  nimmt 
an,  in  die  festuca  (den  Stab)  sei  die  Hausmarke  des  Vollmacht- 
gebers eingeritzt  gewesen.  Die  Vorzeigung  einer  solchen  Haus- 
marke würde  allerdings  zu  einer  genügenden  Legitimation  des 
Anwalts  geeignet  sein.  Heuslcr  ’)  stellt  die  Vermuthung  auf, 
dass  die  festuca  ursprünglich  ein  Runenstäbchen  (daher  festuca 
notata)  •)  gewesen  sei.  Er  erblickt  in  derselben  die  älteste  Form 
der  Geschäftsurkunde.  Eine  Legitimation  des  Anwalts  durch  ein 
Stäbchen  mit  Schriftzeichen  leuchtet  ebenfalls  genügend  ein. 

3)  War  die  Bestellung  des  Anwalts  durch  Mandat  erfolgt, 
so  erfolgte  die  Legitimation  mittels  der  Vollmachtsurkunde.  Der 
Besitz  der  Vollmachtsurkunde  hatte  die  Wirkung,  dass  der  An- 
walt „inoffense“  auftreten  konnte.  (Porraul.  Senon.  recent.  10: 
„Legibus  institutum  est  et  consuetudine  per  tempora  conservatum, 
ut,  quicumque  advocatum  instruere  vellit,  mandato  legaliter  dato 
atque  solemniter  confirmato  eum  instruere  debeat,  ut  omnes  causas, 
quae  adgredi  vel  repellere  debeat,  prosequi  et  defendere  inoffense 
valeat.“) 

ln  der  Verhandlung  legte  der  Anwalt,  um  sich  zu  legitimiren, 
die  Vollmachtsurkunde  dem  Gericht  vor  und  verlas  deren  Inhalt. 
(Marculf  II  37:  „Vir  honestus  defensor  illi  dixit:  Mandatum, 
quod  in  te  conscriptura  habere  dicis,  nobis  debes  ostendere  vel‘) 
in  presente  recitare.“  Additam.  e cod.  form.  Turon.  5 : „Vir 
honestus  defensor  ille  dixit:  Mandatum,  quod  in  te  conscriptum 


')  Michelien,  Festuca  notata  Ü5. 

*)  Hensler,  Institut.  1,  8.  7G  fg. 

*)  Vgl.  auch  Tacitus  Oermania,  Cap.  10.  Hier  ist  schon  die  Rede  von 
„Virgae“,  welche  zerschnitten  und  mit  „notis  quibusquam  discretis“  ver- 
sehen wurden. 

*)  Vel  bedeutet  hier  „und“.  Vgl.  Additam.  e ood.  form.  Turon.  5. 
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habere  dicis,  aobis  ostende  et  in  presente  recitetur.“  Form. 
Bitur.  6.  „Defensor  et  ordo  curiae  dixerunt : Mandatum  . . 
quem  te  habere  dicis,  in  publico  proferatur  et  ibidem  recensiatur.“) 
Häufig  legt  der  Anwalt  die  Urkunde  auch  nur  vor,  worauf 
sie  der  Gerichtsschreiber  (notarius,  amanuensis,  auch  Professor  ’) 
genannt)  zum  Vortrag  bringt.  (Form.  Andecav.  1 a.  „Curia  viro 
dixerunt:  „Mandate,  quem  tibi  habere  dicis,  accipiat  vir  venera- 
bilis  ille  diaconus,  et  amanuensis.  Quo  accepto  dixit  [sc.  ama- 
nuensis].“  Dann  folgt  der  Text  der  Vollmachtsurkundc.  Form. 
Bitur.  15c.  „Defensor  et  ordo  curii  dixerunt:  ,£pistola  vel 
mandatum,  quem  te  habere  dicis,  nobis  ad  relegendum  ostendere.' 
Tum  unuB  ex  uotariis...  mandatum  in  publico  recitavit.“ 
Carta  Senon.  39.  „Ille  defensor  et  curialis  dixerunt:  Mandatum, 
quem  in  te  conscriptum  habere  dicis,  nobis  presentibus  recidetur. 
Ille  Professor  et  hoc  modo  recitavit.“  Dann  folgt  der  Wortlaut 
der  Vollmachtsurkunde.  Form  Arvern.  2 b.  „Jam  dictus  defensor 
et  ordo  curie  dixerunt:  „Et  hec  mandatum,  [quod]  adseres,  deberet 
nobis  ostendit  *)  ad  relegendum.  Tune  unus  ex  uatariis  *)  ipso 
mandato  in  publico  recitavit.“) 

Die  Legitimation  des  Anwalts  hatte  — dies  steht  wenigstens 
nach  westgothiechem  Becht  fest  — das  Gericht  von  Amtswegen 
zu  prüfen. 

Lex  Wisigotli.  lib.  II  Tit.  3 § 2:  „Judex  primura  a litigatore 
perquirat , utrum  propriam  caussam  dicat,  an  alienam  fortasse 
susceperit.  Interrogetur  etiam  cujus  mandatum  habeat.“ 

Auch  der  Gegenpartei  war  es  gestattet,  die  Vorlage  der 
Vollmacht  von  dem  Anwalt  zu  fordern. 

Lex  Wisig.  lib.  II  Tit.  3 § 2:  „Liceat  tarnen  illi,  qui  pnl- 
satus  est,  mandatum  a petitore  coram  judice  peterc,  ut  quam  ob 
caussam  fuerit  judicio  presentatus,  vel  quid  tenor  mandati  conti- 
neat,  indubitanter  possit  agnoscere.“ 


')  Professor  heisst  der  Gerichtsschreiber  deshalb,  weil  er  in  öffentlicher 
Sitzung  Urkunden  vorliest.  Profiten  bedeutet  soviel  wie  „in  publico  reci- 
tare“.  Vgl.  Form  Andec.  la;  Arvern.  2b;  Tnron  .'1;  Bitur.  7,  15c;  Cart. 
Sen.  App.  1 c. 

*)  Lies:  ostendi. 

*}  Lies:  notariis. 
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§ 6. 

Die  CieschäftsfÜhrnog  des  Anwalts. 

Id  den  Formelsammlungen  sind  uns  mehrere  interessante  Ver- 
handlungen erhalten,  welche  uns  ein  klares  Bild  von  der  Geschäfts- 
führung und  Verhandlung  der  Anwälte  im  fränkischen  Zeitalter 
geben.  Diese  Verhandlungen  haben  indessen  nicht  Akte  der 
streitigen,  sondern  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zum  Gegen- 
stände. Sie  fanden  statt  vor  dem  städtischen  Defensor  und  der 
Curie,  d.  i.  dem  städtischen  Senat.  Die  römischen  Städte  hatten 
nämlich  in  der  fränkischen  Zeit  ihre  freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
welche  in  der  Führung  der  Codices  publici  (gesta  municipalia) 
bestand,  behalten,  während  ihre  streitige  Gerichtsbarkeit  durch 
die  fränkische  Gerichtsorganisation  ersetzt  war.')  Die  Gesta 
municipalia  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Art  Notariat 
umgebildet.  *) 

Eine  Verhandlung  des  Anwalts  vor  der  städtischen  Behörde 
spielte  sich  etwa,  wie  folgt,  ab:') 

Der  Anwalt  erschien  vor  dem  Defensor  und  den  Curialen 
und  begann  die  Verhandlung  mit  den  Worten:  „Quaeso  vobis, 
obtime  defensor  vel  *)  vos,  ordo  curii,  ut  mihi  codicis  publicae 
patere  praecipiatis,  que  *)  abeo  *),  que  gestorum  allegatione  ’)  cupio 
roborare“.  Er  bat  also  um  Auflegung  der  öffentlichen  Bücher 
(Codices  publici),  weil  er  einen  Eintrag  in  dieselben  beantragen 
wolle. 

Darauf  entgegneten  der  Defensor  und  die  Curialen:  „Pateant 
tibi  Codices  publici , ut  mos  cst,  prosequere  que  obtas.“  Die 
städtische  Behörde  entsprach  also  der  Bitte  und  forderte  den  Er- 
schienenen auf,  nunmehr  seine  Anträge  zu  stellen. 

Auf  diese  Aufforderung  hin  erklärte  der  Anwalt,  er  sei  von 
dem  oder  jenem  (den  er  mit  Namen  nennt)  bevollmächtigt  worden, 

')  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S 134  fg.  Vgl.  auch:  Lex  Romana 
Burgund.  Tit  33,  § 4. 

*)  Schroeder,  Reohtsgeschichte  S.  344. 

')  Die  Skizze  ist  zusammengestellt  aus;  Haroulf  II  37;  Form.  Bitur.  6; 
löc;  Form  Arvem.  3b;  Form.  Turon.  3;  Form.  Andecav.  la;  Colleotio  Flavi- 
niaoensis  10;  Cartarum  Senonic.  Appendix  Ic;  Gart  Senon.  39;  Additam.  e 
cod.  Form  Tnron.  6. 

*)  Vel  = et. 

‘)  qne  — quia. 

*)  Lies:  habeo. 

O Allegare  (alligare)  heisst  so  viel  wie;  in  acta  referre. 
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irgend  ein  Rechtsgeschäft  (z.  B.  eine  Schenkung,  Cession)  an 
Stelle  des  Vollmachtgebers  in  die  Codices  publici  eintragen  zu 
lassen.  Die  Formel  lautet  etwa  folgendcrmassen : „Magnificus 

nie  vir  oder  prosccutor  (d.  i.  der  Antragsteller)  dixii:  Ille  (oder 
dilectus  amicus  tneus  oder  venerabilis  vir)  per  cartam  mandati 
Bui  mihi  injunxit,  ut  donacione  (testamentum , epistola  cessionis) 
in  vice  sua,  ut  mos  est,  gestis  municipalibus  debeam  alligare.“ 
Danach  verlangten  der  Defensor  und  die  Curialen  Vorlage 
der  Vollmachtsurkundc  und  der  Urkunde  über  das  einzutragende 
Rechtsgeschäft  (Cession , Schenkung).  „Defensor  et  ordo  curii 
dixerunt:  „Epistola  (d.  i.  die  epistola  cessionis  etc.)  et  mandatum, 
quem  te  habere  dicis,  nobis  ad  relcgendum  ostendere“  (oder  „nobis 
ostende  et  in  presente  recitetur.“) 

Der  Anwalt  legte  dann  die  Urkunde  vor.  Die  Verlesung 
geschah  entweder  durch  den  Anwalt  oder  den  Gerichtsschreiber. 
Wenn  der  Anwalt  selbst  vorliest,  heisst  es  in  den  Formeln  ein- 
fach „Post  recitationc  mandatum“,  sonst;  „Tum  uuus  ex  notariis 
ille  epistola  cessionis  vel  mandatum  in  publico  recitavit“. 

Nach  der  Verlesung  werden  die  Urkunden  in  die  Gesten 
aufgenommen  und  die  Verhandlung  von  dem  Defensor  und  den 
Curialen  unterschrieben.  „Quo  recensitus,  defensor  et  ordo  curii 
dixerunt:  „Epistola  vel  mandatum,  sicut  est  couscriptus,  nostris 
subscriptioni  l'us,  qualiter  lex  et  mos  est,  tibi  alcgare  adque 
adfirmare  non  tardaris“');  „8uperscriptus  defensor  una  cum  suis 
curialibus  vel  subscriptionibus  instituerunt  vel  inobodierunt 
sub  signaculis“’);  „Prefatus  defensor  dixit:  „Haec  gesta,  quo- 
modo  est  scripta,  nostros  manibus  roborata“*^;  „Vir  ille 
defensor  et  ordo  curie  dixerunt : dignum  est,  ut  gesta  ex  hoc 
conscripta  atque  a nobis  subscripta  fuerit“. *) 

Darauf  fragte  der  Defensor  den  Erschienenen  noch:  „Quid 
adhuc  amplius  vis?“,  womit  kann  ich  weiter  dienen?  Der  An- 
walt bat  dann  um  Ueberreichung  der  aufgcnoinmenen  Verhand- 
lung. „Nihil  aliud  peto  magnitudine  vestra,  nisi  ut  ipsa  epistola 
vel  mandatum.  quomudo  vestris  subscriptionibus  roboratum  fuerit, 
mihi  ex  morc  tradatur“. “)  „Haec  gesta,  quomodo  est  scripta, 

')  form  ßitur.  16  c. 

")  Carta  Senon.  App.  Ic. 

•)  Form.  Arvem.  2 b. 

*)  Addit.  e cod.  Form.  Turon.  5. 

“)  Form  Bitur.  15c. 

£om,  3 


Digitized  by  Google 


34 


vestris  (manibus)  roborata  mihi  sine  mora  tnidatur“');  „Jam 
dictus  prosecutor  dixit:  Sufficit  mibi,  bone  defensor,  ut  tcetamen- 
tum,  quod  rccitatum  est,  ei  mibi  gcsta  traderc  jubeatis,  ut 
mos  est.“*) 

Mit  den  von  dem  Defensor  und  den  Curialen  gesprochenen 
Worten:  „Dignuin  est,  ut  geeta  ex  hoc  conscripta  atque  a nobis 
Bubscripta  fuerit,  tibi  tradatur  ex  more“*)  werden  dem  Anwalt 
die  Urkunden  überreicht.  „Ille  defensor  cum  suis  curialibus  vel 
subscriptionibus  manibus  ipsa  gcsta  tradiderunt  vel  consigna- 
verunt“.*);  „Et  haec  gesta,  quomodo  est  conscripta,  manue  eorum 
roborata  ei  visi  fuimus  tradidissc“.  *') 

Zum  besseren  Beweis  wird  dann  noch  ein  Memorandum, 
d.  i.  eine  Notitia  über  die  Verhandlung  aufgenommen  und  in  der 
Arx  publica  aufbewahrt.  „Dignum  est,  ut  in  arcis  publicis  memo- 
randa  servetur,  ut  facilius  quod  superius  insertum  est  diutumum 
tempore  maneat  inconvulsa.“  ‘) 

Hiermit  wurde  die  Verhandlung  geschlossen.  Der  Anwalt 
theilte  dann  seinem  Auftraggeber  mit,  dass  er  die  Sache  erledigt 
habe.  ’)  Solcher  Benachrichtigungen  (Rescriptiones)  sind  uns  in 
den  Formeln  mehrere  erhalten.  Hier  möge  eine  solche  folgen: 

Form.  Bitur.  15  d.  „Dilecto  amico  meo,  magnifico  viro  illo, 
ego  ille  amicus  tuus.  Cognuscas,  juxta  injunctionem  (=  man- 
datum)  tuam  Bitoricas  in  civitate  adii  et  cpistolam  illam,  quam 
in  dilecta  sponsam  tuam  de  rebus  propriis  tui  conscribere  vel  ad- 
firmare  rogasti,  sicut  mos  et  lex  est,  gestis  inunicipalibus  apud 
landabilitatem  hunorati  ipsius  civitatis  alegare  atque  adfirmare 
decrevi;  et  de  caelebrata  prosecutionera  tibi  rescribere  non  tar- 
daris.  Stipulatione  subnixa.“  *) 


')  Form.  Arvern.  2 b. 

’)  Addit.  e ood.  Form.  Tur.  5. 

')  Daselbst. 

‘)  Form.  Arvem.  2 b. 

*)  Carta  Senon.  App.  lo. 

*)  Addit.  e cod.  f.  Tnron.  5. 

’)  Hierzu  ist  der  Anwalt  schon  nach  Inhalt  der  Vollmachtsurkundr 
verpflichtet.  In  dieser  heisst  es  vielfach;  „Rogo,  suppHco,  ut . . de  ipsa  prose- 
cutione  mihi  reddas  certiorem“  (Form.  Tur.  2;  4b);  „ut  . . de  caelebrata 
prosecutione  mihi  rescribere  non  tardaris“  (Form,  üitur.  15b);  .,ad  prose- 
cutionem  caelebrata,  quod  tibi  rogo,  mihi  rescribere  pigrum  non  greveris“ 
Hart.  Sen.  App.  I b). 

•)  Vgl.  ferner  eine  Rescriptin;  Hart.  Sen.  App.  Id. 
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§ 7. 

Wirkung  der  Handlungen  des  Anwalts. 

1)  Die  Handlungen  des  mittels  Laisowerpitio  festucae  be- 
stellten Anwalts  hatten  nur  Wirkung  für  die  Person  des  Anwalts, 
nicht  für  den  Vertretenen.  Durch  die  commendatio  causae  war 
der  Anwalt  zum  dominus  litis  geworden ; er  führte  mithin  den 
Prozess  in  eigenem  Namen  und  mit  Wirkung  für  sich  selbst. 
Dass  er  demnächst  die  erworbenen  Hechte  und  übernommenen 
Pflichten  wiederum  auf  den  Vertreter  zu  übertragen  hatte,  folgt 
aus  dem  Vertragsvcrhältniss,  in  welchem  er  zu  letzterem  stand. ') 

2)  Die  Handlungen  des  blossen  Wortführers  (qui  caussam 
dicit),  wirkten  für  und  gegen  die  Partei,  deren  Wort  er  führte, 
erst  mit  deren  t4enehmigung.  Deshalb  ist  der  Wortführer  auch 
nicht  Stellvertreter,  sondern  blosser  GehUlfe  der  Partei.  Die  Ge- 
nehmigung wird  als  erteilt  angenommen,  wenn  den  Ausführungen 
des  Wortführers  nicht  alsbald  seitens  der  Partei  widersprochen 
worden  ist.  (Gerichtliche  Erholung  und  Wandelung.)*) 

3)  Die  Wirkungen  der  Handlungen  des  mittels  Mandatum 
bestellten  Anwalts  berechtigten  und  verpflichteten  die  vertretene 
Partei  in  gleicher  Weise  wie  die  Handlungen  des  Stellvertreters 
(Mandatars)  nach  entwickelterem  römisclien  Recht.  Aus  zahl- 
reichen Formeln  geht  hervor,  dass  der  Anwalt  gleich  bei  Beginn 
seiner  Thätigkeit  sich  als  Vertreter  des  Vollmachtgebers  zu  er- 
kennen gab.  Er  handelte  anstatt  des  Vollmachtgebers,  als  dessen 
Repräsentant;  nicht  hatte  er  etwa  nur  die  Stellung  eines  nuntius, 
welcher  die  Entschliessungen  des  dominus  vor  Gericht  bezw.  der 
städtischen  Curie  kund  gab.  Wir  haben  also  hier  schon  das 
Princip  der  unmittelbaren  Stellvertretung. 

Dieser  Annahme  scheint  die  in  den  Vollmachtsurkunden 
jener  Zeit  regelmässig  wiederkehrende  Genehmig^ungsklausel:*) 
dass  der  V’ollmachtgeber  die  Handlungen  des  Bevollmächtigten 
gutheissen  wolle,  zu  widersprechen.  Allein  diese  Genehmigung^- 
klausel  bezieht  sich  nur  auf  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem 

‘)  Die  Stellang  des  Anwalts  ist  hier  die  des  Kommissionärs.  Er  ist 
selbst  Partei,  aber  in  fremdem  Interesse. 

*)  Vgl.  Siegel,  Sitzungsberichte  der  Kaiserl.  Akad.  d.  Wissenschaften 
zu  Wien.  Bd.  43,  S.  301  fg. 

’)  „Quiequid  exinde  ad  vicem  nostram  egeris  gesserisve,  ratum  et  bene- 
plaritiim  apud  nos  in  Omnibus  esse  cognuscas“  oder:  „et  quidquid  a te 
fuerit  definitum,  a me  sit  ratum  vel  defensatum", 

3» 
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Machtgeber  und  dem  Bevollmächtigten.  Wenn  der  Anwalt  inner- 
halb der  Grenzen  seines  Mandates  handelte,  so  war  der  Voll- 
machtgeber verpflichtet,  seine  Geneliinigung  zu  erteilen  und  den 
Anwalt  von  den  infolge  des  Auftrags  übernommenen  Verbind- 
lichkeiten zu  befreien.  Die  Genehniigungsklausel  hat  nicht  die 
Bedeutung,  dass  die  Handlungen  des  Anwalts  erst  durch  die 
später  eintretende  Genehmigung  den  Vollmachtgeber  berechtigen 
oder  verpflichten. 

Die  Genehtnigungsklauscln  sind  in  allen  Mandatsformeln 
ähnlich.  Häufig  finden  wir  in  den  Formeln,  dass  die  Erben  des 
Vollmachtgebers  oder  dritte  Personen  verpflichtet  sein  sollen,  die 
Handlungen  des  Anwalts  zu  genehmigen.  Auch  ist  die  Fest- 
setzung einer  Strafe  für  jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  über- 
nommene Pflicht  der  Genehmigung  nicht  selten. 

Carta  Senon.  50:  „üt,  quicquid  exinde  egeris  gesserisve,  me 
in  Omnibus  et  ex  omnibus  raptum  (lies:  ratum)  et  aptum  atque 
transactum,  in  omnibus  definito  esse  cognoscas.  Et  quod  nec 
fieri  Credo,  si  ego  ipse  aut  aliquis  de  heredibus  meis  vel 
quislibet  oppusita  persona,  qui  contra  hanc  mandatum 
transactum  <{uicquid  venire  conaverit,  inferat  tibi  una  cum  sotio 
fisco  auri  untias  tantas  esse  multando.“ 

Bemerkenswert  ist,  dass  der  Aussteller  der  Vollmacht  als 
Grund  für  diese  Bestimmungen  in  der  Urkunde  selbst  augiebt: 
„Quia  amo  te  (d.  i.  den  Bevollmächtigten)  quam  me,  plus  te 
quam  heredibus  meis.') 


§ 8. 

Der  Armenanwalt. 

ln  dem  fränkischen  Zeitalter  fehlte  es  nicht  an  Vor- 
schriften, welche  an  das  heutige  In.stitut  des  Armenanwalts*)  er- 
innern. Diese  Bestimmungen  waren  indessen  nicht  beschränkt 
auf  die  Armen,  d.  i.  auf  solche  Personen,  welche  oline  Beein- 
trächtigung des  für  sie  nnd  ilire  Familie  nothwendigen  Unter- 
halts die  Kosten  des  Prozesses  nicht  z\t  bestreiten  vermochten,  *) 
sie  bezogen  sich  vielmehr  auch  auf  sonstige  Personen,  welche 

‘)  Carta  Senon.  No.  13.  Jterner;  Jt'ormul.  Turonens.  No.  20. 

’)  Keicljs-Civilprozess-Ordnunt;  § 107,  Ziff.  3. 

•)  UeicliB-Civilprozeaa-Urdnung  § 106. 
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eineii  besonilcrcn  Sohiitzet«  bedurften.  Ausser  den  Armen  (pau- 
peri'M)  erfreuten  sicli  einer  besonderen  stnatliehcn  Fürsorge  die 
Wittwen,  Waisen  und  solche  Personen,  die  ihre  Prozesse  selbst 
zu  führen  ausser  Stande  waren. ') 

■Solchen  Personen  sollte  bei  ihren  Prozessen  von  Amts- 
wegen geholfen  werden,  nothigenfalls  sollte  ihnen  von  Amts- 
wegen  ein  Anwalt  bestellt  werden.  In  diesem  Officialverfahren 
liegt  das  Charakteristische,  welches  an  die  Beiordnung  eines  An- 
walts für  die  arme  Partei  erinnert. 

In  dem  Capitulare  Aquisgranense  vom  Jahre  802,  Cap  9,  in 
welchem  Karl  der  Grosse  als  Regel  anordnete,  dass  ein  jeder 
seine  Rechtsangelegenhciten  vor  Gericht  selbst  vertreten  sollte, 
hatte  der  Kaiser  weiter  bestimmt,  dass  die  „infirmi  et  rationes 
nescii“  im  Gericht  auf  jede  mögliche  Weise  unterstützt  werden 
sollten.  *)  Erforderlichenfalls  sollte  diesen  Personen  vom  Gericht 
(hier  den  Slissi,  priores  oder  dem  judex)  ex  officio  eine  solche 
Person  als  Anwalt  bestellt  werden,  welche  den  zu  verhandelnden 
Sachverhalt  kannte.  („Nisi  aliquis  isti*)  infirmus  aut  rationes 
nescius,  pro  quibus  miss!  vtl  priores  qui  in  ipso  placido  sunt, 
vel  judex  qui  causa  huius  rationis  sciat,  rationetur  con  placito ; 
vel  sinecessitassit,  talis  persona  largitur,ut  rat ionem 
[reddat],  qui  omnibus  provabilis  ait  et  qui  in  ipsa  bene  noverit 
causa;  quod  tarnen  omnino  fiat  secundum  convenientiam  priorum 
vel  missum  qui  praesentem  adsunt.“) 

ln  dem  Capitulare  legibus  addend.  vom  Jahre  817  c.  3 sind 
neben  dei\  Wittwen  und  Pupillen  auch  ausdrücklich  die  Armen 
(pauperes)  erwähnt.  Es  heisst  hier:  „De  viduis,  et  pupillis  et 
pauperibus.'  Et  *si  . . legem  nescierint,  com  es  illos  vel  illas 
adjuvet  dando  eis  talem  horainem,  qui  rationem  eorum 
teneat  vel  pro  eis  loquatur.“ 

Ferner  finden  wir  in  dem  Langobardischen  Recht,  und  zwar 
in  der  lex  Ratchis  VII,  Cap.  11  vom  Jahre  746,  die  Bestimmung, 
dass  einer  Person,  welche  „per  simplicitatem“  ihre  Prozesse  zu 
führen  ausser  Stande  war,  von  dem  König  oder  judex  ein  An- 
walt bestellt  werden  sollte.  Die  Bestellung  erfolgte  nach  vor- 

')  Bereit»  früher  haben  wir  gesehen,  da»»  die  gerichtliche  Stellver- 
tretung nur  dieser  Personen  zulässig  war. 

*)  Aus  diesem  (frunde  ist  auch  im  Zeitalter  der  Volksrecbte  und  Cs- 
pitnlarien  die  Uei'ahr  im  Prozess  (verbonim  subsidia,  die  vare)  nicht  so  gross 
wie  im  späteren  Mittelalter. 

*)  Lies:  sit. 
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herigcr  caueae  cognitio.  Diese  causac  cognitio  bestand  in  der 
Uotersuchung,  ob  die  Partei  in  der  That  infolge  ihrer  siinplicitas 
zur  ProzessfUhrung  unfähig  war.  (,,Et  si  forte  aliquis  per  sim- 
plicitatem  causam  suam  agere  nescit,  veniat  ad  palatio,  et  si  rex 
aut  judex  praeviderit,  quod  veritas  sit,  tune  ei  dare  debcat 
hominem,  qui  causam  ipsius  agat.“) 

Die  Bestimmung,  dass  der  Beamte  der  königlichen  Immunität 
— der  judex  — den  Hintersassen  der  Herrschaft  im  öffentlichen 
Gericht  zu  ihrem  Recht  verhelfen  und  sie  vertreten  sollte. 

(üapit.  vom  Jahre  829,  c 29:  „De  clamatoribus  ex  homi- 
nibus  nostris  unusquisque  judex  provideat,  ut  non  sit 
eis  necesse  venire  ad  nos  proclamare“), 
beruht  nicht  auf  dem  Gedanken  des  Schutzes  der  wirtschaftlich 
Schwachen  durch  die  öffentliche  Gewalt,  sondern  hat  in  dem 
Abhängkeitsverhältniss  der  Bewohner  der  Immunität  von  ihrer 
Herrschaft  seinen  Grund. 


§ 9. 

Bernfsanwaltschaft  and  gerichtliche  Stellvertretang 
kraft  Amts  oder  Stellung. 

1)  In  der  fränkischen  Monarchie  hat  cs  Anwälte,  welche 
lediglich  die  Vertretung  anderer  Personen  vor  Gericht  als  Beruf 
ausiibten,  noch  nicht  gegeben.  Erst  recht  gab  es  keine  öffentlich 
angestellte  Anwälte.  Das  Gegenteil  hat  man  aus  dem  Capitulare 
missorum  vom  Jahre  803,  c.  3,  gefolgert.^)  Es  heisst  hier:  „Ut 
missi  nostri  scabiiios,  advocatos,  notarios  per  singula  loca 
elegant  et  eorum  nomina,  quando  reversi  fuerint,  secum  scripta 
deferant.“  Allein  aus  dieser  Bestimmung  ist  weder  zu  folgern, 
dass  hier  Berufeanwälte  gemeint,  noch  dass  die  hier  erwähnten 
Advocati  angestellte  Anwälte  (Beamte)  gewesen  seien.  Denn 
nach  dem  ein  Jahr  vorher  erlassenen  Capitulare  sollte  bei  Aus- 
wahl des  Anwalts  auf  solche  Personen  Rücksicht  genommen 
werden,  welche  die  zufällig  zu  verhandelnde  Sache  kannten 
(„talis  persona  . . . qui  in  ipsa  bene  noverit  causa“).  Angesichts 
dieser  Vorschrift  kann  an  die  Anstellung  bestimmter  Personen 
als  Anwälte  und  das  Bestehen  einer  Berufsanwaltschaft  nicht 

')  VgL  Uaurer,  § 60,  8.  74.  Bethmann-Hollweg,  Bd.  IV,  § 27,  8.  69. 
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gedacht  werden,  zumal  — wie  wir  im  § 1 dieser  Abhandlung 
gesehen  — die  Anwaltschaft  in  diesem  Zeitalter  müglichst  be- 
schränkt, in  grossen  Rechtsgebicten  ’)  das  Auftreten  vor  Gericht 
für  Andere  sogar  von  königlicher  Erlaubniss  abhängig  war. 

Erst  in  späterer  Zeit  finden  wir,  dass  Städte,  Klöster  u.  s.  w. 
eigene  Anwälte  anstellen. 

Carta  vom  Jahre  1159:’)  „Attestantibus  Brunone  praeposito 
Avellan.  ecclesiae,  et  Alberto  causidico  ejusdem  villae 
Mutzicbe.“ 

Carta  vom  Jahre  1307:’)  „hVater  Theobaldus  causidicus 
monasterii  Pontigniacensis.“ 

Carta  vom  Jahre  1310:’)  „Danz  Jehan  de  Breue,  Plaideeur 
de  Pontigny  . . . seoit  comme  juges,  et  tenoit  ses  plais,  et  exer- 
coit  Jurisdiction.“ 

Schon  früher  gab  es  in  Italien,  und  zwar  in  Rom  und  seinem 
Gebiet,  angestelltc  Berufsanwälte.  Wenigstens  bestand  zur  Zeit 
Otto’s  III.  (983 — 1002)  dort  ein  Collegium  der  Defensoren  und 
Advocaten.  An  der  Spitze  dieses  Collegiums  stand  der  in  der 
„Notitia  de  diversis  judicum  generibus“  ’)  an  sechster  Stelle  auf- 
geführte, öffentlich  angestellte  „Primus  defeusor“  oder  „Primi- 
cerius  Defensorum“. 

,,Sextus  Primus  Defensor,  qui  praeest  Defensoribus , quos 
nos  advocatos  nominamus.“ 

Diesem  Defensor  lag  die  Vertretung  des  kaiserlichen  und 
päpstlichen  Fiscus  vor  Gericht  ob. 

Dass  es  im  späteren  Mittelalter  einen  eigenen  Anwaltsstand, 
den  Stand  der  Für.sprecher,  gegeben,  hat  Nietzsche  nachgewiesen. 
Der  Beruf  eines  Fürsprechers  war  aber  in  dieser  Zeit  sehr  herab- 
gesunken, wir  finden  die  Fürsprecher  sogar  unter  den  unredlichen 
Leuten  aufgezählt. '’) 

2)  Wenn  es  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Capitularien 
auch  Leute,  welche  <lie  Führung  von  Prozessen  für  Andere  als 
Beruf  ausübten,  nicht  gegeben  hat,  so  fehlte  es  doch  nicht  an 

')  Z.  B.  in  dem  Gebiet  des  langobardiacben  Beohts  (lex  Ratchis  VII,  11). 

’)  In  tab.  ecul.  S.  Tbom.  argent.  fol.  ö. 

’)  Cartnlarium  Pontiniac.  8.  2*26. 

*)  Ibidem  S.  234. 

ö)  Pertz,  Leg.  IV,  p.  664. 

”)  Halthana,  S.  567;  „Uueh  bekennen  wir,  daaa  der  obgen.  N.  nicht 
gebom  iat  unredlicher  und  ungeachteter  Handwerker,  alao  Lineweber, 
Pfiffer,  Bcheffer,  bader,  lutenaleger,  keaaeler,  awinanyder,  vorprechen  und 
der  handwerg  glich.“  Vgl.  das  Nähere;  Nietzsche  S.  81  fg. 
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Personen,  denen  die  gerichtliche  Vertretung  gewisser  Personen 
neben  vielen  anderen  Aufgaben  kraft  ihres  Amtes  oder  kraft 
ihrer  Stellung  oblag.  Diese  Personen  nehmen  , insofern  eine 
andere  Stellung  ein  als  die  BerufsanwUltc,  als  die  Vertretung 
Anderer  vor  Gericht  die  ausschliessliche  Berufsthütigkeit  der 
letzteren  bildet. 

Hier  ist  an  erster  Stelle  der  Advocatus  (Vogt)  der  Immunität 
zu  erwähnen.  Vermöge  seiner  Stellung  hatte  der  Vogt  alle  mög- 
lichen gerichtlichen  ')  Geschäfte  in  der  Immunität  zu  besorgen. 
Es  lag  ihm  kraft  seines  Amtes  auch  ob  (ohne  besondere  Voll- 
macht), als  Vertreter  der  Kirche,  der  höheren  Geistlichen  (in 
Italien  aller  Geistlichen)  oder  des  Klosters  vor  den  öffentlichen 
Gerichten  aufzutreten.  Auch  hatte  der  Vogt  infolge  seiner  Stellung 
die  Hintersassen  der  Immunität  gegenüber  Ansprüchen  Dritter 
zu  vertreten.  (Vgl.  hierüber  § 2 dieser  Abhandlung.) 

Ferner  sind  hier  anzuführen  die  adeligen  Grundherrn  (patroni), 
welchen  infolge  ihrer  Stellung  (ohne  Vollmacht)  die  gerichtliche 
V'ertrctung  ihrer  Hintersassen  gegenüber  Ansprüchen  solcher 
Personen,  welche  der  Immunität  nicht  angehörten,  im  Grafen- 
gericht oblag.  (Vgl.  gleichfalls  § 2 dieser  Abhandlung.) 

Scliliesslich  sei  noch  hervurgehoben , dass  nicht  etwa  die 
Vormünder  kraft  ihrer  Stellung  zur  Fülirung  von  Prozessen  namens 
ihrer  Mündel  befugt  waren.  Wie  schon  im  § 1 dieser  Abhandlung 
erwähnt  ist,  war  die  Führung  von  Prozessen  für  und  gegen  das 
Mündel  während  der  Unmündigkeit  überhaupt  unstatthaft. 


§ 10. 

Anwaltskosten. 

Dass  die  Anwälte  in  der  fränkischen  Periode  für  ihre  Thätigkeit 
in  der  Hegel  besoldet  worden  seien,  ist  nicht  anzunehmen.  Darauf 
deutet  schon  der  Umstand  hin,  dass  nahe  Verwandte  oder  gute 
Freunde  vielfach  zu  Prozessvertretern  bestellt  zu  werden  pflegten. 
In  den  Vollmachtsurkunden  finden  wir  häufig  als  Bevollmächtigten 
den  „dilectissimus  amicus“,  *)  den  „dulcissimus  jugalis“,  ’)  den 

')  Die  erforderlichen  anderen  Ueschäfte  in  der  Immunität  besorgten 
die  oeconomici,  vicedomini,  prsepositi. 

*)  Cart.  gen.  Append.  16. 

•)  Form.  Turonens.  20;  Formul.  Turonens.  Appendix  4. 
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„dillectlggimus  filiug“  ')  deg  Bcgtellerg.  Eg  igt  wohl  kaum  anzu- 
nehmun,  dagg  dieae  Peraoncn  für  ihre  Diengtleigtungen  einen  Lohn 
(oder  ein  Honorar)  empfangen  haben.  •) 

Dagg  aber  die  Gewüliruiig  einee  Lohneg  an  den  Anwalt  nicht 
ganz  uiigcbrüiichlich  gewegen  igt,  bezeugt  die  Bcetimmung  des 
§ 7 Tit.  3 lib.  II  der  lex  Wigigothorum.  Hier  ist  als  Grund 
für  die  Unwiderruflichkeit  des  Mandats  angeführt,  es  sei  unge- 
recht, wenn  der  Bevollmächtigte,  welcher  getreulich  das  über- 
nommene Geschäft  atisgeführt,  durch  einen  plötzlichen  Widerruf 
seinen  verdienten  Lohn  verliere  („quia  injustum  valde  est,  ut 
incrcedem  sui  laboris  ainmittat,  qui  pro  suscepta  causa  fidcliter 
elaborassc  cognoscitur“). 

Ueber  eine  allzugrossc  Höhe  der  Anwaltsforderungen  scheinen 
in  dieser  Periode  Klagen  nicht  laut  geworden  zu  sein.  In  Italien, 
wo  das  Wortfüliren  für  Andere  vor  Gericht  (das  causam  dicere) 
vielfach  von  bcriifsmägsigcn  Urteilern  betrieben  wurde,*)  ist  diese 
Thätigkeit  allerdings  ein  ganz  einträgliches  Nebengeschäft  gewesen. 

Dass  im  späteren  Mittelalter  die  Fürsprecher  für  ihre  Thätig- 
keit eine  Vergütung  empfingen,  geht  deutlich  hervor  aus  Swgp. 
76  § 1,  2;  Kulm  V'  61;  Distinct.  IV  13,  14.  („Vorsprachen 
mögen  wol  nemen  Lohn  und  Gut  umb  der  Leute  Wort  zu 
sprechen  für  Gerichte,  und  anders  nicht,  denn  als  sie  Arbeit 
haben  umb  der  Leute  willen,  über  Feld  zu  ziehen  in  jhrem 
Dienste,  oder  ob  sie  Koste  tragen,  die  soI  jhm  der  wider  geben 
und  gnug  thun  in  des  dienste  sie  fahren.“) 


§ 11. 

Straf-  und  Disciplinarvorschriften  gegenüber  den 
Anwälten. 

In  dem  fränkischen  Zeitalter  finden  sich  manigfache  Straf- 
und  Disciplinarvorschriften  gegenüber  den  Anwälten. 

')  Form.  Arvem.  2 a. 

*)  Auch  im  röm.  Recht  wurde  zur  Zeit  der  Republik  die  Aawaltgcbaft 
uuentgeltlich  geführt.  Schon  die  lex  ( incia  verbot  die  Annahme  eines  Ho- 
norars (,.Ne  quis  ob  causam  orandain  pccuniam  accipiat“).  In  der  römischen 
Kaiserzeit  wurde  dann  das  Honoriren  der  Anwälte  allmählich  zulässig. 
Nur  war  verboten  das  pactum  de  quota  litis  und  die  redemptio  litis. 

*)  Vgl.  Bethmann-Hollweg  V 2,  S.  238. 
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1)  Gegen  da»  „injuetc  rationare  et  dcfendere“,  da»  „injustum 
Judicium  marrirc“')  und  da»  Bestreben  der  Anwälte,  den  Gegner, 
welcher  weniger  gut  zu  reden  vermag,  zu  überlisten  („rationem 
suam  minus  valente  opprimendi  Studium“)  wendet  sich  das  Ga- 
pitulare  vom  Jahre  802  c.  9. 

Allein  die  bezeichneten  Handlungen  des  Anwalts  sind  hier 
nicht  unter  Strafe  gestellt,  sie  haben  vielmehr  — wie  wir  im  § 1 
dieser  Abhandlung  gesehen  haben  — dem  Kaiser  den  Anlass  ge- 
geben, die  gerichtliche  Vertretung  möglichst  einzuschränken. 

2)  Ein  Jahr  darauf  bestimmte  Karl  der  Grosse  in  dem  Ca- 
pitulare  legibus  additum  *)  c.  4,  dass  die  Person,  welche  cs  unter- 
nahm, eine  Partei  absichtlich  („per  malum  ingenium“)  und  in 
bewusst  ungerechter  Sache  zu  unterstützen  („injustc  adjuvare 
praesumpserit“)  mit  lö  Solidi  bestraft  werden  sollte. 

Eline  ebenso  hohe  Strafe  traf  nach  dem  ersten  Capitulare 
zur  lex  Salica  Cap.  12’)  den  Anwalt,  welcher  die  Vertretung 
eines  Andern  zu  übernehmen  wagte,  ohne  dass  ihm  die  Sache 
„demendata“  oder  „leverpita*)  fuerit“.  Diese  Bestimmung  richtete 
sich  also  gegen  den  falsus  procurator. 

3)  Gegenüber  dem  chikanösen  Anwalt,  welcher  „injustc  dis- 
putando“  seinen  Gegner  zu  Falle  zu  bringen  suchte,  sowie  gegen 
denjenigen,  welcher  einer  Partei  in  ihrer  Prozessfiihrung  hinder- 
lich war,  („si  homini  cuilibet  causam  suam  in  placito  aut  coram 
comite  palatii  alius  fuerit  impedimento“)  ordnete  das  siebente 
Capitulare  zur  lex  Salica  (vom  Jahre  819)’)  c.  4 an,  dass  diese 
Personen  bei  Meldung  des  Künigsbannes  und  der  Wedde  (einer 
Busse)  an  den  Prozessgegner  die  Gerichtsstelle  verlassen  mussten. 
(,,Tunc  volumus,  ut  sive  comes  palatii  seu  comes  ipse  in  comitatu 
suo  jubeat  eum  exire.  Et  si  noluerit  oboedire,  tune  solvat  ban- 
num  dominicum,  id  cst  60  Solides;  et  illi  cui  adversatus  est, 
donec  wadiuni  suum  pro  lege  sua.*) 

4)  Für  den  Fall,  dass  sich  der  Anwalt  auf  das  Urteil  der 
Schöffen  hin  nicht  alsbald  erklärte,  ob  er  sich  bei  demselben  be- 


’)  Uarrire  justum  Judicium  heisst : hindern,  dass  ein  gerechtes  Urteil 
zu  Stande  kommt. 

*)  Mon.  Germ.  I,  S.  113. 

*)  Behrend-Boretius,  Lex  Salica.  S.  92. 

*)  = laisowerpita. 

*)  Mon.  Oerm.  I,  S.  227. 

*)  pro  lege  sua,  d.  h.  eine  dem  Geburtsrecht  des  Gegners  entsprechende 
Busse. 
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ruliigt'ii  oder  ob  er  e«  (•chclten  (blnephcmarc)  wollte,  beetinimte 
das  Capitulare  vom  Jahre  805,  Cap.  8 unter  Bestätigung  eines 
althergebraclitcn  Gewohnheitsrechts,  dass  der  Anwalt  so  lange 
in  Haft  gehalten  werden  sollte  („in  custodia  recludatur“),  bis  er 
eines  von  beiden  gethan  habe.  Allein  in  dieser  Haft  haben  wir 
wohl  nicht  eine  Strafe  zur  Sühne  für  ein  begangenes  Unrecht 
zu  erblicken,  als  vielmehr  ein  Zwangsmittel,  welches  zur  Vor- 
nahme jener  Prozesshandlung  nöthigen  sollte. 

5)  Das  Auftreten  vor  Gericht  ohne  die  vorgeschricbene  Er- 
laubniss  wurde  nach  langobardischcm  Hecht  mit  der  Strafe  des 
Wergeldcs  belegt,  welches  zur  Hälfte  an  den  König,  zur  anderen 
Hälfte  an  den  Prozessgegner  fallen  sollte  („componat  wirigild  suo, 
medictatem  regi  et  medietatem  ei  contra  quem  causaverit“).  *) 

Auch  gegenüber  dem  Hichter  waren  nach  langobardischem 
Recht  Strafen  festgesetzt,  wenn  er  eine  Person,  welcher  die  er- 
forderliche Erlaubniss  nicht  halte,  als  Anwalt  zuliess.  Die  Strafe 
beträgt  hier  gleichfalls  das  Wergeid.') 

6)  An  dieser  Stelle  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  durch  die  lex 
Homana  Burgund.  Tit.  XI  3 eine  Strafbestimmung  gegenüber 
demjenigen  Prozessvertreter  gelroflen  ist,  welcher  die  Stellung 
geeigneter  Bürgen  für  die  Erfüllung  des  Urteils  weigert.  Dieser 
wurde  als  calumniator  behandelt,  d.  h er  wurde  für  infam  er- 
klärt, aus  dem  Gericht  geworfen  und  verbannt,  („aliter  — d.  h. 
wenn  der  Anwalt  Bürgen  nicht  stellte  — quicumque  alicue  cause 
se  miscucrit  pro  ealumniatore  damnetur,  hoc  est  ut  infamis  de 
judicio  expellatur  in  exilio  deportandus.“) 

Die  lex  Burgundionum  LXXXl  3 schreibt  ferner  vor,  dass 
derjenige,  welcher  einem  calumniator  einen  Rath  erteilt  hat 
(„qui  calumpniatori  consilium  dederit  ad  dimicandum“)>  im  Falle 
des  Unterliegcns  des  Berathenen  („si  victus  fucrit“)  in  eine  gleich 
hohe  Busse  verfallen  solle,  wie  die  Zeugen  der  unterlegenen 
Partei,  welche  falsa  referirt  haben. 


')  Hou.  Cteriii.  1 8.  113.  Diese  Bcstimmunf;  Karls  des  Grosseu  ist 
später  von  Lothar  L im  C'apit.  vom  Jahre  H82  c.  6 wiederholt.  Hon. 
Germ.  I,  S.  360.) 

*)  Lex  Ratchis  1 c.  3;  VU  c.  11. 

')  Siehe  daselbst. 


Digitized  by  Google 


44 


§ 12. 

EiDflns»  des  römisclien  Rechts. 

Bisher  ist  der  Rcchtezuetand  in  betreff  der  Anwaltschaft,  so 
wie  wir  diese  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Capitularien  vor- 
findcii,  dargcstellt  worden.  Nunmehr  haben  wir  noch  zu  prüfen, 
ob  die  erörterten  Bestimmungen  auf  rein  deutschrcchtlicher  Grund- 
lage beruhen  oder  ob  Bestandteile  des  römischen  Rechts  in  den- 
selben sich  nach  weisen  lassen. 

Wie  überhaupt  bereits  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  Capitu- 
larien eine  Rcception  römischrcchtlichcr  Bestimmungen  in  deut- 
schen Rechten  in  nicht  unbedeutendem  Umfange  stattgefunden 
hat,  so  finden  wir  insbesondere  auch  auf  dem  Gebiete  der  gericht- 
lichen Vertretung  unverkennbar  Spuren  römischrechtlichen  Ein- 
flusses. Dies  gilt  namentlich  für  die  Rechtsgebiete  mit  römischer 
Bevölkerung.  Der  Einfluss  des  römischen  Rechts  zeigt  sich 
hauptsächlich  in  Folgendem: 

1)  Da  — wie  wir  gesehen  haben  — das  deutsche  Recht 
nach  Möglichkeit  an  dem  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  jeder 
gerichtlichen  Vertretung  festzuhalten  strebte,  so  deuten  die  Vor- 
schriften des  wpstgothischen  Rechts  über  die  unbeschränkt  zuge- 
lassenc  gerichtliche  Stellvertretung  durch  mandatarii  (assertores) 
auf  römischrechtlichen  Ursprung  hin. 

2)  Die  Vorschriften  über  die  Stellvertretung  vor  dem  Defensor 
und  den  Curialen  in  den  früheren  römischen  Municipien  beruhen 
auf  römischrechtlicher  Grundlage. 

3)  Die  Bestimmungen  des  burgundischen  und  westgothischen 
Rechts  über  das  Verbot  der  Bevollmächtigung  eines  potentior 
erinnern  geradezu  an  die  Vorschriften  der  Kaiser  Diocletian  und 
Maximian  aus  dem  Jahre  293  und  des  Honorius  und  Theodosius 
aus  dem  Jahre  422,  welche  in  1.  1 u.  2 Cod.  „Ne  liceat  poten- 
tioribus  patrocinium  litigantibus  praestare  vel  actiones  in  se 
transferre“  H 13  (14)  enthalten  sind. 

4)  Auch  noch  sonstige  Einzelheiten  weisen  mit  Sicherheit 
auf  römischrechtlichen  Einfluss  hin.  Nach  der  lex  Wisigoth. 
lib.  II  Tit.  3 § 6 ’)  ist  es  Frauen  nicht  gestattet,  für  Andere  als 
Bevollmächtigte  aufzutreten,  dagegen  können  sie  in  eigenen  An- 
gelegenheiten vor  Gericht  verhandeln  („Femina  per  mandatum 
caussam  non  suscipiat,  sed  suum  proprium  negotium  in  judicio 
proponere  non  vetetur“).  Diese  Bestimmung  erinnert  lebhaft  an 

')  Walter,  Corp.  jur.  germ.  S.  449. 
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die  Stelle  in  Jul.  Paulli  aententiae  receptae  lib.  I Tit.  2 § 2:  ') 
(„Feminae  in  rem  auam  cognitoriam  operam  auacipere  non  prohi- 
bentur.“) 

Ferner  erinnert  die  Bestimmung  der  Capitularien,  wonach 
ehrlosen  Personen  die  Befugniss,  Andere  im  Prozesse  zu  vertreten, 
abgesprochen  ist  („infamia  persona  nec  procurator  potest  esse, 
nec  cognitor“),  an  Jul.  Paulli  sentent.  recept.  Hb.  I Tit.  2 §1.*) 
Hier  heisst  es : „Omnes  infames,  qui  postulare  prohibentur,  cogni- 
tores  Heri  non  jmssunt,  etiam  uolentibus  aduersariis“. 

Abgesehen  von  den  vorstehend  hervorgehobenen  Beziehungen 
ist  das  Institut  der  Anwaltschaft,  so  wie  wir  es  in  den  Volks- 
rechten und  Capitularien  vorBnden,  deutschrechtlichen  Ursprungs. 
Dies  gilt  namentlich  von  folgenden  Sätzen: 

1)  Die  Vertretung  vor  Gericht  (sowohl  die  Stellvertretung 
als  die  Wortfiihrung)  war  in  der  Regel  unzulässig. 

2)  Gestattet  war  sie  nur  ausnahmsweise,  nämlich: 

a.  den  Wittwen,  Waisen,  Armen,  wenn  sie  des  Rechts  unkundig 
waren  (reichsrechtlich  — Cap.  leg.  add.  a.  817  cap.  3); 

b.  den  „infirini“  und  „rationes  nescii‘‘  im  missatischen  Gericht 
(Cap.  Aquisgran.  a.  802  cap.  9); 

c.  „propter  simplicitatem“  (Marculf  I 21); 

d.  dem  fünfzehnjährigen  Ripuarier,  wenn  er  beklagt  war  (lex 
Ripuar.  81); 

e.  den  Wittwen,  Waisen  und  sonstigen  Personen,  welche  ihre 
Prozesse  zu  führen  ausser  Stande  waren  (lex  Ratchis  I cap.  3 
VII  cap.  11). 

3)  Unbedingt  deutschrechtlichen  Ursprungs  ist  die  Bestellung 
des  Anwalts  durch  Laisowerpitio  festucae.  Die  Bestellung  per 
scripturam  (Vollmacht)  deutet  auf  das  römische  Mandatum  hin. 

Die  Bestimmungen  über  die  Anwaltschaft  im  fränkischen 
Zeitalter  beruhen  mithin  in  der  Hauptsache  auf  deutschrecht- 
licher Grundlage. 

Merkwürdig  ist,  dass  es  im  ältesten  römischen  Recht,  ebenso 
wie  im  älteren  germanischen  Recht,  reine  Wortführer  (Für- 
sprecher) gegeben  hat.  Dies  waren  die  patroni  oder  oratores 
(Pseudo  Ascon.  in  Diu  4,  II:  „Qui  defendit  alterum  injudicio... 
aut  patronuB  dicitur,  si  orator  est,  aut  advocatus,  si  jus 
suggerit  aut  praesentiam  . . . commodat  amico.“)  Die  Patroni 


’)  Uuaclike,  Jurisprud.  antejuat.  S.  -142. 
’)  Uuaebke,  8.  442. 
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waren  keine  Juristen  von  Beruf,  sondern  Bodner,  welche  für  die 
Partei  vor  Gericht  das  Wort  führten.  Das  römische  Recht  zur 
Kaiserzeit  kennt  diese  Art  Wortführer  nicht  mehr.  Die  patroni 
oder  oratores  sind  mit  den  Advocaten  zu  einem  Institut  ver- 
schmolzen, welches  der  heutigen  Beistandschaft  entspricht.  Advo- 
caten waren  in  Rom  nicht  Redner,  Fürsprecher,  sondern  Beistände 
im  heutigen  Sinne  des  Wortes.  Diese  Advocaten,  gewöhnlich 
Männer  von  Einfluss,  standen  im  Gericht  der  Partei  zur  Seite, 
wiesen  sie  auf  rechtliche  Gesichtspunkte  hin  oder  nützten  auf 
andere  Weise  durch  ihre  Gegenwart  ihren  Clienten. 

Der  auffallende  Umstand,  dass  im  ältesten  römischen  Recht 
— sowie  im  deutschen  Recht  — Redner  vorkamen  und  im  Laufe 
der  Zeit  wieder  verschwanden,  erklärt  sich  daraus,  dass  beide 
Rechte  bezüglich  der  Stellvertretung  im  Allgemeinen  und  der 
gerichtlichen  Stellvertretung  im  Besonderen  einen  ähnlichen  Ent- 
wickelungsgang durchgemacht  haben.  Nur  war  das  römische 
Recht,  als  das  germanische  Recht  anfing,  schon  am  Ende  der 
Entwickelung  angelangt. 


Schluss. 

I.  Im  späteren  Mittelalter  — z.  Z.  der  RechtsbUcher  — 
haben  >vir  zu  unterscheiden : 

1)  Die  Gewalthaber  (auch  Machthaber,  Klagboten,  Klag- 
fuhrer  genannt),  welche  unseren  heutigen  Prozessbcvollmächtigten 
entsprechen. 

2)  Die  Fürsprecher  (vorsprechen),  welche  das  Wort  für  die 
anwesende  Partei  führen.  Die  Partei  ist  berechtigt,  den  Aus- 
führungen ihrer  Fürsprecher  die  Genehmigung  zu  versagen  oder 
deren  Vorbringen  zu  berichtigen.  (Recht  der  gerichtlichen  Er- 
holung und  Wandelung.)  ')  *) 

3)  Die  Horcher  und  Rauncr  (auch  Anweiser,  Lauscher, 
Löser,  Warner,  Wissner,  Hörer,  Wehrer  genannt).  Diese  Per- 
sonen sind  die  Gehilfen  der  Fürsprecher,  indem  sie  letzteren 

')  Siegel,  Die  Erholung  und  Wandelung  im  geriohtlicben  Verfahren. 
Sitzungsberichte  der  Kaiser!.  Akademie  der  WiaaonBuhaft.  Bd.  42,  S.  201  fg. 
Wien  186S. 

•)  Vgl.  im  Einzelnen:  Nietzaclie,  (lommentatia  jiir.  germ.  de  proloeuto- 
ribua.  Leipzig  18dl. 
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berathend  zur  Seite  stehen  Sie  durften  im  Grericht  aber  nicht 
laut  sprechen,  mussten  vielmehr  ihre  Rathschläge  dem  Fürsprecher 
in  die  Ohren  raunen.  ') 

II.  Mit  der  Reception  der  fremden  Rechte  *)  vollzog  sich 
auch  eine  Veränderung  in  der  Lehre  von  der  Anwaltschaft. 
Recipirt  wurden  der  römiscli  - byzantinische  Prozess  und  der 
kanonische  Prozess.  '*) 

A.  Der  römisch-byzantinische  Prozess  wurde  in  der  Gestalt 
recipirt,  wie  ihn  die  Italiener  (Glossatoren)  lehrten.  Ausführ- 
licheres über  die  Anwälte,  deren  Bestellung,  Pflichten  u.  s.  w. 
finden  wir: 

1)  Bei  dem  bedeutendsten  der  vier  Doctoren,  bei  Bulgarus, 
in  dessen,  bereits  vor  dem  Jahre  1148  verfassten  Darstellung  des 
damaligen  Prozessrechts  (Tit.  2 § 3). 

2)  Bei  Otto  Papiensis  in  den  Tit.  4 und  8 der  Summa  de 
ordine  judiciorum  (nach  1181  verfasst). 


’)  Zeitachr.  der  Savigny  Stiftunfi;  f.  Kechtsgesch.  Oenn.  Abth.,  Bd.  7 
(Kd.  30  der  Zschr.  f.  S.  118  u.  119.  — Horcher  u.  Warner.  Mitgeteilt 
von  R.  Schroeder.  — Homeyer,  Kichtateig  Landrecht  367,  426  fg.  — Orimm, 
Weistümer  VII  279,  339. 

’)  Der  Qrnnd  der  Reception  lag  darin,  dasa  der  deutsche  Prozess  den 
Anforderungen  der  damaligen  Zeit  nicht  genügte.  Denn; 

1.  Das  Richteramt  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  Besitz  ver- 
bunden, war  in  die  Hände  grosser,  kleiner  und  ganz  kleiner  Herren 
gekommen,  weil  nur  diese  die  Kosten  des  Oerichthaltens  bestreiten 
konnten. 

2.  Da  die  a.  g.  fructus  jurisdictionia  (die  kleinen  (leldatrafen)  die  Kosten 
des  Oerichthaltens  nicht  deckten,  so  wurden  die  kleinen  Qeriohte  gar 
nicht  mehr  ordnungsmässig  besetzt.  Han  lieh  Alles  zusammen,  die 
Schöffen,  die  Diener  u.  s.  w. 

3.  Die  (lerichte  wurden  allmählich  zu  Standesgerichten,  und  damit  hörte 
jede  gemeinsame  Rechtsbildung  auf.  Die  Ausbildung  der  Standes- 
rechte vereitelte  eine  ordentliche  Rechtssprechung  zwischen  Personen 
verschiedener  Stände  (Ritter,  Bürger,  Bauern,  Klerus). 

4.  Das  germanische  Beweisverfahren  war  verwildert.  Han  empfand  immer 
mehr,  dass  im  Zweikampf,  in  dom  Uebersiebenen  und  in  dem  Ordal 
keine  rechte  Logik  enthalten  war. 

6.  Die  Qeaetzgebung  half  diesem  unhaltbaren  Zustande  nicht  ab,  wie 
dies  in  England  und  Frankreich  durch  die  Ordonanzen  geschehen  ist. 
In  dieser  Nothlage  blieb  nichts  Anderes  übrig,  als  die  vielverurteilte 
Reception.  Den  Vorwand  dazu  bildete  der  Oedanke,  dass  die  deutschen 
Kaiser  die  Nachfolger  der  römischen  Imperatoren  seien. 

*)  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  hei  Bethmann-Hollweg,  Der  Oivil- 
prozess  des  gemeinen  Rechts  in  geschichtlicher  Entwicklung.  Bd.  6 u.  G. 
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3)  Etwas  später  (Ende  des  12.  Jahrhunderts)  hat  Pillins  in 
seiner  Summa  de  ordine  judiciorum  Teil  III  in  den  §§  12  u.  15 
Näheres  Uber  die  „Disputatio  advocatorum“  geschrieben.  Hierbei 
benutzte  er  nicht  nur  die  Justinianischen  Rechtsquellen,  er  nahm 
auch  Rücksicht  auf  den  Gerichtsgebrauch  seiner  Zeit. 

4)  Zur  Instruktion  der  Advocaten  diente  die  Schrift:  „De 
ordine  causarum“  von  Guido  de  Suzaria  (Uitte  des  13.  Jahrh.). 

5)  lieber  die  Stellung  der  Anwälte  in  damaliger  Zeit  finden 
wir  Näheres  in  dem  von  einem  unbekannten  Verfasser  herrühren- 
den Tractat  „De  expediendis  judiciis“. 

B.  Im  kanonischen  Prozess  wurden  streng  auseinander  ge- 
halten die  Advocati  und  Procuratores.  Die  Advocaten  plaidirten 
vor  Gericht,  *)  den  Procuratoren  lag  die  sonstige  Geschäftsführung 
im  Prozesse  für  andere  Personen  ob.  Sie  besorgten  die  Citationen, 
sie  erschienen  in  den  Terminen  und  überreichten  Schriftsätze, 
sie  besorgten  Kostenzahlungen  für  die  vertretene  Partei  u.  s.  w. 
Der  Procurator  hatte  als  Stellvertreter  der  Partei  eine  Vollmacht, 
die  Legitimatio  ad  processum,  nötig,  nicht  dagegen  der  Advocat, 
welcher  in  Gegenwart  der  Partei  verhandelt. 

Die  Lehre  von  den  Advocaten  und  Procuratoren  ist  ausführ- 
licher dargcstellt  von  folgenden  Canonisten : 

1)  Wilhelmus  de  Drokeda  in  seinem  libelliis  de  iudicioruni 
ordine.  Buch  1 (erste  Hälfte  des  13.  Jahrh.). 

2)  Grat.  Aretinus  in  seiner  Summa  de  ordine  judiciario 
(diese  enthält  Formulare  für  Reden  der  Advocaten). 

3)  Johannes  de  Deo  in  seinem  lihellus  judicum.  Cautelen, 
Buch  4 (Mitte  des  13.  Jahrh.). 

4)  Aegidius  de  Fuscarariis  in  seinem  ordo  judiciarius  Teil  4 
(Cautelen  der  Advocaten)  und  Ende  des  5.  Teils  (von  den  mores 
und  exordia  der  Advocaten). 

5)  Vor  Allem  aber  ist  hier  zu  nennen  das  hervorragende 
Werk  von  Guilielmus  Durantis,  nämlich  dessen  „Speculum 
judiciale“,  *)  in  welchem  nicht  nur  die  Quellen  des  kanonischen, 
sondern  auch  des  römischen  Rechts  verwertet  worden  sind.  Dieses 
Werk  hat  in  der  Praxis  der  damaligen  Zeit,  welcher  es  vollauf 

')  Anfangs  batten  die  Ueiatlichen  eine  besondere  Vorliebe  für  das 
Reden  (Plaidiren)  für  Ändere  vor  (lerioht.  Später  nahm  jedoch  die  kirch- 
liche Verwaltung  hieran  Anstoss  und  erlaubte  ihnen  nur,  für  ihre  Kirche 
oder  ihr  Kloster  als  Advocat  aufzutreten. 

*)  Commentirt  ist  das  Speculum  judiciale  von  Johannes  Andreae  im 
14.  Jahrhundert. 
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gerecht  wurde,  ein  ausücrordentliches  Ansehen  und  eine  weite 
Verbreitung  erlangt.  Von  den  Procuratoren  handelt  pars  1 par- 
ticula  3 Tit.  1,  und  von  den  Advocaten  pars  1 particula  4 Tit.  1. 
Insbesondere  mit  den  Disputationes  und  Allegationes  der  Advo- 
caton  und  den  Verhaltungsmassregeln  derselben  befasst  eich 
pars  3 particula  2 Tit.  10;  mit  dem  Honorar  der  Procuratoren 
und  Advocaten  pars  1 particula  4 Tit.  5. 

6)  Aus  dem  14.  Jahrhundert  sind  für  die  Lehre  von  der 
Anwaltschaft  von  Interesse  der  Satansprozees  (Processus  Satanae 
contra  divam  virginem  coram  judice  Je.su)  ■)  und  der  Teufele- 
prozess  (lis  Belial  contra  Christum).  *)  In  jenem  tritt  die  Jung- 
frau Maria  als  Fürsprech  des  Menschengeschlechts  auf,  Satan  ist 
der  Prozessbevollmächtigte  der  Hölle.  In  diesem  Prozess  tritt 
Belial  als  Anwalt  der  Hölle  und  Moses  als  Anwalt  Christi  auf. 

Da  das  Auftreten  vor  Gericht  nicht  allein  rechtsverständigen 
Männern  (sogen,  advocati  litterati),  sondern  auch  Laien  (sogen, 
advocati  illiterati)  *)  gestattet  war,  so  waren  im  13.  Jahrhundert 
zur  Unterweisung  der  ungelehrten  Advocaten  sog.  libilli  instruc- 
tionis  advocatorum  entstanden.  Diese  libelli  enthalten  oft  bis  ins 
Kleinlichste  gehende  Bestimmungen,  wie  sich  die  Anwälte  dem 
Gericht  und  den  Parteien  gegenüber  zu  verhalten  haben.*)  Ver- 
fasser dieser  Instructionen  sind  die  Legisien:  Jacobus  Bulduini 
(f  1235)  und  Ubertus  de  Bobio  (f  vor  1245).  Gleiche  Tendenz 
verfolgten  die  Schriften  der  Canonisten:  Jidiannes  de  Deo  (Titel: 
Cavillationes  = Chlcanen,  1246  oder  1247)  und  des  Bonaguida 
de  Aretio  (Titel : Summa  introductoria  super  officio  advocationis 
in  foro  ecclesiae). 


■)  Autor  unbekannt. 

•)  Verfasser:  Jacobus  de  Theramo  (13.00—1417). 

*)  Vgl.  über  diese  Unterscheidung;  Rofiredns  Beneventanus  de  libellis 
et  ord.  jud.  p.  m.  IK  fg. 

*)  Z.  B.  Ratschläge,  in  welcher  Kleidung  der  Anwalt  vor  Gericht  er- 
scheinen soll ; wie  er  das  Gericht  griissen  soll ; dass  der  Anwalt  im  Publi- 
oationstermiu  nur  dann  erscheinen  solle,  wenn  er  des  Sieges  gewiss  sei,  weil 
anderenfalls  er  sich  schämen  müsse;  dass  der  Anwalt  des  Beklagten  während 
des  Vortrags  des  Klägers  sich  stellen  solle,  als  ob  er  schliefe,  aber  scharf 
auf  jedes  Wort  des  Klägers  aufmerken  und  nach  Beendigung  dessen  Vor- 
trags ganz  langsam  sich  erheben  solle,  um  seine  Einwendungen  vorzubringen. 
(Si  aotor  instet  — sede  coram  judice,  non  dicas  aliquid,  finge  te  dormire 
et  apponas  diligentem  mentem  verbis  quae  dicet  actor  — et  tu  surge  lente, 
plane  quasi  videaris  a sompno  cxcitari.)  Auch  beute  giebt  es  noch  Anwälte, 
welche  diese  Regeln  befolgen. 

Lat$,  Anwsltiohafl  4 
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III.  Das  Institut  der  Advocaten ')  und  Procuratoren  in  der 
Gestalt,  wie  wir  es  ini  canonischen  Prozess  vorgefunden  haben, 
ist  in  die  Kammergerichts-Ordnung  vom  Jahre  1555  übernommen 
worden.  (Tit.  19:  „dass  hinfüro  kein  Procurator  sich  des  Advo- 
caten-Amts  . . .,  desgleichen  kein  Advocat,  der  zu  einem  Procu- 
rator nicht  aufgenommen,  sich  des  Procurator- Amts  unterfahen 
soll“.) 

Die  beim  Kammergericlit  zugelassenen  12  Procuratoren  und 
12  Advocaten  hatten  sich  einer  Prüfung  vor  dem  Kammer- Richter 
und  den  Assessoren  zu  unterziehen. ')  Sie  wurden  durch  das 
Collegium  bestellt  und  konnten,  sofern  sie  sich  „hernach  unge- 
schickt und  unfleissig  oder  sonst  untüglich  befunden“,  jederzeit 
entlassen  werden.  *)  Die  Advocaten  und  Procuratoren  waren  zu 
beeidigen.  *) 

In  der  Reichs- Hofraths-Ordnung  vom  Jahre  1654  finden  wir 
für  die  verschiedenen  Arten  der  Anwälte  die  Bezeichnungen: 
Advocaten,  Procuratoren,  Agenten  und  Sollicitatores.*)  Die  Voll- 
macht des  Anwalts  wird  in  diesem  Zeitalter  „Gewalt“  •)  genannt. 
Man  unterscheidet:  Special -Gewalt  und  General -Gewalt. 

Eine  weitschweifige  Formel  einer  solchen  Gewalt  für  einen 
Reichs-Hofraths-Ageuten  findet  sich  im  Tit.  VII  § 20  der  Reichs- 
Hofraths-Ordnung. 

IV.  Die  Landesgesetzgebung  und  die  Praxis  in  den  Terri- 
torien hielt  anfangs  überwiegend  an  der  Zweiteilung  der  Anwalt- 
schaft in  Advocaten  und  Procuratoren  fest.  In  der  Folgezeit 
schoben  sich  aber  beide  ursprünglich  durchaus  verschiedenen 
Berufsarten  vielfach  in  einander  ein,  so  dass  der  Unterschied 
zwischen  Advocatur  nud  Procuratur  immer  mehr  verdunkelt 
wurde.  Zuletzt  begann  man  mit  der  Zweiteilung  der  Anwalt- 
schaft überhaupt  aufzuräumen.  In  Preussen  wurde  sie  im  18. 


')  Die  Advocaten  werden  in  der  ßoichsgesetzf(ebung  vielfach  noch 
„Redner“  genannt 

’)  Kammer-Der.-O.  Tit.  18. 

•)  Kammer-Oer -0.  Tit.  18.  Ferner:  Kammergeriohts-Viaitations-Ah- 
aohied  von  17U),  § 98. 

*)  Vgl.  die  Eidesformel:  Kammer-Oer.-O.  Tit.  63  u.  61. 

*)  Tit  VII  § 1.  Vgl.  nher  auch  Kammer-Oer.-Ordn.  Tit.  XI  § 14 
(Procuratoren,  Redner,  Solicitoreu). 

*)  Vgl.  auch  Reichsabschied  v.  1566,  tj  88  („Qewält  und  Legitimationes, 
welche  zu  den  actis  genommen  werden  sollen“);  Reiebsdeputations-Ahsohied 
V.  1600,  §65  („Oewält“);  Reichsabschied  v.  156',  g 43  (Special-Oewalt),  § 101 
(Oenersd-Oewalt). 
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Jahrhundert  beseitigt  und  es  blieb  nur  der  Advocat  übrig,  der 
auch  die  Qeeohäfte  des  Procurators  zu  besorgen  hatte.  Dem 
Vorgehen  Preussens  folgten  allmählich  auch  die  anderen  Parti- 
cularstaaten. 

V.  Die  Deutsche  Reichs  Civilprozessordnung  ist  dieser  Ent- 
wickelung gefolgt.  Sie  kennt  nur  einen  Anwaltstand,  welcher 
zum  gelehrten  Beruf  erhoben  worden  ist.  Der  gelehrte  Anwalt 
ist  der  allein  zugelassene  Prozessvertreter  der  Parteien  vor  den 
Landgerichten  und  den  Gerichten  höherer  Ordnung.  *)  Die  Par- 
teien müssen  sich  vor  diesen  Gerichten  durch  gelehrte  Anwälte 
vertreten  lassen  (Anwaltszwang). 

Insoweit  die  Partei  ihren  Prozess  selbst  fuhren  darf  (im 
Parteiprozess),  ist  die  gerichtliche  Stellvertretung  der  Partei  durch 
jede  prozessfähige  Person  zulässig.  *)  Daneben  ist  es  den  Parteien 
gestattet,  soweit  der  Anwaltszwang  nicht  reicht,  mit  jeder  prozess- 
fähigen Person  als  Beistand  zu  erscheinen.  *) 

Der  Beistand  ist  nicht  identisch  mit  unserem  alten  Für- 
sprech, obwohl  er  in  Gegenwart  der  Partei  deren  Wort  führen 
kann  (und  dies  meistens  thut).  Der  Beistand  kann  die  Partei 
auch  auf  andere  Weise  in  ihrer  ProzessfUhrung  unterstützen,  ln 
der  Bestimmung  des  § 86  Abs  2 der  Reichs-Civilprozessordnung: 
„Das  von  dem  Beistände  Vorgetragene  gilt  als  von  der 
Partei  vorgebracht,  insoweit  es  nicht  von  dieser  sofort  wider- 
rufen und  berichtigt  wird“ 

finden  wir  unverkennbar  die  alte  Vorschrift  über  die  gerichtliche 
Erholung  und  Wandelung  wieder.*) 

Ein  reiner  Fürsprech  ist  heute  noch  der  sog.  „plaidirende 
Anwalt“,  welcher  neben  dem  Prozessbevollmächtigten  vor  jedem 
ordentlichen  Gericht  (auch  vor  dem  Reichsgericht)  die  Ausführung 
der  Parteirechte  übernimmt.  *) 

*)  Reiohs-Civilprozenordnung  § 74.  Ausnahmen:  § 74  Abs.  3. 

*)  Reiohs-Cirilprozessordnung  § 7&. 

')  Reichs-CivilprozeBsordnung  g 86. 

*)  Hieraus  folgt,  dass  in  der  Lehre  von  der  Anwaltschaft  dentsobrecht- 
liehe  Hmndsätse  in  unserem  neuen  Prozessrecht  Eingang  gefunden  haben. 
Im  Grossen  und  Ganzen  ist  ja  — wie  bekannt  — die  Lehre  von  den  Par- 
teien und  den  Parteihandlungen  durch  römische,  dagegen  sind  die  Grundsätze 
von  der  Gerichtsbarkeit  und  der  Organisation  der  Gerichte  durch  deutsch- 
rechtliche Ansichten  bestimmt  Wetzel,  System.  Leipzig  1878.  8.  Aufi.  S.  S. 

*)  Rechtsanwalts-Ordnung  $§  35  u.  27. 

• 
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von  Mühlbacher,  Innsbruck  1889. 
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folger, München  1865  (in:  Münchener  Jahrbuch  pro  1865,  S.  299  ff.). 

von  Doellinger,  Die  Papstfabeln  des  Mittelalters,  2.  Aull.,  München  1863. 

Doenniges,  Geschichte  dea  deutschen  Kaiserthnms,  Abth.  II  Abschn.  1 
(Das  deutsche  Staatsrecht  und  die  deutsche  Reichsverfassnng), 
Berlin  1842. 
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Leipzig  1887. 
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Leipzig  1864. 
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ausgabe,  Bd.  Xlll— XXVI.  Leipzig  1888 — 1890. 

Bfoerer,  Allgemeine  Kirohengeschichte , Bd  3 Abth.  2 (Beschichte  der 
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hunderts), Stuttgart  1844. 
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Ludwigs  des  Frommen  bis  zum  Ende  Conrads  1.,  Bd.  I,  Freiburg 
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von  Biesebreebt,  Beschichte  der  deutschen  Kaiserzeit,  Bd.  I,  4 Aufl., 
Braunschweig  1874. 
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Bregorovius,  Beschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter,  Bd.  III,  Stutt- 
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von  Hase,  Kiruhengeschichte,  zweiter  Theil,  erste  Abtheilung  (Gesammelte 
Werke  Band  9):  Alte  Kirchengeschichte  (Germanische  Kirche); 
mittlere  Kirchengeschichte  (Karl  der  Grosse  bis  Innoconz  III.), 
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Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands,  Th.  I und  II,  Leipzig  1887,  1890. 
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1878,  1883. 

Hinschi  US,  Decrctales  Pseudo  - Isidorianae  et  capitula  Angilramui, 
Leipzig  1863. 

von  Hoefler,  Bonifatius,  der  Apostel  der  Deutschen,  Prag  1887. 

Jaffe  I — Bibliotbcua  rerum  Germanicarnm  tom.  I,  cd.  Jaffe,  Berolini 
1861  (Monnmenta  Corbeiensia). 
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ältere  deutsche  Geschichtskunde  Bd.  XVII  Heft  3,  Hannover 
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Uoeller,  Lehrbuch  der  Kirchengeachichte.  Zweiter  Band;  Das  Mittelalter, 
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Leipzig  1871. 

Pfabler,  St.  Bonifacius  und  seine  Zeit,  Regensborg  1880. 
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Leipzig  1886. 
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d«  Rozidre,  Liber  diurnus  ou  recueil  des  formales  usities  per  la  cban- 
cellerie  pootificale  da  V*  aa  XI*  siiole,  Paria  1869. 

Schulte,  Lehrbuch  des  katholischen  und  eTangeliscben  Kirchenrecbts, 
4.  Aufl.  des  katholischen,  1.  des  evanf^lischen.  Oiessen  1886. 

Seiters,  Bonifacius,  der  Apostel  der  Deutschen,  Kainz  184ö. 

Sickel,  Acta  regum  et  imperatorum  Karolinorum  digesta  et  enarrata  (Die 
Urkunden  der  Karolinger).  I.  Theil  (Urkandenlehre)  und  II.  Theil 
(Urknndenregeaten).  Wien  1867. 

Sickel,  Liber  diurnus  Romanorum  pontificum.  Vindobonae  1889. 

Simson,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter  Ludsrig  dem  Frommen, 
Bd.  I und  II,  Leipzig  1874,  1876. 

Sngenheim,  (leechichte  des  deutschen  Volkes  und  seiner  Kultur,  Bd.  I, 
Leipzig  1866. 

Thijm,  Alberdingk,  Karel  de  Groote  en  sijne  eenw.  'S  Grarenbage 
& Amsterdam  1867. 

Thijm,  Alberdingk,  Karl  der  Grosse  und  seine  Zeit,  Münster  1868. 

Ughelli,  Italia  sacra  sire  de  episcopis  Italiae,  tom.  V et  VI,  Romae  1653, 
1669. 

Übrig,  Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen  Sage  von  der 
Entthronung  des  meroringiachen  Königshauses  durch  den  Papst 
Zacharias,  Leipzig  1876. 

Waitz,  Deutsche  Verfasaungsgeschichte,  Bd.  III  und  IV,  2.  Aufl.,  Berlin 
1883,  1885.  (Die  Verfassung  des  fränkischen  Reichs  Bd.  II  und  UL) 

Warnkoenig  et  Gcrard,  Eistoire  des  Carolingions,  tome  I et  U (Bruxelles, 
Paria,  Leipzig  1862). 

Watten bach,  Geschichte  des  römischen  Papsttbums,  2.  Abdruck,  Berlin 
1876. 

W attenbach,  Deutschlands  Geschichtsquellen  im  Mittelalter  bis  zur  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts,  2 Bände.  5.  AuH.,  Berlin  1886,  1886. 

Werner,  Bonifacius,  der  Apostel  der  Deutschen  und  die  Romaniaierung 
von  Mitteleuropa,  Leipzig  1875. 

Wejl,  Das  fränkische  Staatskirchenrecbt  zur  Zeit  der  Merovinger  (Unter- 
sucbungen  zur  deutschen  Staats-  und  Recbtsgeschichte,  heraas- 
gegeben von  Gierke,  Bd.  XXVII),  Breslau  1888. 

Will  a.  Boehmer-Will. 

Zahn,  Urkundenbuch  des  Herzogthums  Steiermark,  Bd.  I,  Graz  1875. 

Zorn,  Lehrbuch  des  Kirchenrecbts,  Stuttgart  1888. 
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Loronz,  Papstwahl  and  Kaiserthum,  Berlin  1874. 
Uaassen,  Neun  Kapitel  über  freie  Kirche  und  Oewissensfr' 
Uansi,  Sacrorum  conciliorum  novissima  et  amplissima  e 

Florentiae  1766  ff.  / ^ 

Martens,  Die  römische  Frage  unter  Pippin  y'* 


Stuttgart  188t. 


Mejer,  Institutionen  dea  gemeinen  dentaoh^y' 
(iöttingen  1866.  ^ yy  ' / 

Mejer,  Lehrbuch  des  deutschen  / i'* 

Merobier,  Essai  sur  le  f J J 

(in:  Memoires  de  la  sodf/y  - 
Sörie  IV  tome  V^  V/’  '/ y ^ 
Moeller,  Lehrbnoh  der  Kirr'// ß/  £ 
Freiburg  i.  B.  V:  fj  / * 
Monnmenta  (lerma  ' ß/ 
regnm  Fta'. 
tom.  U, 

M.  O.  88.  » r 
Mneller,  3 

T - - 

Mn  rat' 

Hie 


.1. 

Al. 

767-7ÖH. 

Stephan  III. 

768-772. 

Hadrian  1. 

772-795. 

Leo  III. 

79.5—816. 

Stephan  IV, 

816-817. 

Paschalis  1. 

817-824. 

Eugen  II. 

824  - 827. 

Gregor  I V. 

827-844 

Sergius  II. 

844-847. 

Leo  IV. 

847-855. 

Benedict  III 

855-858. 

Nioolaos  I. 

858-867. 

i l.‘) 


t)  Tgl.  B«f.  TOD  Mt«  M»  Mb;  dMftlbtt  & t70,  »4,  S9S,  Sf7,  S41  »Mb  ab«r 

»lnd«r  bedMtend*  nad  für  die  vorliegende  Unteraoohaag  gt  ns  lieb  bedeotunge- 
jnse  P^>*te  besw.  Oegenpipste  mit  tebr  knrser  Ponliflkntsseit  (Stephnn,  75S;  vgL  encb  ontea 
0g41nge  n S.  ttS  Anm.  •;  Philipp,  7M;  Valentin,  B97;  Jobannee,  844;  Anatiasins,  865). 
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§ 1. 

Einleitung. 

Eine  Unterauchung,  welche  ein  Thema  aus  der  Karolinger- 
zeit zum  Gegenstände  hat,  muss  noth wendiger  Weise  bereits  die- 
jenigen Quellen  berücksichtigen,  welche  über  die  erste  Hälfte 
des  achten  Jahrhunderts  Auskunft  geben,  ja  sie  muss  sogar 
auf  diejenigen  Ueberliefcrungen  zurückgreifen,  welche  den  Aus- 
gang des  siebenten  .Jahrhunderts  schildern.  Denn  unter 
Pippin  von  Heristal  (687 — 714)  und  unter  dessen  Vorgängern 
war  die  Macht  der  arnulfingischen  Hausmeier  schon  zu  einer 
derartigen  Stärke  angewachsen,  dass  sie  die  merovingischen 
Könige  vollständig  verschatteten  und  dass  letzteren  neben  der 
rein  äusserlichen  Repräsentation  des  Königthums,  wie  sie  sich 
in  der  Hofhaltung,  im  Empfange  der  Gesandten  und  in  der 
Ausstellung  von  Urkunden  kundgab,  eine  selbstthätige  Ausübung 
der  Herrschaft  nicht  mehr  verblieb.  Die  Seele  des  Staats- 
regimentes, das  eigentliche  Herrscherthum  bildete  bereits  seit 
Pippin  dem  Aelteren  (f  639),  Grimoald  (639—656)  und  Ebroin 
(669 — 681),  mehr  noch  aber  seit  Pippin  von  Heristal  (ca.  680 
bis  714)  und  Karl  Martell  (714 — 741)  der  Major  Domus.  Wie- 
wohl das  arnulüngischc  Königthum  seine  offizielle  Anerken- 
nung erst  im  Jahre  751  empHng,  so  ist  seine  thatsächliche 
Existenz  ungefähr  um  ein  Säkulura  zurückzudatieren.  Man  darf 
deshalb  in  Pippin  dem  Aelteren,  Grimoald,  Ebroin,  Pippin  von 
Heristal  und  Karl  Martell  nicht  nur  die  Vorläufer  des  arnul- 
fingisch-pippinidischen  Königthums,  sondern  bereits  wirkliche 
Repräsentanten  desselben  sehen;  es  muss  demnach  die  Zeit 
des  Majordomates  von  ca.  650  ab  in  den  Rahmen  der  nach- 
folgenden Skizze  gezogen  werden,  weil  eben  die  Stellung  der 
genannten  Hausmeier  zu  Staat  und  Kirche  nicht  nur  die  Wurzeln, 
sondern  einen  Bestandtheil  des  karolingischen  Staats-  und  Kirchen - 
rechts  bildet. 

Wenn  trotzdem  die  vorliegende  Abhandlung  keine  Quellen 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  siebenten  Jahrhunderts  und  aus  den 

Weyl,  FapiUham  onier  den  Karolingern.  \ 
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beiden  ersten  Dezennien  des  achten  Jahrhunderts  verwerthet,  so 
ist  der  Grund  dafür  der,  dass  solche  Quellen,  welche  für  die 
soeben  gedachte  Zeit  von  Beziehungen  des  Papstthums  zu  Staat 
und  Kirche  der  Franken  sprechen,  überhaupt  nicht  — oder  doch 
nur  in  unbedeutendstem  Maasse  — vorhanden  sind;  hierfür 
wiederum  liegt  der  Grund  in  der  später  genauer  zu  erörternden 
Thatsache,  dass  die  unter  Gregor  dem  Grossen  (590 — 604)  sehr 
lebhaft  entwickelten  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Pranken- 
reiche gleich  nach  seinem  Tode  erloschen  und  erst  im  dritten 
Jahrzehnt  des  achten  Jahrhunderts  erneut  wurden. 

Wenn  die  Untersuchung  andererseits  nur  bis  in  die  Mitte 
des  neunten  Jahrhunderts  geführt  werden  wird,  Quellenzeugnisse, 
welche  die  spätere  Zeit  betreffen,  dagegen  nicht  oder  doch  nur 
ausnahmsweise  Berücksichtigung  finden  werden,  so  rechtfertigt 
sich  dies  aus  zwei  Gründen. 

Der  erste  Grund  ist  die  einschneidende  rechtsgeschicht- 
liche Bedeutung  der  pseudoisidorischen  Fälschung,  welche  um’s 
Jahr  850  im  Frankenreiche  Eingang  fand  und  für  die  Stellung 
des  Papstthuins  zum  fränkischen  Staate  und  zur  fränkischen 
Kirche  so  wichtige  prinzipielle  Veränderungen  herbeiführte,  dass 
eine  gleichzeitige  Behandlung  der  nunmehr  zur  Geltung  gebrachten 
Rechtsgrundsätze  das  Bild,  welches  die  vorliegende  Abhandlung 
entwerfen  will,  nur  verwischen  und  verdunkeln  würde. 

Der  zweite  Grund  ist  die  einschneidende  politische  und 
historische  Bedeutung  des  Vertrages  von  Verdun  (843),  durch 
welchen  das  karolingische  Reich  in  die  drei  grossen  Nationali- 
täten der  Italiener,  Franzosen  und  Deutschen  zerfiel  und  durch 
welchen  die  unter  dem  universell -theokratischen  Scepter  Karls 
des  Grossen  und  Ludwigs  des  Frommen  in  scheinbarer  Einheit 
zusaminengehultencn  Stämme  in  schroffe  Trennung  gebracht 
wurden,  so  dass  nunmehr  von  einem  fränkisch-karolingischen 
Staats-  oder  Kirchenrecht  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann;  denn 
während  das  fränkische  Staats-  und  Kirchenrecht  unter  den 
Merovingern  und  ebenso  unter  den  Karolingern  bis  einschliesslich 
Ludwig  den  Frommen  auf  einer  aus  germanisch-romanischen 
Elementen  gemischten  Basis  beruhte,  lässt  eich  die  Weiterent- 
wickelung  nunmehr  dahin  kennzeichnen,  dass  die  germanischen 
Keime  im  Reiche  Ludwigs,  die  romanischen  aber  in  den  Reichen 
Karls  und  Lothars  zur  Entfaltung  gelangten.  Was  insbesondere 


*)  Vgl.  unten  § 2 S.  6 Anm.  9 und  S.  7 Anm.  1. 
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unser  Thema,  die  Beziehungen  des  Papatthums  zum  Staate  und 
zur  Kirche,  betrifft,  au  mussten  dieselben  für  die  links-  und 
rechtsrheinischen  Lande  ihr  Ende  oder  doch  eine  wesentliche 
Einschränkung  ci-fahreii,  weil  durch  die  Lostrennung  Italiens 
von  den  genannten  Reichsgebieten  die  unmittelbare  Berührung 
der  fränkisch-karolingischen  und  italienisch-päpstlichen  Interessen 
unterbrochen  und  somit  der  durch  die  politischen  Beziehungen 
ermöglichte  Einfluss  des  Papstthums  auf  das  Staats-  und  Kirchen- 
recht wesentlich  gemindert  wurde.  Soweit  das  Papstthum  auf 
die  germanischen  und  französischen  Lande  nach  dem  .fahre  843  einen 
Einfluss  behalten  hat,  wurde  dessen  Charakter  schon  darum  ein 
wesentlich  anderer,  weil  fortab  der  Papst  nicht  mehr  Unterthan 
der  universell -karolingischen,  sondern  lediglich  Unterthan 
der  italieni  s ch  - karolingischen  Staatsgewalt  war,  mithin  ein 
Moment  in  Fortfall  kam,  welches,  wie  wir  sehen  werden,*)  für  die 
Gestaltung  der  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staats-  und  Kirchenrechte  in  der  Periode  bis  zum  Vertrage  von 
Verdun  wesentlichste  Bedeutung  gehabt  hat. 

Die  Untersuchung  wird  also  die  dreizehn  Jahrzehnte  von 
720  bis  850  umfassen.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes  wird  die 
Darstellung  indessen  eine  etwas  unglcichmässige  sein,  denn  Er- 
eignisse des  achten  Jahrhunderts  werden  in  grösserer  2<ahl  zu 
verwerthen  sein  als  Ereignisse  aus  dem  neunten  Jahrhundert 
und  von  denjenigen  des  achten  .Tahrhunderts  wiederum  solche 
aus  der  ersten  Hälfte  in  grösserer  Zahl  als  solche  aus  der 
zweiten  Hälfte. 

Der  Grund  hierfür  liegt  nicht  etwa  in  principiellen  Er- 
wägungen, sondern  in  der  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials.  Es 
lassen  sich  nämlich  die  wichtigsten  Qucllenberichte  in  vier  Gruppen  * 
zusammenfassen.  Ordnet  man  diese  vier  Gruppen  unter  einander 
nach  ihrer  quantitativen  Ergiebigkeit  für  unsere  Untersuchung 
und  trifft  inan  die  gleiche  Anordnung  bezüglich  der  bei  jeder 
Einzelgruppe  in  Betracht  kommenden  Quellen  komplexe,  so  ist 
die  nachfolgende  Reihenfolge  aufzustellcn : 


')  Unten  § 5. 

’)  In  qualitativ  er  Hinsicht  sind  die  (^uellenberichte  einander  ziemlich 
gleichwerthi);.  Zweifel  an  der  Bchtheit,  an  der  inneren  Vf ahrheitstreue,  an 
dem  inhaltlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  zu  anderen  Notizen  werden 
nns  im  Verlaufe  der  Untersuchung  bezüglich  sämmtlicher  Gruppen  in  grosser 
Zahl  begegnen. 

1* 
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I.  Briefsammlungcn: 

1.  Die  Korrespondenz  des  hl.  ßonifatius  mit  den  Päpsten 
von  Gregor  II.  (715 — 731)  bis  Stephan  II.  (752 — 754),  umfassend 
eine  grosse  Anzahl  hochwichtiger  Briefe  aus  der  Zeit  von  719 
bis  755; ») 

2.  die  Korrespondenz  der  karolingischen  Hausmeier  und 
Könige  von  Karl  Martell  bis  Karl  dem  Grossen  mit  den  Päpsten 
von  Gregor  III.  (731—741)  bis  Leo  LQ.  (795-816),  überliefert 
in  zwei  Sammlungen : •) 

a)  Codex  Carolinus,  zahlreiche  Briefe  aus  der  Zeit  von  739 
bis  791  enthaltend ; *) 

b)  Leonis  epistolae,  Korrespondenz  zwischen  Papst  Leo  III. 
und  den  Karolingern  aus  den  Jahren  808  bis  814. 

3.  Der  Briefwechsel  Alcuin’s  *)  und  Einhard’s  ®)  mit  verschie- 
denen Personen,  einzelne  wichtige  Notizen  bctr.  die  Zeit  von  ca. 
795  bis  805  enthaltend. 

II.  Biographien : 

1.  Heiligenbiographicn , namentlich  Willibald’s  und  Othlo  s 
Vita  S.  Bonifatii,«)  Alcuin's  Vita  S.  Willibrordi,’)  Rimbert’s 
Vita  Anskarii ; *) 

2.  Papstbiographien:  die  Biographien  der  Päpste  von  Gregor  II. 
(715—731)  bis  Leo  IV.  (847—855),  enthalten  im  Liber  Ponti- 
ficalis;  ') 

3.  Kaiserbiographien  (Einhard’s  Vita  Caroli  Magni,  *®)  der 
Monachus  Sangallensis  de  Carolo  Magno,**)  Thegan’s  und  des 

*)  Gesamnielt  in  den  Monomenta  Uoguntina  bei  Jaffe,  Bibliotheca 
rerum  Qemianicarum  tom.  III,  Berolini  1866,  p.  62—261. 

•)  Abgedruckt  in  den  Monumenta  Carolina  bei  Jaffe,  Bibliotheca 
rerum  Oermanicarum  tom.  IV,  Berolini  1867,  p.  14 — 306  und  p.  308  334. 

•)  Hierzu  vgl.  unten  § 4. 

‘)  Alcuini  epintolae,  gesammelt  in  den  Monumenta  Alcuiuiana  bei 
Jaffe,  Bibliotheca  rerum  Qermanicarum  tom.  VI  (edd.  Wattenbach  et. 
Duemmler),  Berolini  1873. 

Binharti  epistolae,  gesammelt  in  den  Monumenta  Carolina  (oben 
Anm.  2),  p.  440—  486. 

*)  In  den  Monumenta  Moguntina  (oben  Anm.  l),p.429— 471  u.  p.482— f)05 

’l  In  den  Monumenta  Alcuiniana  (oben  Anm.  4),  p.  .35—79. 

")  Abgedi'uckt  in  den  Monumenta  Germaniae  historica,  Scriptorum 
tom.  II  ed.  Pertz,  Haunoverae  1829,  p.  7(t5— 776. 

°)  Ausgaben  von  Muratorius  (Rerum  Italicarum  Scriptores  tom.  III, 
Mediolani  1723)  und  Duchesne  (in:  Bibliotheqne  des  ^coles  fran;aiset 
d'Ath^nes  et  de  Rome,  serie  II  et  III,  Paris  1886,  1888). 

'*)  In  den  Monumenta  Carolina  (oben  Anm.  2)  p.  609—541  abgedruckt. 

■■)  Bbenda  p.  631—700. 
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ÄBtroDomuK  Vita  Hludowici  ')  und  de»  Ertnoldus  Migellus  ln 
huuorcm  Hluduwici  libri  4*>),  die  Zeit  von  ca.  750  bis  840 
umfassend. 

III.  Die  Kapitularien  der  fränkischen  Hausmeier  und  Könige,') 
die  Zeit  von  742  ab  betreffend. 

IV.  Die  fränkischen  Königs-  und  Klosterannalen,')  die  ganze 
Zeit  von  720  ab  behandelnd. 

Ein  Blick  auf  die  der  vorstehenden  Ucbersicht  beigefügten 
Zeitangaben  lehrt,  dass  sich  die  mindest  ergiebigen  Quellenkom- 
plexe (IV,  III,  113  und  2)  Uber  die  ganze  in  Betracht  kommende 
Periode  verbreiten,  während  diejenigen  Gruppen,  welche  für  unser 
Thema  die  ausführlichsten  Nachrichten  bieten  (II,  1 und  I,  aus- 
genommen nur  die  Vita  Anskarii),  mit  dem  Anfänge  des  neunten 
Jahrhunderts  abschliessen,  und  dass  unter  diesen  Gruppen  wiederum 
die  bedeutendste  (I,  1)  mit  dem  Tode  des  Bonifatius  (754  oder 
765)  endet.  Es  sind  also  die  Ereignisse  bis  zum  Tode  des 
Bonifatius  durch  die  meisten  und  die  besten  der  Quellengruppen 
bekundet.  Darum  wird  in  ähnlichem  Maasse,  w’ie  es  die  Quellen 
thun,  auch  die  ganze  Darstellung  besonders  eingehend  die  Periode 
zur  Zeit  des  Bonifatius  behandeln  mUssen. 

Unter  dieser  ungleichmässigen  Darstellungsweise,  bei  welcher 
die  Periode  des  Bonifatius  den  breitesten  Kaum  und  Bonifatius 
selber  den  Vordergrund  einnimmt,  wird  indessen  die  Wahrheits- 
treue des  Gesammtbildes  nicht  leiden;  ira  Gegentheil  wird  das 
Gesammtbild  dadurch  einen  richtigeren  Eindruck  gewähren ; denn 
wie  die  nachstehende  Ausführung  zeigen  soll,  sind  die  Beziehungen 
des  Papstthums  zum  Prankenreiche  gerade  während  der  Wirk- 
samkeit des  Bonifatius  zum  lebhaftesten  Ausdrucke  gelangt. 


Erster,  allgemeiner  und  historischer  Theil. 

§ 2. 

Das  fränkische  Staats -Kirchenrecht  basierte  unter  den 
Merovingem  auf  innigster  Verbindung  von  Staat  und 

')  Uonumenta  Oerroaniae  bistorica,  Scriptorum  tom.  II,  p.  Ö90 — 603. 

»)  Kbenda  p.  607-648. 

’)  Neaeste  Ausgabe  von  Boretius  in  den  Uonumenta  Qermaniae 
bistorica  Legum  sectio  II,  tom.  I et  II,  Hannoverae  1883,  1890. 

')  Abgedmukt  in  den  Honunienta  (lermaniae  bistorica,  Scriptorum 
tom.  I,  III,  IV,  XIII,  XVI. 
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Kirche.  *)  Auf  derselben  Orundlagc  war  das  fränkische  Staats- 
kirchenrecht auch  unter  den  Karolingern  aufgebaut.*)  Doch  lag 
ein  bedeutender  Unterschied,  durch  welchen  die  Struktur  der 
flinzelheiten  nach  den  verschiedensten  Richtungen  beeinflusst 
wurde,  darin,  dass  seit  Karl  Martell  in  diese  Gemeinschaft  von 
Staat  und  Kirche  sich  ein  neues*)  Element  einfügte,  welches 
für  die  Gestaltung  des  fränkischen  Kirchen-  und  Staatsrechtes 
von  grösster  Wichtigkeit  war:  das  Papstthum. 

Die  lebhaften  Beziehungen,  welche  bereits  unter  Gregor  dem 
Grossen  (590 — 604)  zwischen  Rom  und  dem  Frankeurciche  be- 
standen,^) scheinen  erst  von  Gregor  II.  (715 — 731)  wieder  auf- 
genommen  zu  sein:®)  wenigstens  sind  uns  aus  der  Zeit  von  604—715 
neben  einer  Anzahl  späterer  Fälschungen  *)  mindestens  *)  drei 
und  höchstens  fünf*)  päpstliche  Briefe  erhalten,*)  drei  fernere 

■)  VgL  meine  Schrift:  Das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der 
Herovinger  (Bd.  XXVII  von  Gierke’s  Untersuchungen  zur  deutschen 
Staats-  und  Kechtsgeschichte),  Breslau  1888,  Einleitung. 

•)  Zorn  S.  75  f. 

')  Ueber  die  Stellung  der  Päpste  zum  fränkischen  Staatskirchenrecht 
unter  den  Herovingern  vgl.  mein  Staatskirchenrecht  § 2 S.  7 ff. 

<}  a.  a.  O.  S.  8 Anm.  1.  Vgl.  auch  G6rard  S.  44. 

°)  Die  Auffassung  Rettberg'sII  S.  588  ff.  ist  entschieden  richtiger 
als  diejenige  Fehr’s  S.  318  ff. 

•)  Jaffe,  Regesta  S.  228  No.  2044-2048,  S.  232  No.  2074—2077,  S.234 
No.  2083  , 2084,  S.  236  No.  2087,  S.  236  No.  2099,  S.  237  No.  2101,  S.  239 
No.  2113,  S.  240  No.  2117  (und  hierzu  mein  Staatskirchenrecht  S.  11 
Anm.  7),  S.  241  No.  2124,  S.242  No.  2127,  2128,  2130,  S.  245  No.  2134,  S.  247 
No.  2146,  S.  249  No.  2150,  2151,  und  zu  diesen  Schreiben  auch  Dahn 
S.  657,  716  f. 

’)  Sngenheim  S.  319  nimmt  irriger  Weise  „höchstens  zwei  bis  drei'* 
echte  Briefe  aus  dieser  Zeit  an. 

‘)  Von  diesen  fallen  vier  in  das  siebente  Jahrhundert,  also  zwei  mehr, 
als  Fehr  S.  319,  drei  mehr,  als  Kettberg  I S.  588  annimmt. 

')  a)  Brief  des  Papstes  Bonifaz  IV.  (608—  615)  an  Bischof  Florian  von 
Arles  (Jaffe  a.  a.  O.  S.  222  No.  2001,  Dahn  S.  6.57  Anm.  5,  Fehr  S.  815): 
Glückwunsch  zur  Besteigung  des  bischöflichen  Stuhles,  Mahnung,  der  Simonie 
entgegenzuwirken,  und  Verleihung  des  Palliums;  b)  Brief  desselben  an  König 
Theodorieh  (Jaffe  S.  222  No.  2002,  Dahn  a.  a.  0.):  Anzeige  von  der  Ver- 
leihung des  Palliums  an  Florian  von  Arles;  c)  Brief  des  Papstes  Martin 
(649  — 653  oder  655)  an  Bischof  Amandus  von  Mastrich  (Jaffe  S.  230  No. 
2069,  Rettberg  I S.  555,  II  S.  588,  Dahn  S.  767,  Fehr  S.  315  f.):  Mahnung, 
die  Bischofswürde  zu  behalten,  Zusendung  von  Konzilsakten  und  Reliquien  ; 
d)  Brief  des  Adeodutus  (672—676)  an  den  gallischen  Episkopat  über  die 
Privilegien  eines  Klosters  zu  Tours,  J a ffe  No.  237  S.  2105.  Dieser  Brief  ist 
sehr  verdächtig;  vgl.  unten  § 13;  e)  die  bei  Jaffö  No.  246  S.  2143  erwähnte, 
bei  Loewenfeld  (cpistolae  pontiticum  Romanorum  inoditae,  Lipsiae  1885) 
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Briefe ')  ihrer  Existenz  nach  glaubhaft  bestätigt,  welche  sich  auf 
fränkische  Angelegenheiten  beziehen.  Erst  nachdeiu  Gregor  II. 
(715  — 731)  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hatte,*)  wurde  die 
Verbindung  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  wieder  an- 
geknüpft, und  zwar  war  es  der  heilige  Bonifatius,  welcher  hierzu 
den  Anlass  gab.  *) 

Bonifatius , ‘)  „der  Apostel  der  Deutschen“,  hatte  sich  ein 
doppeltes  Missionswerk  zur  Lebensaufgabe  gemacht:  das  äussere 
war  gerichtet  auf  Bekehrung  der  heidnischen  Thüringer  und 
Hessen  sowie  der  noch  nicht  völlig  christianisirten  Friesen,  das 
innere  auf  einen  geistigen  Eroherungszug,  ®)  die  Reform  des  frän- 
kischen Kirchenrechts,  welches  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  achten 
Jahrhunderts  in  einem  Zustande  des  ärgsten  Verfalles  befand.*) 

No.  67  8.  38  abgedruckte  Urkunde,  worin  ein  Papst  Johann  allen  Ulänbigen 
mittheilt,  dass  ein  gewisser  Guido  de  Turri  und  seine  Gattin  Ingalsia  im 
Pagus  Arnacus,  Grafschaft  Limoges,  ein  Kloster  errichtet  hätten.  Ala 
Verfasser  dieses  Briefes  nehmen  Jaffe  a.  a.  U.  und  Dahn  S.  717  Papst 
Johann  VI.  (701— 70ö)  oder  Johann  VII.  (705—707),  Loewenfeld  Papst 
Johann  XIX.  (1024 — 1033)  an.  Inhaltlich  bietet  das  BruchatUck  nichts 
Bemerkens  werthes. 

’)  J affö  No.  2060,  2061  8 230,  No.  2094  8.  236.  Von  letzterer  Urkunde 
scheinen  Kichter-Dove  S.  60  Anm.  1 und  Hinschius  11  S.  6 Anm.  3 
anzunehmen,  dass  sie  im  Original  überliefert  sei. 

’)  Von  Gregor  II.  rührt  das  Schreiben  vom  15.  Uai  716  Jaff6  8.  247 
No.  2163  her,  dasselbe  enthält  aber,  da  Bayern  damals  noch  nicht  fränkisch 
war,  nicht,  wie  Dahn  8.  718  anzunehmen  scheint,  Beziehungen  des  Papstes 
zum  Frankenreiche. 

•)  Vgl.  auch  Uaasson  8.  113,  Hergenroether  1 8.  698  f. 

*)  Die  Schreibweise  des  Namens  ist  bestritten.  Ich  schliesse  mich 
gegen  die  ältere  Schreibweise  ,Bonifacius‘  (d.  b.  „der  Wohlthäter“)  (Oelsner 
8.28  ff.,  Phil  ipps  8.663  ff..  Sei  ters,  Kettberg,  Hefele,  neuerdings  wieder 
P fahler  8.67  Anm.  66)  der  Ansicht  von  Jaffe  (Monnm.  Mogunt.),  Dahn, 
Urgesch.,  Will  und  Boehraers  Kegesta  archiepiscoporum  Moguntinensium, 
Arnold  II,  1 8. 194,  Loof  s 8.  1 Anm.  1,  Fischer  8.  257  f.,  Kbrard  (Boni- 
fatius, der  Zerstörer  des  columbanischen  Kirchenthums,  Gütersloh  1882; 
anders  noch  in  seiner  iroschottischen  Missionskirche  I 8.  393,  412)  an,  welche 
den  Namen  als  ,Bonifatius‘,  d.  h.  der  „wohl  Redende“  bezw.  „Wohlfahrt“ 
(von  fari  = reden  bezw.  fatum  = Geschick)  erklären  (vgl.  auch  Hergen- 
roether I 8.  680).  Denn  der  Name  ist  als  Latinisierung  von  , Winfried* 
aufznfassen.  — Inkonsequent  v.  Hoefler,  indem  er  sich  8.  7 Anm.  1 auf 
Will  beruft,  8.  13  dagegen  den  Namen  mit  „Wohlthäter“  übersetzt. 

‘)  Hahn,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  741 — 752,  Berlin  1863, 

8.  79. 

*)  Vgl.  den  Brief  des  Bonifatius  an  Papst  Zacharias  v.  J.  742  bei 
Jaffö,  Monumenta  Moguntina  (Bibliotheca  rorum  Germiinicamm  tom.  III) 
No.  42  8.  112. 
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Beide«  konnte  Bonifatius  indessen  nur  unter  der  Voraus- 
setzung staatlicher  Beihülfe  erreichen,')  und  um  diese  zu  gewinnen, 
wendete  er  sich  an  den  Papst  Gregor  II.  Mit  Born  stand  Bonifaz 
in  engster  Verbindung;  er  ist  drei  Mal  — in  den  Jahren  718,’) 
722  oder  723*)  und  738’)  — in  der  ewigen  Stadt  gewesen;  bei 
seiner  zweiten  dortigen  Anwesenheit  hat  er  dem  Papste  Gregor  II., 
welcher  ihn  zum  Bischof  weihte,  das  eidliche  Gelöbnis  abgelegt, 
im  Dienste  der  heiligen  Kirche  und  im  Gehorsam  gegen  den 
Statthalter  Gottes  den  reinen  Glauben,  wie  ihn  Rom  lehrte,  zu 
verbreiten.*)  Darauf  reiste  er,  nachdem  ihn  der  Papst  mit  be- 
stimmten Instruktionen  und  Verhaltungsmassregeln  versehen  hatte,*) 
in  das  Missionsgebiet,  Air  welches  er  von  Gregor  zum  Statthalter 
ernannt  worden  war.’)  Um  nun  für  seine  ausserfränkische  Heiden- 
bekehrung  und  für  seine  innerfräukische  Mission  das  Interesse 
der  Hausmeier  zu  gewinnen,  hatte  eich  Bonifaz  von  Gregor  II. 
Empfehlungsbriefe  an  Karl  Martell  *)  und  die  geistlichen 


*)  Das  bat  er  später  dankcml  anerkaant,  indem  er  an  iSischof  Daniel 
von  Winchester  schreibt  tJaff^  a.  a.  0.  No.  i>5  S.  Iö9):  Sine  patrocinio 
principis  Francoram  ncc  populum  ecclesiae  regere  nec  presbiteros  vel  clericos, 
monachoa  vel  ancillas  Dei  defendere  possum;  nec  ipsos  paganornm  ritus 
et  sacrilegia  idolomm  in  (jermania  sine  illius  mandato  („Schutzbrief*'  a.  unten 
S.  9 Anm.  3)  et  timore  prohibere  valeo.  Vgl.  auch  Sugenheim  S.  319  f., 
Ffahler  S.  71. 

’)  Kettberg  I S.  337,  Philipps,  D.  ö.,  S.  656,  Seiters  S.  81, 
Arnold  II,  1 S.  195. 

*)  Kettberg  I 8.  340,  Philipps  8. 6öG,  Sei ters  S.  133,  Arnold  S.  199, 
neuerdings  Kbrard  S.  402,  446  nehmen  das  .Jahr  723  an,  während  alle  die- 
jenigen, welche  die  Bischofsweihe  des  Bonifaz  ins  Jahr  722  verlegen,  die 
Komreise  eben  in  dies  Jahr  fallen  lassen. 

*)  Kettberg  I S.  348,  Seiters  S 270,  Arnold  11,  1 S.  209. 

’)  Bonifatii  iuramentum  Jaff^  lU  No.  17  8.  176  f.;  vgl.  No.  79  8.  218, 
219,  No.  80  S.  221,  Seiters  8.  13ö  und  über  den  Zusammenhang  dieses 
Eides  mit  dem  von  den  subnrbikanischen  Bischöfen  zu  leistenden  Seiters 
8. 137  Anm.  1,  Kettberg  I S.  341,  Jaffe  III  8.  76  Anm.  1,  de  Kozierc,  über 
dinrnns,  Paris  1869,  No.  75  S.  157  (cf.  No.  129  8.  265),  .Sickel,  über 
diumus  S.  79,  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  83,  Breysig  8.  42,  Fischer 
8.  42  ff.,  269  ff..  Langen  S.  605  f.  Warnkoenig  et  (lerard  I 8.  216 
setzen  diesen  Eid  irrig  [richtig  D5rard  II  8.  47]  in  die  Zeit  Qregor’s  111. 
und  der  Ernennung  des  Bonifatius  zum  Erzbischof  von  Mainz,  lieber  die 
inhaltliche  Bedeutung  des  Eides  vgl.  namentlich  Sugenheim  S.  317  f. 

«)  Vgl.  J affe  m cp.  19  S.  79,  ep.  21  8.  81,  auch  ep.  20  S.  81. 

’)  Unten  § 9. 

*)  Jaffe  III  No.  21  S.  81;  auch  im  Jahre  714  wiederholte  der  Papst 
die  Bitte,  Bonifaz  in  einem  konkreten  Falle  gegen  seine  Widersacher  zu 
schützen,  in  einem  Briefe  an  Karl  Martell  (Jaffe  III  No.  25  8.  86);  ähnlich 
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und  weltlichen  Machthaber  in  dessen  Reiche  ')  mitgeben 
lassen. 

Hier  begegnen  wir  — wie  bereits  angedeutet  nach  hundert- 
jähriger , fast  unterbrcchungsloser  Pause  — wieder  einem  Falle 
des  Verkehrs  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche.  Dieser 
Verkehr  sollte  fortab  ein  äusserst  reger  werden.  Die  Empfehlungs- 
briefe Gregors  sind  die  ersten  Fäden  des  Netzes,  mit  welchen 
die  Päpste  das  Frankenreich  umsponnen  haben.  *) 

Durch  einen  Schutzbrief,  den  er  selbst  unterschrieb  und 
untersiegelte , ^)  setzte  Karl  Martell  den  Episkopat  und  das  ge- 
sammte  Beamtenthum  des  Landes  *)  davon  in  Kenntnis,  dass  er 
Bonifaz  in  sein  ,mundeburdiuni‘  aufgenommen  habe  und  Jene  daher 
jedwedes  Entgegenhandcln  gegen  die  Unternehmungen  des  Bischofs 
und  jede  Schädigung  desselben  zu  vermeiden  hätten.*)  Eine 
positive  Unterstützungspilicht  legte  er  ihnen  allerdings  nicht  auf, 
ebensowenig  wie  er  selbst  — abgesehen  von  der  Ausstellung  des 
Schutzbriefes  und  indirekt  durch  die  Feldzüge  gegen  die  heidnischen 
Nachbarn  ’)  — etwas  zur  Unterstützung  der  Pläne  des  Bonifaz 

hat  später  Papst  Zacharias  die  Söhne  Karl  Kartells  brieflich  gebeten, 
Bonifaz  zu  unterstützen:  ep.  öl  S.  löO:  Francorum  principibus  . . . vel  oeteris 
Francis  . . . per  singula  scripsimus:  ut  tibi  et  amici  siut  et  adiutores  in 
dominico  opere  existant. 

')  Jaffe  UI  No.  18  S.  77;  vgl.  das  Schreiben  No.  19  S.  79  und  die  Em- 
pfehlungsbriefe an  die  Thüringer  (No.  20  S.  80;  vgl.  No.  26  S.  87)  sowie  an 
die  Altaacbsen  (No.  22  S.  81)  und  über  diese  sümmtlichen  Briefe  eingehend 
Werner  8.83  ff.  J affe  UI  No.  21  S.81  an  die  Altsachsen  rührt  nach  Hahn, 
Forschungen  zur  deutschen  Ueschichte  Bd.  XV'  S.  94  — 115,  von  Gregor  lU.  her. 

*)  Kaufmann  S.  233  bat  diese  Briefe  übersehen,  wenn  er  die  Bitte 
Gregors  UI.  bei  Karl  Kartell  um  Hilfe  gegen  die  Langobarden  (weiter 
unten)  als  den  ersten  einleitenden  Schritt  zu  der  Verbindung  zwischen  den 
Amulfingen  und  dem  Papstthum  bezeichnet. 

’)  Jaffe  UI  No.  24  S.  8ö:  Et  ut  certius  credatur,  manu  proprie  subter 
firmavi  et  de  anulo  nostro  sigillavimus. 

*)  Oie  ep.  24  ist  nach  ihrer  Adresse  bestimmt  gewesen  den  patribus 
episcopis  ducibus  comitibus  vicariis  domesticis  vel  Omnibus  agentibus  iuni- 
oribus  nostris  seu  miasis  decurrentibus  et  amiois  nostris. 

‘)  Vgl.  Willibaldi  Vita  8.  Bonifatii  c.  6 Jaffö  lU  8.  4ö2:  eins... 
dominio  ac  patrocinio  subiectus. 

ep.  24  cit.  8.  8ö:  Ei  nullus  ullam  contrarietatem  vel  dampnationem 
adversus  enm  facere  non  debeat;  nisi  ut  omni  tempore  sub  nostro  mnndeburdio 
vel  defensione  quietus  vel  conservatus  residere  debeat.  Vgl.  auch  Breysig 
8.  47  f. 

’)  Dies  Moment  heben  mit  Recht  hervor  Philipps,  D.  G.  I 8.  333 
(cf.  U 8.  173)  und  Arnold  II,  l 8.  202.  Hierauf  bezieht  es  sich  auch,  wenn 
Gregor  UI.  (nicht  Bonifaz  selbst,  wie  Dahn  8.  817  meint)  in  dem  Brief  an 
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und  des  Pnpstes  beigetragen  liat.')  Eis  erklärt  sich  dies  vielleicht 
daraus,  dass  Karl  es  nicht  mit  der  starken  Partei  verderben 
mochte,  welche  sich  am  Hofe  den  Bestrebungen  des  Bonifaz 
widersetzte,*)  hauptsächlich  erklärt  es  sich  aber  aus  der,  wenn 
auch  nicht  irreligiösen  und  kirchenfeindlichen,  so  doch  nicht  be- 
sonders religiösen  und  kirchenfreundlichen  Gesinnung  Karl  Martells, 
bei  welchem  wenig  von  dem  frommen  Zuge  sichtbar  ist,  der  sich 
bei  den  übrigen  Arnulfingen  in  scharfer  Ausprägung  findet.  *) 
Das  Papstthum  hat  dem  Bonifatius  jedoch  nicht  nur  den  ers  ten 
Anlass  zu  der  Verbindung  zwischen  Born  und  dem  Frankenreiche 
zu  verdanken,  sondern  auch  die  Befestigung  und  Fortdauer 
dieser  Verbindung,  Es  ergiebt  sich  dies  aus  dem  Umstande,  dass 
— wie  wir  weiter  unten  sehen  werden  — Bonifaz  es  gewesen  ist, 
der  durch  Erweckung  lebhaften  Interesses  für  kirchliche  Fragen 
die  bisher  in  diesem  Punkte  gleichgültigen  Fürsten  und  nach- 
lässigen Geistlichen  zur  Einholung  von  Belehrung  seitens  der 
Päpste  veranlasste,  *)  dass  er  es  gewesen  ist,  der  als  ständiger 
Vertreter  des  apostolischen  Stuhles  °)  romfreundlichen  Ideen  einen 
empfänglichen  Boden  bereitete,  und  dass  er  es  gewesen  ist,  welcher 
einer  — allerdings  nur  vorübergehenden  — Unterordnung  des 
fränkischen  Klerus  unter  den  römischen  Bischof  die  Wege  ebnete.*) 


Bonifaz  No.  38  S.  104  die  Taufe  von  lOÜOOO  Heiden  (nicht  300  000,  wie 
Dahn  a.  a.  0.  angiebt)  als  tuo  conamine  et  Carli  principia  Franoorum  er- 
folgt bezeichnet.  Breysig  S.  174  Anm.  5 meint,  Karl  habe  die  Vertilgung 
des  Heidenthums  überall,  wo  er  siegte,  durch  Oesetzc  unterstützt,  und  ver- 
weist auf  Karlmanns  Capit.  Liftin.  c.  4 (Capitularia  regnm  Francorum  ed. 
Boretius  in  Honumenta  Oermaniae  historica,  Legum  sectio  II  S.  28): 
Decemimus  quoqne,  quod  et  pater  m eus  prae  cipiebat,  ut  qui  paganas 
observationes  in  aliqua  re  fecerit,  multetur.  Doch  scheinen  hiernach  die 
Vorschriften  Karls  und  Karlmanns  gegen  das  fleidenthum  einen  viel  weiteren 
Wirkungskreis  gehabt  zu  haben,  als  Breysig  annimmt;  sie  scheinen  gegen 
jedwedes  heidnisches  Qebabren  im  Reiche,  also  z.  B.  auch  gegen  Rückfälle 
der  Franken  selbst  ins  Heidenthum  (Aberglauben)  gerichtet  gewesen  zu  sein. 

’)  Nürnberger,  Studien  zur  Geschichte  der  drei  ersten  deutschen 
Nationalconcilien  (in  der  Theologischen  Qnartalsschrift,  Jahrgang  1861, 
Tübingen  1879,  S.  402  li'.)  8.  403.  Richter,  Annalen  I S.  190  Anm.  1. 
lieber  das  Verhältnis  Karl  Uartells  zu  Bonifaz  eingehend  W ernor  S.  95  ff. 

•)  Vgl.  Arnold  U,  1 S.  212,  Rottberg  I S.  313,  362,  366.  885,  391, 
Hefele  III  8.  637,  544,  Hauck  I 8.  481. 

*)  Etwas  zu  günstig  benrtheilen  Karl  Hartells  Sorge  um  kirchliche 
Angelegenheiten  Warnkoenig  et  G6rard  8.  209. 

*)  Unten  § 6. 

•)  Unten  §§  9 und  11. 

•)  Vgl.  unten  g 17. 


Digitized  by  Google 


11 


Für  den  weiteren  Verlauf  der  durch  Bonifaz  angeregten 
Beziehungen  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  waren  poli- 
tische Rücksichten  massgebend:  auf  Seiten  der  Kpste  die 
Gründung,  ’)  Befestigung  und  Ausbreitung  ihrer  weltlichen 
Herrschaft,  auf  Seiten  der  Franken  der  Dynastiewechsel  des 
Jahres  751.  •) 

Die  Päpste  bedurften  des  Schutzes  der  fränkischen  Regie- 
rungsgewalt für  den  jungen  Kirchenstaat,*)  der  ihnen  als  materielle 
Grundlage  zur  Verwirklichuug  ihrer  geistlichen  Herrschaft  unent- 
behrlich erscheinen  musste.  Pippin  wiederum  bedurfte  des  päpst- 
lichen Schutzes,  um  sich  die  merovingische  Krone  aufs  Haupt 
setzen  zu  können  und,  nachdem  dies  geschehen,  um  sich  die 
errungene  Krone  zu  erhalten.  Beide  Theile  waren  also  auf 

einander  angewiesen  und  aus  Motiven  der  Dankbarkeit  wie  des 

')  Unten  Anm.  3. 

•)  Hierüber  (betreffs  der  Jahreszahl  weiter  unten)  vgl.  v.  Ranke, 
Weltgeschichte,  Theil  5,  Bd.  2,  Leipzig  1884,  S.  20  ff.,  Härtens,  Die 
römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  (grossen,  Stuttgart  1881,  S.  14, 
Arnold  II.  1 8.  Ibö,  2öO,  Kaufmann  8.  289,  Dahn  8.  857  ff,  Hahn 
8 120 ff.,  Seiters  8.  512  ff , Maassen  8.  116  ff.,  Hauok  II  8. 11  ff,  Werner 
8.  371,  Philipps,  D.  (i.  I 8.  ö21  ff.,  335  ff.,  Rettberg  I 8.  383  ff., 
Philipps,  Ueber  den  Antheil  des  heiligen  Bonifacins  an  dem  Sturze  der 
Herovinger  (in  Münchener  Gelehrte  Anzeigen  Bd.  24,  1847,  No.  77  und  78, 
8.  623 — 632)  8.  627  f,  Baxmann,  Die  Politik  der  Päpste  von  Gregor  I. 
bis  auf  Gregor  III.,  Elberfeld  1868—1869,  Bd.  I 8.  230  ff.,  Waitz,  Deutsche 
Yerfassungsgeschichte,  Bd.  III,  2.  Auf!.,  Berlin  1883,  S.  .50  ff.,  Niehues, 
Geschichte  des  Verhältnisses  zwischen  Kaiserthum  und  Papstthum  im  Mittel- 
alter,  Bd,  I,  2.  Aufl.,  Münster  1877,  8.  4ö7  ff.,  Leo,  Vorlesungen  über  die 
Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  Reiches,  Bd.  I,  Halle  1834,  8.  476  ff., 
Warnkoenig  et  Gerard  I 8.  247  ff.,  Gerard  II  8.  94  ff.  — Ueber 
Uhrig's  Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen  Sage  von  der 
Entthronung  des  merovingischen  Königshauses  durch  den  Papst  Zacharias, 
Leipzig  1875,  s,  unten  Beilage  II. 

•)  Es  ist  bestritten,  für  unsere  Untersuchung,  die  nicht  die  italie- 
nischen Verhältnisse  ins  Auge  fasst,  jedoch  völlig  unerheblich,  ob  die 
Distrikte,  welche  der  Langobardenkönig  Aistulf  i.  J.  7ö6  nach  der  Belage- 
rung von  Pavia  an  Papst  Stephan  ausliefem  musste,  der  sog.  Exarchat, 
der  römischen  Kirche  bereits  vorher  in  staatsrechtlicher  Weise  zugehört 
haben  oder  nicht,  und  ob  Pippin  somit  eine  „Restitution“  oder  eine  „Schenkung“ 
vorgenommen  hat.  Ich  nehme  mit  v.  Doellinger,  Das  Kaiserthum  Karls 
des  Grossen  und  seiner  Nachfolger  (Münchener  historisches  Jahrbuch  für 
1865,  8.  299  ff.)  8.  326  und  Baxmann  I 8.  239  das  erstere  an.  Der  Aus- 
druck „Schenkung“  dürfte  jedenfalls  insofern  unzutreffend  gewählt  sein,  als 
Pippin  die  genannten  Territorien  nicht  für  sich,  sondern  als  Bundesgenosse 
des  Papstes  für  diesen  erobert  hat  und  dieselben  im  Friedensschlüsse  mit 
Aistulf  nicht  sich,  sondern  unmittelbar  dem  Papste  zusprechen  liess. 
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Eigennutzes  zur  wechselseitigen  Hilfeleistung  bereit.  Es  wieder- 
holt sich  hier  dasselbe  Scliauspiel,  welches  sich  der  geschicht- 
lichen Betrachtung  für  die  Zeit  unis  Jahr  ÖOU  bietet: ')  engster 
Zusammenschluss  von  Kirche  und  Staat  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen; nur  dass  die  eine  der  Parteien  bei  Ghlodovecbs  Er- 
oberungszug durch  Gallien  die  Landesgeistlichkeit,  ums  Jahr 
750  dagegen  das  Papstthum  bildet. 

Betrachten  wir  zunächst,  wie  sich  hinsichtlich  Pippins  das 
oben  Gesagte  rechtfertigt. 

Es  kann  nach  dem  Besultat  der  neueren  Forschung  *'1  als 
zweifellos  gelten,  dass  das  merovingische  Königthum  ein  Erb- 
königthum gewesen  ist,  nicht  aber,  wie  noch  Philipps*)  aus- 
zuführen versuchte,  ein  \V  ahlkönigthum.  Daraus  folgt  wiederum,*) 
dass  der  Dynastiewcchsel  des  Jahres  751  einen  „Kronraub“,®) 
eine  „Usurpation“,*)  einen  „Staatsstreich“,')  eine  „Revolution“  *) 
und  einen  „Rechtsbruch“  •)  bedeutete,  und  zwar  nicht  nur  nach 
modernen  staatsrechtlichen  Begriffen,  sondern  auch  nach  der 
Ansicht  des  achten  Jahrhunderts. 

Hierin  wird  nichts  geändert  durch  den  Umstand,  dass  eine 
Aneignung  der  Königskrone  durch  Pippin  bei  der  völligen 
Regicrungsunrähigkeit  der  letzten  Merovinger  im  Grunde  nur 
eine  äussere  Bestätigung  und  Anerkennung  des  bereits  Ge- 
schehenen ’®)  — des  thalsächlichen  Ueberganges  der  Herrscher- 

')  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht,  Einleitung. 

*)  Die  neueste  Bearbeitung  dieser  Frage  ist  die  von  flu  brich,  Frän- 
kisches Wahl-  und  Erbkönigtbum  zur  Merovingerzeit,  Königsberg  1889, 
insbes.  S.  27,  Ö8. 

*)  Philipps,  D.  G.  I S.  Ö23,  424  ä.,  „ITcber  den  Autheil“  S.  626  und 
mit  ihm  Seiters  S.  Ö14  (vgl.  auch  Febr  S.  2G6).  Meiner  Ansicht  nach  ist 
es  übrigens  ein  Widerspruch,  zu  sagen,  die  germanischen  Könige  seien  „zu 
gleicher  Zeit  geborene  und  gekorene  Könige  und  ihre  Reiche  erbliche 
Wahlreiche“  gewesen  (Philipps,  D.  G.  I S.  42ö), 

')  Gegen  Philipps  1 S,  522  ff.;  ähnlich  neuerdings  Arnold  II,  1 
S.  251;  vgl.  auch  Waitz  III  S.  71  Anm.  3. 

»)  Rettberg  I S.  :I85,  444,  II  S.  591  cf,  I S.  39. 

*)  Kaufmann  II  S.  289  f , Hahn  S.  11,  V oltaire  in  der  bei  Uhrig 
8.  42  Anm.  58  angeführten  Stelle,  Warnkoenig  et  Gcrard  I S.  251, 
Doenniges  S.  64,  Ellendorf  S.  135  f.,  138. 

’)  Rettberg  IS.  386  (Arnold  II,  1 S.  251),  Bocbmer-Mühlbachcr 
p.  XXXIV. 

’)  Kaufmann  S.  289,  Dahn  S.  861,  881,  Eichhorn  § 127  S.  485, 
Warnkoenig  et  Görard  I p.  XVII,  p.  247,  251,  Gerard  II  p.  93, 
de  Lezardicre  III  p.  G3,  Maassen  S.  116. 

•)  Dahn  S.  858,  flubrich  S.  58,  Maassen  S.  116. 

'*)  Kaufmann  S.  289. 
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gewalt  von  den  Königen  anf  ihre  Hausmeier  — enthält  und 
lediglich  den  Abschluss  der  hisherigen  Entwickelung  bildet ; ') 
hierin  wird  ebensowenig  geändert  durch  die  Erwägung,  dass  der 
Uebergang  auch  des  formellen  Rechtes  auf  das  arnuliingische 
Haus  zur  Erhaltung  des  fränkischen  Reiches  dringend  geboten 
und  von  der  politischen  Notwendigkeit  diktiert  worden  ist.  *) 

*)  Deber  das  ursprüngliche  Wesen  und  die  allmäblicbe  Entwickelung 
des  Hausmeieramtes  vgl.  ausser  der  eingebenden  Untersuchung  von  Pertz, 
Oesohiehto  der  merovingischen  Hausmeier,  Hannover  1819,  z.  B.  v.  Kanke 
V.  1,  & 5H9,  V,  2,  S.  18,  Arnold  II,  1 8.  244  ff.,  II,  2 8.  169  f..  Kauf- 
mann II  8.  197.  Die  Behauptung,  dass  unter  Pippin  dem  Aelteren, 
Orimoald,  Ebroin,  Pippin  von  Heristal  und  Karl  Hartell  bereits  thataäcblich 
ein  Königthum  der  ArnulBngeu  bestanden  hat  (vgl.  auch  Einleitung,  § I, 
und  Einh.  Vita  Carol.  Hagni  c.  1,  Jaff^  IV  8.  511),  wird  insbesondere 
durch  folgende  Umstände  bestätigt:  1)  Die  gleichzeitigen  Chronisten  sind 
von  der  stark  leuchtenden  und  dem  Zenith  ihres  Ruhmes  zueilenden  8onne 
des  Arnulfingerhauses  so  geblendet,  dass  sie  den  schwach  flackernden,  aber 
noch  nicht  gänzlich  erloschenen  8tern  des  Uerovingerhauses  kaum  bemerken 
(vgl.  Dahn  8.  807,  842,  Hahn  8.42,  Breysig  8.  89,  Richter,  Annalen  I 
8.  196).  — 2)  Die  Erblichkeit  der  Hausmeierwürde , d.  h.  der  wirklichen 
Regierungsführung  auf  die  Nachkommen  des  Arnulf  von  Metz  und  des 
Pippin  von  Landen  war  ebenso  unbestritten  wie  die  Vererbung  der  Krone, 
d.  h.  des  äusseren  Rogierungssymbols  auf  die  Nachkommen  Chlodovechs 
(vgl.  Einh.  vit.  Carol.  c.  2,  Jaffe  IV  8.611,  Philipps,  D.ö.  I 8.518;  nur 
Orimoald,  dem  666  gestorbenen  8ohne  Pippins  des  Aelteren,  folgte  und  zwar 
erst  nioh  22  Jahren  dessen  Sebwestersohn  Pippin  von  Heristal,  der  durch 
seinen  Vater  Ansegisil  zugleich  Enkel  Arnulfe  Von  Metz  war).  — 3)  Sogar  das 
Prinzip  der  Reichstheilung  unter  die  mehreren  Söhne  des  verstorbenen 
Fürsten  (vgl.  mein  Staatekirchenrecht  8.  17  Anm.  3)  ward  auf  die  Haus- 
meier ausgedehnt  (vgl.  Arnold  II,  1 8.  155  und  über  die  von  Karl  Martell 
vorgenommene  Tbeilung  des  Jahres  741  v.  Ranke  V,  2 8.  4 f.,  Dahn 
8.  830,  Waitz  III  8.  32,  Hahn  8.  13  f.,  Breysig  8.  100  f.).  — 4)  Als 
Pippin  von  Heristal  zu  seinem  Erben  einen  sechsjährigen  Grosssohn  Theodoald 
binterliess  (v.  Ranke  V,  1 8 . 272),  wurde  die  Hausmeierwürde  nicht  etwa 
einem  anderen  kräftigen  Hanne  aus  dem  Adel  übertragen,  es  wurde  vielmehr 
die  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Hausmeier  und  somit  die  Be- 
vormundung des  merovingischen  Königs  der  Wittwe  Pippins,  Plectrudis, 
übertragen  (Breysig  8.  10,  Kaufmann  8.  170  f.,  221),  wie  auch  unter  den 
Uerovingem  bei  Minderjährigkeit  des  Thronerben  bisweilen  (vgl.  Hubrich 
8.  35)  die  Wittwe  des  verstorbenen  Königs  die  Regentschaft  führte.  — 
5)  Nach  dem  Tode  Theodorichs  IV.  i.  J.  737  (Breysig  8.  80,  Boehmer- 
Mühlbacber  8.  XXXIII  und  16)  herrschte  Karl  Martell  trotz  sechsjährigen 
Interregnums  ohne  einen  König  fort  und  erst  seine  Söhne  setzten  iin  Jahre 
743  (Hahn  8.  40  f,  164,  Boehmer-Mühl  baoher  8.  21)  Childericb  HL 
auf  den  Thron  (Kaufmann  8.  287,  Dahn  8.  806  f.;  nicht  nur  für  Karl- 
manns Reich,  wie  Werner  8.  244  meint). 

•)  Dies  beben  die  Ann.  Laurish  maior.  ad  a.  749  (M.  G.  SS.  I 8.  136) 
besonders  deutlich  hervor;  Zacharias  papa  mandavit  Pippino,  ut  melius 
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Auch  Pippin  konnte  unmöglich  an  eine  staatsrechtliche 
Befugnis  zur  Thronbesteigung  geglaubt  haben:  ihm  musste  dos 
Beispiel  seines  Ahnherrn  Orimoald  klar  vor  Augen  stehen, 
welcher  die  Einsetzung  seines  eigenen  Sohnes  Childebert  zum 
Frankenkönige  und  die  Verdrängung  Dagoberts  mit  dem  Tode 
biisste.*)  Auch  ist  uns  die  Existenz  einer  legitimistischen  Partei, 
welche  den  letzten  Merovingersprossen  die  Krone  zu  erhalten  suchte, 
durch  die  woblverbürgte  Thatsache  überliefert,  dass  noch  drei 
Jahre  nach  der  Krönung  es  dem  Papste  Stephan  II.  notwendig 
erschien,  diejenigen  mit  dem  Banne  zu  bedrohen,  welche  dem 
amulfingischen  Bause  untreu  werden  und  die  Sprossen  eines 
anderen  Hauses  auf  den  Thron  setzen  würden.  *) 

Zwar  konnte  nun  eine  Intervention  des  Papstes  diese  mangelnde 
staatsrechtliche  Legitimität  des  amulfingischen  Hauses  nicht  er- 
setzen, wohl  aber  war  der  Pontifex  Maximus  imstande,  den 
Arnulfingern  in  einer  anderen  Hinsicht  als  „ßrückenschläger“  *) 
zu  dienen:  Bereits  seit  Jahrhunderten  war  man  gewöhnt,  das 
Königthum  als  eine  göttliche  Einrichtung  und  die  Könige  als 
die  von  Gott  auf  Erden  eingesetzte  Obrigkeit  aufzufassen.*) 
In  einer  Zeit  aber,  welche  zwischen  Recht  und  Religion  noch 
nicht  zu  unterscheiden  vermochte  und  welche  beide  Begriffe 


esaet,  illnm  regem  vocari,  qui  potestatem  haberet,  quam  illnm,  qni  sine  regali 
poteetat«  manebat;  ut  non  conturbarotur  ordo,  per  aactoritatem 
apostolicam  insait  Pippinum  regem  fieri. 

>)  Vgl.  Dahn  S.  861. 

*)  Vgl.  die  berühmte  Clausula  de  Pippino  (in  den  Honumenta 
üennaniae  historica,  Scriptores  rerum  Merovingicarum  tom.  I p.  II,  Hanno- 
verae  1885,  S.  465  f.  in  der  Einleitung  zu  den  iihri  octo  miraculonim  des 
Gregor  von  Tours  zuletzt  abgedruckt):  tali  omnes  interdictu  et  exeommuni- 
cationis  lege  constrinxit,  ut  numquam  de  alterius  lumbis  regem  in  aevo 
praesnmant  eligere,  sed  ex  ipsorum  quos  et  divina  pictas  exaltare  digfuata 
est  et  sanctorum  apostolorum  intercessionibus  per  manus  vic-arii  ipsorum 
beatissimi  pontificis  confirmare  et  consecrare  disposuit.  Aehnlich  Ekkehard, 
Chronicon  universale,  M.  G.  ,SS.  Vlll  S.  160  und  die  Historia  regum 
Francorum  monasterii  S.  Dionysii  ibid.  tom.  Xt  S.  839,  Uhrig 
S.  5 f..  Bonneil,  Anfänge  des  karolingischen  Hauses,  Berlin  1866,  S.  Ul  ff. 

>)  Dahn  S.  861. 

*)  Die  Herovinger  waren  aber  keineswegs  von  der  Kirche  „durch  die 
priesterliche  Salbung  gleichsam  geheiligt“  worden,  wie  Niehues  1 S,  456 
annimmt.  Eine  Salbung  Chlodoveuhs  durch  Hemigius  hat  nicht  stattgefunden 
(vgl.  Waitz  III  S.  64  Anm.  Ü)  und  über  fernere  Salbung  merovingdacher 
Fürsten  ist  nichts  Authentisches  überliefert.  Vgl.  Uolsner  S.  158  Anm.  5, 
V.  Doellinger,  Kaiserthum  S.  381  Anm.  47. 
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aufs  innig8te  verschmolz , ‘)  musste  es  Pippin  daher  als  Schwer- 
punkt seiner  Aufgabe  erscheinen,  dass  die  Mitwelt  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangte,  seine  Handlungsweise  habe  die  Billigung 
des  Himmels  für  sich;  gelang  dieses  dem  Prätendenten,  so 
entzog  er  der  legitimistischen  Partei,  welche  an  den  Meroringern 
festzuhalten  gedachte,  den  Boden. 

Wer  aber  konnte  geeigneter  sein,  um  den  göttlichen  Willen 
zu  erklären,  als  der  Bischof  von  Born?  Dieser  galt,  wie  wir 
weiter  unten  feststellen  werden,*)  bereits  vor  dem  Jahre  760  als 
der  erste  Interpret  in  Sachen  des  Glaubens  — wohin  auch  der 
Glaube  an  die  göttliche  Einsetzung  der  weltlichen  Herrscher  zu 
rechnen  ist  — und  in  Sachen  der  Moral:  denn  in  das  Gebiet 
der  Moral  spielte  die  Frage  des  Dynastiewechsels  ebenfalls  hin- 
über, da  Pippin  zugleich  den  Treuschwur  verletzte,  welchen  er 
Ghildcrich  III.  geleistet  hatte.*) 

Daraus,  vielleicht  auch  aus  dem  Bestreben,  alle  römisch 
Gesinnten  auf  seine  Seite  herüberzuziehen , *)  nicht  aber  aus  der 
Stellung  des  Papstes  als  „völkerrechtliches  Tribunal“,  wie  sie 
Hahn*)  und  Philipps*)  dem  Papstthum  jener  Tage  irriger 

')  £s  sei  nur  an  die  Einrichtung'  der  (}ottesurtheiIe  (W  aitz  IV  8.  428) 
und  die  religfiöse  Grundauffassuug  über  Strafrechtspflege  (W aitz  IV  8.  624) 
erinnert. 

•)  Unten  § 6. 

*)  Vgl.  Hergenroetber  I 8.  Glt9  und  v.  Ranke  V,  2 8.  26.  Spätere 
Quellen,  deren  einige  die  Anfrage  bei  Zacharias  und  die  um  mehrere  Jahre 
jüngere  Salbung  durch  Stephan  II.  (vgl.  weiter  unten)  zusammenwerfen,  be- 
richten, dass  der  Nachfolger  des  Zacharias,  Stephan  II.,  den  König  und  seine 
Grossen  ausdrücklich  von  diesem  Eide  entbunden  habe.  So  Ekkehsrdi 
Chronicon  universale  M.  G.  SS.  VIII  S.  160  (absolutus  per  eundem  papam 
Stephanum  a inramento,  quod  Bilderico  cum  ceteris  regni  primoribns  fecerat); 
weitere  Qnellenzeugpiisee  bei  übrig  S.  6,  32  f,  de  Lezardiere  III  S. 320  ff. 

*)  Vgl.  Werner  S.  371. 

•)  Hahn  S.  226. 

*)  PhilippsD.  G.IS.335  und„Ueber  denAntheil“  ,S.629:  „er  bildete 
ein  völkerrechtliches  Tribunal  für  alle  solche  Fälle,  in  welchen  heutzutage 
Schiedsgerichte  und  Konferenzen  mit  ihren  Protokollen  die  Entscheidung 
abgeben“.  You  „allen  solchen  Fällen“  ist  mir  kein  einziger  bekannt  (vgl. 
auch  unten  § 4).  Einen  gewissen  Gegenbeweis  bildet  übrigens  der  Bericht 
der  Ann.  Hettens.  U.  G.  SS.  1 S.  32U  über  eine  Episode  aus  dem  Kampfe 
Pippins  gegen  Herzog  Odilo  von  Bayern  i.  J.  742  oder  743;  Ein  Priester 
Sergius  kam  in  das  fränkische  Lager  und  befahl  dem  Fürsten,  indem  er  sich 
auf  einen  Befehl  des  Papstes  berief,  den  Kampf  aufzugebon  (Falso  . . ex 
anctoritate  domni  apostolici  bellum  interdixerat  et  quasi  ex  praecepto  supra- 
dicti  pontificis  Francos  a Baiovariis  disoedere  persuaserat).  Pippin  folgte 
diesem  Befehle  nicht,  sondern  behandelte  den  Sergius  mit  Hohn  und  Spott. 
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Weise  zuschreiben,  erklärt  sich  die  weltgeschichtlich  hochberfihinte 
Anfrage  Pippins  bei  Zacharias,  ob  ihm  oder  Childerich  III.  der 
fränkische  Thron  gebühre.  *) 

Welche  Antwort  er  zu  ertheilen  habe  , konnte  dem  Papste 
unmöglich  zweifelhaft  sein.  Der  Widerspruch  zwischen  Herrscher- 
titel ohne  Herrschergewalt  auf  Seiten  Childerichs  und  Herrscher- 
gewalt ohne  Herrschertitel  auf  Seiten  Pippins  war  allzu  stark 
und  allzu  gefahrdrohend  für  die  F Ortentwickelung  des  fränkischen 
Staatslebens,  um  in  des  Papstes  Augen  dem  göttlichen  Willen 
entsprechend  zu  erscheinen.  Papst  Zacharias  musste  sich  bei 
der  Entscheidung  der  ihm  vorgelegten  Frage  um  so  eher  auf 
die  Seite  Pippins  stellen,  als  er  in  dessen  Qeschlechte,  wie  die 
Träger  der  Vergangenheit*)  seit  länger  als  einem  Jahrhundert, 

Ub  SergiuB  tbatsäcblich  einen  Auftrag  des  Zacharias  erhalten  hatte  (vgl. 
einerseits  Hahn  S.  45  ff.,  Nürnberger  S.  455,  Thijm  Karel  S.  lOZ  f., 
Karl  S.  68,  andererseits  Hettberg  II  8.  595),  ist  bestritten,  hier  aber 
gleichgültig,  denn  Jedenfalls  handelte  er  aus  der  Anschauung  heraus,  welche 
in  Rom  von  der  päpstlichen  Gewalt  gehegt  wurde“  (Kaufmann  S.  26.8)  und 
jedenfalls  theilte  Pippin  diese  Anschauung  nicht. 

')  Uhrig  hat  nach  dem  Vorgänge  von  Le  Cointe  (Annales  eccle- 
siastici  Franoorum,  Farisiis  1668,  tom.  IV  z.  J.  752  No.  62)  und  Eokhart 
(CommentariuB  de  rebus  Pranciae  orientalis,  Wirceburgi  1729,  tom.  I pag.  511 
bis  514)  „Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen  Sage  von  der 
Entthronung  des  raerovingischen  Königshauses  durch  den  Papst  Zacharias“ 
(Leipzig  1875)  geäussert.  Doch  halte  ich  diese  „Bedenken“  gegen  die  An- 
frage des  Pippin  keineswegs  für  überzeugend.  Einige  Punkte,  welche  sich 
gegen  die  Uhrig’sche  Abhandlung  geltend  machen  lassen,  sollen  in  der 
Beilage  II  hervorgehoben  werden,  da  — ausser  einer  sehr  kurzen  mittelbaren 
Kritik  Hahns  in  S y b e 1 s historischer  Zeitschrift  Neue  Folge  Bd.  IX,  München 
und  Leipzig  1881,  S.  336,  wo  ein  mir  nicht  zugänglich  gewesenes  Buch  von 
A.  Crampnon,  Io  papc  Zacharia  et  la  consultation  de  Pipin  le  Bref(Acad. 
de  Sciences  d’Amiens),  Amiens  1878,  besprochen  wird  — keine,  jedenfalls  keine 
eingehende  Kritik  der  immerhin  beachtenswerthen  Abhandlung  erschienen  ist. 

“)  Auf  den  ersten  Blick  könnte  man  geneigt  sein,  bereits  in  dem  letzten 
Abschnitte  des  Schreibens,  mittels  dessen  Zacharias  i.  J.  747  an  Pippin  die 
27  Capitula  sandte  (J  a ffe  IV  ep.  3 S.  18  ff.;  vgl.  unten  § 6),  eine  Andeutung 
des  Papstes  zu  finden,  dass  Pippin  der  eigentliche  König  der  Franken  ist, 
nicht  aber  Childebert,  welchen  der  Papst  gänzlich  unerwähnt  lässt.  Es  heisst 
nämlich  a.  a.  O.  S.  31 : omnimoda  rationc  , non  declinantes  a dextris  aut 
ainistris  sed  viam  regiam  incedentes,  stantissime  observetis  apostolica 
mandata.  Aber  einmal  ist  der  Brief  ausser  an  Pippin  zugleich  an  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  des  Frankenreiches  gerichtet,  ferner  enthalten 
einen  Gegenbeweis  die  ähnlichen  Wendungen  in  folgenden  Urkunden:  Hadrians 
Briefe  an  Bischof  Aegila  Jaffe  IV  No  78  8.  239,  No.  79  S.  246  nnd  an 
den  spanischen  Episkopat  ibid.  No.  99  8.  302,  Alcuins  Briefe  an  Bischof 
Felix  Jaff^  VI  No.  30  S.  219  und  Erzbischof  Arno  ibid.  No.  126  S.  509, 


Digitized  by  Google 


17 


so  die  Träger  der  Zukunft  erblickte.  Wenn  das  ürtheil  des 
Zacharias  nicht  völlig  objektiv  geblieben  ist  und  er  vielleicht 
allzu  gern  geneigt  war,  die  Frage  der  Legitimität  zu  übersehen 
und  dagegen  die  Frage  der  praktischen  Nothwendigkeit  ins  Auge 
zu  fassen,  so  würde  selbst  das  erklärlich  und  verzeihlich  sein, 
da  Zacharias  für  das  Papstthura  und  den  Kirchenstaat  von  den 
Arnulfingern  Alles,  von  den  Merovingem  Nichts  erwarten  konnte. 

Sobald  nun  Zacharias  die  Antwort  ertheilt  hatte:  es  sei 
besser,  derjenige  trage  die  Krone  auf  dein  Haupte,  auf  dessen 
Schultern  die  Sorgen  und  Geschäfte  der  fiegierung  lasteten, 
als  derjenige,  welcher  unthätig  im  Palaste  sitze,*)  war  Pippins 
Sache  entschieden:  den  Franken  schwanden  gegenüber  der 
„Autorität“  *)  des  päpstlichen  Ausspruches  nunmehr  jegliche 
ßedenken,  denn  aus  dem  Thron-  und  Kronräuber  war  Pippin 
jetzt  zum  gehorsamen  Werkzeuge  des  göttlichen  Willens  ge- 
worden: jubelnd  erhob  man  ihn  auf  den  Schild,  rief  ihn  zum 
Könige  aus  und  Hess  ihn  durch  den  Landesepiskopat  salben  *) 
(November  751), eine  Salbung,  der  auch  seine  Gemahlin  Bertrada 
theilhaftig  wurde.  ®) 

Wie  Zacharias,  so  sollte  auch  sein  Nachfolger  Stephan  II. 
(752 — 757)  noch  Gelegenheit  zur  Mitwirkung  in  der  Angelegen- 
heit des  Dynastiewechsels  finden.  Im  Jahre  754  hatte  sich  der 

No  127  S.  512  und  No.  134  S.  526  (vgl.  aber  auch  dessen  Brief  an  König 
Karl  [?]  ibid.  No  29  S.  209).  Gemeint  ist  der  Weg,  der  zum  Uimmels- 
könig  führt. 

')  Ann.  Lauriss.  maior.  ad  a.  749  11.  G.  SS.  I,  136  (oben  S.  13  Anm.  2), 
Enhard.  Enld.  Annales  ibid.  8.  346,  Ann.  Lauriss.  ibid.  S.  116. 

•)  ,Auctoritas‘  cf.  Ann.  Lauriss,  maior.  und  Enh.  Fuld.  Ann.  1.  o.  Vgb 
auch  au  der  Ausdrucksweise  der  clausula  (oben  8.  14  Anm.  2)  Loebell, 
disputatio  de  causis  etc.,  Bunn  1844,  S.  22. 

*)  Hahn  8.  145  ff.,  Boebmer-Uühlbacher  S.  30  No.  62a. 

*)  Dass  Pippins  Krönung  im  November  751,  nicht  erst  i.  J.  752  statt- 
gefunden habe,  ist  durch  Sickel;  lieber  die  Epoche  der  Regierung  Pippins 
(Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  IV,  Qöttingen  1864)  8.  441  ff. 
und  Urkundenlehrc  S.  243  f gegen  die  älteren  Ansichten  von  Rettberg  I 
8.382,  vgl.  Hahn  Exkurs  27  S.  229  ff.,  wohl  endgültig  festgestellt  worden. 
Vgl.  auch  Oelsner  8.  1 Anm.  1,  Bo  eh  mer-Müh  Ibacher  8.  30,  Dahn 
S.  857. 

°)  Zwar  wird  Bertradas  Salbung  (zu  St.  Denys  wurde  sie  nicht  gesalbt, 
nur  gesegnet,  vgl.  die  nächste  Anm.)  nur  von  Cont  Fred.  c.  1 17  M.  G.  Scr.  rer. 
Merov.  tom  II  S.  182  erwähnt,  während  die  anderen  Quellen  hierüber 
schweigen,  doch  ist  an  der  Zuverlässigkeit  des  Berichtes  — abgesehen  von 
dem  Zusatze:  ut  antiquitus  ordo  deposcit;  vgl.  oben  8.  14  Anm.  4 — nicht 
zu  zweifeln. 

H'airt,  PftpiUhom  anter  den  Karolingarn.  2 
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Papst,  um  «Jen  Beistand  der  Franken  gegen  den  Langobarden- 
könig Aistulf  zu  erlangen,  in  das  Königreich  Pippins  begeben. 
Bei  dieser  Gelegenheit  nun  salbte  er  in  der  Kapelle  des  Dionysius- 
klosters bei  Paris  den  König  Pippin  sowie  dessen  Söhne  Karl 
und  Karlmann. ') 

Die  Bedeutung  dieses  Vorganges,*)  bei  welchem  der  hilfe- 
flehende Papst  die  gewünschte  Mitwirkung  nicht  ablehnen  konnte, 
ist  weniger  in  der  erneuten  Salbung  Pippins,  als  in  der  Salbung 
seiner  Söhne  zu  sehen:  Zacharias  hatte  es  als  den  göttlichen 
Willen  erklärt,  dass  Pippin  die  Krone  der  Merovinger  trage, 
Stephan  sollte  darthun,  dass  Gott  dem  ganzen  Geschlecht  Pippins 
die  Herrschaft  Uber  das  fränkische  Reich  zuertheile,  mit  anderen 
Worten:  die  Feierlichkeit  in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  sollte 
die  Erblichkeit  der  neuen  KönigswUrde  für  die  Deszendenz  Pippins 
unter  Ausschluss  seines  Bruders  Karlmann  — der  mit  Pippin 
zusammen  nach  Karl  Martells  Tode  (741)  die  Hausmeierwürde 
geerbt,  aber  im  Jahre  747  sich  in  ein  Klosters  zurückgezogen 
hatte  — und  der  Familie  Karlmanns*)  bestätigen.*) 

Es  wurde  eben  angedeutet,  dass  Stephan  nicht  in  der  Lage 
war,  seine  Mitwirkung  abzulehnen : auch  Zacharias  hätte  unmöglich 
die  Antwort  auf  Pippins  Anfrage  verweigern  oder  zu  üngunsten 


')  Clausula  de  Pipj>iuo  M.  Q.  Script,  rer.  Uerov.  tom.  I p.  II  S.  46.5: 
Fippiui  re^s  ...  et  filiorum  eius  . . CaroU  et  Carlomanni,  qui  per  manus 
sanctae  reixirdationis  viri  beatiasimi  Stephani  papae  una  cum  predicto  patre 
. . . Fippino  rege  sacro  ebrismate  in  reges  Dei  providentia  et  sanctonim 
apoatolorum  Fetri  et  Fauli  intercessionibua  consccrati  sunt  und  daselbst  weiter: 
postea  per  manus  eiusdemque  Stephani  pontificis  die  uno  in  beatomm 
praedictorum  martirum  Dioniaii,  Rustici  et  Eleutherii  aecclesia  ...  in  regem 
et  patricium  una  cum  predictis  filiis  Carole  et  Carlomanno  . . . unetns  et 
benedictus  est  In  ipsa  namque  beatoruin  roartyrum  aecclesia  uno  eodemqne 
die  nobiliasimam  . . . Berteradam,  iam  dicti  florentissimi  regis  coniugem, 
praedictua  venerabilis  pontifex  regalibus  indutam  cicladibus  gratis  septiformis 
Spiritus  benedixit  simulque  Francorum  principes  benedictione  sancti  Spiritus 
oonfirmavit  Andere  Quellenbelegc  bei  Waitz  III  S.  B9  Anm.  3,  Oelsner 
S.  15Ö  Anm.  3. 

•)  Kaufmann,  welcher  Bd  II  S.  294  sagt:  „rechtliche  Folgen  waren 
damit  nicht  verknüpft“,  übersieht  wohl  den  Zweck  der  Salbung. 

*)  lieber  Karlmann  und  seiue  Söhne  vgl.  insbesondere  Hahn  S.  87  ff., 
Uelsner  S.  162  ff.,  bei  Hahn  a.  s.  0.  namentlich  darüber,  dass  Karlmauns 
Rücktritt  eich  nicht  zugleich  auf  seine  unmündigen  Söhne  bezogen  hat,  bei 
Uelsner  a.  a.  O.  darüber,  dass  Karlmann  i.  J.  754  wieder  im  Frankenreiche 
erschienen  ist  und  die  Rechtsansprüche  seiner  Söhne  geltend  gemacht  hat. 

*)  Vgl,  Waitz  III  S.  69  ff.,  279,  Uaassen  8.  117,  Boehmer-Uühl- 
bacher  p.  XXXV. 


Digitized  by  Google 


19 


Pippins  abgeb«n  können.  Wir  kommen  mit  der  näheren  Darlegung 
dieser  Behauptung  zugleich  auf  die  Gründe  zu  sprechen,  welche, 
wie  oben  gesagt  wurde,  die  Papste  zum  engen  Anschluss  an  die 
Karolinger  nöthigten.  Das  Papstthum  war  um  die  Mitte  des 
achten  Jahrhunderts  gezwungen,  gegen  Pippin  durchaus  gefügig 
zu  sein  und  ihn  so  zuvorkommend  wie  möglich  zu  behandeln. 
Das  Patrimonium  Petri  befand  sich  damals  im  Anfänge  seiner 
Entwickelung.  Von  allen  Seiten  drohten  ihm  Feinde.  Um  diesen 
Feinden,  insbesondere  den  Langobarden,  Schach  bieten  zu  können, 
mussten  sich  die  römischen  Bischöfe  nach  einem  Freunde  Um- 
sehen, der  Willens  und  im  Stande  war,  mit  seiner  Heeresmacht 
die  Widersacher  abzuwehren.  Schon  Gregor  II.  (716  — 781)*) 
und  Gregor  III.  (731 — 741)  hatten,  der  Letztere  in  den  Jahren 
789  und  740,  ihr  Augenmerk  auf  das  tapfere,  kriegslustige 
Frankenvolk  gerichtet  und  Hilferufe  bei  Karl  Martell  ertönen 
lassen.')  Dreimal')  schrieb  Gregor  IIl.  an  den  Hausmeier, 

>)  Bezüglich  Gregors  II.  gebt  dies  aus  einer  zumeist  übersehenen  Notiz 
der  Vita  Stephani  II.  c.  15  (Duohesne  S.  444)  hervor:  Quemadmodum 
praedecessores  eins  beate  memorie  domni  Gregorius  et  Gregorius  stque 
domnus  Zacharias  beatissimi  pontifioes  Carolo  ezoellentissime  memorie  regi 
francorum  dixerunt,  petentes  sibi  subveniri  propter  oppressiones  ao  inva- 
siones  quas  et  ipsi  in  hac  Komanorum  provincia  a nefanda  Langobardorum 
gente  perpessi  sunt,  ita  et  modo  et  ipse  venerabilis  pater  . . . misit  litteras 
Bippino  . . . Vgl.  auch  Thijm,  Karel  S.  78,  Karl  S.  48.  Der  Grund,  ans 
welchem  Duchesne  S.  457  Anm.  17  die  Richtigkeit  obiger  Notiz  bezüglich 
eines  Hilfegesnobes  des  Gregor  II.  bezweifelt,  kann  nicht  als  stichhaltig 
gelten.  Duchesne  stützt  sich  darauf,  dass  der  Continuator  Fredegari 
(unten  8.  20  Anm.  1)  die  Gesandtschaft  Gregors  III.  als  ein  bisher  nicht 
dagewesenes  Ereignis  bezeichnet.  Abgesehen  davon,  dass  ein  Irrthum  des 
Continnator  ebenso  denkbar  ist , wie  ein  Irrtbum  des  Papstbnobes , ein 
Widerspruch  der  Quellenberichte  also  ebensogut  zu  Gunsten  des  Continuator 
entschieden  werden  kann,  ist  hervorzuheben,  dass  sich  des  Letzteren  Bemerkung 
lediglich  auf  die  bisher  ungewohnte  Grossartigkeit  in  der  Ausrüstung 
der  Gesandtschaft  (rgl.  die  Worte:  claves  cum  vinculis  ...  et  mnneribus 
magnis  et  infinitis)  bezieht,  von  einem  wirklichen  Widerspruch  also  über- 
haupt nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  Sendung  Gregors  II.  hat  im  Gegen- 
sätze zu  der  des  Gregor  III.  wohl  nur  in  einem  durch  einen  gewöhnlichen 
Boten  übermittelten  Bittsebreiben  bestanden. 

’)  Das  Genauere  bei  Breysig  S.  91 — 100,  Richter,  Annalen  I S.  200 
Anm.  d,  Dahn  S.  817—  826,  Werner  S.  102  flf.,  Baxmann  I S.  214  ff.; 
vgl.  auch  Niehues  I S 514  ff.,  Boehmer-Mühlbacher  S.  17  f..  Langen 
8.  623—626,  Hauck  I 8.  465  f. 

')  Nur  zwei  dieser  Briefe  sind  uns  erhalten:  Jaffö  IV  (Cod.  Carol.) 
No.  1 n.  2 8.  14  u.  15;  der  erstere  fangt  jedoch  ao:  Ob  nimium  dolorem 
oordis  et  lacrimas  iterata  vioae  tuae  excellenciae  necessarium  duximns 
scribere,  setzt  also  einen  älteren  Brief  vorana. 

2* 
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sandte  ihm  die  Schlüssel  zum  Grabe  des  hl.  Petrus  als  Symbol 
des  Schutzrechtes,  welches  er  vom  oströmischen  Kaiser  auf  den 
fränkischen  Hausmeier  übertragen  wollte, ')  und  bat  in  den 
flehendsten  Ausdrücken  um  die  Unterstützung  des  Fürsten.  Elarl 
Martell  aber  mochte  sich  zu  den  vielen  Feinden , welche  sein 
eigenes  Vaterland  umlagerten,  nicht  noch  neue  Feinde  schaffen, 
auch  stand  er  gerade  zu  Luitprand,  dem  Langobardenkönige,  in 
den  freundschaftlichsten  Beziehungen,  *)  er  verschmähte  es  daher, 
den  neuen  Lorbeer,  welcher  ihm  in  Italien  winkte,  auf  sein  ruhm- 
gekröntes  Haupt  zu  setzen  und  den  römischen  Bischöfen  die  er- 
flehte Hilfe  zu  bringen.  *) 

Gefügiger  zeigte  sich  der  Sohn  Karl  Martells,  König  Pippin. 
Er  ist  wiederholt  zu  Gunsten  der  römischen  Bischöfe  gegen  die 
Langobarden  aufgetreten.  Ebenso  ist  Pippins  Sohn,  Karl  der 
Grosse,  wiederholt  zu  Gunsten  des  römischen  Stuhles  gegen  die 
Langobarden  eingeschritten,  bis  schliesslich  im  Jahre  774  die 
Unterwerfung  des  Langobardenreiches  unter  das  fränkische  Scepter 
die  Langobardengefahr  für  die  Päpste  beseitigte.  Eis  blieben 
aber  doch  noch  so  manche  andere  Angriffe  gegen  den  jungen 
Kirchenstaat  zu  bekämpfen,  Angriffe,  welche  namentlich  vom 
oströmischen  Reiche  sowie  von  dem  Erzbischof  von  Ravenna, 
dem  Rivalen  des  römischen  Papstthums,  ausgingen.  Die  Einzel- 
heiten interessiren  für  unser  Thema  nicht,  da  dasselbe  nur  die 

')  Vita  Oregorii  111  c.  14  im  Liber  pontificalis  bei  Uuratoriua 
p.  160  No.  86,  Dnebesne  p.  420  (der  p.  424  No.  84,  p.  CCXXIII  sab  lö 
diese  Notiz  für  interpoliert  hält);  Claves  ex  confessiono  beati  Petri  apostoli 
. . . Carolo  . . . per  miasos  suos  direxit  ...  nt  eos  a tanta  oppressione 
Langobardorum  libermret.  — Cont.  Fred.  o.  110  U.  G.  SS.  Ker.  Meroving. 
tom.  II  (Bannoverae  1888)  S.  178:  a Roma  sede  S.  Petri  apostoli  beatas 
papa  Uregorius  olaves  venerandi  sepulori  cam  vinculia  S.  Petri  (letztere  sollten 
nicht,  wie  die  claves,  ein  Symbol  bilden,  sondern  hatten  ihren  Werth  alt 
Reliquien)  et  muneribus  magnis  et  infinitis  legationem  iiuod  antea  nullit 
auditis  aut  visia  temporibus  fuit  (vgl.  S.  19  Änm,  1)  memorato  prinoipi 
destinavit.  — Brief  Gregors  an  Karl  Martell  No.  2,  Jaff6  IV  S.  17:  ipsas 
saoratiasimas  olaves  confessionis  beati  Petri  vobis  ad  rogum  direxsimut. 
lieber  die  Worte  ad  rogum  vgl.  Dahn  S.  826  Anm.  1,  Baxmann  S.  217 
Anm.  1,  Langen  S.  626  Anm.  1 gegen  Niehues,  1 Aufl.,  Münster  1863, 
S.  316  Anm.,  Gregoroviua  II  S.  284  Anm.  1. 

*)  Vgl.  Wattenbach,  Geschichte  des  römischen  Papstthums,  2.  Abdr. 
Berlin  1876,  S.  36,  Thijm  Karel  S.  77,  Karl  S.  50  f.  und  Moeller  S.  81. 

')  £s  ist  deshalb  keine  den  geschicbtlichen  Ereignissen  entsprechende 
Auffassung,  wenn  Paul  I.  die  Enkel  Karl  Martells,  Karl  und  Karlmann,  in 
ep.  33,  Jaffc  IV  S.  118,  um  sie  zum  Schutze  der  Kirche  zu  mahnen,  auf- 
fordert:  pia  vestigia  sequentee,  imitatores  effioiamini  . . . avi  . . . vestri. 
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fränkiBchen,  nicht  die  italienischen  Verhältnisse  zur  Aufgabe 
hat;')  aus  dem  gleichen  Qrunde  kann  und  muss  es  unerörtert 
bleiben,  welches  die  staatsrechtliche  bezw.  thatsüchliche  Stellung 
der  Päpste,  der  Frankenkönige  und  der  byzantinischen  Kaiser 
zu  dem  Kirchenstaate  gewesen  ist,  wer  von  diesen  dreien  die 
wirkliche  Souveränität  ausgeübt  hat  und  was  insbesondere  der 
römische  Patriziat  bedeuten  sollte,  den  die  Päpste  den  Fürsten 
übertrugen.*)  Nur  soviel  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  gerade 
das  unklare,  rechtlich  nicht  genau  abgrenzbare  Wesen  des  Schutz- 
rechtes  und  der  Schutzpflicht,  welche  mit  dem  Patriziate  verbunden 
waren,  und  andererseits  die  nominelle,  wenn  auch  in  Wirklichkeit 
nicht  mehr  durchführbare  Regierungsgewalt  Ostroms  den  haupt- 
sächlichsten Anlass  zu  Karls  Kaiserkrönung  geboten  haben. 

Die  Kaiserkrönung  Karls  war  ebenso  wie  ein  halbes  Jahr- 
hundert vorher  die  Königski önung  Pippins  im  Grunde  nur  eine 
Bestätigung  des  faktisch  schon  seit  geraumer  Zeit  vorhandenen 
Zustandes;*)  wie  die  Krönung  Pippins  war  auch  diejenige  Karls 
durch  die  politische  Nothwendigkeit  dringend  geboten:  während  es 
damals  gegolten  hatte,  dem  merovingischen  Schein königthume  ein 
Ende  zu  machen,  galt  es  jetzt,  dem  Regimente,  welches  der  mächtige 
Frankenkönig  bereits  seit  dem  Untergange  des  Langobardenreiches 
in  ganz  Italien  führte,  die  öffentliche  Sanktion  zu  geben.  Den 
Franken  und  den  Römern  konnte  es  auf  die  Dauer  nicht  erträglich 


*)  E*  kann  daher  auf  die  Darstellungen  bei  üelsner  und  Abel,  bei 
Ellendorf,  Niehues,  Baxm an n,Martons,_ Ha uok,  Maas sen,Thijm, 
V.  Doellinger,  Kaiserthum,  und  Dahn,  Urgeschichte,  verwiesen  werden. 

•)  Vgl.  Hergenroether  Bd.  1 8.  726,  Warnkoenig  et  (Jerard  I 
8.  263  f,  Dopffel  S.  8 ff,  v.  Doellinger  S.  319  ff.,  Martens  S.  8 ff., 
Breysig  S.  100,  Dahn  S.  876,  880,  Leo  S.  605  f.  üeber  die  Ausdrucks- 
weise  der  clausula  Fippini:  in  regem  et  patricium  una  cum  . . . filiis  . . . 
unctus  et  benedictus  est  (oben  S.  18  Anm.  1)  vgl.  Oelsner  S.  160  Anm.  2, 
Martens  3.81  f gegen  Dahn,  der  8.  880  von  einer  „Krönung  tum  König 
und  zum  Patricius“  spricht.  Bereits  Karl  Martell  wird  von  Gregor  III.  in 
dessen  Brief  an  Bonifatius  vom  7.  XII.  724  bei  Jaffe  111  No.  25  8.  86  als 
patricius  bezeichnet;  betreffs  des  Karl  und  Karlmann  vgl.  ausser  den  Citaten 
bei  Oelsner  8.  160  Anm.  7 z.  B.  noch  Jaffe  IV  ep.  29  8.  111,  82  S.  117, 
36  S.  129,  37  8.  129,  42  S.  144,  46  3.  löö;  vgl.  ferner  die  Schreiben  Hadrians 
an  Karl  bei  Zahn,  Urkuodenbuch  des  Herzogthums  Steiermark  Bd.  I,  Graz 
1876,  No.  3 S.  4 und  an  Bischof  Egila  bei  Jaffö  IV  No.  79  S.  244,  Alouins 
Brief  an  Karl  bei  J affe  VI  No.  142  S.  544,  Karls  eigene  Briefe  ibid.  No.  97 
8.  403  und  Jaffe  IV  No.  3 8.  343,  8 S.  362,  10  8.  354,  356,  11  8.  367. 

•)  Vgl.  Hauok  II  S.  105,  WarnkoenigetGörard  IS.  819,  Maassen 
8 125  f. 
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und  errprieesHch  scheinen,  dass  Karls  Herrschergewalt  über  den 
Kirchenstaat  nur  auf  dem  einer  staatsrechtlichen  Abgrenzung 
unfähigen  Titel  als  Patrizius  gegründet  war,  beide  Nationen 
fühlten  das  Bedürfnis  nach  einer  festeren  Basis  für  diese  Herrscher- 
gewalt. Dass  diese  Basis  nur  in  der  römischen  Kaiscrwürde  zu 
finden  sei,  konnte  nach  der  Auffassung  jener  Tage  keinem  Zweifel 
unterliegen,  ln  Rom  konzentrierten  sich  jene  beiden  Mächte, 
welche  den  Zeitgenossen  ')  Karls  und  Leos  — der  im  Jahre  795 
den  apostolischen  Stuhl  bestiegen  hatte  — neben  und  nach  dem 
Königthume  Karls  als  die  zur  Beherrschung  der  Menschheit 
bestimmten  Faktoren  erschienen:  in  geistlicher  Beziehung  rück- 
sichtlich des  Glaubens  der  römische  Bischof,  in  weltlicher  Be. 
Ziehung  rücksichtlich  des  irdischen  Regimentes  der  römische 
Kaiser.  Byzanz,  das  gerade  in  jener  Zeit  von  wildem  Partei- 
hader zerrissen  war  und  wo  die  Zügel  der  Herrschaft  in  den 
Händen  einer  Frau  lagen,  hatte  sich  weder  fähig  noch  willens 
gezeigt,  die  römische  KaUerwürde  zu  repräsentieren;  die  Augen 
der  Mitwelt  konnten  sich  wohl  allein  auf  den  machtvollen,  alle 
anderen  Fürsten  überstrahlenden’)  Frankenkönig  richten,  der 
sich  inzwischen  auch  von  dem  unklaren  Abhängigkeitsverhältnis 
emanzipiert  hatte,  in  welchem  er  sich  eine  Zeitlang  gegenüber 
Byzanz  befand.*) 

EjS  bedarf  nicht  der  Hervorhebung,  welche  Vortheile  die 
Kaiserkrönung  für  Rlarl  in  Aussicht  stellte,  aber  auch  für  das 

')  Brief  Alouina  an  König  Karl  vom  Uai  799,  Uonumenta  Alcniniana 
(Bibliotheoa  rerum  Qennanicamm  ed.  Jaffe  tom.  VI,  Berolini  1873,  edd 
Wattenbacb  et  Duemmler)  No.  114  S.  4(>4:  Trea  peraonae  in  mnndo  altiaaime 
bne  naque  fuerunt.  Id  eat,  apoatolica  aublimitaa,  quae  beati  Petri  principia 

apoatolorum  aedem  vicario  munere  regere  solct Alia  eat  imperialia 

dignitaa  et  asenndae  Romae  aaecnlaria  potentia  . . . Tertia  eat  regalia 
dignitaa,  in  qua  voa  domini  noatri  Jeau  Christi  diapensatio  rcctorem  popuU 
chriatiani  dispoauit,  caeteris  praetätis  dignitatibua  potentia  excellentiorem 
aapientia  clariorem,  regni  dignitate  sublimiorem.  Kcce  in  te  solo  tota  saln^ 
ecclesiarum  Christi  inclinata  recumbit. 

’)  (vorige  Anmerkung)  und  ep.  111,  Jaffe  VI 

8.  4Ö3  (gleichfalls  vom  Jahre  799) : quantum  regni  potentia  praelatus,  tantnm 
aapientiae  decore  . . . omnibua  praecellis;  ferner  Hadrians  Brief  an  Karl 
(zwischen  781  und  783  gesehrieben)  No.  73,  Jaffe  IV  S.  225;  voa  beatus 
Petrus  . . facit  . . victores  super  omnes  regnare  reges,  No.  74  8.  228:  tarn 

magna  vobia  conceaaa  . . . super  omnes  reges  per  beatum  Petrum  gratia;  auch 
der  Brief  des  Cathulf  an  Karl  v.  J.  775  (ep.  Carol.  No.  I,  Jaffö  IV  8.  338) 
ist  bezeichnend:  Honoravit  te  rex  tuus  super  alteros  coetaneos  tuos;  ibid. 
8.  3.37:  ipse  te  exaltavit  in  honorem  glorie  regni  Kurope. 

*)  Vgl.  Wattenbach  8.  53. 
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Bömcrvolk  und  daa  Papatthum  konnte  die  Erhebung  Karla  zu 
ihrem  formellen  Oberherrn  nur  Gewinn  bringen.  Den  Römern 
aowohl  wie  dem  Papate  ward  dadurch  atatt  der  Byzantiner,  die 
achon  wiederholt  die  erbetene  Hilfe  gegen  die  äuaaeren  Feinde 
verweigert  hatten,  in  den  Franken  ein  kräftiger  Schutz  zur  Seite 
geatellt,  der  zugleich  gegen  die  inneren  Feinde  dem  Papatthume 
von  höchater  Wichtigkeit  war.  *)  Um  ao  eher  muaate  Leo  bereit 
aein,  die  byzantiniache  Herrachaft  abzuachiitteln  und  durch  die 
fränkiache  zu  ersetzen,  als  von  Ostrom  in  dogmatischen  Fragen 
— speziell  in  der  Angelegenheit  des  Bilderstreitea  — oft  der 
päpstlichen  Auffassung  Widerspruch  entgegengesetzt  worden  war, 
während  die  Frankenkönige  sich,  wenn  auch  nicht  stets,  so  doch 
zumeist  als  folgsame  Schüler  der  päpstlichen  Lehren  bewiesen 
hatten.  *)  Das  gewährte  für  die  Glaubensherrschaft  Roms  ebenso 
sichere  Aussichten  und  Garantieen,  als  die  fränkischen  Waffen 
für  die  territoriale  Herrachaft  des  Papstthuma. 

Aber  wie  Rom  auf  die  Franken,  ao  war  Karl  auf  Leo  an- 
gewiesen:*) denn  ohne  die  Mitwirkung  des  Papstes  konnte  Karl 
die  Errichtung  seines  neuen  Kaiserthums  nicht  in  Szene  setzen: 
war  doch  auch  hier  ebenso,  wie  bei  der  Königskrönung  seines 
Vaters  iin  Jahre  751,  die  Begründung  des  neuen  Rechtes  nur 
unter  Vernichtung  des  bestehenden  Rechtszustandes  möglich;  wie 
im  Jahre  751  die  Beseitigung  der  Merovinger  der  Bemäntelung 
durch  die  Autorität  des  Papstthums  bedurfte,  so  auch*)  im  Jahre 
800  die  Verdrängung  der  byzantinischen  Kaiserherrschaft,  wenn- 
gleich es  sich  auch  hier,  wie  damals,  im  Grunde  nur  um  die 
formelle  Anerkennung  des  rechtlich  bereits  Gewordenen  und  der 
thatsächlich  nicht  mehr  zweifelhaften  Entwickelung  handelte.*) 


■)  V.  Ranke  V,  2 S.  183. 

’)  Vgl.  unten  S 6- 

*)  Warnkoenig  et  Oerard  1 S.  319. 

')  Vgl.  Honach.  Sangall.  lib.  I c.  26,  Jaffi  IV  S.  667:  ut,  qui  iam  re 
ipea  rector  et  Imperator  plurimamm  erat  nationum,  nomen  quoque  impera- 
toris  caesaris  et  augusti  apoatolica  auctoritate  gloriosoa  assequeretor. 

*)  Karl  scheint  die  Kaiserkrönung  schon  längere  Zeit  vorher  geplant 
zu  haben  (vgl.  darüber  z.  B.  Dahn  S.  1074  ff.);  hierauf  geht  anscheinend 
folgender  Vers  Alcuins  in  ep.  110  (v.  J.  790)  bei  JaffS  VI  S.  448: 

Det  tibi  perpetuam  clemens  in  saecla  salutem, 

£t  decus  imperii,  David  amate,  Deua. 

Doch  bezeichnet  Alcuin  ibid.  S.  469  in  der  ep.  112,  welche  gleichfalls  dem 
Jahre  709,  und  sogar  schon  in  der  ep.  99  S.  420,  welche  dem  Jahre  798 
angehört,  Karls  damalige  Königs  herrachaft  als  imperium. 
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Karl  scheint  nur  bezweckt  zu  haben,  dem  Akte,  der  sich 
am  Weihnachtstage  des  Jahres  800  in  der  Peterskirche  zu  Rom 
abspielte,  durch  feierlichsten  religiösen  und  ceremoniellen  Pomp 
eine  erhöhte  äusserliche  AVeihe  verleihen  zu  lassen;  dagegen 
dürfte  cs  seiner  eigenen  Absicht  sowie  der  zwischen  ihm  und 
Leo  getroffenen  Abrede  *)  widersprochen  haben , dass  der  Papst 
es  war,  welcher  Karl  mit  der  Krone  schmückte;  es  scheint  nämlich, 
dass  der  FrankenfUrst  selber  das  Diadem  vom  Altar  nehmen  und 
auf  sein  Haupt  setzen  wollte.*) 

Wie  in  diesem  Falle  hat  auch  sonst  das  Papstthum  oftmals 
die  Befugnisse  überschritten,  welche  ihm  von  fränkischer  Seite 
eingeräumt  werden  sollten,  mehrfach  mit  dem  Erfolge,  dass  sich 
die  Rechtsansprüche  im  Laufe  der  Zeit  durch  fortgesetzte 
Geltendmachung  in  wirkliches  Recht  verwandelten.  Wir  werden 
eine  Anzahl  von  Belegen  dafür  im  Laufe  der  Darstellung  gewinnen. 

Ebenso  kann  einstweilen  nur  angedeutet  und  an  anderer  Stelle 
erst  genauer  festgestellt  werden,  dass  neben  den  sowohl  auf  Seiten 
des  Papstthums  wie  auf  Seiten  der  Fürsten  massgebenden,  oben 
skizzierten  egoistischen  Gründen  noch  mannigfache  andere  Momente 
mitgewirkt  haben,  um  die  engen  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staate  und  zur  fränkischen  Kirche  zu  ermöglichen. 
Zur  genaueren  Darstellung  können  diese  Momente  erst  im  zweiten 
Theile  der  Abhandlung  gelangen,  weil  die  diesbezüglichen  Einzel- 
heiten erst  sorgfältig  gesichtet  werden  müssen  und  an  dieser  Stelle 
zu  viel  Platz  in  Anspruch  nehmen  würden. 


')  Ueber  die  Wahrgcbeialichkeit  einer  solchen  Abrede  vgl.  Warnkoenig 
et  Girard  I p.  320  f.,  Glasson  p.  405  f.  und  oben  S.  23  Anm.  5. 

‘)  So  lässt  sich  die  Verstimmung  Karls  erklären,  von  welcher  sein 
Biograph  Einhard  berichtet  t£>ub.  vit.  Carol.  a 28,  Jaffe  IV  S.  533: 
Imperatoris  et  Augusti  nomen  accepit.  (}uod  primo  in  tantum  aversatns 
est,  ut  adhrmaret,  se  eo  die,  quarovis  |>raecipua  festivitas  esset,  eccicsiam  non 
intraturum,  si  pontificis  cousilium  praescire  potuisset;  ähnlich  im  Anschluss 
an  Einhard  der  Poeta  Saxo  lib.  V v.  529  ff.,  J affe  IV  S.  H22).  \'gl.  Martens 
8.  213  ff..  Neue  Erörterungen  S 31,  Dümmler,  Karl  der  Grosse,  in  Deutsche 
Biographie  Bd.  XV  (Leipzig  18.S2)  8.  140,  v.  Hanke  V,  2 S.  186,  Baxmann 
I 8.317  Anm.  4,  Dahn,  Urg.  8 107H  ff.,  Deutsche  Gesch.  S.  359,  Glasson 
p.  74,  Thijm,  Karel  8.  437  f.,  Karl  8.  283  f.,  Brunner,  Das  Constitutum 
Constantini,  Berlin  1888,  8 27  f.  Doch  sind  auch  mannigfache  andere  Er- 
klärungen aufgestellt,  vgl.  Philipps,  D.  G.  II  S.  81  Anm.  10,  Abel  II 
8 239,  W arnkoenig  et  Gerard  I 8.  321  f.,  Richter,  Annalen  II  8.  147, 
Glasson  p 404  ff.,  Nitzsch,  Geschichte  des  deutschen  Volkes,  Bd.  I, 
Leipzig  1883,  8.  219,  N iehues  I 8.  374  ff,  Ellendorf  I 8. 197  f.,  Boehmer- 
Hühlbaober  p.  LXIV,  v.  Hase  8.  45 
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Aus  demselben  Grunde,  um  uns  hier  nicht  in  Details  zu 
verlieren,  welche  erst  der  vorsichtigsten  Prüfung  bedürfen,  kann 
eine  Uebersicht  Uber  die  weitere  Fortentwickelung  der  Beziehungen 
des  Papstthums  zum  fränkischen  Staate  und  eine  Darstellung  der 
durch  letztere  herbeigeführten  Beziehungen  des  Papstthums  zur 
fränkischen  Kirche  erst  unternommen  werden,  nachdem  im  zweiten 
Theile  die  Einzelfragen  zur  Beantwortung  gelangt  sind. 


Zweiter,  besonderer  Theil. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen  Staatsrecht 

§ 3. 

KSnlgs-  und  Kaiserkrone. 

Unter  den  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staate  nimmt  das  grösste  Interesse  die  Frage  in  Anspruch,  ob 
dem  Papstthum  in  der  von  uns  behandelten  Periode  ein  prinzi- 
pielles Hecht  zugestanden  hat,  über  die  fränkische  Königskrone 
oder  über  die  römische  Kaiserkrone  zu  verfügen. 

Ein  solches  Recht  ist  sowohl  hinsichtlich  der  Königskrone 
als  hinsichtlich  der  Kaiserkrone  ')  zu  verneinen. 

Zwar  haben  wir  gesehen,  dass  ein  Papst  (^Zacharias)  es  war, 
der  im  Jahre  751  Pippins  Anfrage  zu  Ungunsten  des  legitimen 
Herrscherhauses  beantwortete,’')  dass  ein  Papst  (Stephan  II.)  es 
war,  der  im  Jahre  754  den  König  und  seine  Söhne  im  Kloster 
des  hl.  Dionysius  salbte,^)  und  dass  wiederum  ein  Papst  es  war, 

*)  Warnkoenig  et  Oirard  I S.  324  wollen  folgendennassen  unter- 
acheiden;  „le  droit  au  couronnement  ctait  hereditaire,  et  l’heritier  du  tröue 
pouvait,  avant  l’accoinplissemeot  de  cette  formalite  (d.  h.  der  päpatliohen 
Bestätigung,  Salbung  und  Krönung),  a'attribuer  le  titre  d’empereur;  maia  il 
fallait  le  couronnement  pour  l’inveatir  Idgalement  de  cette  haute  dignite." 
Daa  scheint  mir  eine  irrige  üebertragung  der  — für  das  spätere  Mittelalter 
zweifellosen  — Anschauung  auf  dio  erste  Periode  des  deutschen  Kaiserthums 
zu  sein.  — Sehr  eingehende  und  richtige  Erörterungen  finden  sich  bei 
de  Lezardiero  111  S.  46  f.,  320  ff,  323  ff.  Die  rechtliche  Nothwendigkeit 
der  päpstlichen  Betbeiligung  an  der  Erlangung  der  Kaiserkrone  behauptet 
Hergenroether  S.  734. 

*)  s.  oben  8.  14  ff.  und  zur  Würdigung  dieses  Vorganges  die  treffenden 
Bemerkungen  bei  Warnkoenig  et  Qerard  1 S.  261  ff. 

*)  s.  oben  S.  18.  Eine  Krönung,  wie  Philipps  D.  Q.  11  8.  899 
und  „Ueber  den  Antbeil“  mehrfach,  z.  B.  S.  624,  629  sagt,  ist  nicht  erfolgt; 
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der  im  Jahre  800  Karl  dem  Grossen  die  Kaiserkrone  aufsetzte.’) 
Wir  haben  aber  auch  festgestellt,  dass  in  jedem  dieser  Fälle 
politische  Erwägungen  die  Fürsten  dazu  veranlassten,  die  päpst- 
liche Mitwirkung  nachzusuchen;  im  Jahre  751  bei  Verdrängung 
Ghilderichs  und  im  Jahre  800  bei  Verdrängung  der  oströmischen 
Kaiser  den  hierin  liegenden  Rcchtsbruch  als  Ausfluss  des  gött- 
lichen Willens  darzustellen,  im  Jahre  754  für  Fippins  Nach- 
kommen und  nur  für  diese  die  Erblichkeit  der  neuen  Königskrone 
zu  bestätigen. 

Das  Vorhandensein  politischer  Erwägungen  enthält  nun  aller- 
dings keinen  Beweis  für  die  Nichtezistenz  eines  päpstlichen 
Rechtsanspruches  auf  Mitwirkung  bei  Neubesetzung  des  Königs- 
oder Kaiserthrones.  Auch  spricht  es  zu  Gunsten  eines  derartigen 
Rechtsanspruches,  dass  die  Quellenberichte  noch  mehrere  andere 
Fälle  ergeben,  in  welchen  ein  Papst  sich  bei  der  Thron-  und 
Kronfrage  betheiligte.  Diese  Fälle,  deren  Schilderung  gleichzeitig 
die  nachweisbaren  bezw.  muthinasslicben  Beweggründe  beigefUgt 
werden  sollen,  sind  die  folgenden; 

Erstens  die  Salbung,*)  welche  Hadrian  im  Jahre  781  an 
Karls  Söhnen  Karlmann  und  Ludwig  vomahm;'*)  dieselbe  erfolgte, 
nachdem  die  königliche  Familie  eine  Romfahrt  unternommen 
hatte,  gelegentlich  der  Taufe  Karlmanns,  der  fortab  Pippin 
genannt  wurde;*)  der  Hauptzweck  dieser  Salbung  lag  darin,  die 
Thronfolge  des  jungen  Pippin  in  dem  erst  sieben  Jahre  vorher 

die  Qucllenbericlite  sprechen  sämmtlich  nur  von  einer  unctio,  die  Notiz  des 
Cbron.  Hoiss.  H.  U.  SS.  I S.  Pippinum  regem  . . oleo  unctionis  perunxit 
secundum  morem  maionim  unitione  sacra,  filiosqne  eins  duos  felioi  sneoessione 
Carolum  et  Carlomannnm  eodem  coronavit  bonore  ist  nicht  wörtlich  von 
einer  Krönung  der  Prinzen  zu  verstehen.  — Die  Königin  Bertrada  wurde 
von  Stephan  weder  gekrönt,  noch  gesalbt,  sondern  nur  gesegnet  (vgL  oben 
8.  18  Anm.  1);  die  rechtliche  Bedeutungslosigkeit  dieser  Segnung  folgt 
daraus,  dass  Stephan  zugleich  die  fränkischen  Drossen  segnete  (simulqne 
Prancorum  principes  benedictione  sancti  Spiritus  confirmavit,  a.  a.  O.). 

■)  Oben  S.  24. 

‘)  Vielleicht  auch  gleichzeitig  Krönung.  Vgl.  Ann.  Einb.  a.  781  K.  O. 
SS.  1,  161  (Baptizavit  . . pontifex  hlium  eins  Pippinum,  unxitque  eum  in 
regem.  Unxit  etiam  et  Hludcvicum  fiatrem  eins,  quibus  et  coronam  impo- 
suit)  und  Abel  I S.  879  Anm.  6,  Waitz  lU  S.  257  Anm.  3 und  über  die 
Königskrone  im  Allgemeinen  Waitz  a.  a.  0.  S.  249  ff. 

*)  Das  Annalenmaterial  bei  Abel  I S.  379  Anm.  5,  Boehmer-Uübl- 
bacher  S.  87  No.  226a. 

*)  Vgl.  unten  Beilage  1. 
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durch  Karl  eroberten  Langobardenreiche  zu  sichern , ’)  Neben- 
zweck wird  es  gewesen  sein,  die  Ansprüche  der  Neffen  Karls 
— der  Söhne  seines  im  Jahre  741  verstorbenen  Bruders  Karl- 
mann *)  — zu  beseitigen  und  so  eine  Art  verspäteter  Gegendemon- 
stration gegen  die  Intriguen  des  Langobardenkönigs  Desiderius 
zu  bilden;  dieser  hatte  nämlich  im  Jahre  772,  nachdem  seine 
Tochter  Desiderata  *)  von  ihrem  Gemahl,  König  Karl,  verstossen 
war,  die  Absicht  gehabt,  die  Söhne  jenes  Karlmann,  die  nach 
des  Vaters  Tode  von  Karl  verdrängt  und  mit  ihrer  Mutter 
Gerberga  ins  Langobardenreich  geflohen  waren,  durch  Papst 
Hadrian  salben  zu  lassen,  um  so*)  im  Frankenreiche  Zwiespalt 
zu  säen,  zwischen  Hadrian  und  Karl  Feindschaft  zu  stiften  und 
ganz  Italien  dem  Lnngobardenreiche  einzuverleiben. 

Zweitens  hat  Papst  Leo  im  Anschlüsse  an  die  Kaiserkrönung 
Karls  dessen  gleichnamigen  Sohn*)  gesalbt  und  gekrönt.*)  Die 
Bedeutung  dieses  Aktes  war  im  Allgemeinen  die  nämliche,  wie 
bei  der  im  Kloster  des  hl.  Dionysius  an  den  Söhnen  Pippins 
vorgenommenen  Salbung,  d.  h.  die  Fesstellung,  dass  die  neue  — 
jetzt  kaiserliche,  damals  königliche  — Würde  nicht  lediglich  auf 

■)  Ueber  die  EiDsetzung  Pippins  znm  König  von  Italien  und  Ludwigs 
zum  König  von  Aquitanien  vgl.  Abel  1 S.  380  Anm.  2,  387  f.,  Boehmer- 
Mühlbaoher  S.  87  No.  226b,  S.  202  No.  489  f. 

*)  Derselbe  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  gleichnamigen,  oben  S.  18 
erwähnten  Bruder  Pippins. 

')  Ueber  den  Namen  der  langobardischen  Königstochter  vgl.  Abel 
S.  80  Anm.  ö. 

Die  Motive  sind  in  der  Vita  Hadriani  c.  9 (bei  Huratorius  111 
p.  181,  bei  Duebesne  p.  488)  eingehend  aufgefUhrt.  Vgl.  auch  noch  Bax- 
mann  1 S.  274,  Martens  S.  130,  Abel  1 S.  133. 

*)  Nicht  etwa  Karls  Sohn  Pippin,  wie  Sugenheim  S.  405  und 
Hergenroether  1 S.  73(>  annehmen. 

*)  Vita  Leonis  111  bei  Mnratorius  lU  S.  199:  lllico  Sanctissimns 
antistes  et  pontifex  un.\it  imperatorem  deo  sancto  Carolum  et  excellentissi- 
mum  filium  eins  regem  (Duchesne  11  p.  7 liest:  Karolo,  excellentissimo 
filio  eins,  rege)  in  ipso  die  natalis  domini  nostri.  — Brief  Alcuins  an  Karl 
den  Jüngeren,  J a ffe  VI  No.  162  S.  600  (4.  April  800):  Audivi  per  domnum 
apostolicum  regium  nomen,  domino  excellentissimo  David  (Karls  des  Grossen 
Beiname  im  Hofkreise)  consentiente,  cum  corona  regiae  dignitatis  vobis  in- 
positum.  Vgl.  Thijm,  Karel  S.  438  Anm.  3,  S.  337  f.,  Karl  S.  284  Anm. 
3,  S.  331  f.,  Abel  II  S.  238  Anm.  1,  die  ebenso  wie  Doellinger  S.  363 
wohl  mit  Recht  eine  Salbung  Karls  des  Grossen  leugnen.  Anders 
freilich  Richter,  Annalen  II  S.  147  f.,  Hergenroether  I S.  730,  ferner 
Dahn  S.  1077  Anm.  4,  der  sich  auf  die  Worte  unxit  imperatorem  stützt; 
doch  erklären  sich  diese  Worte  nach  dem  im  Text  Gesagten  auch  für  den 
jüngeren  Karl  als  Prädikatsakkusativ. 
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die  Person  des  augenblicklichen  Trägers  beschränkt,')  sondern 
für  seine  Nachkommenschaft  erblich  sein  sollte.  Doch  fällt  es 
auf,  dass  die  faktischen  Vorgänge  bei  beiden  Salbungen  nicht 
analoge  waren,  da  in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  nicht  nur 
der  älteste  Sohn  Pippins,  Karl,  sondern  auch  der  andere  Sohn 
Pippine,  Karlmann,  gesalbt  wurde,*)  während  zu  Rom  nur  der 
älteste  Sohn  Karls  des  Grossen,  Karl,  nicht  auch  dessen  Brüder 
Pippin  *)  und  Ludwig  die  Salbung  erhielten.  Darin  wurde  meiner 
Ansicht  nach  in  wohldurchdachter  Weise  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  die  karolingische  Königs  würde  gleich  der  merovingischen 
Königswürde '')  im  ganzen  Mannesstammc  *)  vererblich  und  daher 
eventuell  theilbar  sein,  die  karolingische  Kaiser  würde  dag;egen 
gleich  der  bisherigen  byzantinischen  uutheilbar  nur  dem  ältesten 
Sohne  verbleiben  sollte. 

Drittens  hat  im  Jahre  816*)  Papst  Stephan  lY.  dem  Kaiser 
Ludwig  dem  Frommen  nach  stattgehabter  Salbung  eine  goldene, 
mit  Edelsteinen  reich  geschmückte  Krone  aufgesetzt;  ebenso  hat 
er  die  Gemahlin  Ludwigs,  Irmengard,  gekrönt.^)  Es  geschah 

')  Wie  Dahn  D.  G.  8.  3T>1  und  Abel  II  S.  352  (vgl.  zweifelnd  W a i t z 
111  S.  273,  IV  S.  €56)  meinen;  es  ist  allerdings  aufTallend.  dass  die  Divisio 
regnomm  v.  J.H06  (Boretius  8.  123  ff.)  der  Kaiserwörde  gornicht  gedenkt 
Das  erklärt  sich  aber  ganz  leicht  dadurch,  dass  man  sich  noch  nicht  klar 
geworden  war,  wie  dos  — durch  die  8albung  des  jüngeren  Karl  zum  Aus* 
dmok  gebrachte  — Prinzip  der  Erblichkeit  der  Kaiserwürde  auf  den  ältesten 
Sohn  in  Einklang  gebracht  werden  könne  mit  der  Bestimmung,  dass  die 
italienischen  Lande  Karls  zweiter  8ohn  Pippin  (Div.  c.  2,  Boretius  8. 127), 
der  älteste  Sohn  Karl  dagegen  die  8tammeslande  (Div.  c.  3 ibid.)  erhalten  sollte. 

>)  Vgl.  oben  S.  18  Anm.  1. 

*)  V.  Doellinger  8.  364  meint,  auch  der  jüngere  Sohn  Karls,  Pippin, 
sei  zum  König  gesalbt  worden.  Das  halte  ich  darum  für  unrichtig,  weil 
diese  Salbung  bereits  i.  J.  781  und  zwar  für  denselben  Reiobstheil  Italien 
stattgefunden  hatte.  Im  Uebrigen  vgl.  Abel  II  8.  238  Anm.  1,  Dahn 
S.  1077  Anm.  4,  Bochmer-Jlühlbacher  8.  148  No.  3ülo  gegen  Jaffö 
VI  S.  600  Anm.  2. 

*)  Ueber  die  Erblichkeit  und  eventuelle  Theilbarkeit  der  merovingischen 
Königswürde  im  ganzen  Mannesstamme  vgl.  mein  Stoatskirchenreebt  S.  17 
Anm.  3. 

*)  Den  noch  zu  erwartenden  Söhnen  wurde  dos  Sukzessionsreebt  im 
Voraus  durch  die  Salbung  Bertrada’s  bestätigt. 

*)  Nicht  817,  wie  Dahn,  D.  G.  S.  360  meint. 

’)  Das  Quellenmaterial  vgl.  bei  Simson,  Jahrbücher  des  fränkischen 
Reichs  unter  Ludwig  dem  Frommen,  Leipzig  1874,  I 8.  72  Anm.  6—8,  S.  73 
Anm.  1,  Richter,  Annalen  11  S.  219  f..  Boehmer-UUhlbacher  S.  238 
No.  613a;  vgl.  ferner  Niehues  II  8.  68,  Waitz  111  S.  259  f.,  Brunner, 
(jonstitutum  S.  28. 
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dies  zu  Reims,  wohin  sich  Stephan  auf  Aufforderung  des  Kaisers  ’) 
begeben  hatte ; bei  dem  „frommen“  Sinne  Ludwigs  liegt  es  nabe, 
die  Bedeutung  des  Vorganges  nur  in  der  religiösen  Seite  zu 
sehen,')  nicht  in  der  staatsrechtlichen ; staatsrechtliche  Bedeutung 
kann  dem  Akte  schon  deshalb  nicht  innegewohnt  haben,  weil 
Ludwig  bereits  im  Jahre  813  zu  Aachen  durch  seinen  Vater 
Karl  zum  Kaiser  und  Mitregenten  gekrönt  worden  war  *)  und 
weil  von  da  ab  über  Karls  Tod  hinaus  bis  zum  Jahre  816,  ins- 
besondere auch  seitens  des  Papstthums,  nicht  die  geringsten 
Zweifel  an  der  Kaiserwürde  Ludwigs  aufgetaucht  sind.') 

Dos  nämliche  religiöse  Motiv  ')  und  die  nämliche  staatsrecht- 
liche Bedeutungslosigkeit  *)  wird  anzunehmen  sein  bezüglich  der 
im  Jahre  823  zu  Rom  durch  Papst  Paschalis  vollzogenen  Kaiser- 
krönung und  wohl  auch  Salbung’')  Lothars.')  Auch  Lothar  war 
bereits  seit  dem  Jahre  817  bei  der  Reichstheilung  von  Aachen 
als  Kaiser  und  Mitregent  anerkannt  worden.') 

Freilich  scheint  die  Aachener  Theilungsordnung  auch  von 
dem  damaligen  Papste  Paschalis  1.  unterschrieben  worden  zu 
sein,'')  indessen  sind  die  diesbezüglichen  Nachrichten  so  spärlich 
und  diejenigen  Quellenberichte,  welche  diese  Thatsache  unerwähnt 
lassen,  so  zahlreich,  dass  man  hieraus  den  Schluss  ziehen  kann, 
diese  Unterschrift  habe  in  den  Augen  der  Zeitgenossen  staats- 
rechtliche Bedeutung  nicht  gehabt. 


*)  Simson  S.  67  Anm.  1. 

*)  Vgl.  such  Bazmann  1 S.  3z8,  de  Lezardiire  III  S.  47  No.  1, 
Sagen  heim  S.  477  f. 

*)  Unten  S.  32  Anm.  ö und  Boehmer-Hühlbaoher  S.  194  No. 466a. 

*)  Vgl.  Simson  S.  73  f.  Irrig  Martens  8.  224  Anm.  1. 

*)  Vgl.  de  Lezardiere  III  S.  326  No.  7. 

*)  Vgl.  auch  Boehmer  - Mühlbacher  S.  276  No.  746a,  S.  273 
No.  787a,  Richter,  Annalen  II  S.  241  Anm.  a und  de  Lezardidre  III 
8.  .326  bezüglich  des  Umstandes,  dass  Lothar  schon  vorher  den  Raisertitel 
geführt  bat.  Auf  diesen  Umstand  macht  auch  Philipps,  Kirchenrecht, 
Bd.  III  (Kegensburg  1860)  8.  95  aufmerksam,  dennoch  aber  meint  er,  daw 
Ludwig  die  feierliche  Krönung  durch  den  Papst  für  erforderlich  gehalten 
habe.  Darin  dürfte  indessen  ein  Widerspruch  liegen. 

’)  Vgl  Simson  S.  192  Anm.  8. 

*)  Das  Quellenmaterial  erschöpfend  bei  Simson  8.  192  f.,  Boehmer- 
Mühlbaober  8.276  No.  746a,  Richter,  Annalen  II  8.241  Anm.  a.  Vgl 
auch  Niehues  II  8.  108,  Baxmann  I 8.  330  und  über  Philipps  das 
oben  Anm.  6 Bemerkte  in  entsprechender  Anwendung. 

*)  Vgl.  unten  8.  32  Anm.  4. 

'•)  Vgl.  unten  g 4. 
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Politische  Gründe,  welche  die  Krönung  durch  den  Papst 
erwünscht  machen  mussten,  lassen  sich  für  die  beiden’)  soeben 
Torgefdhrten  Fälle  im  Gegensatz  zu  den  Vorgängen  von  751, 
754,  781  und  800  nicht  ermitteln;  man  scheint  vielmehr  lediglich 
von  der  günstigen  Gelegenheit,  die  die  Anwesenheit  des  Papstes 
im  Frankenreiche  bezw.  die  Anwesenheit  des  jungen  Königs  in 
Rom  bot,  Gebrauch  gemacht  zu  haben,  um,  wie  angedeutet,  die 
religiöse  Weihe,*)  wie  sie  Leo  dem  Kaiserthum  Karls  gegeben 
hatte,  auch  seinem  Sohne  und  Grosssohne  zu  Theil  werden 
zu  lassen. 

Doch  können  die  Motive  dahingestellt  bleiben,  da  dieselben, 
wie  bereits  bemerkt  wurde,  einen  päpstlichen  Rechtsanspruch 
auf  Mitwirkung  bei  Besetzung  des  Königs-  oder  Kaiserthrones 
nicht  ausschliessen.  Einen  positiven  Beweis  für  das  Nicht- 
vorhandensein eines  solchen  Anspruchs  und  somit  für  die  recht- 
liche Bedeutungslosigkeit  der  soeben  besprochenen  Vorgänge 
bildet  es  jedoch,  dass  letzteren  eine  Anzahl  anderer  Fälle  gegen- 
übersteht, in  welchen  den  Karolingern  die  Salbung  oder  Krönung 
durch  den  Papst  entbehrlich  und  eine  Salbung  durch  den  Landes- 
episkopat bezw.  eine  Selbstkrönung  oder  eine  Krönung  durch 
den  kaiserlichen  Vater  genügend  erschien. 

Von  Salbungen  durch  den  Landesepiskopat  ist  zu- 
nächst diejenige  hervorzuheben,  welche  Bonifaz*)  und  die  übrigen 

’)  Bei  Lothars  Krönung,  welche  am  5.  April  823  stattfand  (Simsoc  I 
S.  192),  kann  man  zur  Noth  annehmeu,  dass  sie  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwangerschaft  seiner  Stiefmutter  Judith,  welche  am  13.  Juni  einen  Sohn 
Earl  („den  Kahlen“)  gebar  (Simson  I S.  198),  vorgenommen  worden  ist, 
um  Thronansprüche  eines  etwaigen  Stiefbruders  auszusohliessen. 

•)  VgL  Waitz  III  S.  264. 

')  Ann.  Laur.  maior.  a.  750  M.  (i.  SS.  I S.  138:  Pippinus  seenndum 
morem  maiorum  electus  est  ad  regem  et  unctus  per  manus  sanctae  memoriae 
Bonefacii  archiepisoopi,  et  elevatus  a Jt'rancis  in  regno  in  Suessionis  civitate. 
Vgl.  Ann.  Laar.  min.  ibid.  S.  116,  £inb.  Ann.  ibid.  S.  124.  Eine  grosse 
Anzahl  anderer  Quellen,  die  Kettberg  I S.  386  ff.  aufzählt,  übergehen  die 
Betbeiligung  des  Bonifaz.  Je  nachdem  man  nun  die  geschichtliche  Bedeu- 
tung des  Bischofs  in  ein  stärkeres  Licht  zu  rücken  oder  umgekehrt  ihn  zu 
einem  ränkesüchtigen  politischen  Intriguauten  zu  stempeln  geneigt  war 
(letztere  Tendenz  ist  namentlich  bei  Ebrard  I S.  401  ff.,  II  S.  207  ff.  stark 
vertreten),  hat  man  geleugnet  oder  behauptet,  Bonifaz  habe  erstens  die 
Unterhandlungen  zwischen  Pippiu  und  Zacharias  geleitet  und  habe  zweitens 
in  der  That  die  Salbung  des  neuen  Königs  vorgenommen.  Erateres  ist  nun 
allerdings  mit  Seiters  8.  516  ff.,  Kettberg  I S.  380  ff.,  446,  Uhrig 
S.  45  f.,  Fischer  S.  193  ff.,  Boebmer-Hühlbacher  S.  30,  Hefele 
S.  570  ff.,  Oelsner  8.  34  und  Werner  S.  365  ff.  gegen  die  älteren 
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fränkisclien  Bischöfe  itn  Jahre  751  zu  Soissons  an  Pippin  und 
Bertrada  vollzogen ; zweitens  die  nach  Pippins  Tode  am  9.  October 
768  erfolgte  Salbung  seiner  Nachfolger  Karl  und  Knrlmann;') 
drittens  diejenige,  durch  welche  Karl  nach  dem  Tode  Karlmanns 
im  Jahre  771  zum  Nachfolger  in  dessen  Reiche  erklärt  wurde.*) 


Ansichten  (z.  fi.  Leo  S.  478,  auch  Ebrsrd  S.  444]  zu  leugnen.  Letzteres 
ist  zu  bejahen  und  wohl  nicht  auf  diu  blosse  Anwesenheit  des  Bonifaz  an 
dem  feierlichen  Salbungsakte  zu  Soissons  zu  beschränken.  Vgl.  einerseits 
Rettberg  und  Werner  a.  a.  0.,  bei  Werner  namentlich  S.  374  ff.,  ferner 
Thijm,  Karel  S.  141,  l.ö8  Anm  1,  487  ff.,  Earl 8. 93, 101  Anm.  1, 316 ff.,  v,  Hase 

S.  41;  andererseits  Bax  mann  S.  231,  v.  Ranke  V,  2 8. 24,  2ö,  Dahn  8.  861, 
862  Anm.  2,  Dümmler  1 8.  8,  Hahn,  Jahrb.  8.  146,  8eiters  8.  Ö17, 
519  f.,  Oelsner  8.  33  f.,  8ugenheim  8.  333,  8chaeffner,  Geschichte 
der  Rechtaverfassung  Frankreichs,  Frankfurt  a.  M.  1845,  Bd.  I 8.  86, 

T.  8cberer  bei  v.  B uss  8.  363  Anm.  l,£ichhorn§I30S.  491,  Doenniges 
8.  64,  Pfahler,  Bonifaz  8.  225  ff.  und  in  Theolog.  Quartalsscbrift  Bd.  61, 
Tübingen  1879,  8.  101  ff.,  Herchier  p.  57,  v.  Hoefler  8.  17,  Boehmer- 
Müblbaoherp.  XXXIV,  HoellerS.  82,  GlassonU  8.413,  der  darauf  auf- 
merksam macht,  dass  Bonifaz  den  Brauch  der  Königssalbung  aus  England 
herübergenommen  hat  — Gänzlich  bezweifeln  die  Betlieiligung  des  Bonifaz  mit 
Unrecht:  Loebell,  disputatio  8.  23,  Eckhart  8.  512  ff.,  Fischer  8.  190  ff., 
290  ff.  Übrig  geht  von  unrichtiger  Datirung  des  Briefes  Jaff4  III  No.  81 
(TgL  unten  §9)  aus.  Eine  Betheiligung  des  Bonifaz  an  der  8albung 
enthält  durchaus  nichts  Auffallendes,  da  sie  sich  aus  seiner 
Eigenschaft  als  Relchsprimas  (s.  unten  § 9),  die  Eckhart  8.  514  ganz 
ohne  Grund  leugnet,  zur  Genüge  erklärt,  ohne  dass  man  seine  Eigenschaft 
als  päpstlicher  Statthalter  (vgl.  unten  § 9)  zur  Erklärung  heranziehen  muss. 
VgL  auch  Uelsner  8.  34,  Philipps,  Ueber  den  Antbeil,  8.  632,  Ebrard 
II  8.  207  Anm.,  W a i t z III  8.  67  gegen  H a u c k I 8.  .530  Anm.  4. 

’)  Boebmer-Hühlbacher  8.  51  No.  112 d,  Abel  I 8.  30  Anm.  2, 
8.  31  Anm.  2. 

*)  Fragm.  Basil.  sc  771  H.  G.  SS.  XiU  8.  27  f.:  Venientes  ad  enm 
Willeharius  archiepiscopus  (vgl.  über  diesen  unten  § 10)  et  Fulradus 
capellanus  cum  aliis  episoopis  ac  sacerdotibus,  Warinus  quoque  et  Adalardus 
comites  cum  aliis  principibus , qui  fuerant  ex  pai'tibus  Carolomanni , et 
unzerunt  super  se  Karolum  gloriosissimum  regem.  Ferner  Ann.  Mett.  ibid. 
Vgl.  auch  Boehmer-Müblbacber  8.  59  No.  139u,  Abel  I 8.  102  Anm. 
4 zugleich  gegen  Waitz  III  8.  100  Anm.  2.  — Irrig  ist  die  Annahme 
V.  Ranke’s  V,  2 8.  114:  „Obwohl  Earlmanu  Kinder  hinterliess,  wurde  doch 
nicht  daran  gedacht,  eine  Regierung  in  ihrem  Namen  einzuriehten , da  es 
ihnen  noch  an  einer  päpstlichen  Sanktion  fehlte.“  Es  entschied 
(vgl.  weiter  unten)  auch  unter  den  Pippiniden.  wie  bereits  unter  den  Mero- 
vingem,  lediglich  die  Abstammung,  und  wenn  im  Einzelfalle  von  der  gelten- 
den Sukzessionsordnung  abgewichen  werdeu  sollte , so  war  hierzu  die  Zu- 
stimmung der  Grossen  (die  sich  in  Wahl,  Salbung  oder  Schilderhebung  zu 
erkennen  gab)  erforderlich  und  genügend. 
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findlich  ist  eine  Salbung  Ludwigs  des  Frommen  bei  der  Beichs- 
theilung  zu  Aachen  (813)  nicht  unwahrscheinlich. ') 

Selbstkrönung  nahm  — nach  Thegans  Bericht  wenigstens*)  ^ 
— Ludwig  der  Fromme  auf  Geheiss  seines  Vaters  Karl  im  Jahre 
813  zu  Aachen  vor.  Dass  Karl  im  Jahre  800  zu  Born  eine 
Selbstkrönung  beabsichtigt  hatte,  Leo  ihm  aber  zuvorgekommen 
ist,  wurde  bereits  erwähnt.*) 

Krönung  durch  den  kaiserlichen  Vater  fand  statt  an 
Lothar,  dem  Ludwig  der  Fromme  im  Jahre  817  zu  Aachen,*) 
und  an  Ludwig,  dem  nach  vielen  Quellenzeugnisscn *)  Karl  der 
Grosse  im  Jahre  813,  gleichfalls  zu  Aachen,  die  Krone  aufs 
Haupt  setzte. 

Daneben  begegnen  wir  einigen  Fällen,  in  denen  ohne  päpst- 
liche Betheiligung  und  überhaupt  ohne  religiöses  Ceremoniell  die 
öffentliche  Proklamation  eines  Prinzen  zum  Mitkönige  stattfand; 
Karl  des  Grossen  Enkel  Bernhard,  der  Sohn  Pippins,  wurde  auf 
der  Beichsversammlung  zu  Aachen  vom  Jahre  813  zum  Unter- 
könig von  Italien,*)  Ludwigs  Söhne  Pippin  und  Ludwig  wurden 
auf  der  Beichsversammlung  zu  Aachen  vom  Jahre  817  zu  Königen 
der  romanischen  bezw.  deutschen  Gebietstheile  ernannt. 

Sodann  ist  noch  zu  betonen,  dass  Ludwig  der  Fromme, 
nachdem  er  sich  im  Jahre  833  zur  Abdankung*)  hatte  bequemen 
müssen  und  nachdem  er  durch  Lösung  von  dem  Kirchenbanne 
(834)  wieder  regierungsfähig  geworden  war,*)  von  Neuem  — 
durch  den  Episkopat**)  — gekrönt  wurde")  und  dass  er  sich 

*)  Abel  II  S.  518  Anm.  3,  Simson  I S.  5 Amn.  ö. 

*)  Thegan  c.  6 M.  O.  SS.  II  S.  ö9I,  Waitz  III  S.  360  Anm.  1 und 
unten  Anm.  6. 

*)  Abel  U S.  618  f.,  N i ehues  Q 8.  53,  Simion  1 S.  6. 

<)  Simsen  I S 103  f,  Niehues  II  S.  103. 

‘)  Vgl.  Waits  III  S.  360  Anm.  1,  der,  meiner  Ansicht  nach  mit  Recht, 
gegen  Simson  I S.  5 Anm.  5 diese  Berichte  demjenigen  Thegans  vorzieht. 

*)  Abel  II  S.  519,  Niehues  II  S.  5.5. 

’)  Simson  1 S.  103  f,  Niehues  II  S.  103. 

')  Diese  Abdankung  bringt  die  Vita  Walae  II  c.  18  M.  D.  SS.  II 
S.  565  in  Verbindung  mit  einem  päpstlichen  Ausspruche;  vgl.  jedoch  anderer- 
seits den  Brief  der  Kpiskopalversammlung  zu  Troyes  v.  Jahre  867  an  Papst 
Nicolaus  I.  bei  Mansi  XV  S.  793  und  Simson  II  S.  53  f.  (Sine  oonsilio 
et  consensn  papae  Uregorii  . . . impeno  pepulerunt).  Vgl.  hierzu  auch 
V.  Ranke  VI,  1 S.  72,  79. 

*)  Vgl.  Simson  II  8.  90,  129. 

’*)  Baxmann  II  S.  137  nimmt  unrichtig  eine  Selbstkrönung  an. 

")  Simson  II  S.  130.  Eine  bereits  vorher  erfolgte  Krönung  Ludwigs 
zu  St.  Denys  bezweifle  ich  ebenso  wie  Simson  II  S.  90  Anm.  9. 
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fortab  von  Neuem  als  Kaiser  bezeichnet,  ’)  ohne  dass  der  päpst- 
lichen Genehmigung  zur  Wiederausiibung  des  kaiserlichen  Amtes 
irgendwie  gedacht  wird. 

Sehr  ins  Gewicht  fällt  es  endlich,  dass  Karl  der  Grosse  nach 
der  im  Jahre  774  erfolgten  Eroberung  des  Langobarden  reiches 
entweder  überhaupt  nicht  oder  — die  Zuverlässigkeit  der  Be- 
richte lässt  sich  bezweifeln  *)  — nur  durch  den  Erzbischof  Thomas 
von  Mailand  gesalbt  oder  (mit  einer  eisernen  Krone)  gekrönt 
worden  ist  Gerade  der  Umstand,  dass  hier  eine  päpstliche 
Salbung  oder  Krönung  nicht  stattgefunden  hat,*)  ist  von  hervor- 
ragender Beweiskraft  gegen  die  Nothwendigkeit  päpstlicher  Be- 
theiligung bei  Thron-  und  Oynastiewechsel.  Denn  in  den  andern 
oben  aufgezählten  Fällen  handelt  es  sich  — mit  Ausnahme  der 
Vorfälle  von  761  und  300  — um  die  Nachfolge  in  derselben 
Familie  (754  allerdings  unter  Verdrängung  des  Hausmeiers  Karl- 
mann des  Aelteren  und  seiner  Söhne,  771  unter  Verdrängung 
der  erbberechtigten  Söhne  des  jüngeren  Karlmann);  dagegen 
wurde  im  Jahre  774  ebenso  wie  751  und  800  ein  neues 
Herrscherhaus  an  die  Stelle  des  bisherigen  gesetzt.  Hier 
wäre  also,  wenn  überhaupt  je,  die  päpstliche  Sanktion  erforderlich 
gewesen;  hier  aber  war  dieselbe  zugleich  so  bequem  und  leicht 
erreichbar,  wie  selten;  ein  leiser  Wink  Karls  würde  genügt  haben, 
um  den  Papst,  der  ihm  für  die  Niederwerfung  seines  verhasstesten 

')  SimaoD  II  S 91. 

’)  Schon  Leibnitz,  annales  imperii  occidentalia  tom.  I (Leibnitz, 
Oesammelte  AVerke,  erste  Folge,  erster  Band,  Hannover  1843)  S.  66,  56, 
Muratorius  in  dem  Aufsatz  de  corona  ferrea  (Aneedota  ex  Ambr.  bibl 
tom,  U S.267  ff.)  S.  280  ff.  und  Uabi  llon,  Annales  Urdinis  S.  Benedicti  tom.  U, 
Lut.  Paris  1704,  S.  227  bezweifeln  die  Krönung  durch  Bischof  Thomas  von 
Mailand;  vgl.  ferner  Boehmer-Hühlbacher  S.  67  No.  139b,  Abel  I 
S.  192  f.,  8 . 388  Anm.  1 und  ausser  den  das.  8.  193  Anm.  2 Anfgezählten 
auch  Baxmann  8.  279. 

')  Zwar  berichtet  das  Chron.  Salernit.  c.  31  U.  U.  SS.  III,  488:  ipse 
• . . (König  Karl)  . . . Komam  venit,  ibidem  introybit,  et  ab  Adriano  papa 
in  capite  eins  . . . preciosam  imposita  eat  coronam.  Vgl.  hierüber  jedoch 
Baxmann  8.  278  und  Abel  I 8.  178  Anm.  3,  8.  193  Anm.  2 gegen  Lupo, 
Codex  diplomaticus  civitatis  et  eccleaiae  Bergomatis,  Bergomi  1784,  I 8.  346 
bis  662  und  gegen  Meo,  Apparate  Chronologico  agli  annali  del  Begno  di 
Napoli,  Spoleto  1864,  cap.  III  art.  V p.  79  ff.  (aber  nicht  8.  86  nnd  92,  wie 
Abel  a.  a.  O.  citiert)i  Die  von  Abel  a.  a.  O.  erwähnte  Angabe  im  Chronioon 
Farfense  habe  ich  bei  Muratorius,  soript.  rer.  Ital.  II,  2 p.  303  nicht 
aufzufinden  vermocht.  Gegen  die  Möglichkeit  einer  Krönung  bezw.  Salbung 
Earls  durch  Hadrian  spricht  auch  der  Umstand,  dass  ihrer  in  den  vielen 
Briefen  des  Papstes,  die  in  die  Zeit  nach  744  fallen,  nie  gedacht  wird. 

We^ly  Pftpitthom  uikt«r  den  KaroUngern.  3 
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Feindes  zu  grösstem  Danke  verpflichtet  war,  von  Born  nach  Ober- 
italien zu  berufen.  Nichts  dergleichen  geschah  ’)  und  trotzdem 
haben  die  Papste  das  langobardische  Königthum  Karls  stets  an- 
erkannt *) 

Dass  die  Päpste  selbst  kein  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die 
Herrscherqualität  der  Karolinger  erst  durch  ihre  eigene  Mit- 
wirkung zu  bestätigen,  und  dass  auch  die  Päpste  den  Nachfolger 
lediglich  durch  das  Prinzip  der  Erblichkeit,*)  nicht  aber  durch 
die  päpstliche  Sanktion  für  legitimiert  erachteten,  ergiebt  sich 
ferner  aus  dem  Umstande,  dass  Papst  Paul  I.  den  eben  geborenen 
Pippin,  den  er  taufen  zu  dürfen  bittet,  als  ,novum  regem'  be- 
zeichnet*) und  dass  derselbe  Papst  in  einem  an  Karl  und  Karl- 
mann gerichteten  Schreiben  hervorhebt,  die  Prinzen  verdankten 
ihren  hohen  königlichen  Ruhm  der  Abstammung  von  dem  hoch- 
berühmten  Geschlechte.  *) 

Zwar  versäumen  die  Päpste  es  nicht,  immer  wieder  und 
wieder  auf  ihre  Mitwirkung  bei  Einsetzung  des  Karolingerhauses 
an  Stelle  des  Merovingerhauses  anzuspielen,  indem  sie  der  Salbung 


')  Es  bezieht  sich  nicht  auf  eine  Verleihung  der  langobardischen 
Königsherrscbaft  durch  den  Papst,  wenn  Hadrian  in  dem  Schreiben  an 
Karl  bei  Jafl'^  IV  No.  Ö4  S.  180  f.  sagt;  eins  (i.  e.  Petri)  sacris  inter- 
ventionibus  omnipotens  dominus  Deus  noster  victoriam  tibi  tribuit  regnumque 
Langobardorum  tuae  tradere  iussit  potestatis  dicioni. 

*)  Das  ergiebt  die  Adresse  der  päpstlichen  Briefe  von  ep.  51  des  Codex 
Carolinus  (JaffcIVS.  17Ü)ab  bis  ep.98(ibid.  S.  286)  einschliesslich.  Dieselbe 
lautet;  Domino  ezccllentissimo  filio  (von  ep.  68  ab  mit  Ausnahme  der  ep.  70  mit 
dem  Zusatze;  nostroque  [et  nostro]  spiritali  compatri;  vgl.  unten  Beilage  I) 
Carolo  regi  Francorum  et  Langobardorum  atquo  patricio  (patritio)  Bomanomm 
Hadrianus  (Adrianus)  papa.  — Die  Briefe  des  Papstes  Leo  III.  an  Karl 
(Jaffä  IV  S.  306  ff.)  stammen  durchweg  ans  der  Zeit  nach  der  Kaiser- 
krönung  und  enthalten  daher  keinen  Vermerk  über  das  langobardische 
Königthnm  Karls. 

*)  Ueber  die  Orundr'ätze,  welche  das  fränkische  Staatsrecht  zur  Karo- 
lingerzeit hinsichtlich  der  Thronfolge  enthalten  bat,  vgl.  Waitz  III  S.  273  ff. 

*)  Jaff^  IV  ep.  18  S.  8ö;  Nostrae  praelatum  est  notioni,  quod  Dei 
nutu  novum  regem  ex  vestris  visceribus  . . . omnipotens  Deus  oontulit. 

*)  Jaffe  IV  ep.  35  S.  122;  Quanto  decoris  nitore  regalis  gloriae  fasti- 
gium  omatis  . . . sicut  praeclaro  genere  orti,  piis  operibus  ac  dignis 
videmini  inlustrari  moribus.  Unde  unam  quidem  huius  divini  muneris  gra- 
tiam  (das  .dccus  regale')  possidetis  ex  genere  et  aliam  (die  ,digni  mores') 
fmimini  ex  opere.  Vgl  auch  ep.  88  S.  118;  in  utero  matris  vos  sauotiücans, 
andererseits  aber,  wohl  mit  Anspielung  auf  die  Salbung  von  734,  ep.  61 
S.  199;  pro  Dei  amore  et  ipsius  olavigeri  regni  oaelornm,  qui  solium 
regni  patris  vestri  vobis  largiri  dignatus  est. 
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in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  wiederholt  gedenken  ’)  und  die 
Verdienste  des  hl.  Petrus  *)  und  seines  Statthalters  Stephan  II.*) 
hervorheben;  aber  niemals  sagen  sie,  dass  Stephan  damit  ein 
dem  Papstthume  als  solchem  innewohnendes  Recht  aus- 
geübt habe,  sie  — und  ebenso  die  Zeitgenossen  *)  — stellen  den 
Vorgang  stets*)  in  der  Weise  dar,  dass  es  Gott  selber*)  gewesen 
sei,  der  die  Salbung  vorgenommen  und  der  sich  dabei  nur  der 
Vermittelung  des  hl.  Petrus  und  seines  Statthalters,  des  Papstes, 
der  „Hand“  ’)  derselben  bedient  hat,  indem  er  „durch“  Petrus 

')  Ueber  die  Gründe,  wcalialb  der  Antwort  des  Zacharias  v.  J.  761  in 
den  päpstlichen  Briefen  nicht  Erwähnung  geschieht,  vgl.  unten  Beilage  II. 

•)  Brief  des  Papstes  Paul  bei  Jaffc  IV  No.  19  S.  87  f.:  coniuramus  te  . . . 
per  omnipotentem  Deum  et  beatum  Petrum  qui  te  in  regem  unxit;  derselbe 
No.  21  S.  92:  dum  coi  ezccllentiae  vestrae  in  manu  Dei  est  et  divina  bene- 
dictione  sanctae  unctionis  gratia  per  apostolum  eius  et  regni  caelorum 
clavigerum  beatum  Petrum  in  regem  . . . esse  dinoaccris  unctus.  Vgl.  ferner 
unten  Anm.  7 und  S.  36  Anm.  1. 

*)  Schreiben  Pauls  an  Karl  und  Karlmaim  No.  33  S.  118:  Sic . . Deus 
Doster  in  vestra  christianissima  conplacuit  ezcellentia  atque,  in  utero  matris 
TOS  sanctificans,  ad  tarn  magnum  regale  provexit  culmen,  mittens  apostolum 
sunm  beatum  Petrum  per  eius  nempe  vicarium;  et  oleo  sancto  vos  vestrumque 
praecellentissimum  genitorem  unguens  celestibus  replevit  benedictionibus.  — 
Schreiben  Stephans  HI.  an  dieselben  Nu.  47  S.  160  unten  Anm.  7. 

*)  Brief  des  , Senates  atque  unirersa  populi  generalitas  . . . Komanae 
urbia‘  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  S.  71:  Deo  vivo,  qui  vos  in  regem  per 
auum  apostolum  beatum  Petrum  uugui  praecepit.  Freilich  ist  dieser  Brief 
offenbar  in  der  päpstlichen  Kanzlei  abgefasst  worden. 

*)  In  Pauls  Brief  No.  21  S.  92  heisst  es:  Deo  roagis  et  beato  Petro 
semper  placere  procurate,  qui  vobis  presentis  regni  guberuacula  tribuit; 
darnach  scheint  Paul  neben  Gott  auch  den  hl.  Petrus  als  Quell  des  König- 
thums Pippins  darzustellen;  dass  aber  der  Relativsatz  sich  nur  auf  Gott 
bezieht,  ergiebt  sich  daraus,  dass  Paul  fortfährt:  quatenus  ut  temporalis 
regle  potestatis  vel  culmen  largiri  dignatus  est,  caelestia  quoque  vobis  regna 
perenniter  tribuat  possidenda. 

*)  £p.  24  S.  lUl:  Deo  nostro,  qui  vos  in  regem  unxit;  ep.  42  S.  141: 
Dominus  . . oleo  sancto  unxit  te;  ferner  wird  Bertrada  in  ep.  60  S.  169  als 
a Deo  consecrata  hlia  bezeichnet.  Vgl.  auch  ep.  42  8.  141;  Pro  quo  merito 
divinae  gratiae  luminae  et  oleo  sanctiheationis  inter  fideles  reges,  qui  olim 
Deo  placuerunt,  unctus  commemontusque  conprobaris.  Ferner  ep.  16  S.  76 
nnten  S.  36  Anm.  4. 

')  Ep.  26  S.  104  (Schreiben  Pauls  an  Karl  und  Karlmann):  Vos  quippe 
Dominus  ...  in  reges  per  manus  beati  Petri  ungui  dignatus  est;  ep.  32  S.  117 
(derselbe  an  Pippin):  Salvum  fac.  Domine,  christianissimum  Pippinum  regem, 
quem  oleo  sancto  per  manus  apostoli  tui  ungui  praecepisti;  ep.  43  S.  162 
(üonstantin  an  Pippin);  per  Deum  omnipotentem  . . . qui  . . te  . . tuoaque 
. . . natos  ...  in  reges  per  manus  b>  ati  Petri  apostolorum  principis  ungui 
precepit.  (Auf  die  Schutzpflicht  Pippins  der  römischen  Kirche  gegenüber 

3* 
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bezw.  deosen  Statthalter  ’)  die  Salbung  vollzogen  bat.  Ebenso 
wie  den  Königen  und  andern  Zeitgenossen  *)  der  Päpste  er- 
scheint auch  den  Päpsten  selbst  Gott  als  der  Quell  des  König- 
thums  der  Karolinger,  Gott,  der  die  Karolinger  zu  Königen 
„prädestiniert“*)  hatte,  der  sie  zu  Königen  „eingesetzt“,*)  auf 
den  Thron  „befördert“,*)  „gekrönt“’)  hat,  Gott,  der  ihnen  die 

beziehen  sich  dagegen  die  Bemerkungen  Conatantins  in  ep.  td  S.  146  f.) 
Ferner  ep.  47  S.  160  (Stephan  HI.  an  Karl  und  Karlmann):  oleo  sancto  uncti 
per  manua  vicarii  beati  Petri  caeleati  beoedictione  eatia  sanctifacti. 

’)  Ep.  36  8.  123  (Paul  I.  an  Karl  und  Karlmann):  Dominus  ...  in 
reges  per  auum  apoatolum  beatum  Petrum  voa  unguens.  Ferner  ep.  21 
8.  93  oben  8.  36  Anm.  2. 

*)  Die  Ueberschrift  der  Briefe  Karls  des  Qrosaen  an  König  Offa  von 
Uercia  und  Papst  Leo  III.  bei  Jaffe  VI  No.  67  8.  286  und  Jaffö  IV 
No.  10  8.364  lautet:  Carolus  gratis  Dei  rex  Francorum  et  Langobardorum 
ac  patriciuB  Romanorum ; die  Ueberschrift  eines  Briefes  des  Königs  Pippin  an 
Bischof  Lol  von  Mainz  in  den  Capitularia  regum  Francorum  bei  Boretius 
8.  42:  Pippinus  gratis  Dei  rex  Francorum  vir  inloster.  Auch  das  Privileg 
Pippins  für  das  Kloster  Fulda  (J  affe  III  8.  dOO,  vgl.  unten  § 13)  sagt: 
in  regno  nostro  divinitus  nobis  conoesso. 

')  Briefe  Alcuins  an  Karl  Jaff§  VI  No.  76  8.342  (regno  vobis  a Deo 
dato),  No.  96  8.  402  (Dominus  . . . posuit  te  super  thronnm  Israel  ...  et 
conatitnit  te  regem),  No.  99  8.  420  (noch  vor  8(X)  geschrieben,  vgl.  oben 
8.  28  Anm.  6:  imperii,  quod  divina  pietaa  tibi  tuisque  61iis  commisit 
regendum  atque  gubernandum),  No.  100  8. 421  (a  Deo  coronato  regi),  No.  114 
8.  463  (regni  vobis  a Deo  dati;  denselben  Sprachgebrauch  hat  Alcuin  in 
seinen  Briefen  an  englische  Könige:  Jaffe  VI  ep.  66  8.  .304,  ep.  86  8.  363). 
Vgl.  ferner  den  Brief  des  Cathuulf  an  König  Karl  Jaffe  IV  No.  1 8.336: 
qui  de  nihilo  te  creavit  . . . honoravit  te  rex  tnus  super  älteres  coetaneoa 
tuOB  . . . ibid.  8.  337:  ipse  te  exaltavit  in  honorem  glorie  regni  Europe. 

*)  Schreiben  Pauls  an  Pippin  Jaffe  IV  No.  16  8.76:  Deus  omnipotens 
ex  utero  matris  tuae  te  predislinatum  habens,  ideo  te  benedicens  et  in  regem 
ungens;  cf.  eji.  98  8.  291  f.  (Hadrian  au  Karl):  vestra  divinitus  preordinata 
summa  ezcellentia. 

‘)  Ausdrücke,  wie:  a Deo  instituta  regalis  potentia  (excellentia),  a Deo 
inatitutum  culmen  u.  dergl.  sind  in  den  päpstlichen  Briefen  häufig.  V^gl. 
Jaffe  IV  ep.  31  8. 114,  33  8.  119,  43  8.  146,  44  8.  147,  45  8.  151,  46  8.  156, 
47  8.  169,  49  8.  166,  50  8.  170,  54  8.  180,  56  8.  186,  59  8.  195,  63  8.  204, 

71  8.  222,  73  8.  226,  97  8.  284;  a Deo  instituti  reges:  ep.  33  8.  118,  119; 

a Deo  inatitutum  regnum : ep.  46  8.  168;  aber  auch : a Deo  institutnm  Fran- 
corum exercitum  in  ep.  60  8.  197 ; a Deo  constituta  regalis  potentia  in 
ep.  62  8.  201. 

•)  a Deo  promota  regalis  excellentia  (precellentia,  clementia):  ep.  67  8. 210, 

72  8.  224,  73  8.  226,  74  8.  228,  76  8.  230,  77  8.  232,  82  8.  260,  84  8.  255,  85 

8.  256,  258,  91  8.  271,  96  8.  282,  97  8.  283,  98  8.  286;  cf.  ep.  73  8.  226: 

piecelsa  ac  Deo  promota  culmina  atque  memoria  vestra;  ep.  98  8.  285:  a 
Deo  promoto  ampliato  regno. 

So  lautet  der  Schlusspaasus  des  Briefes  Hadrians  an  Bertherius  von 
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KönigswUrde  „geschenkt“  ')  hat  und  dessen  „Befehl“  *)  sie  die- 
selbe verdanken. 

Ebenso  erscheint  — allerdings  in  päpstlichen  Urkunden  nur 
selten*) — das  Kaiserthum  Karls*)  und  seiner  Nachkonamen*) 
nirgends  als  ein  solches  von  Papstes  Gnaden,  sondern  stets  als 
„von  Gottes  Gnaden“,*)  als  Geschenk  Gottes  und  dergl.  Dass 


Vienne  (vgl.  über  die  Echtheit  unten  § 14);  Data  Kal.  Jaimarii  imperante 
piiasimo  Anguato  Conatantino  anno  decimo  et  a deo  coronato  piiaaimo  rege 
Karolo  anno  priino  patritiatua  eiua  (Hngonia  Elaviniacenaia  Chronic.  I,  H. 
ö.  SS.  VIII  S.  344). 

’)  Ep.  35  S.  123:  Deiia  . . . regalem  vobis  conceaait  dignitatem;  ep.  33 
8.  276:  a Deo  concesaam  . . . potentiam. 

*)  Ep.  36  S.  157:  Deus  . . qui  tos  regnare  iuasit;  ep.  46  S.  125:  Deo 
. . qni  voa  regnare  praecepit 

*)  Brief  des  Paschalis  an  Erzbischof  Bernard  von  Vienne  bei  Jaffe 
Reg.  S.  318  No.  3549,  vgL  Simaon  I 8.  74  Anm. 4:  imperante  domino  nostro 
piiasimo  principe  augusto  Ludovico  a Deo  coronato  magno  et  pio. 

*)  Karls  Brief  an  Kaiser  Uicbael  bei  J affe  IV  No.  40  S.  415:  Karolna 
divina  largiente  gratia  imperator  et  auguatus  idemque  rex  Francorom  et 
Langobardornm;  seine  Entscheidung  des  Orenzstreites  zwischen  den  Metro- 
polen Salzburg  und  Aqoileia  bei  Zahn  No.  4 S.  5:  serenissimas  auguatus 
a Deo  coronatus;  ferner  Karls  Briefe  bei  Jaffe  IV  No.  21  S.  379,  24  S.  387, 
25  S.  388,  27  8 391,  31  S.  401,  32  8.  402,  35  8.  409  sowie  folgende  Kapitu- 
larien : Divisio  regnorum  v.  J.  806,  praeceptnm  pro  Hispanis  v.  J.  812,  ad 
Pippinum  filium  epistola  (zwischen  806  und  810)  bei  Boretiua  S,  126,  169 
und  211:  Karolus,  Serenissimus  augostua,  a Deo  coronatus  magnns  pacificua 
imperator,  Uomanum  gubernans  imperiom,  qni  et  per  misericordiam  Dei  rex 
Fraucorum  et  Langobardorum.  An  zeitgenössischen  Stimmen  vgl.  namentlich 
Alcuiua  Briefe  Jaffe  VI  No.  189  8.  667,  191  8.  671,  238  8.  755,  241  8.  774, 
775,  145  8.  789. 

‘)  Ludwig  der  Fromme  nennt  sich  selbst  in  Einharti  epiatolae  bei 
Jaffe  IV  No.  5 8.  443,  26  8.  461,  32  S.  463,  33  8.  464  und  in  der  Regni 
divisio  V.  J.831  bei  BoretiusetKrausc  8.  21:  divina  ordinante providentia 
imperator  auguatus ; ebenso  Lothar  I.  in  Ebbonis  Kemenais  restitutio  v.  J.  840 
sowie  in  dem  Pactum  Veneticum  und  in  dem  Praeceptum  vom  gleichen 
Jahre  bei  Boretiua  et  Krause  8.  111,  130  und  136.  Vgl.  ferner  Hludowici 
et  Hlotbarii  epistola  v.  J.  828  ebenda  8.  4:  Hludowicns  et  Hlotbarius  divina 
ordinante  providentia  imperatores  augusti. 

")  ,Gratia  Dei':  Alcuins  Brief  Jaffö  VI  No.  238  S.  755,  ferner  oben 
Anm.  4 (divina  largiente  gratia  imperator  io  Karls  Brief  an  Kaiser  Michael) 
und  für  Ludwig  II  dessen  Capitula  Papiensa  in  legem  data  v.  J.  855  und 
dessen  Praeceptum  Veneticum  v.  J.  856  bei  Boretius  et  Krause  8.  88 
und  137  (gratia  Dei  imperator  auguatus). 
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Karle  italienisches  Königthum  auf  des  Papstes  Gnade 
überhaupt  nicht  zurückfuhrbar  gewesen  wäre, ')  ist  bereits  er- 
wähnt worden.  *)  

§ 4. 

Die  sonstigen  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen 
Staatsrecht. 

Wir  haben  oben*)  gesehen,  dass  die  engen  Beziehungen, 
welche  die  Päpste  und  die  FrankenfUrsten  seit  Mitte  des  achten 
Jahrhunderts  unterhielten,  eich  aus  beiderseitigem  Egoismus  er- 
klären. Es  wäre  aber  kurzsichtig  und  falsch , wollte  man  ego- 
istische Motive  als  den  alleinigen  Grund  dieser  regen  Beziehungen 
annehmen.  Vielmehr  wirkten  noch  mannigfache  andere  Ursachen 
mit:  so  beispielsweise  das  Interesse  der  Päpste  an  der  Reform- 
thätigkeit  des  Bonifaz  und  an  der  Entwickelung  des  kirchlichen 
Lebens  im  Frankenreiche  und  andererseits  nach  der  Besiegung 
der  Langobarden  das  Interesse  der  Könige  an  der  Gestaltung 
der  italienischen  Verhältnisse.  Nicht  zum  wenigsten  muss  auch 
die  nahe  Freundschaft  betont  werden,  die  sich  zwischen  den 
Päpsten  und  den  Karolingern  ausbildete. 

Zu  der  Hochachtung,  welche  die  FrankenfUrsten  den  klugen 
Führern  der  geistigen  Bewegung  auf  dem  kirchlichen  Gebiete 
und  die  Päpste  den  glorreichen  Führern  der  fränkischen  Waffen- 
macht zollten,  gesellte  eich  ein  Band  der  Freundschaft,  welches 
bei  den  Reisen  der  Päpste  an  das  fränkische  Hof-  oder  Heer- 
lager *)  und  den  Romfahrten  der  Fürsten  *)  auf  Grund  der  damit 
ermöglichten  persönlichen  Bekanntschaft  angeknüpft  und  durch 

')  In  den  ,Ubri  Carolini'  (vgl.  unten  § 6)  heisst  es  (Jaff6  VI  S.  223): 
conlato  nobis  a Deo  Italiae  regno;  vgl.  auch  oben  S.  36  Anm.  2 die  lieber- 
Schriften  in  Karls  Briefen  und  Kapitularien  sowie  den  Brief  Karls  an  seinen 
Sohn  Pippin  Jaffi  IV  No.  27  S.  392:  regnnm  tibi  a Deo  commissum. 

’)  Vgl.  oben  8.  .33. 

»)  Oben  S.  11  ff. 

*)  Stephan  II.  sachte  den  König  Pippin  im  Jahre  764  zu  Paris  anf, 
Leo  III.  den  König  Karl  im  Jahre  799  zu  Paderborn,  im  Jahre  804  zu 
Reims,  Stephan  IV.  den  Kaiser  Ludwig  iro  Jahre  816  zu  Reims. 

*)  Karl  der  Grosse  war  vier  Mal  in  Rom  und  zwar  in  den  Jahren  774, 
781,  787  und  800  (vgl.  Einh.  Vit.  Carol  c.  28  bei  ,T  affe  IV  S.  683,  Poeta  Saxo 
lib.  V V.  517  f.,  ibid.  S.  621X  zumeist  in  Begleitung  seiner  Angehörigen.  König 
Pippin  und  Kaiser  Ludwig  haben  Rom  nie  aufgesucht  (Uber  die  falsche 
Nachricht  des  Monach.  Sangall.  de  Carol.  Magno  lib.  II  c 16,  J affe  IV  S.  68!) 
von  einer  Romreise  Pippins  i.  J.  764  vgl.  Oelsner  S.  203).  Vgl.  auch  die 
oben  S.  26  f.,  29  erwähnten  Romreisen  der  Königssöbne. 
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lebhaften  Briefwechsel  befestigt  wurde.  Ein  derartiges  Freund- 
schaftsband  fesselte  namentlich  Papst  Eadrian  und  König  Karl 
aufs  engste  an  einander,')  aber  auch  unter  den  andern  Päpsten 
und  Fürsten  finden  wir  Beweise  herzlichster  Zuneigung.  Nicht 
nur  wetteiferte  man  in  Uebersendung  kostbarer  Geschenke,*)  man 
rechnete  es  sich  sowohl  in  Rom  wie  am  fränkischen  Hofe  zur 
höchsten  Ehre  an,  wenn  ein  Papst  dos  Pathenamt  über  einen 
Spross  des  Karolingerhauses  übernahm.  *)  Zahlreich  sind  die 
Notizen  in  der  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  gepflogenen 
Korrespondenz,  wonach  — gemäss  der  Sitte,  ein  Kind  durch  einen 
hohen  Geistlichen ')  aus  der  Taufe  heben  zu  lassen  und  dem 

')  Eiohard  berichtet  in  der  Vita  Caroli  c.  19  (Jaffc  IV  S.  527),  dass 
Karl  bei  der  Machricht  vom  Tode  Hadrians  Thrancn  vergossen  habe,  als 
wenn  er  einen  Bmder  oder  seinen  theuersten  Sohn  verloren  hätte.  Vgl.  auch 
Poeta  Sazo  lib.  V v.  291  f.  bei  Jaffe  IV  S.614,  ferner  Hadrians  Brief  Mo.  98 
ibid.  S.  286  nnd  Abel  II  S.  108  ff.;  ferner  Karls  ersten  Brief  an  Hadrians 
Machfolger,  Leo  III.,  bei  Jaffe  IV  Ep.Carol.No.  10  S.354  ff.  — Warnkoenig 
et  Oerard  I S.  18  und  v.  H ase  S.  44  nehmen  irrthümlich  an,  dass  Karl  selber 
das  von  ihm  nach  Rom  gesendete,  mit  goldenen  Lettern  auf  Marmor  ge- 
roeisselte  (Irabgediobt  für  Hadrian  verfertigt  habe ; der  Autor  des  Gedichtes 
war  Alcuin;  allerdings  aber  wird  Karl  die  Anregung  gegeben  haben.  Vgl. 
Abel  II  B.  110  f und  gegen  Hauck  11  S.  42  Ebner  im  Historischen 
Jahrbuch  Bd.  XII,  München  1891,  S.  549. 

*)  Von  den  zahllosen  Belegstellen  seien  hier  erwähnt;  JaffdIV  ep.  21 
S.  93  f.,  26  S.  103,  42  S.  143,  83  S.  252,  89  8.  2G8  f-,  92  8.  274,  Leo’s  Brief 
ibid.  Mo.  1 S.  .308,  Karls  Briefe  ibid.  Mo.  2 VII  f.  8.  .342  (unten  8. 47  Anm.  6), 
Mo.  10  S.  356,  Einh.  vita  Caroli  c.  27  ibid.  8 533,  Poeta  Saxo  lib.  IV  v.  157  f. 
ibid.  S.  598,  lib.  V v.  511  f.  ibid.  8.  621  (Geschenke  der  Fürsten  an  die 
Päpste),  sowie  Jaffd  IV  ep.  17  8.  83  , 23  S.  98  f , 24  8.  101,  89  8.  268, 
Leos  Brief  ibid.  No.  9 8.  330  (Geschenke  der  Päpste  an  die  Fürsten);  vgl. 
Waitz  IV  8.  9 Anm.  1 und  8.  105. 

*)  Für  unser  Thema  interessiert  die  Kompaternität  zunächst  in  dem 
im  Texte  behandelten  Sinne  als  Beweis  für  die  Frenndschaft  zwischen  den 
Päpsten  und  den  Fürsten;  ferner  mittelbar  für  die  Frage  nach  der  Echtheit 
des  in  mehrftcher  Hinsicht  (vgl.  unten  §§  8,  10,  16  und  20)  sehr  wichtigen 
Schreibens  Hadrians  an  Tilpin  von  Reims  (vgl.  unten  § 16).  Schon  letzterer 
Umstand  rechtfertigt  eine  anhangsweise  Uebersicht  über  die  Kompaternitäts- 
beziehungen  unter  den  Karolingern.  Mich  veranlasst  zu  einer  solchen  Unter- 
suchung aber  auch  der  fernere  Umstand,  dass  die  Erwähnung  bezw.  Mioht- 
erwäbnung  der  Kompaternität  verwertbbar  ist  zur  Datierung  einiger  Urkunden, 
welche  auch  für  die  reclitsgescbichtlicbe,  nicht  blos  für  die  geschichtliche 
Forschung  von  Bedeutung  sind,  und  dass  ich  glaube,  in  dieser  Hinsicht 
einiges  neues  Material  zur  Erwägung  bringen  zu  können.  Vgl.  daher  im 
Znaammenbange  über  die  Kompaternität  unten  Beilage  Mo.  I,  wo  zugleich 
die  Belegstellen  für  das  im  Texte  Gesagte  gegeben  sind. 

*)  Vgl.  Mon.  Germ.  Script,  rer.  Lang,  et  Ital.  8.  396 : Hie  (der  Patriarch 
Fortunatns  von  Orado)  tautae  famositatis  fuit,  ut  dive  memoriae  Karolus 
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Tkttfjpathen  somit  die  „geistige  Vaterschaft“  über  das  Kind  und 
die  „geistige  Gevatterschaft“  mit  dessen  Eltern  zu  verleihen  — eine 
derartige  geistige  Verwandtschaft  zwischen  den  Päpsten  und  den 
Karolingern  begründet  wurde,  indem  Erstere  die  Tauf^thenschaft 
über  neugeborene  Prinzen  und  Prinzessinnen  nachsuchten  oder,  so- 
fern sie  ihnen  von  dem  Vater  angeboten  wurde,  freudig  übernahmen- 
Freundschaft  zwischen  Königen  und  Päpsten  wurde 
jedesmal  bei  einem  Personenwechsel  auf  dem  königlichen  oder 
päpstlichen  Throne  ausdrücklich  erneuert  zugleich  unter  feierlicher 
Erneuerung  des  Schutz  Versprechens,  welches  Papst  Stephan  II. 
in  der  Kapelle  des  Dionysiusklosters  im  Jahre  754  von  Pippin 
und  dessen  Söhnen  Karl  und  Karlmann  entgegengenommen  hatte.') 

Ifit  dieser  Freundschaftserneuerung  war  im  Falle  des  Per- 
sonenwechsels auf  dem  päpstlichen  Throne  — meist  ausdrücklich, 
jedenfalls  aber  mittelbar  — eine  Anzeige  der  Thronbesteigung 
verbunden.  Eine  ausdrückliche  Anzeige  ist  uns  zum  ersten  Male 
seitens  des  Papstes  Paul  I.  (757 — 767)  überliefert,*)  doch  ist 
diese  Anzeige  und  ebenso  die  seines  Nachfolgers  Gonstantin 
(767 — 768),*)  so  wichtig  und  nothwendig  sie  für  die  päpstliche 
Politik  war,*)  rechtlich  bedeutungslos ; *)  denn  damals  war  Italien 
noch  nicht  dem  Frankenreiche,  der  römische  Bischof  noch  nicht 
dem  Beichsepiskopate  einverleibt.*)  Die  Anzeige  an  den  Franken- 
imperator spiritalem  patrem  (für  seine  Kinder;  für  sich  selbst  rIso  als  spiri- 
talis  oompater)  enm  habere  optaret.  Vgl.  jedoch  auch  unten  Beilage  1. 
Kerner  Vita  S.  Willibrordi  lib.  I c.  23,  lib.  II  c.  23,  Jaffe  VI 
8.  66  nnd  73,  wonach  der  hl.  Willibrord  der  Taufpathe  Pippins  gewesen 
ist;  ferner  Oesta  abb.  Font.  c.  12  H.  U.  SS  II  S.  285  (nicht  S.  284,  wie 
Breysig  S.  88  Anm.  4 citiert),  wonach  Ragenfred,  der  freilich  erat  später 
Bischof  von  Bouen  wurde,  compater  . . s|>iritualis  regenerationia  Fippini 
magni  regia  gewesen  ist,  was  sich  nicht  mit  Hahn  S.  3 dahin  erklären 
lässt,  dass  Uagenfred  Fathe  Pippins  gewesen  sei  — dann  müsste  es  pater, 
nicht  compater  spiritualia  heissen  — , sondern  darauf,  dass  Pippin  eins  seiner 
Kinder  durch  Ragenfred  aus  der  Taufe  heben  liess.  Nachweise  aus  der 
Herovingerxeit  s.  bei  Hauok  I S.  137  Anm.  4. 

')  Vgl.  Conni,  Uonnmenta  dominationis  pontiticiac  sive  Leonis  III 
epiatolae  tom.  II,  Romae  1761,  diss.  II  c.  33  S.  111  f. ; Martens  S.  231. 

«)  Jaffi  IV  No.  12  S.  67  f. 

»)  Jaff6  IV  No.  44  S.  147  f..  No.  46  S.  149  ff.,  insbes.  S.  151. 

*)  Darum  lässt  sich  vermuthen,  dass  der  Brief  Stephans  III.  JaffdIV 
No.  46  8.  155  und  Hadrians  Jaffä  IV  No.  170  nicht  deren  erste  nach  dem 
Frankenreiche  gesandte  Schreiben  gewesen,  dass  vielmehr  die  die  Anzeige 
vom  Amtsantritte  enthaltenden  Schreiben  verloren  gegangen  sind. 

')  Vgl.  namentlich  die  eingehenden  Ausführungen  bei  Dopffel  8.  12  ff. 

*)  Vgl.  unten  § 5 des  Genaueren. 
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fürsten  war  also  nur  ein  Gebot  der  Höflichkeit  und  der  Be- 
rechnung, nicht  Rechtspflicht.')  Anders  seit  der  Vernichtung  des 
Langobardenreiches  und  der  thatsächlichcn  Beherrschung  der  — 
nominell  eine  Zeit  lang  noch  byzantinischen  — Gebietstheile  in 
Italien:  jetzt  war  der  FrankcnfUrst  Landesherr  des  Papstes  ge- 
worden und  wenn  man  auch  den  für  Besetzung  bischöflicher 
Stühle  üblichen  Modus  staatliclier  Ernennung  auf  den,  Bischof 
von  Rom  nicht  zur  Anwendung  brachte , *)  so  konnte  ^doch  eine 
Anzeige  seitens  der  Neugewählten  (überliefert  sind  uns  solche 
seitens  der  Päpste  Leo  III.*)  [797 — 816],  Stephan  IV.*)  [816 
bis  817],  Paschalis  I.»)  [817—824]  und  Eugen  II.*)  [824—827]) 
als  Rechtspflicht ')  erscheinen , bis  sich  schliesslich  die  Sonder- 


')  Eine  interessante  und  lehrreiche  Parallele  zwischen  der  Anzeige 
Panis  nnd  den  Anzeigen  der  Päpste  an  die  Exarchen  von  Ravenna  zieht 
Dopffel  a 11. 

*)  Vgl.  unten  § & 

')  Eine  solche  — im  Original  nicht  erhaltene  — Anzeige  ergiebt  sich 
ans  Karls  Brief  an  Leo  V.  J.  7%  ep.  Carol.  No.  lObeiJaffe  S.3Ö4:  Perleotis 
excellentiae  vestrae  litteris  et  andita  decretali  cartula,  valde,  nt  fateor, 
gavisi  Bumus  seu  in  electionis  unanimitate  seu  in  humilitatis  vestrae  obediontia 
et  in  promissionis  ad  nos  fidelitatc.  Vgl.  hierzn  auch  unten  S.  42  Anm.  2. 

*)  Einh  ann.  z.  J.  816  H.  O.  SS.  I S.  203:  missis  interim  dnobns  legatis, 
qni  quasi  pro  sna  consecratione  imperatori  suggererent.  Vita  Hludow.  o.  26 
M.  6.  SS.  11  8.  620:  praemisit  . . . legationem  quae  super  ordinatione  eins 
imperatori  satisfaceret  Vgl.  Hinschius  1 8.  ^1  Anm.  6,  Simson  S.  66 
Anm.  7,  Boebmer-Höhlbacher  S.  234  No.  ö36n,  Dopffel  S.  44  ff.  nnd 
Richter,  Annalen  II  S.  218  Anm.  6. 

*)  Einh.  ann.  z.  J.  817,  U O.  SS.  I S.  203:  Paschalis  . . post  completam 
lolemniter  ordinationem  snam  et  munera  et  excusatoriam  imperatori  misit 
epistolam,  in  qua  sibi  non  solnm  nolenti,  sed  etiam  plnrimum  renitenti 
pontihcatus  honorem  velut  inpactum  adseverat;  Vita  Bindow,  c.  27  H.  O. 
SS.  11  S.  621:  Paschalis  . . post  expletam  consecrationem  sollemnem  legatos 
cum  epistola  apologetica  et  maximis  imperatori  misit  muneribus,  insinnans 
non  se  ambitione  nec  volnntate,  sed  cleri  electione  et  populi  adclamatione 
bnic  snccubuisse  potius  quam  insilnisse  dignitati.  Vgl.  Simson  I S.  80, 
Boehmer-Müblbacber  S.  241  No.  621  c,  Dopffel  S.  68  ff. 

*)  Einh.  Ann.  ad  a.  824:  H.  O.  SS.  I p.  212:  Eugenins  . . . snbrogatus 
atque  ordinatns  est.  Cnins  rei  nnntium  cum  (Quirinus  ...  ad  imperatorem 
detulisset.  Vgl.  Dopffel  S.  76. 

’)  Die  Pflicht  zur  Emeuernng  des  Freundschaftsbnndes  nnd  indirekt 
zugleich  die  Anzeigepflicht  wird  betont  im  Pactnm  Hludowioi  Pii  onm 
Paschali  pontifioe,  Boretins  S.  Sö4  f.:  dnm  consecratns  fuerit,  legati  ad 
nos  vel  ad  successores  nostros  reges  Francomm  dirigantnr,  qni  inter  nos  et 
illum  amicitiam  etcaritatemacpacem  socient,  sicut  temporibus  pie  recordationis 
domni  Karoli  atavi  nostri  seu  domni  Pippini  avi  nostri  vel  etiam  Earoli 
imperatoris  genitoris  nostri  consnetudo  erat  faciendi.  Die  Echtheit  dieser 
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anzeige  dee  Päpsten  erübrigte,  nachdem  — seit  dem  Jahre  824  — 
die  Vorschrift  bestand,  dass  kaiserliche  SpezialbevoHmächtigte  in 
Rom  erscheinen  sollten,  damit  der  Papst  denselben  nach  der 
Wahl  und  vor  der  Weihe  den  Amtseid  leiste,')  und  dass  die 
Wähler*)  das  Wahldekret  an  den  König  einzusenden  hätten.*) 

Ebenso  wie  für  die  Zeit  vor  Leo  111.  der  Anzeige  eine 
rechtliche  Bedeutung  nicht  beizumessen  ist,  so  sind  auch  die 
mannigfachen  Ehrenbezeugungen,  welche  nach  den  Quellen- 
berichten bald  die  Päpste  den  Fürsten,  bald  die  Fürsten  den 
Päpsten  erwiesen,  für  die  Zeit  vor  Leo  111.  lediglich  ein  Ergebnis 
der  Hochachtung,  nicht  ein  Prüfstein  für  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Papste  und  dem  fränkischen  Staatsoberhaupte. 

Wenn  auf  die  Nachricht  von  der  Ankunft  des  Papstes  im 
fränkischen  Reichsgebiete  die  Fürsten  ihn  in  feierlicher  Weise 
einholen  Hessen  *)  oder  sogar  selbst  einholten , *)  so  war  dies  als 

Drkande  nehme  ich  gegen  Sickel,  Das  Privilegium  Otto  L,  Innsbmck 
188Ö,  Simson  1 ü.  80  Anm.  7 mit  Picker,  Porsohnngen  zur  Heicha-  und 
Rechtsgesohichte  Italiens,  Bd.  II,  Innsbruck  1869,  8. 299  f , 383— 3&3,  Härtens 
8.  7,  230,  Hirsch  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Qesohiohte  Bd.  XIII 
8.  62  Anm.  4,  S.  68,  Boehmer-Hühlbaoher  8.  242  No.  622,  Boretini 
a,  a.  O.  8.  862  f.  an.  Vgl  auch  Hinsohius  I 8.  232,  Uiobter,  Ann.  II 
8.  670  ff.,  Dopffel  8.  61  ff.,  insbes.  8.  67. 

’)  Vgl.  unten  § 6. 

*)  Bei  der  Wahl  Leo’s  111.  war  es  der  Papst  selbst  gewesen,  welcher 
das  Wahldekret  versendete.  Jaffä  IV  8.  364  oben  S.  41  Anm.  3. 

*)  Die  Einsendung  des  Wahldekretes  durch  die  Wähler  lässt  sich  für 
das  Jahr  866  bei  der  Wahl  Benedicts  III.  und  für  das  Jahr  867  bei  der 
Wahl  Hadrians  II.  naebweisen,  doch  wird  sie  bereits  im  Jahre  866  als 
consuetudo  prisca  bezeichnet.  Vgl  Hinschius  I 8.234  Anm.  4 und  8. 236 
Anm.  1,  Boehmer-Hühlbacher  8.  436  No.  1188a. 

*)  So  schickte  Pippin  dem  Papste  Stephan  II.  vor  seiner  Ankunft  in 
PonthioD  (764)  seinen  Sohn  Karl  entgegen(Vit.  Steph.  c 26  bei  Hur  atori  ns  III 
8.  168  und  bei  Duchesne  8.  447;  vgl.  auch  Oelsner  8.  117  und  Boehmer- 
Hühlbacher  8.  83),  ferner  Karl  dem  Papst  Leo  UL  vor  dessen  Ankunft 
in  Paderborn  (799)  seinen  Sohn  Pippin  (Vita  Leonis  bei  Hnratorius  UI 
8.  198  f.  und  Duchesne  II  8.  6 f.,  Poeta  Saxo  lib.  UI  v.  486  f.  hei  Jaffä  IV 
8.  689,  Abel  U 8.  178  f.),  vor  Leo’s  Ankunft  in  Keims  (804)  seinen  Sohn 
Karl  (Einh.  Ann.  a.  804,  H.  G.  SS.  I 8.  192,  cf.  Poeta  Saxo  lib.  IV  v.  148  ff. 
bei  Jaffä  IV  8.  698,  Ann.  Haxim.  H.  O.  88.  XUI  8.  28,  Abel  U 8. 316, 
Boehmer-Hühlbacher  8.  166);  endlich  schickte  Ludwig  der  Fromme 
dem  Papst  Stephan  IV.  vor  dessen  Ankunft  in  Keims  (816)  seinen  Neffen 
Bernhard  entgegen  (Vita  Hlndow.  c.  26,  H.  G.  88.  II  8.  620,  Simson  I 
8.  67;  vgl  Vit  Steph.  IV  bei  Hnratorius  UI  8.  212  f.  und  Duohesne 
U 8.  49,  Boehmer-Hühlbacher  8.  238). 

*)  So  zogen  persönlich  entgegen : Pippin  dem  Papste  Stephan  U.  (Vit 
Steph.  c.  26  bei  Uuratorius  lU  8.  168,  Duchesne  8.  446;  vgl.  Oelsner 
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Akt  der  Höflichkeit  in  gleichem  Maaeee  selbatverständlich  wie 
die  feierliche  Einholung  im  umgekehrten  Falle,  wenn  eich  der 
König  der  ewigen  Stadt  nahte;’)  lediglich  als  Akt  der  Höflich- 
keit ist  das  Entgegensendeu  angesehener  Männer  oder  die 
persönliche  Einholung  seitens  der  Fürsten  rechtlich  ebenso  gleich- 
giltig  *)  wie  die  Anordnung,  dass  geistliche  oder  weltliche  Gross- 
Würdenträger  den  Scheidenden  auf  seiner  Rückreise  geleiten 
sollten.*)  Rechtlich  belanglos  ist  es  ferner,  wenn  Pippin  bei  der 
Ankunft  des  Papstes  Stephan  II.  zu  Ponthion  (im  Jahre  754)*) 
dessen  Pferd  eine  Strecke  weit  am  Zaume  führte.*)  Rur  dem 

S.  127),  Ludwig  der  Fromme  dem  Papst  Stephan  V.  (Vit  Uludow.  c.  26, 
U.  O.  SS.  11  8.  620,  Thegani  Vita  Hludow.  c.  16,  H.  Q.  88.  II  S. 
Simson  I 8.  68). 

*)  Vgl.  bei  Karls  Romreisen:  zum  Jahre  774:  Vit  Hadr.  c.  86  bei 
Huratorius  III  8.  185,  Duchesne  8.  496;  Kinh.  Vit.  Carol.  o.  27  Jaff4 
IV  8.  6.%;  zum  Jahre  781:  Poeta  Saxo  lib.  II  v.  5 f.  bei  Jaff£  IV  8.  568, 
Martens  S.  134  ff,  Abel  I S.  66  f.,  Boebmer-Mählbacher  S.  66;  zum 
Jahre  787:  Ann.  Lauriss.  M.  ü.  SS.  I S.  168,  Chronic.  Vedastin.  U.  ä.  88. 
XIII  8.  706,  Abel  I 8.  567;  zum  Jahre  800:  Ann.  Lanriss.  M.  G.  SS.  I 
8.  168,  Poeta  Saxo  lib.  III  v.  606  f.  bei  Jaffe  IV  8.692,  Abel  II  8.222, 
Boehmer-Möhlbaoher  8.  146  f.  — Vgl.  über  Pippins  im  Jahre  808  ge- 
plante Romreise  ep.  Leonis  I No.  l bei  Jaffe  IV  8.  309. 

’)  Kino  Rechtspflicht  lässt  sich  meines  Krachtens  nicht  einmal  ans 
nachstehender  Notiz  des  Astronomus  M.  6.  SS.  II  8.  616  & 48  (zum  Jahre 
838)  folgern:  Nuntiatum  est  imperatori  (Ludwig  dem  Frommen)  advenire 
papam  Romanum  (Papst  Gregor  IV.).  Quem  venientem  in  ipsa  acie  imperator 
consistens  suscepit,  licet  indecentius  quam  debuit,  imputans  ei  quod 
ipse  sibi  talem  ausceptionem  praeparaverit,  qui  inuaitato  modo  (nämlich  ohne 
beim  Kaiser  angemeldet  zu  sein;  vgl.  unten  § 8)  ad  se  veniret. 

*)  So  begleiten  Stephan  II.  auf  der  Rückreise  nach  Italien  der  König 
selbst  und  viele  seiner  weltlichen  und  geistlichen  Grosswürdenträger  (Vit 
Steph.  bei  Huratorius  111  8.  170  No.  80B,  nicht  8. 168,  wie  Rettberg  I 
8.  391  citiert;  vgl.  Oelsner  S.  194).  Ueber  die  Rückreise  Leos  111.  von 
Paderborn  vgl.  Ann.  Lauresb.  a.  799  M.  G.  SS.  I 8.  37:  postea  cum  pace 
et  honore  magno  eum  remisit  ad  propriam  sedem;  et  missi  domni  regia 
deduoebant  eum  honorifice;  über  die  Rückreise  Stephans  IV.  von  Reims 
i.  J.  816  vgl.  Thegani  Vita  Hludow.  c.  17,  M.  G.  SS.  II  8.  694. 

‘)  Nicht  im  Jahre  744,  wie  ein  Druckfehler  bei  Dahn,  D.  G.  8.  267 
Anm.  1 besagt. 

‘)  Vit  Steph.  c.  26  bei  Huratorius  UI  8. 168  und  bei  Duchesne,S.447: 
Audiens  vero  Rex  eiuadem  beatissimi  pontifiois  adventum,  nimis  festinanter 
in  eins  advenit  occursum,  unacum  coniuge,  filiis  etiam  et  prim:itibus;  pro  quo 
et  afferena  centum  millia  filium  suum  nomine  Carolum  in  occursum  ipsius 
coangelici  Papae  direxit  cum  aliquibus  ex  suis  optimatibns.  Ipseque  in 
palatio  suo  in  loco,  qui  vocabatur  Ponticone,  ad  fere  trium  millinm  spatinm 
descendens  de  equo  suo  com  magna  humilitate  terrae  prostratns  una  cum 
sua  coniuge,  filiis  et  optimatibus  eundem  sanctissimnm  Papam  aosoepit. 
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Biographen  Stephane  erscheint  dieser,  an  sich  durchaus  glaub- 
würdige Umstand  bemerkenswerth,  die  übrigen  Quellen  berichten 
ihn  überhaupt  nicht;  Pippin  liess  dadurch  zwar  seine  Ehrfurcht 
vor  dem  Papste  erkennen,  er  wird  aber  ebensowenig  beabsichtigt 
haben,  durch  diese  Handlungsweise  seiner  Unterwerfung  unter 
den  römischen  Bischof  Ausdruck  zu  geben,  wie  der  Langobardcn- 
könig  Liutprand,  der  wenige  Jahre  vorher  das  Pferd  des  Papstes 
Zacharias  eine  halbe  italienische  Meile  weit  am  Zaume  geführt 
zu  haben  scheint.  ‘) 

Auch  der  Fussfall,  den  Pippin  — und  ebenso  seine  Gemahlin, 
seine  Söhne  und  die  Grossen  des  Reiches  — bei  derselben  Be- 
gegnung zu  Ponthion  vor  Papst  Stephan  II.  that,*)  und  desgleichen 
der  spätere  Fussfall  Ludwigs  des  Frommen  vor  Stephan  IV.*) 
sind  rechtlich  bedeutungslos;  der  Fussfall  Pippins  wenigstens 
erklärt  sich  aus  dem  Wunsche,  den  päpstlichen  Segen  zu  er- 
halten ; ebenso  natürlich  erklärt  sich  umgekehrt  der  zu  Ponthion 


Cni  et  vicestratoria  uaque  in  aliquantum  locnm  iuxta  eins  aellarem  properavit. 
Vgl.  dazu  Baxmann  S.  236,  Oelsner  S.  127,  v.  Doellinger,  Papstfabeln 
S.  66,  Dahn  S.  872,  Martena  S.  18.  Völlig  aus  der  Laft  gegriffen  ist  die 
Behauptung  von  Niehues  I 8.  533,  dass  Pippin  dem  Papste  den  Steigbügel 
gehalten  habe.  W obl  auf  den  obigen  Vorgang,  alsdann  aber  in  Uebersebätzung 
seiner  Bedeutung  beziehen  sich  die  Bemerkungen  bei  Philipps,  Deutsche 
BeichS"  und  Rechtsgeschichte,  München  1845,  S.  143.  — Ueber  die  Begegnung 
zwischen  Kaiser  Ludwig  dem  Frommen  und  Papst  Stephan  IV.  berichtet 
die  Vita  Hludow.  des  Kstronomus  c.  26,  M.  (i.  SS.  II  S.  620,  dass  der  Kaiser 
den  Papst;  honeatissiroe  snscepit , descendentem  equo  excepit  et  eoclesiam 
intrantem  manu  propria  sustentavit.  Entgegen  der  Ansicht  von  Brnnner, 
das  Constitutum  Constantini,  Berlin  1888,  S.  30  halte  ich  es  jedoch  für  aus- 
geschlossen, dass  dadurch  möglichenfalls  angedeutet  sei,  der  Kaiser  habe 
dem  Papst  das  officium  stratoris  geleistet. 

')  Vita  Zach,  bei  Muratorius  III  S.  162:  ab  eadem  egressus  ecclesia 
in  eins  obsequium  rex  dimidium  fere  milliariom  perrexit.  Vgl.  dazu  Oelsner 
S.  127  Anm.  4,  Baxmann  I S.  218,  236,  Oregorovius  II  S.  289  Anm.  1. 

V Vita  Stephani  oben  S.  43  Anm.  5. 

')  Thegani  Vita  Hludow.  o.  16,  M.  ü.  SS.  II  S.  594:  princeps  proster- 
nens  se  cum  omni  corpore  in  terra  tribus  vicibus  ante  pedes  tsnti  pontifiois, 
et  tertia  vice  erectus  salutavit  pontificem.  Ermoldi  Nigelli  lib.  II  v.  22  f. 
Ji.  O.  SS.  II  S.  482: 

Rex  tarnen  ante  sagax  flexato  poplite  adorat 
Terque  qnaterque,  Dei  sive  in  honore  Petri. 

Simson  S.  69.  — Bei  der  Anwesenheit  Leos  UI.  in  Paderborn  hat  sich 
zwar  das  ganze  Heer  Karls,  nicht  aber  der  König  selbst  vor  dem  Papste 
niedergeworfen:  Angilberti  carmen  de  Karolo  Magno  üb.  lU  v.  465  f.,  M.  (I 
SS.  U S.  401;  Baxmann  I S.  310,  Abel  U S.  182,  180  Anm.  2. 
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erfolgte  Fueefall  Stephans  II.  vor  Pippin ')  aus  des  Papstes 
Wunsche,  den  Zweck  seiner  Reise,  des  Königs  Intervention 
gegen  die  Langobarden,  sicherer  zu  erreichen.  *) 

Rechtlich  verwerthbar  dagegen  ist  der  Fussfall,  den  Papst 
Leo  III.  am  Weihnachtstagc  8(K)  vor  Karl  dem  Grossen  un- 
mittelbar im  Anschlüsse  an  dessen  Kaiserkrönung  that.  Dieser 
Fussfall  ist  als  Zeichen  der  Unterwerfung  unter  das  in  Karls 
Person  auf  das  Karolingerhaus  übertragene  römische  Kaiserthum 
und  als  Erneuerung  der  seit  Vitellian  den  römischen  Kaisern 
gezollten  Adoration  aufzufassen.*)  Rechtlich  in  demselben  Sinne 

')  Chronic.  Hoiasiac.  R.  O.  S8.  I S.  293:  Sequenti  die  uns  cum  clero 
Buo  aapersuB  cinere  et  indutus  cilicio  in  tcrram  proatratus  . ..  re^ni  obaecrana, 
ut  . . .;  V){l.  Uelaner  S.  128  Anm.  S,  Härtens  S.  19,  Dahn  8.  873  f., 
Boehmer-HUhlbacher  S.  33. 

’)  Darnach  legfe  ich  diesem  Fnsafalle  dieselbe  Bedeotang  beaw.  Be- 
deutongsloaii^keit  bei  wie  folgenden  Redensarten,  durch  welche  die  Pipste 
sich  den  Schutz  der  Karolinger  für  ihren  jungen  Kirchenstaat  verschaffen 
wollten:  Brief  Stephans  11.  an  Pippin  Jaff£  IV  No.  9 S.  M f.:  Peto  te 
et,  tamquam  praesentialiter  adsistens  (cf.  No.  8 S.  45,  10  S.  67,  31  S.  114, 
42  S.  143,  46  S.  157,  64  S.  180)  provolutus  terrae  (cf.  No.  13  S.  71:  unten) 
et  tuia  veatigiis  me  prosternens  cum  divinis  myiteriia  (cf.  No.  8 S.  45,  58 
S.  198);  Brief  desselben  an  denselben  No  11  S.  63:  tamquam  praesentialiter 
coram  tuo  melliflno  consistens  aspeotu  (vgl.  No.  43  S.  131,  57  S.  19Ü  und 
unten  No.  44  S.  148),  flexis  genibus  petens  peto;  Brief  Constantina  an  Pippin 
No.  44  S.  148;  obnixis  deprecatio:iiliua,  tami|uam  presentaliter  (cf.  No.  48 
S.  166)  coram  veatro  mellifluo  regali  adsistens  conspeotu,  fleoao  poblite 
(cf.  No.  36  S.  129  und  auch  Krmoldi  carmen  oben  S.  44  Anm.  3)  depreoor. 
— Aehnliche 'Wendungen  begegnen  in  dem  Briefe  des  römischen  Senates  und 
Volkes  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  S.  71  (obnixe  deprecamur  et,  tam- 
quam  praesentaliter  vestris  regalibus  provoluti  vestigiis,  petimua)  und  in  dem 
Briefe  des  Bonifaz  an  Zacharias  Jaffe  III  No.  42  S.  111:  non  aliter  quam 
ut  ante  veatigia  veatra  geniculantes  iutimis  subnixe  flagitamua  precibus. 

')  Ann.  Laurisa  r~  J.  801  H.  O.  SS.  I,  S.  188  (nicht  8.  138,  arie 
Doellinger,  Papstfabeln,  S.  85  Anm.  1 citiert):  ab  apostolico  more  anti- 
qnomm  prinuipnm  adoratus  est;  Ann.  Einb.  ibid.  S.  189:  ab  eodem  pontifice 
more  antiquorum  principum  adoratus  est,  ferner  Poeta  Saxo  lib.  I V v.  20  ff., 
Jaffö  IV  S.  594: 

Post  laudea  igitur  dictas  et  summus  enndem, 

Praesnl  adoravit,  sicut  mos  debitua  olim 
PrincipibuB  fuit  antiquis. 

Vgl.  Abel  II  S.  237,  Wattenbach  S.  60,  Kaufmann  S.  328,  Baxmann 
1 S.  318,  V.  Ranke  V,  3 S.  186,  v.  Doellinger,  Raiaerthum,  S.  364  f.,  380  f., 
386,  Dopffel  S.  37,  Thijm,  Karel  8.  436  und  537,  Karl  S.  283  und  361. 
Vgl.  ferner  Härtens  S.  210  f.,  der  mit  Recht  betont,  dass  zwar  nur  die 
fränkischen,  nicht  auch  die  römischen  Quellen  die  Adoration  vermeriren, 
dass  sich  an  ihr  aber  dennoch  nicht  zweifeln  lässt.  — Vgl.  auch  Hauck 
S.  105.  Irrig  ist  Sugenbeims  Annahme  S.  405,  dass  die  Adoration  nicht 


Digitized  by  Google 


46 


als  Zeichen  der  Unterwerfung  unter  doa  fränkische  Regiment 
verwerthbar  ist  ferner  die  bereits  durch  Hadrian  I.  (772 — 795) 
erfolgte  Aufnahme  der  Fürbitte  für  Karl,  seine  Familie  und 
seine  Getreuen  in  das  Kirchengebet  zu  Rom  ‘)  und  im  übrigen 
Italien*)  und  die  bei  einzelnen  besonders  wichtigen  Anlässen, 
z.  B.  nach  grossen  Siegen  des  fränkischen  Heeres,  vom  Papste 
abgehaltenen  Bet  und  Dankfeste.  *) 

Die  nahen  Beziehungen,  welche  die  Päpste  mit  den  Karo- 
lingern unterhielten , sind  der  Anlass  zu  einem  sehr  lebhaften 
Briefwechsel  zwischen  dem  römischen  Stuhle  und  dem  fränkischen 
Hofe  gewesen,  einem  Briefwechsel,  der  für  die  geschichtliche 
und  rechtsgeschichtliche  Forschung  eine  ausgiebige  Fundgrube 
interessantesten  Materials  bietet.*)  Die  Nachwelt  ist  Karl  dem 
Grossen  zu  lebhaftestem  Danke  verpflichtet,  dass  er  im  Jahre 
791  diesen , damals  bereits  zum  Theil  der  Zerstörung  anheim- 
gefallenen Briefwechsel  auf  starkem  Pergament  mit  grösster 


in  kniefilligfer  Verehning,  sondern  blos  in  einem  Knss  auf  den  Hund  be- 
standen habe. 

')  Brief  Hadrians  an  Karl  bei  Jaff£  IV  No.  64  S.  205:  Drprecamus  Dei 
omnipotentis  clementiam  onm  nostris  episcopis  sacerdotibus  clerum  atque 
senatum  et  Universum  nostrum  populum;  ut  vobis  indesinenter  viotorias 
tribuat  et  vestrum  dilatet  regnum.  Hierzu  Cenni,  Monumenta  dominationis 
pontifioiae  sive  oodex  Caroliuus  tom.  I,  Romae  1760,  S.  361  Anm.  8.  — 
Sodann  Karls  Instruktion  für  seine  Oesandten  an  Hadrian  bei  Jaff4  IV 
ep.  Carol.  No.  9 8.  342  und  bei  Boretius  8.  225  c.  IV  und  unten  S.  47 
Anm.  6 auf  S.  48:  Hultas  vobis  agit  gratias  dominus  noster  filius  vester 
de  sacrissanotis  orationibus  vestris,  quibus  adsidue  pro  illo  et  fidelibus 
eecletiae  et  vestris  atque  suis  decertatis,  non  solum  pro  vivis,  sed  etiam  pro 
defnnotis.  Ibid.  c.  V:  Handavit  vobis  filius  vester,  dominus  videlioet  noster: 
qnia  . . . Deo  gratias  et  vestras  sanctas  orationes  . . . onm  illo  et  filia  vestra, 
eins  coniuge,  et  (filiis)  sibi  a Deo  datis  vel  omni  domo  sua  sive  onm  Omnibus 
fidelibns  suii  prospera  esse  videntnr.  — Ferner  Brief  Hadrians  bei  Jaff5  IV 
No.  56  8.  186:  ob  vestrorum  veniam  delictorum  sedule  a nobis  et  onnotis 
Dei  sacerdotibus  orationum  vota  et  sacrifioiorum  hostiae  divinae  offeruntur 
maieatati;  ibid.  No.  75  S.  23U;  solite  orationes  enixius  pro  vobis  fundentes 
praeces.  Vgl.  No.  63  S.  204,  64  S.  205,  Waitz  III  8.  182  Anm.  1. 

*)  In  Hadrians  Brief  No.  68  bei  Ja  f f 6 IV  S.  213  (v.  J.  781 ) wird  bezüglieh 
des  Klosters  des  bl.  Vincenz  am  Volturnus  erzählt:  cum  oursum  höre  sextae 
explessemus,  et  secundum  oonsuetudinem  pro  regis  incolumitate  eiosque 
prolis  propbeticum  decantaremns  paalmum.  — Ueber  die  Einführung  der 
Kircbengebete  im  fränkischen  Reiche  überhaupt  vgl.  Waitz  111  S.  264  ff. 

*)  So  nach  der  Taufe  Widukind's  im  Jahre  786.  Schreiben  Hadrians 
an  Karl  bei  Jaffe  IV  No.  80  S 246  f,  Abel  I 8 . 500  f.,  Rettberg  1 
8.  424,  Dahn  S.  100,3. 

*)  Vgl.  oben  § 1 8.  4 Anm.  8. 
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Sorgfalt  aufzeichnen  Hess  ‘)  und  so  den  späteren  Geschlechtern 
gerettet  hat. 

Ebenso  rege  wie  der  briefliche  war  der  gesandtsohafUiche 
Verkehr  zwischen  den  Karolingern  und  den  Päpsten.  Beides 
stand  in  nothwendigster  Beziehung  zu  einander.  Zwar  haben 
sich  zufällige  Gelegenheiten  zur  Beförderung  der  Briefe  offenbar 
für  beide  Theile  sehr  oft  geboten.  Denn  die  seit  etwa  740*) 
sehr  zahlreichen  Pilgerfahrten  fränkischer  ünterthanen  nach  Rom 
wurden  von  königlicher  Erlaubnis  abhängig  gemacht*)  und  die 
Wallfahrer  werden  im  eigenen  Interesse  — behufs  Erlangung 
des  Königsschutzes*)  und  der  Freiheit  von  Wegezöllen®)  — die 
Erlaubnis  regelmässig  nachgesucht  haben.  Dnd  ebenso  erhob 
der  Papst  „seinen  Leuten“  gegenüber  den  Anspruch,  dass  sie 
sich  vor  einer  Reise  nach  dem  Frankenreiche  bei  ihm  melden 
mussten.*)  Wo  aber  eine  derartige  Gelegenheit  zur  Beförderung 

')  Vgl.  die  Einleitung  zum  Codex  Carolinui,  J affe  IV  S.  13  und  dazu 
Jaffi  selbst  8.  1.  Ein  Tbeil  der  päpstlichen  Briefe  ist  verdentscht  von 
Abel  in;  Paulus  Diakonns  und  die  übrigen  Oescbiobtssobreiber  der  Lango- 
barden (Oesohichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit,  2.  Oeeammtausgabe  Bd.XV. 
Achtes  Jahrhundert  Bd.  IV,  Leipzig  1888)  8.  206 — 232. 

*)  Vgl,  Oelsner  8.  106,  ferner  Ale.  vita  o.  16  bei  Jaffä  VI  8.  32, 
Abel  n S.  606  f. 

*)  Die  schon  unter  den  Herovingern  erforderliche  Erlaubnis  des  Königs 
zu  Bomreisen  (vgL  mein  Staatskirchenrecht  8. 10  Anm.  3,  Hinsohins  III 
8.  222  Anm.  2)  wird  für  die  Karolingerzeit  bewiesen  durch  Hadrians  Brief 
an  Karl  No.  98  bei  J affä  IV  8.  290  f.,  insbes.  8.  291 : sicut  vestris  hominibus 
sine  vestra  absolntione  ad  limina  apostolorum  neqne  ad  nos  coniungnnt,  ita 
et  nostri  bomines,  qui  aput  vos  venire  cupiunt,  cum  nostra  absolntione  et 
epistola  veniant.  Ferner  Translatio  8.  Viti  bei  Jaffe  I (Monum.  Corbeiensia) 
8.  6:  Fulrad  von  St.  Denys  Pippinum  principem  adiit  petivitque,  ut  ei 
Romain  ire  permitteret,  quateous  inde  sanctonim  Corpora  ad  praefatum 
monasterium  aliqua,  sicut  cupidus  erat,  translatare  potuisset.  Quod  prinoeps 
piissimus  libenter  accipiens  . . . iicentiam  dedit  Daneben  war  für  Hönohe 
die  Erlaubnis  des  Abtes,  event.  des  Bischofs  erforderlich  (Conc.  Vemense 
c.  10  bei  Boretius  8.  36),  für  Geistliche,  die  keinem  Kloster  angebörten, 
die  des  Bischofs  (Einhards  Brief  No.  38,  Jaffe  IV  8.  466  f.). 

*)  Vgl.  Pippini  Italiae  regis  capitulare  c.  10  bei  Boretius  S.  193  und 
die  Briefe  Alcuins  an  König  Pippin  von  Italien  bezw.  dessen  primicerins 
(über  dies  Amt  vgl.  W aitz  III  8.  318)  bei  Jaffe  VI  No.  6 8. 130  und  No.  6 
8.  149,  Waitz  IV  8.  238. 

*)  Pippini  regis  Capitulare  v.  J.  754  bezw.  766  o.  4 bei  Boretius 
8 Cap.  Vemense  c.  22  8.  37,  Alcuins  Brief  No.  67  bei  Jaffö  VI  8.  287, 
Ep.Carol.No.  II  bei  Jaff3  IV8.  337  (Briefe  Karls  an  König  Offa  von  MeroiaX 
Waitz  IV  8.  63. 

')  Vgl.  den  oben  Anm.  3 citierten  Brief  Hadrians  an  Karl  ep.  98 
8.  290  f.  Ferner  ep.  77  8.  233. 


Digitizod  by  Google 


48 


sich  nicht  fand  oder  nicht  benutzt  werden  sollte,  war  eine  eigene 
Gesandtschaft  erforderlich. 

Man  pflegte  den  Gesandten  ausser  der  Anweisung  über  die- 
jenigen Gegenstände,  welche  eie  mündlich  zu  verhandeln  hatten,*) 
Briefe'  mitzugeben,')  in  denen  dieselben  Gegenstände  und  daneben 
noch  dieser  oder  jener  andere  Punkt  Erörterung  fanden. 

Wie  der  Inhalt  der  Korrespondenz  zumeist  politische,  seltener 
kirchliche  Fragen  betraf,  so  auch  der  Gegenstand  der  gesandt- 
schaftHchen  Verhandlungen.  Umgekehrt  erscheinen  als  Träger 
der  Gesandtschaft  selten  weltliche,  zumeist  geistliche  Grosse.*) 
Letzteren  ist  bisweilen  auch  eine  Theilnahme  an  kirchlichen  Ver- 
sammlungen, die  gerade  am  Bestimmungsorte  tagten,  gestattet 
worden,*)  im  Uebrigeu  aber  beschränkten  sich  ihre  durch  die 
Vollmacht  genau  abgegrenzten*)  Befugnisse  auf  die  Bepräsen- 
tation  des  Absenders  bei  den  Verhandlungen.  Ehrenvoller  Empfang 
der  Gesandten  war  selbstverständliche  Pflicht  dessen , dem  die 
Gesandtschaft  galt,  und  zugleich  ein  Zeichen  der  Ehrerbietung 
gegen  den  Absender;  oft  bat  man  die  Abgeordneten  sogar  in 
feierlicher  Weise  einholen  lassen,*)  das  Alles  war  aber  nicht  ein 

')  Vgl.  namentlich  das  memoratorinm  misii*  datam  sd  Adrianum  Fapam 
legatif  bei  Boretiui  S.  1125  und  bei  Jaffe  IV  ep.  Carol.  No.  2 S.  341  f., 
wonach  um  8 Kapitel  nnd  die  Thatsaohe  der  Existenz  eines  9^  Kapitels 
überliefert  sind,  ans  welchen  die  Instruktion  der  Gesandten  Karls  au  Hadrian 
bestand.  Der  Inhalt  dieser  8 Kapitel  ist;  1)  Gruse  des  königliohen  Harnes 
an  den  Papst;  2)  Qmss  der  fränkisohen  Geistlichkeit  nnd  des  Franken- 
Volkes  an  den  Papst;  8)  Dank  des  Königs  für  die  letzte  Gesandtschaft  und 
den  letzten  Brief  des  Papstes  nebst  Versicherung  der  Freude  über  das 
Wohlbefinden  desselben;  4)  Dank  für  die  Fürbitten  des  Papstes,  Versiche- 
rung der  Erwiderung;  ö)  Versicherung  des  Wohlbefindens  des  königlichen 
Hauses;  6)  s.  folgende  Anmerkung;  7)  und  8)  Hittheilung,  dass  der  König 
den  Gesandten  Geschenke  für  den  Papst  mitgegeben  habe.  — Zu  No.  4 und 
6 vgl.  oben  S.  45  Anm.  2 auf  S.  46. 

•)  Vgl.  ep.  Carol.  No.  2 J af  fö  IV  S.  342  (s.  vorige  Anmerkung)  No.  VI 
(Boretius  S.  225):  Posten  vero  danda  est  aepistola,  dicentibus  hoc  modo: 
Praeaentem  aepistolam  misit  vobis  Dominus  noster  filius  vester;  postnland  (o) 
scilioet  sanctitati  vestre,  nt  almitas  vestra  amando  eam  recipiat. 

*)  Betreffs  der  päpstlichen  Gesandten  vgl.  die  Zusammenstellung 
bei  Hinschius  I S.  507. 

*)  Vgl.  unten  § 19. 

°)  Hinschius  I S.  506. 

*-)  Brief  Hadrians  an  Karl,  Jaffö  IV  No.  57  S.  189;  Desiderabilis 
snm  adsidue,  missos  excellentiae  vestrae  sollte  cum  magno  gaudio  et  decenti 
honore  suscipere...  Code  nos  ilico,  secundum  qualiter  missis  vestrae  regalis 
potentiae  decet,  omnem  praeparationem  seu  et  caballos  in  obviam  eorum 
direximus.  Aus  demselben  Briefe  S.  190  (hierauf  nimmt  wahrscheinlich 
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Vorrecht  derjenigen  Personen,  welche  den  gcsandtschaftlichen 
Verkehr  zwischen  Rom  und  dem  fränkischen  Hofe  er- 
ledigten, sondern  ein  Rechtsanspruch,  wie  er  in  gleicher  Weise 
denjenigen  Gesandten  gebührte,  welche  der  Papst  bezw.  die  Franken- 
fürsten anderswoher  empfingen  oder  anderswohin  schickten;')  und 
wie  Papst  Hadrian,*)  der  als  Inhaber  der  Repräsentationshoheit 
Souveränitätsrechte  im  Sinne  der  modernen  Staatsrechtslehre  übte, 
würden  sich  auch  die  Häupter  anderer  souveräner  Staaten  verletzt 
gefühlt  und  beklagt  haben  über  die  Gefangen  Setzung  von  Ge- 
sandten und  den  hierin  liegenden  Bruch  eines  elementaren  völker- 
rechtlichen Gebotes. 

Bisweilen  wurden  die  Gesandten  der  Frankenfürsten  in  Rom,*) 
diejenigen  des  Papstes  am  fränkischen  Hofe*)  mit  Erlaubnis  des 
Absenders  längere  Zeit  zurück  behalten,  um  die  gemeinsamen 
Interessen  der  Könige  und  der  Päpste  dauernd  wahrzunehmen. 
So  seiten  dies  geschehen  zu  sein  scheint,  so  liegt  darin  doch 
bereits  der  Keim  eines  ständigen  Botschafterwesens  nach  Art 
des  heutigen.*)  Ständige  Vertreter  der  römischen  Interessen  im 
Frankenreiche  finden  sich  ferner  insoweit  als  päpstliche  Vikare 
begegnen,  d.  h.  also*)  in  der  Person  des  Bonifaz,  wahrscheinlich 
auch  für  das  Ende  des  achten  Jahrhunderts  in  der  Person  des 
Erzbischofs  Wilchar.’)  Die  Legateneigenschaft  des  Bonifaz,  die 

Kaufmann  S.  369  Bezug,  jedoch  allzusehr  generalisierend)  ergieht  sich, 
dass  die  Oesandten  Karls  der  Aufforderung  Hadrians,  auf  einer  bestimmten 
Koute  zu  ihm  zu  eilen,  keine  Folge  leisten;  der  Papst  vermag  sich  dies 
nicht  zu  erklären,  es  erklärt  sich  aber  aus  dem  Gefühl  der  Unabhängigkeit 
der  fränkischen  Unterthanen  vom  Papste.  — ln  ep.  Leon.  No.  10  bei  J affe  IV 
8.  332  f.  erfahren  wir,  dass  das  sechste  Kapitel  eines  ,Capitulare‘,  welches 
Karl  an  Leo  gesendet,  die  Mittheilnng  enthielt,  die  fränkischen  Oesandten 
hätten  sich  geweigert,  abermals  nach  Bz>m  zu  gehen,  und  es  falle  dem 
Könige  schwer,  Personen  zu  finden,  die  gerne  zum  Papste  gingen ; denn  die 
früheren  Gesandten  lüitten  in  Rom  Beleidigungen  durchzumachen  gehabt. 
Der  Papst  bezeichnet  das  als  Verleumdung  und  erklärt  (a.  a.  O.  8.  .333):  eos 
bene  snsoepimns  et  bonoravimns  pro  vestro  amore  . . eos  honorifice  suscepimus. 

’)  Vgl.  Capitulare  vom  Jahre  802  c.  r>3,  Boretins  8.  104;  ut  missi 
ad  domnum  imperatorem  venientes  et  ab  eo  directi  honorahiliter  suscipiantur, 
Waitz  m 8.  632,  IV  8.  24. 

«)  Vgl.  Kaufmann  8.  369,  Jaffö  IV  No.  63  8.  177  f. 

•)  Jaffe  IV  No.  37  8.  133. 

*)  Jaffe  IV  No.  37  8.  132. 

*)  Vgl.  auch  Dahn  8.  931. 

*)  Unten  § 9. 

')  Unten  10  wird  nachgewiesen  werden,  dass  in  der  Zeit  von  etwa 
7ö7  bis  779  der  Erzbischof  Wilchar  von  8ens  im  fränkischen  Reiche  die 
Funktionen  eines  päpstlichen  8tatthalters  ausgeübt  hat. 

W«vC,  Psptlthnm  unter  den  Kerolinaem.  4 
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er  lediglich  mit  staatlicher  Ermächtigung  ausgeübt  hat,')  lässt 
sich  mit  dem  Amte  der  späteren  päpstlichen  Nuntien  insofern 
vergleichen,  als  die  für  Gesandte  im  technischen  Sinne  gegebene 
Residenzpfiieht  am  Hofe  des  Erapfangsstaates  hier  fehlt,  und 
zweitens  insofern,  als  den  Hauptzweck  eine  unter  unmittelbarer 
Kontrole  Roms  stehende  Missionsthätigkeit  bildet.*) 

Bei  dem  hohen  Ansehen  des  Papstthums  ist  es  nicht 
erstaunlich,  dass  sich  die  Fürsten  oftmals  den  Rath  und  die  Bei- 
hiilfc  der  Päpste  erbaten  und  ihnen  somit  Elinmischung  in  die 
fränkischen  Verhältnisse  gestatteten.  Es  geschah  dies  namentlich 
in  kirchlichen  Angelegenheiten,**)  oft  aber  auch  in  weltlichen 
Regierungsangclegenheiten.  Auf  der  Grenze  zwischen  geist- 
lichen und  weltlichen  Dingen,')  wenn  auch  nach  Fassung  der 
Frage  und  der  Antwort  nur  vom  kirchlichen  Standpunkte  be- 
trachtet, steht  hier  die  Bitte  Karls  an  Hadrian  um  Auskunft, 
wie  mit  den  neugetauften,  aber  wieder  zum  Heidenthum  zurück- 
gekehrten Sachsen  verfahren  werden  solle.')  Auch  die  Unter- 
schriften der  Päpste  Leo  III.  und  Paschalis  I.  zu  den  Reichs- 
theilungen  Karls  des  Grossen  vom  Jahre  806*)  und  Ludwigs 
des  Frommen  vom  Jahre  817’)  bilden  insofern  den  üebergang 

*)  Unten  § 9. 

•)  Vgl.  unten  § 11. 

•)  Unten  g 6. 

*)  Indem  die  nachfolgenden  Beispiele  darthun,  wie  schwierig  es  im 
Einzelfslle  ist,  zu  entscheiden,  ob  es  sich  um  eine  geistliche  oder  um  eine 
weltliche  Angelegenheit  gebandelt  hat,  und  wie  oft  die  beiderseitigen  Grenz- 
linien in  einander  übergingen,  beweisen  diese  Beipiele  zugleich,  dass  es  nicht 
überall  möglich  ist,  die  als  Grundlage  für  ein  sicheres  Kesultat  durchaus 
erforderliche  „klare  Untersebeidnug  zwischen  geistlicher  und  weltlicher 
Maebtsphäre“  des  Fapsttbums  zu  geben,  welche  Ebner  im  Historischen 
Jahrbuch  der  Görres-Geaellsohaft,  Bd.  XII,  Uüuehen  1891,  8.  5ö3  in  Hancks 
Kirchen^eschichte  vermisst.  Han  wird  angesichts  solcher  Beispiele  Hauck 
gegenüber  Ebner’s  Tadel  in  Schutz  nehmen  dürfen. 

')  Schreiben  Hadrians  bei  Jaffe  IV  Mo.  81  S.  248. 

‘)  Einh.  Ann.  z.  J.  806,  M.  G.  SS.  I,  S.  198;  De  hac  partitione  et 
testamentum  factum,  et  iureiurando  ab  optimatibus  Francorum  confirmatum, 
et  oonstitutiones  pacis  conservandae  causa  factae,  atque  baae  omnia  litteris 
mandata  sunt,  et  Leoni  papae,  ut  bis  sua  manu  subscriberet,  per  Einbardum 
missa.  Quibus  pontife.'i  lectis,  et  adsensum  praebuit,  et  propria  mann  sub- 
scripsit.  — Enhard.  Fuld.  Ann.  z J.  806:  H.  G.  SS.  I S.  3ö3:  De  hac  par- 
titiono  testamentum  conscriptum,  et  ab  optimatibus  Francorum  confirmatum, 
et  Leonis  apostolici  subscriptionc  roboratum  est.  — Ann.  Lobienses  U.  Q.  SS. 
XIII  S.  231 : (|Uod  et  scripto  mandavit  et  roborandum  Omnibus  fidelibns  suis 
tradidit,  sed  et  papae  Leoni  confirmandum  Komam  direzit.  Vgl.  A be  1 II  S.  364 
Anm.  3,  M iebues  II  S.  32, 46,  Dahn  S.  1121,  Thijm,  KarelS.  469,  Karl  8.298. 

')  Agobardi  de  divisione  imperii  fiebilis  epistola  (Schreiben  des  £n- 
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zwischen  der  Mitwirkung  des  Papstes  in  kirchlichen  und  der  in 
weltlichen  Angelegenheiten,  als  ein  gewisser  religiöser  Charakter 
und  feierlich  kirchlicher  Pomp  auch  diesen  Reichstheilungen  — 
oder  doch  nachweisbar  wenigstens  derjenigen  vom  Jahre  817  — 
verliehen  worden  ist.  Rein  politischen  Inhaltes  dagegen  war 
der  Vertrag  Karls  mit  dem  byzantinischen  Kaiser  Michael  vorn 
Jahre  812,  für  welchen  gleichfalls  die  päpstliche  Unterschrift 
erbeten  und  gewährt  wurde;*)  ebenso  handelte  es  sicli  bei  der  Ver- 
mittelung, welche  Hadrian  I im  Jahre  781  zwischen  Karl  und 
dem  Baiemherzog  Tassilo  auf  des  ersteren  und  im  Jahre  787  auf 
des  letzteren  Veranlassung  übernahm, lediglich  um  Fragen  der 

biacbofs  Agobsrd  von  Lyon  an  Kaiser  Ludwig)  c.  4 in  Agob  opp.  II  ed. 
Balnzina , Pariaiia  1666,  S. 46:  Deinde  ...  Komam  miaiatia  a aummo  pontifice 
geata  veatra  probanda  et  firmanda;  ac  deinde  inrare  omnea  iusaiatia  ut 
talem  electionem  et  diviaionem  ounoti  aequerentur,  et  aerrarent;  ferner 
Agobardi  de  comparatione  utriuaque  regiminis  (Schreiben  desselben  an 
denselben)  c.  4 opp.  11  8.  öl:  Oregorina  Papa  . . . si  . . . quod  veatra 
Tolnntate  et  poteatate  cum  conaensu  totius  imperii  vestri  factum  est,  et 
poatea  in  apostolica  sede  roboratum,  hoc  vult  in  priatinum  rediicere 
statum  . . . Uir  scheint,  namentlich  in  Hinblick  auf  den  Vorgang  vom 
Jahre  806,  die  im  Text  gegebene  und  auch  bei  Duemmler  I S.  74  Anm.  il 
vertretene  Deutung  der  Aeuaaerungen  Agobarda  ungezwungener,  als  die 
Dentung  bei  Balnze  in  seinen  Notae  ad  Agob.  opp.  II  S.  109  (vgl.  S.  116)  und 
bei  Simson  I 8.  108  Anm.  5,  II  8.  32  (dem  sich  Dopffel  S.  70  Anm.  1 
ansohlieast),  welche  die  Aeuaaerungen  des  Erzbiaebufa  auf  die  im  Jahre  823 
zu  Rom  durch  Pascbalis  I.  vorgenommene  Krönung  Lothars  (vgl.  oben  8.  29 
beziehen.  Auch  v.  Ranke  VI,  1 8.  46  scheint  an  einen  sofortigen  „Bei- 
tritt" des  Papstes  zu  denken. 

')  Vgl.  folgende  Wendungen  der  Theilungsurkunde  bei  Boretius  8.  270: 
In  nomine  domini  Dei  et  salvatoris  noatri  Jesu  Christi  Bludowicus  . . .; 
ibid.  8.  271:  Ideirio  necessarium  duximua,  ut  ieiuniis  et  orationibus  et 
elemoainarum  largitionibus  apud  illum  (i.  e.  Deum)  obtineremus  quod  nostra 
infirmitaa  non  praesumebat.  Quibus  rite  per  triduum  cclebratis,  nutu  omni- 
potentis  Dei,  ut  credimus,  actum  est,  ut  . . . Ferner  Chronic.  Uoissiac. 
z J.  817,  H.  O.  88.  1 8.  312:  Tune  tribus  diebus  ieiunatum  eat  ah  emni 
populo,  et  laetania  facta;  Ann.  Lau  ri  as.  mi  n.  (Cod.  Fuldensis),  U.  (I.  88. 1 
8.  122  und  Ann.  Hildesbeim,  kl.  Q.  88.  III  8.  42:  ieiunio  indicto. 

*)  Einh.  Ann.  r.  J.  812  kl.  G.  88.  I 8.  199:  Die  Gesandten  des 
byzantinischen  Kaisers : Aquisgrani  (Aachen),  ubi  ad  imperatorem  venerunt, 
scriptum  pacti  ab  eo  in  ecclesia  aiucipientea  ....  et  revertendo  Romani 
venientea,  in  basilica  sancti  Petri  apostolici  enndem  pacti  seu  foederis 
libellum  a Leone  papa  denuo  suaceperunt.  Daraus  geht  die  Unterschrift 
des  Papstes  zwar  nicht  mit  absoluter  8icherheit,  aber  mit  grosser  Wahr- 
suheinlichkeit  hervor.  Vgl.  auch  Waitz  III  8.  63ö  Anm.  3,  641,  Abel  II 
8.  483  Anm.  1,  klartens  8.  223,  Dahn  8.  1143,  v.  Ranke  VI,  1 8.  22  ff. 

•)  Zum  Jahre  781  vgl.  Einh.  Ann.  ad  a.  780  M.  G.  88.  I 8.  163,  Abel  I 
8.  881  f.,  394  f,  Niehues  n 8.  32,  Waitz  III  8.  109  f.,  641;  zum  Jahre 
787:  Einh.  Ann.  kl.  G.  88.  1 8.  171,  Ann.  Lauriss.  ibid.  8.  170,  Ann. 
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weltlichen  Politik;  letzterer  gehörte  et<  ebenfalls  an,  wenn  die 
Söhne  Kaiser  Ludwigs  des  Frommen  aus  dessen  erster  Ehe  für 
ihr  Bestreben,  die  von  ihrem  Vater  nach  der  Geburt  Karls  (des 
Rahlen)  umgestossene  Reichstheilung  vom  Jahre  817  aufrecht  zu 
erhalten,  die  Intervention  des  Papstes  Gregor  IV.  in  Anspruch 
genommen  und  erlangt  haben.  *) 

Die  Rolle  eines  politischen  Vermittlers,  welche  der  Papst 
nach  obigen  Beispielen  bisweilen  gespielt  hat,  fiel  Hirn  nur  auf 
Grund  besonderen  Ersuchens  und  ausdrücklicher  Ermächtigung 
der  betheiligten  Faktoren  zu.  Von  einem  Ansprüche  des  Papstes, 
befragt  und  gehört  zu  werden,  erfahren  wir  nirgends  mit  Sicher- 
heit, der  einzige  Fall,  welcher  die  Geltendmachung  eines  solchen 
Anspruchs  enthalten  könnte,  beweist  zugleich,  dass  die  ungebetene 
Einmischung  des  Papstes  abgelehnt  wurde.*) 

Während  dem  Papste  somit  in  Sachen  der  fränkischen  Politik 
bisweilen  eine  Mitwirkung  gewährt  wurde,  ist  ihm  in  Sachen 
der  Rechtssprechung  gegenüber  den  Franken  eine  Betheiligung 
während  der  von  uns  behandelten  Periode  niemals  cingeräumt 
worden.  Bezüglich  der  Kleriker  wird  dies  unten  genauer  zu 
untersuchen  sein,  bezüglich  der  Laien  muss  konstatiert  werden, 
dass  es  an  jeglichem  Belege  für  eine  päpstliche  Jurisdiktion  oder 
auch  nur  für  Inanspruchnahme  derselben  fehlt. ') 

Maxim.  H.  G.  SS.  XIII  S.  21,  Foeta  Saxo  lib.  U v.  27H  ff.  bei  Jaff£  IV 
8.  667,  Abel  I 8.  57. 

*)  Simeon  II  S.  H2  ff.,  v.  Hase  S.  68,  Boehmer-Miiblbacher  p.  LII 
und  unten  § 8. 

*)  Heber  den  Priester  Sergius,  welcher  unter  Berufung  auf  einen  päpst- 
lichen Befehl  den  Hausmeier  Pippin  aufforderte,  vom  Kampfe  mit  dem  Baiern- 
herzog  Udilo  abzulassen,  vgl.  oben  S.  15  Anm.  6.  (Ann.  Mett.  M.  G.  SS.  I S.  328.) 

*)  Als  indirekter  Beweis  kann  Jaff6  IV  ep.  77  S.  232  ff.  berangezogen 
werden.  Hadrian  berichtet  hier  (im  Jahrs  783)  nn  Karl  Uber  die  Missethaten 
zweier  Bavennaten  Namens  fleleutherius  und  Gregorius,  welche  möglichen- 
falls Richter,  also  Laien  gewesen  sind  (es  lasst  sich  dies  wohl  folgern  aus 
den  Worten  S.  233:  non  sinebant  in  eorum  iudiciaria  [seil,  potestate,  ad- 
ministral  ione,  actione]  partibus  Kavennae  inopes  atque  pusillos  opprimentes 
vivere;  vgl.  Jaffe’s  Ueberschrift  zu  ep.  77  S.  232)  Hadrian  bittet  nun 
(a.  a 0.  S.  233)  den  König,  die  Uobelthäter:  ad  nos  dchonestatos  per 
fidelissimos  missos  vestros  humiles  veniant;  ut  omnia,  quae  fati  snmus,  eorum 
comprobemus  praesentia;  quatenus  ...  per  eos  (durch  die  missi)  emendentur. 
Hadrian  nimmt  also  nicht  einmal  gegenüber  den  Einwohnern  von  Ravenna, 
„auf  das  er  doch  immer  so  entschieden  seine  eigenen  Hoheitsrechte  geltend 
gemacht  hatte“  (Abel  I 8.  464),  Jurisdiktion  in  Anspruch,  sondern  über- 
lässt dieselbe  Karl  und  seinen  Missi,  während  er  selbst  der  Untersuchung 
nur  als  Ankläger  oder  Belastungszeuge  beiwohnen  will. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen  Kirchenrecht. 

Abschnitt  I. 

§ 5. 

Der  Papst  als  fränkischer  Reichsbischof. 

Es  ist  für  das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der 
Merovinger  charakteristisch,  dass  die  Kirche  nicht  als  Universal- 
Weltkirche,  sondern  als  National-Landeskirche  aufgefasst  wurde;*) 
als  solche  musste  sie  einen  Einfluss  des  Papstthums  auf  das 
fränkische  Staatskirchenrecht  ablehnen,  weil  der  Bischof  von 
Rom  nicht  dem  fränkischen  Staate,  mithin  also  auch  nicht  dem 
fränkischen  Kirchenverbandc  zugehörte;*)  dieselbe  Auffassung 
beherrschte  auch  die  Periode  des  arnulfingischen  Hausmeierthums, 
und  zwar  schon  deshalb,  weil  das  Papstthum  keine  Verbindung 
mit  der  fränkischen  Kirche  suchte;*)  dieselbe  Auffassung  be- 
herrschte die  erste  Zeit  des  karolingischen  Königthums. 

Eine  prinzipielle  Aenderung  In  dem  Verhältnisse  des  Fapst- 
thums  zum  fränkischen  Staatskirchenrecht  musste  naturgemäss 
eintreten  mit  der  Erweiterung  der  fränkischen  Reichsgrenzen 
durch  Unterwerfung  Italiens.  Diese  Unterwerfung  Italiens  fand 
bezüglich  der  langobardlschen  Gebietstheile  im  Jahre  774  statt;*) 
bezüglich  der  byzantinischen  Gebietstheile  wurde  sie  zwar  nominell 
erst  durch  Karls  Kaiserkrönung,  ja  sogar  erst  durch  dessen 
Vertrag  mit  Kaiser  Michael*)  (812)  vollzogen,  thatsächlich  war 
sie  aber  bereits  ums  Jahr  780  vollendet.*)  Während  nun  bis 


')  Vgl.  mein  Staatekirchenreebt  § 1 S.  7 nnd  jetzt  auch  Hatob,  Die 
Orundlegung  der  Kirebenverfaaenng  Westeuropas  im  früberen  Mittelalter, 
übersetzt  von  Harnack,  Qiesaen  1888,  S.  79  f. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenreebt  S.  7 f. 

*)  Wenigstens  bis  znm  Auftreten  des  Bonifaz  im  Frankenreicbe.  Vgl. 
oben  § 2 8.  7 ff. 

*)  Vgl.  oben  § 4 8.  vl8,  Qenaneres  bei  Abel  I 8.  188. 

‘)  Abel  II  8.  482,  Martens  8.  222. 

*)  Martens  8.  212,  Hanck  8.  91.  Darüber,  dass  gerade  um  diese 
Zeit  (im  Jabre  781)  wichtige  prinzipielle  Aendemngen  in  den  Beziehungen 
der  Frankenkönige  und  der  Päpste  zn  Italien  eingetreten  sind  und  dass 
auch  sonst  bedeutungsvolle  Abreden  zwischen  Karl  nnd  Hadrian  getroffen 
wurden,  vgl.  Wattenbach,  Geschichte  des  Papsttbums  8.  49,  Lamprecht 
8.  19  ff.  Zu  diesen  Abreden  werden  vermuthlich  auch  solche  über  die 
prinzipielle  Stellung  des  Papstthums  znm  fränkischen  Staats-  und  Kirchen- 
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dahin  der  Papst  nur  Verbündeter  der  Karolinger  in  den  gemein- 
samen Operationen  gegen  die  Langobarden  und  die  Griechen 
gewesen  war  und  in  staatsrechtlicher  wie  in  staalskirchenrecht- 
licher  Hinsicht  zu  dem  Frankenreiche  in  keinem  genau  präzisier- 
baren Verhältnisse  gestanden  hatte,  wurde  nunmehr  mit  dem 
langobardischen  und  griechischen  Territorium  auch  Rom  und  der 
römische  Bischof  in  den  fränkischen  Reichs-  und  Ki rchenverband 
aufgenommen. 

Ob  und  inwieweit  Rom  gegenüber  den  andern  italienischen 
Bisthümern  frühere  Primatialrechte  behalten  hat,’)  ist  hier  nicht 
zu  erörtern;  was  aber  Roms  Stellung  zu  den  sonstigen  Rrz- 
bisthUmern  des  karolingischen  Reiches  betrifH,  .so  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  denselben  — vom  Stand- 
punkte der  Kirchenverfassung  betrachtet ; etwas  anderes  ist 
natürlich  die  Glaubensherrschaft’)  — lediglich  koordiniert  war. 
Rom  galt  fortab  nur  als  eine  Metropole  von  gleicher  Art  wie  die 
Metropolen  in  Gallien,  in  Baiern  und  im  übrigen  Reichsgebiete.*) 

Das  folgt  zunächst  aus  Karls  viel  citierter  „Instruktion  für 
Angilbert“,*)  den  Abt  von  St.  Richar,  mittels  welcher  der  König 
im  Jahre  79fi  Angilbert  beauftragt,  wenn  er  in  Rom  eingetroffen 

revbto  gehört  haben.  VgL  gegen  die  Anaioht  von  Doennigea  S.  183  auch 
unten  § 15  über  die  Bedeutung  der  Romreiae  Karla  vom  Winter  780—781 
für  die  Mitwirkung  der  Päpste  bei  Besetzung  der  Erzbistbümer. 

*)  Vgl.  Jaffe  IV  No.  94  S.  277,  wonach  Hadrian  zwischen  784  und 
791  dem  Erzbischof  von  Ravenna  den  Befehl  gegeben  hat,  venetianische 
Handelsleute  ans  dem  Oebiete  der  Erzdiözese  zu  vei^jagen. 

’)  Unten  6. 

•)  Mit  grösserer  oder  geringerer  Schärfe  findet  sich  das  im  Text  Ge- 
sagte auch  betont  bei  Eichhorn  § 175  8.698,  Doennigea  S.  4,  Dopffel 
8.  36,  V.  Schulte,  Lehrbuch  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
(ö.  Auü.,  Stuttgart  1881)  S.  100  und  Lehrbuch  des  katholischen  und  evan- 
gelischen Kirchenrechts  (4.  Aufl.  des  katholischen,  1.  des  evangelischen, 
Giessen  1886)  S.  47  Anm.  16,  Hinschius,  Allgemeine  Darstellung  der  Ver- 
hältnisse von  Staat  und  Kirche  (in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts  der  Gegenwart  Bd.  I,  erster  Halbband,  Freiburg  i.  B.  und  Tübingen 
1883X  Merchier  S.  73,  Maassen  S 136,  Tbijm,  Karel  S.  296,  302,  336, 
Karl  S.  193,  197,  218,  Stahl,  Die  Majestätsrechte  der  Kirche  über  den  Staat 
im  Mittelalter  (ans  seinem  Nachlasse  mitgetbeilt  von  Wilkena  in  der  Zeit- 
schrift für  kirchliche  Wissenschaft  und  kirchliches  Leben,  Jahrgaug  X, 
Leipzig  1889)  S.  345,  Moeller  8.  85,  v.  Hase  S.  46,  Mejer,  Lehrbuch  des 
deutschen  Kirchenrechtes,  3.  Aufl.,  Göttingen  1869,  § 23  S.  47. 

*)  Friedberg,  Lehrbuch,  S.  36  Anm.  7,  Grenzen  S.  25  Anm.  1, 
Gerard  II  S.  186,  Hinschius  IH  S.  706  Anm.  2,  Abel  U S.  115, 
llauck  II  8.  94  Anm.  3,  Richter,  Annalen  II  S.  133,  Lamprecht  S.  14; 
vgl.  Dahn  S.  1050  Anm.  7. 
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«ei , dem  Papste  Ermahuungen  zu  ortheilen  bezüglich  ehrbarer 
Lebensweise,  Üeübachtung  der  Kirchengeset/e,  frommer  Leitung 
der  Kirche  Gottes  und  Vertilgung  simonischer  Stellenbesetzung;*) 
sodann  folgt  das  Gesagte  aus  dem  Testamente  Karls  vom  Jahre 
811,  in  welchem  sich  unter  den  21  Metropolen  des  Reiches  auch 
Rom  aufgezählt  findet;*)  endlich  aus  einer  — meines  Wissens 
bisher  nieht  beachteten  — Stelle,  welche  die  „Instruktion  für 
Angilbert“  und  das  Testament  Karls  insofern  an  Beweiskraft 
überwiegt , als  sie  nicht  die  Auffassung  des  Frankenfürsten, 
sondern  die  Auffassung  des  Papstes  wiedergiebt;  ich  meine  die 
Urkunde,  in  welcher  Leo  III.  im  Jahre  798  fünf  bairischen 
Bischöfen  die  Erhebung  Salzburgs  zu  ihrer  Metropole  mittheilt 
und  in  welcher  der  Papst  bei  dieser  Gelegenheit  selbst  sagt,  der 
neuernannte  Erzbischof  Arno  sei  bisher  „Mitbischof“  der  Adressaten 
gewesen,  jetzt  aber  sei  er  „Bruder  und  Mitbischof“  des  Ab- 
senders und  „Erzbischof“  der  Adressaten.*) 

Gleichfalls  als  päpstliche  Aeusserung  von  vorzüglicher 
Beweiskraft  für  das  Gesagte  ist  eine  im  Corpus  Juris  Canonici 

')  J affe  IV  ep.  Carol.  No. 9 (v.  J. 796)  S. 353;  Divina . . . misericordia . . . 
te  adducente  ad  domoam  apostolicum  patrem  nostram,  ammoneas  eum  dili- 
genter  de  omni  bonestate  vitae  suae,  et  praecipue  de  sanctomm  observatione 
canonam.  de  pia  sanctae  Dei  ccclesiae  gubematione ...  Et  de  simoniaca  snbver- 
tenda  haercsi  diligentiasimc  suadeas  illi ...  et  qnid<;uid  mente  teneaa  nos  saepius 
querelis  agitasse  inter  nos.  (Angilbert  war  nach  Hadrians  Brief  an  Karl 
V.  J.  794  bei  Jaffe  VI  No.  33  S.  246  minister  oapellae  bei  Karl  and  jeden- 
falls dessen  besonderer  Liebling  und  Vertranter;  vgl.  Abel  II  S.  543  Anm.  1.) 
Von  einer  ähnlichen  Botschaft,  durch  welche  der  Kaiser  dem  Papste  be- 
stimmte Wünsche  inittbeilen  Hess,  meldet  die  Vita  Hludow.  des  Astronomus 
c.  5ö  (11.  O.  SS.  II  S.  641):  Von  Kaiser  Ludwig  geschickt  kommt  Abt 
Adrebald  nach  Rom:  (Iregorium  papam  de  necessariis  consulturus  et  volun- 
tatem  imperatoris  ceteraque  sibi  iniuncta  perlaturus.  Für  die  spätere  Zeit 
vgl.  auch  fllothari  Capitulare  de  expeditionc  contra  .Sarracenos  facienda 
V.  J.  846  0.  7 bei  Boretius  et  Krause  S.  66;  Itaqne  decernimus  et  hoc 
Apostolico  per  litteras  nostras  et  missos  mandamus,  ut  murus  firmissimus 
circa  aecclesiam  beati  Petri  construatur.  Ferner  ibid.  c.  12  8.  67 : Sergio  . . 
magistro  militum  mandamus,  ut  ipse  pacis  auctor  inter  illos  et  auxi- 
liator  filii  nostri  existat;  similiter  Apostolico  et  Petro  Venaeoiarum 
dnoi,  ut  adiutorium  ex  Pentapoli  et  Venecia  uavali  c.xpedicione  faciant  ad 
opprimendos  in  Benevento  Sarracenos. 

")  Einh.  Vit.  Carol  c.  33  bei  J aff  £ IV  S.  539:  Nomina  metropolcorum  .. . 
haec  sunt:  Roma,  Ravenna  etc.  Vgl.  Rettberg  I S.  439  und  Bahn  S.  1151 
gegen  Martens  S.  212. 

’)  Zahn,  Urkundenbuch  des  Herzogtbums  Steiermark,  Bd.  I (Hraz 
1876)  No.  2 8.  4:  Qui  dudum  vestcr  fuit  coepiscopus  nunc  autem  frater  et 
coepiscopus  noster,  vester  autem  archiepiscopos. 


Digitized  by  Google 


überlieferte  und  mit  hoher  Walirsclieinlichkeit  Leo  dem  Dritten 
zuzuschreibende  ’)  Bemerkung  eines  Papstes  in  seinem  Briefe  an 
den  Kaiser:  „Wenn  wir  etwas  ungeziemend  getrieben  haben  und 
gegenüber  unsern  Untergebenen  den  Pfad  des  gerechten  Gesetzes 
nicht  eingehalten  haben,  so  wollen  wir  nach  Eurem  und  Eurer 
Abgesandten  Urtheil  Alles  verbessern.“  *)  Es  folgt  aus  dieser 
Bemerkung,  was  sich  ja  auch  aus  der  „Instruktion  für  Angilbert“, 
dort  freilich  nur  als  Auffassung  Karls  ergiebt,  dass  das  Papst- 
thum dem  Kontrollrechte  der  Könige  und  der  Königsboten 
ebenso  unterworfen  war,*)  wie  der  Episkopat  und  die  gesammte 
Kirchenverfassung.  *) 

Nothwendige  Voraussetzung  dafür,  dass  der  Papst  als  ein- 
facher Beichsbischof  in  den  Episkopal -Verband  aufgenommen 
werden  konnte,  bildete  seine  Aufnahme  in  den  allgemeinen  frän- 
kischen Unterthanenverband,  nothwendige  Voraussetzung  hierfür 
wiederum  bildete  seine  Heranziehung  zu  dem  Pidelitätseide.  *) 

')  Ygl.  Oieseler,  Kirohengeaohichte,  Bd.  11  Abth.  1 (8.  Aofl.,  Bonn 
1831)  8.  38  Anm.  6,  Briedberg,  Die  Qrenzen  zwischen  Staat  and  Kirche, 
1.  Ahth.  (Tübingen  1872)  8.  2ö  Anm.  1. 

’)  Decret.  Oratiani  p.  11  Gaus.  2 qa  7 c.  41  (in  der  Briedbergachen 
Ausgabe,  Lipsiae  1879,  Spalte  496):  Nos,  si  inconpetenter  aliqnid  egimns, 
et  in  subditis  iustae  legis  tramitem  non  conaervavimus,  vestro  ac  misaorum 
vestrorum  cuncta  volumns  emendare  iudicio. 

')  ln  dieser  Hinsicht  vgl.  auch  ans  der  späteren  Zeit  ein  Schreiben  des 
Papstes  Leo  IV.  an  Kaiser  Lothar  v.  J.  863  im  Decret  Gratiani  p.  1 dist  X 
a 9 (Briedbergsche  Aiugabe  Sp.  21):  De  capitulis  vel  preceptis  imperia- 
libua  vestris  vestrorumque  pontificum  predecessomm  irrefragabiliter  custo- 
diendis  et  conservandia , quanto  valuimus  et  valemus  Christo  propitio  et 
nnno  et  in  evnm  conservatnros  modis  omnibns  profitemur.  Die  in  der  vorigen 
Anm.  citierte  Stelle  fährt  dann  fort:  Inde  magnitudinis  vestrae  magnopere 
clementiam  inploramua,  nt  tales  ad  hec,  qae  dizimus,  perquirenda  missos 
in  his  partibua  dirigatis,  qui  . . . cuncta  . . . diligenter  ezquirant  . . . sive 
minora,  sive  etiam  maiora  illis  sint  de  nobis  indicata  negotia.  — Darüber, 
ob  in  p.  1 dist  X c.  9 cit.  vielleicht  statt:  vestrorumque  pontificum 
praedecessorum  besser  vestrorumque  imperatorum  praedeoesaorum  zu 
lesen  ist,  vgl.  Jaffe,  Hegeata,  1.  Ausg.  Ko.  1994  und  Briedberg,  Grenzen, 
8.  26  Anm.  1,  andererseits  aber  jetzt  Jaffe,  2.  Ausg.,  No.  2643  S.  337. 

*)  Ueber  die  missi  dominici  und  ihre  Bedeutung  für  die  karolingische 
Kirchenverfassung  vgl.  z.  B.  Waitz  111  S.  441  ff. 

°)  Die  Ableistung  des  Bidelitätseides  durch  den  Papst  ist  bezeugt  durch 
einen  Brief  Gregors  IV.  an  den  fränkischen  Episkopat  bei  Mansi  XIV  S.  631 
(vgl.  auch  unten  §§  8, 17):  Bene  autem  subiungitis,  memorem  me  esse  debere 
iusiurandi  causa  fidei  facti  imperatori.  Quod  si  feci,  in  hoc  volo  vitare 
periurium,  si  annunciavero  ei  omnia  quae  contra  unitatem  et  pacem 
ecclesiae  et  regni  committit.  Quod  si  non  fecero,  periurus  ero,  sient  et 
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Schon  unter  den  Merovingem  hatten  Hämmtliche  Reichsangehörige, 
weltliche  wie  geistliche,’)  den  Königen  einen  allgemeinen  Treueid 
zu  leisten.  Nachdem  dieser  Rechtsbrauch  eine  Zeit  lang  in  Ver- 
gessenheit gerathen  war,  wurde  er  seit  786  im  karolingischen 
Reiche  in  der  Weise  wieder  eingeführt,  dass  jeder  Unterthan 
nach  zurückgclegtem  12.  Lebensjahre  eidespflichtig  war.*) 

Allerdings  hat  der  römische  Stuhl  einen  Ehrenvorrang  be- 
halten; er  war  dem  Range  nach  die  erste  unter  den  ihren  recht- 
lichen Befugnissen  nach  koordinierten  Metropolen:*)  das  Testament 
Karls  nennt  Rom  an  erster  Stelle ; *)  wie  unter  den  Aposteln  der 
hl.  Petrus  hervorragt,  sollte  auch  unter  den  Kirchen  die  römische 
den  ersten  Platz  behaupten.*)  Neben  der  auch  im  Frankenreiche 


vos,  si  tarnen  iaravi.  Vos  tarnen,  qui  procul  dubio  iuraatis  et  reiuraatia  . . . 
periuri  eatia.  Ferner  die  weiter  unten  § 18  citierte  Stelle  deaaelben  Briefes, 
lieber  die  absichtlich  unklare  Ausdrucksweiae  Gregors  vgl.  Simaon  I S. 
und  daselbst  Anm.  2 (vgl.  hierzu  auch  Dopffel  S.  90  Anm.  1);  doch  denkt 
Simaon  a.  a.  0.  und  S.  286  irrig  an  den  Amtseid  des  Papstes  (über  diesen 
vgl.  weiter  unten  im  Text);  dass  es  sich  um  den  Fidelitätseid  handelt, 
ergiebt  das  'Wort  ,fide‘,  die  gleichzeitige  Erwähnung  des  Eides  der  Bischöfe 
und  die  Bemerkung,  dass  in  der  Anzeige  der  gegen  die  Einheit  und  den 
Frieden  des  Beiches  gerichteten  Unternehmungen  die  Erfüllung  der  über- 
nommenen Treupflicht  liege.  Gerade  eine  derartige  Anzeigepflicht  umfasste 
der  Treueid,  ihre  'Verletzung  war  Infldelität.  (Vgl.  Waitz  III  S.  802  und 
vergleicbungsweise  für  die  Merovingerzeit  die  in  meinem  Staatskirchenrecht 
S.  62  Anm.  4 herangezogenen  Beispiele.)  — Auch  die  Ausdrucksweiae  der 
Ann.  Nazariani  z.  J.  786  M.  G.  SS.  I S.  42:  transmisit  rez  ipsos  Thuringos 
una  com  misais  suis,  aliquos  in  Italiam  et  ad  Sanctum  Petrum,  quosdam 
vero  in  Nenstriam  abjue  in  Equitaniam  per  Corpora  aanctorum,  soilioet  nt 
iurarent  fidelitatem  regi  liberisque  eins  lässt  sich  auf  die  Ableistung  des 
Fidelitätseides  durch  den  Papst,  den  Vikar  St.  Petri,  deuten  Irrig  daher 
Dopffel  S.  21,  37,  40. 

’)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  84. 

»)  Waitz  III  S.  290  fif. 

*)  Als  im  Jahre  833  der  fränkische  Episkopat  den  Papst  Gregor  IV. 
in  dem  unten  § 8 genauer  zu  besprechenden  Schreiben  als  frater  et  papa 
tituliert  hatte,  verwahrt  sich  freilich  der  Papst  energisch  dagegen.  Hansi 
XIV’  S.  619:  Bomano  pontitici  scribentes,  contrariis  enim  in  praefatione 
nominibua  appcllaatis,  fratrem  videlicet  et  papam:  dum  congroentins  esset 
solam  ei  patemam  reverentiam  exhibere. 

*)  Oben  S.  öö  Anm.  2. 

*)  Vgl.  folgende  Wendungen  der  libri  Carolini  bei  Jaffe  VI  No.  31  S.  221: 
qnaliter  sancta  Bomana  eccleaia  caeteris  ecclesiis  a Domino  praelata  . . . 
sit . . . Cum  hic  cunctis  per  orbem  coostitutis  sedibns  apostolicus  generaliter 
praefecerat  sedes,  multo  magis  illa  omnibus  praeferenda  eat  quae  etiam 
caeteris  apostolicis  sedibus  praelata  est.  Sicut  igitur  caeteris  discipnlis 
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iiDerkanntcn  — allenlinge  nicht  unbedingten  — Autorität  Roms 
in  Glaubensfragen  ’)  werden  wir  vereinzelten  Ehrenvorrechten 
begegnen,  welche  der  römische  Stuhl  über  und  gegenüber  den 
fränkischen  Metropolen  ausgeübt  hat.’’)  Hier  ist  hervorzuheben, 
dass  bei  der  Neubesetzung  der  Metropole  Rom  die  alten  Grund- 
sätze von  der  Papstwahl  staatlicherseits  insofern  berücksichtigt 
wurden,  als  das  Wahlrecht  des  römischen  Volkes  und  der  römischen 
Geistlichkeit  gewahrt  blieb  und  die  seit  dem  Jahre  824  eingetretene 
staatliche  Mitwirkung  nur  in  einer  Kontrole  durch  kaiserliche 
Missi  bestand, '•)  während  die  Besetzung  der  übrigen  bischöf- 
lichen und  erzbischöflichen  Stühle  wie  zur  Merovingerzeit*)  so 
auch  unter  den  Karolingern  lediglich  Sache  des  königlichen 
Ernennungsrechtes  war. 

Andererseits  ist  von  einem  besonderen  Amtseide  der  Bischöfe 
wie  unter  den  Merovingern  *)  so  unter  den  Karolingern  nirgends 
die  Rede,  wohl  aber  seit  dem  Jahre  79(5,’)  also  seit  dem  ersten 

spostoli,  et  apostolit  omnibas  Petrus  eminet:  ita  nimirum  eseteris  sedibus 
spoatolicae,  et  apoatolicis  Komana  eminere  diooscitur. 

■)  Unten  § 6. 

*)  Unten  §§  16,  16,  19. 

’)  Ueber  die  ataatliobe  Betheilignng  bei  Besetzung  des  römiseben 
Stuhles,  deren  Darstellung  nicht  in  den  Rahmen  der  vorliegenden  Abhand- 
lung gehört,  vgl.  Uinschius  I S.  227  ff..  Friedberg  S..120,  Moeller 
8.  145  f.,  Lorenz,  Papstwahl  und  Kaiserthum,  Berlin  1874,  und  nenestens 
Dopffel  sowie  Bern  beim,  das  Verhältnis  der  Karolinger  zu  den  Papst- 
wablen  (in  der  deutschen  Zeitschrift  für  üescbichtswissenachafl  Bd.  IV, 
Freiburg  i.  Br.  1890,  S.  341  f.).  Das  Werk  von  Heimbueber,  Papstwahlen 
unter  den  Karolingern,  Augsburg  1890  (vgl.  Hist  Jahrbuch  Bd.  X,  1890, 
8.  439)  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  62  ff. 

‘)  Hins  chius  U 8.  622  ff.,  Hauck  II  8.  186  f.  und  ferner  unten  § 16. 

*)  Hein  Staatskirchenrecht  S.  60. 

’)  Vgl.  Earls  Schreiben  an  Leo  III.  bei  Ja  ff 6 IV  ep.  Carol.  No.  10 
8.  364:  gaviai  sumus  seu  in  electionis  unanimitate  seu  in  humilitatis  vestrao 
obedientia  et  in  promissionis  ad  nos  fidelitate.  Wiewohl  gerade  das  letzte 
Wort  die  Deutung  auf  den  „Fidclitätseid“  (s.  oben  8.  66)  nahe  legt,  kann 
ich  nicht  annehmen,  dass  man  Leo,  der  Italiener  war  (vgl.  Abel  II  S.  111), 
gelegentlich  seiner  Wahl  den  Fidelitätseid,  der  nach  Ann.  Nazariani  (oben  S.  66 
Anm.  6 auf  8.  67)  schon  i.  J.  786  in  Italien  üblich  war,  nochmals  abgenommen 
hat.  — Für  den  Sinn  der  citierten  Aeusserung  Karls  ist  es  gleichgültig,  ob 
man  ,humilitatis  vestrae'  liest  (so  Jaffe  a.  a.  U.,  Dopffel  8.  23  Anm.  1 
Thijm,  Earel  8.  226  Anm.  1,  Karl  8.  148  Anm.  3,  Baxmann  8.  304 
Anm.  8)  oder  ,hnmilitatis  nostrae'  (so  Simson  II  8.  111  Anm.  7,  Waitz  III 
8.  188  [nicht  8.  167,  wie  Dahn,  der  sonst  Waitz  2.  Anflage  benutzt  hat, 
8. 1048  Anm.  2 nach  Simson  a.  a.  O.  citiert,  dem  seinerseits  die  2.  Auflage 
von  Waitz  nicht  zugänglich  gewesen  ist]). 
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Personcnwechael , der  nach  der  Unterwerfung  Italiens  auf  dem 
päpstlichen  Throne  stattfand,')  von  einem  besonderen  Amts- 
eide des  Papstes,  den  er  den  kaiserlichen  Kommissarien  nach 
der  Wahl  und  vor  der  Weihe  leisten  musste.*) 

Dieser  Ämtseid  ist  wohl  zu  unterscheiden  *)  von  dem  oben 
erwähnten  Pidelitätseidc,  dessen  Ableistung  keine  besondere  Pflicht 
gerade  des  Papstes  war,  und  von  der  eidlichen  Bekräftigung 
des  Freundschaftsbundes  zwischen  Päpsten  und  Königen,  wie  sie 
nach  dem  Berichte  der  Vita  fiadriani  im  Jahre  774  bei  Karls 
Anwesenheit  in  Born  am  Grabe  des  hl.  Petrus  stattgefunden  hat.*) 
Welche  Konsequenzen  die  Aufnahme  des  Papstes  in  den 
Landesepiskopat  gehabt  hat,  werden  wir  weiter  unten  im  Einzelnen 
erfahren.  JBier  muss  die  Andeutung  genügen,  dass  der  Grund- 
satz, der  Papst  sei  nur  einfacher  Landesbischof,  auf  die  Be- 
ziehungen des  Papstthums  zum  fränkischen  Kirchenrechte  von 
bedeutsamstem  Einflüsse  gewesen  ist,  indem  er  die  Machtentfaltung 


')  Hadrian  1.,  Leos  Vorgänger,  war  bereits  am  1.  Febraar  772  gewählt 
worden;  Abel  I 8.  134. 

’)  Sacramentum  Romanorum  in  der  Constitutio  Bomana  vom  November 
824  bei  Boretius,  Capitularia  No.  161  S.  324:  die  Römer  müssen  beschwören ; 
quod  . . . nie  qai  eicctus  fuerit  me  consentiente  consecratns  pontifex  non 
fiat,  priusqnam  tale  sacramentum  faciat  in  prae^entia  missi  domini  impera- 
toris  et  populi,  cum  iuramento,  quäle  dominus  Rugenius  papa  sponte  pro 
conservatione  omnium  factum  habet  per  scriptum.  Vgl.  Simson  1 8.  214 
Anm.  8,  231,  Dopffel  8.  81  S.,  Richter,  Annalen  II  8.  247,  Hinschius  I 
8.  233.  — Der  Hinweis  auf  den  Eid  Eugens  (824—827)  ist  nach  dem  oben 
zu  dem  Briefe  Leos  Bemerkten  nicht  dahin  zu  verstehen,  dass  Eugen  der 
erste  Papst  gewesen  ist,  welcher  einen  solchen  schriftlichen  Amtseid  über- 
haupt leistete,  sondern  der  erste,  der  das  in  Gegenwart  der  Missi  that. 

')  Was  zumeist,  beispielsweise  bei  Baluze  in  den  Notae  ad  Agobardum, 
Paris  1866,  p.  122  ff.  nicht  geschieht. 

*)  Vita  Hadriani  I c.  39  (bei  Huratorius  III  8.  185,  bei  Duchesne 
8-  497):  Descendentes  pariter  ad  corpus  beati  Petri  tarn  ipse  sanctissimus 
papa  quamque  antefatus  excellentissimus  Francorum  rex  cum  iudicibus 
Romanomm  et  Francorum  seseque  mutuo  per  sacramenta  munientes.  Die 
Eidlichkeit  dieses  Gelöbnisses  und  insofern  die  Glaubwürdigkeit  der  Vita 
bezweifelt  Martens  8.  283  f ; vgl.  andererseits  Abel  I 8.  166  Anm.  1 und 
Dahn  8.  970;  für  unsere  Untersuehung  hat  diese  Streitfrage  kein  Interesse. 
Vielleicbt denkt  Philipps,  Deutsche  Reichs- und  Rechtsgeschichtc,  München 
1846,  8.  149  an  dieses  eidliche  Freundschaftsgelübde,  wenn  er  davon  spricht, 
dass  der  Kaiser  dem  Papst  bei  seinem  Regierungsantritt  eidlich  Ehrerbietung 
gelobte.  In  diesem  Falle  macht  sich  Philipps  einer  argen  Uebertreibung 
schuldig.  Von  einem  Huldigungsschwur  des  Kaisers,  den  Philipps 
a.  a.  O.  gleichfalls  behauptet,  kann  keineswegs  die  Rede  sein,  für  einen 
solchen  fehlt  es  durchaus  an  (^ucllenbeweisen. 
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des  Papstthums  wesentlich  beschränkte  und  in  mannighicher 
Hinsicht  eine  Minderung  oder  sogor  den  gänzlichen  Verlust  der 
päpstlichen  Befugnisse  herbeifUhrte.’) 

Es  wurde  angedeutet,  dass  man  es  staatlicherseits  hinsichtlich 
der  Besetzung  des  römischen  Stuhles  unterlassen  hat,  die  aus  der 
Stellung  des  Papstes  als  eines  einfachen  Beichsbischofs  sich  er- 
gebenden Konsequenzen  zu  ziehen.  Dass  man  dieselben  aber  in 
andern  Punkten  gezogen  hat,  ergiebt  ein  Blick  auf  die  Vorgänge, 
welche  sich  zu  Rom  im  Jahre  799 — 800  und  im  Jahre  823  ab- 
spielten. Hier  erfahren  wir  nämlich,  dass  die  Frankenftirsten 
nicht  daran  gezweifelt  haben,  in  derselben  Weise  und  in  derselben 
Form  wie  über  die  anderen  Bischöfe  ihres  Reiches  *)  über  die 
Päpste  Kriminaljustiz  ausüben  zu  können,  sobald  hinreichender 
Verdacht  bestand,  dass  ein  Papst  ein  Verbrechen  begangen  habe. 
Im  Jahre  794  war  solcher  Verdacht  gegen  Leo  III.,*)  im  Jahre 
823  gegen  Paschalis  I.  rege  geworden;  dort  schickte  Karl  der 
Grosse,*)  hier  Ludwig  der  Fromme*)  eine  aus  geistlichen  und 
weltlichen  Würdenträgern  zusammengesetzte  Kommission  zur 
Untersuchung  der  Angelegenheit  nach  Rom;  dort*)  wie  hier^) 
verdankte  der  Papst  den  günstigen  Ausgang  und  die  schleunige 
Erledigung  der  Sache  nur  dem  Umstande,  dass  er  sich  zur  Ab- 
leistung des  Reinigungseides  entschloss.  In  beiden  Fällen  mag 
der  König  froh  gewesen  sein,  dass  die  Angelegenheit  dadurch, 
ohne  sich  schärfer  zuzuspitzen,  beigelegt  wurde,  jedenfalls  aber 
hatte  er  durch  die  Einleitung  der  Untersuchung  und  der  Papst 


')  y^l.  namentlich  §§  6 — 8,  10,  11,  17,  20. 

•)  Waitz  m 8.  424  f.,  IV  8.  444  fif. 

*)  Vgl.  darüber  auch  unten  !;§  16,  17. 

*)  Vgl.  Abel  II  8.  206  in  Verbindung  mit  8.  186  f.  Die  Kommiaaion 
bestand  aus  7 Bischöfen  und  3 Grafen. 

*)  Thegani  Vit.  Bludow.  imp.  c.  80,  M.  G.  88.  II  8.  597:  Hisit  legatos 
suos,  Adalungnm  venerabilem  abbatem  et  presbyterum  et  Hunfridnm,  qui 
erat  dnx  super  Redioam  partibns  Romae,  propter  quandam  insolentiam  quam 
Romanos  populus  super  Romanum  pontificem  Pascalem  dixit,  iopntantea  ei, 
qood  nonnullomm  homicida  fuisset.  Vgl.  Vit.  Hludow.  c.  37,  H.  G.  ibid. 
8.  627  f.,  Einh.  Ann.  a.  823,  H.  G.  88.  I 8.  210  f.,  Richter,  Annalen  II 
8.  243  Anm.  2. 

*)  a.  darüber  unten  16,  18. 

')  Thegan  fährt  a.  a.  O.  fort:  Qui  supradictus  pontifex  oum  iuramento 
pori&cavit  ae  in  Lateranensi  patriarebio  coram  supradictis  legatia  et  popolo 
Romano,  cum  episcopis  34,  et  presbyteris  et  diaconibos  qoinque.  Vit  Hludow. 
a.  a.  0.,  Einh.  Ann.  a.  a.  O. 
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durch  die  Eiidesleistung*)  erkennen  lassen,*)  dass  dieselben  Organe, 
welche  zur  Ausübung  der  Kriminaljustiz  über  geistliche  Würden- 
träger des  fränkischen  Beiches  befugt  waren,  auch  über  den 
Papst  Kriminaljustiz  ausüben  durften.') 

Selbst  bis  zur  Absetzung  des  Papstes  hätte  aus  seiner  Stellung 
als  Reichsbischof  die  Konsequenz  gezogen  werden  können.  Das 
ergiebt  sich  aus  einem  zwischen  784  und  791  geschriebenen  Briefe 
Hadrians  an  Karl.  Hadrian  gedenkt  hier  des  Gerüchtes,  der 
König  Oifa  von  Mercia  habe  Karl  veranlassen  wollen,  ihn,  den 
Papst,  abzusetzen  und  an  seiner  Stelle  einen  Franken  einzusetzen.*) 
Hadrian  betont  zwar,*)  dass  das  Gerücht  jedes  thatsächlichen  An- 
haltes entbehre,  dass  er  selbst  nichts  befurchte,  da  er  den  rom- 
freundlichen Sinn  Karls  kenne,  und  dass  Gott  es  nicht  dulden 
würde,  wenn  man  das,  was  er  gesäet,  ausreisse  — Hadrian  be- 
tont aber  nicht,  dass  dem  Könige  bezw.  seinem  Episkopate  das 
Recht  fehle,  einen  Papst  abzusetzen. 

Zur  praktischen  Erörterung  kam  die  Frage  nach  einem 


')  Vgl.  auch  Friedberg,  Oreuzen,  S.  28  Anm.  1. 

*)  Vgl.  auch  Vita  HIndow.  a.  a.  O.  und  Eiuh.  Amt.  a.  a.  O.  eingehend 
darüber,  dass  Ludwig  auf  der  Untersuchung  bestand,  obwohl  Pasohalis  ihm 
durch  Qesandte  seine  Unschuld  betheuem  Hess  und,  wie  die  Ann.  Einh.  sich 
ansdrOcken,  ihn  bitten  Hess : ut  illam  infamiam  a pontifice  auferret,  qua  ille 
in  memoratomm  hominum  necem  consensisse  credebatnr.  — Eine  falsche 
Auffassung  des  Vorganges  vom  Jahre  823  scheint  es  mir  zu  sein,  wenn 
Simson  I S.  206  sagt;  „es  sei  dem  Papste  gelungen,  dem  schwachen  Kaiser 
eine  Schlappe  beizubringen,  die  Kechtsfrage  über  die  Urenzen  der  beider- 
seitigen (lerichtshoheit  in  Rom  sei  einstweilen  wieder  thatsächlich  im  Sinne 
der  Curie  entschieden  gewesen“.  Simson  scheint  anzunehmen,  das  Paschalis 
selber  Gerichtshoheit  über  seine  Ankläger  habe  ausüben  wollen.  — Ebenso 
irrig  ist  es,  wenn  U auch  II  8.  442  Anm.  1 meint,  der  Papst  habe  die 
kaiserlichen  Oesandten  an  einer  Untersuchung  verhindert.  Paachalis 
hat  vielmehr  der  Untersuchung  stattgegeben,  nur  durch  Ableistung  des 
Reinigungseides  die  Beendigung  des  Verfahrens  schnell  herbeigeführt  and 
so  ein  für  ihn  ungünstiges  Ergebnis  der  Untersuchung  verhindert. 

')  Wegen  der  Frage,  ob  fränkische  Bischöfe  zur  Rechtsprechung 
über  den  Papst  befugt  waren,  vgl.  unten  g§  16,  18;  hier  war  nur  zu  unter- 
suchen, ob  der  König  zur  Jurisdiktion  über  den  Papst  berechtigt  erschien. 

*)  Jaffe  IV  No.  96  S.  280:  Porro  in  ipsis  regales  apicibus  vestris 
referebatur:  quod  ÜSa  gentis  Anglorum  rex  vestree  direzisset  reg^ali  ex- 
cellentiae  significandum  indiculum,  ut  aliqui  emnli  vestri  ac  sui  ad  nostra 
apostolica  vestigia  indicarent,  quod  idem  Offa  rex  vobis  suggereret,  ut  per 
snam  videlicet  adhortationem  atque  suasionem  nos  a sede  sancta  dignitatis 
nostrae  — quod  abait  — eicere  deberemini  et  alium  ibidem  de  gente  vestra 
inatitueremini  rectorem. 

»)  Ibid.  S.  280  f. 
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Absetzungsrechte  der  fiänkif>chen  Staatsgewalt  Uberbaupt  nicht. 
Leo  m.  und  Paschalis  I.  hatten  sich  der  Möglichkeit  einer 
Absetzung  entzogen,  indem  sic  durch  den  Reinigungseid  der 
Möglichkeit  einer  Verurtheilung  vorbeugten ; der  Fall  des  Papstes 
Constantin,  über  welchen  zwölf  fränkische  Bischöfe  als  Theil- 
nehmer  an  einem  Laterankonzile  zu  Gericht  sassen  und  auf 
Amtsvcrlust  erkannten,*)  gehört  nicht  hierher,  da  dieser  Vorgang 
sich  im  Jahre  769  abspielte,  also  bevor  der  Papst  fränkischer 
Reichsbischof  geworden  war,  und  da  die  Theilnahme  der  frän- 
kischen Geistlichen  nur  durch  die  ausdrückliche  Erlaubnis  des 
Gegenpapstes  Stephan  III.  ermöglicht  wurde.  •) 


Abschnitt  II. 

§ 6. 

Der  Papst  und  das  Dogma. 

Ein  zweiter  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  frän- 
kischen Kirchenrecht  sehr  wiclitiger  Grundsatz  ist  die  Anerkennung 
höchster  Autorität  der  Päpste  in  dogmatischen  Fragen.*)  Dass 
dieser  Grundsatz  auch  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staats  recht  von  Einfluss  war,  haben  wir  bereits  fest- 
gestellt, indem  wir  sahen,  dass  er  die  Betheiligung  der  Päpste 
an  dem  Djnastietvechsel  vom  Jahre  754  und  vom  Jahre  800 
ermöglicht  hat.*)  Jetzt  gilt  es,  die  inneren  Gründe  sowie  das 
Beweismaterial  für  den  angedeuteten  Satz  ins  Auge  zu  fassen. 

Schon  unter  den  Merovingern  hatte  die  Autorität  der  Päpste 
in  geistlichen  Dingen  auch  für  das  Frankenreich  grosse  Bedeutung 
gehabt;*)  dass  sie  diese  Bedeutung  wieder  gewann,  gleich  nach- 
dem die  Päpste  um  720  die  Verbindung  mit  dem  Frankenreiche 
von  Neuem  aufgenummen  hatten,*)  verdankt  Rom  dem  Einflüsse 
des  bl.  Bonifaz.  Wie  der  päpstliche  Statthalter  in  zahlreichen 
Fällen,  wenn  er  rücksichtlich  seiner  Heidenmission  oder  rück- 
sichtlich der  innerkirchlichen  Reform  des  Frankenreiches  eines 

')  Vgl.  Näheres  unten  §§  16,  18. 

■)  Vgl.  darüber  unten  § 18. 

*)  Vgl.  V.  Ranke  V,  2 S.  20,  Kaufmann  S.  288,  Hauck  I S.  Ö06  ff-, 
Kichhorn  § 163  S.  e.’M  ff. 

‘)  Oben  g 2 S.  14  f,  17,  21  ff. 

»)  Vgl.  mein  Staatakirobonreeht  S.  8 f.  und  Hauck  1 8.  388. 

*)  üben  § 2 S.  7. 
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Rathes  bedurfte,  diesen  beim  Papste  nacligesucht  hat,  so  erbat 
er  sich  dessen  Auskunft  auch  dann,  wenn  er  hinsichtlich  des 
Dogmas  oder  des  Ritus  Zweifel  hegte.’)  Sein  Beispiel  hat  dann 
auch  die  fränkische  Geistlichkeit,*)  vor  Allem  aber  die  Fürsten') 
selber  veranlasst,  in  zweifelhaften  Fällen  die  Ansicht  Roms  zu 
erforschen  und  das  päpstliche  Gutachten  einzuholen. 

So  erbaten  sich  der  fränkische  Episkopat  und  die  Hausmeier 
Karlmann  und  Pippin  im  Jahre  742  oder  743  von  Papst  Zacharias 
Auskunft  Uber  eherechtliche  Fragen.')  Gleichfalls  das  Eherecht, 
insbesondere  aber  auch  die  Reorganisation  des  geistlichen  Standes 
war  es  sodann,  weshalb  sich  einige  Jahre  später  Pippin  auf  An- 
rathen seiner  Grossen  mit  demselben  Papste  in  Verbindung  setzte 
und  diesen  um  Aufklärung  Uber  bestimmte  Punkte')  ersuchte.*) 
Zacharias  ist  dieser  Aufforderung  aufs  bereitwilligste  nach- 
gekommen und  hat  (im  Jahre  747)  dem  Fürsten  eine  umfang- 
reiche, aus  27  Kapiteln  bestehende,  sehr  genaue  Beantwortung 
der  vorgelegten  Fragen  gesendet,  der  er  die  Ansichten  der  Elirchen- 


■)  Zahlreiche  Belegstelteu  enthalten  die  Monumenta  Moguntina  (Jaffi, 
Bibliotheca  remm  German icarum,  tom.  UI,  Herolini  ld6ti);  vgl.  inabea.  Ma  80 
S.  222  ff.  VgL  auch  H ergenroether  1 S.  684. 

')  lieber  eine  Anfrage  der  Uönebe  von  Bretigny  vgl.  Uelaner  8. 149  ff., 
Haook  U 8.  31  Anm.  2.  — Vgl.  auch  unten  Anm.  4. 

■)  Anaaer  den  im  Folgenden  ausführlicher  besprochenen  Beispielen  vgl. 
Leos  Brief  an  Karl  No.  4 bei  Jaffe  IV  S.  318:  Repperimua  etiam  in  ipaa 
honorabili  vestra  epistola  tres  qnaeationes  subiunctas.  Una  quidem  de  eo, 

qnod  scriptum  eat  in  euangelio  seoundum  Uatheum,  ubi  dicitur: 

Alteram  de  eo,  quod  in  principio  euangelii  seeuudum  Marcum  testimonium 

propheticum  ita  positnm  eat: Tertiam  de  epistola  egregii  dootoria 

beati  Pauli  apostoli  priore  ad  Corintbioa,  ubi  dicit:  ....  Ka  folgt  eine  aus- 
fübrliche  Beantwortung  der  von  Karl  aufgeworfenen  Fragen  unter  Bezug- 
nahme auf  andere  Bibelstellen  und  auf  Auaaprüche  der  K irchenviter  Hieronymus 
und  Ambrosius. 

*)  Vgl.  die  bei  Uansi  XII  S.  866  erwähnte  Anfrage  der  archiepiaoopi 
et  reges  provinciae  illins  (des  Frankenreiebs)  . . . qualiter  liceat  eis  coniugia 
copnlare  et  qnomodo  debeant  obaervare.  Diese  ,reg^‘  waren  die  Hansmeier 
Karlmann  und  Pippin,  denen  Zacharias  i.  J.  742  oder  743  daraufhin  admoni- 
tionis  praecepta  gesendet  hat  Vgl.  auch  Hauck  I S.  Ö06  Anm.  1. 

‘)  Das  bebt  mit  Recht  Hahn  S.  96  Anm.  3 gegen  Rettberg  I 
8.  377  hervor. 

‘)  Brief  des  Zacharias  an  Bonifaz  bei  Jaffe  lU  ep.  63  S.  182;  Agnoscas 
carissime;  flagitaase  a nobia  Pippinum  excellentissimum  maiorem  domua 
gentis  Franoorum  . . . aliquanta  capitula  de  sacerdotali  online  et  quae  ad 
salntem  animarum  pertinent,  simul  etiam  et  pro  illicita  copula,  qualiter  sese 
debeant  custodire  inzta  ritum  ohristianae  religionis  et  sacrorum  canonum 
instituta. 
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Täter,  ältere  KonzilsBchlÜHSc  und  diejenigen  Erwägungen  zu  Grrunde 
legt,  welche  ihm  selbst  „niit  Gottes  Eingebung  auf  Grund  seiner 
apostolischen  Autorität“  als  die  richtige  Auffassung  erschienen.*) 

Ferner  hat  Papst  Paul  1.  dem  Könige  Pippin  auf  dessen 
(zwischen  758  und  763  ausgesprochenen)  Wunsch*)  ein  Antipbonale 
und  ein  Responsale  (daneben  auch  grammatische,  orthographische 
und  geometrische  Werke  und  eine  Uhr)  übersendet.*)  In  gleicher 

’)  Ibid:  £t  . . illiui  . . votii  aurrm  icoomodaatet , in  brevi  eloquio 
oonioripta  apostolica  docnments  direximua.  Ferner  daa  Schreiben  dea 
Zacbariaa  an  Pippin  ond  die  fränkisclien  Uroasen  bei  Jaffe  IV  No.  3 S.  19; 
Itaque,  nt  flagitavit  a nobia  cum  veatro  conaultu  . . . filiua  noater  Pippinua. 
nt  de  omnibua  capitulia,  quibua  innotuit,  reaponsum  demua,  in  qnantum 
Domino  dante  ralemaa,  de  uno  quoque  ca|iitulo  inferiua  conacriptum,  inzta 
qnod  a aanotia  patribna  traditnm  habemua  et  aacromm  canonum  aanxit 
anctoritaa,  etiam  et  noa,  qnod  Deo  inapirante  apoatolica  auctoritate  decernere 
potnimna,  mandaTimua  in  reaponaia.  Vf(l.  Uber  die  Cinzelbeiten  aoaaer  den 
37  Kapiteln  aelbat:  Hefelelll  8.  648  ff.,  Hahn  8.  97  ff.,  Hauckll  S.8ff. 
— Thi  jm , Karel  S.  187,  Karl  8.  90  f.  nimmt  an,  daaa  Bonifatina  aelber  den 
Könift  zu  der  Anfrag^e  veranlaaat  habe;  daa  iat  m.  E.  unwahracbeinlicb,  da 
alsdann  Pippin  diesen  Umstand  dem  Papste  mit^etbeilt  bitte,  was  aber, 
wie  die  beiden  Torher  citierten  Briefe  ergeben,  nicht  der  Fall  gewesen  ist. 
Ebensowenig  kann  ich  Thijm,  Karel  8.  137,  Karl  8.  91  Hecht  geben,  daaa 
die  Anfrage  Pippins  als  ein  „Beweis  von  Unterwürfigkeit“  aufzufaasen  sei. 

Daa  lässt  sich  daraus  achliessen,  dass  der  erste  Absatz  des  Embolnm 
zu  ep.  94  (folgende  Anmerkung),  der  von  einer  Bitte  Pippins  spricht,  die 
Pani  zu  erfüllen  sich  gern  bereit  erklärt,  mit  dem  zweiten  (in  der  folgenden 
Anmerkung  citierten)  Absatz  durch  ein  itaquo  (—et  ita,  et  eodem  modo) 
verbunden  ist.  — Ungebeten  theilte  Pani  dem  Könige  eine  Abschrift  des 
Briefes  mit,  den  ihm  in  Olaubensangelegenbeiten  (pro  integritate  fidei)  der 
Patriarch  von  Alexandria  gesendet  batte  (Jaff^  IV  ep.  40  8.  188);  nnge* 
beten  erfolgte  eine  ähnliche  Sendung  Uonstantins  an  Pippin  nach  ep.  45 
8.  164. 

')  Jaffö  IV  No.  24  8.  101  f.;  Direzimna  itaqne  exoellentissime  prae- 
oellentiae  vestrae  et  libroa,  quantos  reperire  potuimus  (vgl.  hierzu  die  ähnliche 
Wendung  in  ep.  44  8. 149,  nnten  8.  65  Anm.  1);  id  est  antipbonale  et  reapon- 
sale,  insimnl  artem  gramaticam,  Ariatolia,  Dionisii  Ariopagitis,  geometricam, 
ortbografiam.grammatioam.omnesOreco  eloquio  scriptae,  neenon  ethorologinm 
nootnmnm.  — Diese  8endnng  und  ebenso  die  Mittheilung  Panis,  dasaeranf 
Pippins  Bitte  Mönche  aus  dem  Bisthum  Honen  dem  Vorsteher  der  römischen 
8ängerscbnle  zur  Unterweisung  im  römischen  Kirebengesange  übergeben 
habe  (Jaffö  IV  No.  41  8.  139),  stammen  aus  der  Zeit  unmittelbar  nach 
dem  Tode  dea  Bonifaz.  Daraus  folgt,  dass  es  nicht  ganz  genau  ist,  wenn 
Hinschi  ns  111  8.  706  Anm.  meint,  dass  „eine  Aenderung  seit  dem  Tode 
des  Bonifatius  insofern  eingetreten“  ist,  als  „die  frühere  materielle  Ein- 
wirkung der  Päpste,  welche  jetzt  durch  die  italienischen  Verhältnisse  voll- 
ständig in  Anspruch  genommen  waren,  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
im  Frankenreiobe  aufgebört  hat“. 
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Weise  erhielt  Pippin  von  Constantin  II.  die  gewünschten  Heiligen- 
biographieen. ’) 

Ebenso  dürfte  eine  Bitte')  des  König  Karl  den  Anlass  ge- 
geben haben,  dass  ihm  Hadrinn  I.  im  Jahre  774  die  dionysische 
Sammlung  überreichte.')  Nachdem  Karl  16  Jahre  darauf  durch 
Staatsgesetz ')  den  weitaus  grö.^sten  Theil  der  in  dieser  Sammlung 
enthaltenen  Bestimmungen  der  Kirchen  Versammlungen  und  der 
Kirchenväter  im  Frankenreiche  cingeführt  und  diejenigen 
Bischöfe , welche  die  ])äpstlichen  Dekretalen  bewusst  missachten 
würden,  mit  Amtsverlust  bedroht  hatte,')  war  das  fränkische 
Kirchenrecht  mit  der  derzeitig  in  Rom  vertretenen  Lehre  in  fast 
vollkommene  Uebereinstimmung  gebracht  und  es  war  die  durch 
Bonifaz  eingcleitete  Entwickelung  zum  Abschlüsse  gediehen. 

Die  Autorität  Roms  in  kirchlichen  und  kirchenrechtlichen 
Fragen*)  ergiebt  sich  aber  auch  sonst  noch  aus  gelegentlichen 


*)  Jaffö  IV  No.  44  S.  149:  Oeatum  . . . qaippe  sanctorum,  de  qua 
misiatis  vobia  diri^,  in  quantum  reperire  valaimua,  vobia  traoamiaimua. 

*)  Ungebetene  Ueberaendung  von  Schriften  theologiaohen  Inhaltea  durch 
Hadrian  an  Karl  und  umgekehrt  bezeugt  Hadriana  Brief  No.  71  bei  Jaf  fe  IV 
8.  222,  221. 

>)  Jaff^,  Reg.  No  2404  S.  292. 

*)  Durch  die  Admonitio  generalia  vom  23.  Uärz  7b9(BoretiuaS.  52ff.; 
vgl.  iuabea.  cap.  5,  11,  23,  27,  öl  bis  69).  Vgl.  Boretiua  8.63,  Hinaohiua 
III  S.  707  Anm.  2,  Kichhorn  8.  687  Anm.  o,  Abel  I 8.  179  ff.,  Rett- 
berg 1 8.  426,  447,  Richter-Dove  8.  78  Anm.  9. 

Admonitio  generalia  c.  68,  Boretiua  8.  67:  Epiacopia  . . . ut  ai  quia 
aacerdotum  contra  conatituta  decretalia  praeaumptioae  agat  et  ooirigi  nolena, 
ab  offteio  auo  aubmoveatur. 

*)  Die  bei  de  Dezardiere  II  8.  147  Anm.  3,  8. 301  Anm. 2 angeführten 
Quellenstellen  aua  Baluze  (Capitularia  regum  Francomm  tom.  I,  Pariaiia 
1677)  p.  827,  380  f.,  384  aind,  weil  aua  der  8ammlnng  dea  Benedictua  Levita 
atammend,  höchst  verdächtig  und  daher  für  unaere  Untersuchung  unbrauchbar. 
Vgl.  auch  Boretiua  8.  388.  — Für  unsere  Untersuchung  unbrauchbar  ist 
ferner  das  sog.  Capitulum  de  honoranda  sede  apoatolica  (Baluze  a.  a.  0, 
p.  367  f.),  wonach  die  sancta  Romana  et  apoatolica  sedes:  esse  debeat 
magistra  ecclesiaaticae  rationis  und  bezüglich  gewisser  Uebelthster:  aua 
sancta  legatione  dignetur  decemere  quid  de  talibua  iusto  ordine  lex  Romana 
statuat  definire.  Denn  dieses  Capitulare,  welches  Baluze  ins  Jahr 801  setzt 
und  Kaiser  Karl  zuschreibt  (vgl.  auch  Oerard  II  8.  314,  Ullendorf  I 
8.  237  Anm.  10,  Philipps,  Kirchenrecht  III  8.  57  Anm.  62  und  8.  93), 
ist  wörtlich  der  8ynode  von  Tribur  v.  .1.  896  (Hansi  tom.  KVIII  p.  147, 
Hefele  Bd.  IV  8.  634,  vgl.  auch  v Doellinger,  Papsttbum  [Neube- 
arbeitung von  Janus  „Der  Papst  und  das  Concil“,  herausg.  von  Friedrich, 
München  1892]  8.  56,  393  Anm.  72)  entnommen  unil  daher  mit  Recht  von 
Pertz  (U.  U.  Legum  tom.  I,  flannoverae  1835)  und  Boretiua  (vgl.  p.  463 
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QuellenberichteD.  Die  Libri  Carolini , ein  auf  Karls  Geheiss, 
verrauthlich  durch  Alkuin,  verfasstes  Werk  über  den  Bilderstreit 
und  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  der  Synode  von  Nicaea ') 
(787)  heben  ausdrücklich  hervor,  dass  die  römische  Kirche, 
welche  den  Vorrang  vor  allen  andern  Kirchen  habe,  bei  Streitig- 
keiten in  Glaubenssachen  anzufragen  sei  *)  und  dass  Glaubens- 
einheit mit  ihr  erstrebt  werden  müsse.  *) 

Und  in  der  That  erfahren  wir,  dass  die  Ansicht  des  aposto- 
lischen Stuhles  massgebend  erschien  für  die  Kommunion , *)  für 
die  Einrichtung  des  Messbuches,*)  für  die  Taufe,*)  für  die 
Benennung  bestimmter  Sonntage,'’)  für  den  Kirchengesang*)  und 


No.  1)  aus  der  Reihe  der  Kapitularien  Karls  ^strichen.  Ueber  einen 
anderen  Passus  des  Kapitulars  vgl.  unten  § 16. 

')  Deber  diese  Synode  vgl.  Abel  II  8.  78  ff.,  Hefele  III  S.  44  ff. 

’)  Jaff4  VI  No.  3t  8.  221:  Quod  sancta  Romana  catholica  et  aposto- 
lica  ecclesia  caeteris  ecclesiis  praelata,  pro  causis  fidei  com  quaestio  surgit 
omnino  sit  oonsulenda.  Vgl.  eine  andere  Stelle  ibid.  unten  8.67  Anm.  1. 

*)  Ibid.  8.  223:  A cuius  sancta  et  veneranda  communione  . . . nostrae  . . . 
partis  nnnqnam  recessit  ecclesia,  sed  ea  apostolica  eroditione  instruente  . . 
semper  soscepit  rererenda  charismata.  Quae  dum  a primis  fidei  temporibns 
cum  ea  perstaret  in  sacrae  religionis  unione  et  ab  ea  paulo  distaret,  qnod 
tarnen  contra  iidem  non  est,  in  officiorum  oelebratione  . . genitoris  nostri  . , . 
Pippini  regis  cura  et  industria  ...  est  ei  etiam  in  psallendi  ordine  copulata: 
nt  non  esset  dispar  ordo  psallendi,  quibus  erat  conpar  ardor  oredendi:  et 
qoae  unitae  erant  unius  sanctae  legis  sacra  leotione,  essent  etiam  unitae 
onins  modulationis  veneranda  traditione:  nec  seiungeret  of6ciomm  varia 
celebratio,  quos  coniunxerat  unicae  6dei  pia  devotio.  — Vgl.  ferner  Alcuins 
Brief  an  spanische  Mönche  bei  Jaffö  VI  No.  93  8.  391;  Nemo  catholicns 
contra  ecclesiae  auctoritatem  . . . certare  audeat.  Et  ne  scismaticus  inveniatnr 
et  non  catholicus,  sequatur  probatissimam  sanctae  Romanae  ecclesiae  auc- 
toritatem ...  ne  membra  a capite  separentnr  suo;  ne  olaviger  regni  caelestis 
abiciat,  qnos  a snis  deviasse  intellegit  doctrinis. 

*)  Jaffe  VI  No.  93  8.  386  (v.  J.  798). 

•)  Jaffö  VI  No.  167  8.  609  (v.  J.  801);  vgl.  ßoretius  No.  116  o.  4 8.234. 

*)  Boretius  et  Krause  No.  248  o.  3 S.  176  (v.  J.  847). 

’)  Jaffe  VI  No.  96  8.  398  (v.  J.  798). 

•)  Jaffö  VI  No  31  8.  223  (oben  Anm.  3),  Jaffe  IV  No.  41  8.  139  f, 
Karls  admonitio  generalis  v.  J.  789  c.  80  bei  Boretius,  Capitularia  8.  61, 
Epistola  generalis  Karls  (zwischen  786  und  8(X))  ibid.  8.  80;  dazu  Abel  II 
8.  277,  Ö69,  Hahn  8.  8 f.,  Oelsner  8.  346  f.,  ferner  über  die  Sendung 
eines  Antiphonale  nnd  Responsale  an  Pippin  oben  8.  64  Anm.  .3.  Ueber 
die  „sagenhaften,  jedoch  eines  geschichtlichen  Kerns  nicht  entbehrenden 
Erzählungen“  des  Monach.  Sangall.  lib.  I c.  10  (Jaffö  IV  8.  639  f.)  nnd 
anderer  (Quellen,  wonach  Papst  Stephan  bezw.  Hadrian  auf  Karls  Bitten 
12  italienische  Sänger  als  Lehrmeister  des  Kirchengesanges  nach  dem 
Frankenreich  geschickt  hat,  vgl.  Rettberg  II  8.  777  f.,  Abel  II  8.  277 
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— was  wohl  das  wichtigste  gewesen  ist  — für  die  Feststellung 
der  der  Glaubenslehre  zu  Grunde  zu  legenden  Schriften.  *)  *) 

Der  Auffassung,  dass  der  Papst  die  höchste  Autorität  in 
Glaubenssachen  sei,  entspricht  es,  wenn  Alcuin  im  Jahre  798 
den  König  Karl  bittet,  seine,  Alcuins,  Schrift  gegen  den  Adop- 
tianismus  möge,  wie  dem  Patriarchen  von  Aquileia  und  den 
Bischöfen  von  Trier  und  Orleans,  so  auch  dem  Papste  zur 
Kenntnissnahme  und  Begutachtung  vorgelegt  werden.''')  Ebenso 
muss  man  dafür,  dass  die  Fürsten  bisweilen  wichtige  kirchliche 
Entscheidungen  — so  Karl  ein  Kapitulare,  welches  sich  mit  den 
Beschlüssen  der  Synode  von  Nicaea  beschäftigt  hatte*)  — dem 
Papste  zur  Einsicht  übersendet  haben,  die  Erklärung  in  dem 
Bestreben  nach  Glaubenseinheit  mit  Bom,  nicht  aber  etwa  in 
einem  Kontroll-  oder  Gesetzgebungsrechte  des  Papstes  sehen. 

Debrigens  war  man  weit  entfernt,  der  römischen  Lehre  blind- 
lings zu  folgen  und  ihr  Unfehlbarkeit  beizumessen.*)  Bezeichnend 
sind  in  dieser  Hinsicht  drei  Vorfälle: 

Anm.  1,  Simson  I 8.  294  Anm.  6.  — Vgl.  auch  Boretius  No.  117  o.  9 
S.  235,  No.  177  o.  24  8.  366  und  Anaegisi  Capitularia  lib.  I o.  74  (Boretius 
8 . 404). 

')  Jaff5  VI  No.  31  8.  221  (.Libri  Caroliui'):  Dignum  doximus,  ut,  qoa- 
liter  saucta  Homaua  eculeaia  caeteris  ecclesiis  a Domino  praelata,  et  a fidelibua 
conaulenda  sit,  proaequamur : praesertim  cum  non  ab  aliis  scripturia  nisi  ab 
bis,  qnaa  illa  inter  canonicaa  recipit,  testimonia  sint  sumenda  nee  ab  illomm 
dootomm , niai  eorum , qui  a Oelaaio  vel  caeteria  illius  sanctae  sedia  ponti- 
ficibus  snscepti  sunt,  dogmata  sint  amplectenda:  neo  aliter  abjue  aliter  pro 
cniuslibet  arbitrio,  sed  aane  sobrieque  quae  ab  illis  diota  snnt  sint  intelligenda. 

*)  lieber  verschiedene  andere  Punkte  vgl.  ferner  aus  den  Capitularien 
Boretius  No.  23  c.  24  8.  64,  No.  38  c.  2 8.  llü,  No.  112  o.  43  8.  230, 
No.  116  0.  7 8.  234,  No.  177  c 15  8.  364. 

*)  Jaff5  VI  No.  100  8.  424;  übsecro,  si  veatrae  placeat  pietati:  nt 
exemplarium  illius  libelli  domno  dirigatur  apostolico,  aliud  quoque  Faulino 
patriarchae;  similiter  Richbono  et  Teoduifo  episcopis  dootoribus  et  magistris; 
ut  singnli  pro  se  respondeant.  — Vgl.  Abel  II  8.  157. 

*)  Jaffe  VI  No.  33  8.  246;  Hadrian  I.  schreibt  an  Karl:  Inter  quae 
edidit  nobis  (der  Gesandte,  Abt  Angilbert)  capitulare  adversus  synodnm, 
quae  pro  sacrarum  imaginum  erectione  in  Nicaea  acta  est.  Unde  pro  vestra 
melliflua  regali  dilectione  per  unumquodque  capitulum  responsum  reddidimus. 
Vgl.  dazu  Jaffi  a.  a.  O.  Anm.  4,  Abel  II  8.  78  ff.,  Dahn  8.  1039.  — 
lieber  Jaffe  IV  No.  71  8.  221  vgl.  oben  8.  65  Anm.  2 und  Abel  I 8.408. 

‘)  Kbensowenig  holte  man  stets  und  überall  den  Rath  des  Papstes  ein. 
Die  Capitularien  ergeben  zur  Genüge,  dass  die  Fürsten  sich  im  Allgemeinen 
mit  dem  Rathe  der  fränkischen  Geistlichkeit  begnügten,  und  es  muss 
als  durchaus  übertrieben  bezeichnet  werden,  wenn  v.  Giesebreoht  8.  121 
sagt;  „Nichts  geschah  in  den  kirchlichen  Dingen,  ohne  den  Rath  des  Papstes 
zn  hören“. 

6* 
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Zunächst  ist  zu  erwähnen  das  V’erhalten  Karls  und  der  frän- 
kischen Geistlichkeit  in  der  Frage  des  Bilderstreites.*)  Wiewohl 
Hadrian  die  Akten  der  im  Jahre  787  durch  die  uströmische 
Kaiserin  Irene  berufenen  Synode  von  Nicaea  durch  seine  Unter- 
schrift gebilligt  und  sich  somit  für  die  Bilderverehrung  ausge- 
sprochen hatte,  erklärte  man  sich  im  Frankenreiche  auf  der  grossen 
Versammlung  zu  Frankfurt  vom  Juni  794*)  einstimmig  gegen 
die  Bilderverehrung  und  verwarf  die  Beschlüsse  der  Synode  von 
Nicaea  ausdrücklich. 

Ebenso  stellten  sich  Karl  und  seine  Geistlichkeit  in  der 
Frage,  ob  der  heilige  Geist  vom  Vater  allein  oder  auch  vom 
Sohne  ausgehe,  auf  einen  anderen  Standpunkt  als  der  Papst. 
Letzterer  hatte  an  der  Auffassung  des  Symbols  festgehalten,  wie 
dieses  durch  die  zweite  ökumenische  Synode  zu  Konstantinopel 
(381)  normiert  worden  war  und  wonach  der  heilige  Geist  nur 
,ex  patre*  ausgehe,  die  fränkische  Keformsynode  zu  Arles  (813) 
dagegen  erklärte,')  er  gehe  ,ex  patre  filioque*  aus. 

Der  dritte  charakteristische  Fall  ist  folgender:  Papst  Eugen  II. 
(824 — 827)  hatte  die  Einführung  der  Kaltwasserprobe  durch  Kaiser 
Ludwig  bewirkt  zur  V’ermeidung  der  Meineide,  welche  unter  Auf- 
legung der  Hand  auf  den  Altar  oder  über  Keliquien  und  Heiligen- 
bilder geschworen  waren.*)  Später  aber,  durch  das  Capitulare 
zum  Wormser  Konzile  v.  J.  829,  wurde  diese  Kalt  wasserprobe 
wieder  verboten.  *) 


•)  Vgl.  hierzu  eingehend;  Abel  II  S.  77  — 83,  lloeller  S.  116  ff., 
Dahn  S.  1089  f.,  Dahn,  D.  O.,  S.  349  f.,  Kaufmann  S.  .323  ff.,  dessen 
Behauptung  (S.  824  , 326),  dass  die  päpstlichen  Gesandten  sich  an  der  Be- 
schlussfassung der  Frankfurter  Versammlung  betheiligen  mussten,  nicht  er- 
weislich ist  (vgl.  unten  § 18). 

•)  Synod  Franconof.  c.  2,  Boretius  S.  73  f. 

*)  Uansi  KIV  8.  Ö7,  Abel  II  S.  504  Anm.  4,  Kaufmann  S.  3.56, 
Befelelll  8.  756  f.,  Dahn  8.1136,  Gieselcr,  Kirchengeschichte,  .3.  Aufl., 
Bd.  II  Abth.  I,  Bonn  1831,  § 12  S.  88  ff.,  Mcrchier  p.  70;  vgl.  auch 
lloeller  8.  118  f. 

*)  Uonumenta  Germaniac  Legum  sectio  V (Formulae,  ed. 
Zeumer)  8.  617  No.  14:  Istum  iudicium  creavit  omnipotens  Deus,  quia 
verus  est,  et  quia  domnus  Eugenius  conslituit  eum,  et  domnus  imperator 
Ludovicus  voluit  illum  ohservare,  et  transmisit  ei  istum  diluculum,  ut  eum 
ohservaret.  Vgl.  ebenda  No.  15  8.  618,  No.  18  8.  620  und  ferner  Jaffc 
Reg.  No.  2565  8.  322. 

*)  Capit.  Miss.  Wonn.  c.  12  bei  Boretius  et  Krause  8.  16;  ut  examen 
aquae  frigidae,  quod  actenus  faciebant,  a missis  nostris  Omnibus  inlerdicatur, 
ne  ttlterius  fiat.  Vgl.  Waitz  IV  8.  428  Anm.  4,  8imson  I 8.  280  Anm.  1. 


Digitized  by  Coogic 


69 


Es  ist  zu  konstatieren , dass  die  drei  soeben  besprochenen 
Fälle  der  Abweichung  geistlicher  Versammlungen  von  der  päpst- 
lichen Auffassung  der  Zeit  naeh  774,  also  der  Zeit  nach  Aufnahme 
des  römischen  Bischof  in  den  fränkischen  Landesepiskopat ')  an- 
gehören. In  der  Zeit  vor  774,  als  die  fränkischen  Bischöfe 
sich  noch  nicht  als  gleichberechtigt  mit  dem  Papste  ansehen 
konnten,  \\äre  die  Entscheidung  vielleicht  im  Sinne  des  Papstes 
ausgefallen. 


Abschnitt  III. 


§ 7. 

biesetKgebnng  und  Dispensationen. 

Ein  Gesetzgebungsrecht  hat  das  Papstthum  in  der  von  uns 
behandelten  Periode  dem  Frankenreiche  gegenüber  nie  ausgeUbt 
oder  auch  nur  in  Anspruch  genommen.*)  Es  fehlt  an  jedwedem 
Beweise  für  ein  derartiges  Gesetzgebnngsrecht,')  so  bedeutsam 
auch  der  indirekte  Einfluss  gewesen  ist,  den  das  Papstthum  auf 
die  Gestaltung  des  fränkischen  Kirchenrechts  durch  die  oben 
geschilderte  Anpassung  desselben  an  die  römische  Lehre  und 
beispielsweise  auch  durch  Theilnahme  päpstlicher  Gesandten  an 
den  fränkischen  Versammlungen*)  und  durch  die  von  Rom 


')  Oben  8 5. 

Vgl.  auch  Uinschiua  III  8.  703  ff.  und  in  dem  oben  S.  54  Anm.  3 
citierien  Werke  S.  194  ff. 

’)  Ein  Oege  n beweis  liegt  in  der  Auadrucksweise  dea  Capitulare  primnm 
Karla  dea  Groaaen  (um  769),  Boretiua  S.  44:  Apoatolicae  aedia  hortatn, 
omniumque  fidelium  noatrorum,  et  mexime  epiacoporoni  ac  reliqnomm 

aacerdotum,  conaultu  aervia  üei omnino  prohibemua.  Die  Worte 

.apoatolicae  aedia  hortatu'  eracheinen  Abel  I 8.  68  Anm.  1,  8.  669  anffillig 
und  geben  ihm  Anlass  zu  einem  „leisen  Zweirel“  an  der  Echtheit  des  Kapitu- 
lare;  diese  Zweifel  und  Bedenken  schwinden  aber,  wenn  man  die  Eingangs- 
worte dea  Synodus  Franconofurtensis  (vgl.  unten  § 19)  vergleichsweise  heran- 
zieht,  wonach  diese  Versammlung  ,apoatolica  auctoritate*  zusammengetreten 
ist(ßoretiua  8.  73).  Vgl.  auch  unten  8.  70  Anm.  1.  — üeber  die  Aufforderung 
des  Zacharias  an  Bonifaz,  die  „27  Capitel"  (oben  § 6 8.  63)  auf  einer  fränkischen 
Synode  zu  verlesen  (Jaffe  III  No.  63  8.  182),  vgl.  Hauck  II  8.  11 , der 
wohl  aber  a.  a.  0.  auf  das  Wort  ,mandata‘  bei  Jaffä  IV  No.  3 8.31  allzu- 
viel Gewicht  legt. 

•)  Unten  § 19. 
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•asgehende  Anregung  zu  derartigen  Vereammlungen  *)  aus- 
geübt  hat. 

Wohl  aber  stand  dem  Papste  ein  Recht  zu,  unter  bestimmten 
Bedingungen  die  Wirkung  eines  fränkischen  Kirchengesetzes  für 
einen  konkreten  Fall  aufzuheben,  mit  anderen  Worten:  Dispen- 
sationen und  Privilegien  zu  ertheilen. 

So  erfahren  wir,  dass  Bonifatius  sich  an  den  Papst  Zacharias 
wendete,  einmal  als  er  im  Jahre  748  dem  kanonischen  Rechte 
entgegen*)  schon  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Nachfolger  in  der 
Leitung  der  Mainzer  Kirche  bestellen  wollte  *)  und  sodann  als  er 
im  Jahre  751  das  von  ihm  gegründete  Kloster  Fulda  der  Auf- 
sicht des  Diözesanbischofs  entzogen  wiesen  wollte.*) 

Wir  erfahren  ferner,  dass  Karl  der  Grosse  eich  an  den 
römischen  Stuhl  wendete,  als  es  galt,  für  Angilramn  und  Hilde- 
bald, seine  Erzkaplane  , weiche  zugleich  in  Metz  bezw.  Cöln  die 
(erz-)  bischöfliche*)  Würde  bekleideten,  Befreiung  von  der  bischöf- 
lichen Residenzpflicht  zu  erlangen.*)  Bezüglich  des  Hildebald 
lässt  sich  der  König  die  Dispensation  auch  von  der  Frankfurter 


■)  Vgl.  über  das  Capitulare  des  Synodus  Franconofortenais  und  über 
die  Eingangsworte  des  Capitulare  primum  (die  sich  auf  sämmtliche  Vor- 
Bcbriften  des  Capitulare  mit  alleiniger  Ausnahme  des  c.  12  beziehen  lassen) 
oben  S.  69  Anm.  3. 

*)  Vgl.  Hinsohins  II  S.  249  ff. 

')  Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz  Jaffi  III  No.  66  S.  192  (vgl. 
auch  unten  g 9):  Petisti  autem:  ut  cum  nostro  consultu  pro  superveniente 
tibi  seneetnte  et  plena  dicrum  etate  atque  imbecillitate  corporis,  ut  si 
invenire  potueris  alium,  in  eadem  sede , in  qua  praees,  pro  tui  peraona 
debeas  collocare.  Nachdem  der  Papst  dem  Bonifatius  den  Hath  gegeben, 
in  Mainz  auszubarren,  fährt  er  fort : Sin  vero,  si  dominus  dederit  iuxta  tuam 
petitionem  hominem  perfectum,  qui  possit  sollicitudinem  habere  et  curam 
pro  Salute  animarum,  pro  tui  persona  illum  ordinabis  episoopum;  eritque  in 
euangelio  tibi  credito  et  ministerio  Christi  portando  in  omni  loco  requirens 
et  confortans  aeccleaiam  Dei. 

‘)  Vgl.  unten  g 18. 

')  Dass  Hildebald  erst  später  den  erzbischöflichen  Titel  (welchen  ihm 
die  bei  Abel  II  S.  542  Anm.  2 aufgezählten  Quellen  geben)  erhalten  hat, 
folgt  daraus,  dass  das  Protokoll  der  Frankfurter  Versammlung  (unten  S.  71 
Anm.  1)  ihn  nur  als  episcopus,  den  Angilramn  dagegen  als  archiepiscopns 
bezeichnet.  VgL  Rettberg  I S.  540.  — Umgekehrt  wird  in  Karls  Testa- 
ment V.  J.  811  (Einh.  ViL  Carol.  c.  33  Jaffe  IV  S.  539)  zwar  Cöln,  nicht 
aber  Metz  als  Metropole  aufgezählt. 

*)  Vgl.  Synodus  Franconofurtensis  c.  7 und  41  (Boretius  S.  76  , 77} 
Hinsobius  III  S.  222. 
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HcichsvcrgammluDg  ertheilcn. ')  Desgleichen  wurden,  bevor  in 
Wirklichkeit  für  Bonifatius  bei  dessen  Lebzeiten  Lallus  zum 
Bischof  von  Mainz  ordiniert  wurde  und  bevor  König  Pippin 
seinerseits  die  Exemtion  Fuldas  von  der  Aufsicht  des  Diözesan- 
bischofs  bestätigte,  die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  um 
ihre  Genehmigung  befragt.  ‘)  Man  kann  daraus  schliessen,  dass 
die  päpstliche  Dispensation  an  sich  nicht  genügend  gewesen  ist, 
dass  vielmehr  die  eigentliche  Dispensationsbefugnis  der  Rcichsver- 
sammlung  zukam  und  dass  der  Ausspruch  des  Papstes  mehr  den 
Charakter  eines  dogmatischen  Gutachtens  im  Sinne  des  § 6 gehabt 
hat,  während  die  eigentliche  Entscheidung  dem  gesetzgebenden 
Faktor  des  Frankenreiches  — dem  Könige  und  der  Reichsver- 
sammlung  — oblag. 

Dem  widerspricht  es  wohl  nicht,  wenn  das  Frankfurter  Capi- 
tulare  bezüglich  des  Angilramn  nur  der  päpstlichen  Dispensation 
gedenkt,  die  Zustimmung  einer  Reichsversammlung  aber  uner- 
wähnt lässt.')  Es  ist  einmal  möglich,  dass  König  Karl  bei  Be- 
rufung des  Angilramn  zum  Erzkaplan  eigenmächtig  gehandelt 
und  sich  über  das  Vollwort  der  Reichsversammlung  hinweggesetzt 
hat;  sodann  ist  es  möglich,  dass  die  nachträgliche  Zustimmung 
einer  Reichsversammlung  so  selbstverständlich  war,  dass  das 
Protokoll  sie  lediglich  aus  diesem  Grunde  übergeht. 

Ob  die  päpstlichen  Dispensationen  sich  auch  noch  auf  andere 
Fälle  eines  Konfliktes  der  Kleriker  mit  Kirchengesetzen  erstreckt 
haben  und  ob  sie  nur  gegenüber  Erzbischöfen  und  Bischöfen  zur 
Anwendung  gekommen  sind,  so  dass  hinsichtlich  des  übrigen 
Klerus  das  Dispensationsrecht  ausschliesslich  dem  Diözesanbischof 

*)  Protokoll  des  Synodus  Franconofortensis  v.  J.  794  c.  öö  (Boretins 
S.  78):  Oixit  etiam  domoug  rex  in  eadem  lynodum,  ut  a aede  apoatolica,  id 
eat  ab  Adriano  pontifici,  licentiam  habuiaae,  ut  Angilramnum  arohiepiacopom 
in  aoo  palatio  asaidue  haberet  propter  utilitatea  eccleaiaaticaa.  Deprecatoa 
eat  eadem  aynodum,  ut  eo  modo,  aicut  Angilramnum  habuerat,  ita  etiam 
Hildeboldum  epiacopum  habere  debuiaaet;  quia  et  de  eodem,  aicut  et  de 
Angilramnum,  apoatolicam  licentiam  babebat.  Omnia  aynodua  conaenait,  et 
plaouit  eia  eum  in  palatium  eaae  debere  propter  utilitatea  eccleaiaaticaa. 
Wenn  RettberglS.  Ö02,  wie  es  scheint,  annimmt,  dass  päpstliche  Erlaubnis 
auch  für  den  Eintritt  eines  Biachofa  in  den  Hof  dienst  erforderlich  gewesen 
war,  so  muss  dies  als  Irrtbum  bezeichnet  werden. 

‘)  Vgl.  unten  § 11  die  Berichte  des  Uthlo,  des  Willibald  und  der  Fassio 
über  die  Ernennung  des  Lallus  zum  Bischof  von  Mainz  und  unten  1 18  über 
das  Privileg  Pippins  für  Fulda. 

')  Diesen  Umstand  übersieht  de  Lezardiüre  II  S.  306  No.  3 (cf.  ibid- 
S.  46  No.  6). 


Digitized  by  Google 


72 


bezw.  dem  Klosterobern  zustand,  lässt  sieb  nicht  ermitteln. 
Wohl  aber  ist  ein  vereinzeltes  Beispiel  dafür  überliefert,  dass 
sich  in  Sachen  des  Eherechts  ein  Laie  auf  päpstlichen  Dispens 
berufen  hat,*)  ein  Beispiel,  welches  wohl  den  Schluss  auf  ein 
generelles  Dispensationsrecht  des  Papstes  in  Ehesachen  recht- 
fertigt. 


Abschnitt  IV. 


§ 8- 

Die  Kirchendisziplin. 

Während  diejenigen  Quellenberichte,  nach  welchen  zur  Mero- 
vingerzeit  die  Päpste  über  fränkische  Kleriker  oder  fränkische 
Laien  — und  darunter  über  die  Könige  selbst  — den  Bann  in 
Aussicht  stellen  oder  sogar  verhängen , nachweislich  gefälscht 
sind,')  begegnen  uns  für  die  Karolingerzeit  mehrere  unge- 
fälschte ')  Quellenberichte,  in  welchen  der  Papst  damit  droht,  den 
Bannstrahl  nach  dem  Frankenreiche  zu  schleudern. 

Zunächst  ist  es  Papst  Gregor  III.,  welcher  im  Jahre  722 
bei  Äussendung  des  hl.  Bonifaz  zur  äusseren  und  inneren  Mission 


')  Bonifatius  schreibt  bei  Jaffe  111  No.  42  S.  114  an  Zacharias:  Laiens 
qnidam  magne  personae  ad  nos  veniens  dicebat : sibi  ab  apostolicae  sedis 
pontihee  sanctae  memoriae  Oregorio  datam  fuisse  licentiam , ut  in  matri- 
moninm  acciperet  viduam  avunculi  sui.  Quae  et  ipsa  fait  uxor  consobrini 
loi,  et  ipsa  illo  vivente  discessit  ab  eo;  et  isti  viro  — qui,  nunc  eam  acci- 
pere  desiderans,  adfirmat  sibi  licentiam  datam  — in  tertio  iennculo  (—  geni- 
culo)  propinqua  illins  esse  dinoscitur;  et  Votum  vovit  Deo  castitatis  et  velata 
fuit ; et  itemm,  abiecto  velamine,  maritata.  Tale  enini  matrimoninm  sopra 
dictos  homo  sibi  ab  apostolica  sede  adfirmat  esse.  Die  Antwort  des  Papstes 
in  No.  43  S.  120  lautet:  De  illo  namque,  qui  viduam  avunculi  sui,  quae  et  ipsa 
luit  uxor  consobrini  sui  et  sacrum  velamen  habere  monstrata  est,  et  a beatae 
memoriae  praecessore  nostro  sibi  licentiam  concessam  esse  divulgavit,  ut 
eam  in  pemitioso  matrimonio  adsumi  debuisset,  absit  hoc,  ut  decessor  noster 
ista  praeciperet.  Nec  enim  ab  hac  apostolica  sede  illa  diriguntur,  quae  con- 
traria  esse  patrom  sive  canonum  institutis  probentor.  Es  wird  hier  zwar 
die  Existenz  des  Dispenses,  nicht  aber  die  Existenz  einesDispensations- 
rechtes  hestritten. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  12. 

*)  Gefälscht  ist  das  päpstliche  Privileg  für  das  Kloster  Hersfeld,  welches 
Jeden  mit  dem  Banne  bedroht,  der  das  Klostereigenthnm  verletzen  würde. 
Abel  1 S.  206  Anm.  1 f.  und  unten  § 12. 
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in  den  germanischen  Ländern  laut  Schreiben  *)  an  die  geistlichen 
und  weltlichen  Amtsträger  denjenigen,  welche  Bonifaz  unterstützen 
würden,  die  ewige  Seligkeit  verspricht,  diejenigen  aber,  welche 
Bonifaz  oder  seinen  Nachfolgern  entgegenarbeiten  würden,  aus 
göttlichem  Machtspruche  mit  dem  Änathem  zerschmettern  und 
ewiger  Verdammnis  überliefern  will.*) 

Sodann  verhängt  Papst  Zacharias  im  Jahre  743  in  den  Be- 
stätigungsurkunden für  die  infolge  Einwirkung  des  Bonifaz  neu 
eingerichteten  Bisthümer  BUraburg  und  Würzburg*)  und  für  die 
dort  eingesetzten  Bischöfe  "Witta  und  Burchard  das  Anathem  über 
diejenigen,  welche  der  päpstlichen  Anordnung  Widerstand  leisten 
würden  und  insbesondere  dem  ausschliesslichen  Rechte  des  päpst- 
lichen Vikars,  dereinst  die  Neubesetzung  dieser  Bisthümer  vor- 
zunchmen.  *) 

Gleichfalls  die  Verletzung  der  päpstlichen  Anordnungen  ist 
es,  auf  welche  Zacharias  in  dem  Privilegfium  für  das  Kloster 
Fulda*)  vom  4.  November  751  den  Bann  setzt.*) 

Bei  der  Salbung  König  Pippins  und  seiner  Familie  im  Jahre 
754  drohte  Papst  Stephan  11.  den  Franken mit  dem  Banne, 


')  Auf  die  Frauken  bezieht  sich  der  Brief  deshalb,  weil  er  (a  J affe  III 
S.  77)  zugedacht  ist:  universis  reverentissimis  et  sanctissimis  fratribus 
coepiscopis,  relegiosis  presbiteris  seu  diaconibus,  gloriosis  ducibus,  magnificis 
castaldiis,  comitibus  etiam  vel  cunctis  christianis  Deum  timentibus. 

*)  J affe  III  ep.  18  8.  78:  Si  quis  itaque  buic  Sei  famulo  . . adsensum 
vel  concursum  prebuerit  . . . cousortia  mereatur  sanctorum  martyrum  Jesu 
Christi.  Si  quis  veru,  quod  non  optamus,  adversando  eius  praepedire  conatus 
fuerit  iabori  aut  contrarius  exstiterit  ministerio  sibi  credito  successoromque 
eius  eundem  laborem  intrantium,  ex  sententia  divina  anathematis  vinculo 
percellatur,  perpetuae  dainpnationi  subiaceat. 

*)  Vgl.  hierüber  unten  § 11. 

')  Jaffe  III  No.  44  und  45  unten  § 11  und  die  Bemerkungen  daselbst. 
Vgl.  auch  Hahn  S.  33. 

*)  lieber  die  Echtheit  des  Privilegs  s.  unten  § 13. 

*)  Jaffe  III  No.  82  S.  229:  Constituimus  quoque  per  huius  decreti 
nostri  paginam,  nt,  qoicunqnc  cninslibet  eclesiae  praesul  vel  quacunque 
dignitate  praedita  persona  banc  nostri  privilegii  cartam,  quam  auctoritate 
principis  apostolorum  tirmamus,  temerare  temptaverit,  anathema  sit  et,  iram 
Dei  incurrens,  a cetu  sanctorum  omnium  extorris  existat.  So  die  Karlsruher 
Handschrift,  während  die  Münchener  folgendermassen  lautet  (Jaffe  ibid.): 
Constituentes  per  huius  decreti  nostri  paginam  atque  interdicentes  Omnibus 
cuiuslibet  omnino  ecclesiae  praesulibus  vel  cuiuscumque  dignitati  praeditis 
potestatero  sub  anathematis  interpositionem:  qui  ei  praesumpserit  praesenti 
constituti,  a nobis  praefati  monasterii  indulti,  quolibet  modo  existere  temerator. 

*)  Nicht  nur  den  Bischöfen,  wie  Zorn  S.  78  meint 
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fttlls  sie  Jemals  aus  einem  anderen  Hause  einen  König  nehmen 
würden.  *) 

Derselbe  Papst  stellt  im  Jahre  756  in  dem  bekannten  Briefe, 
durch  welchen  er  den  Apostelfursten  Paulus  persönlich  die  Hilfe 
der  fränkischen  Könige  und  des  fränkischen  Volkes  gegen  die 
Langobarden  anrufcn  lässt,  für  den  Fall  der  Willfährigkeit  irdischen 
und  himmlischen  Lohn,  für  den  Fall  der  Säumigkeit  dagegen 
Ausschluss  vom  Reiche  Gottes  und  dem  ewigen  Heile  in  Aussicht.*) 

Die  dem  jungen  Kirchenstaate  seitens  der  Langobarden 
drohende  Gefahr  ist  es  ebenfalls,  die  dem  Papste  Stephan  III. 
im  Jahre  769  oder  770  den  Anlass  gab  ru  der  Drohung,  das 
Anathem  ins  Frankenreich  zu  schleudern.  Er  hat  erfahren,  dass 
König  Karl  oder  König  Karlmann  mit  der  Absicht  umgehen, 
Desiderata,')  die  Tochter  des  Langobardenkönigs  Desiderius,  zu 
heirathen  und  ihre  Schwester  Gisela  mit  einem  Sohne  des  Desi- 
derius, Adalgis,  zu  vermählen.  Er  beschwört  die  Fürsten,  diesen 
Plan  aufzugeben,  widrigenfalls  sie  dem  Banne  anheimfallen  und 
dem  höllischen  Feuer  überliefert  werden  würden.*) 

')  Vgl.  über  die  ,ClauiuIa‘  und  andere  Qaellenbelege  oben  § 2 S.  14 
Anm.  2. 

')  Jaffe  IV  No.  10  S.  60:  Si  obedieritis  velooiler  . . . meis  auffragiis 
adiavati,  et  in  praeaenti  vita  . . . bona  terre  comedetia,  et  eternam  procul 
dubio  fniemini  vitam.  Sin  autem,  quod  non  credimna,  et  aliquam  poaueritia 
moram  aut  adinvencionem  minime  velociter  hanc  noatram  inplendam  ador- 
tacionem  . . . noa  ex  auctoritate  aancte  et  unice  Trinitatia  per  graoiam  apoato- 
lataa,  que  data  eat  mihi  a Cbriato  domino,  voa  alienare  pro  trangreaaione 
noatrae  adbortacionia  a regno  Dei  et  vita  aetema.  v.  Schulte,  Lehrbuch 
des  katholiachen  und  erangeliachen  Kirchenrechta  (4.  Anfl.  dea  katholischen, 

1.  des  evangelischen,  Giessen  1886)  S.  46  Anm.  1 nennt  den  Brief  mit  Recht 
„ein  Meisteratück  von  Naivetät  und  Schimpferei“,  Ellendorf  1 S.  124 
„eine  wahre  Profanierung  der  Religion“;  vgl.  auch  v.  Doellinger  in  der 
oben  S.  65  Anm.  6 genannten  Schrift  S.  29,  S.  371  Anm.  123.  Verdentschungen 
dea  Briefes  geben  z.  B.  Abel  in  Oeachichtsaebreiber  der  deutschen  Vorzeit, 

2.  Qeaammtanagabe,  Bd.  XV,  Leipzig  1888,  S.  222  ff.,  und  Thijm,  Karl 
S.  142  f. 

')  Ueber  den  Namen  der  Frinzesain  vgl.  Abel  I S.  80  Anm.  6,  Dahn 
S.  950  Anm.  1. 

*)  Jaffä  IV  No.  47  S.  164:  Et  ai  quis,  quod  non  optamus,  contra 
hoinsmodi  noatrae  adiurationia  atque  exhortationis  seriem  agere  praeanm- 
serit,  aciat  ae  auctoritate  domini  mei  beati  Petri,  apostolorum  prinoipis, 
anathematis  vinculo  esse  innodatum  et  a regno  Dei  alienum  atque  cum  dia- 
bolo  et  eius  atrocissimia  et  ceteris  impiis  aeternia  incendiis  concremandum 
deputatum.  VgL  anch  Abel  I S.  82,  Kaufmann  S.  362  Anm.  1,  W atten- 
baob,  Geschichte  des  Papstthums,  S. 46,  Dahn  S.  961.  — Die  Bemerkung 
desselben  Briefes  S.  162,  dass  schon  Stephan  11.  die  Fürsten  in  suo  transitu 
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Ferner  bedroht  Papst  Hadrian  in  einem  Schreiben  an  den 
Erzbischof  Tilpin  von  Reims  aus  der  Zeit  um  780’)  mit  dem 
Kirchenbanne*)  Jedermann,  der  die  Metropolitanrechte  des  Erz- 
bischofs missachten  würde,  insbesondere  seinem  alleinigen  An- 
spruch, innerhalb  der  Erzdiözese  Ordinationen  vorzunehmen, 
Provinzialsynoden  zu  berufen  und  die  geistliche  Gerichtsbarkeit 
auszuüben. 

Sodann  stellt  Papst  Leo  III.  in  der  Urkunde,  welche  er  am 
25.  Dezember  800  für  Angilbert,  den  Abt  im  Kloster  des  hl. 
Salvator  und  des  hl.  Richar  zu  Centulum  ausfertigte,  gegen  alle 
diejenigen,  welche  die  in  dieser  Urkunde  festgesetzten  Privilegien 
des  Klosters  verletzen  würden,  Verlust  ihres  Kirchenamtes  und 
den  Bann  in  Aussicht.*) 

Schliesslich  bedroht  Papst  Gregor  IV.  im  Jahre  831  mit  dem 
Anathem  Jedermann,  der  die  auf  Wunsch  Kaiser  Ludwigs  des 
Frommen  erfolgte  Bestätigung  des  Erzbisthums  Hamburg  und 
des  dortigen  Erzbischofs  Anskar  sowie  die  Legateneigenschaft 
des  Anskar  missachten  würde.*) 


per  laa  scripta  sab  terribili  adiaratione  adhortari  studoit,  6rma 
stabilitate  . . esse  permansuros  erga  dilectioaem  Dei,  bezieht  sich  vielleicht 
auch  auf  eine  derartige  Drohung  Stephans  für  den  Fall  unterbleibender 
Unterstützung  des  römischen  Stuhles  gegen  die  Langobarden.  Ueber  die 
zweifellose  Echtheit  dieses  Briefes  vgl.  Hefole  III  S.  606,  Dahn  S.  961 
Anm.  2,  Abel  II  S.  äl  Anm.  2,  Richter,  Annalen  II  S.  36  Anm.,  Thijm, 
Earel  S.  49ö  f.,  Earl  S.  322,  Hauck  II  S.  75  Anm.  2,  Hergenroether  I 
S.  720.  Der  den  Bannfluch  selbst  betreffende  Passus  kommt  mit  gleichem 
oder  doch  sehr  ähnlichem  Wortlaut  in  päpstlichen  Formularen  vor.  Vgl. 
z.  B.  Siokel,  Uber  diurnns  S.  118. 

’)  Ueber  diesen  Brief,  seine  Echtheit  und  seine  Aehnlichkeit  mit  den 
Bestätigungsurkunden  für  Witta  und  Burchard  vgl.  unten  g§  10,  11,  15,  16. 

*)  Schreiben  Hadrians  an  Tilpin  bei  Flodoard,  Historia  Remensia  II 
0.  17  (Hon.  Uerm  SS.  XIII  S.  464);  Nam  si  quod  non  credimua,  si  qnis 
ille  fuerit,  qui  contra  hanc  nostram  preceptionem  temerario  ausu  venire  temp- 
taverit,  nisi  se  cito  et  maxime  post  commonitionem  correxerit,  sciat,  se 
aeterno  Dei  iudicio  anathematis  vincnlo  esse  innodatum;  si  quis  vero  aposto- 
Uca  servaverit  precepta  et  normam  rectae  et  orthodoxae  fidei  fuerit  assecutus, 
benedictiouis  gratiam  consequatur. 

*)  Urkunde  Leos  für  das  Kloster  des  bl.  Salvator  und  des  hl.  Richar 
zu  Centula  bei  Mabillon,  Annales  ordinis  S.  Benedicti  tom.  II,  Lutetiae- 
Parisiorum  1704  p.  349  (Genaueres  über  diese  Urhunde  s.  unten  g 13):  Qui- 
cumque  vero  huic  nostrae  sanctioni  in  aliquo  obviare  aut  refragari  tentaverit 
. . . excommunicatus  permanens,  gradus  sui  dignitate  careat,  et  infamis  atqne 
anathema  in  sempitemum  maneat. 

<)  Unten  g 14. 
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Die  vorgetragenen  Fälle  ’ ) lehren , dass  der  Papst  ein  Ex- 
kommunikationsrecht  sowohl  über  fränkische  Kleriker  wie  über 
fränkische  ’)  Laien  in  Anspruch  nahm,  denn  der  Brief  Gregors  III. 
ist  ausser  an  die  Bischöfe,  Presbyter  und  Diakonen  ausdrücklich 
zugleich  an  die  duces,  castaldii,  comites,®)  derjenige  Stephans  II. 
ausser  an  die  Bischöfe,  Achte,  Presbyter  und  Mönche  an  die 
Könige,  an  die  duces  und  coinitcs,  den  generalis  exercitus  und 
den  populus  Franciae  gerichtet ; die  Schreiben  des  Zacharias 
und  Hadrian  I.  lassen  es  dahingestellt,  ob  der  mit  dem  Anathem 
zu  bestrafende  üebelthäter  dem  geistlichen  oder  dem  weltlichen 
Stande  angehören  würde.  *) 

Zugleich  lehren  die  Briefe  Stephans  II.  und  Stephans  III., 
dass  die  Päpste  sich  nicht  gescheut  haben,  auch  die  Könige 
selbst  mit  dem  Banne  zu  bedrohen.®) 

Die  Thatsachc  der  wiederholten  Drohung  aber  genügt 
wohl,  um  die  päpstliche  Exkommunikation  nicht  als  einen  leeren 
Rechtsanspruch,  sondern  als  ein  bestehendes,  auch  von  dem 
Frankenvolke  anerkanntes  Recht  erscheinen  zu  lassen.  Positive 
Anerkennung  des  päpstlichen  Bannes  ist  nur  in  einem  einzigen 
Falle  erweislich,  nämlich  bezüglich  des  päpstlichen  Privilegs  für 
das  Kloster  Fulda.  ’)  Aber  dieses  eine  Beispiel  genügt,  um  das 
Prinzip  darzuthun.®) 

')  Nicht  unter  die  Fälle,  in  denen  der  Bannstrahl  von  Rom  aus  ins 
Frankenreich  geschleudert  wird,  rechne  ich  (gegen  Hahu  S.  I(X)  und  S.  81, 
Rettberg  I S.  368,  Boehmer-Will  S.  13  No.  58)  den  Beschluss  der 
Lateransynode  vom  25.  üctober  74.5,  deren  Akten  bei  J affe  III  No.  50  S.  136  ff. 
abgedruckt  sind.  Vgl.  darüber  unten  § 18. 

’)  In  die  Zeit  vor  Einverleibung  Baierns  ins  Frankenreicb  fällt  das 
Anathem,  welches  Hadrian  I.  i.  J.  787  gegen  die  Oesaudteu  des  Herzogs 
Tassilo  in  Androhung  bringt.  Abel  I S.  574  und  ausser  den  Citaten  das. 
Anm.  2 noch  Poeta  Saxo  lib.  II  v.  294  <Jaff6  IV  S.  56). 

>)  Jaff6  m No.  18  S.  77  oben  S,  73  Anm.  1. 

•)  Jaff5  IV  No.  10  S.  56. 

®)  In  der  Urkunde  Leos  für  Angilbert  sind,  wie  die  Worte  gradus  sui 
dignitate  careat  ergeben,  nur  graduierte  Kleriker  ins  Auge  gefasst. 

*)  Die  thatsächliche  Verhängung  des  Kirchenbannes  über  einen  König 
durch  den  Papst  finden  wir  für  England  bereits  aus  der  Zeit  Leos  III. 
durch  dessen  Brief  an  König  Coenulf  von  Mercia  v.  J,  797  (Jaffe  VI  No.  84 
S.  365)  bezeugt. 

')  Pippins  Privileg  bei  Jaffe  III  S.  .501  (vgl.  unten  § 13):  Si  antun 
quispiam  nostrae  auctoritatis  praecepto  repugnare  voluerit,  aententiam 
apostolicae  districtionis,  quae  in  privilegio  expressa  est,  experiatur. 

•)  Auch  die  Urkunde  Leos  für  Angilbert  wird,  da  sie  auf  Wunsch 
des  Kaisers  Karl  verfasst  wurde,  staatliche  Genehmigung  genossen  haben 
(vgl.  unten  § 13). 
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Die  Päpste  haben  es,  sofern  uns  das  negative  Ergebnis  der 
Quellen  als  Beweis  dienen  kann,  stets  bei  der  Drohun  g bewenden 
lassen  und  den  Bann  thatsüchlich  nicht  verhängt,  wiewohl  die 
unter  Bannstrufe  gestellte  Verletzung  des  päpstlichen  Wunsches 
mehrfach’)  eintrat:  die  bonifazische  Missions-  und  Reformthätig- 
keit  ist  ini  Frankenreiche  auf  hartnäckigen  Widerstand  gestossen;*) 
im  Kloster  Fulda  hatte  gegen  Ende  des  achten  Jahrhunderts  der 
Bischof  Berwulf  von  Wiirzburg  eine  auch  nach  Ansicht  König 
Karls  und  seines  Episkopates  nicht  ihm  (sondern  dem  Papste) 
gebührende  Ordination  vorgenommen ;”)  Karl  hat  die  lango- 
bardische  Prinzessin  Desiderata  geheirathet:  *)  und  doch  erfahren 
wir  nieht,  dass  in  Wirklichkeit  der  angedrohte  Bannstrahl  erfolgte. 

Von  einem  Widerstande  gegen  das  päpstliche  Exkomrouni- 
kationsrecht  erfahren  wir  ausdrücklicli  erst  im  Jahre  833.  Bei 
dem  Kampfe  der  Sühne  Ludwigs  des  Frommen  gegen  den  Vater 
hatte  sich  Papst  Gregor  IV.  auf  Seiten  der  ersteren  gestellt, 
wahrscheinlich  um  für  Aufrechterhaltung  der  von  seinem  Vor- 
gänger, Paschalis  I.,  unterschriebenen”)  Reichstheilung  des  Jahres 
817  zu  wirken , da  Kaiser  Ludwig  diese  Theilungsordnung 
zu  Gunsten  des  ihm  von  seiner  zweiten  Gemahlin  Judith  ge- 


')  Der  Brief  Stephans  III.  hatte  allerdings  die  beabsichtigte  Folge,  dass 
die  Franken  gegen  die  Langobarden  zu  Felde  zogen  (Oelsner  S.  263).  Die 
Ordination  des  Megingoz,  der  auf  Burchard  als  Bischof  von  Würzburg 
folgte,  ist  im  Jahre  753  oder  754  von  Bonifaz  selbst  vorgenommen  worden 
(Rettberg  U S.  316,  318,  Oelsner  S.  367),  doch  vielleicht  nicht  kraft 
seines  Vikariates,  sondern  weil  Würzburg  zur  Erzdiözese  Mainz  gehörte 
(unten  § 16).  Megingoz  ist  wohl  794  gestorben  (Kettberg  II  S.  319),  bei 
der  Ordination  seines  Nachfolgers  Bernwulf  (Rettberg  II  S.  320)  hat  kein 
Vikariat  mehr  bestanden.  Für  Bürabur^  kommt  die  Frage,  ob  Wittas 
Nachfolger  unter  Hetheiligung  des  päpstlichen  Vikars  ordiniert  wurde,  schon 
darum  nicht  in  Frage,  weil  das  Bisthum  nach  Wittas  Tode  (786)  einging 
(Rettberg  I 8.  699  f.,  Abel  I S.  5.38  ff.);  das  Fritzlarer  Martyrologium, 
welches  den  Meingot  als  Nachfolger  Wittas  nennt  und  dabei  zwar  des 
,consensns‘  König  Earls  und  der  .auctoritas'  Luis  (der  aber  nie  päpstlicher 
Vikar  gewesen  ist,  s.  unten  § 10)  gedenkt,  ist  nicht  zuverlässig.  Vgl.  Abel  I 

8.  639,  insbes.  Anm.  4. 

*)  Vgl.  oben  § 3 8.  10  zu  Anm.  2. 

>)  Duemmler,  lieber  eine  verschollene  Fuldische  Briefsammlung  des 

9.  Jahrhunderts  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  V)  8.  369  und 
Oelsner  8.  64  Anm.  1.  Vgl.  auch  unten  § 12. 

*)  Abel  I 8.  85. 

”)  Vgl.  Dümmler,  Jahrbücher,  1 8.  74  Anm.  3,  Niehues  II  8.  124 
und  oben  § 4 8.  50  f. 
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borenen  Sohnea  E!arl  (des  Kahlen)  umgeatoaaen  hatte.  *)  Es  ist 
uns  nun  — mittelbar  durch  die  Antwort  dea  Papstes  *)  — eine 
Erklürung  des  Episkopates  an  Gregor  IV.  erhalten,  worin  ihm 
u.  A.  der  Vorwurf  gemacht  wird,  er  käme  ins  Frankenreich,  um 
eine  anmassende  und  jedes  Grundes  entbehrende  Exkommuni- 
kation vorzunehmen;*)  dem  V'orwurf  ist  nun  die  ilahnung  beigefügt, 
der  Papst  möge  diesen  Schritt  unterlassen,  da  in  demselben  Ver- 
letzung und  Entehrung  der  kaiserlichen  Macht,  sowie  Minderung 
und  Tadel  des  päpstlichen  Ansehens  liegen  würde;*)  zugleich 
erklären  die  fränkischen  Geistlichen:  wenn  der  Papst  es  unter- 
lasse, sich  ins  Hoflager  des  Kaisers  zu  begeben,  so  würde  er  in 
den  fränkischen  Kirchen  nicht  mehr  Anhänger,  sondern  Gegner 
haben,  so  dass  ihm  kein  Recht  mehr  eingeräumt  werden  würde, 
in  ihren  Parochien  etwas  anzuordnen  oder  vorzunehmen  oder 
gar  Jemand  wider  den  Willen  der  fränkischen  Geistlichen  zu 
exkommunizieren.  *) 

Die  aus  der  päpstlichen  Entgegnung  soeben  rekonstruierte 
Erklärung  der  Geistlichkeit  ergiebt,  dass  Gregor  den  Bann  gegen 


')  Vgl.  Niehues  II  S.  124  f.,  Simson  II  S.  ü2  ff.,  Dümmler  I S.  76, 
Hergenroetber  II  S.  5 f. 

*)  Wegen  der  Echtheit  dieses  Schreibens  vgl.  Simson  I S.391  Anm. 6, 
U S.  43  No.  ö. 

')  Agobardi  opera  ed.  Balnze  II  S.  55  (auch  Hansi  XIV  S.  521): 
Adiungitis,  quod  omni  verocundia  dignnm  est,  dicentes  nos  venire  propter 
quandam  praesumptuosam  et  omni  ratione  carentom  excommunicationem 
faciendam.  — Vgl.  Vita  Hludow.  imp.  o.  48  M.  (I.  SS.  II  S.  635:  Cum 
vero  rumor  usqnequaque  diffusus  sereret  de  ceteris  quod  verum  erat,  de  papa 
vero  Romano,  quod  ideo  adesset,  ut  tarn  imperatorem  quam  episoopos  ex- 
commnnicationis  inretire  vellet  vinculis,  si  qui  inoboedientes  essent  suae 
filiommque  imperatoris  voluntati,  parum  quid  subripuit  episcopis  imperatoris 
praesumptionis  audatiae,  asserentibus  nullo  modo  se  veile  eius  auctoritati 
snccumbere,  sed  si  excommunicans  adveniret,  excommunicatus  abiret;  cum 
aliter  se  habest  antiquorum  auctoritas  canonum. 

')  Mansi  1.  c.:  Et  admonetis  nos  nimis  involutis  et  confusis  sermonibus 
et  senaibos,  nt  neque  nostra  voluntate  neque  alterius  bortatu,  praesumptione 
prorumpemus:  eo  quod,  ut  dicilis,  pertincat  ad  iuiuriam  et  dehonestationem 
imperialis  potestatis,  et  ad  minorationem  et  reprehensionem  nostrae  auotori- 
tatis.  Dioite,  quaeso,  quae  sunt  ista  portenta  verborum?  et  quod  potios 
pertinet  ad  dehonestationem  imperialis  potestatis,  opera  digna  exeommuni- 
catione,  an  ipsa  excommunicatio? 

')  Hansi  1.  c.  8.  522;  Deinde  subiungitis,  quia  nisi  secundum  volun- 
tatem  vestram  venero,  non  habeo  ecolesias  vestras  consentaneas,  sed  in  tantum 
oontrarias,  nt  nihil  mihi  in  vestris  parochiis  agerc  vel  disponere  liceat,  nec 
quempiam  exeommunioare  vobis  obsistentibus. 
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Kaiser  Ludwig ')  gedroht  hatte;  zugleich  erscheint  es,  als  ob  die 
Franken  das  päpstliche  Exkommunikationsrecht  an  eich  aner- 
kannten, aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Anathem 
ihrem  eigenen  Willen  entspräche  — schon  unter  den  Merovingern,*) 
ebenso  aber  auch  unter  den  Karolingern')  hat  der  fränkische 
Episkopat  das  Recht  in  Anspruch  genommen,  über  den  Landes- 
herrn den  Kirchenbann  zu  verhängen  — und  unter  der  ferneren 
Voraussetzung,  dass  ein  gültiger  Exkommunikationsgruud  vorliege. 

Mit  Recht  wohl  vermissten  die  Bischöfe  im  vorliegenden  Falle 
einen  solchen  Exkommunikationsgrund,  mit  Recht  konnten  sie  die 
Androhung  des  Bannes  als  Anmassung  bezeichnen,  mit  Recht 
durften  sie  sich  ihr  widersetzen;  denn  der  Papst  wollte  das 
Anathem  als  Mittel  der  Politik  zu  Gunsten  der  ältesten  Söhne 
Ludwigs  benutzen  ; er  hatte  sich  also  bei  Androhung  des  Anathema 
dessen  Rechtanatur  als  eines  Disziplinarmittels  gegen  kirchliche 
Vergehungen  nicht  vor  Augen  gehalten.')  Er  beging  mithin 
denselben  Fehler  wie  Stephan  II.  in  dem  Briefe  des  hl.  Petrus; 
denn  dort  war  es  gleichfalls  die  Politik  und  zwar  die  von  Rom 
zu  Gunsten  des  jungen  Kirchenstaates  getriebene,  welche  dem 
Papste  die  Drohung  in  die  Feder  diktierte:  in  der  Unterlassung 
der  Intervention  gegen  die  Langobarden  konnte  ebensowenig  die 
Verletzung  eines  Kirchengeaetzes  erblickt  werden,  wie  in  der 
Umstossung  der  Aachener  Erbfolgeordnung.') 


')  Dass  der  Papst  daneben  anch  die  Geistlichkeit  selbst  mit  dem 
Anathem  bedroht  bat  oder  dass  wenigstens  ein  diesbezügliches  Gerücht  in 
Umlauf  war,  ergiebt  die  oben  S.  78  Anm.  1 citierte  Stelle  aus  der  Biographie 
Ludwigs. 

’)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  76  f. 

*)  Das  lehrt  die  Geschichte  desselben  Jahres  833;  vgl.  Dümmler  I 
S.  88,  Simson  II  S.  73  f.  und  über  die  Wiederaufnahme  Ludwigs  in  die 
Kirchengemeinsebaft  i.  J.  834  Dümmler  a.  a.  O.  S.  95,  Simson  a.  a.  0. 
S.  90,  Niehues  II  S.  317  sowie  oben  § 3 S.  33  zu  Anm.  9. 

')  Andererseits  macht  derselbe  Papst  Gregor  lY.  den  fränkischen  Epis- 
kopat, der  ihm  seinerseits  Absetzung  und  Exkommunikation  androhte,  darauf 
aufmerksam  (Hansi  XIV  S.  522,  vgl.  unten  § 16),  ihr  Unterfangen  sei:  in- 
conveniens  et  stultum,  cum  vestra  admonitio  non  sit  propter  crimen,  homi- 
cidium  scilicet,  sacrilegium  aut  furtum,  vel  aliquid  huiusmodi,  sed  nisi  ita 
venerimus  (seil,  ad  imperatoremX  sicut  ipsi  vultis.  Der  Ungehorsam  gegen 
den  Befehl,  am  Boflager  des  Kaisers  zu  erscheinen,  konnte  als  Verletzung 
des  geschworenen  Treueides,  als  Infidelität,  mithin  nur  als  „weltliches“  Ver- 
brechen aufgefasst  werden. 

‘)  Die  unterlassene  Intervention  gegen  die  Langobarden  Hesse  sich  — 
wenigstens  bezüglich  der  Könige  selbst  — zur  Noth  w^en  der  darin  ent- 
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In  dem  anderen  Falle,  in  welchem  ein  Papst,  Stephan  111., 
zum  Schutze  des  Kirchenstaates  gegen  die  Langobarden  seine 
Zuflucht  zur  Androhung  des  Bannes  nahm,  wurde  freilich  wenig- 
stens der  Versuch  gemacht,  die  egoistische  Politik  zu  bemänteln 
und  einen  kirchenrechtlichen  Vorwand  zu  erbringen,  indem  Stephan 
darauf  hin  weist,  dass  die  Verwirklichung  des  geplanten  Ehebundes 
zwischen  Mitgliedern  des  fränkischen  und  des  langobardischen 
Königshauses  eine  Bigamie  enthalte.')  f'reilich  war  dieser  Vor- 
wand haltlos;  denn  weder  Gisela  noch  der  für  sie  als  Ehegatte 
in  Aussicht  genommene  Langobardenprinz  Adalgis  waren  ver- 
mählt — Gisela  war  freilich  dem  byzantinischen  Prinzen  Leo 
versprochen  — ; Karl  hatte  zwar  eine  Konkubine  (Himiltrud), 
aber  keine  rechtmässige  Ehegattin;")  auf  Karlmann  endlich,  der 
freilich  mit  Gerberga  verheirathet  war,  bezog  sich,  wie  der  Papst 
wissen  konnte,  der  Heirathsplan  überhaupt  nicht. ^) 

Vielleicht  war  es  aber  bei  dem  Vorfall  vom  Jahre  833  nicht 
die  Unanwendbarkeit  des  Kirchenbannes  auf  die  ümstossung  der 
Erbfolgeordnung,  was  die  Bischöfe  zum  Widerspruche  veranlasst 
hat,  vielleicht  war  es  die  Auffassung,  dass  dem  Papste  ausserhalb 
seiner  eigenen  Erzdiözese  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  ohne 
den  Willen  des  kompetenten  Bischofs  ein  Exkommunikationsrecht 
zustehe. 

Der  Bann  hätte,  wie  angedeutet,  nur  als  Mittel  der  Kirchen- 
disziplin  bei  kirchlichen  Vergehungen  Anwendung  finden  dürfen. 
Ob  dem  Papste  gegenüber  den  Franken  noch  andere  Disziplinar- 
mittel zu  Gebote  standen,  lässt  sich  aus  den  Quellen  nicht  mit 
Gewissheit  ermitteln;  doch  ergiebt  sich  diese  Möglichkeit,  für 
Kleriker  wenigstens,  erstens  aus  dem  Privileg  Leos  für  Angilbert*) 


baltenen  Verletzung  des  i.  J.  7.ö4  zu  Pouthion  abgeleisteteu  eidlicben 
Scbutzgelöbnisses  (Härtens  S.  19)  unter  den  Gesichtspunkt  kiroblichen 
Vergehens  bringen,  doch  wird  in  dem  Briefe  des  hl.  Petrus  dieses  Gelöb- 
nisses gar  nicht  gedacht.  Die  Tbrnnfolgeordnung  v J.  817  wurde  allerdings 
auf  göttliche  Eingebuug  zurückgefübrt  (vgl.  Dümmler  1 S.  äö,  Simson  I 
S.  100,  102)  und  durch  die  rutersebrift  dos  Papstes  Paschalis  (oben  § 4 
S.  60  Anm.  G)  mit  religiöser  Weibe  umkleidet,  indessen  hebt  das  Schreiben 
Gregors  IV.  nicht  hervor,  dass  darum  in  der  Ümstossung  dieser  Thronfolge- 
ordnung eine  Verletzung  göttlichen  Hechtes  liege. 

•)  Jaffö  IV  No.  47  S.  169,  IGO. 

’)  Irrig  Hergenroetber  I 8.  720. 

*)  Vgl.  Dahn  S.  960  f.,  Abel  II  S.  82  ff.,  Hefele  UI  8.  606  Anm. 3. 

‘)  Dort  wird  (vgl.  oben  S.  75  Anm.  ,S)  derjenige  Kleriker,  welcher  das 
Privileg  verletzen  würde,  damit  bedroht,  dass  er  gradus  sui  dignitate  careat. 
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und  sodann  aus  einem  Falle,  der  in  die  Zeit  des  Papstes  Paschalis  1. 
(817 — 824)  gehört.  Der  Papst  verlangt  in  einem  Briefe  an  den 
Abt  Bernar  von  Ambournay,  *)  dieser  solle  das  ihm  angebotene 
Erzbisthum  Vienne  nicht  ausschlagen,  und  erklärt,  falls  Bemar  der 
päpstlichen  Aufforderung  nicht  Folge  leiste,  so  erachte  er,  Paschalis, 
denjenigen  Spruch  — im  Voraus  — für  rechtskräftig  und  billig, 
welchen  sein  Abgesandter,  der  päpstliche  Notar  Gregor,  über 
Bemar  wegen  seines  Ungehorsams  verhängen  würde.*)  Diese 
allgemeine  Fassung  der  Drohung  ergiebt  wohl,  dass  der  Papst 
verschiedene  Kirchenstrafen,'  nicht  ausschliesslich  die  Exkommuni- 
kation, für  anwendbar  hielt.’) 

Ob  und  inwieweit  der  S taat  seinen  Arm  zur  Durchführung 
des  päpstlichen  Disziplinarrechtes  gewährt  hat,*)  lässt  sich  nicht 
entscheiden,  da,  wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  die  Quellen 
keinen  Fall  berichten,  in  welchem  der  Papst  die  Disziplinarstrafe 
wirklich  verhängt  hat. 


Abschnitt  Y. 


Der  päpstliche  Statthalter. 

§ 9. 

Vikariat  nnd  Primat  des  Bonifatins. 

Um  im  Frankenreiche  einen  ständigen  Vertreter  ihrer  In- 
teressen zu  haben,  bekleideten  die  Päpste  im  sechsten  Jahrhundert 


’)  Uabillon,  Acta  Saactorani  ordinis  S.  Benedict!  tom.  I V p.  II  8. 562, 
vgl.  Jaffe,  Keg.  Ko.  2547  S.  H18,  Simson  I 8.  213.  Die  Echtheit  dieses 
Schreibens  lässt  sich  nicht  bezweifeln;  seine  Datierung  hängt  von  derjenigen 
der  hei  Jaffe  No.  254'J  8.  .313  angeführten  Urkunde  des  Paschalis  für  Bemar 
(vgl.  unten  § 20)  ab,  welche  hinsichtlich  der  Ausstellungszeit  zu  Zweifeln 
Anlass  giebt  (vgl.  Simson  I 8.  74  Anm.  4),  aber  jedenfalls  bald  nachdem 
Paschalis  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hat,  geschrieben  wurde. 

’)  A.  a.  U.:  Quod  si  renueris,  quam  sententiam  notorins  filins  noster 
Oregorius,  quem  de  latere  nostro  misimus,  super  inoboedientia  tua  diota- 
verit,  validam  censemus. 

’)  Zur  Verhängung  der  Strafe  ist  es  in  Wirklichkeit  nicht  gekommen, 
da  Bemar  ausweislich  der  oben  Anm.  1 erwähnten  Urkunde  No.  2549  die 
erzbischöfliche  Würde  angenommen  hat. 

*)  Auch  das  Privileg  Pippins  für  Fulda  (oben  8.  76  Anm.  7)  besagt 
nicht,  dass  staatliche  Beihülfe  für  Durchführung  des  Bannes  zugeaiohert 
werde,  sondern  nur,  dass  die  Verhängung  des  Bannes  genehmigt  werde. 

Wsyi,  Papsttham  nnt«r  den  Karolingern.  0 
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den  Erzbiachof  von  Arlea  mit  der  Würde  cinea  päpatlichen  Vikars, 
dem  die  Staataregierung  ihrerseits  allerdings  nicht  die  Befugnisse 
und  Vorrechte  einräumte,  welche  nach  dem  Willen  des  Papat- 
thums  mit  dem  Vikariate  verbunden  sein  sollten.*)  Im  siebenten 
Jahrhundert  begegnen  wir  auf  fränkischem  Boden  keinem  päpat- 
lichen Vikar,*)  der  nächste  ist  vielmehr  erst  aus  der  ersten  Hälfte 
des  achten  Jahrhunderts  bezeugt.  Es  war  dies  der  hl.  Bonifatius, 
der  bei  seiner  zweiten  Anwesenheit  in  Rom  (722  oder  723)  *)  zum 
päpstlichen  Statthalter  für  das  gesammte  Missionagebiet*)  ernannt 

')  Vgl.  mein  Staatakirchenreebt  S.  13— IG. 

•)  Die  Worte  der  Vita  S.  Willibrordi  lib.  II  c.  3,  Jaff6  VI  S.  66: 
qaatenoa  illam 

Pastor  apoitolicus  Grmaret  in  ordine  primo, 

Easet  ut  eoclesiae  praeeul  summusque  saoerdoi 
geben  nur  auf  die  ins  Jabr  696  fallende  Bitte  Pippins  von  Heriital  an  Papst 
Sergius,  den  Friesenmisaionar  Willibrord  zum  Erzbiacbof  zu  ernennen.  Das 
ergiebt  ein  Vergleiob  mit  ibid.  c.  4: 

Et  moz  pontificem  aummo  saorabii  bonore 

und  ibid.  c.  6; 

Pontifioemque  illum  magno  saoravit  bonore 
und  vor  Allem  mit  ibid.  lib.  I c.  6 ff.  8.  45  f.  Ebenso  gebt  die  Ansdruoks- 
weise  des  Bonifatius  in  seinem  Briefe  an  Zaebariaa  bei  Jaffe  III  No.  107 
S.  261:  legatio  venerandi  praedicatoris  Wilbrordi  nicht  auf  einen  Vikariat 
des  Willibrord,  sondern  auf  dessen  Missionatbätigkeit  (vgl.  unten  § 12). 

*)  Vgl.  bierüber  oben  8.  8 Anm.  3. 

*)  leb  halte  es  für  einen  Irrthnm  von  Nürnberger  inTbeol.  Quartals- 
Schrift  Jahrg.  1861  S.  467  (vgl.  Seiters  S.  410),  dass  Zacharias  erst  durch 
den  Brief  No.  49  vom  4.  Nov.  744  den  Vicariat  des  Bonifaz  „auf  das  gesammte 
(Hllien,  also  auch  auf  Neustrien  ausdehnte“.  Dagegen  spricht  der  Wortlaut 
der  ep.  49  (bei  J aff6  III  8.  136)  selbst.  Der  Papst  sagt:  Non  solnm  Baio- 
ariam  sed  etiam  Oalliamm  provinciam,  donec  te  divina  iusserit  inperesse 
maiestas,  nostravice  per  praedicationem  tibi  ininnctam  (scil.  nunc) 
quae  reppereris  contra  obristianam  religionem  vel  canonum  instituta,  spiri- 
taliter  stude  ad  normam  rectitudinis  reformare.  Zacharias  will  also  sagen : 
Während  Bonifaz  unter  Gregor  III.  nur  das  Predigtamt  gehabt  habe,  wolle 
er  jetzt  die  ihm  von  seinem  Vorgänger  gegebenen  Befugnisse  mehren,  indem 
er  ihm  jetzt  als  seinem  Vikar,  der  bereits  nicht  nur  in  Baiem,  sondern  in 
der  ganzen  gallischen  Provinz  das  Predigtamt  gehabt  habe,  das  Recht  und 
die  Pflicht  gebe,  alle  Verstösse  gegen  die  christliche  Religion  und  die  Be- 
stimmungen der  Kanones  nach  Uassgabe  der  reinen  Lehre  zu  reformieren. 
Der  Umfang  der  bonifatiseben  Befugnisse  wurde  also  nicht  nach  Raum, 
sondern  nach  Inhalt  erweitert.  — Für  ganz  Gallien  war  m.  E.  Bonifaz  schon 
durch  das  Empfehlungsschreiben  Gregors  II.  an  Karl  Martell  bei  Jaffü  III 
No.  21  8.  81  (oben  8.  8 Anm.  8)  vom  Papste  zum  Vikar  bestellt.  Zwar 
spricht  dieser  Brief  das  nicht  deutlich  aus,  wohl  aber  der  Brief  Gregors  II. 
No.  27  8.  91:  Dei,  qui  te  illis  in  regionibus  vioe  nostra  ex  apostolica 
auotoritate  pergere  fecit. 
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wurde  und  fortal)  in  den  Briefen,  welche  die  Päpste  an  ihn  ge- 
richtet haben,  als  Vikar  des  päpstlichen  Stuhles  bezeichnet  wird.*) 
Für  das  fränkische  Reich  lag  in  dieser  Ernennung  eines 
päpstlichen  Statthalters  zwar,  wie  das  Beispiel  der  Erzbischöfe 
von  Arles  lehrt,  nichts  gänzlich  Neues,  vielmehr  nur  die  Wieder- 
einführung einer  seit  langer  Zeit  ausser  Uebung  gekommenen 
Einrichtung;  insofern  aber  lag  darin  doch  etwas  Neues,  als  Bonifaz 
in  der  ersten  Zeit  seiner  Wirksamkeit  im  Frankenreiche,  nämlich 
in  den  25  Jahren  von  722  bis  747,  dem  fränkischen  Episkopal- 
verbande  nicht  angehörte.  Man  möchte  geneigt  sein,  in  diesem 
Umstande  eine  Erklärung  dafür  zu  suchen,  dass  im  Gegensätze 
zu  den  päpstlichen  Briefen  das  Privileg  König  Pippins  für 
Fulda*)  und  das  Protokoll  des  sog.  Concilium  Germanicum*) 
(v.  J.  742  oder  743  *j)  — die  einzigen  uns  überlieferten  ofGziellen 
fränkischen  Urkunden,  welche  des  Verhältnisses  zwischen  Bonifaz 
und  dem  Papstthume  gedenken  — und  ebenso  Bonifaz  selbst*) 
die  Bezeichnung  .Missus  sancti  Petri',  ,Legatus  apostolicae 


’)  Der  Ausdruck  ,Vicarius‘  begegnet  allerdings  nirgends,  wohl  aber 
Umschreibungen,  wie:  (Deus),  qui  te  illis  in  regionibus  vice  nostra  ez 
apostolica  auctoritate  pergere  fecit  (Jaf  f e III  No.  27  8. 91,  Brief  Gregors  IIL 
an  Bonifaz  vom  Jahre  726);  oportunum  namque  est,  vos  nosse  fratrem  ac 
coepiscopum  nostrum  presentem  Bonifatium,  nostram  agentem  vicem, 
cum  digno  et  debito  honore  pro  Christi  nomine  suscipere  (J affe  UI  No.  37 
S.  103,  derselbe  an  die  bairischen  und  alamanniscben  Bischöfe  zwischen  737 
und  739);  quoniam  apostolicam  prci-eptionem  ex  nostra  vice  implesti  et, 
sicut  tibi  precepimus,  ita  peregisti  (No.  88  S.  10.5,  derselbe  an  Bonifaz  i.  J. 
789);  ipsum  enim  vice  nostra  in  partibus  illis  ad  praedicandum  constitutum 
babemus  ....  nostra  vice  praedicat  praefatus  Bonifatius  (No.  52  8.  158, 
Zacharias  an  die  Franken  i.  J.  745) ; tua  sanctitas  ....  qui  sedis  apostolicae 
et  nostram  illic  praesentat  vicem  (No  66  S.  190,  Zacharias  an  Bonifaz 
i.  J.  748). 

*)  Unten  S.  89  Anm.  1 und  2. 

’)  Sog.  Concilium  Germanicum  (an  unbekanntem  Orte  abgebalten ; 
man  vermuthet  Frankfurt,  Wiirzburg  oder  Worms):  Earlmanni  principis 
capitulare  (bei  Boretius  S.  24  ff)  c.  1 S.  25;  Per  Consilium  sacerdotum 
et  optimatum  meorum  urdinavimus  per  civitates  episcopos,  et  constuimus 
super  eos  archiepiscopum  Bonifatium  qui  est  missus  sancti  Petri. 

*)  Das  Jahr  742  giebt  das  Konzilsprotokoll  selbst  an;  verlegt  man 
jedoch  die  Briefe  bei  Jaffö  III  No.  43,  44  und  45  S.  116  ff.,  von  deren 
Datierung  die  des  Konzils  zweifellos  abhängt,  mit  einigen  Forschern  ins 
Jahr  743,  so  muss  man  auch  das  Konzil  selber  entgegen  seiner  eigenen 
Datierung  ins  Jahr  743  setzen.  Vgl.  Näheres  unten  § 11. 

*)  Vgl.  ausser  den  unten  S.  87  Anm.  6 und  S 88  Anm  2 besprochenen 
Stellen  J affe  III  No.  42  S.  113  (Bonifaz  an  Zacharias  i.  J.  742):  Quia  servua 
et  legatus  apostolicae  sedis  esse  dinoscor. 
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sedis*  u.  dergl.  gebrauchen.  Doch  stammt  ein  Theil  der  Briefe, 
in  welchen  sich  Bonifaz  einen  ,Legatus‘  des  Papstes  nennt, 
zweifellos  aus  der  Zeit  nach  seiner  Aufnahme  in  den  Landes- 
episkopat ')  und  ferner  wird  Bonifaz,  in  vereinzelten  Fällen 
wenigstens,  auch  von  dem  Papste  als  ,Legatus‘,  als  .Missus*  und 
als  päpstlicher  Stellvertreter  promiscue  tituliert,*)  so  dass  die 
begriffliche  Identität  der  verschiedenen  Ausdrücke  und  als  ihr 
Inhalt  die  Generalstellvertretung  feststeht. 

Andererseits  ist  es,  eben  weil  Bonifaz  noch  nicht  fränkischer 
Landesbischof  war,  auffallend  und  merkwürdig,  dass  er,  der  zwar 
seit  732  den  Titel  „Erzbischof“  führte,*)  durch  das  erwähnte 
Concilium  Germanicum  in  Karlmanns  Reiche  den  Bischöfen  als 
Erzbischof  übergeordnet  wurde.  *)  Darin  lag  aber  nur  eine  pro- 
visorische Massregel , welche  zweckmässig  erschien , bis  der 
gelockerte  Metropolitanverband,  dessen  Reorganisation  sich  die 
Frankenfürsten  auf  Anregung  des  Bonifaz  zur  Aufgabe  gemacht 
hatten,  in  Karlmanns  Landen  wiederhergcstellt  war. 

Scharf  zu  scheiden  von  der  oben  erwähnten  Metropolitan- 
gewalt des  Bonifaz  über  fränkische  Bischöfe  und  von  dem 
Vikariate  des  Bonifaz  ist  eine  dritte  Funktion  desselben,  sein 
Primat,  d.  h.  seine  Stellung  als  ein  sämmtlichen  anderen  Metro- 
politen übergeordneter  Obermetropolit.  Nur  wenn  man  diese 
Begriflfe  aufs  Vorsichtigste  sondert,*)  ist  es  möglich,  ein  klares 

')  Vgl.  unten  S.  87  f. 

’)  In  ep.  66  bei  Jaffe  III  S.  192  referiert  Papet  Zacharias  die  bereits 
oben  § 7 S.  70  Anm.  3 erwähnte  Bitte  des  Bonifaz,  ihm  die  Bestellung  eines 
Nachfolgers  in  seinem  Bischofssitze  Mainz  zu  gestatten.  Hier  heisst  es  dann 
im  Anschlüsse  an  die  a.  a.  0.  citierte  Stelle:  Tu  vero,  carissime,  legatus  et 
missus  esse,  ut  fuisti,  sedis  apostolicae  (seil,  petivisti).  — Ferner  schreibt 
Zacharias  in  ep.  67  bei  Jaffi  III  S.  194  den  fränkischen  Bischöfen;  Habetis  . . 
nostra  vice  . . . sanctissimum  . . . Bonifatium,  fratrem  nostrum  archiepiscopum, 
apostolicae  sedis  legatum  et  nostram  praesentantem  vicem.  — Vgl.  auch 
Bonifaz  selbst  iu  No.  107  bei  Jaffe  TU  S.  259  unten  S.  87  Anm.  6. 

')  Vgl.  den  Brief  Qregors  UL  an  Bonifaz  bei  Jaffe  IU  No.  28  S.  92 
und  unten  S.  91. 

')  Oben  S.  83  Anm.  3. 

*)  Es  ist  dies  nicht  immer  in  genügendem  Masse  geschehen,  z.  B.  nicht 
bei  Oelsner  S.  31,  33.  — Ebenso  unterscheidet  Hauck  I S.  478  f.  bei 
Besprechung  der  auf  Bonifaz  bezüglichen  Bestimmung  des  Concilium  Qer- 
manicum  nicht  genügend  zwischen  „Erzbischof“  und  „Metropolit“,  d.  h. 
zwischen  dem  blossen  Titel  einerseits  und  den  kirchenregimentlichen  Funk- 
tionen andererseits.  — Dass  Karlmann  den  erzbischöflichen  Titel  des  Bonifaz 
völlig  ignoriert  habe  (Hauck  S. 478),  ergiebt  sieh  aus  dem  Konzilsprotokoll 
nicht  im  (Geringsten.  — Auch  auf  S.  ö20  Anm.  1 scheint  Hauck  nicht 
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Bild  von  denjenigen  Bechten  zu  gewinnen,  welche  die  Päpste 
mittels  ihres  Statthalters  im  Frankenreiche  ausüben  wollten 
bezw.  ausüben  durften. ') 

Es  ist  streitig,  ob  Bonifaz  einen  Primat  überhaupt  inne- 
gehabt hat.  Meiner  Ansicht  nach  ist  sowohl  diejenige  Auffassung, 
welche  die  Frage  bejaht,*)  als  diejenige,  welche  sie  verneint,*) 
richtig,  jede  dieser  Auffassungen  aber  nur  für  eine  bestimmte 
Periode.  Ich  glaube  nämlich,  dass  Bonifaz  erst  einige  Zeit  nach 
der  Verleihung  des  Erzbisthums  Mainz,  frühestens  im  Jahre  748, 
frankischer  Primas  geworden  ist.  Bis  dahin  war  er  im  Reichs- 
theile  Earlmanns,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  durch  die  Be- 
stimmung des  Concilium  Germanicum  nur  den  Bischöfen  über- 
geordnet, ebenso  wie  im  Keichstlieile  Pippins  kurze  Zeit  darauf 
durch  die  wörtlich  gleichlautende  Bestimmung  des  Concilium 
Suessionense  *)  vom  Jahre  744  die  Erzbischöfe  Abel  und  Hartbert 
den  Bischöfen  übergeordnet  wurden.  Dass  Bonifaz  später,  nämlich 
nach  seiner  i J.  747  erfolgten  Ernennung  zum  Erzbischof  von 
Mainz,  an  die  Spitze  der  Bischöfe  in  beiden  Reichstheilen  und 
zugleich  an  die  Spitze  der  inzwischen  eingesetzten  Erzbischöfe 
gestellt  wurde,  mithin  Obermetropulit , Primas  des  ganzen 
Frankenreiches  geworden  ist,  ergiebt  sich  mit  Deutlichkeit  aus 
Othlos*)  Lebensbeschreibung  des  hl.  Bonifaz  und  aus  den  Annales 


präzise  genug  zwischen  dem  erzbischöflichen  Titel,  dem  Primate  und  der 
Metropolitangewalt  des  Bonifaz  zu  unterscheiden. 

')  Dass  die  Salbung  Pippins  (vom  November  761)  auf  des  Bonifatios 
Eigenschaft  als  Primas,  nicht  auf  seine  Eigenschaft  als  Legat  zurückzu- 
fuhren  ist,  wurde  bereits  oben  S.  30  Anm.  3 auf  S.  31  bemerkt.  Ueber 
andere  Punkte,  welche  die  Nothwendigkeit  sorgfältigfster  Trennung  der 
einzelnen  Funktionen  des  Bonifatius  beweisen,  vgl.  z.  B.  unten  S.  87  Anm.  3, 
S.  88  Anm.  5,  S.  92  Anm.  2 sowie  für  Lullus,  den  Nachfolger  des  Bonifaz 
in  einzelnen  dieser  Funktionen  unten  § 10  S.  90  tf. 

’)  Seiters  S.  .')03,  Oelsner  S.  31,  Pfahler  S.  274,  v.  Buss  .S.  346. 

*)  Hinschius  I S 007,  Sugenheim  S.  330,  Waitz  III  S,  42,  der 
mit  Recht  in  Anm.  t hervorhebt,  dass  der  Titel  ,Legatus  Gtermanicus'  (unten 
8.  87  Anm.  6)  einen  Primat  des  Bonifatius  nicht  ausdrücke. 

*)  Pippini  prinoipis  capitulare  Suessionense  c.  3,  Boretius 
S.  29:  Idcirco  constituimus  per  consilio  sacerdotum  et  optimatum  meorum 
et  ordinavimus  per  civitates  legitimos  episcopos;  idcirco  constituemus  super 
eos  archiepiscopuB  Abel  et  Ardobertum,  ut  ad  ipsoa  vel  iudicia  eorum  de 
omne  necessitate  ecclesiaatica  recurrant  tarn  epsicopi  quam  aliua  populus. 

*)  Ex  Uthloni  Vita  S.  Bonifatii  bei  Jaffe  III  S.  484:  A Fran- 
corum principibus  Karlomanno  scilicet  et  Pippino  . . . qiti,  postquam  eum 
aecclesiae  Hogonciacensi  presulem  dccreverunt,  eandem,  quae  prius  aecclesiae 
alteri  subdita  erat,  pro  illius  amore  simul  et  bonore  metropolim  totins 
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Lamberti,’)  wo  un8  mitgctheilt  wird,  dass  Mainz,  nachdem  es 
dem  Bonifaz  als  Erzbisthuni  zugewieseu  worden  war,  durch 
Karlmann  und  Pippin  unter  Zustimmung  des  apostolischen  Stuhles 
zur  „Metropole  ganz  Germaniens“,  zur  „Metropole  aller  in  Ger- 
manien belegenen  Kirchen“  erhoben  wurde.  Das  scheint  aber 
erst  nach  dem  Frühjahr  748  geschehen  zu  sein,  denn  in  einem 
Briefe  vom  1.  Mai  748,  in  welchem  Zacharias  den  Bonifaz  er- 
mahnt, den  Episkopat  zu  Konzilien  zu  versammeln,  wann  und 
wo  es  ihm  richtig  dünke,  spricht  der  Papst  nur  von  den 
Ko  mpr  o V in  zi  al  b is  ch  ö fen  des  Bonifaz;*)  mithin  hat  der 
Papst  damals  von  einer  über  die  Metropolitanprovinz  Mainz 
hinausgehenden  Stellung  des  Bonifaz  noch  nichts  gewusst. 

Mangels  entgegenstehender  Quellenberichte  wird  man  an- 
nehmen dürfen,  dass  Bonifaz  diese  Primatialwürde  bis  zu 
seinem  Lebensende  beibehalten  hat.  W’as  aber  den  Yicariat  an 
betriffl,  so  lässt  sich  positiv  nachweisen,  dass  er  Bonifaz  verblieb. 


äermaniae,  apostolico  pontifice  consentiente,  effeccmat.  — £od.  S.  -i96:  Quo 
(Oewiliob)  depoaito,  atatim  S.  Bonifatiua  a . . . Karlomanoo  . . et  Pippino  . . . 
aeccleaiae  Hogonciacenai  pracficitur.  Et  ut  eius  dijrnitas  eminentior  foret, 
decreverunt  idem  priccipea,  aecclcsiam  Mogoociacensem , quae  priua  altcri 
aubiecta  erat,  metropolim  omnium  in  Germania  positarum  aeccle- 
aiarum  efficere.  Moique,  legatione  facta,  illad  a praeaule  apostolico  impetra- 
vere.  — Dass  der  Aasdmek  ,tiermania‘  bei  Otblo  das  ganze  Frankenreich 
bezeiobnet,  ergeben  die  Wendungen  ibid.  S.  497:  a patribus  nostris,  Uermanis 
scilioet  und  ibid.  S.  498:  Bonifaciua  omuium  Germaniae  incolarum  pater  dici 
poteat.  Wenn  es  in  den  Ann.  Fuld.  a.  862  (M  G.  88. 1 8.  887),  welche  K ichter, 
Annalen  II  S.  659  Anm.  2 hcranzieht,  heisst:  Habita  est  . . . aynodua  . . in 
civitate  Hogontia,  metropoli  Germaniae,  so  ist  hier  allerdings  nur  „eine“ 
Metropole,  nicht  „die“  Metropole  xar’  lioxry»  gemeint. 

■)  Lamberti  Annales  M.  G.  88.  lU  S.  35  Anm.  c (nach  dem 
Gotbaischen  Codex);  (|ao  depoaito  (Oewiliob  von  Mainz)  sanctus  Bonifaciua  a 
supradictis  principibus  (Karlmann  und  Pippin)  aeccleaiae  Mogontiacensi 
prefecitur.  Et  nt  eiua  dignitas  eminentior  foret,  decreverunt  idem  principea 
aeoclesiam  Mogontiacenaem,  quae  priua  Wormatienai  aubiecta  erat,  metro- 
polim omnium  in  Germania  aeccleaiarum  efheore;  moxque  legatione 
faota  illud  a preaule  apoatolico  impetravere.  Ygl.  Boehmer-Will  8.  16 
No.  67  und  betreffs  der  Glaubwürdigkeit  des  Gothaiachen  Codex  die  Be- 
merkungen des  Herausgebers  der  Lamberti  Annalca,  Pertz,  M.  G.  88.  111 
8.  21  unter  3. 

*)  Jaffe  III  No.  66  8 190:  Concilia  vero,  aggregatia  episcopis  pro- 
Vincialibus,  ut  tibi  et  ubi  tibi  rectum  videtur,  celebranda  procura.  Da 
Earlmann  im  Jahre  747  von  der  Begierung  zurücktrat  (s.  unten  § 11),  so 
muss  man  freilich  in  der  Angabe  Othlos  und  der  Ann.  Lamberti,  dass  auch 
Karlmann  mitgewirkt  hat  bei  Begründung  des  Primates,  einen  Irrthum 
erblicken. 
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Es  muss  als  Irrthum  bezeichnet  werden,  wenn  Oelsner')  und 
mit  ihm  Wern  er ‘)  meinen,  Bonifaz  habe  denselben  durch  seine 
Einsetzung  in  Mainz*)  verloren  und  sei  zum  Erzbischof  herab- 
gesunken,  der  nur  noch  die  Metropole  Mainz  mit  Mainz,  Cöln, 
Utrecht,  Worms,  Speier  und  Trier  zu  verwalten  hatte.*)  Die 
Unbaltbarkeit  dieser*)  Ansicht  ergiebt  sich  zunächst  aus  der 
schon  einmal  erwähnten  Tbatsache,  dass  von  den  — sieben  — 
Briefen,  in  denen  sich  Bonifaz  als  päpstlichen  „Legaten“  be- 
zeichnet , einige  — mindestens  zwei  *)  — in  die  Zeit  nach 


')  Oelsner  S.  31  f. 

*)  Werner  S.  362.  Gegen  ihn  and  Oelsner  vgl.  z.  B.  Langen 
S.  614  Anm. 

')  Oelsner,  der  den  Brief  bei  Jaffe  111  No.  81  (vgl.  weiter  unten) 
ins  Jahr  751  setzt,  nimmt  an,  Mainz  sei  von  748  (Jaffe  Ul  No.  66)  bis 
751  nur  Bisthnm  gewesen  und  erst  761  znm  Erzbistbum  erhöbt  worden. 
Dass  Mainz  aber  sofort  Erzbisthum  wurde,  mindestens  am  1.  Mai  748 
bereits  Erzbisthum  gewesen  ist,  ergiebt  gerade  der  Brief  No.  66  wegen  der 
oben  S.  86  Anm.  2 besprochenen  Aufforderung  des  Zacharias  an  Bonifaz, 
seine  Komprovinzislbischöfe  zu  einer  Kircbenversammlung  zu  berufen. 

*)  Wenn  in  dem  Briefe  No.  81  bei  J a ffe  111  S.  227  die  vier  thüringischen 
Bisthümer  Erfurt,  Würzburg,  Büraburg  und  Eichstädt,  sowie  die  Bisthümer 
Augsburg,  Strassburg,  Konstanz  und  Chur  unerwähnt  geblieben  sind,  so 
führen  dies  Seiters  S.  503,  Leo  S.  486  Anm.  und  Hefele  111  S 559  Anm.3 
mit  Recht  darauf  zurück,  dass  die  Zugehörigkeit  der  vier  thüringischen  Bis* 
thümer  zu  Mainz  selbstverständlich  war,  weil  Bonifaz  zugleich  Metropolit 
sämmtlicber  von  ihm  neubekehrter  Distrikte  werden  sollte,  und  dass  Augs- 
burg, Strassburg,  Konstanz  und  Chur  nicht  (wie  Tongern,  Cöln,  Worms, 
Speier  und  Utrecht)  vorher  zu  Trier  gehört  hatten  und  daher  nicht  (wie 
jene)  ausdrücklich  von  Trier  getrennt  zu  werden  brauchten. 

‘)  Dass,  wie  v.  Hoefler  S.  18  Anm.  1 behauptet,  die  Legatenwürde 
mit  dem  Tode  des  Papstes,  der  sie  verlieben  hatte,  erloschen  sei  und  somit 
der  Erneuerung  durch  den  Nachfolger  auf  dem  apostolischen  Stahle  bedurft 
habe,  lässt  sich  quellenmässig  nicht  beweisen. 

*)  Jaffö  lU  No.  79  S.  218  (an  Zacharias,  v.  J.  751);  indignus  et  ultimns 
tarnen  legst  ns  Germanicus  devotissimus  und  No.  107  S.  269  (an  Stephan  111. 
V.  J.  755);  Bonifatius  eziguus,  legatus  vel  missus  Germanicus  catholiese  et 
apostolicae  Bomanae  ecclesiae.  — Auch  No.  100  S.  249  (an  Ecbert  von  York: 
Bonifatius  eziguus  episcopus,  legatus  Germanicus  catholicae  et  apostolicae 
Bomanae  ecclesiae),  die  keine  Datumsangabe  enthält,  ist  nach  Hahn,  Bonifaz 
und  Lull,  S.  189,  848  „kurz  vor  754“  zu  setzen.  — Die  Briefe  No.  59  S.  168 
(an  König  Ethelbert  von  Mercia : Bonifatius  arobiepiscopus,  legatus  Germanicus 
Bomanae  ecclesiae)  und  No.  61  S.  179  (an  Ecbert  von  York:  legatus  Qer- 
manious  sedis  apostolicae)  datiert  Hahn  a.  a.  O.  S.  346  f.  auf  745,  Jaffi 
8.  168,  179  dagegen  zwischen  744  und  747,  dieselben  fallen  vielleicht  also 
auch  in  die  Zeit  nach  der  Ernennung  des  Bonifaz  zum  Erzbiaohof  von  Mainz. 
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747  fallen.*)  Ferner  sagt  Zacharias  in  einem  Circularschreiben 
an  den  gesammten  fränkischen  Episkopat,  welches  vom  1.  Mai  748 
datiert  ist:  „Ihr  habt  bei  Euch  an  unserer  Statt  — um  Euem  Eifer 
zu  kräftigen  und  mit  Euch  für  das  Evangelium  Christi  zu  arbeiten 
— den  heiligen  und  ehrwürdigen  Bonifaz,  unsern  Bruder,  den 
Abgesandten  des  apostolischen  Stuhles  und  unsern  Stellvertreter“.*) 
Ebenso  schlägt  Zacharias  in  einem  gleichfalls  vom  1.  Mai  748 
datierten  Briefe  die  Bitte  des  Bonifaz,  einen  Priester  aus  Born 
nach  den  fränkischen  und  gallischen  Landen  zu  schicken,  um  die 
Konzilien  abzuhalten,  mit  der  Motivierung  ab:*)  „Solange  mit 
Gottes  Gnade  Deine  Heiligkeit  am  Leben  bleibt,  der  Du  des 
apostolischen  Sitzes  und  unsere  Stelle  dort  vertrittst,  ist  es  nicht 
nöthig,  dorthin  einen  Andern  zu  senden.“*)  Für  das  Neben- 
einanderbestehen der  Mainzer  Metropulitangewalt  und  des  päpst- 
lichen Vikariates  in  der  Person  des  Bonifaz  spricht  ferner  die 
Ueberschrift  zu  dem  Privileg  Pippins  für  das  Kloster  Fulda: 


‘)  No.  107  und  — weni^tena  nach  Hahns  Datiemng  — No.  100  ge- 
hören sogar  in  die  Zeit  nach  751,  welche  Oelsne  r (oben  S.  87  Anm.  8)  als 
den  Anfangapnnkt  der  Hetropolitanqualität  von  Mainz  anaieht. 

*)  Nicht  genan  featatellen  lassen  sich  die  Daten  folgender  Briefe:  No.  72 
S.  312  (an  die  Aebtissin  Eadburga  im  Marienkloster  zu  Thanet;  Bonifatiua 
episoopns,  legatas  Komanae  eccleaiae;  vgl.  No.  73  S.  213  an  dieselbe:  exnlem 
Germanicum)  und  No.  01  S.  339  (an  einige  angelsächsische  Nonnen:  quia  et 
nltimns  et  pessimus  sum  omnium  legatorum , quos  catholica  et  apostolica 
Komana  ecolesia  ad  praedicandum  euangelium  destinavit). 

*)  J affö  111  No.  67  S.  194  oben  S.  84  Anm.  2. 

*)  Jaffö  III  No.  66  S.  190:  Petisti,  ut  sacerdos  a nobis  dirigator  in 
partibus  Franciae  et  Galliae  ad  concilia  celebranda.  Sed  cum  Deo  propitio 
tua  sanctitas  superstis  existit,  qui  sedis  apostolicae  et  nostram  Ulic  praesentat 
vioea,  alium  illic  dirigere  nesessarium  non  est. 

Unrichtig  ist  meines  Erachtens  von  Oelsner  S.  31  und  Werner 
S.  362  die  bereits  oben  S.  70  Anm.  3 und  S.  84  Anm.  2 erwähnte  Stelle 
des  Briefes  bei  Jaffö  III  No.  66  S.  192  gedeutet  worden,  wonach  Bonifaz, 
weil  er  sich  schon  alt  und  schwach  fühlt,  um  die  Erlaubniss  gebeten  hat, 
zu  Mainz  an  seiner  Stelle  einen  Andern  einznsetzen,  selbst  aber,  wie  er  es 
vorher  gewesen,  Abgeordneter  und  Gesandter  des  apostolischen  Stuhles  zu 
sein  verlangt  Ich  meine,  diese  Stelle  muss  so  gedeutet  werden,  als  wünschte 
Bonifaz  fürder  nur  noch  den  Vikariat,  nicht  zugleich  auch  die  bischöfliche 
Amtsführung  in  der  Diözese  Mainz  ausznüben;  da  er  einen  Theil  der  ihm 
obliegenden  Funktionen  niederzulegen  beabsichtigte,  zog  er  es  natnrgemäss 
vor,  die  angesehenere  und  einflussreichere  Stellung  des  päpstlichen  Vikars 
zu  behalten  und,  sofern  es  der  Papst  erlauben  würde,  die  mit  dem  Bisohofs- 
amte verbundene  Thätigkeit  von  sich  abzuschütteln.  Vgl.  auch  Loofs,  Zur 
Chronologie,  S.  44,  Hahn,  Noch  einmal  die  Briefe  und  Synoden  des  Bonifaz 
(in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XV  S.  43  ff.),  S.  86. 
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„Dem  Erzbischof  und  vom  apostolischen  Stuhle  abgeschickten 
germanischen  Gesandten'^  ’)  und  die  Bemerkung  dieses  Privilegs, 
die  Bitte  des  Bonifaz  um  die  Ertheilung  sei  erfolgt,  damit  das 
Kloster  auch  durch  des  Königs  Befehl  gekräftigt  werde,  wie  es 
nach  der  Anordnung  des  Apoatelfiirsten  Petrus,  „dessen  Gesandt- 
schaft Bonifaz  übe“,  durch  Privileg  des  apostolischen  Stuhles 
erhöht  worden  sei.*)  Endlich  bezeichnet  auch  Willibald  in  seiner 
Biographie  des  hl.  Bonifatius  Letzteren  zugleich  als  Leiter  der 
Mainzer  Kirche  und  Legaten  des  apostolischen  Stuhles.*) 


§ 10. 

Die  Naehfoiger  des  Bonifatius. 

Die  Frage,  ob  nach  dem  Tode  des  Bonifatius  (754  oder  755  ‘) 
ein  anderer  Mann  die  päpstliche  Statthalterschaft  bekleidet  hat, 
wird  von  den  meisten  Schriftstellern  *)  verneint,  muss  meines  Er- 
achtens jedoch  bejaht  werden. 

Zunächst  ist  zu  bemerken,  dass  ums  Jahr  743  sowohl 


')  £x  Othloni  Vita  S.  Bonifatii,  Jaffe  ill  S.  ÖOO:  Pippinas  rez 
Prancorum , vir  illustria , Bonifacio  archiepiscopo  et  legato  Oermanico  ab 
apostolica  aede  directo. 

*)  Ibid.:  Veneranda  patemitaa  taa  . . . poatulavit  pro  monaaterio  . , . 
ut,  aicut  ex  auctoritate  aancti  Petri  principia  apoatolorum,  pro  qno  legatione 
fnngeria,  privilegio  aedia  apoatolicae  aublimatum  eaae  conatat,  ita  etiam 
noatrae  auotoritatia  praecepto  roboretar. 

•)  Willibaldi  Vita  S.  Bonifatii  c.  8,  JaffÄ  III  S.  459:  Archi- 
epiacopua,  Magontiae  civitati,  ipao  Carlomanno  conaentiente  ac  donante, 
pontificatu  praeaidena,  Romanae  aecclesiae  aediaque  apoatolicae  legatna. 

*)  Daa  Todeajabr  dea  ßonifatioa  iat  beatritten.  Die  (Quellenangaben 
achwanken.  7M  nehmen  an  Philipps  .S.  6(X)  f,  Uelaner  S.  489  ff , Hahn, 
Bonifaz  und  Lul , S.  255  Anm.  1,  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  IV 
(Wiener  Sitzungsberichte  1864  Bd.  47)  S.  606  Anm.  1;  dagegen  nehmen 
Seitera  S.  546  ff.,  Rettberg  I S.  396  ff.,  Baxmann  S.  244,  neuerdings 
auch  Werner  S.  384  ff.,  Fischer  S.  216  und  Hauck  I 8.  642  daa  Jahr 
765  an;  F i scher  irrt  aber,  wenn  er  S.  294  dieaes  jabr  für  „allgemein  aner- 
kannt“ erachtet.  — Weit  grösser  als  hinsichtlich  dea  Todesjahres  sind  die 
Schwankungen  (670  bis  695)  hinsichtlich  des  Qeburtajahres  dea  Bonifatius. 

’)  Ausdrücklich  z.  B.  von  Hauck  I S.  479  Anm.  2,  S.  520  Anm.  1; 
bejaht,  jedoch  mit  Rücksicht  auf  falsche  Persönlichkeiten,  finde  ich  die  Frage 
nur  bei  den  unten  S.  90  Anm.  3 und  S.  93  Anm.  2 bis  4 erwähnten  Schrift- 
atellem. 
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Bonifatius ’)  wie  der  Papst*)  die  Möglichkeit  einer  Nachfolge  itn 
Vikariate  des  Bonifatius  ins  Auge  gefasst  haben.  In  erster  Reihe 
kommt  nun  der  Nachfolger  des  Bonifatius  in  Mainz,  Lullus,*)  in 
Betracht.  Wir  erfahren,  dass  Bonifatius  noch  zu  seinen  Lebzeiten 
den  Lullus  mit  Genehmigung  des  Königs  Pippin,  der  fränkischen 
Geistlichkeit  und  des  Papstes  zu  seinem  Nachfolger  bestellt  hat.*) 
Da  die  betreffenden  Quellenberichtc  nicht  nur  von  der  Nachfolge 
im  Mainzer  Bisthum  sprechen , sondern  in  allgemeinerer  Weise 
davon,  dass  Lullus  die  Unterweisung  der  dem  hl.  Bonifatius 
anvertrauten  Menge  und  die  von  Bonifatius  durch  eifrige  Arbeit 
in  Christo  errungene  Erbschaft  übernehmen  sollte,*)  so  ist  es  an 
sich  möglich,  dass  hiermit  neben  der  Bischofswürde  eine  der  vielen 
andern  Würden  gemeint  ist,  welche  Bonifatius  in  seinen  letzten 
Lebensjahren  gleichzeitig  bekleidet  hat.  Es  waren  dies  die  Würde 
eines  Mainzer  Erzbischofs,*)  eines  Pallieninhabers,')  eines  päpst- 
lichen Vikars  und  eines  fränkischen  Primas  und  ausserdem  die 
Funktion  eines  Heidenmissionars  gewesen.  In  letzterer  Hinsicht 
dürfte  ihm  Lullus  bald  nachgefolgt  sein,  denn  es  lässt  sich  an- 
nehmen, dass  das  uns  erhaltene  Bittschreiben  an  König  Pippin, 


‘)  Jaffe  111  No.  42  S.  113  v.  J.  742,  also  aas  einer  Zeit,  in  welcher 
Bonifatius  neben  dem  Vikariate  noch  kein  anderes  ,aecclesiasticnm  ministerinm' 
bekleidete,  für  welches  er  einen  ,heres  et  successor'  hätte  bestellen  können. 
Irrig  daher  Hauck  1 S.  ÖB7  Änm.  4,  richtiger  derselbe  S.  457  Anm.  1,  doch 
nnr  insofern  richtig,  als  (vgl.  darüber  unten  § 11)  die  Uissionsthätigkeit  des 
Bonifatius  einen  Theil  der  in  seiner  Statthalterwürde  liegenden  Rechte  und 
Pflichten  aasmachte. 

’)  Vgl.  die  Bcstatigungsurkunden  des  Zacharias  für  Burchard  von 
Würzburg  und  Witta  von  Büraburg  (Jaffe  111  No.  44  auf  S.  124  und  No.  45 
auf  S.  125)  unten  § 11 ; ferner  Brief  des  Zacharias  an  Bonifatius  No.  4.3  S.  119, 
Auch  diesen  Brief  missversteht  Uauck  S.  .038,  indem  er  ihn  auf  die  Nach- 
folge im  Bisthum  Mainz,  von  welcher  damals  noch  nicht  die  Rede  sein 
konnte,  und  8.  457.  indem  er  ihn  nur  auf  die  Missionsthätigkeit  des  Statt- 
halters bezieht.  Ueber  ep.  43  vgl.  unten  8.  92  Anm.  2.  — Nicht  auf  den 
Vicariat,  sondern  nur  auf  die  Heidenmission  bezieht  sich  die  von  Papst 
Gregor  11.  bei  Jaffe  111  ep.  18  S.  78  (oben  § 8 8.  73  Anm.  2)  vorgesehene 
Möglichkeit  einer  Succession  in  das  dem  Bonifaz  anvertraute  .ministerinm'. 

*)  Leo  8.  484,  48B  nimmt  eine  Nachfolge  des  Lullus  im  Vikariate  an. 

*)  Vgl.  unten  § 11. 

*)  Willibaldi  Vita  8.  Bonifatii  bei  Jaffe  111  8.  482:  idoneum 
praeponere  ministrum  supra  dicto  gregi  ...  Et  Lul  ...  ad  erudiendum  tante 
plebis  numerositatem  constituit  ....  eique  hereditatem,  quam  in  Christo 
instanti  labore  adquisierat,  inplicavit. 

*)  Unten  § 15. 

Unten  § 19. 
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welches  weniger  die  königliche  Genehmigung  als  den  königlichen 
Schutz  für  die  Heidenmission  des  Lullus  bewirken  sollte,  Be- 
stätigung gefunden  hat.*)  Was  aber  die  übrigen  vier  Würden 
des  Honifaz  anbetrifft,  so  ist  ihm  Lullus  hierin  theils  gar  nicht, 
theils  nicht  sofort  sukzediert : 

Das  Pall  ium  hätte  nur  der  Papst  selbst  verleiben  können 
und  nachweislich  hat  Lullus  dasselbe  frühestens  im  Jahre  780 
erhalten;*)  ebenso  hat  er  den  erzbischöflichen  Rang  erst 
zwischen  dem  8.  März  780  und  dem  4.  Juli  782  empfangen;*) 
damit  ist  zugleich  erwiesen,  dass  er  von  Bonifaz  nicht  zum  Nach- 
folger im  Primate  bestellt  sein  konnte,  da  es  undenkbar  ist, 
dass  ein  gewöhnlicher  Bischof,  der  nicht  einmal,  wie  Bonifaz  bis 
747  den  Ehrentitel  arcliiepiscopus  führte,  andern  Bischöfen  und 
Erzbischöfen  übergeordnet  gewesen  ist.  Der  Mangel  der  erz- 
bischöflichen  Würde  und  ebenso  der  späte  Empfang  des  Palliums 
sprechen  zugleich  gegen  eine  Nachfolge  im  Vikariate;*)  denn 
zwar  hat  auch  Bonifaz  in  der  Zeit  von  722  bis  732  weder  den 
erzbischöflichen  Titel,  noch  das  Pallium*)  besessen,  aber  damals 
gab  es  im  Frankenreiche  überhaupt  keine  Erzbischöfe  und  Pallien- 
inhaber, während  solche  für  die  Zeit  zwischen  750  und  780  in 
grosser  Zahl  nachweisbar  sind.*)  Gegen  eine  Nachfolge  des 
Lullus  im  Vikariate  spricht  cs  aber  auch,  dass  Bonifaz  in  seiner 
Bitte,  ihm  die  Bestellung  eines  Nachfolgers  zu  gestatten,  sich  die 


')  Jaffe  Hl  No.  85  S.  232  (über  das  Datum  vgl.  Hahn,  Bonifaz  und 
Lul,  S.  250  Anm.  1) : Bonifaz  fühlt  sein  Ende  naben,  empfiehlt  dem  König 
seine  Genossen  (cf.  No.  84  S.  2.31)  und  bittet  ihn,  damit  diese  Genossen  nicht 
zerstreut  würden  wie  .Schafe  ohne  Birten,  und  damit  die  Völker  an  der 
Grenze  des  fleidentbums  nicht  das  Gesetz  Christi  verlören:  ut  filiolum  meum 
et  corepiscopum  Lullum , si  Deus  roluerit  et  si  clementiae  vestrae  placeat, 
in  hoc  ministerium  populorum  et  ecclesiarum  conponere  et  constituere 
faciatis  praedicatorem  et  doctorem  presbiteromm  et  populorum. 

*)  Unten  § 19. 

•)  Unten  § 15. 

*)  £s  mag  auch  hervorgehoben  werden,  dass  in  einem  ofienbar  erst 
geraume  Zeit  nach  dem  Tode  des  Boniiätius  von  Bischof  Cineheard  von 
■Winchester  gerichteten  Briefe  bei  Jaffe  III  No.  110  S.  268  ff.  Lullus  zwar 
als  episcopus  bezeichnet  wird,  aber  trotz  Häufung  der  ausgesuchtesten  Ehren- 
prädikate seiner  Eigenschaft  als  päpstlichen  Vertreters  nicht  gedacht  wird. 

°)  Ueber  die  Verleihung  des  erzbischöflichen  Titels  und  des  Palliums 
an  Bonifaz  vgl.  oben  § 9 8.  84  Anm.  3 und  unten  § 10. 

•)  Wilchar  von  Vienne,  Cbrodegaug  von  Metz,  Tilpin  von  Reims  sowie 
Grimo  von  Rouen,  Abel  von  Reims  und  Eartbert  von  Sens.  Vgl.  unten 
§g  15  und  19. 
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Ausübung  des  Vikariates  Torbehielt;')  endlich  hätte  sich  Zacharias 
durch  Bewilligung  einer  Nachfolge  des  Lullus  im  Vikariate  bei 
Lebzeiten  des  Bonifaz  in  Widerspruch  gesetzt  mit  seiner  eigenen 
früheren  Entscheidung  vom  Jahre  743,  wonach  Bonifaz  erst  auf 
seinem  Sterbebette  die  Bestellung  eines  Nachfolgers  ira  Vikariate 
vornehmen  sollte,  der  sich  alsdann  nach  Rom  zu  begeben  hätte, 
damit  ihm  der  Papst  selber,  wie  zwei  Jahrzehnte  vorher  dem 
Bonifaz,  die  Weihe  ertheile.  *) 

Wir  sehen  also,  dass  Lullus  niemals  päpstlicher  Statthalter 
gewesen  ist. 

Ausser  ihm  und  dem  unten  zu  erwähnenden  Erzbischof 
Wilchar  kommt  in  der  von  uns  behandelten  Periode  zunächst  der 
Erzbischof  Vrulf  von  Lorch  in  Betracht,  dem  Papst  Eugen  IL 
(823  bis  827)  den  Vikariat  übertragen  haben  soll;  doch  ist  die 


')  Üben  S.  88  Anm.  5. 

•)  J affe  111  No.  43  S.  119  (vom  1.  April  743):  Te  autem  ut  tibi  suc- 
cetBOrem  conatituere  dixiati  et  te  vivente  in  tuo  loco  eligatur  episcopna,  boc 
Dulla  ratione  concedi  patimur;  quia  contra  omnem  aecoleaiaaticam  re^lam 
Tel  inetiluta  patrum  eaae  monstratur.  Sed  volumus:  ut  tibi  miniatret  et  ait 
in  euangelium  Christi  adiutor  ....  Nimia  enim  reprebenaibile  et  deteatabile 
esse  manifestum  est,  ut  te  vivente  tibi  alium  snbstitnamua.  Bonifaz  solle 
aber  ohne  Unterlass  Oott  bitten,  ihm  einen  brauchbaren  Nachfolger  zu  ge- 
währen (S.  120):  Sin  autem  et  eundem  divina  volnerit  clementia  post  tui 
diem  transitus  supei;;sse,  ai  eum  aptum  cog^noveria  et  in  tua  voluntate  fuerit 
definitum,  ea  hora,  qua  te  de  praeaenti  saeculo  migraturum  cognoveris, 
praesentibns  cunctis,  tibi  succesaorem  deaigna,  ut  huc  veniat  ordinandus. 
(^ood  nnllo  alio  concedi  patimur,  quod  tibi,  caritate  cogente,  largiri  cen- 
animus.  — Anscheinend  spricht  die  Stelle  von  einer  Nachfolge  im  Epis- 
kopate, doch  kann  Zacharias  daran  nicht  gedacht  haben,  da  Bonifaz  zu 
jener  Zeit  zwar  Titular(erz-)biachof  war,  aber  keine  Diözese  hatte.  £s  kann 
also  nur  an  die  Nachfolge  im  Vikariat  gedacht  sein  und  die  Worte:  te  vivente 
in  tuo  loco  eligatnr  episcopua  bedeuten  nicht : ein  Anderer  möge  bei  Deinen 
Lebzeiten  zum  Bischof  gewählt  werden,  sondern:  ein  anderer  Bischof  möge 
bei  Deinen  Lebzeiten  zum  päpstlichen  Statthalter  gewählt  werden.  Bischöf- 
licher Bang  war  Minimalvorauasetzung  für  die  StatthalterwUrde,  schon  weil 
die  Bischofswürde  zur  Ertheilnng  der  apoetolischen  Sukzession  nothwendig 
war.  Richtig  scheint  die  ep.  43  Pfahl  er  S.  282  aufznfasaen. 

*)  Unmittelbar  bezw.  bald  nach  der  Theilung  von  Verdnn  — nicht  aber 
bereits  i.  J.  836,  wie  B interim,  Denkwürdigkeiten,  I S.  158  annimmt  — 
findet  sich  ala  päpstlicher  Vikar  in  den  cunctis  provintiis  trans  Alpes  con- 
stitntis  (Uansi  XIV  S.  806)  Drogo  von  Hetz.  Vgl.  den  Brief  des  Papstes 
Sergius  II.  bei  Hanai  XIV  S.  806  ff.  und  dazu  Hinschius  I S.  595  f., 
Dümmler  I S.  252  ff.,  wo  auch  hervorgehoben  wird,  dass  die  Vikariata- 
würde  Drogos  praktische  Anerkennung  nicht  gefunden  hat. 
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Urkunde,  welche  hierüber  berichtet,  zweifellos  gefälscht.*)  Grund- 
lose Vermuthung  ist  es  sodann,  dass  der  Erzbischof  Arno  von 
Salzburg')  oder  der  Erzbischof  Chrodegang  von  Metz*) 
Vikar  gewesen  sei;  ebenso  ist  es  grundlose  Vermuthung,  einen 
päpstlichen  Statthalter  in  dem  Erzbischof  Hildebald  von 
Köln*)  zu  sehen.  Sonst  wird  päpstlicher  Vikare  im  Franken- 
reiche*) nirgends  Erwähnung  gethan.  *) 


■)  Hansi  XIV  S.  412  ff.:  Eugen  II.  theilt  einigen  Bieohöfen  mit,  dass 
er  dem  Vrolfus  sanctae  Lauriacensis  ecclesiae  arcbiepiscopns  die  apostolicam 
vicem  übertragen  habe.  Vgl.  Jaffe,  Reg.  No.  2öd6  S.  322,  Qfroerer, 
Gescbichte  der  ost-  und  westfränkiscben  Karolinger,  fid.  I,  Freiburg  i.  Br. 
1848,  S.  119  Anm.  1,  Dungel,  Die  Lorcber  Fälschungen  (im  Archiv  für 
österreichische  Qeschicbte,  Bd.  46,  2.  HälBe,  Wien  1871)  8.  241  No.  2, 
Dumm  1er,  Pilgrim  von  Passau  und  das  Erzbistbum  Lorch,  Leipzig  1854, 
S.  19 — 21.  Der  Text  ist  ebenda  S.  llö  ff.  und  im  Urkundenbuob  des 
Landes  ob  der  Enns,  Bd.  II,  Wien  1856,  S.  700  ff.  abgedruokt. 

')  Dalbam , concilia  Salisbnrgensia provincialia  et  dioeoesana,  Augustae 
apnd  Vindelicos  1788,  XJU  8.  17  f.  und  v.  Sartori,  Geistliches  und  welt- 
liches 8taatarecht  der  Deutschen,  katholisch  - geistlichen  Erz-,  Hoch-  und 
Kitterstifter,  Bd.  1 Th.  I,  Nürnberg  1788,  § 197  8.  268  nehmen  dies  an, 
doch  muss  man  Hinscbius  I 8.  610  Anm.  7 beipflichten,  dass  der  Brief 
des  Papstes  Agapetus  II.  bei  Mansi  XVIII  8.  407  und  im  Urknnden- 
buch  des  Landes  ob  der  Enns  8.  709  (cf.  Jaffe  No.  3644  8.460)  (Vacante 
ab  apostolico  vicario  Bavariorum  regno  Arno  primus  sanctae  8alzburgensis 
ecclesiae  subrogatur  arcbiepiscopus)  nichts  von  der  Verleihung  des  Vika- 
riates an  Amo  sage.  Vgl.  auch  die  Zweifel  Dümmlers,  Pilgrim  8.  24  fl', 
an  der  Echtheit  der  Bulle. 

*)  Bahn  (Bonifaz  und  Lul  S.  251  und  daselbst  Anm.  4 anf  8.  252)  und 
ebenso  Thijm  (der  Earel  8.  149  ff.,  Karl  S.  98  ff.  Chrodegang  für  einen 
fränkischen  Primas  hält)  stützen  sich  auf  Vita  Chrodeg.  c.  26  K.  G.  88.  X 
8.  568  und  Pauli  Warnefredi  lib.  de  episcopis  Mettensibus  M.  G.  88.  II 
8.  268,  aus  deren  Berichten  aber  weder  eine  Legaten-  noch  eine  Primaten- 
wfirde  des  Chrodegang  folgt.  Auch  Duchesne  p.  462  Anm.  63  neigt  sich 
der  Ansicht  zu,  dass : le  pape  siit  desire  avoir,  an  sein  de  l’äpiscopat  franc,  un 
nouveau  missus  sancti  Petri  et  qu’il  l’ait  dösigne  dans  la  personne  de 
Chrodegang. 

*)  Dies  behauptet  Binterim  I 8.  158,  doch  ist  seine  Behauptang  un- 
richtig und  durch  Quellenzeugnisse  weder  nachgewiesen  noch  nachweisbar, 
lieber  Hildebald  vgl.  Abel  II  8.  542,  Simson  II  8.  232  f. 

‘)  Auf  England  beziehen  sich  Alcuins  Briefe  bei  Jaffö  VI  No.  84 
8 . 364  und  No.  248  8.  794. 

*)  Der  Poeta  8azo  lib.  III  v.  201  ff.  erzählt  in  dem  Bericht  über  die 
Frankfurter  Beichsversammlung  (Jaffe  IV  8.  580): 

Nec  non  affuerat  8tephanns  cum  Tbeophilacto ; 

Nam  fuit  antistes  sedis  legatus  uterque 
Romane,  quos  papa  sacer  mittens  Adrianus 
Rite  suam  servare  vicem  mandaverat  illio. 
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AndererseiU  ergiebt  die  nahe  inhaltliche  Verwandtschaft  des 
Vikariates  und  Primates  und  das  Beispiel  des  Bonifatius,  welcher 
beide  Aemter  in  seiner  Person  verband,  die  Möglichkeit,  dass 
ein  für  die  Zeit  vom  Tode  des  Bnnifaz  bis  zur  Theilung  von 
Verdun  (die  für  unsere  Untersuchung  in  Betracht  kommende 
Periode’))*)  etwa  nachweisbarer  fränkischer  Primas  zugleich 
päpstlicher  Vikar  gewesen  ist.  Wir  müssen  also  auch  diejenigen 
Männer  ins  Auge  fassen,  welche  Primatialrang  gehabt  haben.*) 

Wenn  Hinschius*)  meint,  der  Brief  des  Papstes  Hadrian 
an  Tilpin  von  Reims*)  spreche  von  einem  Primate  des  Erzbis- 
thums  Reims,  so  ist  das  mit  Entschiedenheit  in  Abrede  zu  stellen, 
da  der  ganze  Zusammenhang,  in  welchem  das  Wort  ,primatem‘ 
zweimal  gebraucht  wird,*)  klarlegt,  dass  der  Primatus  sich  nur 

Diese  Wendung  scheint  — auf  den  ersten  Blick  wenigstens  — von  einem 
Vikariate  zu  sprechen,  doch  handelt  es  sich  nur  um  eine  Vertretung  des 
Papstes  in  dem  konkreten  Kinzelfalle  der  Verhandlungen  über  den  Adop- 
tianismus,  nicht  um  Oeneralstellvertretung.  Vgl.  auch  Abel  II  S.  64  und 
unten  g 18. 

')  Vgl.  oben  § 1 8.  2 f. 

*)  In  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  begegnen  Primaten  (jedoch 
ohne  grosse  Bedeutung  erlangt  zu  haben)  zu  Uetz,  Sens.  Bourges  und  Trier 
(Hinschius  I 8.  Ö96,  697,  609),  im  10.  Jahrhundert  zu  Mainz,  im  11.  Jahr- 
hundert zu  Lyon  (Hinschius  I S.  697,  699). 

')  Wegen  des  Chrodegang  von  Metz  vgi.  gegen  Thijm  das  oben  S.  93 
Anm.  3 Bemerkte.  Worauf  Wasserschlcbe n in  Herzogs  lleal-Ency- 
clopädie  für  protestantische  Theologie  und  Kirche  Bd.  XII,  Leipzig  1883, 
s.  V.  „Pseudoisidor“  auf  ,S.  37ö  seine  Behauptung  stützt;  „schon  Rikulf  von 
Mainz  hatte  sich  vergebens  bemüht,  die  Primatialwurde  wiederzugewinnen“, 
ist  nicht  ersichtlich. 

*)  Hinschius  I 8.602;  gegen  ihn  vgi.  auch  Bauckll  8. 189  Anm.  4. 

*)  Heber  die  Echtheit  des  Briefes  vgl.  gegen  Hinschius  a.  a.  O. 
unten  g 15. 

•)  Der  Brief  ist  bei  Flodoard,  Historia  Remensis  ecclesiae  lib.  II  e.  17 
(M.  G.  88.  XIII  8.  463  f.)  erhalten.  Es  heisst  in  demselben  u.  A. : Conßr- 
mamus  at(|ue  solidamus,  Kemensem  ecclesiam,  sicut  et  antiquitus  fuit,  metro- 
pol im  permansuram  et  primam  suae  dioceseos  sedem  esse;  et  te  qui  in 
eadem  sede  cooperante  Deo  ordinatus  es,  primatem  ipsius  diocesis 
esse  cum  omnibus  civitatibus,  quae  ab  antiquo  tempore  Kemensi  metropol i 
ecclesiae  subieitac  fuerunt,  atque  etium  perpetuis  temporibus  tibi  et  succes- 
soribus  tuis  sit  confirmatum.  Et  hoc  intordicentes,  ut  nullus  audeat  iuxta 
sanctorum  canonum  traditionem  e.\  alio  episcopatu  ibidem  translatare  aut 
constituere  episcopum  post  tuaro  de  hoc  seculo  evocationem;  neque  aliquis 
tuas  parrochias  aut  ecclesias  vel  civitates  suhtraherc  neque  diocesim  Kemensem 
ullo  umquam  tempore  dividerc.  Et  te  aut  futuris  temporibus  Kemensem 
episcopum  et  primatem  illius  diocesis  non  presumat  neque  valeat  um- 
quam aliquis  de  episcopatu  deicere  ...  Et  in  synodis  compro vincialibus 
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auf  den  ersten  Rang  innerhalb  der  Erzdiözese,  nicht  in 
einem  weiteren  Gebiete  und  mit  dem  Sinne  einer  Obermetro- 
politangewalt deuten  lässt. 

Dagegen  scheint  in  der  Zeit  um  780  ein  Primas  — und  somit 
yielleicht  Vikar  — Wilchar  gelebt  zu  haben.  Es  ist  nämlich  in 
zwei  Briefen  des  Papstes  Hadriau  aus  der  Zeit  zwischen  774 
und  791  *)  von  einem  Wilcharius  archiepiscopus  (provinciae) 
Galliarum  ohne  Angabe  seines  Sitzes  die  Rede.  *)  Beide  Briefe 
sind  an  spanische  Geistliche  gerichtet;  darnach  möchte  man  zu- 
nächst annehmen,  die  Ausdrucksweise  Hadrians  soll  nur  den 
Gegensatz  der  Nationalitäten  hervorheben,  indem  der  Papst  den 
Wilchar  als  einen  gallischen  Geistlichen  bezeichnen  will.  In- 
dessen ist  es  wahrscheinlicher,  dass  mit  dem  obigen  Ausdrucke 
der  gallische  Erzbischof  y.aT  d.  h.  der  gallische  Primas 

bezeichnet  werden  sollte.  Für  eine  solche  Machtstellung  des 
Wilchar  — für  gallischen  Primat,  möglichenfalls  auch  päpstlichen 
Vikariat  — sprechen  auch  die  Befugnisse,  welche  Hadrian  aus- 
weislich der  erwähnten  Briefe  dem  Wilchar  ertheilt  hatte:  einen 


convocandii  et  faciendis  et  in  ordinationibus  ac  diiudicationibus  Remensis 
eoolesia  et  archiepiscopus  ....  habeat  auctoritatem. 

')  Vgl.  SU  ep.  79  gegen  Jaffe  IV  8.  244  Anm.  2 meine  AusfShmng 
in  der  Beilage  I. 

*)  Vgl.  hierzu  Jaff£  IV  8.  294  Anm.  2,  294  Anm.  2 und  die  Einleitung 
zum  Cod.  Carol.  ibid.  8.  I. 

•)  JaffilV  No.  78  8.  235  an  Bischof  Egila ; Frater  nostor  Wilcharius 
archiepiscopus  provinciae  Oalliarum  — cui  et  licentiam  dedimus  de 
vestris  ordinationibus,  atque  auctoritatem:  dirigere  vos  pro  orthodoxae  fidei 
sanctaeque  catholice  ecclesiae  predicatione  in  partibus  Spaniensis  provinciae  — 
pro  vobis  nobis  insinuante,  magnisque  gaudiis  thriumpbamus.  — Ibid.  No.  99 
8.  293  f.;  Dudum  vero,  quod  Wilcharius  archiepiscopus  Qalliarnm 
suggessit  nobis  pro  quodam  Egila,  ut  eum  episcopum  consecraret,  valde  nimisque 
eum  in  fide  catholica  et  in  moribus  atque  actibus  laudans,  ut  consecratus  vestris 
partibus  emitteretur  predicandnm.  Nos  vero  jiredicti  Wilcharii  archiepiscopi 
petitione  credentes,  consnete  illi  licentiam  tribuimus:  ut,  canonice  eum 
ezaminante,  quatenus,  si  post  discussionem  et  veram  examinationem  rectum 
et  oatholicum  eum  invenisset,  episcopum  ordinaret.  — Die  ep.  78  enthält 
bezüglich  des  Wilchar  noch  folgende  Bemerkungen  auf  8.  236:  Ad  quam 
fortitndium  sanctarum  mentium  roborandam  dilectioncm  vestram  (den  Egila) 
iam  fatns  sanctissimua  archiepiscopus  — nos  illi  licentiam  cedentes  — pro 
apostolicae  fidei  amore  direxit.  Ibid.  8.  242:  Et  sicut  per  nos  seu  almoque 
archiepiscopo  in  predicatione  orthodoxae  fidei  directo  sanctae  Romane 
ecclesiae,  ob  amorem  beati  Petri  principis  apostolomm  concordes  predicate. 
— Jaffd  8.  236  Anm.  1,  8.  242  Anm.  1,  8.  293  Anm.  ö und  Abel  I 8. 101 
Anm.  denken  hier  an  den  Bischof  von  Nomentnm. 
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Priester  namens  Johannes  und  einen  Bischof  namens  Egila  nach 
Spanien  behufs  Ausbreitung  der  reinen  Lehre  zu  senden  und 
zwar  den  Egila  nach  Vornahme  der  Ordination. 

Wer  war  nun  dieser  Wilchar?  Wir  begegnen  in  den  Quellen 
vier  Erzbischöfen  dieses  Namens:  erstens  dem  Erzbishof  von 
Vienne , der  indessen  bereits  vor  752  ’)  sein  Erzbisthum  nieder- 
gelegt hat,  um  sich  fortab  nur  der  Leitung  des  Klosters  St.  Maurice 
zu  widmen,*)  der  auch  bereits  unter  Gregor  III.  (731 — 741)  be- 
gegnet,*) dennoch  aber  vielleicht  noch  i.  J.  759  gelebt  hat*)  und, 
wie  es  scheint,  den  Ehrentitel  episcopus  bezw.  archicpiscopus 
behielt;*)  zweitens  dem  Erzbischof  von  Sitten,  welcher  wohl  mit 
dem  vorgenannten  Wilchar  von  Vienne  identisch  ist;*)  drittens 
dem  Erzbischof  von  Sens,  der  im  Jahre  7(39  an  einem  Lateran- 
konzile theilnahm  und  im  Protokolle  dieses  Konzile  gleich  nach 
dem  als  erster  Beisitzer  aufgezählten  Stellvertreter  des  Erzbischofs 
von  Ravenna  und  noch  vor  dem  Erzbischof  von  Ostia  genannt 
wird;’)  viertens  einem  Erzbischof  von  Nomentum  (Mentana  un- 
weit Rom),  welcher  in  den  Jahren  755  und  757  als  Gesandter 


•)  Vgl.  Oelsner  8.  9. 

*)  Oelsner  S.  367  No.  13. 

■)  Vgl.  unten  §§  15  und  19. 

*)  Abel  I 8.  100  Anm.  3 auf  8.  101. 

>)  Vgl.  Oelsner  8.  367,  Abel  I 8. 101  Anm.  Dieser  Umstand  könnte 
dasu  veranlassen,  den  Ausdruck  der  ep.  99  8.  293  ,arohiepiscopus  Galliarum' 
auf  Wilchar  von  Vienne  zu  beziehen;  der  Ausdruck  der  ep.  78  8.  235  ,archi- 
episoopus  provinciae  Galliarum'  dagegen  lässt  sich  m.  K.  nicht  hierauf 
an  wenden. 

“)  Vgl.  Abel  I 8.100  Anm.  3,  8.  36;  ebenso  Boehmer-Uühlbacher 
8.  59  No.  139a,  Richter,  Annalen  II  8.  40  Anm.  1.  — Die  Ann.  Einb. 
M.  O.  88.  I 8.  149  berichten  z.  J.  771:  Rex  (Karl  der  Grosse;  vgl.  oben  § 3 
8.  31  Anm.  2)  ad  capiendum  ex  inU-gro  reg^num  animum  intendens,  Oarbonaoum 
villam  venit.  Ibi  Wilbarium  episcopum  Sedunensem  et  Folradum  presbiterum 
et  alios  plures  sacerdotes,  comites  etiam  atque  primates  fratris  sui,  inter 
quos  vel  praecipui  fuere  Warinus  et  Adalhardus.  ad  se  venientes  suscepit. 
Die  hierauf  erfolgte  8albung  Karls  für  den  Reichstbeil  des  verstorbenen 
Karlmann  ergiebt  der  Vergleich  mit  Fragm.  Basil.  z.  J.  771  (oben  § 3 
8.  31  Anm.  2). 

’)  Hansi  XII  8.  714,  vgl.  Abel  I 8.  64,  Oelsner  8.  365  Anm.  4. 
Eine  Handschrift  des  Liber  Fontificalis  zahlt  die  Theilnehmer  des  Lateran- 
konzils auf  und  spricht  an  der  8pitze  von  dem  Vulcario  arcbiepiscopo  pro- 
vintiae  Galliarum,  civitate  8enense;  doch  ist  es  wahrscheinlich,  dass  der 
Verfasser  dieser  Handschrift  seinerseits  erst  die  Konzilsukten  benutzt  hat 
(vgL  D uebesne  p.  473  [Vita  8tepbani  III  c.  17]  und  p.  482  Anm.  82),  so 
dass  seine  Aufzahlung  keinen  grossen  Werth  beanspruchen  kann. 
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Stephans  II.  am  Hofe  Pippins*)  war.  — Daneben  treffen  wir, 
ohne  seinen  Sitz  zu  erfahren,  i.  J.  777  einen  Hrzbischof  Wilchar 
als  Schiedsrichter  in  einem  Streite  des  Abtes  Fulrad  von  St.  Denys 
und  des  Bischofs  Angilramn  von  Metz  Uber  das  Kloster  Salonne 
an.*)  Sodann  wird  ein  Erzbischof  Wilchar  noch  wiederholt  in 
den  päpstlichen  Briefen  an  die  Frankenkönige  erwähnt,  wobei 
derselbe  vom  Papste  stets  als  frater  et  coepiscopus  noster  be- 
zeichnet wird.  Derselbe  ist  zwischen  761  und  766  von  Pippin*) 
bezw.  zwischen  775  und  780  von  Karl  dem  Grossen  *)  mehrfach 
nach  Rom  als  Gesandter  geschickt  worden  und  wird  einmal 
(zwischen  758  und  763)  von  Papst  Paul  I.  dazu  ausersehen,  „an 
seiner  Statt“  den  italienischen  Geistlichen  Marinus  zum  Bischof 
für  einen  von  Pippin  auezu wählenden  Sitz  zu  ordinieren.*) 


')  Jaffi  IV  No  7 S.  42  (Stephan  II.  ichreibt  an  Pippin  L J.  75ö: 
Tantopere  direximns  ad  vos  'Wilbarinm  reverentissimum  et  aanctiuimum 
fratrem  et  coepiscopum  nostrum  et  fidelem)  und  No.  11  S.  66  (derselbe  an 
denselben  i.  J.  757:  Obsecramus  bonitatem  tuam,  ut  nimis  celeriter  ad  nos 
coniungendum  absolvere  praecipias  reverentissimum  fratrem  et  coepiscopum 
nostrum  Wilbarium).  Vgl.  dazu  Jaffes  Noten  S 44  Anm.  2 and  S.  66 
Anm.  3,  ferner  Oelsner  S.  258  f.,  287,  Abel  I S.  368  Anm.  6 auf  8.  367. 

’)  Sickel,  Urkundenregesten  (Urkunden  der  Karolinger  Th.  II,  Wien 
1867),  K.  63  8.  34,  Boehmer-Hühlbacher  No.  208  8.  79,  der  ebenso  wie 
Abel  I 8.  274  an  Wilchar  von  Sens  denkt. 

’)  Jaff£  IV  No.  22  8.  95  (Faul  I.  schreibt  an  Pippin:  Properantibns 
ad  nos  Wilcbario,  scilicet  revereotissimo  fratre  et  coepiscopo  nostro,  atqne 
Dodone  et  Wichado  fidelissimis  vestris  missis).  — Ibid.  No.  30  8.  112  (der- 
selbe an  denselben:  lam  absolutis  vestris  missis,  qui  nuper  ad  nos  ooniunzemnt, 
Wilcbario  videlioet  sanctissimo  fratre  et  coepiscopo  nostro  seu  Felioe  reU- 
gioso  et  Ratberto  viro  inlustri).  — Vgl.  auch  Jaffas  Bemerkungen  S.  95 
Anm.  1 und  8.  112  Anm.  1,  Abel  I 8.  368  Anm.  6 auf  8.  367  und  Oelsner 
8.  353  f,  welche  hier  an  den  Bischof  von  Nomentum  denken. 

')  Jaffe  IV  No.  53  8.  176  (Hadrian  schreibt  an  Karl:  Kemeantes  ad 
vos  missi  vesiri  scilicet  Wilebarius  sanctissimus  frater  noster  archiepiscopos 
seu  Dodo  religiosus  abbas).  — Ibid.  No.  67  8.  211  (derselbe  an  denselben: 
sanctissimus  frater  ncster  Wilebarius  arcbiepiscopus  nunc  minime  fatigetur 
venire).  — Jaffe  8.  176  Anm.  l'^nd  8.  211  Anm.  6,  Abel  I 8.  101  Anm.  1, 
8.235  Aum.  7,  8.  367  Anm.  6,  Oelsner  8.  365  Anra.  4 (der  aber  unrichtig 
8ickel  K.  63  citiert)  denken  hier  an  den  Bischof  von  Sens. 

•)  Jaff5  IV  No.  25  S.  102:  Paul  I.  schreibt  an  Pippin:  Deprecamnr . . . 
ut  iubeas  sanctissimo  fratri  nostro  Wilcbario  episcopo  praecipere,  quatenua 
ipse  eundem  Uarinum presbiterum  nostra  vice  episcopum  consecrare debeat. 
Et  in  una  civitatum  vestrarum,  illis  in  partibas  constituta  in  qua  praeviderit 
vestra  sapientissima  eximietas,  eum  ordinäre  disponite.  Jaffe  a.  a.  O.  Anm.  4 
denkt  an  den  Bischof  von  Nomentum,  ebenso  Abel  I 8.  367  Anm.  6 auf 
8.  368.  — Zn  dem  Ausdrucke:  nostra  vice  episcopum  consecrare  vgl.  die 
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Ich  halte  es  nun  für  wahrscheinlich,  dass  dieser  Wilchar 
sowohl  mit  dem  Bischof  von  Mentana  als  mit  dem  Bischof  von 
Bens  und  ferner  mit  dem  oben  erwähnten  ,archiepiscopus  Galliarum* 
und  mit  dem  Vermittler  in  dem  Streite  um  das  Kloster  von  Salonne 
identisch  ist,  indem  er  ursprünglich  — bis  zum  Jahre  757  — 
Bischof  von  Mentana  gewesen  und  dann  — zwischen  757  und 
761  — auf  päpstlichen  Wunsch  in  den  fränkischen  Landesepiskopat 
aufgenommen  und  in  Sens  eingesetzt  wurde.  Dafür  spricht  wohl, 
dass  er  im  Jahre  755  und  757  vom  Papste  (Stephan  II.)  noch 
als  ,frater  et  coepiscopus  noster  et  fidelis',*)  also  als  Unterthan 
des  Papstes  und  Erzbischof  im  päpstlichen  Gebiete  und  als 
päpstlicher  Gesandter,’)  von  761  ab  jedoch  nur  als  ,frater  et 
coepiscopus*’)  ohne  den  Zusatz  ,et  fidelis*  und  als  fränkischer 
Gesandter’)  bezeichnet  wird. 

Dann  würden  sich  für  die  Möglichkeit  eines  Primates  und 
gleichzeitigen  Vikariates  dieses  Erzbischofs  Wilchar  von  Mentana- 
Sens*)  neben  dem  Ausdrucke  ,arcliiepi8Copus  Galliarum*  folgende 
Wahrscheinlichkeitsgründe  ergeben:*)  Einmal  musste  sich  bei  Ein- 
richtung eines  päpstlichen  Vik  ariates  die  Wahl  zweckmässiger 
Weise  gerade  auf  denjenigen  Mann  lenken,  der  früher  in  Italien 
eine  hochangeseliene  kirchenregimentliche  Stellung  bekleidet  und 
sich,  zumal  bei  der  Lage  seines  Erzbisthums  in  unmittelbarster 
Nähe  Roms , mit  den  päpstlichen  Ideen  aufs  beste  vertraut  ge- 
macht hatte.  Sodann  musste  derselbe  Erzbischof  in  seiner  Eigen- 
schaft als  päpstlicher  Vikar  die  geeignetste  Person  sein,  um 
den  ehemals  italienischen  Presbyter  Marinus ’)  für  ein  fränkisches 


eranz  ähnliche  Wendung  in  der  unten  § II  S.  103  Anm.  4 citierten  An- 
weisung des  Papstes  Uregor  III.  für  Bonifaz. 

')  Jaffä  IV  No.  7 S.  42  oben  S 97  Anm.  I.  Vgl.  unten  Anm.  7. 

’)  Jaffi  IV  No.  II  S.  6ti  oben  S.  97  Anm.  1. 

’)  So  allerdings  auch  schon  in  der  No.  11  S.  66  (oben  S.  97  Anm.  1). 

•)  Jaffe  IV  No.  ‘22  S.  95,  No.  30  S.  112,  No.  53  S.  176,  No.  77  S.  211, 
oben  S.  97  Anm.  3 und  4. 

’)  £nde  des  9.  Jahrhunderts  begegnet  Sens  als  Vikariat  in  dem  bei 
Uansi  XVII  S.  226  f.  abgedruckten  Briefe  des  Papstes  Johann  VII.  (H72 
bis  882)  an  die  Bischöfe  Galliens  und  Oermaniens.  Vgl.  Hinschius  I 
S.  697,  Jaffe  Reg.  No.  3032  S.  387. 

•)  Die  Identität  des  Wilchar  von  Sens,  des  Wilchar  von  Nomentum 
und  des  archiepiscopus  Galliarum  nimmt  auch  Duchesne  p.  482  No.  29  an. 

’)  Ueber  Marinus  vgl.  unten  § II  S.  104  Anm.  1.  Auch  er  wird,  bevor 
er  in  die  fränkische  Landesgeistlichkeit  anfgenommen  worden  war,  in  dem 
Briefe  des  Papstes  Paul  I.  No  24  S.  101  als  dilectissimus  et  fidelissimus 
nobis  und  ibid.  No.  25  S.  102  als  presbiter  noster,  nach  seiner  Aufnahme  in 
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Bisthum  und  um  den  Franken  Egila  für  ein  spanisches  Bisthum 
zu  ordinieren,’)  also  für  ein  Bisthuin,  das  nicht  innerhalb  eines 
fränkischen  Metropolitaubezirkes,  mithin  ausserhalb  der  Ordi- 
nationssphäre eines  fränkischen  Erzbischofs  lag.  Als  fränkischer 
Primas  wiederum  musste  Wilchar  die  geeignetste  Person  sein 
zur  Theilnahmc  an  dem  Laterankonzile  und  zum  Schiedsrichter- 
amte zwischen  Fulrad  von  St.  Denys,  dem  damaligen  Erzkaplan,*) 
und  Angilramn  von  Metz,  einem  gleichfalls  hochangesehenen  Geist- 
lichen;*) nicht  minder  geeignet  konnte  er  erscheinen,  um  auch 
bei  der  Salbung  Karls  im  Reiche  seines  771  verstorbenen  Bruders 
Karlmann*)  eine  ebenso  hervorragende  Rolle  zu  spielen,  wie 
Bonifatius  im  Jahre  751  bei  der  Salbung  Pippins.*) 

Für  die  Einrichtung  eines  fränkischen  Primates  und  päpst- 
lichen Vikariates  zu  Sens  in  den  Jahren  757  bis  761  sprechen 
ferner  Zeit  und  Ort:  die  Zeit,  weil  der  bisherige  Primas  und 


die  fränkische  Landesgeistlichkeit  jedoch  nur  (in  ep.  29  8.  110  von  Panlns) 
als  presbiter  und  (in  ep.  46  S.  154  von  Constantin)  als  filius  noster  bezeichnet 
Die  Briefe  No.  24  und  2ö  fallen  in  die  Jahre  7ö8 — 763,  der  Brief  No.  29  ins 
Frühjahr  764,  der  Brief  No.  45  ins  Jahr  767,  die  Uebernahme  des  Marinos 
fällt  also  ungefähr  in  die  gleiche  Zeit  wie  die  des  Wilchar  selbst. 

')  Dieser  Umstand  macht  es  wohl  unmöglieh,  an  Wilchar  von  Vienne 
zu  denken,  da  sich  nicht  annehmen  lässt,  das  er  als  blosser  Titolarerzbischof 
(oben  8.  96  Anm.  5)  das  Ordinationsrecht  behalten  habe. 

»)  Vgl.  Abel  I 8.  468. 

»)  Vgl.  Abel  II  8.  540  und  oben  g 7 8.  70. 

*)  Ueber  diese  Salbung  vgl.  oben  g 3 8.  31  Anm.  2.  Weder  das  dort 
citierte  Fragm.  Basil.  noch  die  An  n.  Lauriss.  U.  O.  88. 1 8. 148  (Domnns 
rex  Carolus  venit  ad  Corbonacom  villam,  ibique  venientes  Wilcharius  archi- 
episcopus  et  Folradus  capellanus  com  aliis  episcopis  et  sacerdotibns,  Warinus 
et  Adalhardus  comites  cum  aliis  primatibus  qoi  fuerunt  Carlomanni)  noch 
endlich  die  An  n.  Mette  na.  H.  O.  88.  Xlll  8. 27  f.  (die  statt  des  Erzbischofs 
Wilchar  und  des  Kapellans  Fulrad  irrig  von  Folcariua  et  Folradna  capellani 
sprechen),  nennen  den  8itz  Wilchara.  Die  Ann.  Einh.  (oben  8.  96  Anm.  6) 
bezeichnen  den  Wilchar  zwar  als  Bischof  von  Bitten  (episcopus  Bedunensis), 
doch  ist  ein  Irrthom  der  Ann.  Einh.  sehr  wohl  möglich,  da  sowohl  Ver- 
wechselungen der  mehreren  gleichnamigen  Bischöfe  Wilchar  (vgl.  Abel  I 
8. 100  Anm.  3)  als  Verwechselungen  des  episcopus  Bedunensis  und  Benonensia 
(vgl.  Oelsner  8.394  Anm.  4)  nichts  Seltenes  sind.  — Uebrigens  lag  Sens 
wohl  noch  in  Burgund,  das  jedenfalls  zu  Karlmanns  Reichstheil  gehörte 
(Abel  I 8.  24),  vielleicht  aber  in  Ncustrien,  über  dessen  Vertheilnng  unter 
die  Brüder  Karl  und  Karlmann  sich  nichts  Sicheres  ermitteln  lässt  (Abel 
I 8.  28). 

')  Ueber  die  Betheiligung  des  Bonifaz,  der  ja  auch  sowohl  Primas  wie 
Vikar  gewesen  ist,  an  der  Salbung  Pippins  v.  J.  761  vgl.  oben  g 3 8.  80 
Anm.  3. 

7* 
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Vikar,  Bonifatius,  kurz  vorher,  im  Jahre  754  oder  755,  geatorben 
war,')  der  Ort,  weil  Sens  im  Herzen  des  Reiches  lag. 

Während  die  Ausdrücke  , archiepiecopus  Galliarum'  und 
,archiepiscopus  provinciae  Galliarum'  als  direkte  Quellenbeweise 
für  den  Primat  des  Wilchar  gelten  können,  sind  direkte  Quellen- 
beweise für  seinen  Vikariat  die  Wendungen:  nostra  vice 
episcopum  consecrare ')  und  almo  archiepiscopo  in  praedi- 
catione  orthodoxae  fidei  directo  sanctae  Romanae  ecclesiae*) 
sowie  die  Bemerkung,  dass  Hadrian  dem  Wilchar  die  Ermäch- 
tigung zur  Ordination  des  Egila  ,consuete‘  ertheilt  habe,*)  was 
wiederholte  üebertragung  der  Ordinationsbefugnis  auf  Wilchar 
crgiebt.*)  Uehrigens  finden  wir  von  denjenigen  Funktionen,  welche 
wir  im  nächsten  Paragraphen  für  Bonifaz  als  Aufgaben  seiner 
Statthalterschaft  kennen  lernen  werden,  nämlich  Missionsthätig- 
keit,  Ordination  von  Bischöfen  und  Konzilsberufung,  wenigstens 
die  beiden  ersten  auch  für  Wilchar  bezeugt. 

Wilchar  ist  nach  dem  Jahre  774  und  vor  dem  Jahre  780 
gestorben.  Es  lässt  sich  dies  folgendcrmasscn  beweisen : Dass 
Wilchar  nicht  vor  774  gestorben  sein  kann,*)  ergiebt  das  erste 
der  mehrerwähnten  beiden  Schreiben  Hadrians  und  dessen  Da- 


')  Auch  lässt  sich  geltend  machen , dass  der  abermalige  Verfall  der 
unter  Itonifaz  wicderhergestellten  Metropolitanverfassung  (vgl.  unten  § 14 
und  das  Protokoll  des  Conc.  Vernense  unten  § 15)  die  Einrichtung  eines 
Primates  angebracht  erscheinen  Hess  Vgl.  Ouchesne  p.46l  No.63,  4S2  Mo.29. 

’)  In  No.  26  S.  102,  oben  S.  97  Anm.  5. 

•)  In  No.  78  S.  242,  oben  S.  9.t  Anm.  3. 

*)  In  No.  99  S.  294,  oben  S.  95  Anm.  3. 

‘)  Wenn  im  Vergleich  zu  diesen  wenigen  Quellenargumenten  das  Be- 

weismaterial  für  den  Vikariat  des  Bonifaz,  der  ungefähr  die  gleiche, 
20 — 25 jährige  Zeit  gedauert  hat,  weitaus  reichlicher  &iesst,  so  folgt  daraus 
nichts  gegen  die  Statthalterschaft  des  Wilchar.  Denn  das  Beweismaterial 
für  den  Vikariat  des  Bonifaz  ist  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Protokolls  zum 
Concilium  Uermanicum  und  des  Privilegs  für  Fulda  aus  der  Korrespondenz 
zwischen  Bonifaz  und  den  Päpsten  bezw.  den  Angelsachsen  und  aus  den 
Biographien  des  Bonifaz  zu  schöpfen.  Dass  diese  Korrespondenz  uns  er- 
halten blieb,  verdanken  wir  aber  nur  glücklichem  Zufall,  der  dem  Andenken 
des  Wilchar  nicht  hold  war;  dass  aber  Wilchar  vielleicht  nie  einen  Biographen 
gefunden  hat,  erklärt  sich  aus  seiner  geringeren  geschichtlichen  Bedeutung, 
da  ihm  nur  die  Aufgabe  zufiel,  die  von  Bonifaz  begonnene  Arbeit  fortzu- 
setzen, und  beweist  nicht,  dass  das  Papstthum  nach  dem  Tode  des  Bonifaz 
die  Einrichtung  einer  ständigen  Statthalterschaft  für  das  Frankenreich  auf- 
gegeben  hat. 

*)  Gams,  Serics  cpiscoporum  ecclesiae  catholicae  (Ratisbonae  1873) 
S.  629  setzt  seinen  Tod  ums  Jahr  778. 
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tierung  zwischen  774  und  785;')  dass  Wilchar  nicht  über  780 
hinaus  gelebt  haben  kann,')  lehrt  ein  Vergleich  der  Bestätigungs- 
urkunde Hadrians  für  Tilpin  von  Reims")  mit  den  Bestätigungs- 
Urkunden  für  Burchard  von  Würzburg  und  Witta  von  Büraburg. 
Alle  drei  Urkunden  enthalten  nämlich  in  wörtlicher  üeberein- 
stimmung")  den  Vermerk,  es  solle  — gemäss  der  Tradition  der 
heiligen  Kanones  — Niemand  wagen,  nach  des  Adressaten  Tode 
in  dessen  Bisthum  einen  Andern  zu  verpflanzen  oder  einzusetzen. 
Die  Urkunden  für  Burchard  und  Witta  enthalten  nun  den  Zusatz: 
höchstens  der  (dürfe  es  wagen),  welcher  in  jenen  Landen  die 
Stellvertretung  des  apostolischen  Sitzes  ausübe ; der  Urkunde  für 
Tilpin,  welche  spätestens  ine  Jahr  780  gehört,")  fehlt  ein  der- 
artiger Hinweis  auf  den  Statthalter,  es  gab  also  zu  jener  Zeit 
offenbar  keinen  päpstlichen  Vikar.*) 

')  I.  oben  S.  95  Anm.  2 ; da  die  ep.  78  offenbar  sehr  bald  nach  Egilas 
Ordination  geschrieben  ist  und  da  ep.  79,  welche  zwischen  779  und  785  ab- 
gefasst ist  (vgl.  oben  S.  95  Anm.  2),  noch  von  nahen  Beziehungen  Egilas  zu 
König  Karl  spricht,  so  möchte  ich  die  Ordination  Kgilas  ins  Jahr  778  oder 
779  setzen  und  also  auch  den  Tod  des  AV  ilchar  nicht  vor  778  oder  779  datieren. 

*)  Das  ergiebt  dann  für  ep.  79  als  äusserste  Orenze  das  Jahr  780,  nicht 
785,  wie  Jaffö  meint. 

*)  lieber  diese  vgl.  oben  S.  75  Anm.  1 und  unten  8.  107  Anm.  1. 

*)  Brief  Hadrians  an  Tilpin  bei  Flodoard,  bist.  Kern.  eccl.  M.  (i.  SS. 
Kill  S.  463:  £t  hoc  interdicentes.  ut  nnllus  audeat  iuxta  sanctorum  canonum 
traditionem  ex  alio  episcopatu  ibidem  translatare  aut  constituere  episcopum 
post  tuam  de  hoc  seculo  evocationem.  — Brief  des  Zacharias  an  Witta  und 
Burchard  (die  Abweichungen  des  letzteren  Briefes  vom  ersteren  sind  in 
Klammern  beigefügt)  bei  Jaff6  111  No.  44  8.  123  f.  und  No.  45  S.  125:  £t 
hoc  interdicentes,  ut  nullus  audeat  — iuxta  sanctorum  canonum  traditionem 
(traditione)  — ex  alio  episcopatu  ibidem  translatari  aut  ordinäre  episcopum 
post  vestram  de  hoc  seculo  evocationem,  nisi  is,  qui  apostolicae  (apostulice) 
nostrae  sedis  in  illis  partibus  praesentaverit  vicem.  — lieber  die  auffallende 
Aehnlichkeit  der  drei  Urkunden  vgl.  auch  unten  11  S.  106  f.;  daselbst 
S.  105  Anm.  7 auf  S.  106  auch  darüber,  dass  in  den  Uikunden  für  Witta 
und  Burchard  ebenso  wie  in  derjenigen  für  Hadrian  statt  , translatari' 
,translatare‘  gelesen  werden  muss. 

*)  Dass  der  Brief  in  die  Jahre  779  oder  780  zu  verweisen  ist,  nicht 
(mit  Jaffö,  Reg.  No.  2411  S.  293,  Boehmer-W  ill.  Reg.  No.  40  S.  39)  ins 
oder  ums  Jahr  776,  dürfte  zweifellos  sein.  Vgl.  Abel  I S.  207  Anm.  1, 
Hahn,  Bonifaz  und  Lull,  S.  276  Anm.  1,  Goepfert  in  der  unten  S.  109 
Anm.  1 citierten  Schrift  S.  30  Anm  2,  Hauck  II  S.  189  Anm.  4.  Ueber 
die  Echtheit  s.  unten  § 15. 

*)  Die  Erwähnung  des  Wilchar  in  ep.  99  S.  293  (oben  S.  95  Anm.  3), 
welche  in  die  Zeit  zwischen  78ö  und  791  gehört  (oben  S.  95  Anm.  2),  wider- 
spricht nicht,  da  das  Wort  Dudum  die  Weihe  Egilas  durch  Wilchar  als 
etwas  bereits  vor  geraumer  Zeit  Geschehenes  kennzeichnet. 
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Hadrian  hat  also  nicht  einmal  die  Möglichkeit  einer  Erneuerung 
der  Statthalterschaft  ins  Auge  gefasst. ')  Vielleicht  lässt  sich 
dieser  Umstand  darauf  zurückfuhren,  dass  die  Urkunde  für  Tilpin 
aus  der  im  § 5 betonten  kritischen  Zeit  stammt,  in  welcher  der 
römische  Bischof  dem  Reichsepiskopate  einverleibt  wurde  und 
dadurch  die  Aussicht  verlor,  besondere  Vorrechte  ausüben  zu 
können,  die  eine  ständige  Vertretung  im  Frankenreiche  erfordert 
hätten.  *) 

Dem  nächsten  päpstlichen  Legaten  begegnen  wir  erst  beinahe 
ein  halbes  Jahrhundert  nach  dem  Tode  Wilchars,  nämlich  i.  J. 
822  unter  Ludwig  dem  Frommen.  Es  war  dies  der  Erzbischof 
Ebo  von  Reims,*)  welcher  — wie  genau  ein  Jahrhundert  vorher 
Bonifatius*)  — zu  Rom  durch  dÄn  Papst  mit  der  Mission  be- 
traut und  zum  päpstlichen  Statthalter  für  das  Missionsgebiet 
ernannt  wurde.  Paschalis  1.  nahm  diese  Ernennung  auf  Wunsch 
des  Kaisers  und  seiner  Grossen  vor  und  ertheilte  dem  Statthalter 
ein  uns  erhaltenes  Patent.  Auch  das  Patent,  mittels  dessen  der 
Nachfolger  des  Paschalis,  Papst  Eugen  II.  (824  — 827),  den 
Vikariat  des  Ebo  bestätigt,  ist  uns  erhalten.') 

Es  handelte  sich  für  Ebo  um  die  Mission  in  Dänemark  und 
seine  Statthalterschaft  unterscheidet  sich  von  derjenigen  des  Boni- 
fatius  und  Wilchar  sowohl  inhaltlich  wie  räumlich:  inhaltlich) 
indem  sie  nur  die  äussere  Heiden mission,  nicht  auch  die  innere 
Mission,  die  kirchliche  Reorganisation  zur  Aufgabe  hatte;  räumlich, 
indem  sie  sich  nur  auf  den  Norden  bezog  und  nicht,  wie  die 
Statthalterschaft  des  Bonifatius  und  Wilchar  — allerdings  nur 
zufällig,  weil  die  Reichsgrenzen  noch  nicht  weiter  ausgedehnt 
waren  — neben  den  neu  zu  unterwerfenden  Ländern  das  ganze, 
den  Frankenfürsten  bereits  unterworfene  Reich  umfasste. 

Ebenso  bezog  sich  das  etwa  10  Jahre  später  durch  Papst 
Gregor  IV.  dem  Anskar  — gleichfalls  zu  Rom  — ertheilte 
Legatenamt  nur  auf  den  Norden , *)  nicht  auch  auf  die  bereits 
dem  Frankenreiche  einverleibten  Gebiete. 


<)  Die  auf  einen  künftigen  Vikar  bezüglichen  Bemerkungen  des  Bonifaz 
and  des  Zacharias  sind  oben  S.  90  Anm.  1 und  2 zusammengestellt. 

*)  Vgl.  ferner  nuten  S.  117  f. 

*)  Vgl.  im  Allgemeinen  Simson  I S.  210  f.,  Uanok  II  S.  61&, 
Dümmler  1 S.  271,  Jaffe,  Reg.  Mo.  2563  S.  319. 

*)  Oben  g 9 8.  8S  Anm.  3 und  4. 

>)  Jaff4,  Reg.  Mo.  2664  8.  322. 

*)  Anf  die  schwedischen,  dänischen  und  slavischen  Gebiete  sowie  anf 
diejenigen  lAnder,  die  Anskar  dem  Christenthnme  zufiihren  würde.  Vgl.  im 
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Für  die  Beziehungen  des  PapBtthums  zum  Frankenreiche 
und  zum  fränkischen  Kirchenrecht  interessieren  also  diese  beiden 
Männer,  so  bedeutend  ihre  Wirksamkeit  für  die  christliche  Miseions- 
geschichte gewesen  ist,  nur  insofern,  als  die  Quellen,  welche  über 
sie  berichten,  uns  zugleich  Aufschluss  über  die  Beziehungen  des 
Fapstthums  zum  fränkischen  Missionswesen  (unten  § 12)  geben 
werden. 


§ 11. 

Die  Befugnisse  des  Statthalters. 

Es  soll  nunmehr  untersucht  werden,  welche  Vorrechte  die 
päpstlichen  Vikare  und  durch  sie  das  Papstthum  selbst  nach  der 
Anschauung  des  apostolischen  iStuhles  im  Frankenreichc  ausüben 
sollten  und  inwiefern  diese  Rechte  staatliche  Anerkennung  ge- 
funden haben. 

Zunächst  war  es  die  Missionsthätigkeit  und  zwar  sowohl  die 
Neueinführung  des  Christenthums  bei  den  Heiden  als  die  Wieder- 
einführung der  reinen  römischen  Lehre  bei  den  in  Unglauben 
und  Ketzerei  verfallenen  Christen,  was  für  Bonifaz*)  und  für 
seinen  Nachfolger  Wilchar*)  mit  der  Statthalterschaft  in  Ver- 
bindung gebracht  wurde.  Dass  für  diese  Missionsthätigkeit  staat- 
liche Genehmigung  und  zugleich  staatlicher  Schutz  in  Anspruch 
genommen  und  gewährt  wurde,  haben  wir  bereits  an  anderer 
Stelle  erfahren.  *) 

Sodann  waren  die  Statthalter  ausersehen,  das  päpstliche  Organ  bei 
N cueinrichtung  und  Neubesetzungbischö fl  ic  her  Stühle 
zu  bilden.')  Allein  ebenso  wie  der  Papst  Paul  I.  die  Ordination 
des  Italieners  Marinus  durch  den  Statthalter  Wilchar  vollständig 

AUgemeinen  Simaon  11  S.  282  f.,  Hauck  II  S.  621,  Dümmlerl  S.276f., 
Jaffe,  Keg.  No.  2574  S.  324  und  über  die  Echtheit  der  Urkunde  Koppmann, 
Die  ältesten  Urkunden  des  Erzbiathuma  Hamburg-Bremen,  Inaugural-Diaser- 
tation,  Hamburg  1866,  No.  2 B.  12  ff.,  Dehio,  Oeaohichte  des  Erzbiathuma 
Hamburg-Bremen  bis  zum  Ausgang  der  Mission,  Bd.  1,  Berlin  1877,  S.  24  f., 
jetzt  auch  Dümmler  S.  277  Anm.  1. 

■)  Jaffe  lU  No.  49  S.  136  (oben  S.  82  Anm.  4),  No.  27  S.  91,  No.  52 
8.  158  (cf.  No.  37  S.  103,  No.  38  8.  105). 

>)  Jaffe  IV  No.  78  8.  242,  cf.  ibid.  S.  235  (oben  8.  95  Anm.  8).  Ueber 
Ebo  und  Anskar  oben  § 10  8.  102. 

')  Oben  § 2 8.  8 f.  Vgl.  auch  Hauck  1 8.  541;  unten  g 12  8.  120  f. 

')  Brief  Qregors  111.  v.  J.  732  an  Bonifaz  bei  Jaffe  Ul  No.  28  8.  92: 
precipimua:  ut  iuxta  sanotorum  canonum  statuta,  ubi  multitudo  ezorevit 
fidelinm,  ex  vigore  apoatolicae  sedis  debeas  ordinäre  episoopos.  Vgl. 
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von  der  Anordnung  und  Erlaubnis  Pippins  abhängig  machen 
musste,’)  hat  auch  Bonifaz  die  Neueinrichtung  und  Besetzung 
von  BisthUmern  nicht  ohne  Weiteres  auf  Grund  seines  Vikariates, 
sondern  nur  auf  Grund  der  in  jedem  Eiozelfalle  speziell  ertheilten 
Ermächtigung  der  Frankenfursten  vornehmen  können.  Das  ergiebt 
sich  aus  Nachstehendem: 

Gemäss  der  Aufforderung  des  Papstes  Gregor  II , im  ganzen 
Uissionsgebiete,  mithin  auch  im  fränkischen  Reiche,  Bischöfe  zu 
bestellen,  wo  immer  es  ihm  nothwendig  erscheinen  würde,*)  richtete 
Bonifaz  in  dem  neubekehrten  Thüringen  ums  Jahr  743  die  drei  ®) 

Brief  desselben  an  denselben  v.  J.  739  bei  Jaff6  UI  No.  38  S.  105:  Quirn 
cum  assensu  Otile,  ducis  . . . Baioariorum,  seu  optimatum  provinciae  illius  tres 
..  . ordinasses  episcopos;  ibid.  S.  1C6:  Kt  ubi  locum  inveneris  necessarium, 
seenndom  oanonicam  regulam  episcopoa  ordina  ex  nostra  vice;  ferner  Brief 
desselben  an  die  Thärin;;er  und  Hessen  ebenda  No.  36  S.  103  (aus  der  Zeit 
zwueben  737  und  739):  Episcopos  presbiteros,  quos  ipse  ordinaverit  per 
apostolicam  sibi  datam  auctoritatem  , in  aecclesiae  ministerio  recipiatis. 
Von  Neubesetzung  erledigter  Bisthiimer  durch  den  Statthalter  sprechen 
die  Bestätigungsurkunden  Tür  Witta  von  Büraburg  und  Burchard  von  Wiirz- 
bnrg  (Jaffe  lU  No.  44  und  45  S.  123  ff.,  oben  § 10  S.  90  Anm.  2). 

>)  Jaffe  IV  No.  25  S.  102,  oben  § 10  S.  97  Anm.  5.  Der  Wunsch 
Pauls,  den  Presbyter  Harinus  zum  Bischof  zu  machen,  ist  von  Pippin 
allerdings  nicht  erfüllt  worden,  Pippin  hat  ihm  vielmehr  nur  eine  einfache 
Fredigerstelle  gegeben.  Denn  nach  ep.  29  S.  110  (v.  J.  764)  hat  der  Papst 
vom  Könige  de  Uarino  presbitero  ei-fahrcn,  dass  derselbe  demum  in 
pristino  esset  constitutus  honore , secundum  qualiter  vobis  postulantes 
direzimus,  und  noch  in  ep.  45  S.  154  v.  J.  767  wird  Harinus  nur  presbiter 
genannt.  — Der  Hervorhebung  bedarf  ca,  dass  Harinus  — ebenso  wie  Wilchar, 
vgl.  oben  § 10  S.  98  Anm.  1 — vor  seiner  Uebernahme  in  den  fränkischen 
Dienst  vom  Papste  in  ep.  24  S.  101  als  dilcetissimus  et  fidelissimus  nobis 
und  in  ep.  25  S.  102  als  presbiter  noster,  dagegen  in  ep.  29  S.  110,  111  einfach 
als  presbiter  und  in  ep.  45  S.  154  ebenso,  wie  auch  sonst  fränkische  Personen, 
z.  B.  die  Könige  selbst,  als  filius  noster  bezeichnet  wird.  Was  daraus  für 
die  Persönlichkeit  des  Statthalters  Wilchar  folgte,  ist  oben  § 10  S.  98 
bemerkt  worden.  Völlig  missverstanden  sind  die  Aeusserungen  der  Päpste 
betreffs  des  Harinus  von  Haue k I S.  30,  welcher  annimmt,  Harinus  sei  von 
Pippin  gefangen  genommen  und  trotz  der  wiederholten  und  dringenden 
Bitte  „um  Entlassung''  nicht  „freigegeben“  worden.  Das  Wort  ,absolvere‘ 
in  No.  29  S.  110  und  No.  45  S.  154  bedeutet  jedenfalls  nicht  Entlassung  aus 
der  Oefangensohaft,  sondern  Entlassung,  KUcksendung  eines  in  amtlicher  Eigen- 
schaft im  Frankenreiche  befindlichen  päpstlichen  Unterthans  und  begegnet  sehr 
oft  (vgl.  z.  B.  oben  S.  97  Anm.  1 und  3)  mit  Beziehung  auf  päpstliche  Gesandte. 

*)  Vgl.  die  oben  S.  103  Anm.  4 citierten  Briefe  bei  J affe  III  No.  38 
8.  105,  No.  28  8.  92. 

*)  Ueber  ein  viertes  Bisthnm  Eichstädt  vgL  Seiters  S.  336  ff.,  Rett- 
berg I 8.  351  f.,  II  8.  347  ff.,  Hefelc  III  8.  495  f.,  Werner  8.  191, 
Philipps,  Kirchenrecht  Bd.  VIII  (fortgesetzt  von  Ve bring)  8.  270  Anm.  103. 
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Bisthümer  Würz  bürg,  Erfurt')  und  Büraburg  ein*)  und  übergab 
dieselben  seinen  angelsächsischen  Gehilfen  Burchard,  Witta  und 
Adalar.*)  Zugleich  erbat  er  für  die  neuen  Bisthümer  die  Be- 
stätigung des  Papstes  Zacharias;*)  der  Papst  gewährte  dieselbe 
unter  dem  1.  April  743  bereitwilligst,  indem  er  zugleich  erklärte, 
annehmen  zu  können,  dass  die  drei  Ortschaften  gross  genug  seien, 
um  sich  für  Bischofssitze  zu  eignen;*)  der  Papst  ging  zugleich 
einen  Schritt  weiter,  indem  er  bei  Androhung  des  Bannes*)  die 
Versetzung  anderer  Männer  in  die  drei  Städte  oder  die  Ordination 
von  Nachfolgern  nach  dem  Ableben  der  augenblicklichen  Inhaber 
nur  denjenigen  Männern  gestatten  wollte,  welche  das  Vikariat  im 
fränkischen  Reiche  bekleiden  würden.')  Damit  wären  die  drei 


*)  Baxmannl  S.  222  sagt  unter  Berufung  auf  Ret  tberg  II  S.  347  ff., 
363  ff.,  Hefele  III  (1.  Aufl.,  Freiburg  i.  Br.  1868)  S.  462,  Erfurt  sei  „wahr- 
acbeinliob  fbr  Bonifaz  selbst“  als  Bischofssitz  ausersehen  gewesen,  doch  6nde 
ich  weder  bei  Rettberg  a.  a.  0.  noch  bei  Hefele  a.  a.  0.,  wohl  aber  bei 
Leo  S.  473  s.  £.  eine  diesbezügliche  Vermuthung  ausgesprochen. 

•)  Vgl.  auch  Rettberg  II  S.  314  ff.,  363  ff.,  I S.  598  f. 

’)  Bezüglich  des  Adalar  vgl.  Seiters  S.  315  ff.,  Hefele  III  S.  496. 

*)  Jaff6  III  No.  42  S.  112;  Haec  tria  loca  propria  carta  auctoritate 
apostolatus  vestri  roborare  et  confinnarediligenterpostulainus:  ut,  si  Dominus 
volnerit,  per  auctoritatem  et  praeceptum  sancti  Petri,  iussionibus  apostoliois, 
fundatae  et  stabilite  sint  tres  in  (lermania  episcopales  sedes;  et  nt  praesentes 
vel  futurae  general  iones  non  praesnmant,  vel  parrocbias  cormmpere  vel 
violare  praeceptum  apostolicae  sedis. 

0 Jaffe  111  No.  43  S.  117;  Ubi  et  tres  episcopos  , . . te  ordinaase 
oognovimus  ...  Et  petisti,  ut  per  auctoritatem  nosti^  sedis  episcopales 
ibidem  sedes  ffrmentur  . . . Sed  nos  . . . , quae  poposcisti , absque  mora 
concedi  patimur.  Et  etatuimus  per  apostolicam  auctoritatem;  episcopales 
illic  esse  sedes,  qui  per  successionem  episcopos  mereantur,  et  populis  praesint 
atque  verbum  praedicationis  subiectis  insinuent;  . . . ita  ut  nulli  post  haec 
liceat  cniquam,  haec  — quae  a nobis  sancita  sunt  — aliqno  modo  violare. 
Quae  auctoritate  beati  Petri  apostoli  ffrma  esse  decrevimus. 

•)  Jaffe  lU  No.  44  S.  124,  No.  45  S.  126,  oben  § 8 S.  73. 

’)  J affe  III  No.  44  S.  123  f.,  No.  45  S.  125,  oben  § 10  8.  90  Anm.  2 und 
S.  101  Anm.  4.  Der  Relativsatz;  nisi  is  qui  apostolicae  nostrae  sedis  in  illis 
partibus  praesentaverit  vicem  erklärt,  wer  allein  nach  des  Papstes  Wunsche  be- 
rechtigt sein  solle ; ex  alio  episcopatu  ibidem  trauslatari  aut  ordinäre  episcopum 
post  vestram  de  hoc  seculo  evocationem,  d.  h.  aus  einem  andern  Bisthum  nach 
Würzburg  und  Büraburg  üb'erzutreten  oder  dort  nach  dem  Tode  des 
Burchard  und  Witta  andere  Männer  einzusetzen.  Han  wurde  auf  den  ersten 
Blick  geneigt  sein,  den  Relativsatz  auf  Bonifaz  selbst  zu  beziehen,  der  ja  schon 
lange  {nipstlicher  Statthalter  war.  Doch  sprechen  folgende  Umstände  da- 
gegen: In  einer  Urkunde,  der  er  selbst  grösste  Wichtigkeit  beigemessen 
hat,  würde  Zacharias  nicht  unterlassen  haben,  den  Namen  des  Bonifaz  an- 
zugebeu  (vgl.  Jaffe  III  No.  67  8. 194).  Ferner  hatte  Bonifaz  bis  zum  Jahre 
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Episkopate  dem  römischen  Stuhle  direkt  unterworfen  und  ihre 
jedesmalige  Besetzung  lediglich  vom  Willen  des  Papstes  abhängig 
gemacht  worden,  wenngleich  Zacharias,  um  diese  Konsequenz 
nicht  mit  unumwundener  Deutlichkeit  auszusprechen,  die  Ver- 
sicherung gab,  er  würde  einem  Strenggläubigen  die  Zustimmung 
nicht  versagen. 

Der  Papst  kleidete  seine  Bestätigung  der  drei  thüringischen 
Bisthümer  in  die  Form  ein,  dass  er  Bonifaz  selber  davon  Nach- 
richt ertheilte  und  ihm  zugleich  die  drei  Bestätigungsurkunden 
für  die  neuen  Bischöfe  zur  Aushändigung  an  dieselben  zuschickte.*) 
Von  diesen  Urkunden  sind  uns  die  für  Witta  *)  und  Burchard  *) 
erhalten;  sie  stimmen  mit  einander  wörtlich  überein*)  und  sind 
im  Allgemeinen  nur  die  Ausfüllung  eines  Formulars,  wie  solche 
in  der  päpstlichen  Kanzlei  für  die  verschiedensten  Angelegenheiten 
in  Gebrauch  waren  und  z.  B.  auch  für  den  Eid  der  Rom  unter- 
worfenen Bischöfe,“)  für  Klosterprivilegien  *)  und  für  die  Pallien- 
verleihung’) existiert  haben.*)  Von  dem  gewöhnlichen  Formular, 
welches  z.  B.  auch  in  der  Bestätigung  für  Erzbischof  Tilpin  von 

747  noch  keinen  BisohofsBitz,  von  einem  translatari  konnte  also  nicht  die 
Rede  sein.  Ich  nehme  daher  an,  dass  der  Relativsatz  diejenige  Person  be- 
zeichnen soll,  welche  berechtigt  sei,  nach  dem  Ableben  der  augenblicklichen 
Inhaber  einen  Nachfolger  zu  ordinieren  und  bei  deren  Lebzeiten  einen  andern 
Bischof  in  den  drei  Städten  cinzusetzen.  Dann  muss  man  allerdings  einen  Kon- 
struktionsfeliler  in  ep.  44  und  4ö  anuehmen  und  das  Passivum  ,translatari‘ 
in  das  Aktivum  ,translatare‘  verwandeln.  Da  ein  zweimaliger  Schreibfehler 
nicht  gut  denkbar  ist,  so  bleibt  nur  die  Möglichkeit,  dass  bereits  dasjenige 
Originalformular , von  welchem  ep.  44  und  4ö  gedankenlos  (vgl.  unten  Bei- 
lage U)  abgeschrieben  wurde,  den  besagten  Fehler  enthielt.  Die  Urkunde 
für  Tilpin  (vgl.  oben  § 10  N.  101  Anm.  4)  ist  dann  — vielleicht  nach  Neu- 
redaktion des  Formulars  — von  diesem  Fehler  freigeblieben. 

■)  Jaffe  UI  No.  4:1  S.  121:  Secundum  tuae  namque  sanctitatis  petitionem 
et  tribus  episcopis  tois  singulas  confirmationis  epistolas  misimos.  Quas  per 
tuae  sanctitatis  manus  eis  largiri  volumus. 

•)  Jaffe  No.  44  8.  123,  vgl.  oben  S.  lOö  Anm.  7. 

‘)  Jaffe  No.  45  S.  12ö,  vgl.  ebenda. 

*)  Die  Abweichungen  — meistens  sogar  nur  Abschreibefehler  — sind 
ganz  unbedeutend;  vgl.  oben  8.  101  Anm.  4. 

‘)  Indiculum  episcopi  bei  de  Koziere,  Liber  diumus  ou  recueil  des 
formules  usit4es  par  la  uhancellcrie  pontificale  du  Ve  au  Xle  siede,  Paris 
1869,  S.  69,  auch  bei  Jaffö  111  8.  76  Anm.  1,  Fischer  S.  270. 

*)  de  Rozierc  S.  118;  eine  Anwendung  dieses  Formulars  ist  auch  das 
päpstliche  Privileg  Tiir  Fulda.  Vgl.  Jaffe  S.  228  f. 

’)  Vgl.  nnten  § 19. 

')  Zumeist  nach  demselben  Schema  sind  auch  die  Datums-Angaben  der 
päpstlichen  Briefe  bei  Jaffe  Ul  und  IV  abgefasst. 
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Beima  verwerthet  worden  iat,’)  weichen  die  Urkunden  fiirBurchard 
und  Witta  inabeaondere  ab  durch  den  bereite  erwähnten*)  Vermerk 
über  die  Berechtigung  des  päpstlichen  Vikars,  die  Neubesetzung 
der  Bisthümer  vorzunehmen. 

Staatlicherseits  d.  h.  seitens  des  damaligen  Hausmeiers  Karl- 
mann wurde  indessen  auf  die  päpstliche  Bestätigung  der  drei 
Bisthümer  und  der  drei  neuen  Bischöfe  kein  Gewicht  gelegt : das 
Protokoll  des  sog.  Concilium  Germanicum,  dessen  bereits  Er- 
wähnung geschah,*)  zählt  unter  den  anwesenden  Geistlichen  auch 
die  Bischöfe  Burchard  und  Witta  auf*)  und  berichtet  in  seinem 
ersten  Kapitel:  „Nach  dem  Bathe  unserer  Priester  und  Grossen 
haben  wir  in  den  Bezirken  Bischöfe  ordiniert  und  über  eie  den 
Erzbischof  Bonifaz  gesetzt,  der  Abgesandter  des  hl.  Petrus  ist.*'  *) 
Der  päpstlichen  Bestätigung  und  der  Einsetzung  durch  den  päpst- 
lichen Statthalter  geschieht  also  gar  nicht  Erwähnung.*) 

Gleichviel  nun,  ob  das  Konzil  der  päpstlichen  Bestätigung 
voranging  oder  nachfolgte,  was  bei  seiner  zweifelhaften  Datierung') 
— 21.  April  742  oder  21.  April  743  — lebhaft  bestritten  ist, 
so  liegt  hierin  ein  Beweis  für  die  Unabhängigkeit  des  frän- 
kischen Staates  von  einem  durch  den  päpstlichen  Statthalter 
ausgeübten  päpstlichen  Mitwirkungsrecht  bei  Besetzung  bischöf- 
licher Stühle  und  Einrichtung  neuer  Bisthümer.  Denn  ist  das 
Konzil  auf  den  21.  April  742  zu  setzen,  also  um  fast  ein  Jahr 
älter  wie  die  päpstlichen  Urkunden  vom  1.  April  743,*)  so  hat 

')  Vgl.  oben  S.  101  Anm.  8 und  4. 

*)  Oben  S.  105  Anm.  7. 
üben  0 S.  83  Anm.  3. 

*)  Ksrlmsnni  principis  capitulsre  bei  Boretius  S.  34:  Ego 
Esrlmannoa  . . . episcopos  qui  in  regno  meo  sunt  cum  presbiteris  et  oon- 
cilium  et  synodum  pro  timore  Christi  coogregavi,  id  est  Bonifatinm  arohi- 
episcopum  et  Burghardum  et  Kegenfridum  et  Wintanem  et  Wilbaldum  et 
Dadanum  et  Eddanum  com  presbiteris  eorum. 

Karlmanni  principis  c apitulare  c.  1,  oben  g 9 S.  83  Anm.  3. 

“)  Bass  Earlmann  oder  Pippin  den  päpstlichen  Anordnungen  nicht 
direkt  entgegengetreten  sei,  ist  nach  Vehring  in  Philipps  Eirohenreoht 
Bd.  VIII  S.  271  Anm.  103  zuzugeben;  zu  bestreiten  ist  aber  nach  dem  weiter 
unten  im  Texte  Bemerkten,  dass  sie  auch  nicht  indirekt  den  päpstlichen 
Anordnungen  entgegengetreten  sind  oder  dieselben  als  einen  Eingriff  in  das 
damalige  Staatsrecht  zuriiekgewiesen  haben. 

’)  Vgl.  oben  S.  83  Anm.  4. 

")  In  dem  Streite  um  das  gegenseitige  Zeitverhältnis  des  EonziU  und 
der  Bestätigungsurkandeo  ist  auch  die  Ansicht  aufgestellt  worden  (vgl. 
Philipps  Eirchenrecht  Bd.  VllI  S.  271  Anm.  103),  letztere  seien  vom  1.  April 
742  zu  datieren,  ln  diesem  Palle  läge  eine  dreiwöchentliche  Zwischenseit 
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Karlmann  eine  päpstliche  Bestätigung  seiner  Massnahme  nicht 
abgewartet;  ist  das  Konzil  dagegen  auf  den  21.  April  743  zu 
setzen,  ist  es  mithin  jünger  wie  die  päpstlichen  Urkunden,  so 
liegt  in  deren  Nichterwähnung  eine  — vielleicht  absichtlich  durch 
diese  Nichterwähnung  zum  Ausdruck  gebrachte  — Ignorierung 
der  Bestätigung;  auch  konnten  die  päpstlichen  Urkunden  in  der 
kurzen  Zeit  von  drei  Wochen  schwerlich  im  Krankenreicbe  ein- 
getroffen’) und  zu  Karlmanns  Kenntnis  gelangt  sein.*) 

Bezeichnend  im  Sinne  der  Unabhängigkeit  des  Staates  von 
einem  durch  den  Vikar  ausgeübten  Mitwirkungsrecht  des  Papstes 
bei  Neubesetzung  von  Bisthümem  ist  es  auch,  wenn  Bonifaz  i.  J. 
755  berichtet,  der  Frankenfürst  Karlmann  habe  ihm  Utrecht 
zur  Elinsetzung  und  Ordination  eines  Bischofs  an  vertraut  und  er, 
Bonifaz,  habe  diese  Einsetzung  vorgenommen.  *)  Dieser  Bericht 
ist  an  Papst  Stephan  II.  abgestattet,  man  kann  also  annehmen,  dass 
der  Statthalter  es  nicht  unerwähnt  gelassen  hätte,  wenn  er  zu  jener 
Ordination,  die  in  die  Zeit  zwischen  741  und  747  fällt,*)  zugleich 
die  Genehmigung  von  Stephans  Vorgänger  Zacharias  gehabt  hätte.*) 


(1.  AprU  bis  21.  April  742)  vor  and  bleiben  die  im  Texte  gezogenen  Konse- 
quenzen aofreobt 

')  Vgl.  Oelener  S.  121  Anm.  3 und  Loofs,  Zur  Chronologie,  S.  15. 

*)  Wenn  Binterim,  Pragm.  Oeechichte,  Bd.  I S.  97,  98  meint: 
„Carlmann  und  Pippin  legten  keine  neuen  Biethümer  an,  ohne  zuvor  die 
Znitimmnog  der  Päpete  Gregor  und  Zachariae  eingeholt  oder  die  Beetätigung 
erbeten  zu  haben“,  eo  ist  diese  Behauptung  gleich  vielen  anderen  Binterims 
durchans  willkürlich  und  unbegründet;  sie  ist  übrigens  hinsichtlich  des 
Papstes  Gregor  auch  darum  falsch,  weil  die  Beorganisation  der  fränkischen 
Episkopate  erst  unter  Zacharias  (741—762),  nicht  bereits  unter  Gregor  UL 
(731 — 741)  begonnen  hat  Vgl.  über  Utrecht  unten  Anm.  4. 

*)  Schreiben  des  Bonifaz  an  Stephan  U.  v.  J.  765  bei  Jaffe  UI  No.  107 
S.  260:  Princeps  autem  Francorum  Carlmannus  commendavit  mihi  sedem 
illam  ad  constituendum  et  ordinandum  episcopum.  Quod  et  feci. 

*)  Denn  dies  sind  die  Regierungsjabre  Karlmanns.  Karl  Uartell  starb 
am  16.  oder  21.  Uctober  741,  Karlmann  trat  Ende  des  Jahres  747  von  der 
Regierung  zurück  (Bahn  S.  16,  89).  — Somit  fällt  die  Besetzung  Utrechts 
allerdings  vielleicht  noch  ins  Jahr  741,  es  ist  aber  (gegen  Binterim  I 
S 97  f.,  oben  Anm.  2)  undenkbar,  dass  Karlmann  sich  noch  von  dem  bereits 
am  29.  November  741  verstorbenen  Papst  Gregor  UI.  (auf  welchen  Zacharias, 
741 — 762,  folgte)  die  Zustimmung  oder  Bestätigung  verschafft  habe. 

‘)  Der  Auftrag  Karlmanns  erklärt  sich  aus  der  in  § 9 8.  84  besprochenen 
Metropolitangewslt  des  Bonifatius  im  Reichstheile  Karlmanns;  selbst  wenn 
die  Ordination  des  Utrechter  Bischofs  erst  im  Jahre  747  stattgefunden  hat, 
lässt  sie  sich  aus  der  (gleichfalls  in  § 9 auf  8.  86  besprochenen)  Primatialgewalt 
des  Bonifaz  im  ganzen  Frankenreiche  nicht  erklären,  da  (wie  dort  festgestellt 
wurde)  diese  Stellung  dem  Bonifaz  erst  nach  dem  Hai  748  gegeben  worden  ist 
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Lehrreich  ist  ferner  das  Verhalten  des  Bonifatius  bei  der  Be- 
stellung eines  Nachfolgers  für  das  Bisthum  Mainz.  Als  Bonifatius 
sein  Lebensende  herannahen  fühlte,  setzte  er‘)  einen  seiner  eifrigsten 
und  pflichttreuesten  Schüler,  den  Lullus,  zu  seinem  Coadiutor  cum 
spe  succedendi  *)  im  Bisthuro  Mainz  ein.  Diesen  Schritt  aber 
musste  Bonifaz  vollständig  von  der  Erlaubnis  des  Königs  Pippin  *) 
und  der  geistlichen  Grosswürdenträger*)  abhängig  machen;  freilich 
hatte  er  in  derselben  Angelegenheit  die  päpstliche  Genehmigung 
erwirkt,*)  dieselbe  hatte  aber,  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle  *) 

')  Ex  Othloni  Vita  S.  Bonif.  lib.  II  bei  J aff£  III  S.  502  f.:  Sanotom 
Lnllam,  qui  fidelissimus  praedicationis  et  laboris  sui  comes  eztitit  . . . cam 
consenaa  . . , re;;is  Pippini  nec  non  episcopomm  et  abbatum  atque  canonicorum 
omniumqne  procerum,  ad  auam  dioceaim  pertinentium,  pro  ae  episcopum  elegit 
et  ordinavit.  Nam  ab  apoatolico  prueaule  iam  antea  eundem  pro  ae  ordinäre 
impetravit.  — Ferner  Willibaldi  Vita  S.  Bonif.  beijaffi  Ul  S.  461  f.: 
Qaia  aanctua  vir,  infirmitate  corporis  peixravatus,  aynodalia  conciliomm 
conrenticula  per  omnia  adire  non  poterat,  iam  conaultu  atque  consilio  glorioai 
regia  idoneum  praeponere  miniatrum  aupra  dicto  gregi  definivit.  Ed  Lul, 
säum  ingenioaae  indolia  discipulum  ad  erudiendum  tante  plebis  numerosi* 
tatem  oonatituit  et  in  episcopatus  gradum  provebit  atque  ordinavit  eique 
bereditatem,  quam  in  Christo  instanti  labore  adquesierat,  inplicavit.  — Pasaio 
S.  Bonif.  bei  Jaffe  UI  S.  477;  Synodali  auctoritate  et  consensu  principia 
Pippini  Lullum  Magontie  ordinavit.  Angesichts  dieser  Quellenberiobte, 
welche  in  erster  Linie  Pippins  Genehmigung  (bezw.  zugleich  die  seiner 
Grossen)  und  erst  in  zweiter  Linie  oder  gar  nicht  die  päpstliche  Genehmigung 
hervorbeben,  komme  ich  zu  dem  umgekehrten  Resultate  wie  Goepfert, 
Lullus,  der  Nachfolger  des  Bonifatius,  Leipzig  1880,  S.  11. 

*)  Dass  Lullus  tbatsäcblich  bereits  zu  Lebzeiten  des  Bonifaz  die  bischöf- 
liche Amtsführung  auageöbt  habe  und  dass  Bonifaz  selbst  zurUckgetreten 
sei,  folgt  aus  den  Quellenberichten  nicht.  Vgl.  Oelaner  S.  39,  Fischer 
S.  814,  Ebrard  II  S.  211. 

•)  Vgl.  die  drei  Quelleustellen  oben  Anm.  1.  Nicht  hierauf,  sondern 
auf  die  Nachfolge  des  Lullus  in  der  M i ssionsthä  tigkeit  des  Bonifatius 
bezieht  sich  das  Schreiben  des  Letzteren  an  Pippin  bei  Jaffä  Ul  No.  85 
S.  332;  vgl.  oben  § 10  8.  91  Anm.  1 und  unten  § 12  S.  121. 

Passio  I.  c.  und  Othlo  1.  c. ; bei  Letzterem  handelt  es  sich  aber 
nicht,  wie  Goepfert  S.  13  Anm.  2 meint,  um  eine  üiözesan-,  sondern  um 
eine  Provinzialaynode  in  der  Erzdiözese  Mainz,  da  mehrere  episcopi  tbeil- 
genommen  haben,  lieber  dioecesis  •=  Metropolitanbezirk  vgl.  auch  den  Brief 
Hadrians  an  Tilpin  oben  g 10  S.  94  Anm.  6. 

*)  Othlo  1.  c.;  ferner  Jaffe  UI  op.  66  8.  192,  oben  § 7 8.  70  Anm.  3. 
Nicht  hierauf,  sondern  auf  den  Vikariat  bezieht  sich  die  oben  § 10  8.  92 
Anm.  2 besprochene  ep.  43  8.  119.  Das  in  der  Passio  I.  c.  im  Anschluss 
an  das  obige  Citat  erwähnte  preceptum  Romani  pontificis  bezieht  sich  eben- 
falls nicht  auf  Lulls  Ordination,  es  bezieht  sich  vielmehr  auf  die  letzte 
Missionsreiae  des  Bonifatius;  vgl.  unten  § 12  8.  121  Anm.  3. 

•)  Oben  8 7 8.  71. 
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e«hen,  nur  den  Charakter  eines  autoritativen  Gutachtens  über  die 
Möglichkeit  des  Dispenses  von  dem  kirchengesetzlichen  Verbote 
der  Ordination  eines  neuen  Bischofs  bei  Lebzeiten  des  alten. ') 

Die  generelle  Anweisung  für  Bonifaz,  wo  es  ihm  erforderlich 
scheine,  an  des  Papstes  Statt  Bisthümer  einznrichtcn  und  Bischöfe 
einzusetzen,  wird  sich  wie  auf  Bisthümer  ira  engeren  Sinne  so 
auch  auf  Erzbisthümer  bezogen  haben.  Aber  ebensowenig  wie 
bezüglich  der  Bisthümer  gelang  es  Bonifaz  und  dem  Papstthum 
bezüglich  der  Erzbisthümer,  ein  durch  Bonifaz  als  päpstlichen 
Statthalter  ausgeübtes  Stellenerrichtungs-  und  Stellenbesetzungs- 
recht der  Päpste  zur  Geltung  zu  bringen. 

Das  lebrt  uns  die  Geschichte  der  drei  Erzbisthümer  Reims, 
Sens  und  Rouen  und  ihrer  drei  Erzbischöfe  Abel,  Hartbert  und 
Grimo.  Bonifaz  hat  dem  Papste  Zacharias  von  der  Erhebung 
der  genannten  Städte  zu  Metropolen  Mittheilung  gemacht  *)  und 
der  Papst  hat  die  Bestätigung  der  drei  Metropoliten  ausdrücklich 
ausgesprochen,*)  indem  er  freilich  diesmal,  wie  es  scheint,  die 
Bestätigungsurkunden  direkt  und  nicht  durch  V^ermittelung  des 
Bonifaz  an  die  Neuernannten  sendete.*)  Pippin  war  aber  ebenso- 
wenig geneigt,  auf  die  päpstliche  Ermächtigung  für  den  Statt- 
halter und  auf  die  päpstliche  Bestätigung  Gewicht  zu  legen,  wie 
kurz  vorher  bezüglich  der  Bisthümer  Würzburg  und  Büraburg 
sein  Bruder  Karlmann.  Es  ergiebt  sich  dies,  wie  dort,  aus  einem 
Vergleiche  des  päpstlichen  Briefes  mit  dem  ersten  für  den  betreffen- 
den Reichstheil  überlieferten  Konzilsprotokolle.  Das  Kapitulare  der 
Versammlung  von  Soissons  vom  2.  März  744  sagt  nämlich,  ohne  der 
Thätigkeit  des  Bonifaz  und  ohne  der  Genehmigung  des  Zacharias 
Erwähnung  zu  thun,  in  seinem  dritten  Kapitel:  „Darum  haben 
wir  nach  dem  Rathschlagc  der  Priester  und  Grossen  in  den  Be- 
zirken gesetzmässige  Bischöfe  eingesetzt  und  ordiniert;  darum 
wollen  wir  über  eie  die  Erzbischöfe  Abel  und  Ardobert  (=s  Hartbert) 


')  Das  übersieht  Qoepfert  S.  11  vollständig. 

*)  Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz  hei  Jaffü  III  No.  48  S.  132: 
De  episcopis  vero  metropolitanis,  id  est  Urimone,  quem  nos  iam  conpertnm 
habemns,  Abel  sive  Hartbercto,  quos  per  unamquamque  metropolim  per 
provinoias  constituisti,  hos  per  tuum  testimonium  confirmamns. 

•)  Vgl.  vorige  Anmerkung. 

*)  Einmal  enthält,  im  Gegensätze  zu  ep  43  S.  121  (oben  S.  106  Anm.  1), 
die  ep.  48  keinen  diesbezüglichen  Vermerk.  Sodann  lehrt  ep.  48,  dass  der 
Papst  sich  mit  den  drei  Bischöfen  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt  hat, 
indem  er  ihnen  Pallien  nebst  Information  über  deren  Bedeutung  schickte. 
Vgl.  unten  § 20. 


Digitized  by  Google 


111 


einsetzen,  damit  Bowohl  die  BiBchöfe  wie  das  andere  Volk  an  sie 
selbst  und  ihre  Gerichte  »ich  wegen  aller  kirchlichen  Bedürfnisse 
wenden.“  *) 

Der  eben  erwähnte  Vorgang  im  Reichstheile  Pippine  und  der 
oben  gcBchilderte  Vorgang  im  Reichsthcilc  Kurlmanns  liegen  auch 
darin  ähnlich,  dass,  wie  für  Burchard  und  Witta,  so  für  Abel, 
Hartbert  und  Grimo  zweifelhaft  bleibt,  ob  die  Mittheilung  des 
Papstes  an  Bunifaz  Uber  die  Bestätigung  der  Bischöfe  dem  Konzile 
voranging  oder  nicht.*)  Wichtige,  zum  Theil  von  den  Forschern 

’)  Pippini  principis  capitulare  Suessioncnse  c.  3,  Boretius 
S.  29;  Idcirco  constituimuB  per  consilio  aacerdotum  et  optimatum  meonim  et 
ordinavimuB  per  civitates  Ipi^itimos  episcopos  ; idcirco  constituemus  auper  eoB 
archiepiacopaa  Abel  et  Ardobertum,  ut  ad  ipaos  vel  iudicia  eorum  de  omne 
necessitate  eccteBiastica  recurrant  tarn  episcopi  quam  alius  populus.  — Auf- 
fallend ist  e«,  dass  — und  zwar  nach  BÖmmtlicben  drei  Codices,  welche  das 
Kapitulare  überliefern  — im  ersten  Satze  das  Perfektum  constituimus,  im 
zweiten  Satze  dagegen  das  Futurum  constituemus  steht.  Das  kann  als  eine 
der  vielen  in  den  Kapitularien  begegnenden  grammatikalischen  Ungenauig- 
keiten aufgefasst  werden.  Aber  auch  wenn  man  damit  zum  Ausdruck  bringen 
wollte,  dass  die  Erneuerung  des  Metropolitanverbandes  Zukunftsplan  sei, 
wird  sich  nicht  annehmen  lassen,  dass  die  Verwirklichung  dieses  Pianos 
von  dem  Einverständnis  des  Zacharias  abhängig  gemacht  werden  solltej 
denn  dann  wäre  dieses  Motiv  wahrscheinlich  angedeutet  worden.  Vgl.  auch 
unten  S.  112  Anm.  2. 

*)  Da  die  eigene  Datierung  der  ep.  48  und  der  mit  ihr  in  engstem 
Zusammenhänge  stehenden  ep.  49  sehr  unzuverlässig  ist,  besteht  eine  leb- 
hafte Kontroverse  über  das  richtige  Datum  der  beiden  Briefe.  Dünzelmann, 
Zur  Anordnung  der  bonifazischen  Briefe  und  der  fränkischen  Synoden  (For- 
schungen zur  deutschen  Geschichte  XIII,  Oöttingen  1873,  S.  1 ff.)  S.  17  ff. 
verlegt  sie  in  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  74.3,  ebenso  nehmen  Loofs,  Zur 
Chronologie,  S.  21  ff.  und  Nürnberger,  Studien  (in  der  Theol.  Quartals- 
schrift  Jahrg.  61,  Tübingen  1879,  S.  402  ff.)  S.  426  ff.  an,  dass  sie  im  Jahre 
743  geschrieben  seien  (dies  Jahr  hatten  auch  Kettbcrg  I S.  361  und 
Hefele  III,  1.  Auü.,  S.  479  f.  angenommen)  und  zwar  nach  Loofs  ep.  48 
am  22.  October  (so  auch  Rettberg  a.  a.  0.  und  Hefele  a.  a.  O.,  ferner 
Fischer  S.  282  f. , Langen  S.  636),  ep.  49  am  5.  November.  Dies  war 
auch  die  ursprüngliche  Ansicht  Hahns,  Jahrb  S.  163;  später  hat  er  die- 
selbe aufgegeben  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XV,  Noch 
einmal  die  Briefe  und  Synoden  des  Bonifaz,  Göttingen  187Ö,  S.  58)  und  sich 
mit  Jaffä,  Zur  Chronologie  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  X, 
Göttingen  1870,  S.  397  ff.)  S.  404  f.  für  den  22.  Juni  und  6.  November  744 
entschieden.  Auch  Werner,  dessen  Werk  Bonifazius  im  Jahre  187Ö  er- 
schienen ist,  nimmt  das  Jahr  744  an;  seine  Auffassung  ist,  wie  die  Anm. 
S.  274  ergiebt,  von  der  im  gleichen  Jahre  in  die  Oeffentlichkeit  getretenen 
Hahnseben  Untersuchung  unabhängig.  Hefele,  2.  Anfl.,  Bd.  III  S.  363 
schliesst  sich  der  Annahme  Hahns  und  Ja  ff  äs  an. 
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noch  nicht  geltend  gemachte  Gründe,  die  jedoch  erst  in  ander- 
weitigem Zusammenhänge  (unten  § 19)  besprochen  werden  können, 
zwingen  zu  der  Annahme,  dass  das  Konzil  älter  ist,  als  das 
Schreiben  des  Papstes,  und  demnach,  da  das  Konzil  am  2.  März 
744  abgehalten,  der  Brief  des  Zacharias  aber  erst  am  22.  Juni 
744  geschrieben  worden  ist,  vielleicht  auch  älter  als  die  Mit- 
theilung des  Bonifatius  an  den  Papst.  Daraus  ersehen  wir,  dass 
Pippin  die  päpstliche  Bestätigung  nicht  abwarten  zu  brauchen 
glaubte  und  dass  er  vielleicht  zur  Zeit  des  Konzils  gar  nicht 
von  dem  Plane  des  Bonifatius , diese  Bestätigung  zu  erwirken, 
gewusst  hat.  Diese  Umstände  rechtfertigen  wieder  den  Schluss, 
dass  Pippin  die  Thätigkeit  des  Bonifaz  bei  Einsetzung  der  Metro- 
politen Abel  und  Hartbert  nicht  als  Ausfluss  seines  Vikariates, 
sondern  als  Ausfluss  staatlichen  Auftrages  betrachtet  hat,  eine 
Auffassung,  die  deijenigen  Karlmanns  bei  Anordnung  der  Neu- 
besetzung des  Dtrechter  Bischofsstuhles  gleich  ist. 

Dasselbe  Resultat  ergiebt  sich  im  Speziellen  hinsichtlich  des 
Grirao  von  Rouen  aus  dem  Umstande,  dass  das  Kapitulare  von 
Soissons  zwar  die  Erhebung  des  Abel  und  Hartbert  zu  Metro- 
politen hervorhebt,  den  Grimo  aber  unerwähnt  lässt.  Da,  wie 
angedeutet,  das  Kapitulare  älter  ist  als  der  Brief  des  Zacharias, 
so  lässt  sich  nur  annehmen,  dass  Grimo  bereits  vor  Abhaltung 
des  Konzils  zu  Rouen  als  Metropolit ')  eingesetzt  und  einer  An- 
zahl von  Bischöfen  übergeordnet  worden  war*)  und  dass  Bonifaz 
die  päpstliche  Genehmigung  für  ihn  nachträglich  zugleich  mit 
derjenigen  für  Abel  und  Hartbert  erwirken  wollte.  Diese  An- 
nahme wird  durch  zwei  fernere  Umstände  unterstützt.  Elinmal 
ist  Rouen  nachweislich  seit  734  verwaist  gewesen,*)  Bonifatius 
und  Pippin  werden  also  bei  der  Neubesetzung  vakanter  Bischofs- 
stUhle  vor  Allem  diejenige  Stadt  berücksichtigt  haben,  in  welcher 


’)  Metropolit  ist  er  jedenfalls  gewesen,  da  er  das  Pallium  erhielt.  Vgl. 
unten  § 20. 

*)  Dies  giebt  wohl  auch  eine  Erklärung  für  das  Futurum  constituemus 
im  zweiten  Satze  des  Capitulare  o.  3 (s.  oben  S.  111  Anm.  1).  Man  wusste 
am  2.  März  744  nooh  nicht,  wie  man  die  drei  Metropolitanbezirke  gegen 
einander  abgrenzen  solle.  — Die  Stellung  Grimos  bis  zur  Versammlung  von 
Soissons  bezw.  bis  zur  endgültigen  Abgrenzung  der  drei  Erzdiözesen  wird 
die  nämliche  gewesen  sein  wie  für  den  Reichstbeil  Karlmanns  seit  dem 
Concilinm  Oermanienm  die  des  Bonifaz,  d.  b.  die  Stellung  als  alleiniger 
Metropolit  (vgl.  oben  § 9 S.  85),  dessen  Amt  aber  nur  als  provisorisches 
gedacht  war.  Vgl.  auch  Hauck  I S.  497. 

')  In  diesem  Jahre  starb  Bischof  Ratberg;  vgl.  Gams  S.  614. 
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durch  langjährige  Sedisvakanz  eine  besonders  starke  Verwahr- 
losung der  Kleriker  eingetreten  sein  wird;  sodann  sagt  Zacharias 
in  der  ep.  48:  Griiiioue  quem  nos  iam  conpertum  habemus,  Abel 
sive  üartbercto  . . . eine  Wendung,  die  sich  nur’)  darauf  deuten 
lässt,  dass  Bonifatius  bereits  in  einem  seiner  früheren  Schreiben 
an  den  Papst,  welches  gleich  einer  grossen  Anzahl  der  anderen 
Briefe  des  Bischofs  für  die  Nachwelt  verloren  gegangen  ist,*) 
des  Grimo  und  seiner  Ernennung  gedaeht  hat. ') 

Sollte  übrigens  (entgegen  unserer  Annahme)  der  päpst- 
liche Brief  älter  sein  als  das  Konzil  und  fernerhin  (entgegen 
unserer  Annahme)  die  Nichterwähnung  des  Grimo  im  Capitulare 
sich  daraus  erklären,  dass  zwar  Abel  und  flartbert,  nicht  aber 
Grimo  *)  nach  ihrer  Einsetzung  durch  Bonifatius  die  Bestätigung 
Pippins  erhielten,  so  würde  auch  hieraus  folgen,  dass  der  Staat 
die  päpstliche  Genehmigung  für  unerheblich  erachtete.  Der  Fall 
würde  dann  ebenso  liegen,  wie  hinsichtlich  des  Bisthums  Erfurt, 
das  von  Bonifatius  eingerichtet  und  von  Zacharias  bestätigt  worden 
war,*)  das  aber  — ausweislich  des  Concilium  Germanicum*)  — 
trotz  der  Mühewaltung  des  Bonifatim  und  trotz  der  Bestätigungs- 
urkunde des  Zacharias  für  den  Schützling  des  Statthalters  niemals 
zum  Bisthume  gemacht  worden  ist.  ’) 


')  Darüber  a.  unten  § 20. 

*)  Da  mehrere  päpstliche  Briefe  auf  Anfragen  antworten,  welche  in 
den  Briefen  des  Bonifatius  nicht  enthalten  sind,  ist  es  klar,  dass  ein  Tbeil 
der  Briefe  des  Letzteren  an  die  Päpste  untergegangen  ist 

*)  Vgl.  unten  § 20. 

*)  Man  hat  in  dieser  Hinsicht  geltend  gemacht,  dass  in  dem  Briefe 
des  Zacharias  bei  Jaffe  111  No.  67  S.  193  vom  1.  Mai  748  ein  Ueginfridoa 
Bodomagensis  episcopus  (als  Adressat,  nicht  ab  Absender,  wie  Hauok  1 
S.  621  Anm.  2 annimmt)  erwähnt  wird.  Dieser  Umstand  berechtigt  aber 
ebensogut  zu  der  Annahme,  dass  Orimo  i.  J.  748  bereits  verstorben  war. 

®)  Jaffe  111  No.  42  S.  112,  No.  43  S.  117;  vgl.  auch  Moeller  8.  70. 

Das  Cap  itulare  Karlmanni  principis  bei  Boretius  S.  24  (oben 
8. 107  Anm.  4)  zählt  als  Theilnehmer  am  Konzil  neben  Bonifatius,  Burchard  and 
Witta  nur  noch  die  Bischöfe  Kegenfrid  von  Cöln,  Wilbald  von  Eichstädt, 
Dadanus  (von  Utrecht,  vgl.  Rettberg  I S.  366,  Hahn  8.  34)  und  Edda  von 
8trassburg  auf.  Wenn  also  ein  Bischof  von  Erfurt  fehlt,  so  ist  dies  (gegen 
Hauck  1 S.  469  Anm.  1)  ein  Beweis,  dass  ein  solcher  Bischof  nicht  bestellt 
wurde.  Der  Annahme  HauckslS.  476  Anm.  lu.  MoellersB.  71,  Dadanus  sei 
der  Bischof  von  Erfurt  gewesen,  kann  man  schwerlich  beipfliohten.  Unl>ewiesen 
ist  die  Annahme  Eichhorns§132S.  406,  dass  Bonifaz  die  Bisthiimer  Büraburg 
und  Erfurt  zu  der  Diözese  Mainz  gezogen  habe,  als  er  letztere  i.  J.  747  erhielt. 

')  Vgl.  Hettberg  1 8.  361,  U 8.  367  f.,  Hahn  S.  26  f.  gegen  Hauck  1 
8.  467  Anm.  1. 

W0yl,  Fapttlhttin  onUr  den  KnroHngeni.  8 
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Somit  hat  weder  hinsichtlich  der  Bisthümer  noch  hinsichtlich 
der  ErzbisthUmer  die  von  den  Päpsten  dem  Statthalter  ertheilte 
Befugnis  der  Neueinrichtung  und  Neubesetzung  staatliche  An- 
erkennung gefunden.  Ebensowenig  gelang  es,  die  staatliche 
Anerkennung  zu  erlangen  fiir  die  den  Vikaren  gegebene  Ermäch- 
tigung, bischöfliche  Versammlungen  einzuberufen.') 

Zahlreich  sind  die  uns  mit  der  Korrespondenz  zwischen 
Bonifaz  und  Rom  erhaltenen  Aufforderungen  der  Päpste  an  ihren 
Vikar,  in  seiner  Eigenschaft  als  Generalstellvertreter  des  römischen 
Stuhles  Versammlungen  der  Geistlichkeit  abzuhalten. ')  Bonifaz 
seinerseits,  der  sich  vor  jedem  wichtigen  Schritte  mit  dem  Papste 
in  Verbindung  setzte,  erbat  sich,  als  ihn  Karlmann  mit  der  Be- 
rufung eines  Konzils  zur  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
des  Frankenreiches  beauftragt  hatte,  die  spezielle  Ermächtigung 
des  Papstes.*)  Freilich  that  er  dies  nicht  nur  darum,  weil  er, 


■)  Anders  freilich  Binterim  I S.  ISO;  vgl.  darüber  die  folgende  An- 
merkung. 

’)  Vgl.  Jaffi  III  Na  61  9?  162  (Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz 
V.  J.  746):  Tua  autem  reverentia,  ut  auxitiante  Domino  coepit,  vice  nostra 
volumns  ut  omni  anno  apto  tempore  in  Francorum  provincia  concilium  debeat 
celebrare.  — Auf  Baiem  und  Schwaben  beziehen  sich  die  Briefe  Gregors  III. 
bei  Jaffe  III  No.  37  S.  104  (v.  J.  737—739)  (Et  in  quo  vobis  loco  ad  cele- 
branda  concilia  convenire  mandaverit  . . . parati  esse  inveniamini ; quatenus 
oognoscamus  per  eins  mandatum  de  vestro  conventu)  und  No.  38  S.  106 
V.  J.  789  (De  ooncilio  vero  nt  inxta  ripam  Dannvii  debeas  celebrare  nostra 
vice,  praecipimns  fratemitati  tuae,  apostolica  auctoritate  te  ibidem  prae- 
sentari).  — Nicht  hierher  gehört  No.  66  S.  190  vom  1.  Kai  748,  weil  Zacharias 
dort  von  einer  ProvinzialsTnode  spricht,  zu  deren  Berufung  Bonifaz,  seit  748 
Erzbischof  von  Mainz,  berechtigt  war  (vgl.  oben  § 9 S.  86  Anm.  2).  Falsch  daher 
Binterim  S.  180.  Auch  Hefele  III  S.  667  und  Hahn  S.  113  heben  dies 
nicht  deutlich  genug  hervor  und  scheinen  an  ein  Reichs konzil  zu  denken. 
— Wenn  es  in  ep.  81  S.  227  heisst:  Sed  et  in  provincia  Francorum  nostra 
vice  concilium  habuisti,  so  bleibt  es  immerhin  möglich,  dass  sich  Papst 
Zacharias  geirrt  und  dass  Bonifaz  diese  Versammlung  nicht  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vikar,  sondern  in  der  als  fränkischer  Primas  (oben  § 9 S.  84  f.) 
znsammenberufen  bat 

')  Jaffö  III  No.  42  8.  112:  Notum  similiter  sit  patemitati  vestrae, 
quod  Garlomannus  dux  Francorum  me,  arcessitum  ad  se,  rogavit:  ut  in 
parte  regni  Francorum,  quae  in  sua  est  potestate,  synodum  cepere  congre- 
gare.  Et  promisit,  se  de  aecclesiastica  religione,  quae  iam  longo  tempore,  id 
est  non  minus  quam  per  sexaginta  vel  septuaginta  annos,  calcata  et  dissipata 
foitj  aliquid  oorrigere  et  emendare  veile.  Quapropter,  si  hoc  Deo  inspirante 
veraciter  implere  voluerit,  consilium  et  praeceptum  vestrae  anotoritatis,  id 
est  apostolicae  sedis,  habere  et  sapere  debeo.  Franc!  enim,  ut  seniores 
dicnnt,  plus  quam  per  tempus  octuginta  annorum  synodum  non  fecerunt  neo 
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in  Angelsachsen  sufgewachsen,  die  Idee  der  päpstlichen  Qewalt 
mehr  als  das  fränkische  Volk  im  Sinne  Korns  auffasste,  sondern 
zugleich  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  weil  er  nämlich  befürchtete, 
dass  die  fränkische  Geistlichkeit  seiner  Einberufung  nicht  ohne 
Weiteres  Folge  leisten  würde.  Denn,  wie  er  selbst  dem  Papste 
mittheilt,  hatten  die  Franken  schon  seit  länger  als  80  Jahren 
verlernt,  auf  Konzilien  zusammenzukommen.  Deshalb  wollte  er 
eine  höhere  Autorisation  erlangen,  indem  er  dabei  übersah,  dass 
der  fränkische  Klerus  zum  Zusammentritte  eines  Konzils  den 
Befehl  des  Herrschers  als  genügend  — und  zugleich  als  er- 
forderlich — erachten  musste.  In  der  That  wird  der  Einberufung 
des  Konzils  durch  Bonifaz  und  der  päpstlichen  Autorisation  für 
diesen  weder  in  dem  Sitzungsprotokolle  der  Reichsversammlung 
selbst  — des  bereits  mehrfach  erwähnten  Conoilium  Germanicum 
vom  21.  April  742  oder  743  — noch  in  den  übrigen  recht  ausführ- 
lichen Quellenberichten')  über  die  Versammlung  gedacht;  Bonifaz 
wird  nur,  gleich  den  Bischöfen  in  Karlmanns  Keichstheile,  als 


ircbiepiaoopnm  habaerant  neo  aecclesiae  canonioa  iura  alicnbi  fundabant  val 
renovabant. . . . Nam  si  per  verbum  vestrum  hoc  ne;;otiam,  dacerogante 
aapra  dicto , movere  et  incipere  debeo , praeceptum  et  iadicium  apostolicae 
aedia  cum  canonibaa  aeccleaiaatioia  praeato  habere  cupio.  DomögUcb  tat  es, 
mit  Ebrard  II  8.  1Ö8  f.  anzunehmen,  ep.  42  enthalte  den  Bericht  des 
Bonifaz  über  ein  bereits  abgehaltenes  Konzil  und  Zacharias  habe  es  nnr 
auf  ein  künftiges  bezogen,  weil  die  Worte  Namque  bis  emendare  veile  doppel- 
deutig seien.  Eine  solche  Doppeldeutigkeit  liegt  aber  keineswegs  vor  und 
namentlicb  wenn  man  den  Schlusssatz  Nam  si  etc.  ins  Auge  fasst,  leuchtet 
das  ein.  Auch  lässt  sich  annehmen,  dass  Bonifaz  gerade  über  das  erste  und 
als  solches  so  hochwichtige  Konzil  in  der  sonst  sehr  ausführlichen  ep.  42 
genauer  berichtet  hätte.  Endlich  sind  der  vorliegende  und  der  vorangehende 
Absatz,  welcher  die  Bitte  um  Bestätigung  der  drei  thüringischen  Bischöfe 
enthält,  dnmh  ein  similiter  verknüpft. 

■)  So  Ex  Uthloni  Vita  S.  Bonif.  bei  Jaffe  III  S.  495:  Cum  ergo 
Karlomanni  praecepto  sanctique  Bonifacii  consilio  synodal»  conventus 
haberetur;  ferner  Will ibaldi  Vita  S.  Bonif.,  cap.  VIII  ibid.  S.  459:  Con- 
venientibus  in  unum  episcopis  ac  presbiteris,  diaconis  atque  cleriois  omnique 
gradu  aecclesiaatico , quos  ....  Carlomannus  duz  sub  regni  sui  imperio 
adsoiscere  feoit,  quatenus  synodale  factum  est  ooncilium;  ibid.  9.  460  f. : 
Sanctus  . . . antistes  (i.  e.  Bonifatius)  . . . Charlomannum  ducem  ad  oongre- 
gandum  supra  dictum  synodorum  conventum  sepissime  incitavit.  Ein  chrono- 
logischer Irrthum  Willibalds  ist  es,  dass  er  Bonifatius  auf  S.  459  bei 
Erwähnung  seiner  Betheiligung  an  dem  Konzile  (vgl.  unten  8.  116)  bereits 
als  arohiepiscopns  Magontiae  civitati  . . . pontificatu  praesidens  bezeichnet. 
Dass  Willibald  das  sog.  Concilium  Uermanicum,  nicht  eine  spätere  Ver- 
sammlung im  Auge  hat,  ergiebt  auch  die  bald  darauf  (S.  461)  erwähnte 
Einsetzung  Burcbards  von  Würzburg. 

8» 
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Theilnehmer  an  dem  Konzile  und  an  den  Berathungen  aufgezählt  *) 
(und  daneben  vom  Protokoll,  wie  bereite  an  anderer  Stelle')  be- 
merkt wurde,  als  der  dem  Episkopate  Karlmanns  übergeordnete 
Metropolit  erwähnt'))  und  die  Biographien  des  Bonifaz')  heben 
auch  nur  hervor,  dass  auf  seinen  Rath,  seine  wiederholte  Mah- 
nung Karlmann  die  Versammlung  berufen  habe.  Dass  Karlmann 
es  gewesen  ist,  der  die  Versammlung  zusammentreten  Hess,  betont 
aber  auch  das  Kapitulare  selbst  mit  Deutlichkeit.') 

Selbstverständlich  nahm  Bonifaz  in  seiner  Eigenschaft  als 
„Abgesandter  des  hl.  Petrus“  und  weil  man  seine  unermüdliche 
Sorge  für  die  Besserung  der  kirchlichen  Zustände  anerkennen 
musste,  unter  den  anwesenden  Ueistlichen  eine  besonders  hervor- 
ragende Stellung  ein.  Der  Auffassung,  welche  Zacharias  von 
der  Statthalterschaft  hatte,  wäre  es  jedoch  entsprechend  gewesen, 
wenn  Bonifaz  den  Vorsitz  geführt  hätte.')  Es  ergeben  sich  aber 
keine  Anhaltspunkte  dafür,  dass  dies  in  der  That  geschehen  ist. 
Auf  einem  späteren  Konzile  freilich,  welches  Karlmann  und 
Pippin  im  Jahre  745  über  die  Irrlehrer  Clemens  und  Aldebert 
abhielten ')  und  zu  dessen  Einberufung  Zacharias  seinen  Statt- 
halter und  die  Pürsten  dringend  ermahnt  hatte,')  führte  Bonifaz 


*)  Karlmanni  principis  cspitnlars,  £ingfang,  Boretius  S.  24, 
oben  S.  107  Anm.  4. 

•)  Oben  § 9 S.  85. 

')  Ksrlmanni  prinoipii  oapitnlare  o.  1,  Boretius  8.  26,  oben 
§ 9 S.  83  Anm.  3. 

')  Oben  8.  116  Anm  1. 

*)  Karlmanni  principis  oapitnlare,  Eingang,  Boretius  8.  24: 
Ego  Karlmannns  ...  et  oonoilium  et  sjrnodum  . . . congregavi.  8ehr  ungenau 
daher  v.  Boss  8.  248:  „Das  Nationalooncil“  (gemeint  sind  die  National- 
concilien  überhaupt,  nicht  speziell  das  Concilium  Oermanioum)  „berief  der 
Primas  oder  päpstliche  Legat ....  Ausnahmsweise  beriefen  auch  die  Landes- 
fnrsten  Concilien  ....  Zu  den  National-  ...concilien  beriefen  die  deutschen 
Primaten  beziehentlich  die  Legaten  ....  die  Bischöfe“. 

•)  Irrig  V.  Buss  8.  260  No.  V. 

')  Ueber  dies  Konzil  vgl.  namentlich  Hefele  Ul  8.  622  ff. 

*)*Jaffe  lU  No.  50  8. 137;  Dum  ioxta  sancti  apostolatus  preceptionem 
. . . Bonifatius  episcopus  ...  in  provincia  Prancorum  synodum  aggregaasel ; 
et  reperisset  illio  falsos  sacerdotee,  hereticos  et  scismaticos,  id  est  Aldebertum 
et  Clementem  . . .;  ferner  ibid.  8. 138  (s.  nächste  Anmerkung)  und  8. 142:  Kotum 
est  cor  sancti  vestri  apostolatus,  ot  . . . Bonifatium  . . . episcopum  quamqoe 
Francorum  principes  commoneritis:  quatenus  in  )>artibus  illis  . . . concilium 
aggregarelur  saoerdotum.  — Ibid.  No.  62  8.  168:  Dum  sinodus  aggregata 
esset  . . . ioxta  noatnun  oommonitionem,  mediantibus  filiis  noatris  Pippino 
et  Carlomanno  principibus  . . .,  peragente  . . . vice  nostra  . . . BoniJatio. 
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(len  Vorsitz,’)  doch  wurde  derselbe  ihm  vielleicht  nur  deshalb 
eingeräurot,  weil  auf  diese  Weise  am  besten  ein  Streit  der  Brüder 
darüber  vermieden  werden  konnte,  wer  von  ihnen  persönlich 
präsidieren  sollte.*) 

Der  Nachfolger  des  Bonifaz  im  Vikariate,  Erzbischof  Wilchar 
von  Sens,  hat,  sofern  das  Stillschweigen  der  Quellen  über  diesen 
Punkt  als  Beweis  gelten  darf,  niemals  eine  fränkische  Episkopal- 
versammlung cinberufen  oder  geleitet. 

Als  Gesammtergebnis  des  vorliegenden  Paragraphen  ist  fest- 
zustellen, dass  zwar  sowohl  das  Papstthum  wie  Bonifaz  mit 
der  Statthalterwürde  die  wichtigen  Befugnisse  der  Missions- 
thätigkeit,  der  Errichtung  und  Besetzung  von  Bis- 
thümern  und  Erzbisthümern  sowie  der  Konzilsberufung 
verbunden  wissen  wollten,  dass  aber  der  Staat  diesen  beiden 
letzteren  Befugnissen  die  Anerkennung  versagte.  Ebenso  wird 
die  Sachlage  unter  Wilchar  gewesen  sein.  Gerade  der  Umstand, 
dass  die  tbatsächlichc  Machtstellung  der  Vikare  weit  zurückblieb 
hinter  der  ihnen  zugedachten,  und  die  geringe  Aussicht,  welche 
sich  speziell  unter  dem  straffgespannten  kirchlichen  Kegimente 
Earls  des  Grossen  für  Hebung  der  statthalterlichen  Befugnisse 
bot,  wird  neben  der  schon  an  anderer  Stelle  *)  betonten  Abnahme 


■)  Vgl.  Jaff6  III  No.  60  S.  138:  Postqaam  indigao  mihi  mandaitii, 
in  provincia  Francorum,  sicut  et  ipii  rogavemnt,  sacerdotali  concilio  et 
ainodali  conventui  praeease,  multaa  iniuriaa  et  peraecutionea  pataua  aum. 
maxime  aemper  a falaia  sacerdotibua.  — Auf  diese  Versammlung  bezieht  sich 
auch  der  Brief  des  Zacharias  bei  J affi  III  No.  öl  S.  149:  De  ajnodo  autem 
congregata  apud  Francorum  provinciam,  mediantibus  Pippino  et  Carlomanno 
ezcellentisaimis  bliia  noatris,  inzta  nostrarum  syllabarom  commonitionem, 
peragente  noatra  vice  tna  aanctitate,  qualiter  egiaaea,  oognovimua. 

‘)  Das  Konzil  fand  vielleicht  auf  neuatrischem  Boden  atatt,  so  dass 
Pippin  als  Landesherr  den  Anspruch  auf  den  Vorsitz  batte,  während  Karl- 
mann den  gleichen  Anspruch  als  der  Aeltere  der  Fürsten  erhob.  — Nach 
Eincmar,  op.  II  S.  667,  ep.  37  o.  5 und  nach  den  CapitulaCarli  Calvi  tit.27 
c.  7 bei  Sirmond,  op.  III  S.  99  (a.  unten  § 19)  bat  Bonifaz  und  mit  ihm  zu- 
gleich der  Bischof  Oeorgius  bezw.  auch  der  Sacellar  Jobannea  (im  Aufträge 
des  Papstes  Zacharias,  wie  Eincmar  sagt),  dem  Konzil  von  Lestines  (743) 
priuidiert;  doch  sind  beide  Nachrichten  unzuverlässig,  da  sie  wohl  eine  Ver- 
wechslung mit  der  Versammlung  von  Compiegne  enthalten  (vgl.  hierüber 
unten  § 19),  die  Nachricht  der  Capitula  Carli  Calvi  ausserdem  unrichtig 
Pippin  als  Einberufer  der  Versammlung  von  Lestines  bezeichnet.  — Ob 
Bonifatius  und  mit  ihm  die  beiden  päpstlichen  Gesandten  zu  Compiegne 
den  Vorsitz  geführt  haben,  lässt  sich  durch  andere  (^nellenbericbte  nicht 
ermitteln. 

•)  Oben  8.  102. 
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des  päpstlichen  ESnflosses  auf  das  fränkische  Kirchenrecht  dazu 
beigetragen  haben,  dass  Hadrian  nach  dem  Tode  des  Wilchar 
von  der  Ernennung  eines  neuen  Vikars  Abstand  nahm. 

Nichtsdestoweniger  muss  man  den  grossen  Erfolg,  den  das 
Papstthum  — wenigstens  unter  Karlmann  und  Pippin  sowie  in 
den  ersten  Regiernngsjahren  Karls  — im  Frankenreiche  erzielte, 
zum  wesentlichen  Theile  der  Einrichtung  eines  Vikariates  zu- 
schreiben. Denn  so  zweifellos  die  Verdienste  des  Bonifatius  um 
die  Reorganisation  der  fränkischen  Kirche  sind,  so  zweifellos 
seine  Persönlichkeit  den  äusseren  Anlass  für  den  Beginn  und 
die  lebhafte  Entwickelung  der  Beziehungen  des  Papstthuma  zum 
Frankenreiche  gab ')  und  so  zweifellos  Bonifaz  für  die  Anerkennung 
der  dogmatischen  Oberhoheit  Roms  gewirkt  hat,*)  ebenso  zweifellos 
dürfte  es  sein,  dass  die  Energie  des  grossen  Mannes  erlahmt  wäre, 
wenn  er  nicht  gegenüber  den  romfeindlichen  Gegenströmungen 
in  dem  Bewusstsein  seiner  hohen  Würde  und  hohen  Verant- 
wortung als  päpstlicher  Statthalter  einen  kräftigen  Rückhalt 
und  in  der  nahen  Verbindung  mit  den  Päpsten,  wie  sie  sein 
Amt  möglich  und  noth wendig  machte,  eine  stete  Zuflucht  ge- 
funden hätte. 

Zu  den  Ehren  Vorrechten  der  Statthalter  gehörten  das  Pallium 
und  die  erzbischöfliche  Würde  nicht  unbedingt,  die  Statthalter 
hatten  keinen  Anspruch  auf  diese  Auszeichnungen.  Zwar  sind 
die  vier  nachweisbaren  Statthalter  sämmtlich  Erzbischöfe  gewesen, 
auch  lässt  sich  vermuthen,  dass  nicht  nur  Bonifatius  und  Anskar, 
von  denen  dieses  quellenmässig  bezeugt  ist,*)  sondern  auch  Wilchar 
und  Ebo  das  Pallium  getragen  haben , indessen  rechtfertigt  die 
Thatsache,  dass  Bonifatius  sowohl  den  erzbischöflichen  Titel  als 
das  Pallium  erst  im  Jahre  732  erhielt,*)  also  ungefähr  lü  Jahre 
nach  seiner  Ernennung  zum  Statthalter,  die  Annahme,  Beides 
sei  nicht  nothwendig  mit  dem  Vikariate  verbunden  gewesen.*) 

Dass  die  Statthalterschaft  nur  vom  Papste  übertragen  werden 
konnte,  ist  selbstverständlich;  dass  hierzu  aber  ausser  dem 


■)  Oben  § 2 S.  7 ff. 

>)  Oben  g 6 S.[62  f. 

')  Vgl.  auch  fisuok  I S.  430  Uber  die  Auffassung,  welche  Bonifaz 
selbst  von  seiner  Statthalterschaft  hatte. 

‘)  Unten  g 20. 

•)  Unten  gg  16,  20. 

*)  Die  Bischofswürde  freilich  wm  als  Voraussetzung  der  aktiven 
Ordinationsfähigkeit  nothwendig.  Vgl.  oben  g 10  S.  92  Anm.  2 a.  £. 
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Einveratändnia  der  fräDkiachen ')  Staatagewalt  auch  die  Initiative 
deraelben  erforderlich  war,  ist  nicht  erweialich,  geht  auch  nicht 
aua  den  Beispielen  des  £bo  und  Anakar  hervor,')  da  die  Bitte 
Pippins  hier  vielleicht  nur  auf  Ertheilung  der  Ermächtigung  zur 
Mi  ssion  gerichtet  gewesen  ist. 

Der  künftige  Statthalter  musste  sich  zum  Empfange  seiner 
Würde  persönlich  nach  Born  begeben.  Von  Bonifatius,  Ebo  und 
Anskar  erfahren  wir  mit  Bestimmtheit,  dass  sie  in  Rom  zu 
Vikaren  ernannt  wurden,  und  auch  von  Wilchar  können  wir  das 
gleiche  mit  gutem  Grunde  ')  annehmen. ') 


Abschnitt  YI. 


§ 12. 

Der  Papst  nnd  die  Mission. 

Im  vorangehenden  Abschnitt  haben  wir  die  Missionsthätigkeit 
als  ausschliessliche  Aufgabe  der  Statthalter  Ebo  und  Anskar 
kennen  gelernt')  und  auch  festgestellt,  dass  die  nämliche  Thätig- 
keit  zu  den  Funktionen  gehörte,  welche  dem  Bonifatius  und  dem 
Wilchar  auf  Grund  ihres  Vikariates  oblagen.')  Die  fernere,  den 
Letztgenannten  zugedachte  Befugnis,  Bischöfe  zu  ordinieren  und 
— was  wenigstens  für  Bonifatius  nachweisbar  war  — geistliche 
Versammlungen  abzuhalten,  läset  sich  gleichfalls  aus  dem  Missions- 
berufe erklären,  insofern  zum  wirksamen  Abschlüsse  der  äusseren 
und  inneren  Mission  die  Organisation  von  Bisthümern  bezw.  die 
Reorganisation  von  Metropolen  gehörte  und  zur  Durchführung 


*)  Dass  zur  HeroTingerzeit  auch  die  Drlaubois  des  Kaiser«  von  Ostrom 
erforderlich  war,  habe  ich  in  meinem  Staatskirchenreoht  8.  14  f.  nachge- 
wiesen.  Die  Gründe,  weshalb  diese  Krlanbnis  Ostroms  unter  den  Karolingern 
nicht  mehr  nothwendig  schien,  sind  dieselben,  welche  in  gleicher  Hinsicht 
bezüglich  des  Palliums  unten  § 20  hervorgehoben  sind. 

>)  Oben  § 10  S.  102. 

Darüber,  dass  Wilchar  ursprünglich  suburbikanischer  Bischof  zu 
Hentana  war  und  erst  später  in  den  fränkischen  Kirchendienst  übernommen 
wurde,  s.  oben  § 10  8.  98. 

*)  Auob  von  dem  in  Aussicht  genommenen  Nachfolger  des  Bonifatius 
verlangt  2>acharias  in  dem  Briefe  bei  Jaffe  III  No.  48  S.  119  (oben  § 10 
8.  92  Aum.  2):  ut  huo  veniat  ordinandns. 

'}  Oben  § 10  8.  102. 

•)  Oben  § 11  8.  103. 
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der  inneren  Mission  die  Einberufung  von  Rcformkonzilien  er- 
forderlich war.  Freilich  ist  bei  beiden ')  Männern  die  Statt- 
halterschaft auf  eine  Generalstellvertretung  des  Papstes  gerichtet 
gewesen,  es  erklärt  sich  mithin  der  Vikariat  nicht  lediglich 
aus  der  Missionsaufgabe;  dennoch  aber  nahm  die  letztere  auch 
bei  Bonifaz  und  Wilchar  den  grössten  Raum  ein. 

Schon  dieser  Zusammenhang  des  Vikariates  mit  der  Aus- 
breitung der  reinen  christlichen  Lehre  orgiebt,  dass  der  Papst 
als  Spitze  und  Leiter  des  Missionswesens  galt.  Dafür  lassen  sich 
noch  andere  Belege  finden. 

Von  diesen  Belegen  sollen  zunächst  diejenigen  hervorgehoben 
werden,  welche  ersehen  lassen,  dass  auch  seitens  der  fränkischen 
Staatsgewalt  Rom  als  Ocntrale  des  Missionswesens  anerkannt 
wurde.  Es  folgt  dies  beispielsweise  daraus,  dass  der  friesische 
Heidenapostel  Willibrord  im  Jahre  695  von  dein  flausmeier 
Pippin  von  Heristal  nach  Rom  gesendet  wurde,’)  um  von  Papst 
Sergius  II.  die  Legitimation  für  seine  Arbeit  zu  erhalten’)  und 
mit  dem  päpstlichen  Aufträge  ausgerüstet  zu  werden;  desgleichen 
erfahren  wir  von  Ebo  und  Anskar,  dass  sie  von  Kaiser  Ludwig 
dem  Frommen  nach  Rom  geschickt  wurden,’)  and  die  Empfehlung, 
welche  Gregor  II.  dem  Bonifatius  mitgegeben  hatte,  veranlasste 
Karl  Martell  zur  Ausstellung  eines  Schutzbriefes  für  den  Missionär.’) 

Dieser  Schutzbrief  beweist  uns,  dass  sich  mit  der  Leitung 
des  fränkischen  Missionswesens  durch  den  Papst  eine  Betheiligung 
des  Staates  an  der  Missionsthätigkeit  verband;’)  diese  staatliche 


■)  Für  Wilchar  ergiebt  sich  dies  aus  der  Ermächtigung,  den  bisher 
italienischen  Presbyter  llsrinus  an  Stelle  des  Papstes  für  ein  fränkisches 
Bisthum  zu  ordinieren  (oben  § 10  S.  97  Anm.  5,  § 11  S.  104  Anm.  1);  dass 
Marinus  irgendwie  bei  der  innerfränkischen  Mission  thätig  sein  solle,  erhellt 
aus  den  Quellenberichten  nicht. 

•)  Vita  8.  Willibrordi  lib.  I c.  6 f.,  lib.  II  c.  3 ff.  bei  Jaffe  VI 
8.  46  f.  und  8.  66  f.;  vgl.  auch  unten  §§  lö,  19  und  Beda,  hist.  eccl.  V,  11 
ed.  Holder,  2.  Ausg.,  Freiburg  i.  Br.  1889,  S.  248  f. 

*)  lieber  die  Einsetzung  des  Willibrord  in  Utrecht  und  über  den  muth- 
masslichen  Znsammenbang  zwischen  Hissionswesen  und  Inanspruchnahme 
ezemter  BisthUmer  und  exemter  Klöster  durch  das  Papstthum  s.  unten  § 15 
8.  142  Anm.  1 a.  E. 

*)  Oben  § 10  8.  102. 

•)  Oben  § 2 8.  9 f. 

*)  Vgl.  auch  Oregors  II.  Brief  an  Bonifatius  bei  Jaff6  III  No.  25  8.  86: 
Pro  episcopo  illo,  qui  nunc  usque  desidia  quadam  in  eadem  gente  praedi- 
cationis  verbum  disseminare  neglexerat  ....  Carolo  excellentissimo  filio 
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Betheiligung  Uusscrte  sich  bei  Karl  Martell  selber  nur  durch  Auf- 
nahme des  Bonifatius  in  den  Königsschutz  und  durch  das  an 
die  Würdenträger  seines  Reiches  gerichtete  Verbot,  die  Unter- 
nehmungen des  Bonifatius  zu  kreuzen ; ’)  bei  Pippin  von  Heristal 
und  Kaiser  Ludwig  dagegen  äusserte  sie  eich  in  der  Initiative 
zur  Missionsarbeit  des  Willibrord,  Ebo  und  Anskar;  bisweilen 
endlich  — namentlich  unter  Karl  dem  Grossen  gegenüber  den 
Sachsen  — haben  sich  Missionspolitik  und  Eroberungspolitik 
verbunden,  indem  versucht  wurde,  statt  mit  dem  Kreuze  mit 
dem  Schwerte  die  Ausbreitung  des  Christenthums  durchzusetzen. 

Für  die  staatliche  Mitwirkung  in  Missionsangelegenheiten  ist 
es  auch  beweisend,  dass  Bonifatius  die  Nachfolge  des  Lullus  in 
der  Heidenbekehrung  von  der  Genehmigung  König  Pippins  ab- 
hängig machte;')  für  das  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papst- 
thum lässt  sich  endlich  geltend  machen,  dass  sich  Bonifatius  zu 
seiner  letzten  Missionsreise  sowohl  die  Genehmigung  des  Königs 
wie  die  des  apostolischen  Stuhles  ertheilen  Hess,')  dass  für 
Willibrord  zu  der  päpstlichen  Weihe  die  ,iussio‘  des  Hausmeiers 
Pippin  von  Heristal  hinzukara ')  und  dass  auch  der  Friesen- 
missionar Gregor  von  Utrecht  neben  der  päpstlichen  die  könig- 
liche ,auctoritas‘  erhielt') 


nostro  patricio,  nt  eam  conpescat  suadentea,  patemia  litteria  aoripaimna. 
Auch  dieaem  Biachof  acheint  Hiaaionathätigkeit  anvertraut  gewesen  zu  sein. 

')  Oben  § 2 S.  9 Anm.  5 und  6. 

•)  Oben  § 10  S.  91  Anm.  1. 

’)  FaaaioS.  Bonifatii  bei  J aff 6 III S. 477:  Noviaaime autem  precepto 
Bomani  pontificia  et  conailio  venerandi  principia  Pippini  et  aynodalia  anc- 
toritatis  licentia  et  omnium  epiacoponim  et  abbatum  nec  non  canonicomm 
et  monacborum  omniumque  christianomm  ad  auam  dioceaim  pertinentium, 
profectua  eat.  Vgl.  oben  § 11  S.  109  Anm.  5. 

*)  V ita  S.  Willibrordi  lib.  I c.  8 bei  J affe  VI  S.  46:  Accepta  etiam 
apoatolicae  auctoritatia  benedictione,  com  maiore  fidutia  devotua  verbi  Dei 
praedicator  ad  praefatum  Francorum  ducem  regreaaua  eat.  Qui  eum  cum 
aumma  honoria  magnificentia  receptum,  cum  auae  poteetatia  iuaaione  (wohl 
— Sebutzbrief,  wie  bei  Bonifatiua)  in  opua  euangelii  direxit 

*)  Vita  Qregorii  abbatia  Traiectensia  o.  14  bei  Mabillon,  Acta  Sanc- 
torum,  aaeo.  III  pars  2,  Venetiia  1734,  S.  298:  Beatus  Uregorina  a Stephano 
apoatolicae  aedia  praeaule  et  ab  iUuatri  et  religiöse  rege  Pippino  anaoepit 
auctohtatem  aeminandi  verbnm  Dei  in  Freaonia. 
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Abschnitt  YII. 

§ 13. 

Der  Papst  und  die  Klöster. 

Wiewohl  das  Kloster weeen  im  Fraukenreiche  seit  dem  6.  Jahr- 
hundert zu  bedeutender  Entwickelung  gediehen  war,  finden  wir 
Beziehungen  des  Papstthums  zu  den  fränkischen  Klöstern  nur 
in  äusserst  wenigen  Fällen  überliefert.  Wenn  wir  absehen  von 
einer  Reihe  gefälschter  ’)  oder  doch  in  höchstem  Maasse  ver- 
dächtiger*) Urkunden  und  wenn  wir  ferner  absehen  von  den 
Privilepen  der  Päpste  Hadrian  I.  (772 — 795),  Leo  III.  (795 — 816) 
und  Stephan  IV.  (816 — 817)  für  das  Kloster  Reichenau,  deren 
Existenz  aus  einer  Urkunde  des  Papstes  Innocenz  III.  v.  J.  1207 
ersichtlich  ist,*)  über  deren  Inhalt  sich  jedoch  nichts  Näheres 

’)  Vgl.  1)  aut  der  Zeit  vor  Bonifaz  die  Urkunden  bei  Jaffi,  Reg. 
No.  2047  f.  8.  228,  2074-2077*8.  232,  2083  -2084  8.  234,  2087  8.  286,  2127  f. 
8.  242  (hierzu  vgl.  oben  g 1 S.  6 Anm.  6);  aut  der  tpäteren  Zeit:  2)  die 
beiden  Privilegien  für  Hertfeld  (Jaffc  No.  2383  f.  8.  2Ä,  Wenk,  hettitefae 
Landetgetcbichte  mit  einem  Urkundenbuoh,  Frankfurt  und  Leipzig  1789, 
Urkunde  2 und  3 8.  4 und  ö und  dazu  Rettberg  1 S.  677  f.,  Abel  I 
8.  206,  Harttung  8.  140  f.;  3)  das  Privileg  Hadrians  I.  für  St.  Denys  v.  J. 
786  (Hanti  XU  8.832,  Jaffi  No.  2464  8.300  und  darüber  Hintchius  II 
8.  336  f.  Anm.  2 gegen  Abel  I 8.  647);  4)  das  Privileg  Hadrians  I.  für 
das  Uartinskloster  zu  Tours  v.  J.  786  (Jaffe  No.  2462  8.  300,  Hinschiua 
a,  a.  0.),  Abel  I 8.  546  Anm.  3,  Harttung  8.  119  flf. 

’)  Verdächtig  sind;  1)  die  bei  Mansi  XI  S.  103  f.  abgedruckte  Urkunde 
des  Papstes  Adeodatus  (672  — 676)  für  das  Uartinskloster  zu  Tours.  Vgl. 
darüber  (gegen  Hinschius  II  8.5  Anm.  3,  Richter-Dove  8.60  Anm.  1 
und  Blumenstock,  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter,  Innsbruck  1890, 
8.  29)  Harttung  8.  120,  Jaffe  No.  2106  8.  237,  Dahn  8.  717  und  oben 
§ 1 8.  6 Anm.  9 sub  d;  2)  die  Urkunde  Stephane  U.  für  Fulrad  von  St.  Denyt 
y.  J.  767,  Jaffe  No.  2331  8.  276,  welche  in  beiden  bei  Mansi  XU  8.  651 
abgedmokten  Formen  günstigenfalls  als  unzuverlässige  Ueberarbeitung  eines 
verloren  gegangenen  Originals  erscheint  Vgl.  Hinschius  II  8. 333  Anm.  2, 
Harttung  8.  70  ff.  und  auch  Blumenstock  a.  a.  O.  8.  31;  3)  die  das 
Salvatorkloster  zu  Fulda  betreffenden  Urkunden  Oregors  IV.  v.  J.  828.  Vgl. 
(gegen  Blumenstock  8.  30)  Jaffe  No.  2568  , 2669  8.  323,  Harttung 
8.  370. 

•)  Jaffe  No.  2488  8. 306,  2538  8.  316,  2543  8.  317,  Potthaat,  RegosU 
pontiflenm  Romanorum,  vol.  II,  Berolini  1875,  S.  2060  No.  3056a— !fö660. 
Die  Urkunde  ist  abgedrnckt  bei  Neugast,  Episcopatns  Constantiensit,  p.  I 
tom.  U,  Fribnrgi  Brisgoviae  1862,  No.  22  8.  608;  ihr  hier  in  Betracht 
kommender  Text  lautet:  Augente  Monasterium,  qnod  utique  beati  Petri 
iuris  existit  ...  ad  exemplar  felicis  recordationis  predecettorum  nottrorum 
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festatellen  läset,')  so  bleiben  nur  die  folgenden  beiden  f^älle  übrig: 
Bonifatius  erhielt  im  Jahre  757  für  das  von  ihm  gegründete  Kloster 
Fulda  ein  Privileg  des  Papstes  Zacharias,  der  Abt  Angilbert  im 
Jahre  800  ein  solches  des  Papstes  Leo  III.  für  das  Kloster  des 
bl.  Salvator  und  des  hl.  Richar  zu  Centula.  Beide  Urkunden 
bedürfen  der  näheren  Betrachtung. 

Das  Fuldaische  Privileg  des  Papstes  Zacharias,*)  welches 
noch  Rettberg*)  und  Hahn*)  für  eine  Fälschung  hielten, 
dessen  inhaltliche  Echtheit  (wenn  auch  nicht  die  Originalität 
der  überlieferten  Formen)  aber  seit  den  eingehenden  Unter- 
suchungen von  Sickel*)  und  Harttung*)  zweifellos  ist,*) 
schliesst  sich  eng  an  das  für  Klosterprivilegien  übliche  Schema 
der  römischen  Kanzlei  an ')  und  bestimmt  unter  Androhung  des 
Bannes  gegen  Jedermann,  der  das  Privileg  verletzen  würde,*) 


Romanorum  pontificum,  Adriani,  Leonis,  Stephani,  Johannis  . . . sub  sancte 
Romane  eoolesie  tntela  et  proteotione  sasoipimus  et  omnem  Ubertatem,  a 
prefatis  a predeoessoribas  nostris  oidem  collatam,  preaenti  sibi  privilegio 
confirmamns. 

')  Dass  schon  die  Bullen  dieser  Päpste  „Exemtionsarkunden"  waren, 
wie  Blumenstock  S.  30  meint,  folgt  aus  der  Bulle  des  Papstes  InnocenzIII. 
nicht  mit  Nothwendigkeit. 

*)  Jaffe  ill  No.  80  S.  222.  Zacharias  schreibt  an  Bonifatius:  Petisti 
ut  monasterium  . . . a te  fundatum  esse  . . . illud  . . . monasterinm  nomini 
too  privilegio  sedis  apostolice  munire.  Quod,  votis  tuis  acquieacentes,  ordi- 
navimus  iuxta  desiderium  et  petitionem  tuam.  — lieber  die  Lösung  eines 
scheinbaren  Widerspruches  zwischen  dem  Inhalte  der  von  Bonifatius  aus- 
gesprochenen Bitte  (Jaffe  UI  No.  79  S.  219  f.)  und  dem  Inhalte  des 
Privilegs  (Rettberg  1 S.  614  f.)  vgl.  Oelsner  8.  58  f. 

•)  Rettberg  I S.  615  ff.,  U 8.  677. 

*)  Hahn,  Exkurs  26  8.  227. 

*)  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  U,  40,  IV,  49,  Wiener  Sitzungs- 
berichte 39  8.  142,  47  8.  611. 

*)  Harttung,  dipl.  Forschungen,  8.  193—366. 

Auch  Kaufmann  8.  286,  361,  Dahn  8.  864,  Philipps,  Kirchen- 
recht, Bd.  7 Abth.  2 (Regensburg  1872)  8.  936  f. , v.  Buss  8.  318  ff.  und 
v.  Scherer  ebenda  Anm.  1,  Blumenstock  in  der  oben  8.  122  Anm.  2 
citierten  Schrift  8.29,  Oelsner  8.  60  ff.,  Hauck  1 8.  536  i und  Hoeller 
8.  76  nehmen  die  Echtheit  des  Privilegs  am;  Waitz  UI  8.  435  Anm.  4 
äussert  sich  über  diese  Frage  nicht.  Bei  Richter,  Annalen  U findet  sich 
ein  Widerspruch  zwischen  8.  1 Anm.  a und  8.  665,  der  sich  jedoch  daraus 
erklärt,  dass  die  erste  Hälfte  der  Abtheilung  U von  Richter,  die  zweite 
von  Kohl  entworfen  ist. 

*)  Vgl  Jaffd  lU  S.  228  Anm.  1,  Sickel,  über  diumna  S.  23  f., 
de  Roziere  S.  68  ff. 

*)  Oben  g 8 S.  73  Anm.  6. 
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dass  Fulda  dem  apoetolischen  Stuhle  allein  und  unmittelbar 
unterworfen  und  von  jedem  Eingriffe  eines  Geistlichen  befreit 
sein  solle. 

Für  fränkische')  Klöster  enthält  dies  Privileg  eine  Neuerung 
oder  wenigstens  den  ersten  nachweisbaren  Fall;  im  Uebrigen 
bilden  ein  Analogon  die  Bestimmung  des  Papstes  Sergius,  dass 
Utrecht,  und  die  Bestimmung  des  Papstes  Zacharias,  dass  Wiirz- 
burg,  Erfurt  und  Büraburg  sowie  Utrecht  unmittelbar  dem  päpst- 
lichen Stuhle  unterworfen  und  keinem  Metropolitanverbande  zu- 
gehörig sein  sollten.') 

Während  aber  slaatlicherseits  die  unmittelbare  Beziehung 
der  vorgenannten  BisthUmer  zum  Papste  wahrscheinlich  unberück- 
sichtig^t  geblieben  ist,')  hat  uns  der  Biograph  des  Bonifatius, 
Othlo,  eine  — ebenfalls  ihrer  Echtheit  nach  früher  lebhaft  ange- 
zweifelte ')  — Urkunde  König  Pippins  überliefert,  durch  welche 
er  mit  Genehmigung  seiner  Bischöfe  und  der  übrigen  Getreuen 
das  päpstliche  Privileg  unter  wörtlicher  Anlehnung  an  dasselbe  im 
Allgemeinen  (mit  Ausschluss  allein  der  päpstlichen  Jurisdiktion*)) 
bestätigt.  ’’) 


')  Der  hauptsächlichste  Inhalt  des  Privilegs  lautet  nach  dem  Karlsruher 
Codex,  von  welchem  der  Münchener  im  Wesentlichen  nur  durch  andere 
Schreibweise  und  Stellung  einzelner  Worte  abweicht,  folgendermassen : Quia 
postulaati  a nobis,  qnatenus  monasterium  ....  privilegii  sedis  apostolicae 
infulis  decoretur,  ut  sub  iurisdicione  sanctae  ncstrae,  cui  Deo  anctore 
deservimus,  eclesiae  constitutum,  nullius  alterius  eclesiae  iurisdicionibus 
submittatur;  pro  qua  re  piis  desideriis  faventes,  bac  nostra  auctoritate  id, 
quod  exposcitur,  eiTectui  mancipamus.  Et  ideo  omnem  eniuslibet  eclesiae 
sacerdotem  in  prael'ato  monasterio  dicionem  quamlibet  habere  aut  auctori- 
tatem  praeter  sedem  apostolicam  prohibemus:  ita  ut,  nisi  ab  abbate  monasterii 
fuerit  invitatus,  nec  missarum  ibidem  solempnitatem  quispiam  praesumat 
omnimodo  celebrare,  ut  profecto,  iuxta  id  quod  subiectum  apostolicae  sedi 
firmitate  privilegii  consistit,  inconcusse  dotatuin  permancat  locis  et  rebus. 
Der  Karlsruher  Codex  enthält  dann  noch  den  Vermerk,  dass  sich  vorstehendes 
Privilegium  auch  auf  den  späteren  Erwerb  des  Klosters  beziehe.  Beide 
Codices  schliesscn  endlich  mit  der  Banndrobung  (oben  § 8 S.  78  Anm.  6). 

*)  Für  angelsächsische  Klöster  waren  derartige  Privilegien  schon 
seit  längerer  Zeit  üblich  gewesen;  vgl.  Pfahl  er  S.  25ö. 

’)  Oben  § 11  S.  lOö  Anm.  5 und  unten  § 15  S.  142  Anm.  1 a.  £. 

Ebenda. 

‘)  Vgl.  gegen  HarttungS.  220,234,263  die  Bemerkungen  bei  Boehmer- 
Hnhlbacher  S.31  No.  70,  Sickel,  Beiträge  IV  S.  598—609,  Oelsner  S.  65. 

*)  Genaueres  hierüber  unten  § 17. 

ExOthloniVitaS.Bonif. bei Jaffä III S. 500 (Sickel, Urkunden 
P.  7 S.  2);  Qnia  veneranda  patemitas  toa  nostram  exoellentiam  postnlavit  pro 
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Dieser  Umstand  und  ebenso  eine  spätere  Rechtsprechung 
Karls  und  seiner  Bischöfe,  durch  welche  eine  von  dem  Wür2- 
burger  Bischof  Bernwolf  vorgenommene  Ordination  für  unstatthaft 
erklärt  worden  ist,‘)  beweisen,  dass  dem  Privilegium  des  Zacharias 
nicht  nur  formelle,  sondern  auch  materielle  Anerkennung  zu 
Theil  wurde. 

Das  Privileg  für  Angilbert  wurde  am  Tage  der  Kaiser- 
krönung Karls  (25.  Dezember  800)  verliehen  und  zwar  auf  Bitte  des 
Angilbert  selbst  sowie  des  Bischofs  Jesse  von  Amiens  und  des 
Kaisers.')  Sein  Inhalt*)  geht  dahin,  das  Büoster  solle  unabhängig 


moDsaterio,  qaod  t te  noviter  conatmctum'eit  . . . ut,  aicut  ex  suotoritate 
aancti  Petri  principia  spoatolorum , pro  qao  legetione  fungeria,  pririlegio 
aedia  apoatolicae  aublimatum  esae  conatat,  ita  etiam  noatrae  aaotoritatia 
praccepto  roboretur,  placuit  nobia  petitioniboa  toia  aaaenaum  praebere.  £t 
ideo  hanc  noatrae  praeceptionia  aeriem  . . . conacribi  iaaaimua.  Per  quam 
Privilegium  aedia  apoatolicae  . . . cum  conaensu  epiacoporum  caeterorumque 
fidelium  noetrorum  per  omuia  roboramua;  praecipientea,  ut  nullua  aacerdotum 
in  regno  noatro  ...  in  praefato  monaaterio  ditionem  aliqnam  aibi  vendioet 
praeter  aedem  apoatolicam,  ita  ut,  niai  ab  abbate  monaaterii  fuerit  invitatua, 
nec  roiaaarum  aollemnia  ibidem  quiaquam  praeaumat  celebrare,  aed  iuzta  id, 
quod  aubiectum  conatat  apoatolicae  sedi,  6rmitate  privilegii  inconcuaae  robo- 
ratum  permanent  £a  folgt  die  Auadehnung  dea  Privilega  auf  den  künftigen 
Erwerb  dea  Kloatera  und  die  fiemerknng,  daaa  die  Zuwiderhandelnden  der 
päpatliche  Bann  gemäaa  dem  Privileg  treffen  aolle  (oben  § 8 S.  76  Anm.  7). 

')  Oelaner  S.  64,  Duemmler,  lieber  eine  verachoUene  Puldiache 
Briefaammlung  dea  9.  Jahrbunderta  (Porachungen  zur  deutschen  Qesohiobte  Y) 
S.  369,  Boehmer-Will  B.  46  No.  7.  — Unrichtig  daher  Abel  1 8.  516, 
indem  er  einen  andern  Vorfall  als  „die  einzige  Haaaregel  von  Bedeutung, 
die  aus  der  Amtsführung  Bemwelfs  überliefert  ist“,  ansieht 

’)  Vgl.  in  der  folgenden  Anmerkung  die  Worte;  pro  voto  ezcellentiasimi 
filii  noatri  glorios!  anguati  Karoli. 

*)  Das  Privileg  ist  überliefert  durch  Mabillon,  Annalea  Ordinis  S. 
Benedicti,  tom.  II,  Lutetiae-Parisiorum  1704,  p.  349;  Habil  Ion  selbst  be- 
merkt dazu;  Eiua  privilegii  fragmentum  Paulus  Potavius  in  sjntagmate 
Nithardi  retulit  ex  codice  olim  auo,  nunc  bibliothccae  Üttobonianae.  Die 
wichtigsten  Bestimmungen  des  Privilega  sind  nachstehende ; Leo  episcopua  . . . 
Omnibus  arohiepiscopia  et  episcopis  per  totam  Oalliam  constitutia. . . . Deore- 
vimus  anggestione  fratria  et  coepisoopi  noatri  Jesse  Ambianensium  antistitis, 
simulque  Angilberti  abbatis,  quam  in  praesentia  glorios!  atque  excellentissimi 
filii  noatri  Karoli,  quem  auctore  Deo  in  defensionem  et  proventum  aanotae 
universalis  ecoleaiae  in  augustum  hodie  saoravimua,  nobia  intimarunt,  paterna 
pietate  auacipere  atque  hanc  paatorali  sollicitudine  confirmare.  Deoemendo 
igitnr  statuimus  et  beati  Petri  apostolorum  principis  auctoritate  aanoimna, 
ut  monaaterium  aancti  Salvatoria  aanctique  Ricbarii  oonfessoris,  situm  in 
pago  Pontivo,  vico  Centula  , . . , cui  scilicet  memoratua  abba  Angilbertus 
praeease  oognoaoitur,  immune  ao  quietum,  et  omnimodia  liberum  ait,  ut  nemo 
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und  frei  sein  von  Eingriffen  der  Könige,  der  Bischöfe  und  anderer 
Machthaber,  speziell  auch  des  Bischofs  von  Amiens,  sofern  dieser 
nicht  durch  besondere  Aufforderung  des  Abtes  zur  Yomahme 
kirchlicher  oder  kirchenregimentlicher  Handlungen  ermächtigt 
werden  würde;  der  Besitzstand  des  Klosters  und  die  Anordnungen 
des  Abtes  sollen  vor  jeder  Anfechtung  geschützt  bleiben,  die 
Abtwahl  solle  lediglich  von  dem  Willen  der  Klosterbrüder  und 
der  Zustimmung  des  Frankenkönigs  abhängen;  ferner  dürfe  den 
Abt  „unter  dem  Vorwände  eines  Konzils  oder  einer  Synode 
Niemand,  ausgenommen  allein  auf  Ermächtigung  des  römischen 
Stuhles,  irgendwohin  kommen  heissen,  berufen  oder  einladen“.  ‘) 
Die  in  letzterer  Bestimmung  zum  Ausdruck  gebrachte  Be- 
fugnis des  Papstes,  das  Kloster  und  seinen  Vorsteher  im  Einzel- 
falle den  Anordnungen  der  Episkopalversammlungen  zu  unter- 
werfen und  so  den  für  Klöster  gültigen  Normalzustand  wieder- 
herzustellen, versteht  sich  insofern  von  selbst,  als  Rom  es  ist, 
welches  das  Privileg  ertheilt,  also  auch  nur  Rom  es  sein  konnte, 
welches  Ausnahmevorschriften  von  dem  Inhalte  des  Privilegs 
treffen  durfte.  Weitergehende  Vorrechte  des  päpstlichen 
Stuhles  sind  in  dem  Privileg  nicht  enthalten  und  es  muss  als 
Irrthum,  mindestens  aber  als  unzulässige  Uebertreibung  bezeichnet 
werden,  wenn  Jaffö-Ewald*)  aus  dem  Privileg  eine  unmittelbare 


regom,  nemo  pootiBcnm,  vel  alterias  ouiuilibet  potestatii,  nunc  et  per  fatura 
tempora  ipeiai  loci  abbatem  qualioumque  nomine  coromovere  aut  inqnietare 
conetor,  neo  in  reboi  ad  eundem  locnm  pertinentibus  nllam  dominationem 
aut  ordinationem,  een  praeoocupationem  vel  diminutionem  uaurpare  attentet: 
•ed  abbai  loci  ipaiua  hoc  praesenti  apoitolicae  auctoritatia  privilegio  fretna, 
omnia  , . . libere  et  quiete  poaaideat  atque  inconenaae  ordinet  et  diaponat; 
neque  concilü  aut  aynodi  obtentu  eum  quiaqnam,  excepta  dumtaxat  Romanae 
aedia  auctoritate,  quolibet  venire  ant  vocare,  vel  invitare  praeeumat;  qoatenua 
lana  et  honor  Dei  omnipotentia  in  eodem  loco  pro  voto  excellentiaaimi  filii 
noatri  glorioai  angnati  Karoli,  quanto  liberioa,  tanto  aollicitiaa  et  aconmulatina 
in  perpetuom  celebretur.  . . . Nec  in  aliquo  epiacopua  Ambianicae  aedia  de 
eooleaiia  ant  clericia  einadem  loci  sc  intromittat,  niai  forte  voluntas  abbatia 
illnm  rogando  invitaverit,  ut  aliquam  conaecrationem  vel  ordinationem,  aen 
praedioationem  aut  inveatitnram  exerceat.  . . . Cum  vero  abbaa  loci  de  hac 
vita  migraverit,  nulla  poteataa,  nnllaque  nobilitaa  mundi  in  eligendo  abbate, 
sive  loci  procumtione  praevaleat:  aed  in  fratrum  arbitrio  conaiatat,  nt  quem- 
cumque  . . . eligerint,  hunc,  annnente  rege  Francorum,  qui  tune  fnerit, 
aortiantur  abbatem.  Die  Banndrohung,  welche  den  Schluaa  dea  Privilegs 
bildet,  ist  oben  § 8 S.  75  Anm.  3 abgedruckt. 

')  Wegen  dieses  Satzes  vgl.  unten  § 17. 

*)  Bei  Jaffd,  Reg.  No.  2504  S.  310;  hier  wird  als  Inhalt  dea  Privilegs  an- 
gegeben, dass  der  Papst  omnibus  arohiepiacopis  et  episoopis  per  totam  Oalliam 
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Unterordnung  des  Kloatere  unter  fiom  herauslesen.  Das  Kloster 
sollte  — von  jener  einen  Möglichkeit  abgesehen  — von  Kom  selbst 
ebenso  unabhängig  sein,  wie  von  den  Episkopalversammlungen, 
wie  vom  Diözesanbischof  von  Amiens  und  wie  — ausgenommen 
hinsichtlich  der  Abtwahl  — von  der  weltlichen  Macht. 

Mühlbacher, ‘)  dem  sich  Jaffö-Ewald  *)  anschliesst,*) 
hält  das  Privileg  für  „unecht  und  daher  geschichtlich  werthloe“, 
ohne  indessen  seine  Ansicht  näher  zu  begründen,  ln  Wahrheit 
lassen  sich  diplomatische  Argumente  gegen  die  Urkunde  nicht 
Vorbringen*)  und  auch  ihr  Inhalt  bietet  nichts  Ungewöhnliches 
Bedenkliches,  wenn  man  erwägt,  dass  er  sich  im  Allgemeinen 
mit  dem  Inhalte  des  Privilegs  für  Fulda  deckt  und,  was  im 
Besonderen  die  Stellung  Roms  zu  dem  Kloster  anbetriffl,  hinter 
den  Anordnungen  der  Urkunde  für  Fulda  sogar  zurückbleibt. 

Auf  die  Bestimmungen  der  Letzteren  muss  noch  mit  einigen 
Worten  zurück  gegangen  werden. 

Die  unmittelbare  Unterordnung  eines  Klosters  unter  den 
römischen  Stuhl  hätte,  wenn  sie  häufiger  vorgekommen  wäre,  auf 
die  streng-nationale  Basis  des  fränkischen  Staatskirchenrechts  zer- 
störend wirken  können.*)  Die  Nichtezistenz  ähnlicher  Privilegien*) 
in  Verbindung  mit  dem  Umstande,  dass  uns  Klosterprivilegien 
an  sich  aus  jener  Zeit  in  grosser  Anzahl  erhalten  sind,  ergiebt 
aber,  dass  wir  in  dem  Privileg  für  Fulda  einen  ganz  vereinzelten 
Fall  erblicken  müssen,  weicher  ausnahmsweise  zu  Gunsten  des 
Bonifatius,^)  des  bewährten  Beorganisators  der  fränkischen  Kirche, 
zugelassen  wurde.  Zugleich  beweist  das  Privilegium  des  Königs, 


nnntiat,  se  monasteriam  Centulense  aub  nnius  sedis  Romana« 
poteatatem  redegiaae.  Aehnlioh  meint  Tb ijm,  Karel  8.439  (vgl.  Karl 
8.  285),  daa  Privileg  habe  de  omnidellijke  afbankelijkbeid  van  Rome  bestimmt. 

')  Boebmer-Mühlbacher  No.  362d,  8.  148. 

*)  J aff 4 a.  a.  O. 

*)  Neutral  verhält  sich  zu  dieser  Frage  Simson  bei  Abel  II  8.  209 
Anm.  3,  für  eoht  hält  das  Privileg  Thijm,  Karel  8.  439,  Karl  8.  285. 

*)  Insbesondere  ist  zu  bemerken,  dass  die  historischen  Tbatsachen, 
welche  die  Urkunde  erwähnt  — Karls  Kaiserkrönung  durch  den  Papst 
sowie  die  Anwesenheit  des  Abtes  Angilbert  und  des  Bischofs  Jesse  zu  Rom; 
vgl.  zu  letzterem  Punkte  Abel  II  8.  187  Anm.  1 — durch  anderweitiges 
(^uellenmaterial  genugsam  bestätigt  sind. 

*)  Vgl.  Kaufmann  8.  286,  361. 

*)  Ungenau  fasst  Richter-Do ve  8.  60  das  Privileg  für  Fulda  nur 
als  ein  Beispiel  fBr  etwas,  was  häufig  der  Fall  gewesen  sei,  auf. 

')  Das  bebt  der  Eingang  des  Privilegs  hervor:  Othlo  bei  Jaffö  III 
8.  500  (oben  8.  134  Anm.  7). 
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dM8  die  päpstliche  Aourdnung  nur  bei  ausdrücklicher  staatlicher 
Genehmigung  Hechts  Wirksamkeit  gewinnen  konnte;  die  ähnlichen 
Anordnungen  der  Päpste  für  die  Bistliümer  Utrecht,  Würzburg 
und  Büraburg  mussten  schou  darum  ohne  Bedeutung  bleiben, 
weil  ihnen  die  Bestätigung  des  Fürsten  fehlte.  *) 

Während  es  sich  bei  Fulda  um  königliche  Bestätigung  eines 
päpstlichen  Privilegs  handelt,  lässt  sich  der  umgekehrte  — zur 
Merovingerzeit  bisweilen  begegnende  — Fall  der  päpstlichen 
Bestätigung  eines  königlichen  Klosterprivilegs  nicht  nachweisen. 


Abschnitt  YIII. 

Der  Papst  und  die  Kirchenämter. 

§ 14. 

Die  Neaeinriehtuniit  nnd  Abgrenznner  von  KirchenSmteru. 

Bei  der  Neueinrichtung  von  Bisthümern  läset  sich  eine  Mit- 
wirkung des  Papstes  nur  in  einem  Falle  nachweisen , *)  nämlich 
als  Bonifatius  in  Thüringen  die  drei  Bisthümer  Würzburg,  Büra- 
burg und  Erfurt  gegründet  hatte.  Doch  wurde,  wie  wir  in  § 11 
gesehen  haben,  der  päpstlichen  Bestätigung  für  die  neuen  Bis- 
thümer von  dem  Hausmeier  Karlmann  keine  Beachtung  geschenkt. 


')  üeber  die  weitere  Entwickelung  des  päpstlichen  Elosterschntzes  und 
die  päpstlichen  Privilegien  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts 
t.  Blumenstock  S.  80  f. 

*)  Vgl.  meine  Merovingerzeit  S.  12. 

')  Nach  der  Unterwerfung  Sachsens  hat  Karl  daselbst  Bisthümer  ohne 
jede  päpstliche  Mitwirkung  eingerichtet.  Vgl.  Ann.  Lauresh.  ad  a.  780 
M.  O.  SS.  I S.  81 : Domnus  rez  Carlus  . . . divisit  . . . ipsam  patriam  inter 
episoopos  et  presbyteros  seu  et  abbates.  Ueber  eine  gefälschte  Urkunde,  wonach 
das  Bisthum  Paderborn  von  Karl:  Adriaui  papae  praecepto  eingerichtet  sei, 
vgl.  Abel  I S.  8ö2  Anm.  4,  Boehmer-MUhlbacher  No.  841  S.  309.  — 
Ueber  eine  fernere  Fälschung,  wonach  Karl  das  Hecht  der  Bischofsernennung 
nur  einem  Privilegium  Hadrians  v.  J.  774  verdankt,  s.  unten  S.  133  Anm.  2. 
— Zweifellos  gerälsoht  (bei  de  Lezardiere  II  S.  304  sub  V als  echt  an- 
genommen) ist  auch  die  Urkunde  Karls  des  Grossen  für  Bremen  v.  J.  788 
(nicht  789,  wie  de  Lezardiäre  a.  a.  U.  meint),  in  welcher  der  König  er- 
klärt: in  loco  Bremon  vocato  . . . episcopalem  statuimus  cathedram  . . . 
Papse  Adriani  praecepto.  Vgl.  darüber  die  erschöpfenden  Kritiken  bei 
Bettberg  U S.  483,  Siokel,  Acta  11,  394,  Boebmer-Mühlbacher 
S.  109  Mo.  186,  Abel  1 8.  ö8ö  ff. 
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Dagegen  bieten  uns  die  Quellen  mehrfache  Berichte  Qber 
eine  Mitwirkung  des  Papstes  bei  Neueinrichtung  von  Erzbis- 
thümern.*) 

So  ist  es  Papst  Hadrian,  der  in  der  Zeit  zwischen  784  und  791 
die  Diözese  Bourges  für  ein  Erzbisthum  erklärt,*)  nachdem  der 
dortige  Bischof  Ermenbert,  den  König  Karl  zum  Papste  gesendet, 
die  Erklärung  abgegeben  hatte,  dass  er  keinem  Metropoliten 
untergeordnet  sei.*)  Es  ist  nach  der  Passung  der  diesbezüglichen 
Mittheilung  Hadrians  an  Karl  nicht  bestimmt  ersicbtlich,  aber 
wahrscheinlich,  dass  die  durch  Ermenbert  dem  Papste  über- 
brachte Bitte  des  Königs  nicht  nur  auf  Ertheilung  des  Palliums 
für  Ermenbert,  sondern  zugleich  auch  auf  Bestätigung  der  Metro- 
politätsqualität  für  Bourges  gerichtet  war. 

Etwa  ein  Jahrzehnt  später  ordnete  auf  Wunsch  König  Karls  der 
Papst  Leo  III.  dem  neuernannten  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  *) 
die  Bisthümer  Brixen,  Freising,  Regensburg  und  Neuburg  unter, 
indem  er  hiervon  den  augenblicklichen  Inhabern  der  betreffenden 
Diözesen  Nachricht  gab.  *) 

Ferner  geht  die  Frankfurter  Reicheversammlung  vom  Jahre 
794*)  in  einem  Grenzstreite  zwischen  Vienne  und  Arles  auf  die 
Bestimmungen  früherer  Päpste  zurück,  wonach  Vienne  vier,  Arles 
neun  Suffraganbisthümer  habe,  denen  es  selbst  als  Metropole 
übergeordnet  sei.  Dieselbe  Reichsversammlung  macht  in  dem 

')  Diel  Uitwirkangirecht  de«  Fspites  iit  durchweg'  Obenehen  worden, 
such  von  Standenmaier,  Qescbiohte  der  Biaohofiwahlen,  Tübingen  1830, 
S.  80  ff.,  106  ff.,  Dove  in  dem  Vortrage  über  die  (beschichte  der  Bischof«- 
wählen  (Zeitschrift  für  Kirchenrecht  Bd.  XIK,  Freibarg  i.  Br.  und  Tübingen 
1884,  8. 184  ff.)  S.  186  und  Fnstel  de  Coulanges  8.  628.  Auch  Friedberg 
§ 113  8.  281  f.  datiert  es  erst  aus  viel  spaterer  Zeit,  nämlioh  aus  der  Zeit 
der  deutschen  Könige. 

>)  Jaff«  IV  No.  96  8.  378  f.,  unten  § 16  8.  144  Amn.  3. 

')  a.  a.  O.  8. 378 : Quatenua  — ignorantes,  si  oanonice  provinoiae  partibui 
Ulis  iam  Ordinate  tarn  a predeoessoribus  nostris  quamque  a nobis  fuisset  — 
enaoleaciua  eum  indagari  curavimus ; nec  uaurpationia  locus  atiquid  saoerdotes 
in  alterius  concedatur.  Qui  prefatus  sanotissimns  vir  nobis  confessus  est; 
nt  sub  nullius  arohiepiaoopi  iurisdioione  esse  videretor. 

*)  Vgl.  unten  § 16  8.  144  f. 

*)  Vgl.  ebenda  8.  144  Anm.  4. 

^ Sjnodus  Franoonofurtensis  o.  8bei  Boretius,  Capitularia  8.  76: 
alteroatione  Ursione  Viennensis  episcopi  et  advocato  Elifanto  Arelatensis 
episoopi  lectae  sunt  epistolae  beati  (bregorii,  Zosimi,  Leonis  et  Simmachi, 
quae  difinierunt  eo  quod  Viennensis  ecclesia  quattoor  suffraganeas  habere 
sedes  deberet,  quibui  illa  quinta  praemineret;  ad  Arelatensis  eoolesia  novem 
suffraganeas  habere  deberet,  quibus  ipsa  praemineret. 

W«^  PspstUium  oatsi  dsn  KsroUnasm.  9 
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Grenzstreite  zwischen  Moiutier  en  Tarentaise,  Aix  und  fimbrun 
die  Entscheidung  von  den  Erklärungen  des  Papstes  abhängig.  *) 
Endlich  nimmt  bei  einem  G-renzstreite  der  Erzbischöfe  von  Salz- 
burg und  Aqnileia  in  den  Jahren  811  und  819  die  kaiserliche 
Entscheidung  auf  frühere  päpstliche  Privilegien  Rücksicht.')  Arno 
von  Salzburg  berief  sich  nämlich  auf  die  Anordnungen  der  Päpste 
Zacharias,  Stephan  II.  und  Paulus,  wonach  der  streitige  Bezirk 
Kärnthen  seiner  Erzdiözese  zugeordnet  sei;  Ursus  von  Aquileia 
berief  sich,  um  die  Zugehörigkeit  Kärnthens  zu  Aquileia  nach- 
zuweisen, auf  Sjrnodalakten  aus  der  Zeit  seiner  Vorgänger.  Karl 

')  Synodns  Franconofurtensit  ibid.:  De  Tarentasia  vero  et  Eber- 
duno  aive  Aqnia  legatio  facta  eat  ad  aedem  apoatolicam;  et  qnicquid  per 
pontificem  Romanae  eccleaiae  definitum  faerit,  boo  teneatur.  Mit  Unrecht 
generalisiert  — wenigitena  anscheinend  — den  Sohlnaspaasus  Zorn  S.  78 
Anm.  3.  Ebenso  wie  vorstehend  verwiesen  i.  J.  827  in  einem  Streite  der 
italienischen  Patriarchen  von  Aquileia  und  Urado,  die  lediglich  den  Ehren- 
titel „Patriarchen“  führten,  in  Wahrheit  aber  nur  Metropoliten  waren  (vgl. 
Hinschina  I S.  667).  die  beiden  Kaiser  Ludwig  der  Fromme  und  Lothar 
den  Patriarchen  von  Qrado  an  den  Papst  und  übertrugen  die  Entscheidung 
später  einer  Synode  zu  Mantua,  an  welcher  sowohl  kaiserliche  wie  päpstliche 
Abgeordnete  thcilnabmen.  Vgl.  Simson  I S.  282  ff. 

*)  Urkunde  Kaiser  Karls  des  Grossen  vom  14.  Juni  811  bei  Zahn  Mo.  4 
8.  5 f.  (vgl.  auch  Hübner,  Gerichtsurkunden  der  fränkischen  Zeit,  1.  Abth. 
[Zeitschrift  der  Saviguy  - Stiftung  Bd.  XII,  germanistische  Abtheilung,  An- 
hang], Weimar  1891,  S.  31).  Die  beiden  Patriarchen  sind  bei  Karl  erschienen, 
um  entscheiden  zu  lassen,  wessen  Erzbisthume  die  provincia  Karantana  zuge- 
höre ; hier  heisst  es  nun  auf  S.  6 : Nam  U rsns  patriaroha  antiqnam  se  anotoritatem 
habere  asserebat  et  quod  tempore  antequam  Ytalia  a Langobardis  fuisset  invasa, 
per  synodalia  gesta  qne  tune  temporis  ab  antecessoribus  suis  Aquilegensis 
eoolesie  reotoribns  sgebantnr,  ostendi  posse,  predicte  Karantane  provinoie 
oivitates  ad  Aquilegiam  esse  subieotas.  Arno  vero  archiepisoopus  asserebat  aa 
anotoritatem  habere  pontificum  sancte  Romane  ecolesie,  Zacharie,  Stephani 
atque  Pauli  quomm  preceptis  et  confirmacionibus  prediota  provincia  tempore 
antecessorum  suorum  ad  luvavensis  eoclesie  dyooesim  fuisset  iniuncta.  Nos 
antem  ....  predictam  provinciam  Karantanorum  ita  inter  (eos)  dividere 
inssimos,  ut  Dravus  ffuvius  qni  per  mediam  illam  provinciam  currit,  terminns 
ambarum  dyo(ce)seon  esset ....  Meque  enim  instior  nobis  super  huiuscemodi 
disceptacione  sentencia  proferenda  videbatur,  quam  ut  divisio  inter  eos  illins 
provincie  ....  quia  nos  earundem  auctoritatum  neutram  falsam,  neutram 
in6rmam  facere  voluimus,  quia  una  antiquitate,  altera  Romane  ecolesie 
sublimitate  precellebat.  — Mit  fast  wörtlicher  Uebereinstimmung  referiert 
den  Inhalt  der  vorstehenden  Urkunde  diejenige  Ludwigs  des  Frommen  vom 
27.  Dezember  819  bei  Zahn  Mo.  5 8.  7 ff.  Da  Amo  gebeten  bat;  nt  auo- 
toritati  paterne  atque  imperiali  nostram  eoiam  inngeremus  auctoritatem,  so 
bestätigt  ihm  Ludwig  die  Entscheidung  Karls;  ut  quemadmodum  domnns 
et  genitor  noster  inter  utrasqne  dyooeses  oonstitnit  atque  confirmavit,  ita 
nostris  futurisque  temporibus  ratum  et  inviolabile  oonsistat. 
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und  Ludwig  erachteten  beide  Urkunden  für  massgebend,  erklärten, 
keine  von  beiden  (ganz)  kraftlos  machen  zu  wollen,  und  theilten 
Kämthen  so,  dass  der  Fluss  Drau  die  Scheidung  bilden  sollte. 

Aus  dem  letzteren  Falle,  der  die  päpstlichen  Privilegien  und 
die  Konzilsschlüsse  als  gleichwerthig  erscheinen  lässt,  und  aus  der 
zu  Frankfurt  betreffs  Vienne  und  Arles  getroffenen  Entscheidung 
folgt,  dass  die  Mitwirkung  des  Papstthums  bei  Regelung  von 
Grenzstreitigkeiten  nur  den  Charakter  eines  autoritativen  Gut- 
achtens hatte,  nicht  aus  einem  prinzipiellen  Ansprüche  auf  Be- 
theiligung folgte.  Massgebend  für  die  Elntscheidung  selbst  war 
lediglich  der  Wille  des  Herrschers,  der  sich  mit  seinen  Gross- 
würdenträgem berieth  und  auf  die  ältere  von  Rom  aus  getroffene 
Abgrenzung  der  Metropolitan  bezirke  zurückging.  ‘)  *) 

Fehlte  es  dem  Herrscher  an  ausreichendem  Material  zur 
Feststellung  der  früheren  Abgrenzung,  so  wurde  — wie  die 
andere  Entscheidung  der  Frankfurter  Versammlung  lehrt  — der 
augenblickliche  Inhaber  des  apostolischen  Stuhles  befragt,  seine 
Erklärung  wurde  zur  verbindlichen  Entscheidung  erhoben.  Diese 
Anordnung  war  schon  darum  zweckmässig,  weil,  wie  es  scheint, 
die  römischen  Archive  das  Urkundenmaterial  über  die  kirchliche 
Eintheilung  der  christlichen  Länder  sorgfältig  aufbewahrt  haben. 

Diese  Schlussfolgerung,  zu  welcher  uns  die  vorgetragenen 
Quellenberichte  fuhren,  wird  aufs  glänzendste  bestätigt  durch 
eine  Urkunde  des  Papstes  Hadrian  an  Bischof  Berther  von  Vienne 
V.  J.  774.  Hier  schreibt  der  Papst  dem  Bischöfe  Folgendes;*) 

*)  Irrig  iat  die  AufTsssDiig  Hergenroethera  Bd.  I S.  805. 

*)  Bei  Erzbiaobof  Anskar  von  Hamborg  (vgl.  oben  S 10  8.  103  Anm.  6) 
handelte  es  licb  nicht  aowobl  um  die  Beatätigung  dea  neuen  Brzbiathnmi 
Hamborg  durch  Papat  Gregor  IV.,  ala  um  Beatätigung  der  Uiuions- 
tbätigkeit  dea  Anakar  und  um  Verleihung  der  Statthalterachaft  an  ihn.  Mit 
den  anderen  im  Texte  beaprochenen  Fällen  läaat  aich  derjenige  dea  Anakar 
auch  darum  nicht  gleiohatellen,  weil  für  das  neue  Erzbiathum  Hamburg  keine 
feste  Abgrenzung  getroffen  werden  konnte.  Vgl.  über  diesen  Punkt  die  oben 
8 10  8.  102  Anm.  6 citierten  Schriften  von  Koppmann  8.  22  und  Dehio 
8.  65,  sowie  Dümmler  8.  276  und  unten  8.  138. 

*)HogonisFlavioiaoensisChronicon  lib.  I,  M. G.  88.  VIII  8.344: 
Adrianua  episcopus  . . . Bertherio  Viennenai  epiaoopo  ....  Filius  noster, 
Carolus  rez  et  patriciua  Romanorum,  Romam  venit,  et  pascha  Domini  apud 
Sanctum  Petrum  nobiacum  egit,  ubi  inter  alia  monuimua  eum  de  metropoli- 
tanorum  honore,  et  de  oivitatibus,  quae  laicis  hominibua  traditae  erant;  et 
quia  epiacopalis  dignitas  fere  per  octoginta  annoa  a Francis  esset  oon- 
culcata.  Cum  haeo  et  bis  similia  gloriosua  rez  andisset,  promisit  ante 
Corpus  beati  Petri  apostoli  quod  omnia  ad  emendationem  nostram  venirant. 
Unde  plaouit  nobis,  nt  omnibua  arcbiepiscopis  et  epiaoopis  auotoritatem 
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König  Karl  sei  nach  Born  gekommen  und  habe  mit  dem 
Papste  das  Osterfest  in  der  Peterskirche  gefeiert.  Dort  habe  der 
Papst  den  König  „unter  Anderm  wegen  der  Würde  der  Metro- 
politen gemahnt  und  wegen  der  an  Laien  vergebenen  Städte  und 
deswegen,  weil  die  bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  hindurch 
im  Frankenreiche  niedergetreten  sei“.  Karl  habe  versprochen, 
dass  Alles  gebessert  werden  solle.  „Daher  beschlossen  Wir  (d.  h. 
Hadrian),  allen  Erzbischöfen  und  Bischöfen  gewichtige  Briefe  zu 
senden,  damit  die  einzelnen  Metropolitanstädte,  wie  sie  mittels 
alter  Privilegien  begründet  wurden,  ebenso  bleiben  sollten,  so 
dass  jede  Metropole  die  ihr  untergebenen  Städte  habe,  welche 
der  selige  Leo  und  andere  Vorgänger  und  Nachfolger  desselben 
nach  der  Synode  von  Chalcedon*)  den  einzelnen  Metropolen  be- 
stimmte.“ „Eis  solle  keine  Kirche  irgendwelche  Schädigung  ihres 
Ranges  darum  erleiden,  weil  sie  60  oder  70  oder  80  oder  noch  mehr 
Jahre  infolge  Unrechter  Behandlung  seitens  irgendwelches  Kirchen- 
vorstehers  oder  infolge  Verwüstung  durch  die  Barbaren  die  alte 
und  durch  die  Bestätigung  der  römischen  Bischöfe  gestärkte 
Würde  verloren  hat,  nachdem  sie  dieselbe  fast  ungezählte  Jahre 
auf  Anordnung  des  Geistes  Gottes  genossen  hatte.“  „Daher  haben 
wir  mit  der  Autorität  des  Apostelfürsten  Petrus  den  einzelnen 
Metropoliten  nach  alter  Sitte  ihre  Gewalt  wiedergegeben  und 
unsern  glorreichen  und  berühmten  Sohn,  den  König  Karl,  an 

litterarom  nostranun  mitteremus , nt  licut  sntiqnia  privilegiit  tingalae 
metropolitansa  urbes  fundatse  sunt,  ita  maneant,  ut  habeat  unaquaeque 
metropolis  civitates  aibt  aubditaa,  qnaa  beatoa  Leo  et  alii  predeceaaorea 
et  aacceaaorea  ipaiua  poat  Calobidonenaem  ainodum  aingalia  metropoUtania 
diatinxit.  Nec  propterea  ulla  metropolia  praeiudicium  patiatur,  ai  alicoi 
anffraganeorum  ant  noa  aut  praedeoeaaor  noater  rogantibua  piia  Franoomm 
ducibus  pallium  largiti  aumua.  Nec  debet  aeocleaia  uUnm  dampnum  aai 
ordinia  inde  aoatinere,  ai  per  6Ü  aut  70  aut  80  et  eo  amplioa  annoa  iniuria 
quorumcumque  praeaulum  et  vaatatione  barbarorum  dignitatem  antiquam 
et  Komanonim  antiatitnm  ürmitate  roboratam  perdidit  et  amiait,  quando 
innumeria  paene  annia  illa  apiritu  Del  diaponente  uaa  fuerit.  Auctoritate 
igitur  beati  Petri  apostolorum  principia  aingulia  metropolitaaia  antiquo  more 
poteatatem  auam  reddidimua,  et  filium  noatrum  glorioaum  et  inclitum  regem 
Earolum  ante  corpua  beati  Petri  inde  rogavimua,  nt  antiquam  dignitatem 
omnes  metropolitani  haberent.  Ideo  hanc  epiatolam  auotoritatia  noatrae 
omnibua  miaimua,  quam  nt  et  tu  haberea  voluimua,  ut  et  tu  cognoacorea 
eccleaiae  tuae  aunm  privilegium,  quod  a tempore  beati  papae  Leonia  habnit, 
integre  eaae  reformatum. 

’)  Gemeint  iat  Papat  Leo  L (440 — 461)  und  daa  Konzil  zu  Cbaloedon 
V.  J.  451.  Lieber  die  die  Hetropolen  betreüenden  BeacblSaae  dea  Konzila 
vgl.  flefele,  Conciliengeaobicbte,  Bd.  II  (Freibarg  i.  Br.  1856)  8.  480,  498. 
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dem  Leichname  des  hl.  Petrue  gebeten,  alle  Metroi>oliten  sollten 
die  alte  Würde  haben.  Daher  haben  wir  diesen  unsern  gewich- 
tigen Brief  Allen  gesendet  und  gewollt,  dass  auch  Du  ihn  habest, 
damit  auch  Du  erkennst,  dass  das  Vorrecht  Deiner  Kirche,  das 
sie  von  der  Zeit  des  seligen  Papstes  Leo  gehabt  hat,  wieder- 
hergestellt  sei“ 

Aufs  deutlichste  ergiebt  dieser  Brief  Nachstehendes:  Hadrian 
und  Karl  haben  i.  J.  774 ')  zu  Born  miteinander  über  die  frän- 
kische Metropolitanverfassung  Bücksprache  genommen ; *)  es  wurde 
dabei  beschlossen,  die  ehemaligen  Erzdiözen  wiederherzustellen 
und  bei  Wiederbelebung  der  Metropolitanverfassung  diejenige 
Circumskription  zu  Grunde  zu  legen,  welche  die  früheren  Päpste 
vorgenommen  hatten;  von  dieser  Vereinbarung  und  behufs  ihrer 
Durchführung  hat  Hadrian  den  gesammten  fränkischen  Episkopat 
in  Kenntnis  gesetzt. 

Freilich  ist  die  Echtheit  der  Urkunde  bezweifelt  worden*) 
und  zwar*)  weil  derjenige  Passus,  nach  welchem  Hadrian  den 
König  gemahnt  hat  „wegen  der  Würde  der  Metropoliten  und 
wegen  der  an  Laien  vergebenen  Städte  und  deswegen,  weil  die 

’)  Nicht  i.  J.  787,  wie  Eichhorn  t;  163  S.  636  Note  c meint.  Vgl. 
die  Datumsangabe  der  Urkunde  oben  § 3 8.  36  Anm.  7. 

*)  An  diese  Rücksprache,  aber  unter  bewusster  oder  unbewusster  Hiss- 
dentnng  ihres  Inhalts  knüpft  wohl  die  Notiz  in  dem  angeblichen  Privileg 
Hadrians  für  Karl  v.  J.  774  an,  wonach  zu  Gunsten  Karls  vom  Papste  be> 
stimmt  wurde;  arohiepiscopos , episoopos  per  singulas  provincias  ah  eo 
investituram  accipere  bezw.  worin  (nach  einer  falschen  Urkunde  Leos  VIII. 
für  Otto  I.  V.  J.  964)  Hadrian  dem  Könige  ordinationem  . . . episcopatuum 
concessit.  Ueber  dies  Privileg  nnd  seine  zweifellose  Unechtheit  vgl.  (gegen 
Thijm,  Karel  S.  224.  öOO  ff.,  Karl  S.  147,  326  ff.  und  Sugenheim  S.  407) 
namentlich  Hefele  III  S.  621,  Hinschins  I 8.  229  f.,  II  8.  623  Anm.  4, 
Philipps,  Kirchenrecht,  Bd.  VIII  8.  278  f.,  Waitz  UI  8.  182  Anm.  3, 
Abel  I 8.  177  ff.,  fi ergenroether  I 8.  724,  Dopffel  8.  28.  Ueber  die 
Unechtheit  der  Urkunde  Leos  VIII.  für  Otto  I.  vgl.  gegen  Thijm  a.  a.  O. 
z.  B.  Jaffe,  Keg.  No.  3704  S.  468. 

')  Als  echt  wird  sie  behandelt  von  Eichhorn  § 163  S.  636  Note  c, 
Rettberg  I S.  426,  flauck  U 8.  189,  Thijm,  Karel  8.  507  und  Karl 
8.  330;  als  unecht  ohne  Angabe  von  Gründen  behandelt  die  Urkunde 
Jaffe,  Reg.  No.  2412  S.  293  (vgl.  auch  Waitz  UI  S.  180  Anm.  2,  8.  195 
Anm.  2).  Gnndlach,  Der  8treit  der  Bisthümer  Arles  und  Vienne  um  den 
Primatus  Galliarum  (im  Neuen  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche 
Qeschichtakunde,  Bd.  KIV,  Hannover  1888,  8.  251  und  Bd.  XV,  Hannover 
1889,  S.  9 ff.  und  8.  233  ff.),  scheint  Bd.  XIV  8.  256  die  Echtheit  anznnehmen, 
während  er  Bd.  XV  8.  84  eine  Fälschung  annimmt. 

*)  Dieser  Grund  wird  bei  Abel  I 8.  181  und  Gundlaoh  a.  a.  O. 
Bd.  XV  S.  84  f.  geltend  gemacht. 
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bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  hindurch  im  Frankenreiche 
niedergetreten  sei“,  aufs  lebhafteste  an  einen  Bericht  erinnert, 
den  Bonifaz  i.  J.  742  mit  ganz  ähnlichen,  zum  Theil  gleichen 
Worten  an  Papst  Zacharias  erstattet  hat. ')  Man  hat  gemeint, 
diese  Uebereinstimroung  der  Schriftstücke  sei  keine  zufällige  und 
aus  der  Benutzung  des  bonifatischen  Briefes  in  der  Urkunde 
Hadrians  folge  die  Unechtheit  der  letzteren. 

Nun  muss  allerdings  zugegeben  werden,  dass  die  Ueberein- 
stimmung  zu  auffallend  ist,  um  auf  Rechnung  eines  Zufalls  ge- 
schrieben zu  werden.  Der  Verfasser  der  Urkunde  Hadrians  hat 
zweifellos  den  Brief  des  Bonifaz  gekannt  und  verwerthet.  Aber 
gerade  dieser  Umstand  spricht  eher  für  als  gegen  die  Elchtheit 
der  Urkunde.  Denn  so  wahrscheinlich  es  ist,  dass  im  Falle  der 
Fälschung  als  deren  Entstehungsort  Vienne  selbst  angenommen 
werden  muss,  so  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  dem  Viennenser 
Pälscher  die  Korrespondenz  zwischen  Bonifaz  und  Rom  zugänglich 
war,  während  in  Rom  selbst  naturgemäss  Bonifaz  und  Alles,  was 
mit  ihm  zusammenhing,  hohe  Achtung  und  Autorität  genoss.  So 
ist  es  sehr  wohl  denkbar,  dass  die  Briefe,  welche  Bonifaz  an  die 
Päpste  geschrieben  hatte,  dem  Verfasser  der  Urkunde,  mag  dies 
nun  Hadrian  selbst  oder  Jemand  aus  seiner  Kanzlei  gewesen  sein, 
bekannt  genug  waren,  um  geeigneten  Falles  verwerthet  zu  werden.*) 

Zwar  muss  auch  hier  wieder  zugegeben  werden,  dass  die  kri- 
tische Bemerkung,  während  sie  in  dem  Briefe  v.  J.  742  der  Wahrheit 
entsprach,  in  der  Urkunde  v.  J.  774  eine  Unrichtigkeit  enthält. 
Laien  haben  freilich  auch  unter  Karl  und  seinen  Vorgängern 
Bisthümer  in  Besitz  genommen,*)  aber  die  Behauptung,  dass  die 
bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  lang  im  Frankenreiche  nieder- 
getreten sei,  stimmt  im  Jahre  774  nicht  mit  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  überein,  da  seit  dem  Concilium  Uermanicum  und 
seit  dem  Konzil  von  Soissons  die  Episkopalverfassung  wenigstens 
einigermassen  wiederhergestellt  war.  *)  Doch  der  Widerspruch 
wird  beseitigt,  wenn  man  ins  Auge  fasst,  dass  Hadrians  Brief 
nur  dem  Wortlaute  nach  von  der  Episkopal  Verfassung  spricht, 
in  Wirklichkeit  aber,  wie  der  ganze  Inhalt  des  Briefes  lehrt, 
nicht  die  Episkopal-,  sondern  die  Metropolitanverfassung 


•)  JaffÄ  m No.  42  S.  112  oben  g 11  S.  114  Amn.  3. 

*)  Ueber  die  in  der  päpatlichen  Kurie  beliebte  Verwerthnng  älterer 
Urkunden  vgl.  nnten  Beilage  II. 

•)  Vgl.  Waitz  111  S.  422  f,  Hinsohius  U 8.  624. 

*)  Vgl.  oben  §§  9 und  11. 
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meint.*)  Diese  lag  freilich  auch  im -Jahre  774  darnieder.  Denn 
vor  dem  Jahre  774  lassen  sich  an  Erzdiözesen  nur  Mainz  (von 
747  ah),  Metz  (von  754  ab),  Reims,  Sens  und  Rouen  (von  744 
ab)  sowie  Vienne  (von  752  oder  753  ab)  nachweisen;*)  hiervon 
waren  aber  im  Jahre  774  bereits  in  Fortfall  gekommen:  Mainz, 
das  vom  Tode  des  Bonifaz  (754  oder  755*))  bis  ums  Jahr  780 
(Ernennung  desLullus  zum  Erzbischof*))  einfaches  Bisthum  war, 
und  Metz,  wo  auf  Cbrodegang  Angilramn  folgte,*)  der  aber  erst 
seit  784  den  erzbischöflichen  Titel  führt;*)  möglichenfalls  waren 
sodann  in  Fortfall  gekommen : Reims,  welches  zwischen  748  und 
795  ’)  Tilpin  innehatte,  von  dem  sich  aber  nicht  genau  bestimmen 
lässt,  wann  er  Erzbischof  wurde,*)  vielleicht  auch  Sens,  dessen 
Erzbishof  Wilchar  zwischen  774  und  780  gestorben  ist  *)  und  wo 
also  i.  J.  774  möglichenfalls  Sedisvakanz  bestand,**)  vielleicht 
ferner  Rouen,  das  bis  771  Remigius  (Remidius)  innehatte*')  und 
wo  vielleicht  gleichfalls  noch  kein  neuer  Erzbischof  eingesetzt 
war,**)  endlich  Vienne  selbst,  dessen  ums  Jahr  766  eingesetzter**) 
Leiter  Bertherius  nicht  mit  erzbischöflichem  Titel  begegnet.**)  — 
Es  war  also  im  Jahre  774  die  unter  Pippin  begonnene  Reorgani- 
sation der  Metropolitanverfassung  jedenfalls  zum  Theil,  möglichen- 
falls völlig  gescheitert  und  wenn  Hadrian  von  der  nur  episoden- 

')  Oegen  den  im  Chronicon  des  flngo  Flsviniacensis  überlieferten  'Wort- 
laut giebt  Gundlach  a.  a.  O.  Bd.  XV  8.  84  den  Text  mit  den  Worten: 
archiepiaoopalis  dignitaa. 

*)  VgL  nnten  § 16. 

*}  Vgl.  oben  § 10  8.  89  Anm.  4. 

*)  Unten  § lö  8.  161. 

°)  Im  Jahre  768;  vgl.  Abel  I 8.  38. 

•)  Abel  I 8.  48a 

')  Vgl.  unten  8.  160  Anm.  4 anf  8.  161. 

■)  Ebenda. 

•)  Oben  g 10  8.  100. 

’*)  Qams  nennt  8.  629  für  das  Jahr  786  oder  787  einen  Bischof  Fetms 
von  8ens. 

■■)  Vgl.  Oelsner  8.  366;  Qams  8.  614  setzt  den  Tod  des  Remigins 
ins  Jahr  772. 

”)  Der  Nachfolger  des  Bemigios,  Hagnard  (Meginard),  begegnet  znm 
ersten  Male  im  Protokoll  des  Synodns  Franconofnrtensis  v.  J.  794  c.  10 
(Boretins  8.  76).  Gams  8.  614  nimmt  an,  dass  Msgnard  unmittelbar  auf 
Remigius  folgte. 

“)  Chronicon  Adonis  arohiep.  Viennensis,  M.  G.  88.  11 
p.  319  (König  Pippin ; tune  Viennensem  epiacopstum  . . . Berterico,  enidam 
ex  familia  eooleaiae,  dedit)  und  dazu  Oelsner  8.  407  Anm.  4. 

'*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung  sowie  die  Adresse  der  Urkunde  Hadrians 
oben  8.  131  Anm.  8. 
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haften  Existenz  der  einzelnen  Erzdiözen  absah,  konnte  er  mit 
Recht  sag^n,  die  Metropolitanverfassung  sei  seit  fast  80  Jahren 
niedergetreten.  Aber  auch  sofern  Reims,  Sens,  Rouen  und 
Vienne  Metropolen  geblieben  waren  und  somit  in  der  Aus- 
dmcksweise  des  Papstes  eine  allzustarke  Uebertreibung  liegt,*) 
so  enthält  diese  Uebertreibung  nichts  die  Urkunde  selbst  Ver- 
dächtigendes, da  dergleichen  in  den  {mpstlichen  Briefen  oft  be- 
gegnet. Man  vergegenwärtige  sich  nur,  dass  Papst  Stephan  III., 
als  er  Karls  Plan,  die  langobardische  Prinzessin  zu  beirathen, 
hintertreiben  wollte,  dem  Könige,  welcher  keine  rechtmässige  Gattin, 
sondern  nur  eine  Buhlerin  hatte,  bigamische  Gelüste  vorwarf.*) 

So  greifen  das  ebeu  besprochene  Schreiben  Hadrians  an 
Bertber  von  Vienne  und  die  übrigen  vorher  erörterten  Quellen- 
berichte aufs  festeste  in  einander  ein,  sie  stützen  sich  gegenseitig 
und  ergeben  für  die  kritisch- historische  Betrachtung  einen  Gk- 
sammtbau  von  unerschütterlicher  Sicherheit 

Das  Schreiben  Hadrians  lässt  deutlich  erkennen,  dass  sich 
die  Abrede  v.  J.  774*)  nur  auf  die  Wiederherstellung  der  Metro- 
poUtanverfassung  — nicht  aber  auf  deren  weitere  Ausgestaltung  — 
und  nur  auf  diejenigen  Fälle  bezog,  in  welchen  eine  ehemalige 
Erzdiözese- den  früheren  Rang  wiedererhalten  sollte:  hierfür  war 
Berücksichtigung  der  alten,  aus  dem  päpstlichen  Archiv  ersicht- 
lichen Circumscription  und  daher  ein  Mitwirkungsrecht  des  Papst- 
tbums  festgesetzt  worden. 

Wenn  nun,  wie  bei  Errichtung  des  Erzbisthums  Bourges,*) 
die  ehemalige  Metropolitanqualität  aus  den  römischen  Urkunden 
nicht  nachweisbar  war,  so  ist,  wie  eben  dieses  Beispiel  lehrt,*) 
der  römische  Stuhl  klug  genug  gewesen,  auch  hier  seine  formelle 
Bestätigung  zu  ertheilen  und  somit  über  die  Grenzen  des  ihm 
durch  jene  Abrede  gewährten  Rechtes  binauszugehen,  um  sich 
durch  stete  Uebung  auch  für  solche  Fälle  die  Mitwirkung  zu 
sichern,  in  welchen  es  eich  nicht  um  Erneuerung  der  verloren- 

')  Auch  lediglich  aus  Oedankeulosigkeit,  mit  welcher  der  firief  des 
Bonifatius  verwerthet  wurde,  lässt  sich  die  fragliche  Wendung  erklären. 
Vgl.  über  derartige  (Gedankenlosigkeiten  unten  Beilage  XL 

»)  Oben  § 8 S.  80. 

‘)  (Jeher  andere  Angelegenheiten,  welche  bei  dieser  Gelegenheit  zur 
Sprache  kamen,  vgl.  Venediger,  Versuch  einer  Darlegung  der  Beziehungen 
Karls  des  Grossen  zum  byzantinischen  Reiche,  Inangural-Dissertation,  Halle 
1872,  8.  3 f.,  6 f.;  äber  andere  kirchenpolitisehe  Abreden  bei  Karls  Rom- 
reise  vom  Winter  780  — 781  vgl.  oben  § ö S.  öS  Anm.  6 und  unten  § lö. 

•)  Oben  S.  129. 

‘)  Unten  § 16. 
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gegangenen  Hetropolitanqualität,  sondern  mn  deren  erstmalige 
Begründung  handelte.  Wiewohl  ein  solcher  Anspruch  an  sich  mehr 
enthielt,  als  die  Ahrede  des  Jahres  774  besagte,  so  lag  es  nahe, 
dass  der  Staat  auch  diesem  Ansprache  Folge  gab,  um  das 
Papstthum  in  der  Kontrolle  der  Metropolitanbegrenzung  und  in 
steter  Evidenthaltung  der  Metropolitan  Verfassung  für  die  ganze 
christliche  Erde  zu  unterstützen,  und  sodann,  um  für  den  neuen 
Erzbischof  zugleich  mit  der  Bestätigung  der  Metropole  das  Becht 
des  Pallienschmuckes  zu  gewinnen,  der,  wie  wir  in  § 19  sehen 
werden,  nur  von  Born  ertheilt  werden  konnte.  Höflichkeit  und 
Berechnung  mussten  daher  auch  dann  eine  Benachrichtigung  des 
Papstes  gebieten,  wenn  die  Metropole  an  einem  Orte  eingerichtet 
wurde,  der  bisher  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  als  einfaches 
Bisthum  der  fränkischen  Kirchenverfassung  eingegliedert  war.*) 

')  Sehr  dnnkel  and  daher  für  ansere  Untersnchung  nicht  verwerthbar 
ist  ein  Bericht,  welcher  das  Erzbisthum  Köln  betrifft.  In  einer  bei 
Binterim,  Die  jüngste  öffentliche  Vorlesung  des  Herrn  Braun,  Köln  1852, 
S.  96  nnd  bei  Enner  und  Eckertz,  Quellen  zur  üeschichte  der  Stadt  Köln, 
Bd.  1,  Köln  1860,  S.  457  abgedrnckten  Urkunde  des  Papstes  Stephan  V.  vom 
Hai  891  (vgl.  Jaffö,  Reg.  No.  3469  S.  434)  bestätigt  der  Papst  dem  Erz- 
bischof Hermann  von  Köln  die  Besitzungen  und  Gerechtsame  der  Erzdiözese: 
qnemadmodnm  in  confirmationis  privilegio  super  his  Omnibus  ab  antecessore 
nostro  pie  memorie  Leone,  sanctissimo  huius  alme  sedis  presule,  facto 
nobisque  presentato  legimus  contineri.  Zunächst  fragt  es  sich,  ob  man  mit 
Jaffö,  Reg.  No.  2537  S.  316  und  Blumenstock,  Der  päpstliche  Schutz  im 
Hittelalter,  Innsbruck  1890,  S.  80  an  Papst  Leo  111.  (795 — 816)  oder  an  den 
unmittelbareren  Vorgänger  Stephans  V.  (885— 891X  den  Papst  Leo  IV.  (847 
bis  855)  zu  denken  hat.  Für  Ersteren  könnte  es  sprechen,  dass  die  Urkunde 
Stephans  fortfährt:  Nec  non  et  omnes  decimas  in  eadem  sepe  dicta  sancto 
coloniensi  ecclesia  iuste  et  canonice  concedi  decernimus,  que  per  solitariam 
consuetudinem  a singulis  quibusque  hominibus  a tempore  Karoli  magni 
quondam  imperatoris  rationabiliter  dari  canoniceque  posci  persolvique  solite 
sunt  Doch  ist  es  nicht  unbedingt  nothwendig,  dass  Stephan  unter  dem  Papste 
Leo  den  Zeitgenossen  Karls  des  Grossen  verstanden  hat.  Was  sodann  den 
Inhalt  des  Leoniseben  „Privilegs“  betrifft,  so  lässt  uns  die  Bulle  Stephans 
darüber  im  Unklaren.  Soviel  ist  freilich  sicher,  dass  es  sich  nicht  (wie 
Blumenstock  a.  sl  0.  meint)  um  eine  „Exemtionsurkunde“  nach  Art  der 
in  § 13  besprochenen  Exemtionsurkunde  für  das  Kloster  Fulda  gebandelt 
hat.  Han  wird  vielmehr  aus  der  Wendung;  confirmationis  privilegio 
schliessen  dürfen,  dass  es  sich  entweder  um  eine  Bestätigung  der  Hetropolitan- 
qnalität  Kölns  nach  Art  der  im  Texte  besprochenen  Bestätigungen  gebandelt 
hat  — Köln  begegnet  im  Testamente  Karls  als  metropolis,  vgl.  Einh.  Vita 
Caroli  c.  33  bei  J a f f4  IV  S.  539  — oder  um  die  Bestätigung  eines  nenernannten 
Erzbischofs  im  Sinne  der  unten  § 15  zu  besprechenden  Bestätigungen.  Erstetes 
und  eine  gleichzeitige  Erklärung  über  die  Abgrenzung  des  Kölner  Bezirkes, 
auf  die  Stephan  zuriiekgehen  konnte,  halte  ich  für  das  Wahrscheinlichere. 
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Für  den  letzteren  Fall  bietet  Salzburg  ein  Beiapiel,  für  den 
erateren  Fall  läsat  aich  Hamburg  anführen.  Denn  es  steht  fest, 
dass  von  der  im  Jahre  831  durch  Ludwig  den  Frommen  vor- 
genommenen Erhebung  Hamburgs  zur  Erzdiözese  *)  der  römische 
Stuhl  in  Kenntnis  gesetzt  wurde;*)  allerdings  würde  sich  hier 
die  Mitwirkung  des  Papstes  Gregor  IV.  auch  schon  daraus  zur 
Genüge  erklären,  dass  der  erste  Erzbischof  von  Hamburg,  Anskar, 
gleichzeitig  zum  Vikar  des  Nordens  ernannt  worden  ist.*) 

Wir  haben  gesehen,  dass  der  innere  Grund  für  die  Mit- 
wirkung des  Papstthums  bei  Errichtung  von  Metropolen  in  dem 
Wunsche  nach  Erneuerung  der  Metropolitanverfassung  lag,  die 
vor  Bonifaz  gänzlich  aufgelöst  und  in  der  Folgezeit  trotz  mehr- 
facher Bemühungen  nicht  völlig  wiederhergestellt  worden  war. 
Hiermit  wird  uns  zugleich  eine  Antwort  auf  die  Frage  ertheilt, 
weshalb  für  einfache  BisthUmer  das  Verfahren  ein  anderes  war, 
indem  bei  ihnen  nur  die  staatliche,  nicht  gleichzeitig  die  päpst- 
liche Anordnung  als  massgebend  erachtet  wurde:  die  Episkopal- 
verfassung  hatte  sich  im  Gegensätze  zur  Metropolitanverfassung 
im  Frankenreiche  trotz  des  im  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  ein- 
getretenen Verfalles  der  kirchlichen  Organisation  aufrecht  erhalten; 
hier  war  also  kein  Grund  vorhanden,  der  eine  Mitwirkung  des 
römischen  Stuhles  veranlassen  konnte. 

')  Vita  8.  Ansoarii  c.  12,  U.  6.  88.  11  8.  698  und  bei  Bouquet, 
Heqneil  des  hiatoriens  de  la  Frauoe,  tome  VI,  Paris  1749,  8.  905:  Partem 
illam  provinoiae,  quae  ultra  Albiam  erat,  in  duo  divisit,  et  dnobus  vioinis 

episcopis  interim  commendavit Facta  occasione  . . . una  cum  consenau 

episcoporum  ac  plurimo  synodi  conventu  in  praefata  ultima  Saxonias 
regione  trans  Albiam  in  civitate  Hammaburg  sedem  constituit  arcbiepisco- 
palem,  cui  subiaceret  universa  Nordalbingorum  ecclesia,  et  ad  quam  pertineret 

Omnium  regionum  aquilonalium  potestas Ad  bano  ergo  sedem  .... 

Anskarium  praediotus  imperator  sollemniter  consecrari  fecit  archiepiscopnm. 
Vgl.  auch  de  Lezardiere  II  8.  304  sub  V und  Richter,  Annalen  II 
8.  271  Anm.  d. 

*)  Ibid.  0.  13:  £t  nt  baec  omnia  perpetnum  suae  stabilitatis  retinerent 
vigorem,  enm  honorabiliter  ad  sedem  direxit  Apostolioam  et  per  missos 
snot  . . . omnem  bano  rationem  sanctissimo  papae  Oregorio  intiiuari  feoit 
confirmandam.  Qui  etiam  ipse  tarn  decreti  sui  anctoritate,  quam  et  pallii 
datione,  more  praedecessorum  suornm  roboravit,  atque  ipsuminprae- 
sentia  constitutum  legatnm  in  omnibus  circumqnaqne  gentibus  Sueonnm  sive 
Danorum  . . . delegavit  et  ante  corpns  et  confessionem  sancti  Petri  apostoli 
publicam  evangelizandi  tribnit  anctoritatem.  £t  ne  hornm  quicquam  in 
futurum  irritnm  fieret,  omnem  resistentem  et  contradicentem  vel  quolibet 
modo  bis  sauotis  studiis  piissimi  imperatoris  insidiantem  anathematii  mucrone 
percnssit  atque  perpetna  ultione  renm  diabolica  Sorte  damnavit. 

*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung  u.  oben  § 10  8. 102  sowie  oben  8. 131  Anm.  2. 
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Was  im  Besonderen  die  Abgrenzung  der  Erzdiözesen 
anbetriffl,  so  lehrt  uns  ein  Streit  des  Bischofs  von  Rom  mit  dem 
Bischöfe  von  Ravenna,  dass  hier  der  staatliche  Wille  den  Aus- 
schlag gab.  Denn  der  Erzbischof  Leo  von  Ravenna  beruft  sich 
selbst  gegenüber  Hadrian  I.  auf  königliche  Verleihung,  als  es 
(i.  J.  774  oder  775)  zwischen  Beiden  zur  Frage  kam,  wem  die 
Bezirke  Imola  und  Bologna  zugehörten.’)  Einen  ebenso  deut- 
lichen Beweis  — freilich  aus  der  Zeit  vor  der  Abrede  zwischen 
Hadrian  und  Karl,  also  bevor  nach  unserer  Behauptung  über- 
haupt von  Anerkennung  eines  päpstlichen  Mitwirkungsrechtes 
die  Rede  sein  konnte*)  — bietet  die  Stellungnahme  des  Staates 
zu  der  päpstlichen  Anordnung  über  den  Dmfang  der  dem  Erz- 
bischöfe Bonifatius  im  Jahre  747  zugewiesenen  Metropole  Mainz. 
Zugleich  mit  der  Bestätigung  dieser  Metropole  *)  verband  Zacharias 
die  Bestimmung,  dass  Mainz  ausser  den  von  Bonifatius  neube- 
kehrten Gebieten  die  Suffraganbisthümer  Tongern,  Köln,  Worms, 
Speier  und  Utrecht  umfassen  solle.  *)  ^)  Doch  lässt  sich  nach- 

')  Jaffe  IV  No.  Ö5  S.  184.  Hadrian  schreibt  an  Karl:  De  civitatibus 
Imnlense  een  Bononiense  ita  profanizat  (seil.  Leo)  dicens:  quod  vestra  ex- 
cellentia  ipaas  civitatea  minime  beato  Petro  et  nobis  concessit ; sed  sibi  ipse 
arohiepiscopua  a vobis  foisse  concessas  ac  traditaa  asserit,  sub  sna  potestate 
permanendas.  Vgl.  ibid.  No.  öl  S.  171  £f.,  No.  Ö6  S.  187  f.,  Abel  I S.  238, 
Härtens  S.  172  ff.  Es  handelte  sich  für  die  Streitenden  allerdings  nicht 
nur  nm  das  Recht  der  kirchlichen  Verwaltung,  sondern  zugleich  um  die 
politische  Verwaltung  und  die  Ausübung  der  Territorialboheit,  welche 
Hadrian  für  den  Kirchenstaat,  Leo  für  den  Exarchat  in  Anspruch  nahm. 

*)  ln  die  Zeit  vor  774  fällt  auch  die  geplante  und  trotz  päpstlicher 
Bestätigung  nicht  ausgefübrte  Einrichtung  einer  Metropole  Köln  unter 
Bonifaz.  Vgl.  darüber  unten  § 15  S.  146  ff. 

•)  Unten  § lö  S.  147  Anm.  8. 

*)  Ebenda. 

Echtheit  und  Datum  der  ep.  81  sind  bestritten.  Was  die  Bedenken 
von  Loofs  S.  5 gegen  die  Echtheit  des  Briefes  betrifft  (über  v.  Scherer 
bei  V.  Buss  S.  346  Anm.  1 s.  unten  S.  140  Anm.  3),  so  fallen  dieselben  (oder 
doch  jedenfalls  Loofs  Argumente  2,  3a— c)  fort,  wenn  man  ins  Auge  fasst, 
welches  die  Stellung  des  Bonifaz  nach  der  Auffassung  Roms  sein  sollte  und 
welches  seine  thatsächliche  Stellung  im  Frankenreiche  war  (oben  g 11).  Was 
aber  das  Datum  des  Briefes  betrifft,  so  muss  man  ihn  seiner  eigenen  An- 
gabe entgegen  und  gegen  Oelsner  S.  32  und  S.  61  Anm.  2,  Übrig  S.  20  f., 
Brejsig  S.  ÖO  Anm.,  Fischer  8.  189,  289,  Pfahler  S.  272  mit  Seiters 
S.  602,  Hefele  III  8.  öö9,  Dünzelmann  (Forschungen  zur  deutschen 
Geschichte  XIII)  S.  2ö,  Hahn  (ebenda  XV)  S.  84  ff.,  Loofs  S.  51  sub  1 
und  Brom,  Bullarium  Trajectense,  fase.  I,  Haga-Comitis  1891,  S.  1 Anm.  1 
aus  dem  Jahre  7öl  in  eine  frühere  Zeit  setzen.  Hierfür  sprechen  von  den 
bereits  durch  ältere  Forscher  bervorgehobenen  Argumenten  namentlioh  der 
Umttand,  dass  ep.  81  der  petitio  filiomm  Francorum  gedenkt,  d.  h.  der 
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weisen,  dass  staatlicherseits  der  Metropole  Mainz  eine  andere 
Abgrenzung  gegeben  worden  ist,  indem  das  Bisthum  Utrecht 
nicht  zu  Mainz  gehören  sollte.  Das  ergiebt  der  Streit  des 
Bonifatius  mit  dem  damaligen  Kölner  Bischof  Letzterer  wollte 
das  Bisthum  der  Parochie  Köln  zurechnen,  Bonifaz  aber  bittet 
in  einem  Briefe  vom  Jahre  755  den  Papst  Zacharias,  ihm  aus 
dem  römischen  Archive  eine  Abschrift  derjenigen  Urkunde  zu  über- 
senden, mittels  welcher  Papst  Sergius  dem  Missionar  Willibrord 
Utrecht  als  exemtes,  unmittelbar  vom  Papste  abhängiges  Bisthum 
zugewiesen  hatte,  damit  der  Kölner  Bischof  durch  diese  Urkunde 
überführt  werden  könne.’)  Diese  Bitte  wäre  unmöglich  gewesen, 
wenn  die  oben  erwähnte  Anordnung  des  Zacharias  staatliche 
Anerkennung  gefunden  hätte,  denn  alsdann  durfte  Bonifaz  nie 
daran  denken,  auf  eigene  Hand  das  Suffraganbisthum  Utrecht 
von  der  Zugehörigkeit  zur  Erzdiözese  Mainz  loszulösen  und  zum 
völlig  exemten  Bisthume  zu  machen.*)*) 

Bitte  Pippins  and  Karlmanns,  welcher  Letztere  sich  i.  J.  747  ins  Kloster 
Honte  Casino  zurückzog,  und  der  Umstand,  dass  Zacharias  in  ep.  81  erwähnt, 
es  sei  gerade  26  Jahre  her,  dass  Bonifatius  die  Bischofsweihe  empfangen 
habe,  ein  Vorgang,  welcher  wahrscheinlich  (s.  oben  § 2 S.  8 Anm.  3 und 
§ 9 S.  82  Anm.  3)  im  Jahre  722  stattfand.  Dazu  kommen  folgende,  bisher 
noch  nirgends  hervorgehobene  Argumente;  Bereits  in  ep.  66  S.  190  (oben 
§ 9 S.  86  Anm.  2)  fordert  Zacharias  den  Bonifatius  zur  Abhaltung  von 
Provinzialkonzilien  (irrig  Binterim  S.  120,  Loofs  S.  39)  auf,  No.  66 
gehört  aber  dem  1.  Hai  748  an;  ferner  lässt  der  Brief  des  Zacharias  an 
Krzbischof  Cudbert  von  Canterbury  bei  Jaffi  III  No.  70  S.  203,  i.  J.  748 
gescbrieben,  deutlich  erkennen,  dass  Bonifatius  damals  bereits  ebenso  wie 
Cudbert  Hetropolit  und  Leiter  einer  Kircbenprovinz  war. 

’)  Jaffö  III  No.  107  S.  260:  Nunc  autem  Colonensis  episoopus  illam 
sedem  praefati  episcopi  Clementis,  a Sergio  papa  ordinati,  sibi  usurpat  et 
ad  se  pertinere  dicit  . . . ibid.  S.  261 : Sed  modo  paternitatis  vestrae  iudicio 
mihi  intimare  dignemini.  Kt  si  hoc  iustum  sit  responsum  et  vobis  plaoeat, 
qnod  Uli  Colonensi  episcopo  reddidi,  vestra  auctoritate  roborate:  ut  prae- 
ceptum  Sergii  papae  et  sedis  illa  stabilis  permaneat.  Sic  enim  potestia  nos  si 
vobis  placet  adiuvare,  si  de  scrinio  aecclesiae  vestrae  exemplare  iubetis  et  mihi 
transmittere,  quidquid  praefato  episcopo  Wilbrordo  ordinato  sanctns  Sergius 
praeciperet  et  conscriberet;  ut  ex  auctoritate  sanctitatis  vestrae  contradioentes 
convincere  et  superare  valeam.  Verdeutschungen  dieses  Briefes  geben  Arndt 
als  Beilage  II  (S.  134  f.)  seiner  Uebersetzung  von  Willibalds  Vita  Bonibtii 
(Gescbicbtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit,  2.  Oesammtausg.,  8.  Jahrh.  Bd.  U, 
2.  Aufl.,  Leipzig  1888)  und  Thijm,  Karl  S.  106. 

*)  Ks  ist  daher  durchaus  irrig,  wenn  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  346 
Anm.  1 aus  dem  Umstande,  dass  Bonifaz  sich  nicht  auf  die  Konfirmations- 
bulle  beruft,  ein  Argument  gegen  die  Echtheit  der  ep.  81  entnimmt. 

*)  Keiner  der  Streitenden  wollte  Utrecht  als  SuffraganbisUiam  in  An* 
Spruch  nehmen,  weder  der  Kölner  Bischof  (vgl.  Rettberg  II  S.  630,  Oelsner 
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Uebrigena  ist  es  für  die  damalige  Bedeutungslosigkeit  des 
Papstthums  in  Sachen  der  kirchlichen  Eintheilung  des  Franken- 
reiches bezeichnend,  dass  Bonifatius  nicht  einfach  dem  Papste 
die  Entscheidung  der  Angelegenheit  anheimstellen  und 
von  ihm  den  Erlass  eines  Machtspruches  an  den  Kölner  Bischof 
erwirken  durfte,  dass  er  vielmehr  nur  beabsichtigt,  durch  Vor- 
legung jener  von  Sergius  ausgestellten  Verleihung  seinen  Gegner 
zur  besseren  fSnsicht  zu  bringen. 


§ 16. 

Die  Besetzung  von  Klrchenamtern. 

Eine  Mitwirkung  bei  Besetzung  von  BisthQmern  hat  das 
Papstthum  im  Allgemeinen  nicht  beansprucht.  Versuche,  sich  ein 
Stellenbesetzungsrecht  zu  verschaffen,  finden  wir  nur  bezüglich 
der  Bisthümer  Würzburg,  Büraburg  und  Erfurt  und  vielleicht 
bezüglich  des  Bisthums  Utrecht  bezeugt.*) 

Mit  der  Bestätigung  der  im  thüringer  Missionsgebiete  von 
Bonifatius  neugegründeten  Bisthümer  Würzburg,  Büraburg  und 
Erfurt  verband  Papst  Zacharias  die  Anordnung,  dass  die  de^ 
einstige  Neubesetzung  dieser  Bisthümer  nur  dem  jeweiligen  Vikare 
zustehen  solle,*)  also  mittelbar  dem  römischen  Stuhle  selbst. 


S.  56,  Abel  I S.  279  Anm.  1)  noch  Bonifsz.  Das  übersehen  hinsiohtlioh  des 
Ersteren  Pfabler  S.  285  und  Herg-enroether  I S.  685,  hinsiohtlioh  des 
Letzteren  Thijm,  Karel  S.  164  und  Karl  S.  108,  Oelsner  S.  88  und  Fischer 
8.  190,  814,  der  die  ep.  107  überhaupt  in  mehrfacher  Hinsicht  missversteht. 
Auch  Ebrard  missversteht  die  ep.  107,  wenn  er  II  S.  211  in  dem  Verhalten 
des  Kölner  Bischofs  einen  Widerspruch  gegen  den  römischen  Primat  über- 
haupt und  gegen  die  Unterwerfung  Kölns  unter  denselben  sieht.  Ebenso- 
wenig ist  es  notbwendig,  mit  Ebrard  II  8.  212  anzunehmen,  der  von 
Willibrord  in  Utrecht  eingesetzte  corepiscopus  sei  durch  den  auf  Karlmanna 
Befehl  von  Bonifatius  eingesetzten  Bischof  verdrängt  worden;  es  ist  sehr 
möglich,  dass  durch  den  Tod  des  corepiscopus  eine  Sedisvakanz  von  längerer 
Dauer  herbeigeführt  wurde. 

')  Ueber  die  Betheiligung  des  Papstes  Zacharias  an  der  Einsetzung  des 
Lnllns  zum  Bischof  von  Mainz  und  über  die  besonderen  Umstände,  welche 
hierbei  massgebend  waren  sowie  über  die  Bedeutung  der  Antheilnahme  des 
Papstes  vgl.  oben  §§  7,  10,  11.  Ueber  ein  gefälschtes  Privileg  Hadrians  für 
König  Karl  v.  J.  774,  wonach  Ersterer  zu  Gunsten  des  Letzteren  angeordnet 
hatte:  archiepiscopos , episcopos  per  singnlas  provincias  ab  eo  investitnram 
aooipere,  s.  oben  § 14  S.  183  Anm.  2 und  unten  8.  160  Anm.  2. 

•)  Oben  g 11  8.  106  Anm.  7. 


Digitized  by  Google 


142 


kuf  dessen  Wünsche  der  Statthalter  im  Einzelfalle  Rücksicht 
genommen  haben  würde. 

In  derselben  Art,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  er  ein 
unmittelbares  Ordinationsrecht  des  Papstes  konstruieren  wollte, 
hatte  eich  wohl  Sergius  II.  die  Stellung  des  Bisthums  Utrecht 
gedacht,  welches  gleichfalls  ein  Ergebnis  der  Missionsarbeit  war 
und  welches  er  im  Jahre  695  dem  Friesenapoetel  Willibrord  mit 
der  Massgabe  übertrug,  dass  es  ein  nur  „dem  römischen  Pontifex 
unterworfenes  Bisthum“  bilden  solle.') 

Jedenfalls  wurde  eine  derartige  unmittelbare  Ernennungs- 
befugnis des  Papstes  für  Utrecht  ebensowenig  von  der  fränkischen 
Staatsgewalt  anerkannt,  wie  die  mittelbare,  durch  den  Statthalter 
auszuübende  Ernennungsbefugnis  für  Würzburg,  Büraburg  und 
Elrfurt*)  zur  Geltung  gelangt  ist.*) 

Ganz  anders  war  die  rechtliche  Stellung,  welche  die  Fürsten 
dem  Papstthume  hinsichtlich  der  Erz  bisth  Urner  eingeräuint  haben. 

Hochinteressant  ist  die  Frage,  inwieweit  sich  das  Papstthum 
bei  Ernennung  fränkischer  Erzbischöfe  betheiligt  hat.  Es  ist  dies 
ein  Punkt,  der  merkwürdiger  Weise  von  der  geschichtlichen  und 

')  lieber  den  Brief  de*  ßonifatius  an  Zecharini  (Jaffi  Hl  No.  107 
S.  269  ff.)  Tgl.  im  Allgemeinen  oben  t;  14  S.  140  Anm.  1 ; hier  interessieren 
folgende  Stellen  des  Briefes  auf  S.  261 : Modo  vult  Colonensis  episoopos 
sedero  snpra  dioti  praedicatoris  Wilbrordi  sibi  contrahere,  ut  non  sit  episco- 
palis  sedis,  subiecta  Komano  pontifici,  predicans  genti  Fresorum.  . , . Mains 
et  fortius  fieri  debeat  praeceptum  apostolicae  sedis  et  ordinatio  Sergii  papae 
et  legatio  venerandi  praedicatoris  Wilbrordi,  ut  et  fiat  sedis  episoopalis, 
sobieota  Romano  pontifici,  praedicans  gentem  Fresorum.  Dass  Utrecht  ein 
ezemtea  Bistbum  sein  sollte,  ist  mit  Oelsner  S.  öö  gegen  Uanok  1 S.542 
Asm.  1 ansunehmeu;  die  Worte  ,subiecta  Romano  pontifici'  (nicht  ,episcopo‘, 
wie  Hanck  a.  a.  0.  citiert)  besagen  dies  entschieden,  wie  schon  ein  Vergleich 
mit  der  ähnlichen  Wendung  des  Privilegs  für  Fulda  (J  a ffe  HI  No.  82  S.  229, 
oben  § 13  S.  124  Anm.  1) : ,subiectum  apostolicae  sedi'  lehrt,  lieber  die 
analoge  Stellung  des  Klosters  Fulda  vgl.  oben  § 13  S.  124.  Da  auch  Fulda 
das  Ergebnis  der  Misaionsarbeit  war,  so  liegt  die  Annahme  nahe,  dass  das 
Papstthum  exemt«  Bisthümer  und  ezemte  Klöster  nur  dann  zn  begründen 
versucht  bezw.  begründet  hat,  wenn  es  diesen  Anspruch  darauf  stützen 
konnte,  dass  die  betreffende  Stiftung  der  von  Rom  geleiteten  (oben  12 
S.  120)  Mission  ihre  Entstehung  verdanke. 

•)  Oben  § 11  S.  104  ff. 

*)  Es  ergiebt  sich  die  Nichtanerkennung  eines  päpstlichen  Ordinations- 
reebtes  für  Utrecht  aus  der  Tbatsache,  dass  der  Hausmeier  Earlmann  den 
Bonifatius  mit  der  Einsetzung  eines  Bischofs  in  dem  dortigen  Sitze  beauf- 
tragt hat  (Jaffe  HI  No.  107  S.  260,  oben  § 11  S.  108  Anm.  3),  ein  Ereignis, 
welches  vielleicht  oder  sogar  wahrscheinlich  in  die  Zeit  fällt,  als  Bonifatius 
der  einzige  Metropolit  im  Reichstheile  Karlmanns  war  (oben  § 9). 
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reohtsgeschichtlichea  Forschuog  noch  nie  ins  Auge  gefasst  ist,’) 
wiewohl  er  die  grösste  Beachtung  verdient.  Das  Quellenmaterial 
ist  sehr  reichlich,  aber  auch  sehr  widerspruchsvoll;  um  auf  eine 
Lösung  der  Widersprüche  hoffen  zu  können,  bedarf  es  daher 
zunächst  der  eingehendsten  und  sorgfältigsten  Betrachtung  aller 
einzelnen  Berichte.*) 

Letztere  lassen  sich  in  vier  Gruppen  sondern. 

Ein  Theil  der  Fälle  liegt  so,  dass  wir  von  einem  beiderseits 
gewollten  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum 
erfahren,  ein  zweiter  Theil  so,  dass  sich  ein  Konflikt  zwischen 
Staat  und  Papstthum  feststellen  lässt,  ein  dritter  Theil  so, 
dass  nur  die  Ernennung  durch  den  Papst,  ein  vierter 
Theil  so,  dass  nur  die  Ernennung  durch  den  Staat  mit- 
getheilt  wird. 

Die  erste  Ornppe  — Zusammenwirken  von  Staat  und 
Papstthum  — betrifü  die  Erzbischöfe  Willibrord,  Ermenbert  von 
Bourges,  Arno  von  Salzburg  und  Anskar  von  Hamburg. 

Der  friesische  Heidcnmissionar  Willibrord,  weicher  später*) 
Utrecht,  aber  nur  als  Bischofssitz,*)  nicht  als  Erzbisthum  erhielt, 
wurde  im  Jahre  69Ö  durch  Papst  Sergius  (687 — 701)  unter  gleich- 
zeitiger Verleihung  des  Palliums  zum  Erzbischof  geweiht,  nach- 
dem ihn  der  Hausmeier  Pippin  von  Heristal  zu  diesem  Zwecke 
nach  Rom  gesendet*)  und  nachdem  Papst  Sergius  in  öffentlicher 

‘)  Hinschiug  III  § 144  8.  113  £T.,  inibes.  8.  114  Anm.  1 nimmt  an, 
dass  ein  päpstliches  8tellenbesetzungsrecht  sich  erst  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert ansgebildet  habe.  Das  ist,  insofern  unten  eine  Betheiligung  der 
Päpste  an  der  Einsetzung  von  Metropoliten  nachgewiesen  werden  wird, 
unrichtig.  Unrichtig  ferner  de  LezardiSre  II  8.  32  f.,  242  ff. 

')  Nicht  verwerthbar,  weil  gefälscht,  ist  Hadrians  Privileg  für  Karl 
V.  J.  774,  s.  oben  8.  141  Anm.  1 a.  £. 

*)  Nach  Beda,  historia  eoclesiastica  gentis  Anglomm,  ed.  Holder, 
2.  Ausgabe,  Freibnrg  i.  Br.  1889,  lib.  V o.  11  8.  243  f.  (Hauch  I 8.  401, 
Rettberg  II  8.  529)  bereits  unter  Pippin  von  Heristal,  nach  der  Vita 
8.  Willibrordi  c.  13  (Jaff4  VI  8.  49)  erst  unter  Karl  Kartell  (vgl.  auch 
Vita  8.  Willi br.  c.  5 8.  44);  diese  Berichte  sind  dahin  zu  vereinigen,  dass 
Willibrord  von  dem  Prieeenkönig  Kadbod  vertrieben  und  erst  nach  Radbods 
Tode  (719)  wieder  durch  Karl  Kartell  zu  Utrecht  eingesetzt  worden  ist  (vgl. 
Rettberg  a.  a.  O.,  Hauok  I 8.  39b,  402,  406  t). 

*)  Rettberg  U 8.  619,  Hauch  I 8.  406  gegen  Hergenroether  I 
8.  678. 

*)  Vita  8.  Willibr.  o.  6 bei  Jaffä  VI  8.  46;  Frmncorum  duz  . , . 
cogitabat  oonsilio,  eum  Komam  mittere,  ut  a domno  apostolico  8ergio  . . . 
in  snmmi  sacerdotii  honorem  ordinaretur;  qnstenns  apostolioa  benedictione 
et  ittssione  acoepta,  maiori  ab  eo  missus  fidnoia  reboratus,  in  opus  euangelii 
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Versammlung  den  Glaubenseifer  und  die  Würdigkeit  Willibrords 
festgestellti  hatte.  ‘) 

Etwa  ein  Jahrhundert  später,  zwischen  784  und  791,  ertheilte 
Papst  Hadrian  I.  dem  Bischof  Ermenbert  von  Bourges,  der 
mit  diesbezüglicher  Bitte  König  Karls  des  Grossen  in  Rom  er- 
schienen war,  die  erzbischöfliche  Würde  und  zugleich  das  Pallium.*) 

Arno  von  Salzburg  wurde,  ebenfalls  unter  gleichzeitiger 
Verleihung  des  Palliums,  im  .Tahre  798  durch  Leo  III.  als  Erz- 
bischof bestätigt  und  zwar,  wie  uns  aus  einer  an  Amo  selbst,*)  aus 
einer  an  fünf  bairische  Bischöfe*)  und  aus  einer  an  König  Karl  den 


rererterstor.  . . . Quod  cum  viro  Del  persuadere  temptaret,  rennuit  primum 
, . . Tandem  . . . cooaentit ...  £t  sic  cum  honorifica  legatione,  et  muneribos 
apostolicae  auctoritatis  oondignis,  Romam  directus  est.  Ibid.  o.  7 S.  45  f.: 
Apostolious  (Papst  Sergius)  cum  magno  gaudio  . . . eum  susoepit . . . et . . . 
puplice  . . . more  apostolico  eum  ordinavit  archiepiscopum  . . . vestimentisque 
snis  saoerdotalibus  induit  eum  et  sancto,  quasi  superhiunerali  Aaron,  pallio 
dignitatis  et  indumenti  confirmavit  gloria. 

*)  Vita  8.  Willibr.  c.  7 S.  45  f.;  Apostolicus  ...  nt  in  eo  fidei  agnovit 
ferrorem,  relegionis  devotionem,  sapientiae  plenitudinem , die  oonpetenti 
populo  adveniente,  advocatis  venerabilibus  ad  societatem  ministerii  saoer- 
dotibus,  puplice  in  ecolesia  beatissimi  Petri  principis  apostolorum,  cnm  magna 
dignitate  more  apostolico  eum  ordinavit  archiepiscopum. 

*)  Brief  Hadrians  an  Karl  bei  Jaffe  IV  No.  115  S.  278  f. : Directus 
a regali  potentia  vestra  . . . Erminbertns  episcopus,  nostrisque  adpresentatus 
apostoliois  aspectibus,  obtulit  nobis  preoelsae  excellentiae  vestrae  sagacissimoa 

atque  honorabiles  regales  affatos Bepperimus  quippe  in  ipsis  regales 

aflatibus  veetris  : ut  prelato  Ermenberto  episcopo  palleo  saoerdotalibus  infulis 
deoorato  ex  apostolice  auctoritatis  concederemus ; quia  oivitas  metropoUs  in 
Aquitania  Tidetur  esse  patria,  que  Bituricas  nuncnpatur,  ubi  nuno  prefatus 
Tcnerabilis  vir  preesse  dinoscitur.  . . . Quapropter  pro  nimio  vestro  regali 
ex  intimo  oordis  amore  predioto  Ermenberto  a nostra  apostolica  sacratissima 
sede  atque  auctoritate  archiepisoopus  constitutns  in  metropolitanam  oiritatem, 
quae  Bituricas  oognominatur,  siout  dudum  mos  extitit,  sub  iure  sanctae  reoor- 
dationU  ecolesiae  degente  usu  pallii  concessimus  fruendi.  UissTerstanden 
wird  dieser  Brief  tbeilweise  von  de  Lezardiere  II  S.  307  No.  4.  Deber 
die  Angelegenheit  des  Ermenbert  und  deren  eigentlichen  Kernpunkt  vgl. 
auch  oben  § 14  S.  136  f.  und  unten  S.  161  Anm.  1. 

•)  VgL  unten  § 19. 

*)  Urkunde  Leos  an  die  Bischöfe  Alim  von  Brixen,  Otto  von  freising, 
Adalwin  von  Regensburg,  Waltrioh  von  Passau  nnd  Sintpert  von  Neuburg 
bei  Zahn,  Urkundenbnch  No.  2 S.  3 ff.  (vgl.  auch  Abel  II  S.  138  Anm.  1): 
Quas  nobis  petitorias  emisistis  syllabus,  libenti  suscepimus  animo,  in  qnibui 
ferebatur,  ut  in  provincia  vestra  Baiovuariorum  arohiepisoopum  ordinaremus. 
Qnoniam  provincia  ipea  mirifioe  a filio  nostro  domno  Carolo  excellentissimo 
rege  . . . penitus  ex  omni  parte  siout  deouit,  ordinata  est,  idoiroo  oonvenit 
nos  (nt)  ipso,  nempe  ecolesiastico  moderamine  in  sacro  ordine  fideliter  atqne 
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Grossen  •)  gerichteten  Urkunde  ersichtlich  ist,  auf  Wunsch  Karls 
und  nachdem  dessen  Abgesandte  dem  Bischof  ein  gutes  Leumunds- 
zeugnis ausgestellt  hatten. 

Bei  Anskar  von  Hamburg,*)  den  Kaiser  Ludwig  der 
Fromme  i.  J.  831  nach  Rom  sendete,  dürfte  die  von  Papst  Gregor  IV. 
ertheilte  Bestätigung  sich  nicht  nur  auf  die  Errichtung  der  Metro- 
pole Hamburg  und  auf  den  nordischen  Vikariat  Anskars,  sondern 
zugleich  auf  dessen  erzbischöfliche  Würde  bezogen  haben.  Auch 
Anskar  erhielt  gleichzeitig  das  Pallium. 

Die  zweite  Gruppe  — der  Konflikt  zwischen  Staat  und 
Papsttbum  — knüpft  sich  an  die  Persönlichkeiten  der  Erzbischöfe 
Grimo  von  Rouen,  Abel  von  Reims  und  Hartbert  von  Sens  sowie 
der  Erzbischöfe  Bonifatius  von  Mainz,  Tilpin  von  Reims  und 
Lullus  von  Mainz. 

Bezüglich  des  Grimo,  Abel  und  Hartbert  sahen  wir 
bereits  an  anderer  Stelle,*)  dass  im  Jahre  744  Papst  Zacharias 
ihre  Erhebung  zu  Erzbischöfen  durch  Zusendung  von  Bestätigungs- 
Urkunden  genehmigt  hat,  dass  aber  staatlicherseits  diese  Bestätigung 

ipiraliter  aecundum  canonicam  cenauram  ipaam  ordinaremua  Baiovaariorum 
proviDciam,  et  quia  a deo  auapice  repperientea  virum  almificum  et  in  acripturia 
divinia  peritiaaimam  et  in  omnibas  miaericordiaaimia  apiritalibua  moribua 
comprobatum,  una  cuin  conaenaa  et  voluntate  predicti  . . . regia  vobia  ordi- 
navinma  aecnndum  aanctionea  patniin  arcbiepiacopam,  videlicet  Arnonem 
eecleaiae  lavavenaium  quo  et  Petena  nancupatur  . . . dadnin  vester  foit 
ooepiacopua  nunc  autem  frater  et  coepiacopua  noater  (vgl.  oben  § ö S.  öö 
Anm.  3),  veater  autem  archiepiacopua  et  venerabilem  aedem  eiua  metropoli- 
tanam  habentea  ad  quam  aancto  Arnoni  archieapiacopo  veatro  naum  pallii 
tribuentea  dedimua  in  mandatia,  ut  aecundum  canonicaa  inatitntionea  omnea 
eccleaiaa  auperiua  nominataa  veatraa  in  dioceaibua  illi  aubiectas  oanonioe 
valeat  adminiculnm  impertire. 

*)  Urkunde  Leoa  an  Earl  bei  Zahn  No.  3 S.  4 f.  (vgl.  auch  Abel  II 
S.  138  Anm.  2):  Venientea  ad  noa  per  vestram  regalem  aanctionem  pruden- 
tiaaimi  atqne  fidi>liaaimi  miaai  veatri,  unua  ex  ipaia  czimiia,  miasua  videlicet 
praecellentiaaimna  Fardulfua  religioaua  abbaa  fideliaaimua  veater  familiariter 
viva  voce  intonuit  nobia,  quod  veatraa  deo  protectaregaliaexcellentiamandaaaet 
nobia  per  ipaum,  quod  Amoni  epiacopo  pallium  tribueremua  et  in  provinoia 
Baiovuariorum  archiepiacopum  conatitueremua,  et  dum  mul  tum  ipaoa  praefatoa 
precipuoaqne  viroa  aine  reprehenaione  cognoviaaemua  eos  viro  eaae  fidelea, 
libenti  aecundum  vestram  regalem  demandationem  accommodavimua  animo 
et  praefato  reverentiaaimo  et  annctiasimo  Arnoni  epiacopo  uaum  pallii  con- 
ceaaimns  utendi  et  in  provincia  Baiovuariorum  eum  canonice  ordinavimua 
arcbiepiacopum  et  eidem  provincia  Baiovuariorum  epiacopis  noatmm  apoato- 
licum  canonicumque  miaimua  aigillum. 

•)  Oben  § 14  S.  138  Anm.  2. 

•)  Oben  § 11  S.  110  ff. 

Papauhiim  HDt«r  d»  Ksrollne«rn.  10 
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nicht  abgewartet  und  nicht  für  erforderlich  erachtet  wurde.  Hier 
ist  noch  zu  bemerken,  dass  Zacharias  hervorhebt,  er  habe  die 
Bestätigung  auf  das  Zeugnis  des  Bonifatius  hin  vorgenommen.’) 

Was  Bonifatius  selber  anbetrifft,  so  ergeben  die  Quellen 
Folgendes:  Als  er  nach  dem  Ableben  Ragenfreds  von  Köln  dem 
Papste  Zacharias  niitgetheilt  hatte,  sein  Wunsch  gehe  dahin,  das 
erledigte  Bisthum  zu  bekleiden,  und  die  Franken  hätten  ihm  das- 
selbe als  Metropole  zugesichert,  sandte  ihm  Zacharias  sofort 
(unter  dem  31.  October  745)  ein  Schreiben,*)  in  welchem  er  ihn 
als  Kölner  Erzbischof  bestätigte.  Da  geschah  etwas,  was  weder 
Bonifatius  noch  Zacharias  erwartet  hatte:  Pippin  ignorierte  den 
Wunsch  des  Bonifatius  und  die  päpstliche  Bestätigung  und  be- 
stimmte — wohl  erst  im  Jahre  747  *)  — , vermuthlich  auf  Antrieb 
der  Gegner  des  Bonifatius,  welchen  es  gelang,  dessen  Pläne  zu  durch- 
kreuzen,*) dass  Bonifatius  nicht,  wie  ursprünglich  festgesetzt  war, 
Köln,  sondern  Mainz  als  Erzbisthum  erhalten  sollte,*)  während 
in  Köln  Agilolf  eingesetzt  wurde.  Ebenso  wie  diese  Anordnung 
eine  Nichtachtung  der  persönlichen  Wünsche  des  Bonifatius  ent- 

')  Jaffe  III  No.  48  S.  133:  hos  per  tuum  testimonium  conRnnamas. 

*)  Jaffe  III  No.  51  S.  149:  De  eo  namque  quod  «uggesaisti,  quod 
elegenint  unam  civitatem  omnes  Francomm  priocipes,  coniungentem  asque 
ad  paganorum  fines  et  in  partes  dennanicarum  gentium,  abi  antea  praedi- 
casti:  quatenus  ibi  sedem  metropolitanam  perpetno  tempore  habere  debeaa 
et  inde  ceteros  episcopos  ad  viam  instrueres  rectitudinis  et  post  tui  successorea 
perpetno  iure  possideant;  hoc,  quod  decreverunt,  nos  laeto  suscepimus  animo. 
Ferner  ibid.  S.  152:  De  civitatc  namque  illa,  quae  nuper  Agrippina  vooabatur 
nunc  vero  Colonia,  iuxta  petitionem  Francorum  per  nostrae  auctoritatis 
praeceptum  nomini  tuo  metropolim  confirmaviraus;  et  tuae  sanctitati  direximns 
pro  futuris  temporibus  eiusdem  metropolitanae  aecclesiae  stabilitatem. 

•)  Den  Brief  No.  81  vom  4.  November  747  (über  das  Datum  s.  oben 
§ 14  S.  139  Anm.  5)  wird  Zacharias  wohl  sofort  geschrieben  haben,  nach- 
dem er  von  Bonifatius  die  Uittheilung  erhielt,  dass  derselbe  in  Mainz  ein- 
gesetzt sei,  Bonifatius  seinerseits  wird  diese  Mittbeilung  gleich  nach  der 
Einsetzung  gemacht  haben. 

*)  Vgl.  Rettberg  I S.  366,  Hefele  III  S.  544,  Seiters  S.  492,  496, 
W erner  S.  301. 

“)  Jaffe  III  No.  66  S.  192.  Zacharias  schreibt  am  1.  Mai  748  an 
Bonifaz:  Alia  denique  scripta  tuae  fraternitatis  continebant:  quod  iam  olim 
de  Agrippina  civitate  scripsisti,  quod  Franc!  non  perseveraverunt  in  verbo, 
quod  promiserunt;  et  nunc  moratur  tua  fraternitas  in  civitate  Magontia. 
Vieles  Falsche  enthält  der  Bericht  der  Passio  8.  Bonifatii  bei  Jaffe  III 
S.  473,  welche  die  Einsetzung  des  Bonifatius  in  Mainz  i.  J.  747  mit  seiner 
Bischofsweihe  i.  J.  722  verwechselt,  indem  sie  erstere  unter  Papst  Gregor 
statt  unter  Zacharias  erfolgen  und  Bonifatius  persönlich  in  Rom  anwesend 
sein  lässt. 
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hielt,*)  enthielt  sie  eine  Nichtachtung  der  vorangegangenen  päpst- 
lichen Bestätigung  fiir  die  Kölner  Erzbischofswürde  des  Bonifatius. 

Freilich  hat  Zacharias,  als  er  aus  einem  Schreiben  des 
Bonifatius  die  Sinnesänderung  Pippins  erfahren  hatte,  seinem 
Statthalter  — vielleicht  ohne  dass  eine  Bitte  desselben  voran- 
ging*)  — die  Bestätigung*)  für  Mainz  als  Erzbisthum*)  ertheilt 
Aber  das  geschah,  als  Bonifatius  bereits  längere  Zeit  im  Amte  war. 

Sowohl  bei  der  Bestätigung  von  Köln  wie  bei  der  von  Mainz 
spricht  es  Zacharias  aus,  dass  er  dieselbe  iuxta  petitionem  Fran- 
corum, iuxta  eorundem  filiorum  Francorum  petitionem  ertheile.*) 
Er  meint  damit  die  omnes  Francorum  principes,*)  d.  h.  die  Brüder 
Earlmanu  und  P*ippin , vielleicht  auch  ausserdem  den  mero- 
vingischen  Schattenkönig.  Doch  ist  es  nicht  ganz  klar,  ob 

')  Mainz  konnte  dem  Bonifatins  wegen  der  grösseren  Entfernung  von 
Friesland  zur  Fortsetzung  der  dortigen  Heidenmission  nicht  so  erwünscht 
sein,  wie  Köln.  Vgl.  Seiters  8.  498  f.,  Kaufmann  S.  224,  227,  Hauck 
I 8.  515. 

*)  Es  ist  anfallend,  dass  das  8chreiben  des  Zacharias  No.  81  8.  227 
nicht,  wie  das  8chreiben  No.  51  8.  149  (oben  8.  146  Anm.  2)  eine  Bitte  des 
Bonifatius  erwähnt. 

*)  Jaffd  III  No.  81  8.  227  (dieser  Brief  ist  neuerdings  auch  abge- 
druckt im  Bullariuro  Trajectense  ed.  Gisbertus  Brom,  fase.  I, 
flaga-Comitis  1891,  8.  1 No.  1):  Tua  sancta  fratemitas  nunc  usqne  cathe- 
dralem  sedem  sibi  minime  vindicavit.  At  ubi  vero  Dens  praedicationem 
tuam  auxit,  obtinere  tibi  cathedralem  eclesiam  vel  sucoessoribus  tnis  confir- 
mare  debemus  iuxta  eorundem  filiorum  Francorum  petitionem.  Et  ideiroo 
auctoritate  beati  Petri  apostoli  sancimus;  nt  supra  dicta  eclesia  Mogontina 
nunc  atque  etiam  perpetuis  temporibus  tibi  et  sucoessoribus  tuia  metropolis 
sit  confirmata;  habens  etiam  sub  se  has  5 civitates  — id  est  Tungris,  Coloniam, 
Wormaciam,  Spiratiam  et  Trectis  — et  omnes  Germaniae  gentes,  quas  tua 
fratemitas  per  suam  predicationem  Christi  lumen  cognoscere  feoit.  His  a 
nobis  definitis,  huius  nostrae  confirmationis  paginam  in  tua  eclesia  perpetuis 
temporibus  pro  sni  confirmatione  conservandam  esse  mandamus. 

*)  Die  Annahme  von  Hauck  I 8.  520  Anm.  1,  Mainz  sei  unter  Bonifaz 
nicht  Metropole  gewesen,  muss  entschieden  bekämpft  werden.  Einmal  lautet 
die  Bestätigung  des  Zacharias  (s.  vorige  Anm.)  dahin,  Mainz  solle  Metropole 
sein,  sodann  fordert  er  den  Zacharias  in  ep.  66  8. 190  (oben  § 9 S.  86  Anm.  2) 
zur  Einberufung  von  Provinzialsynoden  auf,  endlich  war  auch  schon  Köln  für 
Bonifaz  als  Metropole  gedacht  laut  ep.  51  8.  149,  1.52  (oben  8. 146  Anm.  2), 
auch  konnte  man  den  päpstlichen  Statthalter,  der  hereita  seit  lange  Titnlar- 
erzbischof  war  und  bald  auch  Primas  wurde  (oben  § 9),  nicht  wohl  zum  einfachen 
Bischof  machen  und  einem  anderen  Metropoliten  unterordnen.  — Lullus  wurde 
in  der  Tbat  erst  780  Erzbischof,  aber  ebenso  wurde  sein  i.  J.  786  geweihter 
Nachfolger  Riculf  erst  i.  J.  800  zum  Metropoliten  gemacht  (vgl.  unten  S.  153  f.) 

‘)  J aff e III  No.  51 8. 152  n.  No.  81  8. 227  oben  8. 146  Anm. 2 moben  Anm.3. 

•)  Jaffö  m No.  51  8.  149  oben  8.  146  Anm.  2. 

10* 
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Zacharias  die  an  i h n gerichtete  Bitte  des  Fürsten  um  Bestätigung 
oder  die  an  Bonifaz  gerichtete  Bitte,  das  Erzhisthum  zu  über- 
nehmen,*) im  Auge  hat  und  in  Gemässheit  der  letzteren  oder  der 
ersteren  die  Bestätigung  giebt.  Aber  auch  wenn  die  Fürsten  an 
Zacharias  geschrieben  haben,  so  ist  darin  wohl  nur  eine  Anzeige 
zu  sehen,  die  bei  Anstellung  des  päpstlichen  Statthalters  im 
fränkischen  Eirchendienste  selbstverständliche  Pflicht  der  Höflich- 
keit war,  die  sich  aber  in  den  Augen  des  Papstes  leicht  in  eine 
„Bitte“  verwandeln  konnte.  Jedenfalls  hinderte  die  vorangegangene 
„Bitte“  und  die  ihr  nachfolgende  Gewährung  die  Fürsten  nicht, 
in  dem  ersten  Falle  ihren  ursprünglichen  Plan  aufzugeben. 

Der  Konflikt  zwischen  Staat  und  Papsttbum  bei  Ernennung 
des  Tilpin  von  Reims  und  des  Lullus  von  Mainz  ergiebt 
sich  aus  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Urkunde  des  Papstes 
Hadrian  1.  für  Tilpin  von  Reims  vom  Jahre  779  oder  780.  *) 

Bevor  wir  jedoch  das  Ergebnis  dieser  Urkunde  prüfen 
können,  müssen  wir  ihre  Echtheit  feststellen.  Allerdings  be- 
gegnen wir  in  der  Earolingerzeit  zahlreichen  Fälschungen,’)  die 
Gründe  jedoch,  welche  Hinschius’)  zu  der  Annahme  einer 
Fälschung  aus  der  Zeit  der  Entstehung  der  pseudoisidorischen 
Dekretalen  fuhren,  können  nicht  als  stichhaltig  gelten.’)  Richtig 
ist  allerdings,  dass  das  dem  Tilpin  „verliehene  Privilegium,  nicht 
ohne  Konsens  des  Papstes  gerichtet  zu  werden,*)  mit  dem  Eirchen- 
ataatsrecht  der  Zeit  Earls  d.  Gr.,  in  welcher  die  Bischöfe  den 
Reichssjnoden  unterworfen  waren,  in  Widerspruch“  steht,  in- 
dessen begegnen  wir  im  8.  Jahrhundert  mehrfachen  Versuchen 
der  Päpste,  bei  passender  Gelegenheit  ihre  Machtfülle  auszu- 
dehnen,’) insbesondere  auch  anderen  Versuchen,  eine  juris- 

')  Ygl.  in  diesem  Sinne  die  Conjunctive  debeas,  instrueres  and  poisideant 
in  ep.  61  8.  149  oben  S.  146  Anm.  2. 

*)  Vgl.  oben  § 8 S.  76  Anm.  1,  § 10  S.  94  Anm.  6,  S.  101  Anm.  3 and 
g 11  S.  107  Anm.  1. 

')  Vgl.  insbes.  oben  g§  11  8.  98  Anm.  1,  18  8.  122,  14  8.  133  Anm.  2 
and  unten  g 19. 

*)  flinsobias  I 8.  603  f.,  II  8.  10  Anm.  6.  Ebenso  die  Acta  Sanc- 
torum  des  Holland,  16. October,  tom.  VII,  2,  Bruxelles  1846,  No.  73  ff, 8. 1072; 
dagegen,  jedoch  nicht  eingehend,  Abel  I 8.  208  Anm.  7,  Jaffe,  Beg.  II 
Addenda  8.  701  No.  2411,  Langen,  Oescbichte  der  römischen  Eirche  II 
8.  716,  Hahn,  Bonifaz  und  Lul,  8.  276  Anm.  1,  Hauck  II  8.  189  Anm.  4. 

‘)  „Beachtenswerth  ist  die  Ansfübrung  von  Uinschius  allerdings“ 
(Abel  a.  a.  U.). 

•)  Unten  g 17. 

*)  Vgl.  oben  §g  11  8.  106  ff.,  13  8.  127  f , 14  8.  140  bezüglich  des  Ver- 
suches, Wörzburg,  Büraburg  und  Utrecht  tu  ezemten  Bistbümsm  zu  machen. 
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diktioneile  Gewalt  über  fränkische  Kleriker  zu  begründen.’)  üm 
eine  Anfechtung  der  Bischofs  weihe  des  Lullus  handelt  es 
sich,  wie  wir  später  sehen  werden,  überhaupt  nicht:  das  Glaubens- 
bekenntnis des  Lullus  erklärt  sich  aus  der  Pallienverleihung  und 
ebenso  aus  der  Bestätigung  seiner  erzbischöflichen  Würde  zur 
Genüge.’)  Auch  kann  man  in  dieser  Hinsicht  Hinschius  nicht 
beipflichten , dass  das  Pallium  „damals  noch  nicht  regelmässig 
gleich  nach  Erwerbung  der  Metropolitanwürdc  erbeten  und  ver- 
liehen wurde“.')  Die  zweimal  in  dem  Schreiben  erfolgte  Be- 
zeichnung Karle  als  spiritalis  filius  des  Papstes  erklärt  sich 
durch  dieselben  Gründe,  aus  welchen  es  sich  erklärt,  dass  die 
Kinder  Pippins  in  den  Briefen  der  Päpste  Paul  I.  und  Constantin  11. 
als  spiiitales  filii  und  Karls  Gemahlin  Pastrada  in  den  Briefen 
Hadrians  als  spiritalis  filia  der  betreffenden  Päpste  bezeichnet 
werden.'*)  Endlich  enthält,  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle*) 
festgestellt  haben,  der  Brief  des  Papstes  keine  Andeutung  über 
eine  Primatialstellung  des  Erzbisthums  Reims,  ln  welchen  Um- 
ständen Hinschius*)  eine  „sinnlose  Herübernahme  der  Stelle 
von  den  Bischöfen  und  königlichen  Missi,  welchen  letzteren  im 
Diplom  (für  Tilpin)  die  Untersuchung  über  die  Ordination  des 
Lullus  mit  aufgetragen  wird“,  aus  dem  — unten  zu  besprechenden 
— Glaubensbekenntnis  des  Lullus  in  das  Diplom  erblickt,  ist  mir 
nicht  klar  geworden,’)  im  Gegentheil  spricht  meines  Erachtens 
die  Thatsache,  dass  das  Diplom  und  das  Glaubensbekenntnis, 

')  Vgl.  unten  § 17  S.  174  f. 

*)  Unten  S.  151  f.  nnd  § 19. 

>)  Unten  § 19. 

*)  Vgl.  unten  Beilage  I.  Vgl.  auch  den  Brief  des  römiichen  Senates 
und  Volkes  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  8.  70  nnd  das  Pactum  filudovici 
Pü  cum  Paschali  pontifice  bei  Boretius  I No.  172  S.  354,  worin  der  Papst 
als  spiritalis  pater  Pippins  bezw.  Ludwigs  bezeichnet  wird. 

•)  Oben  § 10  S.  91. 

*)  Hinschius  1 S.  603  Anm.  6. 

’)  Vielleicht  nimmt  Hinschius  an,  es  sei  auffallend,  dass  die  Missi 
als  weltliche  Amtsträger  mit  der  Prüfung  der  geistlichen  Tüchtigkeit 
des  Lullus  beauftragt  werden.  Jedoch  wurden  unter  Karl  Weltliche  sehr 
oft  mit  Kontrolle  der  Geistlichen  beauftragt  (Waitz  IQ  S.  428),  auch  ge- 
hörten geistliche  Angelegenheiten  noch  sonst  vielfach  zu  den  Obliegenheiten 
der  Missi  (Waitz  s.  a.  O.  S.  445,  452,  455  f),  endlich  wurden  mit  Vorliebe 
gerade  Geistliche  zu  Missi  ausersehen  (Waitz  a.  a.  0.  S.  447,  450  f.)  und 
Hadrian,  dem  dieser  Brauch  bekannt  gewesen  sein  wird,  konnte  wohl  mit 
Sicherheit  darauf  rechuen,  dass,  wie  er  die  Geistlichen  Wiomad  und  Possessor 
mit  der  Prüfung  Tilpins  beauftragte,  auch  Karl  seinerseits  auf  geistliche 
Personen  die  Wahl  lenken  würde. 
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dessen  Echtheit  anbestreitbsr  ist,  an  dieselben  faktischen  Ver- 
enge anknüpfen,  für  die  Echtheit  des  Diploms.  Für  dieselbe 
spricht  endlich,  dass  es  in  seinem  Wortlaut  eine  grosse  Aehnlich- 
keit  mit  den  Bestätigungsurkunden  für  Burchard  von  'Würzburg 
und  Witta  von  Büraburg  aufweist,  also,  wie  ich  glaube,  nach 
einem  in  der  päpstlichen  Kanzlei  vorhandenen  Formular  abgefasst 
worden  ist.’) 

Nachdem  wir  somit  die  Echtheit  der  Urkunde  festgestellt 
haben,  kommen  wir  zur  Betrachtung  ihres  Inhaltes,  soweit  der- 
selbe für  unsere  Frage  interessiert. 

Hadrian  schreibt  dem  Tilpin:*)  Auf  Bitten  des  Königs  Karl 
sende  er  ihm,  nachdem  der  Abt  Fulrad  ein  gutes  Zeugnis  über 
die  Heiligkeit  und  Lehre  ausgestellt,  das  Pallium  nebst  einem 
Privileg,  dass  die  Metropolitankirche  Reims  in  dieser  Stellung 
bleibe;  Tilpin  habe  diese  Dinge  zum  grossen  Theil  schon 
bei  Karl  und  vorher  bei  dessen  Bruder  Karlinann  erlangt; 
Tilpin  habe  gebeten,  ihm  und  seiner  Kirche  ein  Privileg  zu  er- 
theilen,  damit  er,  was  er  noch  nicht  in  Vollendung  besässe, 
durch  päpstliche  Autorität  zur  Vollendung  führen  könne;  er, 
Hadrian,  ertheile  ihm  dies  Privileg  bereitwilligst  und  bestätige, 
dass  Reime,  wie  es  von  altersher  gewesen  sei,  Metropole 
bleiben  solle,  diese  Metropolitanqualität  des  Sitzes  Reims  sei 
Tilpin  und  seinen  Nachfolgern  etwas  Bestätigtes.*) 

Aus  diesen  Wendungen  muss  man  den  Eindruck  gewinnen, 
dass  Reims  bereits  lange  vor  Abfassung  des  Schreibens,  wahr- 
scheinlich schon  vor  dem  Tode  des  jungen  Karlniann  (771),*) 

')  Ueber  die  Aebnliohkeit  und  die  Unterschiede  in  den  Urkunden  vgl. 
oben  § 10  S.  101  Aiim  4 und  § 11  ,S.  106  f. 

•)  Flodoard  lib.  II  c.  17  (M.  O.  SS.  XIII  S.  4«5  f.):  Quia  ad  peti- 
tionem  spiritalis  filii  nostri  et  gloriosi  regia  Francorum  Karoti,  prebente 
tibi  bonum  teatimonium  de  sanctitate  et  doctrina  Fulrado  amabilissimo  abbate, 
Franciae  archipresbitero,  pallium  secundum  consuetudinem  tibi  tranamisisse 
noa  cum  privilegio,  nt  metropolis  eccleaia  Kemensis  in  suo  statu  maueret, 

bene  memoramus £t  tua  . . . fraternitaa  iam  ex  magna  parte  ipsas 

res  apnd  gloriosum  filinm  nostrnm  Karolum  et  ante  ad  Karlomannum,  fratrem 
eiuB,  impetrataa  habes  . . .;  propterea  petiati  a nobis,  tibi  et  ecolesiae  tuae 
fieri  privilegium  ex  auctoritate  ....  sanctae  sedis  Romanae  ac  nostra,  ut . . . 
quod  adbnc  perfectum  non  babes,  per  noatram  auctoritatem  possis,  auxiliant« 
Deo  et  beato  Petro  apostolo,  ad  perfectionem  perducere. 

')  Pro  quo  ....  confirmamus  atque  solidamus,  Kemensem  eccleaiam, 
sicut  et  antiqnituB  fuit,  metropolim  permansnram  ....  atque  etiam 
perpetuis  trmporibua  tibi  et  succossoribus  tuis  sit  confirmatum. 

*)  Damit  stimmt  es  überein,  dass  Hincmar,  de  villa Novilliaco  (Hinc- 
mari  archiepiscopi  Kemensis  operum  tom.  II,  ed.  Jacobns  Sirmondus, 
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dem  Tilpin  als  Erz  bist  hum  verliehen  worden  war,  dass  Hadrian 
dies  aber  erst  erfahren  hat,  als  Karl  und  Tilpin  ihn  um  Ver- 
leihung des  Palliums  baten,  und  dass  zwar  Tilpiu,  nicht  aber 
auch  Karl  gleichzeitig  um  Bestätigung  des  erzbischöflichen  Ranges 
der  Stadt  Reims  gebeten  hat.  Dem  Erzbischof  konnte  eine  solche 
Bestätigung,  für  deren  Erreichung  gerade  eine  günstige  Gelegen- 
heit vorlag,  den  andern  Kirchen  gegenüber  wichtig  erscheinen, 
um  neben  der  staatlichen  Anordnung  auch  die  päpstliche  und 
damit  in  den  Augen  der  Kleriker  eine  höhere  Weihe  zu  besitzen; 
Karl  hielt  die  päpstliche  Bestätigung  für  überflüssig,  die  staatliche 
Anordnung  für  ausreichend. 

Ebenso  lag  der  Fall  hinsichtlich  des  Lullus.  Dieser  ist 
zwischen  dem  8.  März  780  und  dem  4.  Juli  782  ’)  zum  Erzbischof 
erhoben  worden,  da  er  in  einer  Urkunde  König  Karls  von  ersterem 
Datum  noch  als  Bischof,  in  einer  Urkunde  desselben  Herrschers 
von  letzterem  Datum  bereits  als  Erzbischof  bezeichnet  wird.*) 
Hadrian  schreibt  nun  an  Tilpin  in  dem  nämlichen  Briefe,  mittels 
dessen  er  die  Metropolitanquulität  von  Reims  bestätigt:  er  trage 
ibm  auf,  da  ihm  wegen  der  Ordinaton“)  eines  Bischofs  Namens 

Lutetiae-Parisiorum  lt^5)  S.  832  erzählt,  dass  Karlmann:  ante  obitum  auam 
per  praeceptum  regiae  saae  anctoritatia , iguod  habemua,  tempore  Tilpini 
archiepiacopi,  tradidit  villam  Novilliacam  ...  ad  eccleaiam  Remenaem.  Vgl. 
Abel  1 S.  99  Anm.  9.  Ueber  die  Zeit,  wann  Tilpin  Erzbiacbof  geworden, 
ergiebt  aich  sonst  nirgends  ein  Anhalt.  Er  hat  den  Sitz  Reims  zwischen 
748  und  795  innegebabt,  vgl.  die  Anm.  1 S.  466  der  Herausgeber  von 
Elodoards  historia  Rem.  ecelesiae  (Heller  und  Waitz,  H.  (4.  SS.  XIU). 

')  Eicht  bereits  bei  seiner  Ernennung  zum  coadiutor  cum  ape  succedendi 
des  Bonifatius,  wie  Hergenroether  1 S. 686 annimmt.  Vgl. oben  § lOS.  90 f. 

’)  Boebmer-Will  No.  46  S.  40  und  No.  56  S.  42,  Abel  I S.  346, 
der  darauf  aufmerksam  macht,  dass  Lullus  im  Jahre  781  nirgends  erwähnt 
wird,  Goepfert  S.  49  Anm.,  Hahn,  Bonifaz  und  Lol,  S.  282,  Hauck  II 
S.  190  Aum.  1.  — Unrichtig  daher  Leo  S.  484,  486,  Ebrard  S.  460.  In 
die  Zeit  nach  780  ist  daher  wohl  der  Brief  des  Lullus  an  Erzbischof  Coena 
von  York  bei  Jaffe  III  No.  122  S.  288  zu  setzen,  in  welchem  er  den 
Adressaten  als  frater  et  consacerdos  bezeichnet.  Jaffe  a.  a.  U.  Anm.  1 
datiert  den  Brief  zwischen  767  und  781,  Hahn,  Bonifaz  und  Lul,  S.  300 
spricht  sich  über  die  Zeit  nicht  aus. 

*)  Um  die  Ordiuation  des  Lullus  zum  Bischof  kann  es  sich  nicht 
handeln,  wie  auch  der  Schlusssatz  des  Briefes  ergiebt.  Staudenmaier, 
Oesohichte  der  Bischofswablen , Tübingen  1830,  S.  111,  missversteht  den 
Bericht  gänzlich,  wenn  er  von  einem  dem  Pippin  ertheilten  „königlichen 
Auftrag“  redet.  — Gegen  die  Vermuthnng  Rettbergs  I S.  576,  Hadrian 
habe  die  Ordination  des  Lullus  angefochten,  weil  er  in  Missachtung  der 
Bestimmung  der  ep.  43  bei  Jaffü  III  S.  120  nicht  zur  bischöflichen  Urdi- 
nation  io  Rom  erschienen  sei,  und  gegen  die  Berichtigung  dieser  Vermuthung 
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Lullus  Einiges  zu  Ohren  gekommen  sei,  in  Gemeinschaft  mit  den 
Bischöfen  Viomagus  und  Possessor  und  königlichen  Missi  alles 
hinsichtlich  der  Ordination  des  Lullus  zu  prüfen  und  dessen 
Glauben,  Lehre,  Wandel  und  Sitten  festzustellen;  dann,  wenn 
Lull  geeignet  und  würdig  sei,  einen  Bischofssitz  zu  leiten,  und 
wenn  er  ein  eigenhändig  unterschriebenes  Glaubensbekenntnis 
nebst  Zeugnis  der  Prüfungskommission  eingeschickt  haben  würde, 
wolle  Hadrian  ihm  der  Gewohnheit  gemäss  das  Pallium  senden 
und  seine  Ordination  als  gültig  erachten  und  bewirken , dass  er 
in  der  Mainzer  Kirche  als  Erzbischof  eingesetzt  sei.’) 

Auch  hier  gewinnen  wir  den  Eindruck , dass  Lullus  bereits 
von  Karl  zum  Mainzer  Erzbischof  ernannt  worden  war,  dass 
Hadrian  dies  nur  zufällig  erfahren  hat  — vermuthlich,  weil  Karl 
auch  für  Lullus  das  Pallium  erbat  und  diese  Bitte  durch  die 
neue  erzbischöfliche  Würde  desselben  begründete*)  — und  dass 
Hadrian  sich  beeilte,  eine  nachträgliche  Bestätigung  der  Bang- 
erhöhung in  Aussicht  zu  stellen,  falls  die  Prüfung,  deren  Noth- 
wendigkeit  sich  schon  aus  der  gewünschten  Verleihung  des  Palliums 
erklärt,*)  ein  günstiges  Ergebnis  haben  würde. 

Wir  kommen  nun  zu  der  dritten  im  Ausgange  unserer 
Untersuchung  erwähnten  Gruppe  (Verleihung  der  erzbischöflichen 
Würde  durch  den  Papst,  ohne  dass  wir  von  staatlicher  Betheiligung 
erfahren).  Hier  werden  uns  folgende  Männer  beschäftigen:  der 
heilige  Bonifatius,  der  Erzbischof  Wilchar  von  Vienne,  die  Erz- 

dnrch  Abel  I S.  208  ist  geltend  zu  machen,  dass  ep.  43  sich  nicht  auf  das 
Bischofsamt,  sondern  auf  die  Statthalterschaft  des  Bonifatius  beziehen 
kann  (s.  oben  § 10  S.  92  Anm.  2).  Die  Zweifel,  die  Bo  Hand,  Acta  Sanctorum, 
16.  October,  tom.  VII,  2 No.  73  ff.  S.  1072  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde 
für  Tilpin  ausspricht,  erledigen  sich,  wenn  man,  wie  wir,  das  päpstliche 
Erstaunen  aus  der  Rangerhöhung  des  Lullus  erklärt. 

')  Flodoard  a.  a.  O.  S.  464  : Iniungimns  etiam  fraternitati  tuae,  ut,  quia 
de  ordinatione  episcopi  nomine  Lulli  sanctae  Mogontinae  ecclesiae 
ad  nos  quaedam  pervenerunt,  assumptis  tecum  Viomago  et  Fossestore 
episcopis  et  missis  gloriosi  ac  spiritalis  filii  nostri  Karoli  Francorum  regia, 
diligenter  omnia  de  illius  ordinatione  inquiras  et  fidem  ac  doctrinam  illiui 
atque  conversationem  et  mores  ac  vitam  investiges;  ut  si  aptus  fuerit  et 
dignus  ad  episcopalem  cathedram  gubernandam,  expositam  et  oonscriptam 
et  manu  sua  propria  subscriptam  catholicam  et  orthodoxam  fidem  per  missos 
snos  cum  litteris  ac  testimonio  tuo  seu  aliorum  episcoporum,  quos  tecum  esse 
mandavimua,  ad  nos  dirigat,  ut  pallium  illi  secundum  consuetudinem  trans- 
mittamus  et  ordinationem  illius  firmam  iudicemus  et  in  eadem  sancta 
ecclesia  Uogontina  arcbiepiscopum  constitutum  esse  faciamus. 

*)  Unten  § 19. 

*)  Ebenda. 
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bischöfe  Ghrodegang  von  ■ Metz,  Theodulf  von  Orl^ana  und  Riculf 
von  Mainz. 

Der  heilige  Bonifatiue  erhielt  im  Jahre  732,  also  zu  einer 
Zeit,  als  er  noch  keinen  fränkischen  Bischofssitz  innehatte,  durch 
Papst  Gregor  lU. ')  den  erzbischöflichen  Titel  und  zugleich  das 
Pallium,*)  ohne  dass  aus  den  Quellen  ersichtlich  ist,  ob  die  Franken- 
fürsten darum  gebeten  oder  davon  Nachricht  erhalten  haben. 

Derselbe  Papst  hat  den  Wilchar  — oder,  wie  ihn  der 
Biograph  Gregors  nennt,  Vulcar  — von  Vienne  zum  Erzbischof 
gemacht  und  mit  dem  Pallium  beschenkt.  *) 

Beide  Auszeichnungen  erhielt  auch  Ghrodegang  von  Metz 
durch  Papst  Stephan  II.,  als  dieser  im  Jahre  754  sich  im  Franken- 
reiche befand.*) 

Bezüglich  des  Theodulf  von  Orleans*)  und  des  Riculf 
von  Mainz*)  erfahren  wir  aus  Alcuins  Briefen  bestimmt,  dass 
sie  um  die  Zeit,  als  in  Rom  die  Untersuchung  über  Leo  III. 
stattfand,  also  in  den  Jahren  800  oder  801,  vom  Papste  das 
Pallium  eniphngen.  Einige  Aeusserungen  der  betreffenden  Briefe 
Alcuins  machen  es  aber  ferner  wahrscheinlich,  dass  Leo  dem 
Theodulf  und  Riculf  damals  zugleich  die  erzbischöfliche  Würde 

')  Nicht  durch  Gregor  IL  Vgl.  Jaffe  III  S.  91  Anm.  1. 

*)  Der  Paptt  schreibt  in  ep.  28  bei  Jaffi  III  S 92  au  Bonifatius: 
Hinc  iure  tibi  sacri  pallei  direximus  munus,  quod  beati  Petri  apostoli 
auctoritate  auscipiens  indoaris ; atque  inter  archiepisoopos  unus,  Deo  auctora 
praecipimus,  ut  censearis.  Vgl.  Willib.  Vita  S.  Bonif.  o.  6 bei  JafföIH 
S.  454. 

')  Liber  Pontificalis,  Vita  Gregorii  III  c.  18,  bei  Hnratoriui  UI 
S.  161,  Duchesne  S.  421:  Hic  . , . venerabilem  Vulcarium  partibus  Franciae 
in  Vienna  dato  pallio  archiepiacopum  constitnit.  Ueber  dieaen  Wilchar  von 
Vienne  vgl.  oben  § 10  S.  96. 

*)  Liber  pontificalis,  Vita  Stephani  II  bei  Uuratorins  S.  172 
Anm.  6 und  Duchesne  S.  456:  £t  dum  in  Francia  esset  (seil.  Gregorina) 
Kotdigango  . . . episcopo  pallium  tribnit  et  arohiepiscopum  ordinavit 

°)  Jaff4  VI  No.  166  S.  606:  Teodulfo  archiepiscopo  ....  Aloboinus 

salutem Gandens  gaudebo  de  augmento  honoris  vestri  et  de 

sigillo  saoerdotalis  dignitatis,  quod  apoatolioa  vobis  snperaddidit  dignitaa. 
Sed  aciens  scito  quod  hniua  honoris  claritas  praedicationis  poscit  instantiam. 
Pallenm  sacerdotale  diadema  est;  sicut  regium  diadema  fulgor  gemmamm 
omat,  ita  fiducia  praedicationis  pallei  ornare  debet  honorem. 

*)  Jaffi  VI  No.  157  S.  586:  Uagnifico  Damoete  (Beiname  Kioolls) 
arohisacerdoti  ....  Albinns  (Beiname  Alcuins)  salutem  ....  ibid.  S.  587: 
Anunoneo,  utaltissimae  dignitatis  nomini  opera  rectissima  oonveniant, 
et  mores  in  omni  aequitate  aanctissimi  sacardotalii  superhumerale  honoris 
exoment,  nt  quod  ooulia  mnltomm  videtur  in  humero,  omninm  ore  praedioetnr 
atque  ametnr  in  moribus. 
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ertheilt  hat,  denn  Alcuin  hebt  in  dem  Gratulationsbriefe  an 
Thcodulf  hervor,  dass  der  Papst  ihm  zu  der  Vermehrung 
seiner  £hre  das  Sinnbild  der  Sacerdotalwürde  zugegeben 
hat,  und  in  dem  Gratulationsbriefe  an  Riculf,  dass  dieser  den 
Xameii  der  höchsten  Würde  empfangen  hat. 

Bezüglich  des  Theodulf,  der  nach  der  herrschenden  Ansicht 
niemals  Metropolit  gewesen  ist,')  wird  die  Annahme,  dass  er 
durch  Leo  zu  einem  solchen  erhoben  worden,*)  dadurch  bestärkt, 
dass  er  von  Alcuin  sowohl  in  dem  Gratulationsschrciben  selbst 
als  auch  in  einem  anderen  Briefe,*)  der  in  die  Jahre  801  oder 
802  fällt,  als  ,archiepiecopiis‘  bezeichnet  wird,  und  dass  ihn  Alcuin 
in  anderen  Briefen,  welche  derselben  Zeit  angehören,  ,Pontifex‘  ‘) 
und  ,pontifex  raagnus‘  *)  benennt,  Ausdrücke,  die  er  in  sonstigen 
Briefen  nur  für  Metropoliten  verwerthet.  *) 

Was  Riculf  betrifil,  so  geht  die  allgemeine  Annahme  dahin, 
er  sei  sofort  bei  seiner  Ordination  (im  Jahre  786  bezw.  787) 
Erzbischof  von  Mainz  geworden,')  doch  geben  die  Quellenberichte 
hierüber  keine  positive  Auskunft,*)  und  für  unsere  Annahme, 
dass  er  erst  bei  seiner  Anwesenheit  in  Rom  zum  Erzbischof 
erhoben  wird,  spricht  es,  dass  wenigstens  eine  Nachricht  ihn 


')  V(fl.  unten  tj  19. 

*)  So  auch  Dämm I er,  der  Herausgeber  der  Uonumenta  Alcuiniana 
(Jaffe  tom.  VI)  auf  S.  606  Anm.  7,  ferner  Hauck  II  S.  190. 

•)  Jaffe  VI  No.  181  S.  640. 

‘)  Jaffe  VI  No.  180  S.  636. 

Jaffe  VI  No.  1Ö.3  S.  372;  Dümmler  datiert  diesen  Brief  ohne  An- 
gabe von  Ornnden  zwischen  796  und  800. 

‘)  Ibid.  No.  184  S.  649  (Joseph  von  Tours),  No.  190  8.  669  f.  (of.  No.  248 
S.  7%)  (Aethelhard  von  Canterbury),  No.  138  S.  521,  No.  147  8.  537,  No.  180 
8.  666,  No.  192  8.  674,  No,  233  8.  742  (Amo  von  Salzburg;  der  Ausdruck 
der  No.  202  8.  691:  archipontificatus  bonore  aublimatus  könnte  dazu  ver- 
anlassen, diesen  Brief  gegen  Düramlers  Annahme  in  die  Zeit  unmittelbar 
nach  Arnos  Rangerhöhnng,  798,  zu  setzen,  der  Ausdruck  Aquilae  pontifici 
in  No.  90  8.  377  zwingt  uns,  diesen  Brief  gegen  Dämmler  ins  Jahr  798 
oder  später  zu  weisen).  — Unbestimmt  sind  die  Adressaten  der  No.  210 
8.  704  und  218  8.  718.  — In  No.  134  8.  374  wird  der  hl.  Martin  von  Tours 
,summns  ponlifex'  genannt. 

’)  Vgl.  Abel  I 8.  337,  Hauck  I 8.  144,  191  und  Nicolans  Serarius, 
rerum  Hoguntinensium  libri  quinque,  lib.  IV  bei  Joannes,  rerum  Hogun- 
tiaoarum  vol.  I,  Francofurti  ad  Moenum  1722,  8.  379  und  daselbst  Anm.  4. 

■)  Eher  für  als  gegen  unsere  Ansicht  lassen  sich  folgende  Vermerke 
verwerthen:  Ann.  Wirz i bürg.  a.  786  (H.  O.  SS.  11  S.  240):  Lull  Mogontia- 
oensis  archiepiscopus  obiit,  oui  Richolfus  successit.  Ann.  (^nedlinb.  a. 
786  M.  G.  88.  III  8.  38:  Lull  archiepiscopus  obiit,  eni  Richolfus  sneoessit. 
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ausdrücklich  im  Jahre  786  als  zum  einfachen  Bischof  ordiniert 
erscheinen  lässt. ') 

Theodulf  von  Orleans  wird  freilich  in  zwei  ferneren  Briefen 
Alcuins  *)  und  in  einem  Briefe  Karls  des  Grossen,*)  die  durchweg 
in  die  Jahre  801 — 802  gehören,  nur  ,episcopus‘  genannt,  auch  zählt 
das  Testament  Karls  des  Grosen  *)  Orleans  nicht  unter  den  im 
Jahre  811  vorhandenen  Metropolen  des  Reiches  auf;  aber  einmal 
werden  Erzbischöfe,  zumal  in  solchen  Briefen,  welche,  wie  die 
in  Rede  stehenden,  nicht  an  sie  selbst  adressiert  sind,  auch  sonst 
oft  nur  als  Bischöfe  bezeichnet;*)  sodann  ist  die  Vollständigkeit 
des  Testamentes  Karls  äusserst  fraglich;*)  endlich  bleibt  die 
Möglichkeit,  dass  das  neue  Erzbisthura  Orleans  bald  wieder  zu 
einem  einfachen  Bisthume  degradiert  wurde,  etwa  weil  sich  heraus- 


')  Marianus  Scottus,  Chronicon,  in  M.  O.  SS.  V S.  Ö4S:  Richolfus 
ordinatur  in  episcopum  Mogontiae;  vgl.  Abel  I S.  Ö38  Anm.  6.  Auch 
die  Ann.  Wirzib.  erzählen,  freilich  zum  Jahre  798:  Richolfus  ordinatur  in 
episcopum.  — Dass  Mainz  unter  Lull  Erzbisthum  war,  zwingt  uns  nicht 
dazu,  anzunehmen,  dassRiculf  sofort  Erzbischof  wurde,  denn  such  Lull  ist 
erst  um  780  Erzbischof  geworden,  wiewohl  sein  Vorgänger  fionifatios  als 
Metropolit  von  Mainz  starb.  Vgl.  oben  § 14  S.  135. 

>)  Jaffe  VI  No.  180  S.  632,  No.  183  S.  645  f. 

»)  Jaffe  VI  No.  182  S.  643. 

‘)  Einh.  Vita  Caroli  Magni  c.  33  bei  Jaffe  IV  S.  539. 

‘)  So  von  Alcuin  selbst  der  nämliche  Theodulf  in  dem  Briefe  an 
Candidus  und  Nathanael  bei  Jaffe  VI  No.  180  S.  632,  obwohl  er  ibid. 
S.  636  pontifex  heisst. 

')  Vgl.  Leibnitz,  Annales  imperii  I (Gesammelte  Werke  1.  Folge, 
Hannover  1843)  S.  275,  Abel  II  S.  455  Anm.  4.  — Die  ünterscbriflen  der 
,episcopi‘  unter  dem  Testamente  (Jaffe  IV’  S.  541]  können  weder  für  noch 
gegen  Theodulfs  Metropolitanwürde  angeführt  werden,  denn  sein  Name  steht 
hinter  denen  von  7 Männern,  deren  Sitze  das  Testament  selbst  als  Metro- 
polen aufzäblt,  und  vor  denen  dreier  Männer,  deren  Sitze  nicht  als  Metro- 
polen aufgezählt  werden.  Gerade  diese  Reihenfolge  unterstützt  übrigens 
die  Vermuthung,  dass  Orleans  eine  Zeitlang  Metropole  gewesen  und  dann 
wieder  einfaches  Bisthum  geworden  ist,  und  dass  Theodulf  eine  Rangstellung 
zwischen  den  Metropoliten  und  den  Bischöfen  behielt,  zumal  ihm  das  Tallium 
(unten  § 19)  nicht  genommen  wurde.  Für  eine  hohe  Rangstellung  des 
Theodnlf  spricht  es  ferner,  dass  der  Astronomus  c.  26M.  G.  SS.  II  S.  620 
unter  denjenigen  Geistlichen,  welche  Kaiser  Pippin  im  Jahre  816  dem  Papste 
Stephan  IV.  entgegenschickte,  neben  dem  Erzkaplau  Hildebald  und  dem 
Bischof  Johannes  von  Arles  gerade  unsem  Theodulf  nennt  (Cui  etiam 
obviam  Hildehaldum  archicapellanum  sacri  palatii,  Theodulfum  episcopum 
Anrelianensem , Johannem  Arelatensem,  aliorumque  oopiam  ministrorum 
ecclesiae).  Zwar  wird  Theodulf  auch  hier  als  episcopus  bezeichnet,  indessen 
gilt  das  Gleiche  von  Johannes  von  Arles  und  Arles  wird  im  Testamente 
Karls  des  Grossen  als  Metropole  aufgeführt. 
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stellte,  dass  kein  Bedürfnis  für  eine  dortige  Erzdiözese  Torlag. 
Aber  auch  wenn  man  annimmt,  dass  Orläaus  niemals  Erzbisthum 
gewesen,  mithin  Alcuin  sich  geirrt  und  in  seinen  späteren  Briefen 
wieder  den  richtigen  Titel  auf  Theodulf  angewendet  hat,  so  bleibt 
auch  dann  sein  Gratulationsbrief  für  unsere  Untersuchung  ver- 
werthbar,  weil  Alcuin  eben  den  Papst  als  den  Verleiher  der 
erzbischöflichen  Würde  darstellt. 

Was  nun  die  yierte  (iruppe  von  Quellenberichten  — lediglich 
staatliche  Ernennung,  nicht  zugleich  päpstliche  — betriffi,  so  sind 
dieselben  in  dem  Protokoll  des  sog.  Concilium  Vernense, 
der  Reichsversammlung  von  Verneuil  (11.  Juli  755)  enthalten. 
£ls  werden  uns  nämlich  folgende  Punkte  als  Beschlüsse,  die 
Pippin  nach  Anhörung  des  fränkischen  Episkopates  ‘)  gefasst 
hat,  mitgetheilt  bezw.  gelegentlich  der  Beschlüsse  hervorgehoben : 
Pippin  habe  interimistisch  Bischöfe  an  Stelle  von  Metropoliten 
eingesetzt;*)  eine  der  beiden  jährlich  im  Reiche  abzubaltenden 
Versammlungen  müsse  besucht  werden  von  den  Bischöfen,  die 
er  soeben  als  interimistische  Metropoliten  eingesetzt  habe;*)  jeder 
Bischof  solle  bezüglich  der  von  ihm  nicht  zu  bessernden  Miss- 
stände in  den  Klöstern  seiner  Diözese  Bericht  erstatten  an  den, 
welchen  der  König  als  Metropolit  eingesetzt  habe ;*)  schlimmsten- 
falls solle  dieser  hierüber  an  die  Reichsversammlung  berichten 
und  wenn  er  deren  Anordnungen  missachte,  so  solle  er  entweder 
abgesetzt  oder  von  allen  Bischöfen  exkommuniziert  werden,  und 
es  solle  an  seiner  Stelle  ein  geeigneterer  Mann  in  der  Versamm- 
lung selbst  durch  das  Wort  und  den  Willen  des  Königs  und 


‘)  CoDoiliamVe menge,  Eingang,  bei  Boretius  S.  33;  Rex  Pippinni 
nniversos  paene  Galliarnm  episcopog  adgregari  fecit  ad  concilium  Vernas 
palatio  publico,  recuperare  aliquantisper  cupiens  instituta  canonica. 

*)  Conc.  Vern.  c.  2 S.  33:  Episcopog  quos  in  vicem  metropolitanomm 
conatituimus , ut  ceteri  episcopi  ipsia  in  omnibus  oboediant  secundnm 
canonicum  institutionem,  interim  quod  eecundum  canonicam  constitntionem 
boc  plenius  emendamus. 

')  Ibid.  c.  4 S.  34:  Ut  bis  in  anno  sinodus  fiat.  . . . Seconda  sinodua 
Kalendaa  Oetnbria  ...  et  illi  epiacopi  ibidem  conveniant,  quoa  modo  vioem 
metropolitanomm  conatitnimoa,  et  alii  epiacopi  vel  abbatea  aeu  preabiteri. 
qnoa  ipai  metropolitani  aput  ae  venire  iosaerint,  ibidem  in  ipaa  seounda 
sinodo  convenire  faciant. 

*)  Ibid.  c.  ö S.  34;  Epiacopna  in  oaiua  parroebia  ease  videntnr  boc 
emendare  debeat  Quod  ai  non  potuerit,  boc  quem  metropolitanum  oonati- 
tuimua  innuteacat,  et  ipae  hoc  emendare  faoiat. 
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den  übereinstimmenden  BeBchluss  der  Diener  Gottes  eingesetzt 
werden.  ’) 

Hier  ist  also  vier  Mal  die  Rede  von  der  Einsetzung  der 
Metropoliten  durch  den  König  (bezw.  die  Versammlung),  die 
Möglichkeit  einer  päpstlichen  Mitwirkung  wird  ganz  ausser  Auge 
gelassen.  Zwar  handelte  es  sich  nur  um  eine  provisorische  M ass- 
regel , indessen  lässt  eich  annehmen,  dass  der  Wortlaut  der  Be- 
schlüsse der  nämliche  wäre,  wenn  an  Stelle  von  „Vicemetropoliten“ 
Erzbischöfe  unter  endgültiger  Feststellung  der  Metropolitanver- 
fassung eingesetzt  worden  wären. 

Mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  kann  man  in  diese  Gruppe*) 
auch  Bert  her  rechnen,  der  ums  Jahr  766  von  König  Pippin  zu 
Vienne  eingesetzt  wurde,*)  ohne  dass  wir  von  einer  Mitwirkung 
des  damaligen  Papstes  Paul  I.  erfahren.  Zwar  hat  nach  dem 
Wortlaute  des  betreffenden  Quellenberichtes  Berther  nur  den 
episcopatus,  nicht  den  archiepiscopatus  Viennensis  erhalten,  in- 
dessen lässt  sich  annehmen,  dass  Vienne,  weil  es  unter  Wilchar*) 
und  später  im  Testamente  Karls  des  Grossen*)  als  Metropole 
begegnet,  diese  Qualität  nie  verloren  bat. 

Nachdem  wir  nun  die  vier  verschiedenen  Gruppen  der 
Quellenberichte  festgestellt  haben,  und  bevor  wir  untersuchen 
können,  wie  sich  die  angedeutete  Verschiedenartigkeit  der  Fälle 
erklären  lässt,  sind  noch  folgende  Bemerkungen  nothwendig: 

Zwei  Fälle  scheiden  für  die  Betrachtung  überhaupt  aus : der 
des  Willibrord  und  der  des  Bonifatius,  was  die  bei  letzterem  im 
Jahre  732  zugleich  mit  der  Pallien  verleihung  erfolgte  Ernennung 
zum  Erzbischof  — im  Gegensätze  zu  der  747  erfolgten  Einweisung 
in  die  Metropole  Mainz  — betrifft.  Diese  Fälle  scheiden  darum 


')  Ibid.  c.  6 S.  34:  Quod  ai  hoc  neo  ipae  emendare  potuerit,  ad  sinodum 
poblicom  ezinde  veniant,  et  ibidem  canonicam  aententiam  aoeipiat  £t  ai 
publicum  ainodum  contempaerit,  aut  houorem  auum  pvrdat  aut  ezoommuuicetur 
ab  Omnibus  episcopia,  et  talis  in  eius  locum  in  ipao  sinodo  conatituatnr  per 
verbum  et  voluntatem  domno  rege  vel  consensn  aervomm  Dei,  qui  seoundnm 
ordinem  aanctam  ipsam  gregem  regat. 

*)  In  diese  Gruppe  gehört  auch  Tilpin  von  Reims,  insofern  er,  wie 
oben  festgeatellt  ist,  wahrscheinlich  schon  unter  der  gemeinsamen  Regierung 
Karls  nnd  Karlmanns,  also  vor  771,  vom  Staate  zum  Erzbischof  ernannt, 
aber  erst  um  780  vom  Papste  bestätigt  worden  ist. 

’)  Oben  §14S.  136  Anm.  13  ist  die  diesbezügliche  Notiz  des  Chronicon 
Adonis  wiedergegeben. 

‘)  Oben  8.  163. 

Einh.  Vita  Caroli  Magni  c.  83  bei  Jaffe  IV  8.  539. 
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aus,  weil  Willibrord  und  Bonifaz  nur  Titularerzbischöfe  wurden 
und  in  dem  fränkischen  Landesepiskopat  erst  später,  Willibrord 
überdies  nur  als  einfacher  Bischof,  Aufnahme  fanden.  Ihr  erz- 
bischöflicher  Titel  sollte  nur  eine  Belohnung  für  die  Missions- 
thätigkeit  bilden  und  konnte  füglich  nur  vom  Papste  verliehen 
werden. 

Zwei  Gruppen  sind  miteinander  zu  kombinieren  und  gehen 
in  eine  auf:  nämlich  Gruppe  I (Zusammenwirken  von  Staat 
und  Papstthum)  und  Gruppe  111  (Erwähnung  nur  der  päpst- 
lichen Verleihung);  denn  wenn  auch  bei  Wilchar,  Chrodegang, 
Theodulf  und  Hiculf  die  staatliche  Mitwirkung  nicht  ausdrücklich 
hervorgehoben  ist,  so  kann  dieselbe  unmöglich  jemals  gefehlt 
haben,  selbst  nicht  bevor  Bonifatius  das  Interesse  des  Staates  für 
die  Angelegenheiten  der  fränkischen  Kirche  neu  angeregt  hatte. 
Für  Chrodegang  lässt  sich  übrigens  die  Ausübung  erzbischöflicher 
Funktionen  und  somit  die  staatliche  Anerkennung  seiner  Metro- 
politangewalt nachweisen.’)  Umgekehrt  sind  wir  hinsichtlich  des 
Wilchar  von  Vienne  genötliigt,  entweder  einen  Konflikt  zwischen 
Papstthum  und  Staat  — also  einen  Fall  der  Gruppe  11  — oder 
aber  einen  Irrthum  des  Liber  Pontificalis  anzunehmen  und  den 
Vorfall  in  spätere  Jahre  zu  verlegen.  Denn  das  Pontifikat 
Gregors  III.,  den  das  Papstbuch  als  Verleiher  der  erzbischöf- 
lichen Würde  an  Wilchar  bezeichnet,  dauerte  von  731  bis  741,*) 
andererseits  schreibt  Bonifatius  im  Jahre  742  oder  gar  743*)  an 
Papst  Zacharias : die  Franken  hätten  seit  80  Jahren  keinen  Erz- 
bischof gehabt,*)  und  wde  wir  bereits  an  anderer  Stelle*)  sahen, 
sind  Bonifatius  selbst,  Abel,  Hartbert  und  Grimo  die  ersten  £lrz- 
bischöfe  gewesen  und  von  den  Frankenfursten  um  die  Jahre  742 
und  743  eingesetzt  worden.  Erwägt  man  andererseits,  dass  Wilchar 

‘)  Panlus  Diaconus  de  epiac.  Uettena.  M.  U.  SS. II  S.268:  flic  oonae- 
cravit  epiaropoa  quam  plurimoa  per  diveraaa  civitatea.  Vgl.  auch  Oelaner 
8.  164  f.,  Hauck  II  S.  .61  und  gegen  die  Annahme  Hahna  (Bonifaz  und 
Lul  S.  251),  daaa  Chrodegang  päpatlicher  Legat  gewesen  sei,  oben  § 10 
S.  93  Anm.  3.  Chrodegang  starb  im  Jahre  766;  vgl.  Oelaner  S.  364  und 
Ober  Chrodegang  überhaupt  Hahn  in  der  Allg.  deutschen  Biographie  Bd.  IV 
(Leipzig  1876)  S.  250  ff. 

*)  Jaff6,  Keg.  S.  267;  irrthümlicher  Weise  denkt  Hahn,  Jahrbücher, 
8.  187  aa  Gregor  den  Grossen. 

•)  Vgl.  darüber  oben  S 11  8.  107  Anm.  8. 

*)  Jaffe  III  No.  42  8.  112:  Franc!  enim  ut  seniores  dicunt,  plus  quam 
per  tempus  octuginta  annorum  synodum  non  feoemnt  nec  arohiepiscopum 
habnemnt. 

•}  Oben  §§  9 8.  85  und  11  8.  110  f. 
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zum  ersten  Male  unter  dem  Pontifikate  des  Stephan  II.  (752 — 767) 
im  Jahre  752  oder  753  in  Rom  gewe.sen  ist*)  und  ferner,  dass 
der  Regel  nach  das  Pallium  persönlich  abgeholt  werden  musste,*) 
so  rechtfertigt  eich  die  Annahme,  dass  die  Notiz  von  der  Ver- 
leihung des  Palliums  und  der  crzbischötlichen  Würde  irrthümlich 
in  die  Biographie  Gregors  UI.  gerathen  ist  und  thatsächlich 
der  Pontifikatszeit  Stephans  II.  angehört.*)  Dann  würde  der 
Vorfall  gerade  in  die  im  Jahre  742  beginnende  Periode  der  Er- 
neuerung des  Mctropolitanvcrbandes  fallen  und  es  würde  die 
Annahme  eines  Konfliktes  zwischen  dem  Papste  und  der  frän- 
kischen Staatsgewalt  nicht  erforderlich  sein. 

Wie  lassen  sich  nun  die  drei  Gruppen , auf  welche  wir  die 
sämmtlichen  Quellenberichte  somit  reduziert  haben,  in  Einklang 
bringen?  Wie  erklärt  es  sich,  dass  die  Ernennung  der  Metro- 
politen theil weise  nur  vom  Staate  ausging,  theil weise  dagegen 
unter  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum  und  theilweise 
unter  Konflikt  beider  Mächte  stattfand? 

Ich  glaube,  man  wird  zu  richtiger  Beantwortung  dieser  Frage 
gelangen,  wenn  man  die  Jahreszahl  der  einzelnen  Fälle  und  ihr 
chronologisches  Verhältnis  zu  einander  ins  Auge  fasst.  Dabei  ist 
Wilchar  von  Vienne  doppelt  zu  berücksichtigen  angesichts  der 
oben  erörterten  doppelten  Möglichkeit  der  Beurtheilung  und  des 
Zeitpunktes  seiner  Ernennung. 

Es  fand  statt: 

I.  Das  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum: 

1.  bei  Wilchar  im  Jahre  752  oder  753; 

2.  bei  Chrodegang  im  Jahre  754; 

3.  bei  Ermenbert  in  der  Zeit  zwischen  784  und  791 ; 

4.  bei  Arno  im  Jahre  798; 

5.  bei  Riculf  im  Jahre  800  oder  801; 

6.  bei  Theodulf  im  Jahre  800  oder  801 ; 

7.  bei  Anskar  im  Jahre  831; 

II.  die  staatliche  Verleihung  allein: 

1.  laut  Concil.  Vernense  im  Jahre  755; 

2.  bei  Berther  ums  Jahr  766; 

3.  bei  Tilpin  vor  dem  Jahre  771; 


*)  £x  Adonis  Chronico  H.  O.  88.  II  S.  319:  Wilicarius,  reliota 
Viennensi  sede,  Romam  primam  abiit,  ibique  papae  Stepbano  notus  efficitnr. 
Vgl.  Oelsner  8.  106. 

•)  Unten  § 19. 

*)  Vgl.  aoeh  Dnehesne  8.  425  Anm.  33. 


Digitized  by  Google 


160 


111.  der  Kondikt : 

1.  bei  Wilchar  zwischen  731  und  741; 

2.  bei  Grimo,  Abel  und  Hartbert  um  743; 

3.  bei  Bonifaz  im  Jahre  745  und  747; 

4.  bei  Lullus  zwischen  780  und  782; 

5.  bei  Tilpin  ums  Jahr  780. 

In  Oemässbeit  dieser  Daten  nehme  ich  an,  dass  staatlicher- 
seits ')  in  den  Jahren  752  bis  754  und  dann  vom  Jahre  784  ab 
das  päpstliche  Uitwirkungsrecht  bei  Besetzung  der  erzbischöf- 
lichen Stühle  anerkannt,  in  den  Jahren  731  bis  747  und  ums 
Jahr  780  dagegen  bestritten  und  vom  Papstthum  vergeblich  in 
Anspruch  genommen  worden  ist. 

Diese  verschiedenartige  Stellungsnahme  der  Fürsten  zu  dem 
päpstlichen  Mitwirkungsrechte  erklärt  sich  meines  Erachtens 
aus  politischen  Umständen:  die  Arnulfinger  waren  zwischen 

751  (Absetzung  des  Childerich  III.)  und  754  (Salbung  der 
Eönigsfamilie  zu  St.  Denys)  wegen  Erlangung  und  Befestigung 
der  Königsherrschaft  zu  denkbar  bester  Harmonie  mit  den 
Päpsten  und  daher  zu  weitgehenden  Konzessionen  an  dieselben 
genöthigt , *)  während  sie  nach  der  Salbung  zu  St.  Denys, 

')  Aber  im  Jahre  764  noch  nicht  aeitena  der  fränkiacben  Ueiatliohkeit, 
aofern  man  der  Erzählun;;  der  Paaaio  S.  Bonifatii  bei  Jaff4  III  S.  478 
Glauben  acbenken  kann,  wonach  sich  Bonifatiua  der  durch  Stephan  i.  J.  764 
vorgenommenen  Ordination  dea  Cbrodegang  (r.nm  Erzhiaobof  a.  oben;  die 
Paaaio  aagft : zum  epiacopua,  doch  bezeichnet  aie  auch  den  Bonifatiua  nur  ala 
epiacoptu)  wideraetzt  hat;  dicena,  ei  (d.  h.  dem  Papate)  non  Heere  auam 
aedem  derelinqnere  et  terminoa  patrum  tranag^redi,  et  aine  conaenau  epiacopi 
ad  euina  dyoceaim  pertineret  looua,  quilibet  ille  eat,  epiacopum  ordinäre; 
qnod  nec  deceaaorea  eiua  feciaaent  neo  eccleaiaatica  regula  dooet.  Vgl.  gegen 
die  Glaubwürdigkeit  dea  Berichtes  Oelaner  S.  49.1,  Hauck  I S.  6S9,  für 
seine  Glaubwürdigkeit  Rettberg  I S.  413,  494,  Hahn,  Bonifaz  und  Lul, 
8.  261  Anm.  4 auf  S.  2.52,  auch  Dahn,  Urgeschichte,  S.  880,  Hahn,  die 
Continnatio  Bedae,  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XX  8. 669  ff. 
Vielleicht  liegt  der  Erzählung  ein  historischer  Xem  zu  Grunde  und  vielleicht 
ist  derselbe  darin  zu  finden,  dass  Bonifatiua  in  der  Handlungsweise  Stephans 
einen  Eingriff  in  seine  eigenen  Primatialrechte  (oben  § 9)  erblickte. 

*)  Auf  Unterhandlungen,  welche  zwischen  König  Pippin  (761  bis  768) 
und  Papst  Zacharias  (741  bis  752),  also  im  Jahre  7öl  oder  752  betreffs  der 
Besetzung  der  Erzdiözesen  stattgefunden  haben,  weiat  ein  Brief  des  Abtes 
Servatius  Lupus  von  Ferrara  aus  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts,  worin  er 
einem  Bischof  Amalus  mittbeilt,  dass  der  König  das  Bisthnm  Antun  mit 
seinem  Schützlinge  Bemua  besetzt  wissen  wollte,  und  alsdann  fortfährt  (Beati 
ServatiLupi  preabyteri  Ferrarienais  opera,  ed. Stephanus  Baluzius,  editio 
II,  Antwerpiae  1710,  p.  123):  Idqne  vestrae  prudentiae  dominus  noater  jussit 
suggerere  non  esse  novioium  aut  temerarium  quod  ex  palatio  honorabili- 
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nach  der  Rückreise  Stephans  II.  und  nachdem  die  Päpste  aus- 
schliesslich von  der  italienischen  Politik  in  Anspruch  genommen 
waren,  sich  in  der  Lage  befanden,  diese  Konzessionen  zu  ver- 
gessen. Letzteres  findet  seinen  Ausdruck  im  Concilium  Vemense, 
bei  der  Elrbebung  des  Tilpin  und  bei  der  Krhebung  des  Lullus. 
Als  aber  nunmehr  gelegentlich  der  Bitten  um  Pallien  für  Tilpin 
und  Lullus  der  Bruch  des  Versprechens  in  Rom  bekannt  wurde, 
hat  sich  Hadrian  I.  beeilt,  beiden  Männern  wenigstens  nachträglich 
seine  Bestätigung  zu  übersenden.  Dieser  Umstand,  vielleicht  in 
Verbindung  mit  einem  Mahnbriefe  Hadrians  oder  mit  einer  münd- 
lichen Rüge  gelegentlich  Karls  Rorareise  vom  Winter  780 — 78  P) 
hat  alsdann  den  König  Karl  veranlasst,  fortab  das  päpstliche 
Mitwirkungsrecht  wieder  anzuerkennen  *)  und  diejenigen  Männer, 

oribus  maxime  ecclesiia  prooorat  antistites.  Nam  Pippinua,  a quo  per 
maximnm  Earolum  et  religioaisaimum  Hladogoicnm  imperatorea  ducit  rex 
noater  originem,  ezpoaita  oeceaaitate  huiua  regni  Zacbariae  Romano  Fapae, 
in  ajnodo  cui  martyr  Bonifaciua  interfuit  eina  accepit  oonaenaum  nt  acerbitati 
temporia  indnstria  aibi  probatiaaimonun  decedentibna  epiacopia  mederetur. 
Ana  dieser  Notiz  lieat  V eh  ring  in  Pbilippa  Kirchenrecht  Ud.  VllI  8. 27ö  f. 
(vgl.  auch  Hinachiua  Bd.  II  S.  628  Anm.  4)  heraua:  „Papst  Zacharias  habe 
an  Pippin  ausdrücklich  das  Recht  der  Verleihung  der  Biachofssitze  über- 
tragen“ und  meint,  die  Nachricht  sei  „wohl  nur  ein  Misaveratändnis  des  . . . 
can.  3 des  Concils  von  Soissons“  (vgl.  über  diesen  Beschluss  oben  i;  11  S.  111 
Anm.  1),  die  Existenz  eines  derartigen  Privilegs  sei  also  ans  dem  Berichte  nicht 
zu  folgern.  Meines  Erachtens  weist  aber  die  Wendung  exposita  neoessitate 
huiua  regni  auf  die  Zeit  der  Eönigsherrachaft  Pippins  und  ferner  der 
Ausdruck  assensus  lediglich  auf  die  bejahende  Beantwortung  der  (im 
Sinne  des  § 6 zu  erklärenden)  Anfrage  Pippins,  ob  es  „in  der  Noth  des 
Reiches“  und  „um  die  Missstände  der  Zeit  durch  den  Eifer  der  ihm  er- 
gebensten Männer  bei  dem  Ableben  von  Bischöfen  zu  heilen“  erlaubt  sei, 
„für  die  angeseheneren  Kirchen“  (honorabilioribua  maxime  ecclesiia)  d.  h.  für 
Metropolen  „aus  dem  Palaste  Vorsteher  zu  besorgen“,  m.  a.  W.  ob  M 
erlaubt  sei,  wegen  ihrer  besonderen  Zuverlässigkeit  Hofbeamte  zu  Erz- 
bischöfen zu  ernennen,  selbst  wenn  dieselben  bisher  Laien  gewesen  waren 
und  daher  in  beschleunigter  Weise  die  unteren  geistlichen  Orade  erhalten 
mussten,  (lieber  derartige  Vorgänge  ans  der  Merovingerzeit  vgl.  mein 
Staatskirchenrecht  S.  Ö9.)  Alsdann  sagt  der  Brief  nichts  von  einer  durch 
den  Papst  dem  Könige  gewährten  Ermächtigung  zur  Ernennung  von  Bischöfen 
überhaupt  und  es  wäre  somit  eine  Parallelisierung  des  Briefes  mit  dem 
Privileg  Hadrians  für  König  Karl  (oben  S.  141  Anm.  1)  gegen  Vehring 
und  Hinachiua  a.  a.  U.  für  unstatthaft  zu  erklären. 

')  Vgl.  Abel  I S.  368—  336,  insbes.  von  376  ab  über  diese  Romreise 
und  einige  dabei  zwischen  Karl  und  Hadrian  geregelte  Angelegenheiten. 
VgL  hierüber  auch  oben  5 8.  63  Anm.  6 und  ij  14  8.  136  Anm.  3. 

*)  Andererseits  aber  hat  Karl  selbst  in  Italien  nach  dessen  Unter- 
werfung stets  die  staatliche  Mitwirkung  bei  Besetzung  erzbischöflicher  Stühle 
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fleoen  er  eine  Metropole  geben  woUte,  entweder  nnch  Rom  zu 
•enden  oder  brieflich  dem  Papste  zu  empfehlen.  Dazu  knm, 
das«  aus  Gründen,  die  an  anderer  Stelle  erörtert  worden  sind, 
seit  dem  Jahre  774  bei  Neueinrichtung  von  Erzdiözesen  die 
päpstliche  Mitwirkung  gestattet  war;*)  anch  bei  Neubesetzung 
bereits  fest  abgegrenzter  Metropolen,  z.  B.  der  Metropole  Mainz, 
die  nach  dem  Tode  des  Lullus  (786)  für  14  Jahre  zum  einfachen 
Bisthum  herabgesunken  zu  sein  scheint,*)  dem  Biculf  bei  dessen 
Ernennung  zum  Erzbischöfe  (800  oder  801)  aber  wohl  wieder  in 
der  ehemaligen  Ausdehnung  verliehen  worden  ist,  mochte  dann 
die  gleiche  Bestätigung  des  Papstes  sowohl  dem  Herrscher  wie 
dem  neuen  Erzbischöfe  erwünscht  scheinen. 

Es  bleibt  nunmehr  nur  festzustellen,  in  welcher  Weise  die 
päpstliche  Betheiligung  bei  Besetzung  erzbischöflicher  Stühle 
stattgefunden  hat.  Die  Form  war  dieselbe,  wie  wir  sie  bei  der 
— oft  damit  gleichzeitig  verbundenen*)  — Pallienverleihung 
kennen  lernen  werden,*)  nämlich  Ausstellung  einer  Urkunde*) 
nach  stattgehabtem  Inforniativprozesse  *)  über  die  Würdigkeit  des 
Kandidaten,  die  er  durch  persönliche  Erklärungen,  insbesondere 
aber  auch  durch  Einreichung  eines  Glaubensbekenntnisses  *)  und 


in  Anipmch  genommen.  Vgl.  Jaffi  IV  No.  88  8.  366  (nicht  306,  wie 
Waitz  HI  8.  431  Anm.  3 oitiert). 

•)  Oben  g U 8.  189  ff. 

*)  Oben  8.  164  f. 

•)  Unten  § 19  8.  186  f.,  191  f. 

*)  Ebenda  8.  193. 

‘)  ln  der  Urkunde  Papst  Leos  an  Kaiaer  Karl  über  Amo  von  Salzburg 
heiitt  es  (bei  Zahn  No.  3 8.  5)  im  Anschluss  an  die  oben  8.  14.Ö  Anm.  1 
citierten  Worte:  misimus  sigillnm,  qoaliter  in  eorum  diocesibus  archiepisco- 
patus  iura  in  praelata  prorincia  Baiovuariorum  habere  videtur,  secundum 
instituta  aanctorum  patrum  docere  ac  praedicare,  quibus  dedimus  in  mandatia, 
ut  siouti  in  proprium  illi  eum  concessimna  sacerdotale  caput,  penitua  canonice 
obaudire  et  subieotos  esse  eoulesiastico  more  festinent.  Ferner  die  Urkunde 
Hadrians  für  Tilpin  (oben  8.  160  Anm.  3):  Haeo  a nobis  difBuita  per  huius 
nostrae  confirmationis  paginam  in  tua  ecclesia  perpetuis  temporibua  pro  sui 
confirmatione  oonsenranda  esse  mandsmus. 

*)  Ueber  Vita  Willibr.  o.  7 bei  Jaff6  VI  8.  45  s.  oben  g 16  8.144 
Anm.  1. 

')  Vgl.  betreffs  des  Lullus  oben  § 16  8.  163  Anm.  1.  Hieraus  ergiebt 
sich,  dass  nicht  nur,  wie  flinsohius  lU  8.  318  (vgl.  ebenda  8.  300)  meint, 
im  achten,  sondern  auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts 
an  der  Ableistung  des  Qlanbenabekenntnisses  festgehalten  wurde. 
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durch  Attest  (testimonium ’>)  angesehener  Geistlicher  nachweisen 
musste.  *) 

Die  Beispiele  des  Ermenbert  von  Bourges  und  des  Arno  von 
Salzburg*)  ergeben,  dass  für  die  Anwendbarkeit  des  päpstlichen 
Bestätigungsrechtes  die  Initiative  des  Königs  Voraussetzung  war. 

Ein  gleiches  Zusammenwirken  von  Staat  und  Fapstthum 
finden  wir  zwischen  8Ü6  und  810  für  den  Fall  der  Einweisung 
eines  Metropoliten  in  einen  anderen  Sitz  durch  das  Beispiel  des 
Eortunatus  von  Grado  bezeugt.*) 

Die  provisorischen  Mossregeln,  welche  Papst  Gregor  IV.  bei 
Bestätigung  des  Erzbisthums  Hamburg*)  für  die  Zeit  bis  zur 
Durchführung  der  Episkopalverfassung  in  jenen  Gebieten  traf*) 
— Konsekration  der  Hamburger  Erzbischöfe  am  Hofe  statt  in 
der  Metropole  durch  die  Sufiraganbischöfe  — , erklärt  sich  wohl 
nicht  aus  dem  päpstlichen  Mitwirkungsrechte  bei  Besetzung  von 
erzbischöflichen  Stühlen  und  aus  einem  damit  in  Zusammenhang 


■)  Ueber  Jaffe  III  No.  48  S.  132  vgl.  oben  § 16  S.  148  Anm.  1;  ferner 
die  Urkunde  für  Tilpin  sowohl  betreffs  des  Tilpin  als  betreffs  des  Lullns 
oben  8.  150  Anm.  2 und  S.  152  Anm.  1. 

*)  Vgl.  auch  die  Urkunde  Leos  an  die  fünf  bairischen  Bischöfe  über 
Arno  von  Salzburg,  oben  S.  144  Anm.  4. 

*)  Vgl.  auch  bezüglich  des  Willibrord,  der  aber  nur  Titolarerzbisobof 
wurde,  und  bezüglich  des  Bonifatius  oben  § 16  S.  143  Anm.  6 und  S.  147 
Anm.  5.  Bei  Tilpin  und  Lullus  hat  sich  Karls  Bitte  nur  auf  das  Pallium 
bezogen.  Vgl.  oben  S.  160  ff. 

*)  Jaffe  IV  No.  6 S.  320  f : Dum  vestrae  imperiales  sjllabae  ...  ad  nos 
pervenissent, . . . repperimus  in  eis;  quatenus  a Oradense  insula,  nbi  Fortu- 
natas archiepiscopus  suam  propriam  sedem  habere  videbatur,  ....  ezsul 
esse  dinoscitur;  et,  si  congrue  nobis  apparuisset,  pro  causa  necessitatis  in 
Fola  ....  suam  sedem  haberet ; et  qualiter  vestra  a Deo  protecta  imperialis 
potentia  sine  consultu  apostolatus  nostri  nequaquam  eum  aliubi  oonlooare 
voluit.  Nos  vero  de  hac  re  pertractantes  praevidimus;  ut,  secundum  qualiter 
vestrae  imperial  i clementiae  oomplacuit,  ut  in  Polana  eclesia  persisteret, 
ita  maneat. 

•)  Oben  § 14  8.  188. 

*)  Vita  S.  Rimberti  c.  11,  M.  G.  SS.  II  S.  770;  Nach  dem  Tode  des 
Anskar  wird  Rimbert  vor  König  Ludwig  geführt  und ; cum  pontificalis  baculi 
iuzta  morem  commendatione  episoopatus  est  sortitus  dominium.  In  cartis 
autem  apostolicorum  Romanae  sedis  pontifioum,  a quibus  privilegium  arohi- 
episoopale  sanocitur  sedi  quam  tune  ipse  susoepit,  etiam  hoc  oontinetur,  ut 
qnia  propter  novellam  eiusdem  sedis  institucionem,  et  needum  conversos  ad 
hdem  populos  suffraganei  non  habentur  episoopi,  a quibus  deoedente  uno 
alter  archiepisoopus  conseoretur ; palatinae  interim  providentiae  suocedentium 
per  tempora  pontifioum  conseoratio  ait  commissa,  doneo  numeros  suffraganeomm 
episcoporum  oanonioe  eum  oonteorare  debentium  ex  gentibus  suppleatnr. 

11* 
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«tehenden  Rechte,  AuBnahmebeslitnmungen  anzuordnen,  sondern 
aus  dem  im  § 12  besprochenen  Rechte  des  Papstthums,  sich  an 
der  vom  fränkischen  Staate  ausgehenden  Missionsthätigkeit  zu 
betheiligen. 


Abschnitt  IX. 

Der  Papst  und  der  fränkische  Klerus. 


§ 16. 

Allgemeines. 

Was  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  frankischen  Klerus 
anbetriffl,  so  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  *)  gesehen,  dass 
der  Papst  in  dogmatischer  Hinsicht  durch  seine  Autorität  in 
Glaubensaachen  und  in  disziplinärer  Hinsicht  durch  sein  Bann- 
recht weitgehende  Befugnisse  ausübte,  doch  waren  dies  Rechte, 
welche  ihm  auch  gegenüber  Laien  zustanden.  Dieselben  kommen 
daher  an  dieser  Stelle,  wo  es  sich  nur  um  die  Beziehungen  des 
Papstthums  zu  den  Klerikern  handelt,  nicht  in  Betracht. 

Hinsichtlich  des  letzteren  Punktes  war  es  der  {Mpstliche 
Statthalter  Bonifaz,  dem  das  Papstthum  grossen,  wenn  auch  nur 
vorübergehenden  Erfolg  verdankte.  Den  eifrigen  Bemühungen 
des  Bonifaz  *)  war  es  gelungen,  auf  einer  fränkischen  Synode  des 
Jahres  748*)  eine  Ergebenheitsadresse*)  des  fränkischen  Klerus*) 

•)  Oben  6 und  8. 

')  lieber  die  Ziele,  welche  Bonifatius  verfolgte,  vgl.  auch  Moeller 
S.  68,  Warnkoenig  et  06rard  1 8.  216,  Richter,  Annalen  I 8.  189, 
Bugenbeim  8.  317  f. 

')  Nicht  743,  wie  Dahn,  D.  O.  8.  746,  Warnkoenig  et  Oirard  I 
8.  316,  Oerard  II  8.  68  uud  Thijm,  Kare!  8.  88  f.,  Karl  8.  6&  meinen. 

*)  JaffS  UI  Mo.  70  8.  3U1.  Bonifaz  berichtet  an  Erxbiachof  Cudbert 
von  Canterhnty;  Decrevimus  autem  in  noitro  sinodali  conventu  et  oonfeaai 
zumus:  fidem  catbolicam  et  unitatem  et  snbiectionem  Romanae  ecclesiae  fine 
tenna  vitae  noatrae  veile  aervare;  aancto  Petro  et  vicario  eina  veile  aubici; 
ainodum  per  omnea  annoa  oongregare;  metropolitanoa  pallia  ab  illa  aede 
querere;  et  per  omnia  praeoepta  aanoti  Petri  canonice  aequi  deaiderare,  nt 
inter  ovea  aibi  commendataa  numeremur.  £t  iati  confeaaioni  aniversi  oon> 
aenaimua  et  aubaoripaimua ; et  ad  corpna  aancti  Petri  prinoipia  apoatolonun 
direzimua.  Quod  gratulando  olema  Homanna  et  pontifes  auacepit. 

°)  Zwar  apreeben  die  Briefe  bei  JaffS  Ui  Mo.  78  8.  319  und  Mo.  80 
8.  333  (unten  8. 16ö  Anm.  4 und  8.  166  Anm.  1)  nur  von  den  arobiepiaoopi 
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an  Papst  2^charias  ins  Werk  zu  setzen.')  Freilich  ist  in  dieser 
Adresse  in  erster  Linie  die  Einheit  der  fränkischen  Geistlichkeit 
mit  der  vom  Papste  vertretenen  Glaubenslehre  betont  worden, 
aber  auch  „Unterwerfung  unter  die  römische  Kirche  bis  ans 
Lebensende“  und  „Unterwerfung  unter  St.  Petras  und  seinen 
Vikar“  (d.  h.  den  Papst,  nicht  etwa  dessen  Statthalter)  wurde 
versprochen.  Freilich  haben  die  Gegner,  welche  die  Reformpläne 
des  ßonifaz  zu  hintertreiben  suchten,  sehr  bald  einen  Umschlag 
der  Stimmung  hervorzurufen  gewusst  und  die  Erfüllung  dieses 
Versprechens*)  ebenso  vereitelt,  wie  die  Bhfüllung  des  gleich- 
zeitig dem  Papste  gegebenen  Versprechens,  dass  sämmtliche 
Hetropolitanbischöfe  sich  von  Rom  das  Pallium  holen  sollten.*) 
Schon  im  Jahre  751  entschuldigt  sich  Bonifaz*)  und  beklagt 


and  epitoopi,  doch  ergiebt  die  Adresse  des  Briefes  No.  67  S.  193  (nächste 
Anmerkang),  dass  nicht  nur  der  Episkopat,  sondern  snch  Presbyter  and 
Diakonen  and  sonstige  Kleriker  die  Adresse  abgesendet  haben. 

‘)  Vgl.  ferner  Jaffi  III  No.  67  S.  193  ff.  (Cirknlartohreiben  des  Papstes 
an  den  gesammten  Klerus  vom  1.  Hai  748),  worin  sich  der  Papst  für  die 
Olaubenstreue  and  deren  offenes  Bekenntnis  bedankt,  and  No.  66  S.  190, 
worin  er  Bonifaz  mittbeilt:  Soscepimus  vero  et  ohartam  oonscriptam  vere 
atqae  orthodoxae  professionis  et  catbolioae  anitatis,  qaam  oum  dileotissimis 
nobis  episoopis  partis  Prancorum  toa  direxit  reverenda  fratemitas. 

’)  Die  allgemeine  Annahme  (vgl.  z.  B.  Dahn,  D.  O.  8.  746,  Zorn 
8.78,  Ricbter-Dove  8. 61  Anm.3,  Haassen  8. 113,  Mej er,  Institutionen, 
2.  Auä.,  Döttingen  1856,  § 33  8.  63,  v.  Qiesebreobt  8.  104,  wohl  anch 
Eichhorn  g 132  8.  479;  aber  anders,  wie  es  scheint,  Hatch,  Die  Drund- 
legung  derKirohenverfassaogWestearopos,  übersetzt  von  Harnack,  Oiessen 
1888,  8.  73  f.;  vgl.  auch  Itiobter,  Annalen  II  8.  12  Anm.),  dass  das  auf 
der  Versammlung  anfgestellte  Programm  eingehalten  worden  sei,  erscheint 
mir  nach  dem  Wortlaute  der  ep.  79  und  80  (folgende  Anmerknngen)  irrig. 
Hanck  8.  627  f.  betont,  dass  der  Besohlass  dämm  keine  bindende  Kraft 
batte,  weil  ihn  die  Fürsten  nicht  genehmigt  haben.  Doch  glaube  ich,  dass 
die  Geistlichkeit  sich  überbaupt  nicht  rechtlich,  sondern  nur  moralisch 
binden  wollte.  8ofern  eine  reobtliohe  VerpSiohtnng  beabsichtigt  war, 
musste  dieselbe  allerdings  vom  Standpunkte  des  damaligen  fränkischen 
8taatskirchenreohts  mangels  Oenehmigung  der  Pürsten  null  und  nichtig  sein. 

•)  Vgl.  unten  g 19  8.  190. 

*)  8chreiben  des  Bonifaz  an  Zacharias  bei  Jaffe  III  No.  79  S.  219; 
De  eo  autem,  quod  iam  praeterito  tempore  de  arohiepiscopis  et  de 
palleis  B Bomana  aecolesia  petendis  inxta  promisaa  Francorum  sanctitati 
vestrae  notnm  feci,  indnlgentiam  apostolicae  sedis  flagito.  Quia,  quod  pro- 
misemnt,  tardantes  non  implevemnt;  et  adhuc  differtur  et  ventilatur  et, 
quid  inde  perfioere  voluerint,  ignoratur.  Sed  mea  volnntate  impleta  esset 
promissio. 
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sieb  der  Papet,*)  dass  die  Franken  in  beiden  Angelegenheiten 
säumig  seien,  das  zu  halten,  was  sie  gelobt.  *) 

Die  Aufnahme  des  Papstes  in  den  fränkischen  Episkopal- 
verband (oben  § b)  hat  alsdann  auch  auf  seine  Stellung  zum 
Klerus  nachtbeilig  gewirkt  und  des  Letzteren  Unabhängigkeit 
von  hierarchischem  Begimente  des  Papstes,  die  man  durch  das 
erwähnte  Gesammtschreiben  aufzugeben  gedachte,  wieder  zu  voller 
Geltung  gebracht.  Aus  einem  Briefe  Hadrians  vom  Jahre  775 
erfahren  wir,  dass  der  Papst  zwei  Gesandte  König  Karle,  den 
Bischof  Possessor  und  den  Abt  Rabigaudus,  deren  Erscheinen 
in  Born  ihm  angekündigt  war,  dringend  aufgefordert  hat,  dem 
Aufträge  des  Königs  gemäss  nach  Born  zu  eilen,  bevor  sie  nach 
Benevent  reisen  würden.*)  Die  beiden  Geistlichen  aber  haben 
diese  Aufforderung  vollständig  missachtet  und  sich  sofort  nach 
Benevent  begeben,  ohne  Rom  überhaupt  aufzusuchen.*)  Aus  dem 

')  Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz  bei  Jaffe  111  No.  SO  8.  222: 
De  episcopis  antem  francornm  et  palleis  scripsisti,  qaod  ioxta  pro- 
misaionem  soam  oondam  impleverunt.  Qui,  si  impleverint  iuzta  verbum 
snum,  babebnnt  ex  eo  landem  j sin  vero  aliter  egerint,  ipsi  videbont  Nos 
enim,  divina  gratia  largiente,  quod  gratis  aoeepimos,  gratis  damas  Tua 
qaidem  propter  boc  benigna  voluntas  a nobis  suscepta  est.  Han  siebt,  was 
übrigens  auch  dnreh  einen  Vergleich  des  sonstigen  Inhaltes  der  No.  79  and 
SO  bestätigt  wird,  dass  No.  bü  die  Antwort  aut'  No.  79  enthält.  Dass  beide 
Briefe,  oder  doch  jedenfalls  der  des  Zacharias  und  nach  dessen  Auffassung 
auch  der  des  Bonifaz  (worin  de  archiepiscopis  berichtet  wird),  sich  auf  den 
Konzilsbeschluss  vom  Jahre  748  beziehen,  ergieht  wiederum  der  Vergleich 
mit  ep.  70  S.  201  (oben  S.  164  Anm.  3).  Vgl.  auch  unten  § 19  S.  190  darüber, 
dass  die  Briefe  No.  79  und  80  nicht  etwa  auf  die  Pallien  des  Abel  und 
Hartbert  zu  beziehen  sind. 

‘)  ln  dem  ,Capitnlum  de  honoranda  sede  apostolica'  (Baluze 
Capitularia  regum  Francorum  tom.  1,  Parisiis  1677,  p.  357)  wird  freilich 
hierarchische  Unterordnung  unter  den  Papst  zu  deutlichstem  Ausdrucke 
gebracht.  Es  heisst  daselbst;  ln  memoriam  bcati  Petri  Apostoli  honoremus 
sanctam  Bomanam  et  apostolicam  sedem:  ut  quae  nobis  saccrdotalis  mater  est 
dignitatis,  esse  debeat  magistra  ecclesiasticae  rationis.  Quaro  servanda  est  cum 
mansuetudine  humilitasj  ut  licet  vix  ferendum  ab  illa  sancta  sede  imponatur 
iugnm,  feramus  et  pia  devotione  tolcremus.  Indessen  ist  dieses  Kapitulare 
gegen  Baluze  a.  a.  O.,  Gerard  II  S.  314,  Ellendorf  I S.  237  Anm.  10, 
Philipps,  Eircbenrecht,  Bd.  111  S.  öl  Anm.  53  und  S.  93  aus  der  Zeit  Karls 
des  Grossen  in  das  Jahr  896  zu  verweisen.  Vgl.  oben  § 6 S.  65  Anm.  6. 

*)  Jaff4  IV  No.  57  S.  190.  Hadrian  berichtet  dem  König  Karl:  Nostris 
apostolicis  eis  adiurantes  direximus  syllabas;  . . . ut  directi  estis,  apud  nos 
coniungere  satagite  ...  Et  tune  per  dispositum  . . . apud  Beneventnm  vos 
proficiscere  disponimus. 

*)  Ibid. : Sed  Uli,  nescimus  quid  pertractautes , statim  a Spoletio  in 
Beneventum  perrexerunt,  nos  in  magnum  derelinquentes  ignominium.  — Sehr 
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Jahre  833  erfahren  wir  eodann  folgende  Episode;  Papst  Gregor  IV. 
war  nach  dem  Frankenreiche  gekommen,  um  mit  den  ältesten 
Söhnen  Kaiser  Ludwigs  des  Frommen  gegen  die  von  Letzterem 
geplante  Abänderung  der  Aachener  Reichstheilung  anzukämpfen ;') 
Gregor  beechied  den  fränkischen  Episkopat  zu  sich ; die  Bischöfe 
leisteten  dem  Befehle  nicht  Folge  und  zwar,  weil  sie  sich  der 
Parteinahme  des  Papstes  gegen  den  Kaiser  nicht  anschliessen 
wollten;  als  Vorwand  diente  ihnen,  dass  der  Befehl  des  Kaisers, 
am  Hoflager  zu  erscheinen,  früher  eingetroffen  sei,  als  der  päpst- 
liche Befehl;  doch  hat  der  Papst  selbst  an  der  Glaubwürdigkeit 
dieses  Vorwandes  gezweifelt.  *) 

Damals  erachtete  sich  der  fränkische  Episkopat  dem  Papste 
nicht  nur  nicht  untergeordnet,  sondern  in  seiner  Gesammtheit 
sogar  übergeordnet  Das  ergiebt  die  gelegentlich  desselben 
Vorfalles  von  den  Bischöfen  gegen  den  Papst  geschleuderte 
Drohung,  ihn  absetzeii  *)  und  aus  der  Kirchengemeinschafl 


ihnlich  liegt  der  Fall  in  Hadrian*  Brief  an  Karl  v.  J.  788  No.  85  S.  266  f. 
£r  schreibt  dem  Könige,  wiewohl  er  dessen  Gesandten,  dem  Diakon  Atto 
und  dem  Ostiarins  Goteramn,  den  Rath  gegeben,  sich  nicht  von  den  andern 
drei  Gesandten  Karls,  Abt  Kaginar,  Diakon  Joseph  and  Graf  Läuderich,  zu 
trennen:  Nnllo  modo  nostris  accommodavemnt  consiliis;  sed,  relinqnentes 
penitns  Maginarium  sen  Joseph  et  Liaderioom,  abiemnt  singulariter  Bene- 
vento.  — Während  ep.  67  8. 190  (vorige  Anm.)  noch  von  einer  „Disposition“ 
des  Papstes  spricht  hat  sich  letzterer  nach  der  am  18  Jahre  jüngeren  ep.  86 
nor  noch  erlaubt  einen  „Rath“  zu  ertheilen. 

‘)  Vgl  oben  § 8 8.  77  ff. 

>)  Schreiben  Gregors  IV.  an  die  Bischöfe  des  Frankenreiche*  bei 
Mansi  XIV  S.  619  f.:  Vos  dicitis  . . . optosse  ocoorsom  vestrum  nobis  non 
faciendnm,  nisi  eacra  iassio  imperialis  praeveniret  Qaae  verba  reprehensibilia 
snnt:  nno  qaidem  modo,  qoia  inssio  apostolicae  sedis  non  minas  vobis  eacra 
videri  debaerat,  quam  illa  quam  dicitis  imperialem,  deinde,  quia  veritate 
oaret,  quod  dicitis  illam  praevenisse.  Non  enim  illa  praevenit,  sed  nostra, 
id  est  pontifioalis.  Neque  ignorare  debueratis,  main*  esse  regnum  animarum, 
quod  est  pontificale;  quam  imperiale,  quod  est  temporate. 

*)  Vita  Walae  lib.  II  o.  16,  U.  G.  SS.  II  S.  668:  Terrebatur  autem 
(quod  valde  dolendum  est)  ab  Augusto  et  ab  omnibus  suis,  etiam  ab  epi- 
soopis , qui  sibi  pridie  quam  venissemus  deztras  dederant,  quod  unanimes 
essent  ad  resistendum  bis  qui  ex  adverso  erant,  regibn*  filiis,  prinoipibns,  et 
populo;  insuper  consiliabantur  firmantes,  pro  dolor!  quod  eumdem  apostolioum, 
quia  non  vocatn*  venerat,  deponcre  deberent.  Hierauf  beziehen  sich  auch 
folgende  Stellen  des  päpstlichen  Briefes  bei  H a n s i XIV  S.  632  f. : Die 
Bischöfe  haben  geschrieben:  £t  quod  potius  tacere  quam  dicere  maluimus, 
si  autem  non  egeritis,  assensum  oonsilio  nostro  non  praebueritis,  honoris 
vestri  perionlo  anbiaeebitis.  Der  Papst  meint:  Illud  vero,  quod  minari 
TOS  oognoscimns  perioulum  gradns,  quis  ezplicare  poterit  qnantum  ait 
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Btoesen  *)  zu  wollen.  £s  lag  darin  die  Erklärung,  daw  der  Papat 
sowohl  in  jurisdiktioneller  wie  in  disziplinärer  Hinsicht,  gleich 
jedem  andern  Bischöfe  oder  Erzbischöfe,  dem  Aussprüche  einer 
Episkopal  Versammlung  unterworfen  sei. ') 

Etwa  ein  Menschenalter  vorher  war  allerdings  — wenigstens 
hinsichtlich  der  jurisdiktioneilen  Befugnisse  des  Episkopates 
— im  Erankenreiche  die  Rechtsanschauung  die  entgegengesetzte 
gewesen.  Papst  Leo  III.,  der  i.  J.  795  als  Nachfolger  Hadrians 
den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hatte,  war  von  einer  Gegen- 
partei bei  König  Karl  verschiedener  Verbrechen  beschuldigt 
worden.  Karl  war  i.  J.  800  nach  Rom  gekommen,  um  diese 
Anschuldigungen  in  Gemeinschaft  mit  den  römischen  und  frän- 
kischen Grosswürdenträgem  — geistlichen  und  weltlichen  — zu 
untersuchen.  Die  Geistlichkeit  erklärte  jedoch  nach  dem  Be- 
richte der  Vita  Leonis:  n^ii'  wagen  es  nicht,  den  apostolischen 
Stuhl,  der  das  Haupt  oller  Kirchen  Gottes  ist,  zu  richten.  Denn 
wir  alle  werden  von  ihm  und  seinem  Statthalter  gerichtet,  er 
selbst  aber  wird  von  Niemand  gerichtet,  wie  es  von  Alters  her 
Sitte  ist.“  •) 

Man  hat  diesem  Bericht  der  Vita  Leonis  den  Vorwurf  ge- 
macht, dass  er  wahrheits widrig  und  im  Sinne  der  späteren 


■biardam,  quantnmqae  mconvenieoB  et  stultum?  . ..  Cui  rei  in  argameoto 
adinngitis  ioramentum:  et  non  recordamini  erubeacentea,  quia  periuri  peieratnm 
degradare  non  poaaunt,  etiamai  eaaem?  . . . Quod  reatrae  minae  continent, 
nnmqoam  adbne  ab  initio  eccleaiae  factum  eat.  — Ueber  die  gleichzeitige 
Drohnng  gänzlicher  Loaaagung  von  Rom  rgl.  oben  § 8 S.  78. 

')  Vita  H ln  do  w.  imper.  c.  48,  H.  ö.  SS.  11  S.  63ö:  Si  exeommunioant 
adveniret,  excommunicatua  abiret  (oben  § 8 S.  78  Anm.  1). 

*)  Rit  Recht  betont  v.  Saamund  in  seiner  Verdeutschang  der  Annalen 
von  St.  Bertin  und  St.  Vaaat  (Ueacbichtsacbreiber  der  deutschen  Vorzeit, 
zweite  Gesammtausgabe,  Bd.  XXIV,  Leipzig  1890)  S.  11  Anm.  1,  dass  der 
Papat  selber  seine  Unabaetzbarkeit  nicht  unbedingt  behauptet  hat. 

*)  V ita  Leonis  lil  c.  21  bei  Unratoriu  s 111  8. 199,  Duchesne  II 
S.  7:  Qui  post  modicum  tenipua  ipse  magnua  rex,  dum  in  basilica  beati  Petri 
apoatoli  coniunxisaet  et  cum  magno  honore  ausceptus  fuisset,  fecit  in  eadem 
aeccleaia  congregare  arcbiepiscopos  aeu  episcopoa,  abbates  et  omni  nobilitate 
Pranoomm  atqne  synclitu  Romanorum.  £t  sedentes  pariter  tarn  magnua  rex 
qnam  beatissimua  pontifex,  feoerunt  reaedere  et  aanctiasimoa  arcbiepiscopos 
seu  episcopos  et  abbates,  stantes  reliqui  sacerdotea  aeu  optimates  Francorum 
et  Romanorum,  ut  crimina,  quae  adversus  almum  pontifioem  dicta  fuerant 
delimarent.  Qui  universi  archiepiscopi  seu  epiacopi  et  abbates  unanimiter 
audientes  dixemnt:  Noa  sedem  apoatolicam,  quae  est  caput  omniom  Dei 
eolesiamm  iudicare  non  audemua.  Nam  ab  ipsa  noa  omnea  et  vicario  suo 
indicamur ; ipaa  antem  a nemine  iudicatur,  quemadmodum  et  antiquitus  mos  fiiit. 
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hierarchischen  Auffassung  verfertigt  sei.  ’)  Wir  werden  weiter 
unten  sehen,  dass  dieser  Vorwurf  berechtigt  ist,  insofern  die 
(Geistlichkeit  dem  Papste  ein  Richteramt  Uber  sich  znspricht, 
der  Vorwurf  ist  aber  unbegründet,  insofern  die  Geistlichkeit 
sagt,  dass  sie  sich  selber  ein  Richteramt  über  den  Papst 
nicht  zutraue.  Das  ergiebt  sich  zunächst  aus  einem  Briefe 
Alcuins  an  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  vom  August  799, 
worin  Alcuin  unter  Bezugnahme  auf  einige  ihm  aus  früherer 
Lektüre  erinnerliche  Aussprüche  die  Ansicht  entwickelt,  der 
apostolische  Stuhl  könne  zwar  selbst  richten,  aber  nicht  gerichtet 
werden. ')  Ein  zweites  Argument  ist  die  Thatsache , dass  der 
Papst  „freiwillig  und  von  Niemand  dazu  verurtheilt  oder  ge- 
zwungen“ einen  Reinigungseid  geleistet  hat.*)  Damit  wollte  Leo 


')  So  Hinschiaa  1 S.  801  Anm.,  Dahn  S.  1072,  v.  Doellinger 
S.  332  f,  Abel  II  S.  229  Anm,  Baxmsnn  S.  814  f,  Hanck  II  S.  100 
Anm.  3,  Kicbter,  Annalen  II  S.  146.  Dagegen  anch  Niehues  I S.  Ö63 
Anm.  3.  Ohne  Zweifel  an  seiner  Glaubwürdigkeit  besprechen  den  Bericht: 
Waitz  lU  S.  185,  T.  Ranke  II  S.  182,  Thijm,  Karel  S.  433,  Karl  S.  281, 
Hefele  III  S.  73?  f.,  Ebner  im  Hist.  Jahrb.  der  Ooerres-Gesellschaft 
Bd.  XII  S.  550.  Vgl.  auch  die  kurzen,  aber  zutreffenden  Bemerkungen  bei 
Härtens  S.  209.  Anch  ich  kann  einen  Widerspruch  zwischen  dem  Papst- 
buebe  und  den  fränkischen  (Quellen  nicht  zugeben.  Es  ist  auffallend,  dass 
nach  der  Vita  Leonis  die  Inkompetenzerklärung  nur  von  den  anwesenden 
Geistlichen,  nicht  auch  von  den  anwesenden  weltlichen  Gross  Würden- 
trägern abgegeben  ist.  Letztere  konnten  aber  wohl  überhaupt  nicht  in 
Zweifel  sein,  dass  sie  über  das  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  richten  dürften, 
und  es  leuchtet  auch  ein , dass  gerade  die  mit  den  Normen  des  Kircben- 
reohts  vertrantere  Geistlichkeit  es  sein  musste,  welche  auf  die  „von 
Alters  her“  anerkannte  Unmöglichkeit  einer  Jurisdiktion  über  den  Papst 
aufmerksam  machte. 

')  Jaffö  VI  No.  120  S.  489:  Insoper  et  in  aliis  legebam  oanonibus: 
apostolicam  sedem  iudiciarum  esse,  non  iudicandam.  Wenn  Alcuin  kurz 
vorher  ibid.  sagt;  Hemini,  me  legisse  quondam,  si  rite  recordor,  in  canonibns 
beati  Silvestri : non  minus  Septuaginta  duobis  testibus  pontificom  accusandum 
esse  et  indicio  praesentari ; et  ut  illorum  talis  vita  esset,  ut  potuissent  contra 
talem  auctoritatem  stare,  so  soll  auch  hier  mit  der  faktischen  Unmöglich- 
keit, derartige  72  Zeugen  zu  üoden,  die  rechtliche  Unmöglichkeit  einer 
Jurisdiktion  über  den  Papst  ausgedrückt  werden. 

')  Sacra  mentnm  quod  Leo  papa  iuravit  bei  Jaffö  IV  8. 378  f.; 
Anditnm . . . est . . . qualiter  homines  mali . . . miserunt  super  me  gravia  orimina. 
Propter  quam  causam  audiendsim  iste  clementissimus  ac  serenissimns  domnus 
rex  Carolus  ona  cum  sacerdotibus  et  optimatibos  suis  istam  pervenit  ad 
urbem.  Quam  ob  rem  ego  Leo  pontifex  sauctae  Komanae  ecolesiae,  a nemine 
iudioatus  neque  coactus,  sed  spontanea  mea  volantate  pnrifico  et  porgo  me 
in  oonspeetn  vestro  coram  Deo  . . . quia  istas  criminosas  et  soeieratas  res, 
qoas  illi  mihi  obiciunt,  nec  perpetravi  nec  perpetiare  iussi ...  Et  hoo  propter 
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offenbar  erklären,  daes  er  die  Möglichkeit  einer  jarisdiktioneUen 
Entacheidnng  Uber  sich  bestreite;  in  extremster  Form,  durch 
die  Weigerung,  sich  der  Gerichtsversammlung  zu  stellen,  konnte 
er  diese  Ansicht  der  Unverantwortlichkeit  nicht  zum  Ausdrucke 
bringen,  da  er  dann  zugleich  die  Wahrheit  der  ihm  gemachten 
Vorwürfe  dahingestellt  Hess,  wenn  nicht  sogar  zuzugeben  schien. 

Freilich  hat  sich,  wie  die  oben  besprochene  Erklärung  des 
Episkopates  an  Papst  Gregor  IV.  v.  J.  833  und  die  daraus  er- 
sichtliche Aenderung  der  Rechtsanschauung  lehrt,  Leo  UI.  in 
der  Tragweite  seiner  Handlungsweise  geirrt:  wie  er  ausdrücklich 
versicherte,  hatte  er  durch  Ableistung  des  Reinigungseidee  keinen 
Präcedenzfall  für  die  Inanspruchnahme  einer  Justizhoheit  des 
Episkopates  über  den  Papst  konstruieren  wollen.') 

Gegen  die  Anschauung,  dass  der  Papst  unverantwortUch 
sei,  hätte  man  sich  i.  J.  800  auf  ein  anderes  Ereignis  berufen 
können,  welches  zeitlich  von  der  Untersuchung  über  Leo  um  die 
gleiche  Spanne  getrennt  ist,  wie  von  letzterer  das  Schreiben  der 
fränkischen  Geistlichkeit  an  Gregor  IV.  Im  Jahre  769  nämlich 
wurde  im  Lateran  eine  grosse  Episkopalversammlung  abgehalten 
zur  Rechtsprechung  über  Constantin  II.,  welcher  sich  nach  dem 
Tode  des  Papstes  Paul  I.  (767)  in  aller  Eile  die  Weihe  zum  Kleriker 
und  die  unteren  kirchlichen  Grade  ertheilen  Hess  und  sich  sodann 
auf  den  apostolischen  Stuhl  schwang.*)  Freilich  die  fränkischen 
Geistlichen  — und  darauf  kommt  es  für  unsere  Untersuchung 

snspitiones  tollendai  mea  spontanes  volaotate  facio;  non  quasi  in  csnonibus 
inventum  sit,  aut  quasi  ego  hone  consuetudinem  aut  deoretum  in  soncta 
eoclesia  suocessoribus  meis  nec  non  et  fratribns  et  coepisoopis  nostris 
imponam. 

')  Dennoch  half  sich  bereits  i.  J.  823  der  Papst  Paschalis  1.  durch 
einen  Reinignngseid,  da  ihm  die  Ermordung  zweier  hocbgestellter  römischer 
Geistlichen  zur  Lost  gelegt  und  dieserbalb  von  Kaiser  Ludwig  dem  Frommen 
eine  Untersuchung  eingeleitet  worden  war.  Vgl.  Näheres  bei  Simson  I 
8.  202 — 206.  Der  Fall  bedarf  an  dieser  Stelle  nicht  der  Erörterung,  da  von 
fränkischen  Geistlichen  nur  der  Abt  Adalung  von  St.  Vaast  und  dieser 
in  seiner  Eigenschaft  als  kaiserlicher  Missae  bei  der  Angelegenheit  betheiligt 
war.  — Auch  im  Jahre  833  wurde  die  Auffassung,  dass  der  Papst  veront- 
wortlioh  sei,  nicht  von  ollen  Franken  getbeilt,  wie  die  unten  g 17  S.  172 
Anm.  4 citierte  Erklärung  Walas  ergiebt,  die  sich  freiliob  noch  Walas 
eigenen  Worten  (ei  dedimus  nonnuUa  sanctomm  patrum  anctoritate  firmato, 
praedeoeesommque  suomm  oonsoripta  . . . quod  u.  s.  w.)  als  alte  — nnd 
daher  vielleicht  bereits  veraltete  — Rechtsanschanung  kennzeichnet. 

*)  YgL  Oelsner  S.  409,  414  f.,  Abel  1 S.  63  f.,  Wattenbach,  Gesoh. 
8.46,  Bazmann  S.  262  f.,  364—287,  Hefele  UI  8.  434  ff.,  Gregorovins 
U 8.  363  ff.,  Hanck  U 8.  66-  74. 
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allein  an  — durften  hieraus  kein  Jurisdiktionsrecht  über  einen 
Papst  herleiten;  zwar  hatten  bei  der  Absetzung  Constantins  12 
fränkische  Bischöfe’)  mitgewirkt,  da  aber  im  Jahre  769  Italien 
noch  nicht  zum  fränkischen  Staatsverbande  gehörte,  so  kann  die 
Legitimation  für  ihre  jurisdiktioneile  Thätigkeit  nur  darin  erblickt 
werden,  dass  der  Gegenpapst  Stephan  III.  die  Frank enfUrsten  — 
König  Pippin  und  dessen  Söhne,  die  Könige  Karl  und  Karlmann 
— gebeten  hatte,  einige  Bischöfe  zur  Theilnahme  au  dem  Lateran- 
konzile  abzusenden.*) 


§ 17. 

Die  Jurisdiktion  des  Papstes. 

Während  mittels  des  bis  zum  Jahre  833  ihnen  eingeräumten 
Bannrechtes ")  die  Päpste  wie  über  Laien  so  über  Kleriker  die 
Kirchendisziplin  auszuüben  vermochten,  hat  Rom  juris- 
diktioneile Befugnisse  Uber  Kleriker  zwar  beansprucht,  aber 
nicht  durchsetzen  können. 

Freilich  gab  die  aus  Franken  und  Römern  zusammengesetzte 
Versammlung,  welcher  im  Jahre  800  die  Entscheidung  der  gegen 
Papst  Leo  111.  erhobenen  Beschuldigungen  übertragen  war,  die 
bereits  im  vorigen  Paragraphen  erwähnte  Erklärung  ab,  sie  könne 
über  den  apostolischen  Stuhl  nicht  zu  Gericht  sitzen,  denn  sie 
alle  würden  von  jenem  und  seinem  Statthalter  gerichtet,  er  selbst 
aber  werde  von  Niemandem  gerichtet.  *)  Während  wir  nun  die 
Zweifel,  ob  der  Biograph  Leos  in  der  That  die  damalige  Rechts- 
anschauung wiedergiebt,  nicht  theilen  konnten,  soweit  die  Geist- 
lichen sich  als  unfähig  zur  Aburtheilung  des  Papstes  bezeichnen, 
müssen  wir  diese  Zweifel  für  begründet  halten,  soweit  die 


’)  Darunter  Witchar  von  Sens,  a.  oben  § 10  S.  96  Anm  7. 

*)  Vit.  Steph.  m c.  16  bei  Uuratori us  III  S.  176  nnd  Ducheene 
8.  473:  SanctisaimuB  preaul  . . . direxit  Franciae  partes  ad  . . . Pippinum, 
Camlnm  et  Carulomannum  re^a  . . . Sergium  . . . aecandicerinm  et  nomen- 
cnlatorem  . . . deprecans  . . . per  anas  apoatolicas  litteras  ut  aliqnantoa  epi- 
scopoa  gnaroa  et  in  omnibna  divinis  scripturia  atque  sanctomm  canonnm  inati- 
tntionibuB  eruditoa  ac  peritissimoa  dirigerent  ad  faciendnm  in  kano  Romanam 
nrbem  conciliutn  pro  eadem  impia  novi  erroris  ac  temeritatia  praeanmptione, 
qnam  antefatns  Constantinus  apostolicae  sedia  pervasor  ansua  eat  perpetrare. 
Vgl.  ferner  die  Konzilsakten  selbst  (bei  Manai  XII  S.  713  ff.). 

>)  üben  § 8. 

<)  Oben  § 16  S.  168  Anm.  3. 
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fränkischen  Geistlichen  gesmgt  haben,  dass  der  Papst  über 
Alle  zu  richten  befugt  sei. 

Wir  finden  nämlich  keine  sonstigen  Quellenzeugnisse,  welche 
die  Anerkennung  eines  päpstlichen  Jurisdiktionsrechtee  über 
fränkische*)  Kleriker*)  bestätigen.*) 

Die  Auffassnng  der  Päpste  ging  freilich  auch  schon  zur 
Zeit  der  Karolinger  dahin,  dass  der  apostolische  Stuhl  durch 
göttlichen  Willen  zum  Richter  der  ganzen  Welt  berufen  sei. 
Hadrian  spricht  dies  in  einem  Briefe  an  König  Karl  mit  Deut- 
lichkeit ans.*)  Auch  sind  uns  mehrere  Versuche  der  Päpste 

*)  ln  einem  Briefe  an  den  König  Offs  Ton  Herein  bei  Jaffe  VI  Mo.  67 
8.  288  theilt  Karl  mit,  dau  er  einen  Presbyter  Odbert  . . . cum  ceteria 
eznlibna,  qni  timore  mortis  sub  nostrae  protectionis  confugerunt,  Rom  am 
diregimos;  nt  snb  praeaentia  domini  apostolici  et  ill.  archiepiseopi  vestri 
(Aetbilbard  von  Canterbury,  vgl.  Jaffö  a.  a.  O.  Anm.  2)  . . . audita  canaa 
illorum  iudicaretnr;  ut,  quid  pietatis  intercessio  non  profuit,  aeqoitatia 
iudicatio  proficiat.  t^uid  nobis  cautius  esse  poterit,  quam  nt  apoatolicae 
anctoritatis  censura  canaam  diacemat,  in  qua  aliquorom  dissonat  sententia. 
(Vgl.  auch  Alcuina  Brief  an  Uffa  ibid.  Mo.  Ö8  8.  290.)  Hiermit  erkennt 
Karl  zwar  ein  oberinstanzlicbes  (oberschiedaricbterlicbea'/)  Jorisdiktioosieobt 
des  Papstes  an,  doch  nicht  über  fränkische,  sondern  über  englische  Untertbanen, 
die  Karl  der  fränkischen  Hecbtssprechung  wohl  nicht  unterwerfen  mochte. 

*)  Ueber  fränkische  Laien  bat  der  Papst  überhaupt  keine  Jurisdiktion 
in  Anspruch  genommen,  es  hätte  ihm  hierzu  wohl  auch  jeder  Kecbtstitel 
gefehlt.  Auch  die  im  Texte  besprochene  Erklärung  wird  nur  von  den  über 
Leo  111.  znaammenbemfenen  univeni  archiepiseopi  et  episcopi  et  abbates, 
nicht  aber  von  den  gleichfalls  versammelten  optimates  Franoomm  et 
Romanorum  abgfegeben. 

*)  Auch  Alcnin  spricht  bei  Jaffö  VI  Mo.  190  8.  489  (oben  § 16  8. 169 
Asm.  2)  zwar  aus,  dass  der  Papst  von  Miemand  gerichtet  werden  kann,  aber 
nicht,  dass  er  über  Alle  richten  dürfe,  eine  Wendung,  die  sich  sonst  der- 
jenigen von  der  päpstlichen  Unverantwortlichkeit  anzuschliessen  pfleget.  — 
Ueber  Theodulf  unten  § 19.  ln  durchaus  richtiger  Weise  leugnet  ein  päpst- 
liches Jurisdiktionsreebt  Ellendorf  1 8.  235  f.,  IIS.  136,  der  aber  (I  8. 137 
Anm.  10)  irrigerweise  das  Capitulum  de  honoranda  sede  apostolioa 
(oben  § 16  8.  166  Anm.  2)  berücksichtigen  zu  müssen  glaubt. 

*)  Jaffö  IV  Mo.  98  8.  289  (aus  der  Zeit  zwischen  784  und  791):  Quanta 
enim  anotoritate  beato  Petro  apostolorum  prinoipi  eiosqne  sacratissimae  sedi 
concessa  est,  cuiquam  non  ambigimus  ignorari;  utpotae  quae  de  omnibna 
eclesia  fas  habeat  iudicandi,  neque  cuiquam  liceat  de  eins  iudicari  indioio. 
Der  Schlusssatz  von  dem  Worte  neque  an  enthält  einen  vollständigen  Wider- 
spruch mit  den  vorangehenden  Worten,  er  soll  vielleicht  in  tantologisoher 
Wendung  die  Theorie  von  der  universellen  Juriadiktionsgewalt  des  Papstthums 
wiederholen,  so  dass  man  entweder  zwischen  oniquam  und  lioeat  eine  zweite 
Megation  einschieben  oder  annehmen  muss,  der  Papst  habe  schreiben  wollen: 
et  ut  unusquisque  debeat  de  eius  iudicari  iudicio.  Wahrscheinlicher  ist  es 
jedoch,  dass  nicht  eine  Tautologie,  sondern  eine  Antithese  der  universellen 


Digitized  by  Google 


173 


überliefert,  diese  theoretische  Anschauung  zu  praktischer  Geltung 
zu  bringen,  indem  sie  die  Ladung  fränkischer  Eüeriker  vor  das 
päpstliche  Gericht  in  Aussicht  nehmen  uud  indem  eie  auch  für 
die  fränkische  Geistlichkeit  beim  römischen  Stuhle  eine  Appel- 
lationsinstanz ins  Leben  rufen  wollen. 

So  schreibt  Zacharias  im  Jahre  747  an  Bonifaz  betreffs  der 
Irrlehrer  Aldebert,  Clemens  und  Godalsacius,  deren  Sekten 
viele  Anhänger  zählten:  Wenn  das  damals  geplante  fränkische 
Konzil,  welches  über  die  drei  Männer  richten  solle,  dieselben 
besserungswillig  finde,  so  solle  gemäss  der  Bestimmungen  der 
Kanones  entschieden  werden;  wenn  sie  aber  voller  Trotz  bei 
ihrer  Ansicht  verharren  würden,  so  solle  Bonifaz  sie  mit  zwei 
oder  drei  bewährten  und  klugen  Priestern  nach  Born  senden, 
damit  ihre  Sache  in  sorgfältiger  Untersuchung  vor  dem  aposto- 
lischen Stuhle  erforscht  werde  und  sie  nach  Gebühr  endgültige 
Entscheidung  erführen.*)  — Ferner  trifÜ  Papst  Hadrian  I.  in  der 
Bestätigungsurkunde  für  Erzbischof  Tilpin  von  Reims  folgende 
Anordnung:  Niemand  solle  wagen,  Tilpin  jemals  des  Bisthums 
zu  berauben  ohne  kanonische  Entscheidung  und  auch  bei  solcher 
Entscheidung  nicht  ohne  die  Zustimmung  des  römischen  Bischofs, 
wenn  er  (Tilpin)  bei  der  Entscheidung  selbst  an  den  heiligen 
Stuhl  zu  Rom,  das  Haupt  des  Erdkreises,  appellieren  würde.*) 


pspstlioben  Jorudiktionigewslt  und  der  päpstlichen  UnversntworUichkeit 
baabsiohtigt  worden,  wie  sie  sieh  s.  B.  euch  in  dem  Berichte  des  Wals  an 
Papst  (Gregor  IV.,  Yit.  Walae  c.  16,  II.  O.  SS.  II  S.  662  findet:  et  in  eo 
(d.  h.  im  Papste)  esset  omnis  auotoritas  beati  Petri  ezcellens  et  potestas  viva, 
a qno  oporteret  nniversos  indicari,  ita  nt  ipse  a nemine  iudicandiu  esset. 

')  Jaffe  III  No.  63  S.  183  f.:  Sin  antem  in  superbia  perstiterint, 
oontnmaoiter  proolamantes,  reos  se  non  esse,  tnnc  onm  probatissimis  atqne 
prudentissimis  saoerdotibos , duobns  vel  tribns,  praedictos  ad  nos  dirigitis 
viros,  nt  profnnda  inqnisitione  ooram  sede  apostolioa  eomm  inqniratnr  causa 
et,  iuzts  quod  memerint,  finem  suscipiant.  — Vgl  für  Baiern  ans  der  Zeit 
vor  der  Einverleibung  ins  fränkische  Reich  das  Schreiben  des  Zacharias 
an  Bonifaz  No.  66  S.  191  vom  1.  Mai  748:  Nos,  scribentes  praedicto  dnci 
(Otilo  von  Baiem),  evocatorias  praenominato  Virgiliö  (Erzbischof  von  Salz- 
burg, Widersacher  des  Bonifaz;  vgl.  No.  58  S.  167,  Hahn  S.  62)  mittimus 
litteras:  nt,  nobis  praesentatns  et  subtili  indagatione  requisitus,  si  erroneus 
fnerit  inventus,  oanonicis  sanctionibus  condempnetur.  Hahn  S.  112  bezieht 
die  durch  Otilo  zu  übermittelnde  Ladung  irrig  auf  den  in  ep.  66  8.  191  er- 
wähnten Presbyter  Sidonius;  eine  direkte  Mahnung  des  Papstes  erging 
allerdings  an  beide  Oeistliche. 

*)  Brief  Hadrians  an  Erzbischof  Tilpin  von  Reims  bei  Flodoard,  bist. 
Rem.  eccl.,  M.  O.  SS.  XUI  S.  468,  lib.  II  c.  17:  Et  te  . . . non  presumat 
neque  valeat  umquam  aliquis  de  episcopatu  deioere  sine  canonioo  indicio, 
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Mit  dieser  Auffassung  sind  die  römischen  Bischöfe  entschieden 
nicht  durchgedrungen  und  die  Versuche,  Jurisdiktionsgewalt  zu 
erwerben,  blieben  erfolglos.  Denn  » ir  erfahren  aus  den  Quellen 
nirgends,  dass  Uebeltbäter  thatsächlich  in  Kom  vorgefÜhrt  worden 
sind')  oder  dass  eine  Appellation  beim  Papste  — wie  sie  sich 
zur  Mero vi ngerzc it  wenigstens  für  einen  vereinzelten  Vorfall 
nacbweisen  lässt ')  — in  der  von  uns  besprochenen  Periode  statt- 
gefunden hat.*) 

Im  Oegentheil  ergiebt  sich  aus  einem  Einzelfalle  positiv, 
dass  der  Staat  das  auf  Erwerbung  eines  Jurisdiktionsrechtes 
gerichtete  päpstliche  Bestreben  abgelehnt  hat:  das  Privi- 

legium, welches  Papst  Zacharias  auf  Bitte  des  Bonifatius  im 
Jahre  751  für  das  Kloster  Fulda  gewährte,  besagt  nämlich 
u.  A.,  Fulda  solle  „unter  die  Jurisdiktion  des  heiligen  Stuhles 

et  neque  in  ullo  iodicio  eine  consenau  Romani  pontiäcis,  si  ad  hanc  aanctam 
aedem  Romanam,  quae  raput  eaae  dinoacitur  orbia  terrae,  appellarerit  io 
ipao  iudioio.  De  Lezardi^re  U S.  310  No.  2 acheint  den  Inhalt  dieaea 
Briefea  miaazoverateheo,  indem  aie  annimmt,  daaa  der  Papat  auch  die  Möglich- 
keit einer  Appellation  aeitena  einea  Anderen  ala  dea  Tilpin  aelbat  ina  Auge 
gefasst  habe  („ai  quelq’nn  a appelö  de  oe  jugement  au  aaint  aiege").  Ein 
Irrthum  acheint  ea  mir  ferner  zu  aein,  wenn  de  Lezardiere  daa  Appel- 
lationareoht  ala  Auafluaa  der  Fallienverleihung  auffasat.  Vgl.  unten  § 19. 

')  Nach  der  Anfachrift  der  Capitula  Angilramni  aind  dieselben 
dem  Angilramn  von  Papst  Hadrian  übergeben  worden,  qnando  pro  sui 
negotii  causa  agebatur.  Daa  lässt  sich  am  besten  auf  Anwesenheit  Angil- 
ramns  in  Rom  behufa  Vertheidigung  gegen  eine  Anklage  deoten,  doch  ist 
die  Kälachnng  der  Aufschrift  zweifellos.  Vgl.  Rettberg  I S.  608,  506  ff., 
Abel  I S.  469  f.,  Hinschioa,  Decretales  Pseudo- laidorianae  et  capitula 
Angilramni  (Leipzig  1863)  S.  166  ff. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirohenreoht  S.  11. 

')  Unterm  31.  Ootober  746  schreibt  Zacharias  an  Bonifaz  bei  Jaffe  III 
No.  61  8. 161 ; Intimaati  nobis  de  alio  seductore  nomine  Oeoleobo,  qni  antea 
false  epiaoopi  bonore  fnngebatur,  et  quia  sine  cuiuaquam  oonsuitu  apud  nos 
properat  Et  dom  advenerit,  nt  Domino  placnerit,  fiet.  Danach  hat  Gewelieb, 
der  ehemalige  Bischof  von  Mainz  (vgl  über  ihn  Rettberg  I 8.307,  366 f., 
879),  nach  seiner  Absetzung  sich  mit  dem  Gedanken  getragen,  eine  Appel- 
lation beim  Papste  zn  versuchen  (aber  nicht,  wie  Arnold  II,  1 8.  228 
meint,  „Bonifaz  in  Rom  zn  vesklagen“;  dafür,  dass  Aldebert  und  Clemens 
das  Gleiche  versucht  haben,  vrie  Arnold  a.  a.  O.  behauptet,  fehlt  jeder 
Qoellenbeweis).  Doch  hat  Gewelieb  diesen  Plan  nicht  ausgefübrt,  wenigstens 
enthalten  die  eingehenden  Beriobte  der  Passio  8.  Bonif.  bei  Jaffö  III 
8.  471 — 478  und  in  Othloa  Vita  S.  Bonif.  ibid.  8.  496  f.  darüber  nichts, 
aie  besagen  vielmehr,  daaa  sich  Gewelieb  bei  der  Absetzung  beruhigt  habe. 
Irrig  daher  Hanok  1 8.  616.  — v.  Buss  8.  287  scheint  anzunehmen,  daaa 
Aldebert  und  Clemens  wirklich  dem  römischen  Stuhle  vorgefährt  worden 
sind.  Dagegen  mit  Recht  v.  Scherer  ebenda  Anm.  1. 
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gestellt  und  der  Jurisdiktion  keiner  anderen  Kirche  unterworfen 
sein“.*)  Dagegen  enthält  das  Privilegium  König  Pippins,*)  wie- 
wohl es  sich  sonst  im  Inhalt  und  Worlaut  dem  päpstlichen 
Privilegium  anschliesst,  den  vorerwähnten  Passus  nicht,  ein 
Beweis,  dass  derselbe  als  zu  weitgehend  der  staatlichen  Aner- 
kennung nicht  theilhaftig  werden  sollte. 

Das  andere  uns  überlieferte  päpstliche  Klosterprivileg,  das- 
jenige für  den  Abt  Angilbert,*)  enthält  wohl  überhaupt  nichts 
von  päpstlicher  Jurisdiktion.  In  Betracht  kommen  höchstens  die 
sehr  vieldeutigen  und  dunklen  Worte:  neque  concilii  aut  synodi 
obtentu  eum  quisquam,  excepta  dumtaxat  Romanae  sedis  auc- 
toritate,  quolibet  venire  aut  vocare,  vel  invitare  praesumat.  Viel- 
leicht beziehen  sich  diese  Worte  auf  eine  Vorladung  vor  ein 
geistliches  Gericht.  Man  kann  alsdann  diesen  Satz  wegen  der 
unbestimmten  Ausdrucksweise  des  Ablativus  absolutus  entweder 
dahin  auffassen,  dass  die  Vorladung  des  Abtes  vor  ein  fränkisches 
Konzil  „nur  ausnahmsweise  mit  Ermächtigung  des  römischen 
Stuhles“  geschehen  dürfe,*)  oder  dahin,  dass  den  Abt  „Niemand, 
ausgenommen  die  Autorität  des  römischen  Stuhles“,  vorladen  dürfe. 
Ersterenfalls  könnte  man  dann  zur  Noth  in  dem  Ermächtigungs- 
recht des  Papstes  den  Ausfluss  einer  prinzipiellen  Jurisdiktions- 
befugnis sehen,  letzterenfalls  an  eine  Vorladung  nach  Rom 
denken,  wobei  aber  der  Ausdruck  ,concilii  aut  synodi  obtentu*, 
„unter  dem  Vorwände  eines  Konzils  oder  einer  Synode“,  sehr 
auffallend  wäre.  Aber  gleichviel  wie  man  den  in  Rede  stehenden 
Satz  deutet,  so  ist  es,  selbst  wenn  in  demselben  von  einer  päpst- 
lichen Jurisdiktion  über  den  Abt  gesprochen  wird,  sehr  wohl 
möglich,  ja  nach  dem  Beispiel  der  Fuldaer  Privilegien  sogar 
wahrscheinlich,  dass  Papst  Leo  III.  über  die  Befugnisse  hinaus- 
ging, welche  ihm  Karl  der  Grosse,  als  er  in  die  Ertheilung  des 
Privilegs  einwilligte,  zu  gewähren  gedachte. 

Der  obigen  Behauptung,  dass  der  Papst  keine  Jurisdiktions- 
gewalt über  fränkuche  Kleriker  ausgeübt  habe,*)  widerspricht 

*)  Jsffi  III  No.  82  S.  228:  Ut  sob  iurisdiotione  ssDCtae  noitrse,  cai 
Deo  auctore  deservimus,  ecclesiae  coDstitutum,  nulliui  alterius  eoclesiae 
iarisdiotioniboi  lubmittator. 

*)  Oben  § 18  S.  124  Anm.  7. 

•)  Oben  § 13  S.  125  S. 

*)  Diese  Deutung  ist  meiner  Ansicht  nach  voranziehen;  vgl.  oben  § 18 
8.  125  ff. 

*)  Das  Oegentbeil,  eine  päpstliche  Jurisdiktion  zur  Zeit  der  Karolinger, 
nimmt  Zorn  S.  55  sub  b an. 
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aoscheiDend  da«  uns  vollständig  erhaltene  Protokoll  eines  im 
Jahre  746  in  Sachen  der  schon  genannten  Irrlehrer  Aldebert  and 
Clemens  abgehaltenen  Laterankonzils.')  Der  Beschluss  dieses 
Konzils  lautet  nämlich  dahin:*)  „Dem  Aldebert  solle  jede  priester- 
liche  Funktion  entzogen  werden,  er  solle  sich  der  Reue  widmen 
und  die  Menge  nicht  weiter  verfuhren.  Wenn  er  aber  in  seinem 
Irrthum  verharren  und  das  Volk  weiter  verführen  würde,  so  solle 
er  mit  dem  Kirchenbanne  und  dem  ewigen  Urtheile  Gottes  be- 
straft werden  und  ebenso  Jeder,  der  ihm  zustimmen  und  seiner 
Lehre  sich  anschliessen  würde.  Ebenso  solle  auch  Clemens  aller 
priesterlicheu  Funktion  beraubt  und  in  das  Band  des  Anathems 
verstrickt  und  gleichfalls  durch  Gottes  Urtheil  bestraft  werden, 
desgleichen  Jeder,  der  seinen  gottlosen  Verkündigungen  zu- 
stimmeo  würde.“ 

Das  klingt  allerdings  so,  als  habe  das  Konzil  ein  endgültiges 
Strafurtheil  gefällt,  gegen  beide  Männerauf  Amtsverlust  erkannt  und 
sie  nebst  ihren  Anhängern  unter  den  Bann  gestellt  (den  Clemens 
persönlich  sofort,')  den  Aldebert  erst  für  den  Fall  reueloser  Hals- 
starrigkeit). So  fassen  in  der  That  Be ttb erg,')  Hahn,')  Gustav 
Richter,*)  Boehmer- Will,’)  Hauck,')  Thijm,*)  Pfahler,'®) 


«)  Jsffe  III  No.  50  S.  136-148,  vgl  No.  51  8.  151,  No.  62  8.  156. 

*)  Jaffe  III  No.  50  8.  146  f.  (diejenigen  Zwiichensätze , welche  eine 
kann  Debersiebt  der  Irrlehren  aelbst  enthalten,  werden  autgelaiaen  werden): 
Univeraum  concilium  dizit;  Aldebertua  . . . ait  ab  omni  officio  aacerdotali 
alienoa,  agena  poenitentiam  pro  comroiaaia,  et  ampliua  iam  populum  minime 
aedneat.  8in  autem  in  bia  erroribua  perseveraverit  et  populum  ampliua 
aeduxerit,  ait  ei  anathems  et  aeterno  Dei  iudicio  condempnetnr,  vel  omnia, 
qni  ei  oonsenaerit  aut  eina  aecutua  fuerit  dootrinam  aut  adiunctua  fnerit  illL 
Similiter  autem  et  Clemena  ...  ab  omni  ait  aacerdotali  officio  nndatua  et 
anathematia  vincnlo  obligatua  pariterque  Dei  iudicio  condempnatna,  vel  omnia, 
qni  eiua  aaorilegia  conaenaerit  predicationibua. 

’)  Vgl.  Hahn,  Jahrbücher,  8.  81,  v.  Scherer  bei  v.  fiuaa  8.  284 
Anm.  1;  die  Worte  ,aimiliter'  und  ,pariterque‘  gestatten  aber  auch  die  An- 
nahme, daaa  bezüglich  der  Kzkommunikation  dea  Clemens  ebenso  wie  für 
Aldebert  erst  abgewartet  werden  solle,  ob  er  sich  bessern  würde.  Der 
Amtsverlust  war  für  beide  Männer  sofort  notbwendig,  um  einem  Missbrauch 
ihres  Predig(tamtes  zur  Verführung  der  Menge  vorzubeugen. 

')  Rettberg  I 8.  868. 

»)  Hahn  8.  100. 

*)  Richter,  Annalen  I S.  112  Anm.  b. 

*)  Boehmer-Will  8.  13  No.  58. 

*)  Hauck  I 8.  517. 

•)  Thijm,  Karel  8.  117,  Karl  8.  77. 

“)  Pfahler  8.  175  ff. 
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V.  Scherer,*)  v.  Buss*)  und  Moeller“)  diesen  Beschluss  auf; 
meines  Erachtens  jedoch  mit  Unrecht.  Ich  nehme  vielmehr  an,  dass 
die  Versammlung  nicht  einen  endgültigen  Spruch,  sondern  nur  einen 
Vorschlag,  ein  dogmatisches  Gutachten  nach  Art  der  im  § 6 
erwähnten  abgeben  wollte.  Denn  das  Konzil,  welches  auf  Ver- 
anlassung des  Bonifaz  zusammenberufen  wurde,  wird  nicht  mehr 
gethan  haben,  als  Bonifaz  erbeten  liatte;  seine  Bitte,  die  sich 
aus  einem  im  Konzile  verlesenen  Schreiben  an  Zacharias  ergiebt, 
ging  aber  nur  dahin:  Zacharias  möge  brieflich  dem  Hausmeier 
Karlmann  aufg^ben,  Clemens  und  Aldebert  ins  Gefängnis  zu 
werfen.*)  Auch  einer  der  beisitzenden  Bischöfe,  Candidus,  hat 
sein  in  das  Konzilsprotokoll  aufgenomnienes  Gutachten  nur  dahin 
formuliert:  der  Papst  möge  den  Bonifaz  und  die  Frankenfürsten 
auffordem,  behufs  Vernichtung  der  Irrlehren  eine  Versammlung 
zu  berufen.*)  Ferner  ist  geltend  zu  machen,  dass  der  Bannstrahl 
wenigstens,  selbst  nach  dem  Wortlaute  des  Beschlusses,  Uber 
Aldebert  und  Clemens  nicht  sofort  verhängt,  sondern  nur  in 
Aussicht  gestellt  sein  kann,  da  er  auch  auf  die  Anhänger  der 
Irrlehrer  ausgedehnt  wird,  deren  Namen  und  Personen  im  Lateran 
jedenfalls  unbekannt  waren.  Unsere  Ansicht,  dass  das  Konzil 
nur  einen  Vorschlag  machen  wollte,  wie  die  Frankenfürsten 
und  Bonifaz  verfahren  sollten,  wird  auch  durch  einen  Brief  des 
Zacharias  an  Bonifaz  bestätigt,  worin  er  (im  Jahre  747)  seinem 
Statthalter  empfiehlt,  in  einer  fränkischen  Versammlung,  die  er 
zur  Verlesung  der  27  Kapitel*)  berufen  solle,  auch  die  Ange- 
legenheit des  Aldebert  und  des  Clemens  zur  Entscheidung  zu 


*)  V.  Scherer  bei  v.  Buss  8.  ÄH  Anm.  1. 

>)  V.  Buss  S.  384,  386. 

»)  Moeller  S.  74. 

<)  J sff£  III  No.  SU  S.  138:  Contra  istos,  obsecro  apostolicam  auctori- 
tatem  vestram,  (|uod  meam  mediocritatem  defendere  et  adiuvare,  et  per 
scripta  vestra  popnlom  Franoorum  et  Qallorum  corrigere  studeatis;  ut 
heretioonim  fabulas  . . . non  sectantur  ...  £t  ut  per  verbum  vestrum  isti 
heretioi  duo  mittantnr  in  carcerem,  si  vobis  iustum  esse  videatur  ...  £t 
nullus  cum  eis  loquatur  aut  oommunionom  habeat  . . . sed  segregati  vivant 
. . . doneo  discant  non  blasphemare  uec  scindere  tonicam  Christi;  ibid.  S.  140; 
Quaproptor  de  boc  quoque  beretico  (Clemens) preoor:  nt  per  litteras  vestras 
mandare  curetis  duci  Carlomanno,  ut  mittatur  in  custodiam. 

')  Ibid.  S.  142:  Ut  praedictum  Bonifatium  . . . episcopum  quamque 
Franoorum  principes  commoneritis:  quatenus  in  partibus  illis  . . . oonoilium 
aggregaretur  sacerdotum,  ut  haec  soismata  quamque  blasphemiae  usque 
quaque  sancto  veatro  apostolatui  minime  celarentur. 

•)  Oben  § 6 S.  63. 

Wtyty  pApttiham  imt«r  den  KAroUogArn. 
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bringen.  ’)  Soiiann  spricht  das  Konzil  selbst  zwar  von  einem 
iudicium  Dei,  bezeichnet  aber  seinen  eigenen  Spruch  nicht  als 
„Urtheil“,  sondern  nur  als  ,sententia‘,*)  als  „Ansicht“,  „Vorschlag“. 
Das  Gleiche  thut  Zacharias  in  dem  Briefe  an  Bonifaz,  welchem 
er  die  Konzilsakten  abschriftlich  beifügt.*)  Bezeichnend  ist  es 
auch,  dass  der  Papst  in  demselben  Briefe  als  Zweck  und  Ziel 
der  Entscheidung  nur  mittheilt,  ihre  Verlesung  im  Frankenreiche 
— d.  b.  wohl  in  dem  geplanten  Konzile  — solle  alle  Schismatiker, 
mithin  auch  Clemens  und  Aldebert  selbst,  von  der  Verkehrtheit 
ihrer  Ideen  zur  Vernunft  zurückfdhren;  eine  bereits  endgültig 
festgesetzte,  durch  Umkehr  nicht  mehr  abwendbare  Strafe  wird 
also  nicht  erwähnt.  Endlich  ist  hervorzuheben,  dass  Willibald 
und  Othlo  zwar  erzählen,  die  beiden  Häretiker  seien  durch 
Bonifaz  mit  Genehmigung  der  Frankenfürsten  bezw.  auf  einer 
durch  Karlmann  und  Bonifaz  einberufenen  Synode  exkommuniziert 
worden,*)  dass  beide  Biographen  dagegen  einer  von  Rom  aus 
verhängten  Exkommunikation  nicht  gedenken. 

Gesetzt  aber,  das  Ijatcrankonzil  hat  — unserer  Auffassung 
entgegen  — wirklich  ein  endgültiges  Urtheil  erlassen,  so  ist  das- 
selbe von  den  Frankenfürsten  nicht  als  rechtswirksam  betrachtet 


’)  Jaff6  m No.  63  S.  182  f,  oben  S.  178  Anm.  1.  Der  Umitand, 
dass  Zacharia«  eine  eventuelle  Vorführung  der  Irrlehrer  in  Kom  anordnet, 
beweist  ebenfalls,  dass  er  dem  ersten  Spruche  nicht  die  Bedeutung  eines 
endgültigen  Drtheils  beigelegt  hat.  Vgl.  Hauck  8.  518. 

’)  Jaffe  ni  No.  50  8.  145,  141,  14.3.  Auf  den  Brief  des  Diakons 
Gemmulus  an  Bonifaz  bei  Jaffe  III  No.  5.3  8.  155  kann  kein  Gewicht  ge- 
legt werden,  da  er  ganz  ungenau  ist,  indem  er  zwar  des  Anathems,  aber 
nicht  der  Amtsentsetzung  gedenkt  und,  wie  es  scheint,  nicht  eine  Abschrift 
der  Konzilsakten , sondern  nur  eine  solche  der  sententia  anathematis  als 
durch  Zacharias  an  Bonifaz  übersendet  erwähnt. 

*)  Jaffe  III  No.  51  8. 151:  Suacipientes  ipsi  dignam  sontentiam.  Cuius 
instar  actionis  ad  tnam  direximus  fraternam  sanctitatem ; ut,  relecta  in  pro- 
vincia  Franconim,  omnis  scismaticus.  audiens  taliter  a sancta  Dei  catholica 
et  apostolica  aecclesia  iudicatum,  a sensus  sui  pravitate  resipiscat. 

‘)  'Willibaldi  Vita  8.  Bonif.  c.  7 bei  Ja  ff«  III  8.458:  Eldebercht 
et  Clemens  . . . a sancto  Bonifatio  archiepiscopo,  consentientibus  Charlomanno 
et  Pippino  gloriosis  ducibus,  ab  aecclesiae  unitate  expulsi,  iuxta  apostolum 
traditi  sunt  satanae.  — Ex  Othloiii  Vita  8.  Bonif  bei  .Taffe  111  .S. 495: 
Cum  ergo  Karlomanni  praecepto  sanctique  Bonifacii  consilio  synodalis  con- 
ventus  haberetur,  multi  ibi  . . . clerici  quilibet  heretica  pravitate  decepti  ab 
aecclesiae  communione  expellebantnr.  . . . Erroris  autem  totius,  qui  tune  in 
Germania  exereverat,  maximi  fuerunt  auctores  duo  heretioi,  quorum  nnus 
Clemens,  alter  vero  Aldebertus  dicebatur. 


Digitized  by  Google 


179 


worden,  wie  die  im  Jahre  747  durch  Zachariae  an  Bonifaz  er- 
gangene Aufforderung  zur  Ablialtung  eines  fränkischen  Konzils 
Uber  Clemens  und  Aldebert  beweist. ') 


§ 18. 

Der  Papst  und  die  geistlichen  Versammlungen. 

Die  Frage,  welche  Rechte  der  Papst  hinsichtlich  der  im 
Frankenreiche  zusaramengetretenen  geistlichen  Versammlungen 
Busgeübt  hat,  ist  zum  Theil  schon  in  § 11  erledigt  worden;  wir 
sahen  dort  nämlich,  dass  das  Papstthum  den  Bonifaz  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vikar  für  berechtigt  hielt,  die  fränkische  G-eistlichkeit 
zusammenzuberufen,  dass  aber  die  FrankenfUrsten  diese  Befugnis 
des  Statthalters  nicht  anerkannten,  vielmehr  an  ihrem  eigenen 
Rechte  der  Einberufung  festhielten ; hieraus  ergiebt  sich  zugleich, 
dass  zwar  nach  päpstlicher , nicht  jedoch  nach  staatlicher  Auf- 
fassung den  Päpsten  selbst  ein  Recht  der  Konzilsberufung  zu- 
stand,  aus  welchem  sich  jenes  des  Statthalters  ableiten  sollte. 

Ein  direktes,  persönlich  und  ohne  Vermittelung  des  Vikars 
auszuübendes  Berufungsrecht  hat  der  römische  Stuhl  bis  zum 
Ende  der  von  uns  behandelten  Periode  ’)  nie  geltend  zu  machen 
versucht.')  Die  einzige  Quellenstelle,  welche  hierauf  hinweisen 
könnte,  wäre  das  Protokoll  der  Frankfurter  Versammlung  vom 
Juni  794,  welches  mittheilt,  dass  dieselbe  mit  apostolischer 
,auctoritas‘  zusammengetreten  sei.')  Doch  lehrt  die  gleichzeitige 

■)  Vgl.  Hauck  S.  218. 

*)  Ueber  die  spätere  Zeit  vgl.  Hinschius  III  S.  .556  f.  Bezüglich  der 
Pariser  Versammlung  vom  1.  November  825  (Simson  I S.  248,  Hauck  II 
S.  447)  schreibt  zwar  der  Kaiser  Ludwig  in  dem  von  der  Versammlung  für 
ihn  ausgearbeiteten  Entwürfe  eines  Berichtes  an  Papst  Eugen  II.  (Hansi 
XIV  8.  468),  quemadmodum  a vobis  postulavimus  licentiamque  agendi 
peroepimns  sei  die  Geistlichkeit  zusammengetreten,  doch  sagt  derselbe  Ent- 
wurf deutlich,  dass  es  sich  nicht  um  eine  Synode  im  technischen  Sinne, 
sondern  nur  um  eine  berathende  Besprechung  der  Bilderfrage  gehandelt  hat. 

*)  Völlig  ans  der  Luft  gegriffen  ist  die  Behauptung  Binterims,  pragm. 
Gesch.  I S.  113;  „die  unter  Karl  dem  Grossen  gehaltenen  Concilien  sind 
(meistens  auf  Befehl  des  Königs)  zusammenberufen  worden  (jedoch)  nicht 
ohne  vorherige  Rücksprache  mit  dem  römischen  Stuhle  oder  mit  den  |^pst- 
lichen  Legaten,  die  ihn  gewöhnlich  begleiteten“.  Geber  die  von  Binterim  als 
Beleg  herangezogene  Versammlung  von  Worms  s.  weiter  unten  S.  182  Anm.  6. 

*)  Synodus  Franconofnrtensis  bei  Boretius  S.  73:  Coniun- 
gentibus,  Deo  favente,  apostolica  auctoritate  atque  piissimi  domni  nostri 

12» 
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Hervorhebung  der  .jussio*  König  Karls,’)  dass  unter  der  päpst- 
lichen auctoritas  nur  die  von  Hadrian  ausgegangene  „Anregung“ 
zu  verstehen  ist,  eine  Anregung,  welche  sich  schon  daraus  erklärlich 
macht,  dass  auf  dem  Programm  der  Frankfurter  Versammlung 
in  erster  Linie  die  Entscheidung  über  die  weltbewegende  Lehre 
vom  Adoptianismus  stand,  welche  gerade  Hadrian  zum  Gegenstand 
eingehender  Untersuchungen  gemacht  hatte. 

Derartige  Anregung  zu  geistlichen  Versammlungen  ist,  wie 
in  der  Merovingerzeit,*j  so  auch  unter  den  Karolingern  von  Rom 
wiederholt  gegeben  wurden.  Wir  finden  dies  beispielsweise  auch 
bezeugt,  als  cs  die  Vernichtung  der  Irrlehren  des  Clemens  und 
Aldebert  galt,  von  welchen  Zacharias  durch  Bonifaz  Nachricht 
erhalten. 

Während  nach  dem  Obigen  ein  päpstliches  Berufungs- 
recht, und  zwar  ein  indirektes,  durch  den  Statthalter  geltend 
zu  machendes  wenigstens  in  Anspruch  genommen  wurde,  ist  ein 
päpstliches  Bestätigungsrecht  hinsichtlich  der  SynodalschlUsse 
nicht  einmal  in  Anspruch  genommen  worden.*)  Gesetzgebender 
Faktur  unter  den  Karolingern  war  sowohl  für  kirchliche  wie  für 
weltliche  Angelegenheiten  allein  und  ausschliesslich  der  Fürst 
selbst,  der  freilich  vorher  in  wichtigeren  Fällen  den  Rath  der 
versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Amtsträger  einholte.*) 


Karoli  regis  iussione  . . . cunctis  regui  Francorum  seu  Italiae,  Aquitaniae 
Provintiae  episcopis  ac  sacerdotibus  synodali  concilio,  inter  quot  ipie 
mitissimna  sancto  interfuit  cooventui.  Ygl.  ferner  Jonas  Aurelian.  De 
cultu  imaginum  lib.  I (in  Bibliothecae  patrum  et  veterum  auctorum  tom.  IV 
edit.  III,  Paris.  1590)  S.  637:  Fiusdem  namqne  principis  inssn  in  unura 
coacti,  adbibita  etiam  sanctae  Komanae  ecclesiae  auotoritate;  ferner  — nach 
Abel  II  8.64  Anm.  3 — ebenso  Max.  Bibi.  Patr.  Lugdun.  XIV  S.  168, 
eine  Stelle,  die  ich  nicht  habe  auffinden  können. 

*)  Vgl.  ferner  das  unten  S.  183  Anm.  2 erwähnte  Schreiben  der  Ver- 
sammlung zu  Kiersy  und  die  bei  Abel  II  8.  63  Anm.  5 citicrten  Quellen.  — 
Gerade  umgekehrt,  wie  das  Protokoll,  welches  selbstverständlich  den  Vorzug 
verdient,  spricht  Binomarus  Bemensis  ad  Hinemarum  Laudunensem  o. 20 
(Hincm.  Rem.  opp.  ed.  Sirmond,  tom.  II,  Lutetiae  Parisiorum  164.5) 
p.  457:  Unde  tempore  Karoli  magni  imperatoris,  iussione  apostolicae  sedis, 
generalis  est  synodus  in  Fraucia,  convocante  praefato  imperatore,  celebrata. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenreoht  S.  9. 

•)  Oben  § 17  S.  177  Anm.  4 und  5 sowie  § 11  8.  116  Anm.  8;  vgl. 
ferner  Karoli  Magni  Capitulare  Primum  bei  Boretius  S.  44. 

*)  Vgl.  HinschiusIU  8.551.  Unbegründet  und  durchaus  willkürlich 
jst,  was  v.  Buss  8.  252  No.  Vlll  behauptet. 

*)  Vgl.  Uiusebius  III  >S.  549  ff. 
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Von  einem  päpstlichen  Präsidialrechte')  auf  fränkischen 
Versammlungen  ist  gleichfalls  nie  diu  Kcdc.  Persönliche  Aus- 
übung desselben  durch  den  römischen  Bischof  selbst  war  schon 
darum  ausgeschlossen,  weil  in  den  Fällen,  in  welchen  wir  einen 
Papst  ausserhalb  Italiens  auf  fränkischem  oder  deutschem  Boden 
antreffen , *)  nach  den  vorhandenen  Ueberlieferungen  ein  gleich- 
zeitiger, am  Aufenthaltsort  des  Papstes  erfolgter  Zusammentritt 
grösserer  Versammlungen  mit  kirchlichem  Programm  nicht  statt- 
gefunden hat.*)  Eine  Aiisühung  des  Vorsitzes  durch  einen  Ver- 
treter des  Papstes  könnte  nur  *)  hinsichtlich  der  oben  erwähnten 
Berathung  über  die  Irrlehren  des  Aldebert  und  Clemens  in  Frage 
kommen,  doch  haben,  wie  bereits  in  § 11*)  bemerkt  wurde, 
Karlmann  und  Pippin  dem  Bonifaz  das  Präsidium  nicht  in  An- 
erkennung der  aus  seiner  Statthalterschaft  fliessenden  Rechte, 
sondern  aus  Zweckmässigkeitsgründen  überlassen. 

Mehrfach  finden  wir  die  Anwesenheit  italienischer  Geist- 
licher, insbesondere  auch  päpstlicher  Abgeordneter  auf 
fränkischen  Versammlungen  bezeugt,  von  einem  Vorsitze 

')  Ueber  den  Vorsitz  des  Königs  und  den  nnr  ausnahmsweise  einge- 
trelenen  Vorsitz  von  Krzbisohöfen  vgl.  Hin  sch  ins  III  S.  ÖI9  f..  WaitzlU 
8.  568  f.,  570  Anin.  1 sowie  Pustel  de  Conlanges  8.  524. 

>)  Oben  § 4 8.  38  Anm.  4. 

*)  Die  Versammlung  zu  Kiersy  i.  J.  754  batte  die  Abgrenzung  des 
Kirchenstaates  znm  Gegenstände,  fiefele  III  S.  578  f. 

*)  Binterim  I 8.  158  sagt:  „Die  Geschichte  aller  Jahrhunderte  be- 
weiset, dass  das  Directorinm  und  Präsidium  bei  den  deutschen  National- 
oonoilien  allezeit  von  einem  päpstlichen  Legat,  oder,  wenn  kein  Legat 
gegenwärtig  oder  besonders  dafür  bestimmt  war,  von  dem  Erzbischof,  in 
dessen  Provinz  das  Concilium  gehalten  wurde,  geführt  wurde.  Ala  Hof- 
kapellan und  päpstlicher  Legat  dirigierte  der  Bischof  Drogo  von  Hetz  die 
zu  Diedenhofeii  ...  in  den  Jahren  836  und  844  gehaltenen  Nationalconcilien. 
In  gleicher  Eigenschaft  stand  Erzbischof  Hildebald  von  Köln  den  National- 
concilien  zu  Mainz  vom  Jahre  813  und  dem  zu  Aachen  vom  Jahre  816  vor.“ 
Diese  Behauptungen  sind  Satz  für  Satz  unrichtig  und  willkürlich  (vgl.  über 
die  Versammlungen  selbst  SimaonUS.  126  ff.,  Dümmler  1 8. 25ö  f.,  Abel  U 
8.  603,  8imsou  I 8.  82  ff.),  da  zum  Theil  die  Qnellenberichte  über  den 
Vorsitz  der  von  Binterim  genannten  Männer  überhaupt  nichts  berichten 
und  da  ferner  Hildebald  nie,  Drogo  erst  nach  843  päpstlicher  Statthalter 
gewesen  ist  (vgl.  oben  g 10  8.  92  Anm.  3).  — Ueber  den  Vorsitz  des 
Bonifatiua  bezw.  zugleich  der  päpstlichen  Gesandten  Oeorgins  und  Johannes 
auf  der  Versammlung  zu  Lestinea  (bezw.  Compiegne)  vgl.  obeng  11  S.  117  Anm.  2 
und  unten  S.  183  Anm.  1.  — Die  Annahme  de  Lezardiöres  U 8.  304  Mo.  4, 
dass  zu  Frankfurt  die  beiden  päpstlichen  Gesandten  „prösiderent  en  son  nom“, 
ist  irrig.  Durchaus  unbegründet  ist  ferner  die  Bebauptnng  von  v.  Bus  s S.  250: 
„Bei  den  dentseben  Mationalconcilien  präsidierte  der  päpstliche  Legat“. 

‘)  Oben  § 11  S.  117  Anm.  2. 
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derselben  jedoch  nichts  überliefert.  Aber  auch  eine  solche  Theil- 
nahme  der  päpstlichen  Abgesandten  erscheint  nicht  als  Aner* 
kennung  eines  päpstlichen  Bechtsanspruches,  vertreten  zu  sein, 
sondern  erklärt  sich  aus  selbstverständlicher  Höflichkeit  und  zu- 
gleich aus  dem  Bedürfnisse,  die  Kenntnis  der  italienischen  Geist- 
lichen Uber  das  reine,  vom  römischen  Stuhle  vertretene  Dogma, 
welches  jenen  Männern  geläufiger  sein  musste,  als  den  Franken, 
zu  verwerthen,  sobald  sich  hierzu  eine  günstige  Gelegenheit  bot.‘) 
Bezeugt  ist  eine  solche  Betheiligung  päpstlicher  Gesandter*)  für 
die  Reichsversammlung  zu  Compiögne  vom  Jahre  757,  für  die 
bereits  erwähnte  Frankfurter  Versammlung  vom  Jahre  794  und 
für  die  Versammlung  zu  Worms  vom  Jahre  829:  zu  Compi^gne’) 
waren  anwesend  Bischof  Georg  von  Ostia  und  Sacellarius  (d.  i. 
Säckelmeister)  Johannes,*)  zu  Frankfurt  die  Bischöfe  Theophylactus 
und  Stephanus,*)  zu  Worms  ein  ungenannter  Legat.*)  Die  Notiz  bei 

’)  Vgl.  auch  Bllendorf  I S. 241.  Uaaa  die  unten erwäbuten Tbeilnehmer 
der  Reich Bvenammlung  von  Compidgne,  Biachof  Oeorg  u.  Sacellariua  Johannes, 
nicht  etwa  zur  Theilnahme  an  der  Versammlung  vom  Papst  abgesendet  worden 
sind,  sondern  zu  anderem  Zwecke,  ergiebt  der  Brief  Stephans  II.  an  Pippin 
bei  Jaffe  IV  No.  11  8.  66.  — Bezüglich  der  zu  Frankfurt  anwesenden  päpst- 
lichen Gesandten  vgl.  auch  Abel  II  S.  67  Anm.  3.  Dass  Karl  den  Papst 
„bewogen“  habe,  „diese  Männer  als  seine  Vertreter  nach  Frankfurt  zu  senden“, 
wie  Uauck  II  S.  267  meint,  lassen  die  Quellen  durchaus  nicht  ersehen. 

')  £in  Beispiel  dafür  aus  der  Zeit  Gregors  des  Grossen  (690 — 604)  s.  in 
meinem  Staatskirchenrecht  S.  i)  Anm.  2. 

’)  Unten  S.  183  Anm.  6 ff.  Vgl.  auch  Hefele  III  S.  598,  Oelsner 
8.  293,  Nürnberger  in  der  Theol.  Qnartalsachrift  Jahrg.  61,  Tübingen 

1879,  8.  421  f.,  Goepfert,  Lullus,  der  Nachfolger  des  Bonifatius,  Leipzig 

1880,  8.  29,  der  aber  die  vorübergehende  Gesandtschaft  dieser  Männer  mit 
dem  dauernden  Legatenamte  des  Bonifatius  nicht  hätte  vergleichen  dürfen. 
Uinschius  Bd.  1 8.  606  setzt  die  Versammlung  irrthümlioh  ins  Jahr  766, 
richtig  dagegen  ins  Jahr  767  Bd.  Ul  8.  648  Anm.  12. 

*)  Oelsner  a.  a.  O.,  Boretius  8.  37,  Jaff6  IV  8.  66  Anm.  2. 

*)  Vgl.  ausser  den  bei  Abel  II  8.  64  Anm.  3 abgedruckten  Quellen- 
steilen  Poeta  Sazo  lib.  UI  von  199— 2U4  (Jaffe  IV  8.  680),  oben  § 10 
8.  93  Anm.  6.  Ueber  die  mntbmasslichen  8itze  beider  Männer  vgl.  Boehmer- 
Mühlbacber  No.  315a  8. 125,  Abel  a.  a.  Ü.;  Theophylactus  hat  zusammen 
mit  einem  Bischof  Georgius,  der  vielleicht  mit  dem  zu  Compiägue  anweseuden 
identisch  ist,  an  einer  englischen  Keichsversammlung  v.  J.  786  theilgenonunen. 
Vgl.  Jaffe  VI  No.  84  8.  366,  Pauli  in  den  Forschungen  zur  deutschen 
Geschichte  Bd.  XU  8.  152,  160,  W ilki  ns,  Conoilia  Magnae  Britanniae  tom.  1 
(London  1787)  8.  146  Anm. 

*)  Hincmari  opera  I (ed.  Sirmond,  Lutetiae  Parisiorum  1646)8.690 
(in  synodo  ao  placito  generali  apud  Wormatiam,  apostolicae  sedis  et  papae 
Gregorii  commeante  legato);  vgl.  auch  Simson  I 8. 322  Anm. 6,  Hefele  IV 
8.  69.  An  diese  Versammlung  scheint  Binterim  I 8.  113  zu  denken,  doch 
fand  sie  nicht  unter  Karl  dem  Grossen  statt. 
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Hincmar')  und  in  dem  Schreiben  eines  Konzils  zu  Kiersy  vom 
Jahre  858,*)  dass  auf  der  Versammlung  zu  Lcstines  (743)  zwei 
italienische  Geistliche  zugegen  gewesen  seien,  beruht  wohl  auf  einer 
Verwechselung  dieser  Versammlung  mit  der  von  Compifegne.*)  *) 

Dass  die  beiden  päpstlichen  Gesandten,  welche  der  Frank- 
furter Versammlung  beiwohnten,  sowohl  berathende  wie  be- 
schliessende  Stimme  gehabt  haben,  ist  selbstverständlich,  da 
Italien  im  Jahre  794  bereits  der  Botmässigkeit  Karls  unterlag 
und  da  auch  andere  italienische  Geistliehe  ausweislich  des  Proto- 
kolls theilnahmen.  Zweifelhaft  kann  es  aber  sein,  ob  zu  Compiigne 
dem  Bischof  Georgius  und  dem  Sacellar  Johannes  ein  Stimm- 
recht gewährt  wurde.  Zu  zwei  von  den  21  Kapiteln  der  Be- 
schlüsse ist  ausdrücklich  bemerkt,  dass  Georg  und  Johannes  ,sic 
senserunt‘  *)  bezw.  ,consenserunt‘,  •)  zu  vier  weiteren  Kapiteln,  *) 
dass  Georg  ,consensit‘.*)  Diese  Vermerke*)  scheinen  mir  indessen 
nicht  nur  darauf  hinzudeuten,  „dass  man  sich  ihres  sachver- 
ständigen Bathes,  namentlich  in  Betreff  der  römischen  Auffassung 
über  bestimmte  Fragen,  bedient  und  daraufhin  in  Ueberein- 
stimmung  mit  diesem  Beschlüsse  gefasst  hat“,'*)  ich  glaube  viel- 

')  flinemsri  Opera  11  S.  (i57  (ep.  37  c.  ö):  Et  in  synodo  apod  Lip- 
tinas  habita,  cui  sub  Karlomanno  principe  Qeorgius  episcopus,  et  Johannes 
sacellarius,  ac  sanctus  Bonifaoius,  ex  praecepto  Zachariae  papae  praesederunt. 

*)  Capitula  Carli  Calvi  tit.  27  c.  9 bei  Sirmond,  Opera  varia 
tom.  111  (Venetiia  1728)  S.  99:  Pippinus  synodam  apud  Liptinas  congregari 
fecit,  cui  praefuit  cum  S.  Bonifacio,  legatus  apostolicae  sedis  Georgius  nomine. 

*)  Vgl.  Rettberg  IS.  358,  Boretius  S.  27,  Boehmer-Mühlbacher 
S.  13  No.  Ö7,  Hefele  111  S.  ö02,  Hahn,  Exkurs  XIV  S.  119,  Ffahler 
S.  löO  und  oben  § 11  S.  117  Anro.  2. 

lieber  die  Unzuverlässigkeit  eines  ferneren  Berichtes  Hinemars 
(De  divortio  Lotbarii,  opp.  ed.  Sirmond  1 S.  594),  wonach  der  Versammlung 
zu  Attigny  v.  J.  822  päpstliche  Gesandte  beigewohnt  haben,  vgl.  sehr  zu- 
treffend Richter,  Annalen  11  S.  237  Anm. 

’•)  c.  12;  Georgius  episcopus  Romanus  et  Johannes  sacellarius  sic  sen- 
serunt  nach  Hon.  Germ.  Ul  Leg  1 ed.  Pertz  (Hannover  1835)  S.  28. 

')  c.  14:  Consensemnt  Georgius  episcopus  Romanns,  Johannes  sacellarius, 
Pertz  a.  a.  0.  S.  28,  Boretius  S.  38. 

’)  Also  im  Ganzen  zu  6 Kapiteln,  sicherlich  nicht  „zu  den  meisten 
Punkten“,  wie  Rettberg  1 S.  421  irrig  meint. 

')  Georgius  consensit:  c.  16  nnd  20  bei  Pertz  S.  28  und  Boretius 
S.  38  nnd  39,  c.  16  und  21  nur  bei  Pertz  S.  28  nnd  29. 

')  Die  Vermerke  zu  c.  12  (oben  Anm.  ö)  und  c.  15  und  21  (oben  Anm.  8) 
finden  sich  nicht  in  allen  Handschriften;  vgl.  Pertz  a.  a.  U.  S.  28  Anm.  o 
und  Anm.  b,  S.  29  Anm.  a. 

**)  Hinschius  Ul  S.  548  Anm.  12  (vgl.  ebenda  S.  704  Anm.  7)  unter 
Bezugnahme  auf  Oelsner  S.  295. 
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mehr,  das«  man  die  beiden  Gesandten  an  der  Besprechung  und 
Entscheidung  theilnehmen  Hess,  m.  a.  W.  ich  sehe  in  der  Aus- 
drucksweise des  Protokolls  die  Bewilligung  nicht  nur  eines  be- 
rathenden,  sondern  auch  eines  beschliesscnden  Stimmrechts,  das 
bei  den  15  Kapiteln,  bezüglich  deren  beide  Gesandte  überstimmt 
wurden,  nicht  hervorgehoben  werden  brauchte,  indessen  bei  den 
6 Kapiteln,  bezüglich  deren  die  Stimme  eines  oder  beider  Männer 
dem  Beschlüsse  zum  Siege  verhalt,  der  ausdrücklichen  Erwähnung 
bedurfte,  weil  Italien  im  Jahre  757  noch  nicht  zum  Reiche  Pippins 
gehörte,  mithin  italienische  Geistliche  an  sich  noch  nicht  berechtigt 
waren,  an  der  Abstimmung  theilzunehmen.  — Die  diesbezügliche 
Aenderung  der  Verhältnisse  in  der  Zeit  zwischen  757  und  794 
wird  der  Grund  sein,  weshalb  das  Protokoll  der  Frankfurter 
Versammlung  eine  derartige  Hervorhebung,  dass  die  päpstlichen 
Gesandten  den  einzelnen  Kapiteln  beigestimmt  hätten,  nicht  ent- 
halten brauchte,  und  weshalb  es  ferner  in  seinem  Eingänge 
nur  allgemein  die  Betheiligung  italienischer  Geistlicher,  nicht 
noch  besonders  diejenige  der  päpstlichen  Gesandten  vermerkt. 

Uebrigens  ist  uns  umgekehrt,  wie  bei  der  Versammlung  zu 
Compiegne,  aus  der  Zeit  vor  der  Unterwerfung  Italiens  die  An- 
wesenheit fränkischer  Geistlicher  auf  einer  italienischen 
Versammlung,  dem  Laterankonzil  v.  J.  769,  überliefert.*) 


§ 19. 

Die  Verleihung  des  Palliums  an  Erzbischöfe. 

Seit  Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts*)  war  es  üblich,  dass 
die  Päpste  hochgestellten  fränkischen  Geistlichen  als  ehrendes 


*)  Vgl.  oben  S.  1 <9  Anm.  4 auf  S.  ISO.  Zam  sog.  Decretum  Compendiense 
(Borst ins  S.  37}  ist  uns  ein  besonderer  Eingang  nicht  überliefert. 

*)  Vgl.  oben  § 16  S.  170  f.  Der  Priester  Deneard,  welcher  nach  J affe  III 
No.  ÖO  S.  187  fi.  (vgl.  No.  53  ,S.  155)  auf  dem  in  Sachen  des  Aldebert  und 
Clemens  abgehaltenen  Laterankonzile  v.  J.  745  (oben  § 17  S.  176  ff.)  zugegen 
war,  ist  nnr  Berichterstatter  des  Bonifaz  über  die  beiden  Irrlehrer  und  die 
bisherigen  Massnahmen  gegen  dieselben  gewesen.  Er  begegnet  auch  sonst 
noch  als  Bote  des  Bonifatius  an  Zacharias  bei  Jaffe  UI  No.  43  S.  116. 

')  Vgl.  mein  Staatskirchenreoht  S.  11  ff.  und  ausser  den  dort  Citierten 
neuerdings  Orisar,  Rom  und  die  fränkische  Kirche  vornehmlich  im  sechsten 
Jahrhundert  (in  der  Zeitschrift  für  katholische  Theologie,  14.  Jahrg.,  Innsbruck 
1890,  S.  447  ff.),  S.  487  ff. 
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Abzeichen  das  Pallium  verliehen,  einen  dem  superhumerale *) 
des  jüdischen  Hohenpriesters  nachgebildeten  weissen  wollenen 
Schulterunihang,  welcher  mit  sechs  rothen  Kreuzen  durch  wirkt 
war.*)  Die  Quellen  ergeben,  dass  diese  Sitte  auch  in  der  späteren 
Herovingerzeit , als  die  arnulfingischen  Hausmeier  die  wahre 
Regierungsgewalt  in  Händen  hatten,  und  ebenso  unter  den  Karo- 
lingern zu  Gunsten  der  fränkischen*)  Geistlichkeit  in  Gebrauch 
blieb.  Zahlreiche  Beispiele,  die  aber  mit  Vorsicht  aus  einer 
grossen  Anzahl  von  Fälschungen*)  auszusondern  sind,  beweisen 

')  Der  Ausdruck  ,«uperhumerale‘  begfegfnet  auch  in  Alouins  Brief  an 
Amo  von  Salzburg  bei  Jaffe  VI  No.  113  S.  461  und  in  der  Vita  8. 
Willibrordi  c.  7 bei  Jaffe  VI  S.  46  (oben  § 13 S.  143  Anm.  ö auf  8. 144). 

’>)  Vgl.  Zorn  8 . 297,  Friedberg  8.  149,  Wattenbach,  Oeschiohte 
des  Papstthums,  8.  ö3;  ferner  Vita  8.  Willibr.  u.  7 bei  Jaffi  VI  8.  46  und 
die  Briefe  Alouins  bei  Jaffe  VI  No.  113  8.  461,  137  8.  387.  In  anderer 
Bedeutung  begegnet  das  Wort  Pallium  in  Einh.  ep.  No.  8 bei  Jaff4  IV 
8.  442,  Honacb.  Sangal.  I c.  18  ibid.  8.  647,  c.  28  8.  639  (serioa  pallia), 
II  0.  9 8.  677,  ep.  Carol.  No.  11  bei  Jaff3  IV  8.  337  (cf  Jaff3  VI  No.  67 
8.  288  und  289),  ferner  bei  J affe  VI  No.  59  8.  294,  No.  186  8. 658.  Vgl.  ,palla‘ 
in  ep.  Lolli  M Jaff3  III  No.  123  8.  289  (palla  oloserica)  und  in  ep.  Ale. 
bei  Jaff3  VI  No.  190  8.  671.  Nach  Monach.  Sangal.  I c.  81  und  34 
(Jaff4  IV  8. 662  und  663)  bediente  sich  auch  Karl  der  Qroese:  ad  nootumas 
laodee  pendolo  et  profundissimo  pallio  bezw.  trug,  nach  altfränkischer  Sitte, 
ein  pallinm  oanum  vel  sapbirinnm,  quadrangulnm  duplex,  sic  formatom,  ut, 
cum  imponeretur  hnmeris,  ante  vel  retro  pedes  tangeret,  de  lateribus  vero 
viz  genua  contegeret.  Uan  ersieht  also,  dass  dem  Worte  damals  technische 
Bedeutung  für  ein  geistliches,  erzbischöfliches  Kleidungsstück  nicht  zukam. 
— Ueber  das  Aussehen  des  Palliums  findet  sich  eine  Andeutung  auch  in 
Alonins  Brief  an  Arno  bei  Jaffe  VI  No.  113  8.  461  f : Cogita  semper,  dum 
pallio  sanctitatis  vestieris  et  videas  sanctae  urucis  signnm  sive  ante,  sive 
retro  in  eo  fizum,  te  se<|ni  debere  illum,  qui  emeem  snam  portavit,  in  qua 
redemptionis  nostrae  trophenm  paravit. 

*)  Auf  England  beziehen  sich  folgende  Briefe  Alcuins;  Jaff4  VI 
No.  72  8.  334  und  No.  82  8.  368  f (welche  meines  Erachtens  den  Platz 
tauschen  müssen,  weil  die  nach  ep.  72  bereits  gewährte  Bitte  um  das  Pallinm 
für  Eanbald  IL  von  York  in  ep.  82  noch  durch  einen  den  englischen  Ue- 
sandten  mitgegebenen  Brief  unterstützt  wird)  in  No.  84  8.  364,  No.  83  8. 369, 
No.  248  8.  793;  vgl.  auch  V ita  Beati  Alchuini  abbatis  o.  6 bei  Jaffö 
VI  8.  17,  Versus  de  8anct.  Eborac.  eool.  v.  209  bei  Jaff6  VI  8.  88, 
Jaffe,  Reg.  8 269  No.  2243,  8.  291  No.  2403. 

')  Nachweisbare  Fälschungen  sind:  1)  Urkunde  des  Papstes  Eugen  II. 
für  Vrolfus  von  Lorch  (oben  § 10  8.  93  Anm.  I);  2)  Urkunde  des  Papstes 
Eugen  II.  für  Adalramn  von  8alzburg  (Kleimayrn,  Nachrichten  von 
luvavia,  Anhang  8.  80,  Dungel  im  Archiv  für  österreichische  Geschichte 
Bd.  46,  8.  263  ff.,  Jaffö,  Reg.  8.  321  No.  2568);  3)  Urkunde  des  Papstes 
Johann  VIL  für  Edald  von  Vienne  (Mansi  IK  8.  760,  Jaffe,  R^.  No.  2146 
8.  247,  Dahn,  Urgesch.  8.  718);  4)  Urkunde  Gregors  IV.  für  Aldrich  von 
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die«.  Die  meisten  der  Pallienitihaber  «ind  un«  bereit«  gelegentlich 
ihrer  Ernennung  zu  Erzbiechöfen  begegnet.  *)  So  erhielten  d»« 
Pallium  neben  Willibrord  und  Bonifatius,  die  zu  jener 
Zeit  (695  bezw.  732)  noch  nicht  dein  fränkischen  Landesepiskopat 
angehörten;  Wilchar  von  Vienne  (entweder  durch  Gregor  111. 
zwischen  731  und  741  oder  durch  Stephan  11  751  bezw.  752), 
Chrodegang  von  Metz*)  (dureh  Stephan  111.  im  Jahre  754), 
Tilpin  von  Reims  und  Lullus  von  Mainz  (durch  Hadrian  1. 
um  780),  Ermenbert  von  Bourges  (durch  Hadrian  zwischen 
784  und  791),  Arno  von  Salzburg,*)  Riculf  von  Mainz  und 
Theodulf  von  Orleans  (durch  Leo  111.  in  den  Jahren  798-  801),*) 

Le  Hsn«(Jaffi  No.  2582  S.  326),  U i n s c h i a a , Decretales  Pseado-lsidoriaoae 
et  Capitula  Angilramni  (Leipzii;  1863)  p.  OXCIV  f.,  Simson  II  S.  34 
Anm.  3 — Kettberg  I 8.  ,Ö02,  Abel  I S.  489  and  Uinschius  II  8.  3ö 
Anm.  5,  Letzterer  unter  Bezugnahme  auf  die  in  ihrer  Beweiskraft  sehr 
zweifelhafte  Ausrede  des  Wala  in  den  erst  aus  dem  zwölften  Jahrhundert 
stammenden  Oesta  Trever.  c.  27  M.  G.  SS.  VIII  8.  165,  nehmen  an,  dass 
auch  Angilramn  von  Uetz  das  Pallium  gehabt  habo.  8elbst  wenn  Uetz 
nie  Metropole  gewesen  ist.  so  erklärt  sich  Angilramns  erzbischöflicher  Titel 
zur  Genüge  aus  seiner  Würde  als  Krzkaplan. 

')  Oben  S 15  8.  143— löö. 

’)  Auf  das  Pallium  des  Bonifatius  beziehen  sich  ausser  dem  Citate  oben 
in  § 15  8.  153  Anm.  2 noch  Willib.  Vita  8.  Bonif.  c.  6 bei  Jaffe  III 
8. 444  f. ; ([Gregorins  papa]  sumpto  . . . arcbiepiscopatus  pallio,  cum  mnneribas 
diversisque  sanctomm  reliquiis  legatos  [seil.  Bonifatii]  honorifice  remisit  ad 
patriam)  und  folgende  Ausdrücke  in  Briefen  an  ihn;  summi  pontificatns 
infula  praeditus  (Jaffö  III  No.  99  8.  247)  und;  pontificali  infola  merito 
decoratus  (No.  1U3  8.  254);  vgl.  dazu  ibid.  No.  100  8.  249. 

’)  Vgl.  ausser  dem  üitat  io  § 15  8.  153  Anm.  4:  Vita  Chrodegangi 
ep.  Uett.  c.  26,  U.  G.  88.  X 8.  568;  Chrodegangum , sanotae  Uettensium 
sedis  pontiöcem,  . . , pallio  arcbiepiscopi  decoravit,  data  ei  licentia  per  totam 
Gallium  episcopos  benedicere,  cum  stola  ubivis  ire,  crucem  ante  se  ferre 
Domini  ...  et  sanotus  Chrodegangus  pallio  est  auctus  arcbiepiscopatus.  . . . 
Ab  ipso  die  coepit  episcopos  benedicere , et  quioquid  archipontiSces  agere 
ooosuerunt  apostolica  auctoritate  agere. 

*)  An  Arno  selbst  ist  die  Urkunde  Leos  bei  Zahn  No.  1 8.  1 ff.  ge- 
richtet. £r  schreibt  darin  (a.  a.  O.  8.  2);  Pallium  praeterea  iuxta  antiquam 
consuetudinem  fratemitati  tuae  dedimus  quidem  ita  uti  memineris,  sicuti 
praedecessores  nostri  tuis  concessere,  privilegiorum  scilicet  tnorum  integritate 
servata,  nt  a sacrario  usque  ad  sacrum  altare  et  ab  altare  nsqne  ad  sacrarium 
ipeum  pallinm  uti  debeas,  fidem  autem  fratemitatis  tue  quam  breviter  nobia 
edixisses,  tarnen  subtiliter  debuisses  exponere.  Verumtamen  laetamur  in 
domino  qui  tarn  rectam  esse  ex  solemnibus  symbolis  confessionem  didioimns. 

*)  Bezüglich  des  Theodulf  vgl.  auch  noch  dessen  Gedicht  in  Poetae 
Latini  aevi  Carolioi  I (Uon.  Germ.  Berolini  1881)  8.  565; 

....  Romani  praesulis 

Cuins  ego  accepi  pallia  sancta  mann. 
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Aaskar  von  Hamburg  (clurchGregorlV.  im  Jahre  831).  Ausser 
den  Genannten  begegnen  als  Pallienempfänger : der  Patriarch  (Erz- 
bischof*)) Fortunatus  von  Grado  (dem  heutigen  Gradisca), 
welcher  durch  Papst  Leo  III.  im  Jahre  808  mittels  einer  uns  er- 
haltenen Verleihungsurknnde')  den  Ehrenschmuck  empfing;*)  ferner 
sein  H achfolger  Ve  n e r i u s,  auf  dessen  V erlangen  Kaiser  Ludwig  und 
sein  Sohn  Lothar  im  Jahre  826  an  Papst  Greger  IV.  geschrieben*) 
und  von  diesem  die  Zusendung  des  Palliums  erwirkt  hatten;*) 
endlich  Erzbischof  Bernar  von  Vienne,  welcher  im  Jahre  817 
von  Papst  Paschalis  I.  mit  dem  Pallium  ausgezeichnet  wurde.*) 

’)  lieber  die  inhaltliche  Identität  der  Begriffe  Patriarch  and  Metropolit 
vgl.  oben  g 14  S.  1.3U  Anm.  1.  Leo  111.  bezeichnet  den  Fortunatas  bei 
Jaffä  IV  No.  S S.  331  als  archiepiscopus. 

*)  Ughelli,  Italia  sacra  sive  de  episcopis  Italiae  (Komae  16ö3)  tom.  V 
S.  1180  ff.  (nicht  S.  1094,  wie  Jaff£,  Reg.  No.  2512  citiert)  und  Andreae 
Dandnli  cbronicon  bei  Muratorius,  Herum  Italic.  Script.  Xll  S.  152  ff. 
(die  Abweichungen  bei  Muratorius  sind  in  Klammer  beigefiigt):  Pallium 
praeterea  iuxta  anliquam  consuetudinem  fraternitati  tuae  dedimus,  quo  ita 
uti  memineris,  sicuti  praedecessores  nostri  tuis  praedeoessoribus  concessere, 
privilegiorum  suorum  (tuorum)  scilicet  integritate  servata.  Fidem  antem 
fraternitati  (fraternitatis)  tue,  quamvis  in  epistola  tua,  quam  direzisti,  subti- 
liter  debuisses  exponere,  vemmtamen  laetamur  in  Domino,  qui  eam  reotam 
esse  et  solemni  synodali  (ex  solemni  symboli)  confessione  didioimus. 

')  Vgl.  auch  Chron.  patriarch.  Gradens.  (H.  O.  SS.  rer.  Langob. 
8.  396)  und  Johannis  Chronic.  Oradense  (M.  G.  SS.  Vll  S.  47)  über- 
einstimmend: Fortunatas  patriarcha,  qui  a Leone  papa  privilegium  cum 
benedictione  pallei  iuxta  suorum  decessorum  exemplar  conseoutus  est.  Die 
bei  Abel  11  S.  294  Anm.  ö citierte  Stelle  aus  dem  Cbronicon  Altinate 
habe  ich  im  Archivo  storico  Italiano,  Appendice  Vlll  S.  227  nicht 
anfzufinden  vermocht. 

*)  Siokel,  Acta  regum  et  imperatorum  Th.  II  (rrkundenlehre)  S.  138 
L.  348:  L.  et  Lotharius  ad  litteras  Venerii  patriarchae  Gradensis  .... 
respondent,  se  . . . ob  eins  petitionem  epistolas  conscribi  iussisse  ...  ad 
domnum  apostolioum  de  usu  pallii.  Vgl.  ibid.  333. 

Andreae  Danduli  Chronic,  bei  Muratorins,  Rer.  Ital.  Script. 
XU  S.  170  (nicht  S.  169,  wie  Abel  U S.  295  Anm.  4 citiert):  Gradensem 
sedem  approbando,  Venerio  Patriarchae  pallinm  concessit,  utendum  in  diebus 
Resurrectionis,  Natalitatis  apostolorum,  Sancti  Johannis  Baptistae,  Assump- 
tionis  beatae  Virginia,  et  Nativitatis  Domini  et  solemnitatibns  ecoleciae  snae, 
et  onniversariis  ordinationis  eins.  Vgl.  Abel  11  S.  295  Anm.  4,  Simson  1 
S.  282,  Boehmer-Mühlbacher  No.  813  S.  297. 

*)  Jaffe  No.  2549  S.  318,  Mansi  XIV  S.  375;  Schreiben  des  Papstes 
an  Bemar:  Quia  sanctitatem  tnam  in  ecclesia  Viennensi  gubemationem 
suscepisse  cognovimus,  io  Domino  Deo  nostro  plurimum  inde  gandemns . , . 
Pallii  usum,  quem  ad  sacerdotalis  ofBcii  honorem,  et  ad  ostendendam  unanimi- 
tatem  cum  beato  Petro  apostolo  ...  ab  apostolica,  sicut  deenit,  sede  popoacistL 
Ipsnm  igitur  tibi,  Viennensique  tuae  eoclesiae  . . , benique  designomns. . . . 
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Der  besonderen  und  genaueren  Betrachtung  bedarf  sodann 
die  Verleihung  des  Palliums  an  die  Erzbischöfe  Grinio  von  Rouen,') 
Abel  von  Reims  und  Hartbert  von  äeus. 

Aua  einem  Briefe  des  Papstes  Zacharias  an  Bonifatius  vom 
22.  Juni  74.3  oder  744  geht  hervor,  dass  der  Papst  den  genannten 
Männern  zugleich  mit  der  Bestätigung  ihrer  erzbischöflichen 
Würde  die  Pallien  sendete,  indem  er,  eine  Anweisung  über  die 
bei  der  Pallienverleiliung  übliche  Feststellung  ihres  Glaubenseifers 
ertheilt  hat.*)  ln  einem  vom  5.  November  744  stammenden  Briefe 
spricht  Zacharias  gegenüber  Bonifatius  sein  Erstaunen  aus,  dass 
ein  neueres  Schreiben  desselben  gänzlich  abweiche  von  einem 
anderen,  im  verlloseenen  August  bei  dem  Papste  durch  Hartbert 
abgegebenen  Schreiben.  Denn  in  letzterem  habe  er  zusammen  mit 
Karlmann  und  Pippin  drei  Pallien  für  die  drei  genannten  Metro- 
politen erbeten,  jetzt  aber  nur  ein  Pallium  für  Grimo;*)  Bonifatius 
solle  den  Papst  über  die  Gründe  der  Sinnesänderung  aufklären.*) 
Welches  in  Wirklichkeit  diese  Gründe  gewesen  sind,  bleibt  räthsel- 
haft,  wir  sind  lediglich  auf  Vermuthungen  beschränkt,  deren 


Omnia  siism  privils)ria  quae  tnae  pridem  concesaae  sunt  a praedecessoribus 
Doatris  eccietiae,  volumus  inconversa  tibi  et  saccessoribus  tuis  permanere. 

')  Rettberg  I 8.  362  lässt  ihn  irrtbünilich  als  für  Reims  präsentiert 
erscheinen.  Richtig  1 8.  361. 

*)  Jaffi  III  Ro.  48  8. 182:  Episcopis  . . metropolitanis,  id  est  (Irimone, 
quem  nos  iam  conpertnm  habemus,  Abel  sive  Hartbercto  . . . pallia  dirigimas 
ad  eoruffl  firmissimam  stabilitatem  et  aecolesiae  Dei  angmentom,  ut  in  meliori 
pro6ciant  statn.  (^ualiter  enim  mos  pallii  sit,  vel  quomodo  fidem  soam 
exponere  debeant  bi,  qui  pallium  uti  licentia  conceduntur,  eis  direximns; 
informantes  eos : ut  soiant,  quid  sit  pallii  usns,  et  subiectis  viam  praedicare 
salutis,  et  aeoclesiastica  disciplina  eorum  in  aecclesiis  immutilate  servetor 
et  maneat  inconcusss,  et  sacerdotium,  quod  in  eis  fuerit,  non  poUntum. 

*)  Jaff4  III  No.  49  8.  134:  Suscipientes  sanctissime  fratemitatis  toae 
litteras  ...  et  relegentes,  quae  in  eis  oontinebantur,  in  extasi  quadam  inoidimus 
et  admiratione  magna,  eo  quod  nimis  reperte  sint  dissonare  ab  eis  syllabis, 
quae  a tua  directe  sunt  fratemitate  per  elapsum  Angustum  meniem.  .... 
<4ui  (Hartbert  von  Sens)  et  apud  nos  fuit  et  tua  nobis  pariter  et  Carlomanni 
atque  Eipini  detulit  scripta,  per  quae  suggessistis , ut  tria  pallea  bisdem 
tribus  praenominatis  metropolitanis  dirigere  deberemus;  quod  et  largiti  sumus 
pro  adunatione  et  reformatione  aecclesiarum  Christi.  Nunc  autem  denuo 
tuas  snsoipientes  syllabas,  valde  sumus  ut  diximus  mirati  eo,  quod  antea 
nobis  una  cum  memoratis  principibus  (lalliarum  pro  tribus  palliis  suggessisti 
et  postea  pro  solo  Orimone. 

*)  Ibid.:  Sed  volumus,  ut  nobis  tua  indioet  fratemitas,  cur  nobis  ita 
direzisti  antea  pro  tribus  et  postmodum  pro  uno,  ut,  et  nos  oerti  redditi, 
ex  hoo  nulla  in  nobis  sit  ambiguitas. 
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inehrei«  aufgestellt  worden  sind:’)  das  Gerächt,  man  treibe  io 
Rom  mit  Verleihung  der  Pallien  Schacher;*)  der  Umstand,  dass 
Abel  und  Hartbert  erst  seit  kurzer  Zeit  aus  ihrem  Heimathlande 
England  nach  Frankreich  herübergekommen  waren;*)  der  Ein- 
fluss einer  roinfeitidlichen  Partei,*)  die  bei  Hofe  gegen  Bonifatius 
operierte  und  Abel  und  Hartbert  zum  Verzichte  auf  das  Pallium 
bewogen  haben  mag;*)  endlich  der  Entschluss  Pippins,  statt  der 
ursprünglich  geplanten  drei  Metropolen  für  Neustrien  nur  eine 
Metropole  — Rouen  — einzurichten,  wie  ja  auch  in  Austrasien 
nur  ein  Erzbischof,  Bonifatius,*)  über  den  Bischöfen  stand.*)  — 


')  Vgl.  Rettberg  I S.  361  ff.,  Hefele  lU  8.  614,  Hahn,  Jahrb. 
8.  61  f..  Nürnberger  8.  430  ff.,  Werner  8.  276  ff.,  Fiioher  8.  144, 
Langen  8.  6.36,  Hauck  1 8.  407,  v.  Buas  8.  198  und  v.  Scherer  ebenda 
Anm.  1,  Hüller  1 8.  310  ff. 

’)  Gegen  diesen  Vorwurf  wehrt  sich  Zacharias  in  derselben  ep.  49 
8 136.  Vgl.  auch  ep.  80  8.  322,  die  sich  aber  (s.  unten  8.  190  Anm.  2)  auf 
eine  andere  Pallienangelegenheit  bezieht. 

*)  Darüber,  dass  Hartbert  und  Abel  Angelsachsen  waren,  vgl.  Hahn, 
Jahrb.  8.  50  Anm.  9. 

*)  Ala  extremste  Vertreter  dieser  Partei  kann  man  vielleicht  die  Irr- 
lehrer Clemens  und  Aldebert  (vgl.  über  sie  oben  § 17  8.  176  ff.)  anffassen. 
Vgl.  Werner  8.  290  ff. 

*)  Das  Dankessohreiben  des  Zacharias  auf  die  Ergebenbeitsadresse 
der  fränkischen  Geistlichen  (vgl.  über  dieselbe  oben  § 16  8.  164  ff.)  bei 
Jaff5  Ul  No.  67  8.  193  ergiebt,  dass  dieselbe  weder  von  Abel  noch  von 
Hartbert,  wohl  aber  von  dem  Nachfolger  Grimos,  Ragenfred,  unterzeichnet 
gewesen  ist. 

•)  Oben  § 9 8.  84. 

*)  So  vermnthet  Rettberg  I 8.  362,  meiner  Ansicht  nach  mit  Unrecht. 
Zwar  bezüglioh  des  Hartbert  lässt  sich  nicht  bestimmt  nachweisen,  ob  er 
wirklich  als  Erzbischof  zu  Sens  eingesetzt  worden  ist  und  ob  der  dies- 
bezüglich auf  dem  Konzil  von  Soiasons  gefasste  Plan  (vgl.  oben  § 11  8. 110  ff., 
insbesondere  8.  111  Anm.  1 und  8.  112  Anm.  2 darüber,  dass  das  Protokoll 
das  tempns  futurum:  conatituemus  enthält)  verwirklicht  wurde.  Dass  aber 
Abel  noch  zur  Zeit  Papst  Stephans  II.  (762 — 767)  Erzbischof  von  Reims 
gewesen  ist,  ergiebt  mit  Deutlichkeit  Hadrians  Urkunde  für  Tilpin  bei 
Flodoard  lib.  II  c.  17  H,  G.  SS.  XIII  8. 462  f.:  Sanctae  memoriae  Bonifacius 
arobiepiacopus  et  . . . Fulradus  . . . archipresbiter  tempore  antecessorum 
nostrorum  Zachariae  et  Stephani  successoris  illius  multum  laboravemnt,  nt 
bonae  memoriae  predeceasor  noster  domnus  Zacharias  pallium  archiepisoopo 
Remenai  Abel  nomine  per  deprecationem  auprascripti  Bonifacii  transmitteret, 
quod  ab  illo  constitutua  fuit,  aed  ibi  permanere  permisans  non  fnit;  sed 
magis  contra  Deum  eieetns  est,  et  Kemenais  ecclesia  per  mnlta  tempora  et 
per  multos  annoa  sine  episcopo  fuit. 
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Bbenaowenig  erfahren  wir,  was  aus  den  an  Abel  und  Hartbert 
thauäcblich  bereite  abgeaendeten  Pallien*)  geworden  ist. 

Zwei  fernere  Briefe  des  Bonifatiua  und  dea  Zacharias  aua 
dem  Jahre  761,  in  denen  eraterer  sich  entschuldigt,  letzterer  sich 
beklagt,  dass  die  Franken  ihr  Versprechen  betreffs  der  Erzbischöfe 
und  der  von  Rom  zu  erbittenden  Pallien  nicht  erfüllten,')  beziehen 
sich  nicht  auf  die  Angelegenheit  des  Abel  und  Hartbert,')  sondern 
auf  die  in  § 16  erwähnte  Ergebenheitsadrease  der  fränkischen 
Oeiatlichkeit  und  das  hierin  niedergelegte  Versprechen,  dass  alle 
Metropoliten  sich  von  Rom  das  Pallium  erbitten  sollten.')  Denn 
die  Frage,  ob  Abel  und  Hartbert  das  Pallium  tragen  sollten, 
welche  bezüglich  des  Abel  noch  unter  Papst  Stephan  II.  (752 
bis  757)  ventiliert  wurde,')  war  in  die  jüngere  (aus  dem  Jahre 
748  stammende),  allgemeinere  und  wichtigere  Frage  aufgegaogen, 
ob  jeder  Metropolit  zu  der  Bitte  uni  das  Pallium  verpflichtet  sei. 

Das  rechtliche  Ergebnis  der  zusaniincngestellten  Fälle  ist 
folgendes : 

Wie  zur  Merovingerzeit  der  Papst  das  Pallium  nur  auf 


')  Hefele  III,  1.  Aufl.,  8.  481  hält  es  für  „zweifelhaft,  ob  die  Pallien 
und  Briefe  (bei  Ankunft  des  zweiten  Briefes  des  Bonifaz)  bereits  abgfesebiokt 
waren,  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  zurückbehalten  wurden“.  Doch  lässt  ep.  49 
einen  derartigen  Zweifel  nicht  aufkommen,  da  Zacharias  (8.  134)  sagt;  quod 
et  largiti  sumus  und  (S.  135)  tria  pallia,  quac  . . . sumus  largiti  und 
ebarte,  quae  . . . concessimus.  £p.  48  freilich  sagt  (8.  132):  pallia  diri- 
gimus  und:  qualiter  . . . mos  pallii  sit,  ...  eis  direximus.  Darnach 
muss  man  annehmen,  dass  der  zweite  Brief  des  Bonifatius  und  die  Pallien 
sich  gekreuzt  haben  und  dass  Zacharias  dieselben  dem  Hartbert,  welcher 
den  ersten  Brief  des  Bonifaz  überbrachte,  mitgegeben  hat,  vor  dessen  Rück- 
kehr aber  auf  die  Pallien  für  Abel  und  Hartbert  verzichtet  wurde.  Die 
Anweisung,  die  in  ep.  48  S.  132  erwähnt  wird,  und  die  charte  der  ep.  49 
8.  136  — beide  dürften  identisch  sein  — bat  Zacharias  wohl  auch  dem 
Hartbert  mitgegeben,  aber  nicht  zur  Aushändigung  an  Bonifaz,  sondern  zur 
direkten  Ablieferung  an  (Irimo  und  Abel. 

•)  Jaffi  m No.  79  8.  219  und  No.  80  8.  222,  oben  § 16  8. 166  Anm.  4 
und  8.  166  Anm.  1. 

')  Dass  sich  die  Briefe  No.  79  und  80  auf  die  Angelegenheit  des  Abel 
und  Hartbert  beziehen , ist  freilich  die  allgemeine  Ansicht.  Vgl.  z.  B. 
Hefele  III  8.  ölö,  v.  8cherer  bei  v.  Bass  8.  199  Anm.,  Pfahler  8.166 
und  auch  Hast,  dogmatisch -historische  Abhandlung  über  die  reehtliohe 
8tellung  der  Erzbischöfe  in  der  katholischen  Kirche,  Freibnrg  i.  Br.  1847, 
8.  88  f.,  sowie  de  Harca,  de  ooncordantia  sacerdotii  et  imperii,  Parisiis 
1663,  lib.  6 c.  7 p.  85. 

«)  Jaffö  m No.  70  8.  201,  oben  i;  16  8.  164  Anm.  4. 

‘)  Urkunde  Hadrians  für  Tilpin  von  Reims,  oben  8.  189  Anm.  7. 
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Verlangen  der  Könige  ertheilt  bat,  so  durfte  er  es  auch  unter  den 
Karolingern  nur  an  die  vom  Herrscher  vorgeschlagenen  Personen 
verleihen:  Bei  Grimo  (Hartbert  und  Abel),  Tilpin,  Emienbert, 
Lullus,  Arno  und  Venerius  wenigstens  ist  dies  positiv  beieugt,’) 
bei  Willibrord  und  Bonifatius  wäre  der  Mangel  einer  voran- 
gegangenen Bitte  der  Fürsten  darum  nicht  massgebend,  weil 
beide  zur  Zeit  des  Pnllieuempfanges  noch  nicht  der  fränkischen 
Landesgeistlichkeit  zugehörten . 

Aus  dem  Schreiben  der  Kaiser  Ludwig  und  Lothar  an 
Venerius  von  Grado  ersieht  man,  dass  die  Metropoliten  sich 
nicht  direkt  an  den  Papst  wenden  durften,  sondern  der  Ver- 
mittelung der  Pürsten  bedurften,  aus  dem  zweiten  Briefe  des 
Zacharias  an  Bonifatius,  dass  die  Herrscher  von  der  ursprüng- 
lichen Bitte  um  das  Pallium  jederzeit  Abstand  nehmen  konnten, 
wenn  sich  Gründe  für  eine  Sinnesänderung  ergaben. 

Nur  Erzbischöfe  (Metropoliten^))  oder  solche  Männer,  welche 
gleichzeitig  zu  Metropoliten  ernannt  wurden,  konnten  das  Pallium 
erhalten,  einfache  Bischöfe,  welche  einem  anderen  Metropoliten 


')  El  läiit  lieh  zwar  vermathen,  aber  nicht,  wie  Dahn  S.  1123  Anm.  1 
anznnehmen  scheint,  quollenmässig  nachweisen,  dass  die  Pallienverleihnngf 
an  Fortunatus  von  Grado  ,.Buf  Wunsch  Karls“  erfolgt  sei. 

’)  Die  Vita  S.  Willibrordi  c.  6 (oben  g lö  S.  143  Anm.  6)  hebt 
nur  die  königliche  Initiative  zur  Verleihung  der  erzbischöflichen  Würde, 
nicht  zur  Ertheilung  des  Palliums  hervor. 

*)  Die  Initiative  der  Fürsten  ergiebt  sieb  auch  aus  der  Urkunde 
Hadrians  an  Bischof  Berther  von  Vienne  v.  J.  774  (oben  g 14  S.  131  Anm.  3), 
worin  es  heisst;  Nec  propterea  ulla  metropolis  praeiudicium  patiatur,  si 
alicui  sufiraganeorum  aut  nos  aut  praedecessor  noster  rogantibus  piis 
Francorum  ducibus  pallium  largiti  sumus.  Mit  dem  allgemeineren  Aus- 
drucke duoibus  greift  Hadrian  zugleich  auf  die  vor  751  vorhanden  gewesene 
Möglichkeit  einer  Bitte  der  Hausraeier  zurück. 

*)  Ich  kann  für  unsere  Periode  der  Behauptung  von  Binsebius  II 
B.  9 und  Richter,  Annalen  II  S.  658  Anm.  4 nicht  beipfliohten.  dass  die 
Begriffe  metropolitanus  und  archiepiscopus  sich  nicht  deckten,  indem  zwar 
jeder  Metropolit  Erzbischof,  nicht  aber  umgekehrt  gewesen  sei.  Einen 
direkten  Beweis  für  die  Identität  enthält  die  oben  g 5 S.  66  Anm.  8 und 
g lö  S.  144  Anm.  4 angeführte  Urkunde  des  Papstes  Leo  III.  an  die  fünf 
Suffraganbiichöfe  des  Amo  von  Salzburg.  Dort  heisst  es  (Zahn  S.  4): 
Qui  . . . nunc  . . . vester  ....  archiepiscopus,  et  venerabilem  sedem 
eins  metropolitanam  habentes.  Rur  bezüglich  der  Heiden  • Miisonare  und 
Titular-Erzbisohöfe  Willibrord  und  Bonifatius  muss  man  Hinschiui  un- 
bedingt beistimmen. 
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untergeordnet  waren,  blieben  von  der  Verleihung  des  Ehren- 
kleides ausgeschlossen. ')  *) 

Doch  war  es  wohl  schwerlich  Kechtssatz,  dass  die  Erzbischöfe 
unbedingt  des  Palliums  bedurften.  Wenigstens  hat  der  bereits 
im  Jahre  774  zum  Erzbischof  von  Mainz  geweihte  Riculf  bis 
zum  Jahre  800  auf  das  Pallium  warten  müssen  und  es  bleiben 
von  den  21  Metropolen,  welche  beim  Tode  Karls  des  Qrossen 
oder  doch  im  Jahre  811,  als  er  sein  Testament  abfasste,  bestanden, 
12  übrig,  für  welche  in  der  ganzen  von  uns  behandelten  Periode 
die  Verleihung  des  Palliums  an  einen  der  Inhaber  unnachweisbar 
ist.*)  Auch  ergiebt  die  Korrespondenz  zwischen  Bonifatius  und 
Zacharias,  dass  die  auf  des  Ersteren  Einwirkung  um  die  Mitte 

')  Will  man  annehmen,  dass  Theodulf  von  Orleans  niemals  Metropolit 
gewesen  ist  (vgl.  darüber  oben  g 15  S.  154  und  aach  de  Lezardiere  II 
8.  306  Anm.  3),  so  beweist  der  Umstand,  dass  ihn  Alcuin  in  dem  Briefe,  in 
welchem  er  ihm  zum  Empfange  des  Palliums  Olück  wünscht,  als  archiepi- 
soopus  beseiohnet,  znr  (ienüge,  dass  auch  Alcuin  das  Pallium  mit  der 
bisohüflioben  Würde  für  unvereinbar  gehalten  hat  und  dass  bezüglich 
des  Theodulf  ein  ganz  singulärer  Ausnahmefall  eingetreten  ist.  Auch  die 
Urkunde  Hadrians  für  Berther  von  Vienne  (oben  S.  191  Anm.  3)  lässt  erkennen, 
dass  das  Pallium  prinzipiell  nur  Metropoliten  zukam  und  dass  bei  irrthfim- 
lioher  Verleihung  an  einen  gewöhnlichen  Bischof  dadurch  dessen  Stellung 
zum  Metropoliten  ebensowenig  eine  Aenderung  erfahren  durfte  wie  umgekehrt 
die  Befugnisse  des  Metropoliten  gegenüber  diesem  Suffraganbischof. 

*)  Dieser  Umstand  zwingt  uns,sdie  Briefe,  welche  von  den  Pallien  für 
Hrimo,  Abel  und  Hartbert  sprechen,  für  jünger  zu  erklären,  als  das  Konzil 
von  Soissons  (s.  oben  § 11  S.  111  f.).  Sowohl  die  Bitte  der  Fürsten,  wie 
die  des  Bonifatius  ist  nur  denkbar,  wenn  die  Emennnng  zu  Erzbischöfen 
bereits  erfolgt  war,  ipeziell  Bonifatius  wird  sich  nach  den  Erfahrungen,  die 
er  über  Nichtanerkennung  jdipstlicher  Anordnungen  durch  die  Staatsgewalt 
kurz  vorho-  betreffs  der  Bisthömer  Würzbnrg,  Büraburg  und  Erfurt  gemacht 
hatte  (oben  g 11  S.  104  ff.),  gehütet  haben,  seine  Schützlinge  in  die  unan- 
genehme Lage  zu  bringen,  dass  sie,  obwohl  vom  Papste  des  Fallinms  für 
würdig  erklärt,  vom  Staate  der  realen  Grundlage  dieses  Ehrenschmuckes, 
der  Metropolitansitze,  für  unwürdig  erklärt  wurden. 

*)  Es  sind  dies  die  Metropolen:  Ravenna,  Mailand,  Cöln,  Trier,  Forum 
Jnlii,  Besancon,  Lyon,  Arles,  Tarantaise,  Embmn,  Bordeaux  und  Tours, 
während  in  Rom  der  Papst  selbst,  in  Orado  Fortunatus  und  Venerius,  in 
Mainz  Bonifatius,  Lullus  und  Riculf,  in  Salzburg  Arno,  in  Reims  Abel  und 
Tilpin,  in  Bourges  Ermenbert,  in  Rouen  Grimo,  in  Sens  Hartbert,  in  Vienne 
Wilchar  und  Bert  har  das  Pallium  trugen  bezw.  für  dasselbe  in  Aussicht  ge- 
nommen wurden.  — Dass  Angilramn  von  Metz  das  Pallium  nicht  erhalten  hat, 
ist  bereits  oben  S.  185  Anm.  4 auf  S.  186  bemerkt  worden;  Orleans,  wo  Theodulf 
und  Metz,  wo  Chrodegang  das  Pallium  erhielten,  werden  in  Karls  Tmtament 
nicht  als  Metropolen  aufgezählt;  über  Theodulf  s.  jedoch  oben  g 15  S.  164  ff., 
über  die  Ausübung  der  Metropolitangewalt  durch  Chrodegang  ebenda  S.  164. 
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des  achten  Jahrhunderts  von  den  Metropoliten  eingeg;angene  Ver- 
pflichtung, sich  durchweg  die  Pallien  zu  erbitten,  nicht  eingelöst 
worden  ist.  *) 

Die  Ausdrucks  weise  der  auf  die  Brgebenheitsadresse  vom 
Jahre  748  bezüglichen  Notizen  lässt  es  zweifelhaft,  *)  ob  das 
Pallium  persönlich  aus  Eom  geholt  werden  sollte.  Die  Verwirk- 
lichung eines  derartigen  Versprechens  wäre  von  weittragender 
Bedeutung  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Kirchenrecht  gewesen:  das  persönliche  Erscheinen  sämmtlicher 
Metropoliten  in  Born  hätte  das  Bewusstsein  ihrer  Unterwürfigkeit 
unter  den  Papst  verstärken,  vor  Allem  aber  dem  Letzteren  Ge- 
legenheit bieten  müssen,  oft  mit  den  fränkischen  Geistlichen  in 
unmittelbare  Berührung  zu  kommen  und  so  für  die  Durchführung 
seiner  Ideen  im  Frankenreiche  nachhaltiger  zu  wirken,  als  es 
bisher  der  lediglich  schriftliche  und  nur  in  Ausnahmefällcn  münd- 
liche Verkehr  ermöglicht  hatte  und  als  es  die  beiden  päpstlichen 
Statthalter  Bonifatius  und  Wilchar  zu  erreichen  vermochten.  Wie 
bereits  erwähnt,  zögerten  die  Metropoliten  mit  der  Erfüllung  ihres 
Versprechens,*)  und  in  der  That  haben  von  den  nachweisbaren 
Pallieninhabern  sich  nur  Willibrord  und  Hartbert  — diese  bereits 
vor  dem  Jahre  748  — , Arno,*)  Theodulf  und  Riculf,  Bnnenbert, 
Anskar  und  vielleicht  auch  Wilchar  das  Ehrenkleid  aus  Rom 
geholt,  während  Chrodegang  es  erhielt,  als  der  Papst  seinerseits 
im  Frankenreiche  war  und  während  es  dem  Bonifatius,  Abel  und 
Grimo*)  — diesen  vor  der  Ergebenheitsadresse  — , dem  Tilpin, 


')  Vgl.  oben  S.  188  CT.  Falsch  daher  die  Annahme  von  Binterim, 
Die  Torzüglicbatcn  Denkwürdigkeiten  der  christlich  - katholischen  Kirchen, 
Bd.  m,  Mainz  1826,  S.  300,  der  fränkische  Episkopat  habe  sein  Versprechen 
erfüllt  und  zwar  gerne  erfüllt. 

*)  Jaffe  III  No.  70  S.  201:  metropolitanos  pallia  ah  illa  sede  querere 
und  ihid.  No.  79  S.  219:  de  palleis  a Romans  aecolesia  petendis. 

’)  Das  wird  vielfach  übersehen,  z.  B.  von  Hergenroether  I S.  805. 

*)  Bezüglich  des  Arno  vgl.  Ann.  luvav.  maior.  a.  798,  M.  Q.  SS.  I 
S.  87:  domnus  Arn  episcopus  cum  magna  legatione  ad  Romam,  et  ibidem 
a Leone  papa  pallinm  accepit  et  arcbiepiscopus  constituitur  und  ähnlich 
Ann.  luvav.  min.  a.  797  ibid.  S.  89  sowie  Convers.  Bagoarior.  et 
Carantanor.  c.  8 M.  Q.  SS.  XI  S.  9. 

*)  Den  Ausdruck  bei  Jaffe  III  No.  48  S.  132:  Orimone,  quem  nos 
iam  conpertum  habemus,  auf  eine  persönliche  Bekanntschaft  des  Fapstea 
mit  Qrimo  zu  deuten  (Hahn  S.  50  f.,  Werner  S.  274,  Hauok  I S.  496 
Anm.  2),  ist  äusserst  gezwungen;  er  bezieht  sich  darauf,  dass  Zacharias 
bereits  in  einem  früheren  Briefe  des  Bonifatius  von  (Irimos  Einsetzung  ge- 
hört hat.  Vgl.  oben  § 11  S.  IIÜ  Anm.  2. 

Wcyl,  Pspstthiun  uDtsr  den  KsroUnaern.  13 
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Lulhis,  Fortunat,*)  Venerius  und  Bernar  vom  Papste  rugesendet 
worden  ist.*) 

Der  Pallienverleihung  ging,  wie  die  Beispiele  des  Willibrord, 
Grimo  (Abel  und  Hartbert),  Tilpin,  Lullus,  Arno  und  Fortunat 
ergeben,  unter  mündlicher  oder  schriftlicher  Vernehmung  von 
Leumundszeugen*)  eine  Untersuchung  über  die  Würdigkeit  des 
Kandidaten,  insbesondere  über  seine  Glaubensfestigkeit  voraus. 
Zu  diesem  Zwecke  mussten  diejenigen  Erzbischöfe,  welche  sich 
das  Pallium  selber  aus  Born  holten,  mündlich,*)  die  anderen 
schriftlich®)  — mit  eigenhändiger  Unterschrift*)  — das  Glaubens- 
bekenntnis *)  ablegen.  *) 

')  Bezüglich  des  Fortunat  kann  man  dies  aus  der  schriftlichen  Ab* 
legnng  des  Olaubensbekenntuisses  schliessen. 

*)  Obige  Beispiele  beweisen,  dass  es  irrig  ist,  wenn  Abel  1 S.  den 
Umstand,  dass  man  nichts  von  einer  Reise  des  Angilramn  von  Hetz  nach 
Rom  erfährt,  als  Beweis  gegen  die  Verleihung  des  Palliums  an  ihn  ver* 
werthet.  Irrig  ist  auch  Abels  Hinweis  auf  Rettberg  U S.  601,  da  dieser 
von  dem  erzbischöflichen  Titel,  nicht  von  einem  Pallium  des  Angilramn  redet. 

*)  Vgl.  insbes.  die  Urkunden  über  Amo  bei  Zahn  No.  2 und  3,  oben  § \o 
S.  144  Anm.4,  S.  143  Anm  1,  ferner  Will  ib.  Vit.  S.  Bonif.  bei  J affe  III  S.434, 
Hadrians  Brief  an  Tilpin  (zugleich  bezüglich  des  Lullus),  oben  § 13  8. 132  Anm.  1. 

*)  Vgl.  die  Urkunde  für  Arno  bei  Zahn  No.  1 S.  2,  oben  S.  186  Anm.  4: 
Fidem  autem  fratemitatis  tue,  quam  breviter  nobis  edixisses,  tarnen  subtiliter 
debuisses  ezponere,  während  es  in  der  ähnlichen  Urkunde  für  Fortunat  (oben 
S.  187  Anm.  2)  heisst:  Fidem  . . . quamvis  in  epistola  tua,  quam  direzisti, 
subtiliter  debuisses  e.xponere. 

‘)  Jaffä  III  No.  48  S.  182:  Quomodo  fidem  suam  exponere  debeant  bi, 
qni  pallium  nti  licentia  conceduntnr,  eis  diroximns.  Vgl.  ferner  die  in  der 
vorigen  Anmerkung  erwähnten  Urkunden,  aus  deren  Vergleich  untereinander 
und  mit  dem  Formular  der  päpstlichen  Kanzlei  (vgl.  unten  8. 195  Anm.2)  bervor- 
geht,  dass  es  auch  in  der  Urkunde  für  Fortunat  richtiger  mit  Muratorius 
(statt  mit  Ughelli)  heissen  muss:  ex  solemni  sjmboli  confessione  (statt  ex 
solemni  synodali  confessione),  ferner:  privilegiorum  tuorum  (statt  suorum) 
und  fidem  . . . fratemitatis  (statt  fraternitati  l tuae  (vgl.  oben  S.  187  Anm.  2). 

*)  Urkunde  Hadrians  an  Tilpin  über  Lullus  bei  Flodoard  II  c.  17, 
H.  O SS.  KUI  S.  464:  expositam  et  conscriptam  et  manu  sua  propria 
subscriptam  catbolicam  et  orthodoxem  tidem  suam  ...  ad  nos  dirigat. 

’)  Uns  ist  das  Glaubensbekenntnis  des  Lullus  in  einem  Fritzlarer  Kopial- 
bnch  des  XV.  Jahrhunderts  erhalten.  Abgedmckt  ist  dasselbe  bei  Falken- 
heim er,  Geschichte  hessischer  Städte  nnd  Stifter  II  S.  163  fi'.,  Boehmer- 
Will,  Regesten  S.  40  f.,  anszugsweise  auch  bei  Abell  S.  345  Anm.  2.  Für 
unsere  Untersuchung  interessiert  hier  namentlich  der  Anfang:  Fides  sancti 
Lulli  aei,  fundatoris  Hagne  Aecclesie  bersfeld.  Fidem  meam  catbolicam 
quam  in  ecclesia  Christi  didici  exponere  cupiens  qualiter  a me  creditur  vel 
docetur.  luxta  pracceptum  apostolici  pontificis  Adriani  pape  et  Missomm 
eins  Viemadi  Tilpini  possessoris  pontificum  et  missorum  Dni  rever.  Carli  Regis 
gloriosissimi  Ego  Lullus  servus  servorum  Del  et  Ecclesie  Hagoncicensis  absque 
mortalium  adiumento  antistes,  iuxta  capacitatem  sensus  mei  nunc  edissero. 

*)  Die  Ci  täte  der  vorigen  Anmerkungen  ergeben,  dass  es  ein  Irrtbum 
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AlndsDu  stellte  der  Papst  dem  Pallienempfänger  eine  Urkunde 
aus  und  zwar  sind  zu  diesem  Zwecke  nachweisbar  einige  Formulare 
in  der  päpstlichen  Kanzlei  vorhanden  gewesen  ’)  und  — unter 
Leo  III.  and  Paschalis  wenigstens  — nachweisbar  auch  bei  Ver- 
leihung des  Palliums  an  fränkische  Erzbischöfe  benutzt  worden.') 

Die  Verleihung  des  Palliums  und  die  Ausstellung  der  Urkunde 
erfolgte  unentgeltlich,  die  später  in  ausgedehntestem  Maasse  er- 
hobenen Pallicngelder  waren  zwar  nicht  unbekannt,  aber  ihre 
Entgegennahme  war  als  Simonie  verpönt.*) 

Das  Pallium  durfte  nur  während  der  Messe  und  bei  der 
Ordination  eines  Bischofs')  und  nur  innerhalb  der  Kirche  — 


vou  Will  ist,  wenn  er  p.  XIV  in  der  Erkundigung  des  Papstes  3ber  Lnllns 
und  in  dessen  Verpfliehtung  zur  Ablegung  des  OUubensbekenntnisses  „un- 
gewöhnliche Umstände“  sieht,  ans  denen  „ein  geringes  Hass  der  Uunst“ 
seitens  des  päpstlichen  Stuhles  folge.  Wenn  Will  a.  a 0.  dieses  geringe 
Hass  päpstlicher  Ounst  auch  aus  der  „später  erfolgten  Verleihung  des 
Palliums“  folgt,  so  genügt  der  Hinweis  auf  Kicnlf  (oben  § lö  S.  154),  um  auch 
dieses  Argument  zu  i'rschnttern.  — Ein  „ungewöhnlicher  Umstand“  ist  aber 
der,  dass  die  Untersuchung  über  die  Würdigkeit  des  Lullus  nicht  nur  von 
päpstlichen  Hissi  (Tilpin,  Viemad  und  Possessor),  sondern  auch  von  könig- 
lichen Missi  abgehalten  werden  sollte  (vgl.  auch  oben  § 15  S.  152  Anm.  1). 
Das  lässt  sich  in  ähnlicher  Weise  für  keinen  andern  Pallieninhaber  nachweisen. 

*)  Vgl.  Siokel,  Uber  diurnus  No.  45  4S  S.  32  ff.  und  de  Roaidre, 
Uber  diurnus  No.  45—43  S.  75  ff. 

’)  Auf  die  Aehnlichkeiten  bezw.  Unterschiede  zwischen  dem  Formular 
No.  47  des  Liber  diurnus  und  der  Verleihungsurkunde  für  Bemar  von 
Vienne  macht  schon  de  Koziere  S.  87  aufmerksam,  aber  auch  die  beiden 
Urkunden  für  Amo  und  Fortunat  sind  nach  einem  der  Formulare,  nämUoh 
nach  No.  46,  abgefasst.  Die  Urkunde  für  Amo  enthält  nur  noch  den  unten 
S.  1%  Anm.  1 abgedruckten  Vermerk,  bei  welcher  Qelegenheit  das  PaUium 
getragen  werden  dürfe,  und  der  Urkunde  für  Bernard  fehlt  die  längere  Er- 
mahnung, simonischer  Verleihung  von  Kirchenämtem  entgegenzuarbeiten. 
Dazu  kommen  einzelne  kleinere  Abweichungen,  welche  sich  aus  Ungenauig- 
keit der  Abschriften  erklären.  Vgl.  oben  S.  194  Anm.  ö.  Die  Urkunde  für 
Tilpin  gebt  mit  wenig  Worten  auf  die  Pallienverleibung  ein,  verweilt  aber 
desto  ausführlicher  bei  der  gleichfalls  formulargemäss  (vgl.  oben  § 10  S.  101 
Anm.  4 und  § 11  S.  106  f.)  erfolgten  Bestätigung  der  Hetropolitanreohte  für 
Reims.  — Der  Verleihungsurkunde  gedenkt  auch  Zacharias  bei  Jaff6  III 
No.  49  B.  135;  Insuper  et  ebarte,  quae  secundum  morero  a nostro  scrinio 
pro  sua  confirmatione  atque  doctrina  tribunntur,  de  nostro  conoessimus, 
nihil  ab  eis  auferentes.  ,Conßrmatio‘  bedeutet  hier  „Glaubenskräftigung“, 
nicht,  wie  in  ep.  48  S.  132  das  Wort  ,confirmare‘,  Bestätigung  der  Ernennung 
zu  Erzbischöfen. 

>)  Jaffö  III  No.  49  S.  135,  No.  80  S.  222;  vgl.  oben  8.  189  Anm.  2. 

•)  Jaffe  m No.  28  S.  92.  Zacharias  schreibt  an  Bonifatius  betreffs 
des  Palliums:  (Jualiter  enim  eum  utaris,  ez  mandato  apostolioo  informatns 
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vom  Verlassen  der  Sakristei  bis  zur  Rückkehr  in  dieselbe  *)  — 
getragen  werden,  auch  war  sein  Gebrauch  auf  bestimmte  hohe 
Feiertage  beschränkt.*) 

Besondere  Rechte  und  besondere  Pflichten  hatte  das  Pallium  für 
seine  Träger  nicht  zur  Folge.  Wenn  unter  den  Pflichten  Predigt,*) 
Anfrechterhaltung  der  Rirchenzucht,*)  Ermahnung  und  Kontrole 
des  übrigen  Episkopates*)  aufgezählt  werden,  so  sind  dies  Obliegen- 
heiten, welche  schon  an  und  für  sich  im  Priesteramte  oder  doch  in  der 
erzbischöflichen  Stellung  begründet  waren.*)  In  seinem  Berichte  an 
Erzbischof  Cudbert  von  Canterbury  über  die  Beschlüsse  des  fränki- 
schen Episkopates  vom  Jahre  748  hebt  Bonifatius  (neben  der  Pflicht 
aller  Metropoliten,  sich  das  Pallium  von  Rom  zu  verschaffen,  und 
neben  seiner  eigenen  durch  den  Eid  ’)  vom  Jahre  722  oder  723  über- 
nommenen Pflicht,  was  er  von  kirchlichen  Schäden  nicht  bessern 
könne,  dem  Papste  zur  Anzeige  zu  bringen)  als  Pflicht  der  Metro- 
politen hervor,  dass  sie  dem  römischen  Pontifex  Mittheilung 
machen  müssten , wenn  ihnen  etwas  betreffs  der  Besserung  des 
Volkes  immöglich  sei;")  doch  kennzeichnet  der  Zusatz  „wenn  ich 
nicht  irre“  diese  Wendung  als  subjektive  Auffassung  des  Bonifatius; 
auch  treffen  das  Konzil  von  Verneuil  vom  Jahre  755*)  (dieses 


cognoacai  ita:  nt,  dum  misaarum  soUempnia  g^eria  vel  epiacopnm  te  contingerit 
oonaecrare,  illo  tantummodo  tempore  eum  utaria. 

')  A aacrario  naqne  ad  aaomm  altare  et  all  altare  naqae  ad  aacrarium 
(Urkunde  Leos  für  Amo  bei  Zahn  No.  1 8.  2 oben  S.  tH6  Anm.  4). 

*)  Urkunde  für  Bernar  von  Vienne  oben  S.  187  Anm.  ö. 

•)  Jafffi  m No.  48  8.  132,  Jaffe  VI  No.  134  8.  626,  No.  166  8.  606  f. 

•)  Jaffe  UI  No.  48  S.  182. 

»)  Jaffe  m No.  70  S.  202,  cf.  Jaffe  VI  No.  134  8.  526. 

Auch  der  Brief  dea  Bonifatina  an  Erzbischof  Cudbert  von  Canterbury 
bei  Jaffe  UI  No.  70  8.  201  (Haior  enim  nobis  sollicitudo  eccleaiarum  et 
oura  populorum  propter  pallia  oredita  et  recepta  quam  ceteria  epiacopia,  quia 
propriaa  tantum  procurant  parroebias,  incumbit)  spricht  zwar  ansobeinend 
von  den  höheren  Pflichten  dea  Pallientriigers,  identifiziert  dieselben  aber 
durch  den  gegensätzlichen  Hinweis  auf  die  einfachen  Bischöfe,  die  nur  eine 
Diözese  leiten,  mit  den  höheren  Pflichten  des  Uetropoliten. 

’)  Oben  § 2 8.  8 Anm.  6. 

*)  Jaffö  lU  No.  70  8.  202:  Romana  ecclesia  noa  ordinatos  cum  sacra- 
mento  oonatrinzit,  ut,  ai  aacerdotea  vel  plebes  a leg;e  Dei  deviaase  viderim 
et  oorrigere  non  potucrim.  fideliter  aemper  sedi  apostolicae  et  vicario  aancti 
Petri  ad  emendandum  indicaverim.  Sic  enim,  niai  fallor,  omnes  episoopi 
debent  metropolitano , et  ipse  Komano  pontifiui,  si  quid  de  oorrigendis 
populis  apud  eos  impoaaibile  est,  notum  facere. 

*)  Conoilinm  Vernenae  c.  ö bei  Boretius  8.34,  oben  § 16  8.  167 
Anm.  1. 
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nur  betreffs  des  kanonischen  Lebens  der  Klosterangehörigen) 
und  die  Frankfurter  Synode  vom  Jahre  794 ')  (diese  betreffe 
sämmtlicher  Kleriker  und  sämmtlicher  Laien  für  sämmtliche  An- 
gelegenheiten) die  Anordnung,  dass  die  Metropoliten,  welche  sich 
uueser  Stande  sähen,  Abhilfe  zu  schaffen,  auf  dem  Märzfelde 
bezw.  beim  Könige  Bericht  zu  erstatten  haben. 

Im  Jahre  818  oder  später  erklärte  Erzbischof  Theodulf  von 
Orldatis  es  als  Vorrecht  der  Pallieninhaber,  nur  vom  Papste  ge- 
richtet zu  werden.  *)  Indessen  besass  der  Papst,  wie  wir  an 
anderer  Stelle  gesehen  haben,*)  überhaupt  kein  Jurisdiktionsrecht 
über  fränkische  Geistliche  und  der  Umstand,  dass  Theodulf  — 
zur  Strafe  für  seine  Theilnahme  an  der  Empörung  König  Bernhards 
von  Italien  gegen  seinen  Oheim,  Kaiser  Ludwig  den  Frommen  — 
von  einer  Versammlung  fränkischer  Geistlicher  des  Amtes  entsetzt 
worden  war,*)  beweist  mindestens,  dass  ein  derartiges  Vorrecht 
der  Pallicnträger,  wenn  es  überhaupt  begründet  war,  keine  staat- 
liche Anerkennung  fand.*)  Es  lässt  sich  aber  annehmen,  dass 
der  Anspruch  nur  in  der  Phantasie  des  gekränkten  Erzbischofs 
existiert  hat.*) 

Während  unter  den  Merovingern  wie  der  päpstliche  Vikariat 
so  das  Pallium  mit  der  Metropole  Arles  ständig  verbunden  war,’’) 
lässt  sich  für  unsere  Periode  nur  in  vereinzelten  Eällen  nach- 
weisen,  dass  Inhaber  desselben  Sitzes  das  Pallium  trugen : so  für 
Vienne  (Wilchar  zwischen  731  und  752  und  Bernar  seit  817), 
für  Mainz  (Bonifatius,  der  das  Pallium  732,  die  Metropole  Mainz 
747  erhielt,  bis  zu  seinem  Tode,  755,  ferner  Lullus  von  780  bis 


')  .SynoduB  FranconofurtensiB  c.  6 bei  fioretiua  S.  74  f. 

*)  ln  aeinem  eigenen  Oedicht  Lib.  IV  c.  ö (Poetae  Latini  aevi 
Carolini  1,  Mon.  Germ.  Berolini  1881)  S.  565  aagt  Theodulf: 

£sto:  forem  fasaug,  cuiua  cenaura  valeret, 

Dedere  iudicii  congrua  frena  mihi? 

Soliua  illud  opua  Bomani  praeaulia  extat, 

Cuiua  ego  accepi  pallia  aancta  manu. 

Vgl.  Simaon  1 S.  122  Anm.  8,  Garnier,  diaaertatio  III  (de  nau  pollii)  bei 
de  Roziere  S.  3öl. 

•)  Oben  § 17  8.  171  ff. 

*)  Simaon  I S.  121  Anm.  7. 

*)  Vgl.  mein  Staatakirchenrecht  S.  14  Anm.  2. 

‘)  Darüber,  daaa  daa  in  der  Urkunde  Hadrians  für  Erzbischof  Tilpin 
statuierte  Appellationsrecht  nicht  mit  der  Pallienverleihung  in  Ver- 
bindung zu  bringen  ist,  wie  de  Lezardiere  II  S.  310  No.  2 meint,  vgl. 
oben  § 17  S.  173  Anm.  2 auf  S.  174. 

^ Vgl.  mein  Staatakirchenrecht  S.  12  ff. 
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zu  seinem  Tode,  786,  und  Biculf  seit  800),  endlich  für  Grado 
(Bortunatus  seit  80B,  sein  Nachfolger  Venerius  seit  826).  ’) 

Elin  fernerer  prinzipieller  Unterschied  in  der  Behandlung  der 
Pallienfrage  unter  den  Merovingern  und  unter  den  Karolingern 
bestand  darin,  dass  die  dort  nachweisbare*)  Genehmigung  des 
Kaisers  von  Ostrom  hier  nie  für  erforderlich  gehalten  wurde,  ein 
Unterschied,  der  sich  aus  der  abnehmenden  weltgeschichtlichen 
Bedeutung  Ostroms,  dem  zunehmenden  Glanze  des  Frankenreiches 
und  der  zunehmenden  Unabhängigkeit  des  Papstthums  von  Byzanz 
hinlänglich  erklärt. 


Drittes  Kapitel. 

§ 20. 

Oesammtergebnis. 

Wenn  wir  die  Resultate  der  in  den  vorigen  Kapiteln  ge- 
gebenen Kinzeluntersuchungen  zusammmenstellen,  so  ergiebt  sich 
folgendes  Gesammtbild  der  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staate-  und  Kirchenrecht  unter  den  Karolingern. 

Durch  die  Missionsthätigkeit  des  Bonifatius  war  das  Papst- 
thum nach  etwa  hundertjähriger  Pause  wieder  in  nahe  Berührung 
mit  dem  Frankenreiche  getreten,*)  diese  Beziehungen  wurden  von 
Bonifatius  befestigt*)  und  alsdann  durch  Gründe  politischer  Noth- 
wendigkeit  immer  wieder  erneut,  da  sowohl  die  Frankenfürsten 
auf  die  Unterstützung  der  Päpste  bei  Erwerb*)  und  Sicherung*) 
der  Königskrone  und  bei  Erwerb  der  Kaiserkrone*)  angewiesen 
waren,  als  auch  die  Päpste  auf  die  Unterstützung  der  Franken- 
flirsten  gegenüber  äusseren  und  inneren  Feinden.*)  Dazu  kam,*) 


’)  Dsm  das  Palliam  nicht  notbwendig  den  päpstlichen  Statthaltern 
geb&hrte,  ist  oben  g 11  8.  118  ausgefiihrt  worden. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenreebt  S.  14  f.  nnd  jetzt  auch  Qrisar  in  der 
oben  8.  184  Anm.  3 angeführten  Abhandlung  auf  S.  488  ff. 

•)  § 2 S.  & ff. 

«)  § 2 S.  10,  § 9 S.  81  f.  und  § 11  S.  118. 

*)  § 2 S.  11  ff. 

•)  § 2 8.  lä 
0 § 2 8.  21  ff. 

•)  § 2 8.  18  f. 

•)  § 2 8.  24. 


Digitized  by  Google 


190 


um  das  Papstthum  in  lebhafte  Verbindung  mit  den  Franken  zu 
bringen,  die  persönliche  Bekanntschaft  und  Freundschaft  zwischen 
den  Fürsten  und  Päpsten  ’)  und  das  gemeinsame  Interesse  sowohl 
an  der  Entwickelung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  im  Franken- 
reiche wie  an  der  Gestaltung  der  politischen  Angelegenheiten  in 
Italien. 

Alles  dies  fand  seinen  Ausdruck  in  lebhaftem  schriftlichen*) 
und  gesandtschaftlichen  *)  Verkehr  zwischen  Rom  und  dem  frän- 
kischen Hofe,  in  lebhaftem  Brief-  und  Boten  Wechsel  zwischen 
den  Päpsten  und  ihren  Statthaltern*)  und,  wenn  auch  seltener, 
zwischen  Rom  und  der  fränkischen  Geistlichkeit.*) 

Dennoch  war  das  Papstthum  nicht  im  Stande,  zum  frän- 
kischen Staatsrechte  einschneidende  Beziehungen  zu  erlangen. 
Die  Betheiligung  der  Päpste  beim  Thronwechsel  des  Jahres  751 
und  bei  der  Kaiserkrönung  des  Jahres  800  sowie  die  sonst 
mehrfach  an  den  Karolingern  vorgenommeuen  Krönungen  und 
Salbungen  *)  sind  nicht  der  Ausfluss  eines  päpstlichen  Rechtes 
der  Verfügung  über  Kronen  und  der  Mitwirkung  bei  Thronfolge- 
fragen.^)  Die  Betheiligung  der  Päpste  bei  sonstigen  Angelegen- 
heiten der  weltlichen  Politik*)  lässt  sich  gleichfalls  nicht  als  ein 
Rechtsanspruch  des  Papstthums  auffassen. 

Bedeutsamer  waren  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Kirchenrecht.  Sie  zu  erreichen,  musste  dem  Papst- 
thum leicht  werden  durch  seine  Stellung  als  höchste  — wenn 
auch  nicht  unbedingt  anerkannte*)  — Autorität  in  dogmatischen 
Angelegenheiten,'*)  eine  Steilung,  die  das  Papstthum  schon  unter 
den  Merovingern  eingenommen,  unter  den  Karolingern  durch 
Vermittelung  des  Bonifatius  bald  wiedergewonnen ")  und  als- 
dann während  der  ganzen  Periode  bis  zur  Mitte  des  neunten 
Jahrhunderts  festgehalten'*)  hat,  und  derzufolge  das  materielle 


')  g 4 S.  38  ff. 

>)  g 4 S.  46. 

•)  g 4 S.  46  ff. 

*)  g 6 S.  62  f. 

>)  g 6 S.  63. 

•)  § 3 S.  26  S. 

»l  g 3 8.  26,  30. 
•)  § 4 8.  60  ff. 

•)  g 6 8.  67  f. 

■•)  § 6 8.  62  ff. 
")  g 6 8.  62  t 
•»)  g 6 8.  63—67. 
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Kirchenrecht  ’)  sowie  der  Kultus  *)  und  die  Feststellung  der 
massgebenden  fiechtsquellen  *)  mit  der  römischen  Anschauung 
in  Uebereinstimmung  gebracht  wurde. 

Als  oberster  Wächter  des  maubens  wurde  der  Papst  ferner 
am  sein  Gutachten  befragt,  wenn  es  festzustellen  galt,  ob  für  einen 
£Iinzelfall  die  starre  Durchführung  des  kanonischen  Rechts  unzweck- 
mässig oder  unbillig  sei  und  ob  es  sich  demnach  nicht  empfehlen 
würde,  für  diesmal  von  den  Vorschriften  der  Kirchengesetze  zu 
dispensieren.*)  Ein  selbstständiges  Dispensationsrecht  besass  der 
Papst  indessen  nicht,  die  eigentliche  Dispensationsgewalt  gehörte 
vielmehr  dem  Könige  und  den  Keichsversammlungen. 

Als  oberster  Wächter  des  Glaubens  hatte  der  Papst  dagegen 
das  Recht,  bei  Verletzung  von  Kirchengesetzen  die  kirchliche 
Disziplin,*)  insbesondere  mittels  des  Kirchenbannes,  auszuüben, 
gleichviel,  ob  der  Uebelthäter  dem  geistlichen  oder  weltlichen 
Stande  angehörte  ’)  und  ob  er  eine  geringe  Stellung  einnahm 
oder  gar  auf  dem  Königsthrone  sass.  *) 

Wie  der  Papst  als  oberster  Interpret  und  oberster  Wächter 
des  Glaubens  galt,  so  galt  er  auch  als  erster  und  oberster  Prediger 
der  christlichen  Lehre  und  somit  als  Spitze  des  Missionswesens,') 
bei  dessen  praktischer  Durchführung  allerdings  auch  der  Staat 
wesentlich  cingrifT.  “®) 

Diese  Anerkennung  eines  obersten  Missionsrechtes  der  Päpste 
leitete  herüber**)  zu  der  Anerkennung  des  päpstlichen  Rechtes, 
als  ständigen  Vertreter  seiner  Missionsinteressen  einen  Statthalter 
im  Frankenreiche  zu  bestellen,")  dem  die  Päpste  allerdings  zu- 
gleich für  die  Organisation  und  Reorganisation  der  fränkischen 
Kirchenverfassung  das  Recht  der  Neuerrichtung  und  Neubesetzung 
von  Bisthümern  **)  und  ErzbisthUmem  **)  und  das  Recht  der 

•)  § 6 a 63  f.,  65. 

>)  § 6 S.  64,  66  f. 

»)  § 6 S.  67. 

*)  § 7 8.  70  ff. 

»)  § 7 8.  71. 

•)  8 8 8.  79  f. 

»)  § 8 8.  76. 

■0  § 8 8.  76. 

•)  § 12  S.  120. 

“)  § 12  8.  120  L 

■>)  § 12  8.  119  f. 

>•)  § 9 8.  81  f. 

■»)  § 11  8.  103  ff. 

«)  8 11  8.  110  ff. 
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Berufung ')  und  Leitung  *)  geistlicher  Veraaminlungen  zugebilligt 
wissen  wollten,  Befugnisse,  welche  jedoch  staatlicherseits  nicht  an- 
erkannt wurden.*)  So  zeigte  sich  diese  Einrichtung  nicht  lebens- 
fähig und  wurde,  nachdem  sie  von  722  bis  ca.  780  in  der  Person  des 
Bonifatius  (f  754  oder  755  ^))  und  des  von  Italien  nach  dem  Bisthum 
Sens  verpflanzten  *)  Wilchar  *)  (f  zwischen  774  und  780  ’))  bestanden 
hatte,  aufgegeben,  wiewohl  die  ßeorganisation  der  fränkischen 
Kirche  noch  nicht  durchgefuhrt  worden  war. ')  Der  päpstliche 
Vikariat  wurde  dann  erst  wieder  im  Jahre  822,  diesmal  aber 
ausdrücklich  unter  Beschränkung  auf  das  heidnische  Missions- 
gebiet und  mit  Ausschluss  der  innerfränkischen  Mission  ins 
Leben  gerufen.*) 

Ein  anderer  mit  dem  Missionswesen  in  Zusammenhang 
stehender’*)  Anspruch,  diejenigen  Bisthümer,  welche  Besultate 
der  Missionsarbeit  waren,  dem  Metropoiitanverbande  zu  entziehen 
und  in  unmittelbare  Unterordnung  von  Rom  zu  bringen,”)  fand 
keine  Anerkennung,  wenngleich  der  ähnliche  Anspruch  bezüglich 
eines  Klosters  in  dem  vereinzelten  Falle’*)  Fuldas  genehmigt 
wurde.  **) 

Bei  Neueinrichtung  und  Neubesetzung  von  Bisthümern 
kam  dem  Papste  kein  Betheiligungsrecht  zu;  wo  er  ein  solches 
versuchte,  stieas  dieser  Versuch  auf  Widerstand.’*)  Wohl  aber 
wurde  der  Papst  seit  einer  im  Jahre  774’®)  zwischen  Hadrian  I. 
und  Karl  dem  Grossen  getroflTenen  Abrede  um  sein  Gutachten 
angegangen  bei  Streitigkeiten  über  die  Abgrenzung  der  'En- 
bisthümer’*)  und  in  Kenntnis  gesetzt  bei  Erneuerung  oder 


■)  § 11  8.  114  ff. 

»)  § 11  8.  116  f. 

•)  § 11  8.  104  ff.,  107  ff.,  110  ff.,  115  f.,  117. 
*)  § 10  8.  89  Anm.  4. 

»)  § 10  8.  98 
•)  § 10  8.  95  ff. 

’)  § 10  8.  100  f. 

•)  § 14  8.  135. 

•)  § 10  8.  102  f. 

»)  § 15  8.  142  Anm.  1 a E. 

»)  § 15  8.  141  f. 

»)  § 13  S.  123  f. 

§ 13  8.  124  f. 

'*)  § 14  8.  128,  § 15  S.  141. 

'•)  § 14  8.  133  ff. 

*•)  § 14  8.  129. 
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Neueinrichtung  von  Metropolen;')  seine  Anordnungen  über  die 
Abgrenzung  des  Metropolitanbezirks  waren  für  den  Staat  aller- 
dings nicht  bindend.*)  Die  Grundsätze  über  die  Mitwirkung  des 
Papstthums  bei  Ernennung  von  Erzbischöfen*)  klärten  sich 
nach  anfänglichem  Schwanken')  etwa  seit  dem  Jahre  780  dahin 
ab,*)  dass  der  für  eine  Erzdiözese  in  Aussicht  genommene  Geist- 
liche der  päpstlichen  Bestätigung  bedurfte,  welche  vom  Staate 
für  ihn  nachgesucht  wurde*)  und  von  dem  günstigen  Ausfall 
eines  Informativprozesses  abhing.  *) 

Ausser  diesem  Hechte  und  dem  Hechte,  einzelnen  *)  Metro- 
politen dsM  Pallium  zu  verleihen,  sofern  der  König  darum  bat') 
und  sofern  der  vorangehende  Informativprozess  '*)  erfolgreich  ab- 
gelaufen war,  besass  der  Papst  der  fränkischen  Geistlichkeit 
gegenüber  keine  besonderen  Befugnisse:")  der  Klerus  war  ins- 
besondere nicht  verpflichtet,  etwaigen  Anordnungen  des  Papstes 
Folge  zu  leisten")  und  der  Papst  besass  über  Kleriker  ebensowenig 
ein  Jurisdiktionsrecht,  wie  über  Laien,'*)  wenngleich  er  es  nicht 
an  Versuchen  fehlen  liess,  ein  solches  Hecht  einzufiihren.'*)  Auch 
die  geistlichen  Versammlungen  hielten  sich  unabhängig  vomPapst- 
thume;  weder  dem  Papste  selbst  noch  seinen  Statthaltern  stand 
die  Befugnis  zu,  derartige  Versammlungen  zu  berufen'*)  oder  zu 
leiten;")  ebensowenig  waren  die  Konzilsschlüsse  von  der  Be- 
stätigung des  Papstes  abhängig")  und  einen  Anspruch,  auf  den 
Versammlungen  durch  seine  Abgeordneten  vertreten  zu  sein,") 


■)  § 14  S.  131,  136  f. 

0 § 14  8.  139  f. 

•)  § 15  S.  142  fi. 

*)  § 15  S.  143-162. 

')  8 15  8.  161  f. 

•)  8 15  8.  16.3. 

’)  8 15  8.  162. 

•)  § 19  8.  192  f. 

•)  8 19  8.  190  f. 

”0  8 19  8-  194. 

"}  Völlig  unhaltbar  nnd  von  ihm  selbst  am  wenigsten  bewiesen  ist  dis 
Behauptung  Qerards  II  8.  322:  le  cbef  de  l’institation  (seil,  ecolösiastiqoe 
de  la  France)  etait  tonjonrs  i Rome. 

■«)  8 16  8.  166  f. 

«)  8 17  8.  171  ff. 

'«)  8 17  8.  172  ff. 

>•)  8 18  8.  179  f. 

■•)  8 18  8.  181. 

»)  8 18  8.  180. 

••)  8 18  8.  182  ff. 
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hatte  der  Papst  als  solcher  nicht,  obwohl  er  nach  der  Einver- 
leibung Italiens  in  den  fränkischen  Reichsverband  als  frän- 
kischer Reichsbischof  zu  diesem  Ansprüche  berechtigt  war.*) 

Diese,  der  Zeit  nach  zwischen  die  Jahre  774  und  780  zu 
zu  setzende  ■)  Einverleibung  Italiens  in  den  fränkischen  Reichs- 
verband und  die  aus  ihr  folgende  Hcrabdrückung  des  Papstes  in  die 
Stellung  eines  einfachen  Reichsbischofs  hat  für  die  Beziehungen  des 
Papstthums  zum  fränkischen  Kirchenrecht  die  wichtigsten  Folgen 
gehabt:  der  Papst  war  nunmehr  dem  übrigen  Episkopate  im 
Earolingerreiche  nur  koordiniert*)  und  unterlag  wie  dieser  dem 
staatlichen  Aufsichtsrechte,*)  der  staatlichen  Rechtsprechung,*)  der 
Pflicht  zur  Ableistung  des  Fidelitätseides;*)  ausserdem  unterlag  er 
aber  noch  der  Pflicht  zur  Ableistung  eines  Amtseides.'*)  Mit  der 
autoritativen  Entscheidung  des  Papstes  in  Glaubenssachen  kon- 
kurrierte fortab  eine  solche  der  Episkopalversammlungen,*)  sein 
Exkommunikationsrecht  wurde  von  der  Zustimmung  des  zustän- 
digen Diözesanbischofs  abhängig  gemacht;*)  ja,  der  Episkopat 
in  seiner  Gesammtheit  konnte  schliesslich  seinerseits  einen 
herrischen  Ton  gegen  den  Papst  annehmen  und  über  letzteren 
durch  Androhung  des  Kirchenbannes  die  Kirchendisziplin  **)  sowie 
bei  strafbaren  Handlungen  des  Papstes  die  Kriminaljustiz  und 
eventuell  ein  Absetzungsrecht*')  in  Anspruch  nehmen.'*) 

Das  Alles  lehrt  uns,  dass  ein  päpstlicher  Primat,  d.  h.  eine 
hierarchische,  kirchenregimentliche  Machtstellung  über  der  Geist- 
lichkeit, für  den  fränkischen  Staat  ebensowenig  wie  unter  den 

>)  § 18  S.  184. 

')  § 5 8.  Ö3  f.,  also  in  die  gleichen  Zeitgrenzen  wie  der  Tod  des  Statt- 
halters Wilchar;  vgl.  oben  S.  201  Anm.  7. 

§ 5 S.  ff.  Richtig  ist  die  Stellung  des  Papstes  zu  der  fränkischen 
Staatsgewalt  neuerdings  auch  angedcutet  bei  Frantz,  Lehrbuch  des  Kirchen- 
rechts, 2.  AuQ.,  Uöttingen  1892. 

‘)  § 5 8.  54  f. 

>)  § 5 S.  60  fl. 

•)  § 6 8.  66  f. 

»)  § 6 8.  58  f. 

•)  § 6 8.  68  f. 

•)  § 8 8.  80. 

'•)  g 16  8.  167  f. 

")  g 16  8.  167,  170. 

")  Auch  die  Gestattung  einer  unmittelbaren  Ueberordnung  des  römischen 
Stuhles  über  das  Kloster  Fulda  im  Jahre  757  und  die  unterbliebene  Inanspruch- 
nahme des  gleichen  Vorrechtes  über  das  Kloster  des  hl.  Bicbar  zu  Centola  ün 
Jahre  800  (oben  g 13  insbes  8. 124  und  8. 126)  erklärt  sich  vielleicht  aus  der  in- 
zwischen erfolgten  Hcrabdrückung  des  Papstes  zum  einfachen  Ueichabisohofe. 
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Merovingern  *)  unter  den  Karolingern  Anerkennung  gefunden 
hat;  es  lassen  sich  nur  vereinzelte  Ehren  Vorrechte  nachweisen, 
die  man  dem  Papste  zugestand:  das  schon  erwähnte  Recht  der 
Mitwirkung  bei  Besetzung  von  Erzbisthümern  und  das  gleichfalls 
erwähnte  Recht  der  Pallienverleihung  an  Metropoliten,  endlich 
im  Vergleiche  zu  den  anderen  Bischöfen  und  Erzbischöfen  die 
Unabhängigkeit  von  einem  Einsetzungsrechte  des  Staates,*)  der 
neben  dem  Amtseide  nur  die  Anzeige  von  der  Wahl  *)  beanspruchte. 

Diese  geringen  Ehrenvorreclitc,  welche  dena  Papste  nach  dem 
Jahre  780  blieben,  erscheinen  — mit  Ausnahme  der  Mitwirkung 
bei  Besetzung  der  Erzdiözesen  — so  sehr  an  die  Person  des 
Papstes  selber  gebunden,  dass  eine  Stellvertretung  in  ihrer  Aus- 
übung undenkbar  war.  Es  ist  also  wohl  nicht  nur  Zufall,  dass 
um  die  nämliche  Zeit,  zu  welcher  die  Aufnahme  des  Papstes  in 
den  Landesepiskopat  erfolgte,  von  der  Einrichtung  eines  ständigen 
Vikariates  Abstand  genommen  wurde.*) 

Eine  kurze  Zeit  lang  war  der  fränkische  Klerus  — unter 
dem  Elinflusse  des  Bonifatius  — bereit  gewesen,  weitergehende 
Befugnisse  des  Papstthums  und  eine  direkte  hierarchische  Unter- 
ordnung unter  dasselbe  anzuerkennen.  Doch  ist  ein  diesbezüg- 
liches, im  Jahre  748  erfolgtes  Versprechen  des  Episkopates 
unerfüllt  geblieben*)  und  der  Versuch  des  Bonifatius,  einen  wirk- 
lichen Primat  des  römischen  Bischofs  zu  begründen,  ist  gescheitert. 

Dass  der  Papst  einen  Primat  nicht  ausgeübt  hat  und  dass 
seine  diesbezüglichen  Ansprüche  im  Erankenreiche  nicht  Aner- 
kennung genossen  haben,  ergiebt  in  deutlichster  Weise  folgender 
Umstand: 

Eis  ist  uns  ein  Bericht  der  auf  dem  Konzile  zu  Paris  vom 
6.  Juni  829  versammelten  Geistlichkeit  an  Kaiser  Ludwig  den 
Frommen  überliefert.  *)  In  diesem  Berichte  wird  auseinander- 
gesetzt, dass  die  gesammte  Kirche  Gottes  einen  Leib  bilde  *)  und 
dass  dieser  Leib  in  „zwei  Personen“  gegliedert  sei,  die  „priester- 


’)  Vgl.  mein  Staatskirobenreobt  § 2 S.  7 — 16. 

•)  g 6 S.  68. 

•)  g 4 8.  iO  ff. 

*)  § 10  S.  102,  § 11  S.  117  f.  ond  oben  S.  203  Anm.  2. 

‘)  g 16  S.  164  ff 

*)  Episcoporum  ad  Hludowicum  imperatorem  relatio  bei  Boretias  et 
Krause  No.  196  8.  26 — öl;  vgl.  Uansi  XIV  8.  .692—  604  und  Hefele  IV 
§ 428  8.  64  ff.,  insbes.  8.  62  ff.  sowie  Simson  1 8.  315  ff. 

')  a.  a.  O.  c.  2 8.  29:  Quod  universalis  sancta  Oei  eoclesia  unum  oorpus 
eiutque  oaput  Cbristus  sit. 
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liehe“  und  die  „königliche“ ; der  Bericht  enthält  sodann  eine 
Burgfältige  Erörterung  über  diese  „priesterliche  Person“  *)  und  eine 
minder  ausführliche  über  die  „königliche  Person“.*)  Als  die 
„priesterliche  Person“  wird  dabei  die  Geistlichkeit,  repräsentiert 
durch  den  Episkopat,  bezeichnet,  als  Grundlage  für  die  Macht- 
stellung der  priesterlichen  Person  die  von  den  Bischöfen  über- 
nommene Stellvertretung  des  hl.  Petrus.*)  Des  Papstes  und 
des  Papstthums  geschieht  keine  Erwähnung,*)  weder  als  einer 
dritten  massgebenden  Person  im  Leibe  der  Kirche  noch  als  eines 
Kepräsentanten  oder  eines  Bestandtheils  der  geistlichen  Person.*) 
Im  Gegensätze  zu  der  Anschauung  Alcuins,  welcher  im  Jahre 
799  von  drei  weltbeherrschenden  „Personen“  spricht  und  darunter 
neben  dem  römischen  Kaiserthume  und  dem  fränkischen  König- 
thumc  „die  apostolische  Hoheit“  nennt,  „welche  den  Sitz  des 
Apostelfürsten  St.  Petrus  mit  stellvertretender  Amtsgewalt  zu 


')  a.  a.  0.  c. Quod  eiiudem  aeccleciae  corpus  in  dnabui  principaliter 
dividatur  eximi»  personU.  Principaliter  itaque  totins  sanctae  Dei  eccleaiae 
corpas  in  duaa  eximias  poraonas,  in  aacerdotslem  videlicet  et  regalem,  aiont 
sanctis  patribus  traditum  accepimua,  diviaum  eaae  novimua;  de  qua  re 
öelaaiua  Romanae  aedia  venerabilia  epiacopua  ad  Änaataainm  imperatorem 
ita  acribit : J)nae  aunt  qnippe‘,  inqnit,  ,imperator  anguate,  quibua  principaliter 
munduB  hic  regitur,  anctoritaa  aacrata  pontificum  et  regalia  poteataa  . . . .* 
Fulgentiua  quoijue  . . . acribit;  , Quantum  pertinet',  inquit,  ,ad  buiua  temporis 
vitam,  in  aeccleaia  nemo  pontitice  potior,  et  in  aaeclo  ebriatiano  nemo  im- 
peratore  celaior  invenitur  . . .‘  Cum  haec  quippe  ita  ae  habeant,  primum  de 
aacerdotali,  poat  de  regali  persona  dicendum  atatuimua. 

')  De  persona  aacerdotali,  a.  a.  0.  S.  2t) — 46. 

•)  De  persona  regali,  a.  a.  O.  S.  46—52. 

*)  Die  Abhandlung  de  persona  aacerdotali  gipfelt  in  einer  ,petitio‘, 
deren  erster  Funkt  fnlgendermaaaen  lautet  (a  a O.  S.  .S5);  Fetimus  humi- 
liter  veatram  excellentiam,  ut  per  vos  filii  et  procerea  vestri  nomen,  poteatatem, 
vigorem  et  dignitatem  sacerdotalem  cognoacant.  Quod  ex  verbia  Domini 
facile  intellegere  posaunt,  quibua  beato  Fetro,  cuina  vicem  indigni  gerimus 
ait:  ,Quodcumque  ligaveria  super  terram,  erunt  ligata  et  in  caelo,  et  quod- 
oumqne  solveris  super  terram,  erunt  soluta  et  in  caelo'. 

*)  Fäpate  werden  in  dem  ganzen  Bericht  nur  zweimal  genannt  (o.  3 
S.  2fl  und  c.  52  S.  42)  und  auch  hier  nur,  indem  auf  gelegentliche  Aussprüche 
derselben  über  dogmatische  Funkte  Bezug  genommen  wird.  VgL  unten 
S.  208  Anm.  10. 

*)  Bin  arges  Hissveratändnia  ist  Moeller  begegnet,  indem  er  S.  149 
sagt:  „Schon  das  Fariser  Konzil  829  stellte  Fapstthum  und  Kaiserthum  als 
die  zwei  grössten  Mächte  in  Farallele,  um  für  die  Bischöfe  als  Vertreter 
der  Idrchliohen  Macht  das  gebührende  Ansehen  zu  gewinnen.“  Doch  bin 
ich  Moeller  für  dieses  Missverständnis  dankbar,  da  es  mich  anf  das  im 
Texte  besprochene  Argument  aufmerksam  gemacht  hat. 
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regieren  pflegt“,')  ging  im  Jahre  829,  also  ein  Menschenalter 
später  und  nachdem  sich  inzwischen  das  fränkische  Königtham 
mit  dem  römischen  Kaiserthume  in  Karl  dem  Grossen  zu  einer 
„Person“  vereinigt  hatte,  die  Auffassung  des  Pariser  Konzils 
dahin,  dass  als  die  andere  „Person“  der  Episkopat  anzusehen 
sei  und  dass  der  Papst  keinerlei  kirchcnregimentliche  Funktionen 
geniesse;  ja,  indem  sic  für  sich  selbst  die  Stellvertretung  des 
hl.  Petrus  in  Anspruch  nehmen,^)  stellen  sich  die  Bischöfe  in 
direkten  Gegensatz  zu  der  von  Kom  verkündigten  und  daher  im 
Echo  auch  bei  Alcuin  wiederklingenden  Ansicht,  dass  der  römische 
Bischof  der  alleinige  Vikar  St.  Petri  sei. 

Die  noch  in  neuester  Zeit*)  durch  namhafte  Autoren,  wie 
Bergen  roether,')  Zorn®)  und  Moeller*)  vertretene  Ansicht, 

')  Apostolica  sublimitas,  quae  lieati  Petri  priiicipia  apoatolorum  aedem 
vicario  munere  regere  seiet,  Alcuini  ep  No.  114  l>ei  Jaffd  VI  .S.  464,  vgl. 
auch  oben  i;  2 S.  22  Anm.  I. 

*)  Mit  gleicher  Deutlichkeit  geschieht  dies  in  den  Beschlüssen  des  dem 
Berichte  vorangegangenen  Pariser  Konzils.  Vgl.  die  praelatio  bei  Mansi 
XIV  B.  63Ö:  Quibus  et  io  ovangelio  a Domino  tanta  confertur  potestaa, 
ut  quae  statuerint  in  terra,  statuta  sint  et  in  caelo,  et  quae  solverint  in 
terra,  soluta  sint  et  in  caelis,  et  quorum  remiseriot  peccata,  remittantur  eis. 
Hos  quippe  oonstat  vicarios  esse  apostolorum,  et  luminaria  mundi  — Vgl. 
ibid.  c.  XXVII  S.  366;  Episcopos  locum  apostolorum  . . . teuere  et  über 
Actuom  apostolorum,  et  canonica  aucloritas  aperte  demonstrant ....  Qnod 
aotem  solis  apostolis  eorumque  successoribus  proprii  sit  of&cii  t rädere 
Spiritnm  saactum,  Uber  Actuum  apostolorum  docet. 

*)  Von  älteren  .Schriftstellern  vgl.  Ellendorf  I S.  81,  8ö  ff.  (anderer- 
seits aber  11  S.  136)  und  M e j e r , Institutionen  des  gemeinen  deutschen 
Kirchenrechts,  2.  Aufl , Döttingen  1856,  t;  33  S.  63  f.,  § 34  B.  64,  Lehrbuch 
des  deutschen  Eirchenrechts,  3.  Aufl.,  Döttingen  1869,  § 23  S.  46  f. 

*)  flergenroether  1 S.  804  f.  Hierbei  geht  fiergenroether  jedoch 
aus  von  irrigen  Prämissen  über  die  Mitwirkung  des  Fapstthums  bei  Ent- 
scheidung von  Orensstreitigkeiten  zwischen  mehreren  Erzbisthümem  und 
bei  Errichtung  von  Metropolen  (vgl.  oben  § 14  S.  131  Anm.  1)  und  über 
die  Einhaltung  der  Verpflichtung  sämmtlicher  Metropoliten,  das  Pallium 
nachzuBuchen  (vgl.  oben  19  8.  193  Anm.  3). 

*)  Zorn  meint  S.  9ö  bei  Besprechung  der  Tendenz,  welche  den  pseudo- 
isidorischen  Dekretalen  zu  Drunde  liegt:  „Andererseits  muss  zugegeben  werden, 
dass  die  von  Pseudoisiodor  über  den  päpstlichen  Primat  vorgetragenen  Sätze 
zu  jener  Zeit  im  Abendlande  und  seit  Bonifatius  speziell  auch  im  Franken- 
reiche wirklich  im  Wesentlichen  bereits  geltendes  Hecht  waren.“ 

*)  Moeller  sagt  S.  100:  „Earl  steht  in  lebendigem  Verkehr  mit  den 
römischen  Bischöfen,  erkennt  ihren  Primat  und  ihr  Ansehen  als  Hüter  der 
kirchlichen  Einheit  und  der  (Jeberlieferung  des  wahren  Glaubens  an  und 
richtet  wiederholt  Anfragen  in  Betreff  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und 
Disziplin  an  sie.  Aber  doch  gestand  er  ihnen  nnr  Hathschläge,  Erinnerungen 
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dass  schon  unter  Karl  dem  Grossen  oder  doch  unter  Ludwig 
dem  Frommen  ein  Primat  des  Papstes  von  der  fränkischen  Staats- 
gewalt und  *)  der  fränkischen  Kirche  anerkannt  worden  sei,  muss 
daher  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen  werden. 

Trotz  Nichtanerkennung  des  päpstlichen  Primates  sind  aber, 
wie  wir  bereits  gesehen  haben,  dem  Papstthume  einzelne  Befug- 
nisse gegenüber  der  fränkischen  Kirche  eingeräumt  worden.  Doch 
hat  die  oben  ')  gegebene  Zusammenstellung  erkennen  lassen,  dass 
diese  Befugnisse  weder  zahlreich  noch  besonders  wichtig  waren. 
Dass  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Frankenreiche  im 
Ganzen  nur  geringe  Bedeutung  gehabt  haben,  ergiebt  aber  auch 
folgendes,  wennschon  sehr  äusserliches,  so  doch  in  hohem  Maasse 
beweiskräftiges  Argument: 

Die  Capitularien  der  karolingischen  Hauemeier  und  Könige 
umfassen  in  der  neuesten  Ausgabe*)  für  diejenige  Periode,  welche 
in  unserer  Darstellung  interessiert,  d.  h.*)  für  die  Zeit  von  720 
bis  860,  und  über  diese  Periode  hinaus  bis  zum  Jahre  875  im 
Ganzen®)  die  hohe  Zahl  von  225  Nummern®)  auf  ungefähr  685 


u.  dergl.  zu.“  Dieser  Satz  ist  richtig  bis  auf  das  Wort  „Primat“;  letzteres 
ist  jedenfalls  nuzutreffend  gewählt;  denn  wenn  Moeller  es  als  tautologische 
Bezeichnung  für  „Ansehen  als  fiütei-  der  kirchlichen  Einheit  und  der  Ueber- 
lieferung  des  wahren  Qlaubens“  gebraucht  hat,  so  setzt  er  sich  zwar  nicht 
in  Widerspruch  mit  den  Quellenergebnissen,  wohl  aber  in  Widerspruch  mit 
der  kirchenrecht liehen  und  kirchengeschichtlicheii  Terminologie;  wenn 
Moeller  dagegen  das  Wort  „Primat“  im  Sinne  einer  kirchenrcgimentlichen 
Oberhoheit  verstanden  wissen  will,  so  setzt  er  sich  zwar  nicht  in  Wider- 
spruch mit  der  üblichen  Terminologie,  wohl  aber  durch  seine  Behauptung, 
dass  ein  derartiger  Primat  anerkannt  worden  sei,  in  Widerspruch  mit  den 
Qnellenergebnissen. 

•)  Oder  doch  von  letzterer,  wennschon  nicht  von  ersterer.  So  Ellendorf 
1 S 81,  85  einerseits  und  II  S.  136  andererseits. 

»)  S.  199  ff. 

*)  Monumenta  Oermaniae  historica,  Legum  sectioll,  tom.I  ed.  Boretius, 
Hannoverae  1883,  tom.  II  edd.  Boretius  et  Krause,  Hannoverae  1890; 
vfl-  oben  S.  5 Anm.  3. 

*)  Vgl.  oben  S.  3. 

*)  Da  von  der  Oesammtzabl  mit  250  Nummern  die  ersten  9 in  Ab- 
rechnung kommen  und  sodann  16,  welche  in  die  Zeit  nach  675  gehören;  es 
sind  dies  tom.  II  No.  220—225  S.  98-110  (v.  J.  876  -898),  No.  229-231 
8.  123—126  (V.  J.  896-898),  No.  236-  241  S.  138-151  (v.  J.  880—927)  und 
No.  246  8.  168—170  (v.  J.  878). 

*)  Untemummern  sind  hierbei  nicht  besonders  gezählt,  selbst  nicht 
bezüglich  der  sehr  umfangreichen  Ansegisi  abbatis  capitularium  collectio  in 
tom.  I 8.  397-  450. 
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QuarUeiten. ')  Diese  Capitularien  beziehen  sich  nun  inhaltlich 
auf  die  sämmtlichen  Rechtsverhältnisse  im  fränkischen  Reiche 
und  insbesondere  nehmen  die  kirchlichen  und  kirchenrecht- 
lichen Verhältnisse  einen  breiten  Raum  ein.  Dennoch  werden 
das  Papstthum  und  die  Päpste  sowie  Rom  als  Sitz  des  Papstes  *) 
in  diesen  Capitularien  nur  sehr  selten  (im  Ganzen  etwa  80  Mal) 
erwähnt.  Von  denjenigen  Stellen,  in  welchen  dies  geschieht, 
enthält  nun  weitaus  die  Mehrzahl  (ungefähr  55)  lediglich  die 
Bemerkung,  dass  der  römische  Ritus*)  bezw.  gewisse  ausdrück- 
liche Vorschriften  bestimmter  älterer  — grösstentheils  *)  in  das 
vierte  bis  sechste  Jahrhundert  gehöriger  — Päpste  (Silvester  I.,*) 
Siricius,*)  Innocenz  1.,’)  Zosimus,’)  Leo  L,*)  Gelasius,’*) 


')  Nämlich  der  gtsnse  erste  Theil  von  S.  24 — 450  mit  427  Seiten  and 
der  ganze  zweite  Theil  mit  192  Seiten,  von  denen  nur  die  auf  der  vorigen 
Seite  Anm.  5 angegebenen  ungefähr  Seiten  in  Abzug  gebracht  werden 
miUaen.  Freilich  sind  in  der  Gesammtzahl  der  Seiten  die  auf  Vorbemerkungen 
und  Anmerkungen  der  Herausgeber  entfallenden  einbegriffen. 

*)  Nicht  als  Sitz  des  Fapttea,  sondern  weil  sich  dort  die  Griiber  der 
heiligen  Apostel  befanden,  war  Rom,  wie  schon  unter  den  Merovingem 
(vgl.  mein  Staatskirobenrecht  8. 10  Anm.  3)  so  auch  unter  den  Karolingern 
das  Ziel  frommer  Wallfahrer.  In  diesem  für  unsere  Untersuchung  nicht 
interessierenden  Sinne  wird  Rom  z.  fi.  in  folgenden  Capitularien  genannt: 
No.  13  c.  4 tom.  I S.  32,  No.  14  c.  10  ibid.  S.  35,  No.  91  o.  10  ibid.  S.  193 
(vgL  oben  § 4 S.  47  Anm.  2 bis  4),  Nu.  177  o.  18  ibid.  S.  364  f.,  No.  212  c.  I and 
213  c.  1 tom.  II  S.  84  und  86.  — Ebensowenig  gehören  in  den  Kreis  unserer 
Betrachtung  Stellen  wie  No.  46  c.  4 tom.  I S.  128  und  No.  218  c.  12  tom.  II 
8.  96,  wo  Rom  lediglich  als  einer  der  zum  Qesammtreiohe  gehörigen  Be- 
zirke genannt  wird. 

*)  Beispiele  s.  oben  § 6 S.  66  Anm.  b,  6 und  8 sowie  S.  67  Anm.  2. 

*)  Ins  siebente  Jahrhundert  gehört  Papst  Sergius  L (687—701),  welcher 
einmal,  nämlich  in  No.  15  c.  12  tom.  I S.  38  erwähnt  wird. 

‘)  Silvester  I.  (314 — 336)  wird  erwähnt  in  No.  47  a.  £.  tom.  I S.  133 
und  in  No.  183  c.  133  ibid.  S.  411. 

*)  Siricius  (384 — 398)  wird  erwähut  in  No.  22  c.  51  und  52  tom.  1 S.  57. 

’)  Innocenz  L (401 — 417)  in  No.  22  c.  27,  c.  53 — 55  tom,  I S.  56  f., 
No.  112  c.  8,  ibid.  S.  227  und  No.  183  c.  11  ibid.  S.  39a 

*)  Zosimus  (417 — 418)  in  No.  28  c.  8 tom.  I S.  75  und  No.  112  c.  7 
ibid.  8.  227. 

*)  Leo  L (440—461)  wird  sehr  oft  genannt,  z.  B.  in  No.  22  a 5,  c.  23, 
0.  56—58  tom.  I S.  54,  55,  57,  No.  28  c.  8 ibid.  S.  75,  No.  112  c.  12  ibid. 
8.  22a  No.  180  c.  6 ibid.  8.  372,  No.  183  0.  5,  o.  22,  c.  64—66  ibid.  S.  398  f., 
401,  No.  248  0.  3 tom.  II  S.  176,  No.  249  c.  12  ibid.  S.  189. 

'*)  Qelasins  (492—496)  in  No.  28  c.  8 tom.  I S.  75,  No.  112  c.  7,  9,  10, 
13  ibid.  S.  227  f.,  No.  117  c.  14  ibid.  S.  236,  No.  183  c.  57  ibid.  S.  401, 
0.  100  ibid.  8.  408,  No.  196  c.  3 und  52  tom.  II  S.  29  und  42  (oben  8.  SÜ5 
Anm.  1 und  5. 


Digilized  by  Google 


209 


Sjmmachus')  und  Gregor  I.*))  auch  im  Frankenreiche  Geltung 
haben  aollen.  Derartige  Stücke  sind  natürlich  nur  Beweise  für 
die  unter  den  Karolingern  zweifellos  anerkannte*)  Autorität  der 
Päpste  in  Glaubenssachen,*)  sie  kommen  also  nicht  in  Betracht 
als  Belege  für  die  rechtlichen  Beziehungen  der  gleich- 
zeitigen Päpste  zum  Frankenreiche.  — Sieht  man  aber  von 
diesen  Stellen  ab,  so  verbleiben  aus  den  sämmtlichen  Capitularien 
nur  12  Nummern  mit  24  Einzelstellen,  welche  von  Beziehungen 
des  Papstthums  zum  Frankenreiche  sprechen.  Von  diesen 
scheidet  wiederum  der  grösste  Theil,  nämlich  8 Nummern  mit 
18  Einzelstellen  aus,  weil  er  nicht  von  Machtbefugnissen 
der  Päpste  gegenüber  dem  Staate  oder  der  Kirche  handelt, 
sondern  umgekehrt  von  den  Machtbefugnissen  der  fränkischen 
Staatsgewalt  gegenüber  dem  römischen  Bischöfe*)  und  von 
den  Verpflichtungen  des  letzteren*)  sowie  von  der  Schutz- 
pflicht des  Staates  gegenüber  dem  apostolischen  Stuhle.'')  — 
Bringt  man  also  auch  diese  Capitularienstellen  in  Abzug,  so 
finden  sich  in  den  sämmtlichen  225  Capitularien  aus  der  Zeit 
vom  Jahre  720  bis  zum  Jahre  875  als  Aeusserungen , welche 
von  Machtbefugnissen  des  Pa[)stthums  gegenüber  dem  fränkischen 
Staatskirchenrecht  handeln,  im  Ganzen  nur  4 Nummern  mit  6 
Einzelstellen.  Sie  sind  durchweg  in  der  vorliegenden  Unter- 


')  Symmachat  (498 — 514)  in  No.  J8  o.  8 tom.  I S.  76. 

*)  Gregor  L (590 — 604)  in  No.  38  o.  8 tom.  I S.  75,  No.  348  o.  5 und  6 
tom.  U S.  160  f. 

*)  8.  oben  § 6 S.  63  ff.  und  insbes.  auch  oben  8.  300. 

*)  Dasselbe  gilt  von  der  einmal  (in  No.  343  c.  6 tom.  II  8.  161)  er- 
wähnten, ins  Jahr  863  fallenden  Anfrage  des  Königs  Lothar  IL  bei  Papst 
Nicolaus  I.  bezüglich  seiner  von  ihm  veratossenen  Gemahlin  Tbentberga  und 
der  mit  Walrada  geplanten  neuen  Ehe. 

‘)  Hierher  gehören  No.  111  tom.  I 8.  335  (oben  § 4 8.  46  Anm.  1, 
8.  48  Anm.  1),  No.  203  o 7 und  13,  tom.  U 8.  66  f.  (oben  § 5 8.  55  Anm.  1) 
und  No.  161  c.  8 tom.  I 8.  334. 

*)  Dies  ist  der  Pall  in  No.  161  a.  E.,  tom.  I 8.  334  (oben  ^ 5 8.  59 
Anm.  3),  ferner  in  der  dem  Jahre  867  angehörigen  No.  245  tom.  II  8.  168, 
wonach  die  Könige  beschliessen:  mundeburdem  autem  et  defensionem  sanctae 
Romanae  ecclesiae  pariter  conservabimus  in  hoc,  ut  Homani  pontiSces  nobis 
debitum  honorem  conservent,  sicut  eorum  anteoessorea  nostris  antecessoribns 
oonservavemnt. 

*)  Vgl.  ausser  der  in  der  vorigen  Anm.  citierten  No.  345  tom.  II  8. 168 
ferner  No.  45  c.  15  tom.  1 8.  139,  No  161  c.  1—4,  c.  9 ibid.  8.  333  f.,  No.  173 
8.  .353  ff.,  No.  194  c.  11  tom  U A 33,  No.  308  o.  3,  7 und  8 ibid.  8.  65  f.  und 
No.  313  c.  9 ibid  8.  85.  lieber  das  eidliche  Gelübde  des  Schutzes  vgl.  oben 
§ 5 8.  59  Anm.  4. 

PftpsUbiuu  oat«r  d«n  KArollagenk.  14 
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Buchung  am  gehörigen  Platze  berückMchtigt  worden  und  betreffen 
folgende  Punkte:  Erstens  die  provisoriscbe  üeberordnung  des 
päpstlichen  Statthalters  Bonifatius  über  die  neuernannten  Bischöfe 
im  Reiche  des  Hausmeiers  Karlmann  durch  das  sog.  Concilium 
Germanicum  vom  21.  April  742  oder  743;')  zweitens  die  An- 
wesenheit der  päpstlichen  Gesandten  Georgius  und  Johannes  auf 
der  Versammlung  zu  Compiegne  v.  J.  757;*)  drittens  die  „Er- 
mahnung  des  apostolischen  Stuhles“  als  Anstoss  zu  gewissen 
Beschlüssen  einer  Reichsversammlung  unter  König  Karl  dem 
Grossen  v.  J.  769;*)  viertens  das  „Anrathen  der  apostolischen 
Autorität“  als  mitwirkende  Ursache  für  das  Zustandekommen  der 
Frankfurter  Versammlung  v.  J.  794;*)  fünftens  die  im  gleichen 
Jahre  erfolgte  Einholung  der  päpstlichen  Entscheidung  in  einem 
Qrenzstreite  zwischen  zwei  Metropoliten;*)  sechstens  die  in  den 
Jahren  784  bis  788  •)  und  794  erfolgte  Erthcilung  päpstlichen 
Dispenses  von  der  Residenzpflicht  zweier  Bischöfe,  welche  Hof- 
kapellanc  König  Karls  werden  sollten.*) 

In  der  That  bieten  also  die  Capitularien  vor  875  trotz  ihrer 
Anzahl  und  trotz  ihres  Umfanges  ein  nur  sehr  geringes  Material 
für  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen  Staats-  und 
Kirchenrechte,  und  da  sich  die  Capitularien,  wie  bereits  ange- 
deutet wurde,  in  eingehender  Weise  gerade  mit  kirchenrecht- 
lichen Punkten  beschäftigen,  so  wird  uns  das  geringe  Material 
ein  Beweis  für  die  geringe  Bedeutung  jener  Beziehungen  sein 
können.  Als  Gegenprobe  ist  der  Umstand  interessant,  dass  sich 
von  den  nur  16  in  die  Zeit  nach  875  (bis  927)  fallenden  Capitu- 
larien,*)  welche  in  der  neuen  Ausgabe  aufgenommen  sind  und 

')  Karlmanni  principia  capitulare  o.  1 bei  Boretiua  No.  10 
S.  26,  oben  g 9 8.  83  Anm.  3. 

*)  Decretom  Compeiidienae  o.  14, 16  und  20  bei  Boretiua  No.  15 
S.  38  und  39,  oben  18  S.  183  Anm.  6 und  8. 

')  K.aroli  Magni  capitulare  primum  c.  1 bei  Boretiua  No.  19 
8.  44,  vgl.  oben  § 18  8.  18Ü  Anm.  3. 

*)  Synodua  Franoonofurtenaia  bei  Boretiua  No.  28,  Eingunga- 
worte  auf  8.  73;  vgl.  oben  g 18  8.  179  Anm.  4. 

*)  Ibid.  c.  8 8.  75;  vgl.  oben  § 14  8.  129  Anm.  6. 

*)  Ueber  die  Zeit  der  Ernennung  Angilramna  zum  Erzkapollan  vgl. 
Abel  I 8.  487  f.,  Oelaner  in  der  Allgem.  deutacbeu  Biographie,  Bd.  I, 
Leipzig  1876,  8.  460  s.  v.  ,Angilramnua‘, 

')  8ynod.  Franconof.  c.  3ö,  a.  a.  0.  8.  78;  vgl.  oben  § 7 8.  71  Anm.  1. 

')  Die  9 merovingischen  Capitularien  bei  Boretiua  No.  1 — 9 8.  1 
bia  24  erwähnen  Horns  oder  Päpate  nirgenda.  Daa  entspricht  vollkommen 
der  einflusslosen  Stellung  des  Fapstthums  zum  merovingischen  8taata- 
und  Eirchenrecht  (vgl.  darüber  unten  8.  211  Anm.  ö). 
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(laxclbst  nur  ungefähr  Seiten  uinfaeeen,')  3 Nummern  mit 
14  Einzel^tellen,  aliio  ein  unverhältnUmässig  stärkerer  Prozentsatz, 
in  sehr  eingehender  Weise  mit  den  Beziehungen  des  Papstthums 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchenrechte  beschäftigen;  dieselben 
sprechen  von  der  Betheiligung  des  Papstes  Johannes  VIII.  bei 
der  Krönung  Kaiser  Karls  des  Kahlen,^)  von  der  Ehrerbietung, 
welche  der  Apostelstadt  Rom,  dem  Gehorsame,  welcher  dem 
Papste  und  dem  Schutze,  welcher  dem  Kirchenstaate  geschuldet 
werde*)  und  von  wichtigen  Zusicherungen,  welche  Kaiser  Lambert 
(der  Sohn  des  Guido  von  Brescia  und  italienische  Gegenkötiig 
Arnulfs)  dem  Papste  Johannes  IX.  machte.*) 

Sehr  lehrreich  und  interessant  ist  ein  Vergleich  der  oben 
zusammengefassten  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staats-  und  Kirchenrecht  unter  den  Karolingern  mit  den  Be- 
ziehungen, welche  das  Papstthum  auf  dem  nämlichen  Gebiete 
unter  den  Merovingern  innehatte.*)  Betrachten  wir  diesen  Punkt 
genauer,  so  finden  wir  ausser  dem  wichtigen  und  folgenreichen 
Unterschiede,  dass  der  Papst  unter  den  Karolingern  seit  780 
fränkischer  Landesbischof  geworden , noch  manche  andere  be- 
deutende Abweichungen. 

Allerdings  lässt  sich  dort  wie  hier  feststellen,  dass  Beziehungen 
zum  fränkischen  Staatsrecht,  jurisdiktioneile  Befugnisse  und  ein 
Einfluss  auf  die  geistlichen-  V ersainmlungen  ausgeschlossen  waren 
und  dass  der  Staat  den  Befugnissen,  welche  der  päpstliche  Vikar 
ausUben  sollte,  keine  Anerkennung  gewährte;  ebenso  lässt  sich 
dort  wie  hier  feststellen,  dass  das  Recht,  einen  Vikar  abzuordnen 
und  Pallien  zu  ertheilen  und  vor  Allem  die  dogmatische  Autorität 
des  Papstes  nicht  bezweifelt  worden  sind;  andererseits  aber  ist 
das  bereits  unter  den  Merovingern  bestandene  Recht  der  päpst- 

•)  8.  oben  S.  207  Anm.  5. 

’)  No.  220  V.  J.  876  bei  B oretius  et  Krause  S.  99;  vgl.  Jaffi, 
Reg.  No.  3037—3040  S.  :387. 

*)  No.  221  T.  J.  876  c.  1,  2 und  3 bei  Boretius  et  Krause  S.  101. 

*)  No.  230  V.  J.  898  c.  1—10  bei  Boretius  et  Krause  S.  123 — 126; 
vgl.  Jaffe,  Reg.  S.  442. 

s.  darüber  mein  Staatskirchenrecht  § 2 S.  7—16  und  Loening,  Ge- 
schichte des  deutschen  Kirchenrechts  Bd.  II  (Das  Kirchenrecht  im  Reiche 
der  Herovinger),  Strassburg  1878,  S.  62  ff.,  dessen  Ausführungen  und  Schluss- 
folgerungen nicht  erschüttert  werden  durch  diejenigen  von  Grisar,  Rom 
und  die  fränkische  Kirche  vornehmlich  ira  sechsten  Jahrhundert  (in  der 
Zeitschrift  für  katholische  Theologie,  14.  Jahrgang,  Innsbruck  1890,  S.  447  ff.) 
S.  465  ff.  Ygl.  auch  die  kurzgefasste,  aber  richtige  Skizze  bei  Koeller  S.  67. 

14* 
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ichen  Bestütiguiig  königlicher  Klosterpri^'ilegien  unter  den  Karo- 
lingern nicht  nachweisbar,')  und  vor  Allem  kann  man  umgekehrt 
mehrere  neue  rechtliche  Errungenschaften  des  Papstthums  aus 
der  Karolingerzeit  hervorheben,  nämlich  neben  der  nicht  gerade 
sehr  wichtigen  unmittelbaren  Beziehung  des  Papstthums  zum 
Kloster  Fulda:  die  Oberleitung  der  Miesionsarbeit,  die  Mitwirkung 
bei  Besetzung  der  Erzbisthümer  und  die  Ausübung  der  Kirchen- 
disziplin über  Geistliche  und  Weltliche. 

So  ergiebt  der  Vergleich  der  merovingischen  und  der  karo- 
lingischen Periode  für  die  Beziehungen  Roms  zum  frankischen 
Staats-  und  Kirchenrecht  theils  einen  Stillstand  der  Entwickelung,*) 
theils  eine  Abnahme,  theils  endlich  eine  Zunahme  des  römischen 
Einflusses. 

Letzteres,  die  theilweise  Abnahme  und  theilweise  Zunahme 
des  römischen  Einflusses,  lässt  sich  aber  auch  innerhalb  der  karo- 
lingischen Periode  allein  beobachten.*)  Die  sorgfältige  Unter- 
suchung der  Einzelfragen  hat  uns  nämlich  ausreichendes  Material 
geboten,  um  feststellen  zu  können,  dass  sich  während  des  ganzen 
von  uns  geschilderten  Zeitabschnittes  zwei  gegen  einander  strömende 
Richtungen  bemerkbar  machen:  eine  romfreundliche,  welche  der 
Entwickelung  eines  päpstlichen  Primates  Vorschub  leistete,  und  eine 
romfeindliche,  welche  einem  solchen  Primate  entgegenarbeitete. 

Beide  Richtungen  wurden  theils  zielbewusst  geleitet  — 
und  zwar  die  romfreundlicbe  durch  die  Päpste  selbst  und  durch 
ihre  Statthalter,  die  romfeindliche  durch  die  Gegnerschaft  des 
Bonifatius — , theils  absichtslos  gefordert  und  zwar  sowohl  die 
romfreundliche  wie  die  romfeindliche  durch  die  Staatsregierung 
und  durch  den  Klerus  des  Frankenreiches. 

Es  ergiebt  sich  die  zielbewusste  Leitung  der  rom- 
freundlichen Strömung  aus  der  Abordnung  von  Vikaren 

>)  Oben  § 13  S.  128. 

')  Dieser  Stillstand  enthält  aber  insofern  einen  Fortschritt,  als  die 
Verbindung  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  bis  zum  Auftreten  des 
Bonifatius  lange  Zeit  geruht  hatte  (oben  S.  198  und  daselbst  Anm.  3)  und 
das  Fapstthum  sich  die  ehemaligen  Befugnisse  von  Neuem  eroliem  musste. 

*)  Die  gleiche  Beobachtung  hinsichtlich  einzelner  prinzipieller  Fragen 
ergiebt  sich  aus  Beispielen,  in  denen  ein  Schwanken  der  Beohtaauftassung 
oder  doch  wenigstens  der  praktischen  Oestaltnng  der  Dinge  stattfand:  Theil- 
nahme  des  Papstthnms  an  den  Krön-  und  Thronfragen  (oben  § 3),  an  der 
Neueinrichtung  von  Metropolen  (§  14)  und  an  der  Besetzung  von  Erzdiözesen 
(g  16),  Hechtsprechung  der  Päpste  (g  17),  hierarchische  Dnterordnung  des 
Klerus  unter  das  Papstthum  (g  16),  Pflicht  der  Erzbischöfe,  das  Pallium  zu 
erbitten  (g  19). 


Digilized  by  Google 


213 


(vom  Jahre  722  bis  ums  Jahr  780)*)  und  aus  dem  Ansprüche 
auf  Organisationsbefugnisse  der  Vikare  (722  bis  780),')  auf  un- 
mittelbare Unterordnung  der  von  Bonifatius  errichteten  Bisthümer 
unter  den  römischen  Stuhl  (742)*)  und  auf  ein  Jurisdiktionsrecht 
des  Papstes  (747,  751,  780).*) 

Absichtslose  Förderung  der  romfreundliohen  Strö- 
mung erfolgte  durch  den  freundschaftlichen  und  den  geeandt- 
schaftlichen  Verkehr  zwischen  den  Fürsten  und  den  Päpsten,*) 
durch  die  Anerkennung  der  dogmatischen  Autorität  Korns  (von 
742  ab)  *)  sowie  durch  die  staatlicherseits  genehmigte  Theiluahme 
des  Papstthums  an  den  Thronfragen  (751,  754,  781, 800, 816,  823)  ’’) 
und  sonstigen  Fragen  weltlicher  Politik  (781,  787,  812,  817,  823),*) 
an  dem  Missionswesen  (von  722  ab),*)  an  der  Organisation  (seit 
774)'®)  und  Besetzung  (seit  781)**)  von  Metropolen  und  an  der 
Kirchendisziplin  (seit  722);**)  ferner  durch  die  Sitte,  für  Erz- 
bischöfe das  Pallium  zu  erbitten  (seit  ca.  750)  '*)  und  endlich 
durch  die  fast  vollständige  Unabhängigkeit  des  Papstthums  von 
staatlicher  Mitwirkung  bei  Besetzung  des  römischen  Stuhles. 

Die  zielbewusste  Leitung  der  romfeindlichen  Strö- 
mung lässt  sich  in  den  mannigfachen  Intriguen  gegen  die 
organisatorische  Thätigkeit  des  Bonifatius  (722 — 755)  und  wohl 
auch  in  dem  Verzichte  auf  die  Pallien  für  Abel  und  Hartbert 
(i.  J.  744)  **)  erkennen,  die  absichtslose  Förderung  der 
romfeindlichen  Strömung  in  dem  Widerstande  der  Fürsten 
gegen  die  Befugnisse  des  Statthalters  (von  742 — 755),**)  gegen 
die  päpstliche  Betheiligung  bei  Organisation  der  Bisthümer  (742)**) 


•)  9 und  10. 

’)  8 11. 

•)  § 11  s.  lai. 

•)  § 17  8.  172  f. 
»)  g 4 8.  46  ff. 

•)  g 6 8.  68  ff. 

>)  g 3 8.  25—99. 
■)  g 4 8.  50-52. 
•)  g 12  8.  119  ff. 
'•)  g 14  8.  183  ff. 
«■)  g 15  8.  161  f. 
'*)  g 8 8.  72. 

■>)  g 19  8.  186. 

»)  § 19  8.  188 
'*)  g 11  S.  103  ff. 
••)  g 14  8.  12a 
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und  Abgrenzung  der  Erzbisthiinier  (747,  774)*)  und  gegen  die 
direkte  Unterordnung  der  vom  päpstlichen  Statthalter  errichteten 
Bisthümer  unter  den  römischen  Stuhl  (im  Jahre  742);*)  ferner 
in  dem  Widerstande  gegen  die  päpstliche  Jurisdiktion  (im  Jahre 
751),®)  gegen  die  absolute  Geltung  der  dogmatischen  Ent- 
scheidungen Roms  (seit  794)*)  und  gegen  die  unbedingte  Noth- 
wendigkeit  der  Pallien  für  Erzbischöfe  (seit  ca.  750);®)  sodann 
in  der  Selbstständigkeit,  mit  welcher  die  Karolinger  wiederholt 
(in  den  Jahren  768,  771,  774,  813,  817)*)  in  Krön-  und  Thron- 
fragen vorgingen,  endlich  in  der  Eingliederung  des  römischen 
Bischofs  in  den  Reichsepiskupat  (seit  ca.  780)  ’)  und  den  hiermit 
verbundenen  Konsequenzen:  der  VerpÖichtung  des  römischen 
Bischofs  zu  einem  von  den  anderen  Bischöfen  nicht  erforderten 
Amtseide,  der  Unterordnung  unter  das  staatliche  Kontrollrecht 
und  der  Gleichstellung  mit  dem  übrigen  Reichsepiskopate. 

Ihren  prägnantesten  Ausdruck  findet  die  romfreundliche 
Strömung  in  der  durch  Bonifaz  erwirkten,  aber  von  nachhaltigem 
Erfolge  nicht  begleiteten  Ergebenheitsadresse  des  fränkischen 
Klerus  vom  Jahre  748,®)  die  romfeindliche  Gegenströmung 
in  dem  schroffen,  selbstbewussten  Briefe,  mittels  dessen  die  frän- 
kische Geistlichkeit  im  Jahre  833  die  Parteinahme  Gregors  IV. 
für  die  Söhne  des  Kaisers  Ludwig  und  die  Banndrohung  des 
Papstes  zurUckwies.  *) 

So  wogte  der  Kampf  während  der  ganzen  in  der  vorliegenden 
Abhandlung  besprochenen  Periode  hin  und  her,  sich  bald  zu  Gunsten, 
bald  zu  Ungunsten  des  Papstthums  und  seiner  hierarchischen 
Pläne  entscheidend.  Da  muss  es  denn  fraglich  bleiben,  ob  der 
Idee  des  päpstlichen  Primates  die  Tendenz  des  Wachsthums 
bereits  in  dem  Maasse  innegewohnt  hat,  dass  der  Sieg  überhaupt 
oder  so  bald  im  Sinne  dieses  Primates  ausgefallen  wäre,  sofern 
die  Dinge  normalem  Verlaufe  überlassen  blieben,  sofern  nicht 
dem  Papstthum  die  Schwäche  Ludwigs  des  Frommen,  die  inneren 


>)  § 11  S.  139  f. 

•)  § 11  8.  106  f. 

•)  § 17  8.  174. 

‘)  § 6 8.  68  f. 

*)  g 19  8.  192. 

•)  § 3 8.  30-34. 

’)  § 6 8.  53  ff. 

•)  g 16  8.  164  ff. 

•)  § 16  8.  167  ff,  § 8 8.  77  ff. 
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Zwistigkeiten  im  Kaiserhause  und  die  Spaltung  des  Karolinger- 
reiches durch  den  Vertrag  von  Verdun  zu  Hilfe  gekommen  wären 
und  sofern  das  Papstthum  nicht  schliesslich  zu  der  Waffe  der 
pseudoisidorischen  Fälschung  gegriffen  hätte.  ‘) 


’)  leb  halte  es  nach  dem  Ubigen  (gegen  Hichter-Dove  S.  100  ff., 
Maassen  S.  144,  147,  ISO,  Frantz,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts,  2.  Aufl., 
Göttingen  1892,  § 12  Anm.  3 S.  24)  für  wahrscheinlich,  dass  die  Tendenz 
der  pseudoisidorischen  Fälschung  mehr  auf  Erhöhung  der  päpstlichen  Macht 
als  auf  Befreiung  des  Klerus  von  dem  weltlichen  Einflüsse  gerichtet  gewesen 
ist.  Mit  Bestimmtheit  wird  sich  diese  Behauptung  aber  erst  aufstellen 
lassen , nachdem  die  oben  gewonnenen  Einzelresultato  mit  den  positiven 
Sätzen  Pseudoisidors  über  die  entsprechenden  Punkte  verglichen  worden 
sind  und  nachdem  auf  diese  Weise  ermittelt  worden  ist,  inwieweit  Pseudo- 
isidor über  die  vom  fränkischen  Staate  anerkannten  Befugnisse  des  Papst- 
thums hinauageht.  Dieser  Nachweis  fällt  jedoch  nicht  in  den  Rahmen  der 
vorliegenden  Untersuchung  und  muss  einer  gesonderten  Darstellung  Vor- 
behalten bleiben. 
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Die  Kompaternitltsbeziehangen  zwischen  den  PSpsten  und 
den  FrankenfQrsten  und  ihre  Bedeutung  fUr  die  Datierung 
der  Briefe  des  Papstes  Hadrian  I. 

Es  ist  in  § 4’)  angedeutet  worden,  dass  die  Päpste  mehrfach 
Prinzen  des  karolingischen  Hauses  aus  der  Taufe  gehoben  haben 
und  dadurch  zu  ,spiritales  patres'  ihrer  Täuflinge  und  zu  ,spiri- 
tales  compatres'  der  Eltern  ihrer  Täuflinge  wurden.  Welche 
Bedeutung  dieser  Umstand  für  die  Beziehungen  des  Papstthums 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchenrecht  gehabt  hat  und  welche 
Bedeutung  ihm  fiir  die  Frage,  ob  die  hochwichtige*)  Urkunde 
Hadrians  für  Tilpin  von  Reims  als  echt  gelten  kann  und  für  die 
Datierung  der  Briefe  Hadrians  zukoramc,  ist  gleichfalls  in  § 4 
angedeutet  worden. 

Schon  Papst  Stephan  II.  nennt  den  König  Pippin  in  seinen 
Briefen  mit  Regelmässigkeit  seinen  ,spiritalis  *)  compater'  *)  und 
des  Königs  Söhne  Karl  und  Karl  mann  seine  ,8piritales  filii',*) 
die  Königin  seine  ,spiritalis  commater'.  *)  Da  diese  Wendungen 
indessen  noch  nicht  in  denjenigen  Briefen  begegnen,  welche  vor 
dem  Jahre  754  geschrieben  sind,  so  hat  man  mit  Recht  die  Ent- 
stehung dieser  geistigen  Verwandtschaft  zwischen  Stephan  und 

>)  Oben  § 4 8.  89  Anm.  3. 

*)  Oben  § 8 8.  76  Anm.  2,  § 10  8.  101  Anm.  3 f.,  § 11  8.  106  Anm.  7 
auf  8.  106,  § 16  8.  148-162,  163  Anm.  1 und  3,  § 17  8.  173,  § 19  8.  189 
Anm.  7,  190  Anm.  6,  194  Anm.  6 und  Anm.  8 (auf  8.  195X  196  Anm.  2. 

*)  Die  Schreibweise  ,spiritaliB'  statt  ,spiritualis',  an  welcher  Dahn  8. 914 
Anm.  1 Anstoss  nimmt,  findet  sich  auch  in  den  aus  England  stammenden 
Briefen  bei  Jaff6  Ul  No.  108  8.  263,  266,  No.  110  8.  269,  No.  113  8.  278 

*)  Vgl.  die  Ueberschriften  zu  Jaff4  IV  No.  6 8.34  (daselbst  auch  im 
Text  8.  36),  No.  7 8.  87  (daselbst  auch  8.  38),  No.  9 8.  48  (daselbst  auch 
8.  62,  64,  66),  No.  11  8.  61  (daselbst  auch  8.  62,  64,  66). 

•)  Jaff6  IV  No.  11  8.  63. 

•)  Jaff4  IV  No.  9 8.  62,  11  8.  63. 
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den  Arnulfingern  mit  der  Anweeenheit  des  Papstes  im  Franken- 
reiche  in  Verbindung  gesetzt.  Oelsner’)  stellt  die  Yermathong 
auf,  dass  Stephan  damals  persönlich  die  Konfirmation  der 
Jünglinge  vorgenommen  hat,  weil  sich  eine  so  verspätete  Taufe 
der  — bereits  zwischen  742  und  751  geborenen  *)  — Prinzen 
nicht  annehmen  lasse;  indessen  kann  man  gegen  Oelsner  geltend 
machen,  dass  auch  später  der  im  Jahre  777  geborene  Sohn  Karls 
des  Grossen  (Karlmann-Pippin  •))  erst  Ostern  781  *)  durch  Papst 
Hadrian  in  Rom  aus  der  Taufe  gehoben  worden  ist. 

Als  dem  Könige  Pippin  im  Jahre  757  eine  Tochter,  Gisela,*) 
geboren  wurde,  übersandte  er  deren  Tauflüchlein  an  Papst  Paul  I. 
und  erklärte  ihn  dadurch  zum  Pathen  der  Prinzessin.*)  Paul, 
der  sich  in  Danksagungen  für  die  hohe  Ehre  kaum  erschöpfen 
kann,  unterlässt  es  fortab  nicht,  Pippin  in  seinen  Briefen  ^)  — in 
der  Aufschrift,  zumeist  auch  im  Kontexte  — als  seinen  ,spiritalis 
compater*  zu  bezeichnen,  wiederholt  das  Band  der  geistigen  Ge- 
vatterschaft hervorzuheben  *)  und  in  fast  allen  Briefen  sich  nach 

*)  Oelsner  S.  160  Anm.  8. 

lieber  das  (Geburtsjahr  Karls  des  Grossen  wird  lebbskfl  gestritten, 
die  (Quellen  geben  742,  743  und  747  an.  Vgl.  Hahn  S.  238  ff.,  Oelsner 
S.  486,  'Wolff,  Kritische  Beiträge  zur  Geschichte  Karts  des  Grossen,  Hanau 
1872,  S.  1 ff.,  Boehmer-Mühlbacher  S.  ö3,  Abel  1 S.  10  ff.  — Karlmann 
ist  nach  den  Ann.  Fetav.  im  Jahre  751  geboren,  hierüber  vgl.  jedoch 
Oelsner  S.  419  Anm.  6,  8.486,  Boehmer-Uühlbaoher  S.  60  gegenüber 
Härtens  8.  117,  Bazmann  8.  293,  Dahn  8.  965  Anm.  17. 

*)  lieber  diesen  vgl.  unten  8.  221  f. 

*)  Nicht  783,  wie  Dahn  8.  1178  meint. 

•)  Ann.  Fetav.  ad  a.  757,  M.  G.  88. 1 S.  11.  Vgl.  über  Gisela  Abel  U 
8.  817  Anm.  1,  8.  424  Anm.  6,  Oelsner  8.  318,  8.  426  Anm.  2,  Jaffü  IV 
8.  73  Anm.  1 und  über  einen  Anachronismus  der  Ann.  8.  Benign.  Divion., 
der  Ann.  Angliae  und  der  Ann.  Besuenses  Oelsner  8.  160  Anm.  6. 

•)  Jaffä  IV  No.  14  8.  72  f. 

')  Nur  nicht  in  No.  12  8.  67,  der  in  dasselbe  Jahr  wie  Giselas  Geburt 
fällt,  und  in  No.  23  8.  97,  der  zwar  ins  Jahr  761 — 62  gehört,  aber  als 
offizielle  Schenkungsurkunde  (betreffs  des  Klosters  Soracte,  cf.  No.  42 
8.  140  ff.)  zur  Krwähnung  der  Gevatterschaft  ungeeignet  ist.  Unter  den 
nicht  an  Fippin  gerichteten  Briefen  erwähnt  No.  38  8.  136  die  Gompatemität; 
ebenso  der  nicht  von  Faul  selbst  ausgehende  Brief  No.  13  8.  70,  dessen 
Absender  der  römische  Senat  und  das  römische  Volk  sind  (circa  . . . 
spiritalem  patrem  vestrum  . . . Fautum  . . . papam  . . .;  servi.  . . spiritalis 
patria  vestri  domni  noslri  Fauli).  Die  Absender  bezeichnen  Faul  ihnen 
selbst  gegenüber  als  noster  est  pater  et  obtimus  pastor.  Daher  kann  ,spiri- 
talia  pater  vester'  nicht  in  dem  weiter  unten  erörterten  Sinne  gedeutet 
werden,  mithin  muss  No.  13  gegen  Jaffe,  dessen  Argumentation  B.  70 
Anm.  1 nicht  zwingend  ist,  hinter  No.  14  gesetzt  werden. 

•)  Jaffe  IV  No.  14  8.  72,  73. 
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dem  Befinden  »einer  „geistigen  Tochter“  (,filia  spiritalis“),  der 
Gieeta,*)  sowie  nach  dem  Befinden  seiner  „geistigen  Mitnmttcr“ 
(.spiritalis  commater*),  der  Königin  Bertrada,')  zu  erkundigen 
oder  ihnen  seine  Segenswünsche  zu  senden.  Ja,  auch  Karl  und 
Karlmann  bezeichnet  er  bisweilen  als  seine  „geistigen  Söhne“ 
(,spiritales  filii‘),*)  vielleicht  deshalb,  weil  er  der  Pathe  ihrer 
Schwester  Gisela  war,  vielleicht  auch  darum,  weil  Pauls  Vor- 
gänger Stephan  II.,  der  „geistige  Vater“  Karls  und  Karlmanns,*) 
Pauls  eigener  Bruder  *)  gewesen  war,  mithin  analog  der  leiblichen 
Verwandtschaft  eine  geistige  unter  den  Geschwisterpaaren  ver- 
mittelt erscheinen  konnte. 

Es  ist  auffallend,  dass  Paul  in  den  beiden  Briefen  No.  36 
S.  129  und  No.  37  S.  129  zwar  der  Königin  sowie  Karls  und 
Karlmanns,  nicht  aber  Giselas  gedenkt  und  dass  er  ebenso  in 
No.  28  S.  107  nur  ,vestris  natis  nostrisque  filiis,  bisdem  eximiis 
regibus  et  patriciis*,  also  gleichfalls  nur  Karl  und  Karlmann, 
nicht  aber  Gisela  Glückwünsche  sendet.*)  Diese  Thatsache  möchte 
ich  mir  nicht  etwa  aus  wiederholter  Nachlässigkeit  der  päpstlichen 
Kanzlei  oder  aus  wiederholtem  Mangel  an  Höflichkeit  des  Papstes 
erklären,  der  gewiss  in  seinen  Briefen  eher  zu  viel  als  zu  wenig 
Höflichkeitsphrasen  anbringt,  ich  möchte  vielmehr  zur  Erklärung 
die  Bemerkung  Einhards  in  der  Biographie  Karls  des  Grossen 
heranziehen,  dass  sich  Karls  einzige  Schwester  Gisela  klöster- 
lichem Leben  gewidmet  hat.’)  Demnach  scheint  Gisela  zur  Zeit 
der  obenerwähnten  Briefe,  die  Jaffd  in  die  Jahre  763  bis  766  setzt, 
schon  im  Kloster  und  fern  dem  königlichen  Palaste  gewesen  zu 
sein ; *)  der  Papst  hat  dies  gewusst  und  Segenswünsche  an  sein 
Pathenkind  nicht  übermitteln  können.  Als  Jahr  des  E^tritts 

')  Jaffe  IV  No.  29  S.  Ul,  No.  43  S.  147.  Ohne  Bezeiohnnng  als 

apiritalis  filia  wird  Oisela  erwähnt  in  No.  21  S.  95,  34  8.  100  , 29  S.  106, 

32  8.  117,  42  8.  144. 

*)  Jaffe  IV  No.  29  8.  108  und  111,  No.  43  8.  147,  No.  22  8.  97. 

•)  Jafffe  IV  No.  47  8.  111,  No.  29  8.  108,  No.  22  8.  97. 

*)  s.  oben  8.  216. 

•)  Vgl.  J aff 4 IV  No.  12  8.  67. 

')  Andererseits  muss  man  in  No.  14  8.  74  und  kann  man  in  No.  17 

8.  88,  No.  37  ^ 134,  No.  84  8.  131  und  No.  39  8.  137  f.  unter  den  filiis 

bezw.  natis  auch  Gisela  mitverstehen. 

*)  Einh.  Vit.  Karol.  c.  18  bei  Jaff4  IV  8.  536:  Erat  ei  nnica  soror 
nomine  Oisla,  a puellaribns  annis  religiosae  conversationi  mancipata. 

')  In  Alouins  Brief  No.  133  (v.  J.  800)  bei  Jaff4  VI  8.  522  begegnet 
sie  als  Aebtissin  des  östlich  von  Paris  gelegenen  Klosters  Gala  (Chelles, 
vgl.  Jaffe  a.  a.  0.  Anm.  7). 
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ins  Kloster  nehme  ich  764  an,  da  No.  29,  welche  (auf  S.  106 
und  S.  111)  Gisela  noch  ausdrücklich  erwähnt,  jedenfalls  aus 
dem  Jahre  764  stammt,’)  während  die  anderen  Briefe,  in  denen 
Gisela  genannt  wird,  nach  Jaffe  in  die  Jahre  761  *)  bezw.  758  bis 
763')  bezw.  761  bis  766')  bezw.  762  bis  767')  fallen,  also  durchweg  i 
— zum  Theil  bestimmt,  zum  Theil  möglicherweise  — vor  764 
geschrieben  sind.  Freilich  wird  Gisela  vom  Papste  noch  in  ep.  43 
S.  147  mit  Segenswünschen  bedacht  und  dieser  Brief  wird  von 
Jaffä  ins  Jahr  767  gesetzt.  Doch  ist  letztere  Datierung  durchaus 
nicht  zwingend;  denn  Jaffö  kann  sich  hierfür  lediglich  auf  den 
Dmstand  stützen,  dass  ep.  43  S.  146  einen  Haribertus  abbas  als 
Gesandten  Pippins  in  Rom  erwähnt  und  dass  auch  die  Ann. 
Nazariani  (Mon.  Germ.  Script.  I S.  31 ; ebenso  fast  wörtlich  über- 
einstimmend die  Ann.  Guelferby tani,  Mon.  Germ.  Script,  ibid.) 
zum  Jahre  767  bemerken:  Paulus  papa  obiit.  Haribertus  abbas 
Roma  transmissus.  Selbst  wenn  man  die  Identität  der  beiden 
Aebte  für  un bezweifelbar  hält,*)  so  ist  man  nicht  gezwungen, 
nur  eine  einzige  Romreise  Hariberts  anzunehmen,  umsoweniger, 
als  dann  der  Bericht  der  Annalen  durchaus  unzuverlässig  und 
ungenau  wäre;  denn  die  Annalen  setzen,  wie  Jaffö  S.  146  Anm.  1 
selbst  hervorhebt,  Hariberts  Reise  in  die  Zeit  nach  Paub  Tode, 
während  in  ep.  43  von  Paul  selbst  als  kompetentestem  Zeugen  die 
Anwesenheit  Hariberts  zu  Lebzeiten  des  Papstes  bekundet  wird. 

Als  dem  Papste  Paul  im  Jahre  759  von  der  soeben  erfolgten 
Geburt  eines  dritten  fränkischen  Königssohnes  — wie  sein  Vater 
Pippin  genannt’) — Nachricht  zugegangen  war,  fügte  er  einem 
Briefe,  den  er  bereits  an  den  König  geschrieben  hatte,  die  Bitte 
bei,  auch  diesen  Prinzen  aus  der  Taufe  heben  zu  dürfen;*) 
ob  Pippin  diese  Bitte  erfüllt  hat,  lässt  sich  nicht  entscheiden; 


■)  Jaffe  IV  S.  110  Anm.  1. 

>)  Jaffg  IV  No.  3t  S.  96. 

>)  Ibid.  No.  34  S.  100. 

<)  Ibid.  No.  38  & 117. 

*)  Ibid.  Na  43  S.  144. 

•)  So  Dahn  S.  9iS  f. 

’)  Ann.  Lauriss.  (unten  S.  220  Anm.  1),  ferner  Ann.  Petav.,  Ann. 
Laaresbani.,  Ann.  Nasar.  a.  J.  7S9  (M.  G.  SS.  1 S.  11,  28  , 89):  Rex 
Pippinua  mutavit  nomen  iaum  in  filio  buo  (in  filiom  Bunm). 

*)  Jaff4  IV  No.  18  S.  86:  übnize  te  petimus,  ut  a Baontiasimo  baptia- 
naatia  lavacro  eundem  ezimium  veatrum  filiom  ausoipere  mereamur;  quatenoa 
duplex  Spiritus  aancti  gratia  fiat  in  medio  nostmm  et  gemine  festivitotia 
nobia  oriator  laetitia. 
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jedenfalls  würde  Paul  sich  der  neuen  Pathenschaft  nicht  lange 
haben  erfreuen  können,  da  der  Prinz  bereits  in  seinem  dritten 
Lebensjahre  starb.  ’) 

Auch  Pauls  Nachfolger,  Papst  Constantin  IL,  nennt  im 
Texte  des  einen  seiner  beiden  Briefe  an  Pippin  dessen  Söhne 
seine  spiritales  filii.*)  Doch  läset  sich  kein  Grund  erkennen,  der 
ihm  die  geistige  Verwandtschaft  über  Karl  und  Karlmann  über- 
tragen konnte,  insbesondere  vermochte  er  dieselben  nicht,  wie  sein 
Vorgänger  Paul,  durch  die  Pathenschaft  über  ein  anderes  Kind 
Pippins  bezw.  seine  eigene  Verwandtschaft  mit  dem  Taufpathen 
der  beiden  Prinzen  herzuleiten.  Da  Constantin  auch  sonst  nirgends 
als  Pathe  der  Prinzen  oder  als  Gevatter  des  Königs  begegnet, 
so  bleibt  nur  eine  doppelte  Möglichkeit  für  jene  Wendung:  ent- 
weder Nachlässigkeit  der  päpstlichen  Kanzlei,  welche  sich  in  den 
von  ihr  abgefassten  Schriftstücken  oft  mit  grösster  Gedanken- 
losigkeit an  andere,  bereits  vorhandene  Muster  angelehnt  hat  *)  — 
auch  die  beiden  uns  erhaltenen  Briefe  Constantins  sind  nur  eine 
Zusammenstellung  derselben  Wendungen,  welche  bereits  in  den 
Briefen  seiner  Vorgänger  in  zahllosen  Wiederholungen  begegnen  *) 
— oder  Constantin  hat  den  Ausdruck  nicht  auf  die  geistige 
Gevatterschaft  bezogen,  sondern  — wie  später  Hadrian  gegen- 
über Karls  Gemahlinnen ‘)  — auf  die  geistige  Vaterschaft  über 
alle  Gläubigen,  welche  die  Päpste  in  demselben  Sinne  für  sich 


')  Add.  Lanriai.  maior.  ad  a.  759  (M.  G.  SS.  I S.  142):  Natoi  eat 
Pippino  regi  filiua,  cui  . . . Domen  anum  inpoauit,  ut  Pippinua  vooaretnr 
aiont  et  pater  eina;  qni  vixit  annoa  duoa,  et  in  tertio  defnnctna  eat.  Da  Paal 
in  ep.  21  S.  96  and  ep.  24  8. 100  anadrücklioh  Segenawünache  an  die  Königin, 
an  Karl,  Karlmann  und  Gisela  sendet,  so  mnsa  ep.  21,  welche  nach  Jaffe 
8.  93  Anm.  2 ins  Jahr  761  fällt,  geschrieben  sein,  nachdem  Paul  bereits 
den  Tod  des  Knaben  erfahren  batte,  also  ganz  zu  Ausgang  des  Jabree  761, 
und  ep.  84,  welche  nach  Jaffö  zwischen  768  und  768  geschrieben  iat,  nicht 
in  die  Zeit  zwischen  ep.  18  (vorige  Anmerkung)  und  ep  29,  vielmehr  ent- 
weder in  das  Jahr  768  bezw.  den  Anftng  des  Jahres  760  oder  in  das  Ende 
des  Jahres  761  bezw.  in  die  Jahre  762  oder  768  gesetzt  werden. 

’)  Jaff4  IV  No.  46  8.  152:  Tuosque  amatissimoa  natos  ac  meoa  apiri- 
taiea  filioa. 

*)  Vgl.  s.  B.  über  den  Eid  des  Bonifatiua  v.  J.  722  oder  723  die  oben 
§ 2 8.  8 Anm.  6 angeführte  Literatur,  ferner  oben  § 14  8.  184. 

*)  Der  stereotype  Schlusssatz  der  Briefe  Paula  findet  sich  auch  in  den 
beiden  Briefen  Constantins;  vgl.  ferner  die  zweite  Bälfte  des  ersten  Ab- 
satzes in  ep.  46  8.  154  mit  dem  vorletzten  Absätze  der  ep.  42  8.  144,  mit 
ep.  34  8.  121  und  mit  ep.  38  8.  119. 

*)  Unten  8.  225  Anm.  1 und  2. 
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in  Anspruch  nahmen,')  wie  sie  die  römische  Kirche  als  geistige 
Mutter  der  mäubigen  bezeichnen.*) 

Der  Nachfolger  Cunstaiitins,  Stephan  III.,  hat  an  Karlmann 
die  Bitte  gerichtet,  zwischen  Beiden  möge  das  Band  der  Gevatter- 
schaft begründet  werden  und  der  König  möge  ihm  gestatten, 
den  — 770  geborenen  — Prinzen  Pippin  aus  der  Taufe  heben 
zu  dürfen.*)  Ob  dieser  Wunsch  erfüllt  wurde,  lässt  sich  nicht 
feststellen;  von  den  vier  anderen  an  Karlmann  oder  seine  Ver- 
wandten gerichteten  Briefen . Stephans  gedenkt  jedenfalls  keiner 
der  Kompatemitätsbeziehungen  zum  karolingischen  Hause. 

Auch  Hadrian,  der  i.  J.  772  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen 
hat,  zeigte  sich  bemüht,  das  Band  der  cognatio  spiritualis  mit 
der  Königsfamilie  zu  knüpfen.  Karl  der  Grosse  hatte  ihm  ver* 
sprechen,  Ostern  778  mit  seiner  Mutter  Bertrada  und  seinem 
eben  geborenen*)  Sohne  Karlmann  in  Rom  das  Osterfest  zu 
feiern  und  Karlmann  *)  vom  Papste  taufen  zu  lassen.  Der  König 


')  Vgl.  über  No.  13  S.  70  (ipse  noster  est  pater)  oben  S.  217  Anm.  7. 

Ferner  ep.  63  S.  177:  Laetitia  enim  patris  eit  perfectio  filiorum Et 

quia  augmento  et  ezaltatione  matris  tuae  sanotae  Dei  eooleaiae  in  Italiam 
dpstinatis  properare. . . . 

*)  Der  Ausdruck  ,sancta  Dei  ecclesia  spiritalis  mater  vestra'  begegnet 
in  den  pSpstlichen  Briefen  an  die  Amnlfinger  sehr  oft.  Es  sollen  hier  nur 
Beispiele  ans  der  Zeit  gegeben  werden,  zu  welcher  der  Absender  mit  dem 
Adressaten  (nach  der  herrschenden  Meinung  wenigstens;  vgl.  unten  S.  823  ff.) 
in  geistiger  Verwandtschaft  stand  Solche  Beispiele  sind  Hadrians  Briefe 
No.  61  S.  171,  178,  No.  Ü6  S.  183,  No.  56  S.  186,  No.  59  S.  194,  No.  60 
S.  196,  No.  61  S.  198,  800.  Derselbe  Ausdruck  begegnet  auch  in  dem  Briefe 
Gregors  nL  an  Karl  Kartell  bei  J affe  IV  No.  88  16,  obwohl  von  KompatemitSt 
zwischen  beiden  nichts  bekannt  ist;  ferner  nicht  nur  in  dem  Briefe  Stephans  IL 
(des  hl.  Petrus)  an  die  Frankenkönige  und  das  fränkische  Volk  (No.  10  S.  68), 
sondern  auch  in  dem  Stephans  an  die  Franken  allein  (No.  6 S.  33). 

*)  Jaffö  IV  No.  49  S.  167;  Magna  nobis  desiderii  ambioio  insistit . . . 
nt  Spiritus  sancti  gratia,  scilioet  eompatemitatis  affectio,  inter  nos  eveniat. 
Pro  quo  obnixae  quaesumus  . . . ut  de  praeolaro  ac  regali  vestro  genuine  . . . 
in  nostris  nlnis  ex  fonte  sacri  baptismatis  aut  etiam  per  adorandi  chrismatis 
unctionem  spiritalem  suscipere  valeamus  filium;  ut,  eadem  Deo  prosperante 
eompatemitatis  gratia  in  medio  nostrum  oorroborata,  magna  laetita  ex 
hoc  . . . exultare  valeamus. 

*)  Nach  dem  8.  Juli  777,  s.  Jaffö  IV  8.  198  Anm.  5 und  Abel  I 
S.  318  Anm.  3. 

*)  Es  kann  sich  nur  um  Karlmann  handeln;  zwar  wurde  Hildegard 
auch  im  Jahre  778  entbunden,  doch  sicher  erst  nach  dem  Osterfeste,  da  die 
Geburt  des  Karlmann,  wie  Anm.  4 bemerkt,  erst  im  Sommer  777  stattgefunden 
batte;  auch  gebar  Hildegard  i.  J.  778  Zwillinge  (Pippin,  der  sehr  jung 
Starb,  und  den  späteren  Kaiser  Ludwig;  vgl.  Abel  I S.  308),  Hadrian 
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war  aber  nicht  /erschienen,  worüber  sich  Hadrian  sehr  betrübt 
zeigt. ')  Doch  fand  die  Taufe  des  jungen  Prinzen  durch  den 
Papst  im  Jahre  781  gelegentlich  der  zweiten  Romfahrt  Karls 
statt;* *)  der  kleine  Karlmann  erhielt  bei  dieser  Gelegenheit  statt 
des  alten  Namens  den  Namen  Pippin.?) 

Wir  erfahren  aber,  dass  Hadrian  schon  über  ein  früheres 
Kind  Karls  die  Tanfpathenschaft  geführt  hat,  bevor  ihm  diejenige 
über  Karlmann-Pippin  in  Aussicht  gestellt  war,  ein  merk- 
würdiger Weise  bisher  übersehener,  für  die  Datierung  der 
päpstlichen  Briefe  aber  sehr  bedeutsamer  Umstand. 

In  demselben  Briefe  (ep.  S.  199)  nämlich,  in  welchem 
Hadrian  der  geplanten  Romreise  Karls  gedenkt,  bittet  er  den  König, 
ihm  dennoch  gestatten  zu  wollen,  dass  er  den  Knaben  taufe,  und 
begründet  diese  Bitte  mit  dem  Zusatze:  quatenus  duplex  Bpiritus 
sancti  gratia  in  medio  no.strum  adcrescat  et  geminae  festivitatis 
laetitia  nobis  caelebretur;  er  erbittet  sich  also,  wie  wir  es  oben  von 
Paul  L erfuhren  und  zwar  mit  ganz  ähnlichem  Wortlaute,  noch 
ein  zweites  Pathenamt  im  königlichen  Hause.  Dass  es  sich  bei 
diesem  ersten  Pathenamte  Hadrians  nur  um  Karls  im  Jahre  773 
oder  774  geborene  und  im  Jahre  774  gestorbene  Tochter  Adelheid*) 
gehandelt  haben  kann,  ergiebt  sich  aus  folgenden  Umständen:  in 
einem  Briefe  aus  der  Zeit  zwischen  781  und  783*)  thut  Hadrian 
zwar  der  spiritualis  commater  Hildegard  und  seines  proprius  filius 
spiritalis  Lothar  Erwähnung,  bezeichnet  aber  die  übrigen  Kinder 
Pippins  einfach  als  caetera  vestra  nobilissima  proles:  damals  hat 


erzählt  aber  in  ep.  üi  nur  von  einem  nach  Eom  zu  bringenden  Täuflinge. 
Ueher  die  anderen  Kinder  Karle,  die  bia  778  geboren  worden,  t.  unten 
& 22H  Anm.  1 und  K 

')  Jaffi  IV  No.  fil  8.  läS  f.:  Dignati  eatiz  nobis  repromittere;  ut  in 
aanotum  diem  pasoae  ad  limina  beati  apoatolorum  principia  Petri  una  cum 
apiritale  filia  noatra  regina  Domino  auxiliante  properare  debniaaetia,  ut  filium, 
qui  nunc  vobia  pocreatna  eet,  a aaoro  baptisma  in  ulnia  noatria  auacipere 
debuiaaemua;  aicut  terra  aitiens  imbrem,  ita  et  noa  ezapectabilea  fiiimus 
mellifluam  exoellentiam  veatram. 

*)  Vgl.  den  Quellennachweia  bei  Abel  I 8.  379  Anm.  1 und  ^ ferner 
ep.  13  S.  236:  Una  com  excellentisaima  filia  noatra  et  apiritale  commatre 
domna  regina  aeu  domno  Pippino  excellentiaaimo  rege  Langobardorum  et 
proprio  apiritali  filio  noatro  caeteraque  veatra  nobilisaima  prole. 

•)  Abel  1 8.  379  Anm.  2. 

^ lieber  diese  vgl.  die  Qmbschrift  des  Paulus  Diaconua  in  den  ßeata 
episcoporum  Uettensium  H.  Q.  88.  II  8.  267  (auch  in  Poetae  Lat. 
aevi  Carol.  tom.  I 8.  äl  abgedruckt)  und  Abel  I 8.  149.  193. 

*)  Jaff4  IV  No.  73  8.  21hi  oben  Anm.  2. 
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alüo  das  erste  Pathenkiiid  Hadrians  nicht  mehr  gelebt;  von  den 
älteren  Geschwistern  Karlmann -Pippins  sind  aber  Karl')  und 
Rotrud* *)  lange  über  das  Jahr  781  hinaus  am  Leben  geblieben 
und  Adelheid  ist  das  einzige  vor  781  verstorbene  Kind,  das 
älter  ^ war  als  Karlmann-Pippin.  Für  die  Pathenschaft  Hadrians 
über  Adelheid  spricht  übrigens  der  Umstand,  dass  sie  das  erste 
Kind  gewesen  ist,  welches  dem  Könige  während  des  Pontifikates 
Hadrians  geboren  wurde ; denn  dieses  begann  im  Februar  772, 
Karls  ältester  Sohn  — gleichfalls  Karl  genannt  — ist  aber  bereits 
im  Jahre  771  zur  Welt  gekommen.  *) 

Es  ist  schon  angedeutet  worden,  dass  Hadrians  Taufpathenschaft 
über  Adelheid  für  die  Datierung  der  päpstlichen  Briefe  be- 
merkenswerthc  Konsequenzen  zulässt.  Wie  nämlich  die  Forschung 
bereits  seit  langer  Zeit  hervorgehoben  hat,  gedenkt  ein  Theil  der 
Briefe  Hadrians  der  Kompaternitätsbeziehungen  des  Papstes  zum 
fränkischen  Künigshause  — indem  der  Papst  den  König  als 
seinen  spiritalis  conipater,  *)  die  Königin  als  seine  spiritalis 
commater  •)  bezeichnet  — , ein  anderer  Theil  dagegen  nicht.  Dies 
soll  nun  nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  von  Jaffö,*) 

•)  Vgl.  über  ihn  Abel  IS.  149. 

•)  Abel  II  S.  428  Anm.  2. 

^ Der  gleichfalls  sehr  jung  verstorbene  (vgl.  Abel  I S.  806)  Ijotbar 
ist  jünger  als  Karlmann-Pippin  und  hat  bei  Abfassung  der  ep.  ül  zwar 
vielleicht  schon  gelebt,  jedenfalls  aber  kann  er  nicht  so  lange  vor  Ostern 
778  geboren  sein,  dass  seine  Taufe  schon  hätte  vollzogen  sein  können,  bevor 
Pippin  dem  Papste  ein  Pathenamt  über  das  ältere  Kind  Karlmann-Pippin 
in  Aussicht  stellte.  Ks  widerspricht  hier  das  ziemlich  sichere  Quellen- 
ergebnis, dass  Karlmann-Pippin  nach  dem  S.  Juli  777  geboren  ist  (s.  oben 
S.  ^ Anm.  ^ Aber  selbst  wenn  man  die  Geburt  des  Karlmann-Pippin 
soweit  zurüoksetzt,  dass  die  Taufe  des  Lothar  ganz  zu  Anfang  des  Jahres 
778  stattfinden  konnte,  ist  es  unwahrscheinlich  und  dem  Ausdrucke;  filium, 
qui  nunc  vobis  procreatus  est  widersprechend,  dass  zuerst  das  jüngere,  dann 
das  ältere  Kind  Karls  des  Grossen  zum  Täufling  des  Papstes  erklärt  wurde. 

^ Vgl.  darüber  Abel  L Kxkurs  VI,  S.  671  ff.  Die  Taufe  kann  nur 
(wie  bei  Pippins  Tochter  Gisela,  s.  oben  8.  211  Anm.  6)  s^bolisch,  durch 
Zusendung  des  Tauftüchleins  erfolgt  sein,  da  aus  dem  Jahre  774  zwar  eine 
Romfahrt  Karls  von  vielen  Quellen  bestätigt  wird,  nicht  aber  eine  gleich- 
zeitige Romfahrt  seiner  Familie.  Hildegard  befand  sich  bei  der  Gebart 
Adelheids  im  Lager  vor  Pavia  und  scheint  dort  die  Rückkehr  Karls  abge- 
wariet  zu  haben.  Vgl.  die  oben  S.  221  Anm.  4 erwähnte  Grabschrift  und 
Abel  I a.  Ii8  f.,  Ifil  ff.,  133. 

‘)  Vgl.  darüber  unten  S.  224. 

")  Jaffe  IV  No.  2Ü  S.  220,  No  II  S.  22L  ^ No.  13  S.  22^  No.  H 
S.  228  f.,  No.  15  S.  ^ No.  Iß  S.  23L  No.  83  8 251. 

')  Jaffi  IV  8.  L 
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Abel,* *)  Boehmer-M  ühlbaclier*)  und  Andern*)  den  sicheren 
Schluss  ermöglichen,  dass  jene  Briefe  in  die  Zeit  nach,  diese 
Briefe  in  die  Zeit  vor  der  Taufe  Karlinann- Pippins  (781)  ge- 
hören. Dieser  Schluss  ist  aber,  weil  die  Kompatemität  zwischen 
Hadrian  und  dem  Königspaare  bereits  im  Jahre  774  begründet 
wurde,  unrichtig  und  muss  daher  statt  des  Jahres  781  als  Fehler- 
grenze hinsichtlich  derjenigen  päpstlichen  Briefe,  welche  die 
Kompatemität  hervorheben  und  keinen  anderen  Anhaltspunkt  itir 
ihre  Abfassungszeit  bieten,  das  Jahr  774  angenommen  werden,*) 
es  fällt  also,  da  überhaupt  keiner  der  Briefe  Hadrians  vor  774 
abgefasst  worden  ist,  jenes  angebliche  Merkmal  gänzlich  fort. 

Unrichtig  ist  es  ferner,  dass  die  Nichterwähnung  der  Kom- 
paternität  in  einzelnen  Briefen  uns  zwingt,  dieselbe  in  die  Zeit 
vor  Begründung  dieser  Beziehungen  zu  setzen.  Zunächst  lehren 
die  Briefe  No.  &1  S.  197  ff.*)  (vom  Mai  778)  und  No.  IQ  S.  218  ff. 
^vom  Sommer  781),  welche  die  Kompatemität  zwar  im  Kontexte, 
nicht  aber  in  der  Adresse  hervorheben,  dass  es  für  die  Datierang 
kein  sicheres  Merkmal  ist,  ob  (wie  in  No.  68 — 69,  No.  71 — 77, 
No.  80 — 98)  die  üeberschrift  den  Zusatz:  nostroque  spiritali 
compatri*)  enthält  oder  ob  (wie  in  No.  51 — 61,  63—67)’)  dieser 
Zusatz  fehlt.  Es  können  also  mangels  anderer  Anhaltspunkte 
auch  diese  letzteren  Briefe  sehr  wohl  erst  nach  Begründung  der 
Kompatemität  geschrieben  sein ; somit  bleibt  auch  dieses  Merkmal 
ausser  Betracht,  da  nachweislich  von  sämratlichen  Briefen  Hadrians 
keiner  vor  Ende  774  abgefasst  ist.  *) 

Endlich  ist  es  unrichtig,  dass  alle  diejenigen  Briefe,  welche 


')  Abel  I S.  379  Aam.,  S.  4t>5  Anm. 

*)  Boehm  er-Hähl  baoher  S.  81, 

*)  Hirsch  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  Bd.  XIll 
8.  48  Anm.  ^ Richter,  Annalen  11  S.  12  Anm.  b,  Ewald  bei  Jaff^, 
Reg.  No.  2431  8.  297. 

*)  Es  gilt  dies  ausser  für  die  unten  genauer  besprochenen  Briefe  No.  @ 
und  ö für  No.  2ä  S.  2^  No.  29  8 248,  No.  82  8.  249,  No.  ffi  8.  268. 

')  s.  oben  8.  222  Anm.  L 

*)  Karl  wird  auch  in  dem  Briefe  Hadrians  an  Bischof  Egila  No.  29 
8.  24i  als  ,spiritalis  compater*  bezeichnet,  ebenso  in  ep.  Carol.  No  4 bei 
Jaffi  IV  8.  345,  in  dem  Briefe  au  Tilpin  von  Reims  (oben  § 8.  149 

Anm.  4)  dagegen  als  ,spiritalis  filins‘. 

')  No.  62  8.  201  ^t  überhaupt  keine  Aufschrift. 

•)  Daraus  folgt  ferner,  dass  für  No.  63—67  als  äusserste  Zeit  ihrer 
Abfassung  nicht  das  Jahr  780,  in  welchem  Earlmann-Pippin  noch  nngetaufl 
war,  sondern  das  Jahr  791,  in  welchem  (Jaff^  IV  S.  ^ der  Codex  Caro- 
linus  aufgeschrieben  wurde,  gelten  muss. 
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Hildegard  als  .spiritalis  filia‘  bezeichnen,’)  geschrieben  seien,  bevor 
Hildegard  durch  die  Tuufe  Karlmann -Pippins  zur  „Hevatterin“ 
Hadrians  geworden  ist.  Denn  No.  ßl,  welche  die  Bitte  Hadrians 
um  Bewilligung  des  zweiten  Pathenamtes  enthält,  nennt  Hildegard 
zweimal*)  .epiritalis  filia‘. 

Die  Richtigkeit  obiger  Ausführungen  wird  bestätigt  durch 
den  Brief  No.  68  S.  212  ff.  Hier  erwähnt  Hadrian  einen  Abt 
Autpert  vom  Kloster  des  hl.  Vincentius  (am  Volturno)  als  soeben 
gestorben.*)  Aus  einer  anderen  Quelle,’)  deren  Glaubwürdigkeit 
Jaffe*)  in  Konsequenz  seiner  oben  erörterten  Anschauung,  jeder 
Brief  mit  der  Adresse  ,spiritalis  compater‘  gehöre  in  die  Zeit 
nach  780,  bestreiten  musste,  erfahren  wir,  dass  der  Tod  des 
Autpert  im  Jahre  778  erfolgt  ist,  eine  zweite  Quelle*)  giebt 
sogar  777  als  Todesjahr  des  Autpert  an;  beide  Quellen  nennen 
also  eine  Zeit,  zu  welcher  Hadrian  zwar  Pathe  der  — inzwischen 
verstorbenen  — Adelheid,  aber  noch  nicht  Pathe  des  Karlmann- 
Pippin  geworden  war.  ’) 


>)  Jaffe  IV  No.  61  8.  198,  64  S.  206,  67  8.  212.  ,Filia‘  ohne  Zusatz 
•piritalia'  heisst  Hildegard  in  No.  53 — 56  S.  179,  181,  182,  186,  No.  59  S.  195, 
No.  60  8.  197  und  No.  66  8.  210. 

•)  Jaffe  IV  S.  198. 

')  JaffelV  S.212f.:  Contentiones inter monaohos  venerabilis monasterii 
sancti  Vincentii  et  abbatibus  eiusdum  monasterii  soilicet  Autbertum  et 
Pothonon  ....  quippe  praefatus  Autbeitus  dudum  abbu,  calle  itineris 
peragratua,  reprntina  morte  occupatus. 

*)  Chronic.  Vulturnense  bei  Uuratorius,  Herum  Italicarum 
8criptores  tom.  I p.  2 (Hediolani  lü2ö),  8.  366  8p.  1 a.  E.;  vgL  dazu 
Uabillon,  Acta  Sanctorum  saec.  III  p.  2 (Venetiis  1734)  8.  240  (nicht 
266,  wie  Jaffe  IV  S.  213  Anm.  3 citiert). 

°)  J affe  IV  8.  213  Anm.  3,  ebenso  Abel  I 8.  465  Anm.  und  Hiraoh 
an  dem  oben  8.  224  Anm.  3 genannten  Orte. 

‘)  Der  Abtakatalog  des  Klosters  bei  Ughelli,  Italia  sacra,  tom.  VI 
8.  378  nach  Abel  I S.  4üö  Anm.  Diese  Stelle  habe  ich  nicht  auffinden 
können;  Abel  citiert  wahrscheinlich  nach  der  zweiten  Auflage  von  Ughelli, 
welche  mir  nicht  zugänglich  gewesen  ist,  deren  Existenz  aber  aus  Bähr, 
Gesch.  der  röni.  Literatur  im  karolingiscben  Zeitalter  (Karlambe  I84Ü)  8. 192 
Anm.  16  und  aus  der  Bemerkung  von  Waitz  in  den  U.  G.  8cript.  rer, 
Langub.  (Hannoverae  1878)  8.  546  Abs.  3 ersichtlich  ist  In  der  ersten 
Auflage  von  Ughelli  (Romae  1659)  nennt  der  Abtskatalug  das  Jahr  718, 
es  soll  aber  oflTenbar  (wie  das  Todesjahr  von  Autperts  Vorgänger  ergiebt) 
778  heissen. 

’)  Deutet  man  den  Satz:  Ipsi  bis  praesentiam  auf  8 216  mit  Jaffö 
ebenda  Anm.  1 dahin,  dass  Karl  zu  jener  Zeit  in  Italien  gewesen  sein  muss, 
so  kommt  man  zu  einem  Widerspruch  zwischen  der  Thatsacbe,  dass  weder 
777  noch  778  eine  Homreise  Karls  oder  Karls  Anwesenheit  in  Italien  statt- 
HVyi,  PftpitUiam  uiitar  den  Karolingern.  15 
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Seit  Hadrian  ecbeint  kein  Papst  ein  Taufpathenamt  im  karo- 
lingischen Hause  bekleidet  zu  haben. 

Hadrians  Harhfolger,  Leo  UL,  nennt  in  keinem  der  elf  uns 
erhaltenen  Briefe  an  Kaiser  Karl  ’)  diesen  seinen  .spiritalis  com- 
pater*.  In  der  That  wäre  auch  kaum  für  Leu  III.  ein  Anlass 
zur  Uebernahme  des  Taufpathenamtes  über  eines  der  Kinder 
Karls  vorhanden  gewesen.  Denn  als  Leo  (i.  J.  795)  den  päpst- 
lichen Stuhl  bestieg,  war  Karl  mit  Liutgard  verheirathet,  diese 
hat  ihm  aber  keine  Kinder  geboren,’)  und  dass  Karl  dem 
Papste  die  Pathenscliaft  über  eines  der  Kinder  aus  seiner 
von  783  bis  794’)  währenden  Ehe  mit  Fastrada  übertragen  hat, 
ist  mindestens  fraglich,  da  diese  Kinder,’)  über  deren  Geburts- 
zeit sich  nichts  feststellen  lässt,  vielleicht  schon  etwa  10  Jahre 
alt  waren. 

Diese  Umstände  machen  es  unmöglich,  sich  Jaffd  anzu- 
schliessen,  welcher  in  Karls  erstem  Briefe  an  Leo  III.  (Jaff4  IV 
8.  856)  liest : 8icut  enim  cum  beatissimo  patre  praedecessore 
vestro  sanctac  compaternitatis  pactum  inii,  sic  cum  beatitudine 
vestra  eiusdem  fidei  et  caritatis  inviolabile  foedus  statuere  desidero. 
Zwar  ist  zu  erwägen,  dass  Karl  mit  Hadrian  durch  die  TaufC 
der  Adelheid  und  des  Karlmann -Pippin  das  Kompaternitätsver- 
hältnis  eingegangen  war,  hätte  er  aber  das  gleiche*)  Verhältnis 


fand.  Doch  lässt  sich  der  in  Rede  stehende  Satz  sehr  wohl  auf  Earls  — 
durah  ep.  61,  oben  S.  222  Anm.  1 verbärgten  — Plan  einer  Romreise  be- 
ziehen. Dann  (gewinnt  man  als  Datum  der  ep.  68  die  Zeit  vor  Ostern  778 
und  vor  Eintreffen  der  Absage  Karls.  Es  ist  dann  also  die  No.  68  älter 
als  die  No.  61.  — Mit  No.  68  fällt  auch  für  No.  69  die  Abfassungszeit 
spätestens  in  das  Frühjahr  778.  — Auch  No.  76  dürfte  einen  Beleg  für 
unsere  Ansicht  bieten,  denn  die  dort  erwähnte,  nach  Jaffas  eigener  Notiz 
S.  231  Anm.  4 in  der  Zeit  vom  October  778 — 779  stattgehabte  Belagerung 
von  Amorium  durch  den  Kalifen  Mahdi  wird  nicht  lange  vor  Abfassung 
des  Briefes  zurückgelegen  haben. 

')  Abgedmckt  bei  Jaff£  IV  S.  308  ff.  No.  1—10  als  epistolae  Leonis 
und  ebenda  S.  386  als  No.  23  der  epistolae  Carolinae. 

’)  Liutgard  starb  i.  J.  800.  Vgl  Abel  II  S.  214. 

*)  Einb.  Vit.  Karol.  Magn.  c.  18  bei  Jaff£  IV  8.  ö2ö.  Vgl.  auch 
Abel  n S.  214  Anm.  7. 

‘)  Vgl.  Abel  I S.  468,  n S.  84. 

*)  Theodrada  und  Hiltrud;  Abel  II  8.  83. 

*)  loh  halte  es  angesichts  der  Worte  ,sicut‘  und  ,sic‘  für  sehr  unwahr- 
scheinlich, dass,  wie  Lamprecht  8.  18  meint,  Karl  an  den  zwischen  Papst- 
thum  und  Kaiserthum  begründeten  8chutz-  und  Liebesbund  (vgl.  über  den- 
selben oben  § 6 8.  59  Anm.  4 und  § 20  8.  209  Anm.  7)  gedacht  und  mit 
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tiiit  tjeo  eingehen  wollen,  so  musste  er  ihm  doch  mittheilen,  Qber 
welches  der  Kinder  er  ihm  die  Pathenschaft  zugedacht  habe.  Es 
ist  also  die  Konjektur  Jaffds:  compaternitatis  statt,  wie  in  den 
Codices:  paternitatis ')  keineswegs  mit  Abel')  als  „zweifellos 
richtig“  zu  bezeichnen.  Man  wird  vielmehr  die  Lesart  paternitatis 
beibehalten  müssen.  Aber  auch  dieser  Lesart  möchte  ich  nicht 
die  Interpretation  geben,  welche  ihr  Martens')  giebt,  indem  er 
an  den  allgemeinen  Freundschaftsbund  zwischen  Papstthum 
und  Königthum  denkt.  Dem  dürfte  das  Wort  paternitas  wider- 
sprechen. Icli  möchte  viclmelir  die  Erklärung  in  dem  Nachsatze 
suchen:  quatenus  me  ubique  apostolica  benedictio  consequatur. 
Der  König  wollte  überall  von  den  Gebeten  des  Papstes  begleitet 
sein,  er  will  somit  selbst  unmittelbar  aus  dem  pactum  paternitatis 
den  Nutzen  ziehen,  nicht  mittelbar  als  com  pater  des  Papstes, 
welcher  spiritalis  pater  eines  Königskindes  werden  sollte;  der 
König  selbst  will  also  den  Papst  zu  seinem  pater  haben,  für 
sich  selbst  die  päpstliche  paternitas  erwerben.  Dann  besagt  der 
in  Rede  stehende  Passus  dasselbe,  wie  der  Wunsch  Karls  in  dem 
nämlichen  Briefe  (S.  355),  dass  Leo  ihn:  in  filium  sibi  adoptaret 
dilectionis. 

Wir  finden  nämlich  ähnliche  Aeusserungen , wonach  ein  er- 
wachsener Mensch  sich  von  einem  andern  „adoptieren“  lasst  und 
zu  ihm  infolgedessen  wie  ein  Täufling  in  geistige  Verwandtschaft 
tritt,  auch  sonst  mehrfach.  So  bittet  Alcmn  in  einem  Briefe ') 
an  eine  englische  Frau,  der  er  zum  Tode  des  Sohnes  Trost  zu- 
ruft: fiabeto  me,  obsecro,  mater  dilectissima,  licet  indignum  pro 
carnali  filio  spiritalem  filium.')  So  bezeichnet  Papst  Stephan  II. 


den  Worten  aic  bia  deaidero  dcaaen  Emeuerung  ina  Werk  zn  aetzen  beab- 
aichtigft  habe.  Alsdann  batte  Karl  in  einem  Satze  zwei  grundvenohiedene 
. Dinge  in  höchst  unklarer  Weise  durebeinandergeworfen,  während  die  Worte 
,aicut*  und  ,sic‘  die  Identität  des  (com-)paternitatia  pactum  und  des  fidei  et 
caritatis  foedus  in  bestimmteater  Weise  ergeben.  Eine  „Verbindung  von 
Pathenschaft  und  Liebesbund“  (Lamprecht  S.  18)  ist  zwar  für  die  Zeit 
von  Stephan  II.  bis  Hadrian  zweifellos,  eine  „Beziehung  der  Pathenaohaft 
auf  ein  Factum“  muss  aber  entschieden  bestritten  werden. 

')  £s  heisst  nicht  ,fratemitatis‘,  wie  Dahii  S.  1059  Anm.  1 meint. 

')  Abel  II  S.  114  Anm.  4.  Ebenso  meint  Lamprecht  S.  17:  „Man 
wird  bei  Jaffea  Emendation  compaternitatis  stehen  bleiben  mästen.“ 

•)  Martens  S.  141,  907. 

*)  Jafffi  VI  No.  63  S.  300. 

')  Der  Brief  fährt  fort:  non  minore  fide  te  diligentem,  quamvit  minore 
dignitate  vigentem:  nec  de  longinquitate  vel  vilitate  faciei  („persönlicher 
Anblick“)  meae  contristeris,  dum  mea  teoum  in  consolatione  sanoti 

16» 
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in  dem  Briefe,  den  er  den  hl.  Petrus  an  Pippin  und  dessen  Sdhne 
sowie  an  die  weltlichen  und  gei:jtlichen  Qrosswürdenträger  des 
Frankenreiches  schreiben  lässt,  die  Adressaten  zweimal  ’)  als  seine 
filii  adoptivi.*) 

Dass  Karl  in  der  That  bereits  mit  Hadrian  ein  solches  auf 
ihn  selbst  bezügliches  Band  geistiger  Verwandtschaft  geschlossen 
hat,  ergiebt  zunächst  der  in  Rede  stehende  Brief  an  Leo.  Hier 
beklagt  sich  der  König  S.  354:  quud  animae  nostrae  dilectissimi 
patris  et  fidelissimi  aniici  obitus  inflixit;  ebenda  S.  355  spricht 
er  den  Gedanken  aus,  wenn  er  Hadrian  auch  körperlich  verloren 
habe,  werde  er  ihn  doch  nicht  auch  geistig  verlieren,*)  denn  er 
hoffe,  der  Nachfolger  werde  ihn  mit  väterlicher  Frömmigkeit  als 
Sohn  der  Liebe  annehmen.  In  demselben  Briefe  *)  und  ebenso 
in  der  noch  an  Hadrian  selbst  gerichteten  ep.  Carol.  2 S.  341  f. 
bezeichnet  Karl  den  Papst  wiederholt  als  seinen  Vater  bezw.  sich 
als  Sohn  Hadrians  und  umgekehrt  spricht  Hadrian  mehrfach  in 
den  Briefen  an  den  König  von  seiner  patei-na  prosperitas , *) 
patemitas,*)  apostolica  paternitas. 

Während  lür  Begründung  der  „geistigen  Vaterschaft“  in  dem 
Sinne,  wie  dieselbe  für  die  Päpste  bis  Hadrian  einschliesslich 
vorkam,  besondere  Formen  bestanden  — der  Taufvater  hob  das 
Kind  persönlich  aus  der  Taufe  oder  Hess  sich  das  Tauftüchlein 
zusenden  *)  — lässt  sich  für  die  „geistige  Adoption“  in  dem  soeben 
erörterten  Sinne  eine  besondere  Form  nicht  ermitteln.  Man 
kündigte  sich  mündlich  oder  schriftlich  an,  dass  man  mit  dem 


Spiritus  esritas  fideliter  manet;  ot  quod  in  me  Optimum  est,  id  est, 
fidet  non  ficta  et  caritaa  indeficieua,  tecum  semper  habebis. 

*)  Jaffi  IV  No.  10  S.  67:  Ego  apoatolus  Dei  Petrus,  qui  vos  adoptivos 
babeo  filioi;  S.  58:  Praeteator  vos,  dilectissimi  filii  mei  adoptivi  . . . 

*)  Karl  der  Grosse  nennt  in  ep.  Car»l.  1(!  bei  Ja  ff  6 IV  S.  369  einen' 
Erzbischof  , pater*,  Alcuin  bezeichnet  bei  Jaffe  VI  No.  i'G8  S.  833  den  Abt 
einer  Hönebskongregation  als  pater  spiritalis  der  letzteren,  ebenso  ibid.  S.  834 
(vgl.  dazu  No.  269  8.  835). 

')  Jaff5  IV  No.  10  8.  355;  8i  nos  corporali  praesentia  amisisset,  non 
tarnen  spiritali  suffragio  illum  nos  amittere  arbitramur. 

*)  8.  356:  Patri  meo  dnlcissimo  praedecessori  vestro  . . . lugubri  paternao 
mortis  nuntio  . . . beatissimo  patri  nostro  praedecessori  vestro  . . . pio  i>atre. 

‘)  No.  96  8.  280:  Nostra  apostolica  paterna  prosperitate. 

*)  No.  98  8.  290:  Non  nostrae  patemitati  displicere  rectum  est. 

*)  No.  96  8.  281 ; Nostram  apostolicam  patemitatem. 

*)  Vgl.  oben  8.  219  Anm.  8,  8.  221  Anm.  3 einerseits  und  8.  217  Anm.  6 
andererseits. 
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Aiiderti  in  Seelenverwamltschaft  ’)  zu  treten  wünsche.  Der  Inhalt 
dieses  Verhiiltnisses  ist  nicht  etwa  der  der  Adoption  im  technisch- 
juristischen  Sinne,  aucli  nicht  der  einer  Taufpat h enschaf t *) 
Inhalt  und  Zweck  war  vielmehr  ein  allgemeines  geistiges  Band, 
das  sich  in  wechselseitiger  Unterstützung  äussern  sollte.  Diese 
Unterstützung  musste,  wie  cs  auch  Karl  selbst  in  ep.  10*)  zum 
Ausdruck  bringt,  auf  seiner  Seite  im  Schutze  der  Kirche,  auf 
Seiten  des  Papstes  im  Gebete  für  den  König  bestehen.  Der 
Grundgedanke  dieses  Bündnisses,  die  gegenseitige  Unterstützung, 
begegnet  ebenso  in  den  geistigen  Brüderschaften,  welche  von 
den  Geistlichen  unter  einander  abgeschlossen  wurden,*)  und  ähnlich 
auch  in  den  Todten  Verbrüderungen  der  Geistlichkeit,*)  welche 
in  jener  Zeit  sehr  verbreitet  waren  und  durch  welche  die  Ueber- 
lebenden  sich  verpflichteten,  für  den  Verstorbenen  eine  gewisse 
Anzahl  Seelenmessen  zu  lesen  oder  Psalmen  zu  singen. 

Auf  ein  Adoptivverhältnis  wie  das  geschilderte,  vielleicht 
auch  auf  die  durch  den  Papst  vertretene  Eigenschaft  der  Kirche 
als  „geistige  Mutter“  der  Gläubigen*)  ist  es  zurückzuführen,  wenn 
Ludwig  der  Fromme  im  Jahre  817  und  Lothar  im  Jahre  840 
(mit  Beziehung  auf  das  Jahr  823)  den  Papst  Paschalis  als  ihren 
spiritalis  pater, '^)  Ludwig  und  Lothar  im  Jahre  824  sich  als  die 
spiritales  fllii  Eugens  II.*)  bezeichnen  und  wenn  Sergius  U.  im 
Jahre  844  den  Lothar*)  und  Johannes  IX.  im  Jahre  898  den 

')  Vgl.  den  Aasdruck:  .animae  noatrae  . . . palris'  oben  S.  238  im  Texte. 

’)  Die  dem  spiritalis  com  pater  obliegende  Pflicht,  die  filio«  spiritales 
catholice  instruere,  ergiebt  sich  auch  ans  einigen  Capitularien,  so  No.  78 
c.  18,  154  c.  ö,  183  c.  üf)  und  44  bei  Boretius  S.  174,  312,  423,  423. 

*)  Jaff5  IV  8.  356. 

*)  So  zwischen  Bonifaz  bezw.  Lullus  einerseits  und  englischen  bezw. 
italienischen  (Geistlichen  (Mönchen)  andererseits  nach  den  Briefen  bei  Jaff51Il 
No.  100  S.  249,  KU  S 267,  113  8.  278. 

‘)  Vgl.  über  diese  Rettberg  11  8.  789  und  Hoeller  8.  105. 

*)  Vgl.  oben  8.  221  Anm.  2. 

')  Pactum  Hludowici  Pii  cum  Pascbali  pontifice  bei  Boretius,  Capitu- 
laria,  8.  .354;  Muratorius,  Rer.  Italic.  Scriptores  tom.  II  p.  2,  Mediolani 
1726  , 8.  388:  a summo  invitati  pontifice  et  universaii  papa,  ac  spirituali 
patre  nostro  Pascbali,  quondam  Romam  venimns.  Vgl.  Simson  I 8.  198 
Anm.  4. 

*)  Sickel  L 211,  236,  Kleimayrn,  luvavia  8.78  No.  23,  8imson  I 
8.  192  Anm.  4. 

*)  Schreiben  des  Sergius  II.  an  Drogo  von  Metz  (Mansi  XIV  8.806  ff.) 
8.  807:  Spiritalis  filii  nostri  domni  Hlotharii  magni  imperatoris.  (Vgl.  zu 
diesem  Briefe  Jaffc  No.  2586  8.  338,  Dümmler,  Ostfr.  Reich  1 8.  352 
Anm.  3.) 
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Lambert  ’)  seinen  spiritalis  filius  nennt.  *)  An  ein  Pathenamt 
dieser  Papste  bei  diesen  Fürsten  ist  wegen  des  vorgeschrittenen 
Lebensalters,  das  Letztere  beim  Pontiiikatsantritte  der  Ersteren 
erreicht  hatten,  keinenfalls  zu  denken,  ein  Pathenamt  der  Päpste 
bei  den  Kindern  der  Fürsten  ist  nicht  erweislich. 


*)  S^odus Ravennas,  Eingangsworte,  bei  Boretius  et  Krause  No.  230 
8.  134  (vgl.  oben  § 20  8.  211  Änm.  4). 

’)  So  erklärt  es  sich  denn  wohl  auch,  dass  Hadrian  in  seinem  Briefe 
an  Tilpin  von  Reims  den  König  Karl  als  seinen  spiritalis  filins  bezeichnet. 
Vgl.  oben  g 16  S.  149  Anm.  4.  In  demselben  Kinne  lässt  sicii  vielleicht 
anch  der  oben  § 4 S.  39  Anm.  4 citierte  Bericht  der  Kon.  Herrn.  Script, 
rer.  Langob.  et  Ital.  S.  396  deuten,  dass  Karl  der  Orosse  den  Patriarchen 
Fortunatns  von  Orado  spiritualem  patmm  habere  gewünscht  hat.  — Einen 
eigenartigen  Fall  der  .patemitas'  zwischen  dem  Langobardenfürsten  Liutprand 
und  Pippin,  dem  Sohne  Karl  Kartells,  wobei  die  patemitas  durch  Haar- 
abschneiden  begründet  wurde,  berichtet  Paulus  Diaoonus,  Uistoria Lango* 
bardorum  VI  c.  68,  K.  O.  Script,  rerum  Langob.  ed.  Waitz,  Uannoverae 
1878,  8.  183;  vgl.  Thijm,  Karl  8.  60  f.,  Karel  S.  77. 
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rhrlgs  „Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  nüttelalterllehen 
Sage  Ton  der  Entthronung  de»  meroringischen  KSnlgshauses 
durch  den  Papst  Zacharias“  (Leipzig  1875). 

Die  Gründe,  weshalb  ich  den  „Bedenken“  ührigs  eine 
kurze  Erörterung  widmen  zu  müssen  glaube,  sind  oben  § 2 S.  16 
Anm.  1 hervorgehoben  worden;  dort  sind  auch  die  Vorgänger 
der  Uhrig’schen  Theorie  (Le  Cointe*)  und  Eckhart*))  und 
der  Nachfolger  dieser  Theorie  (A.  Cranipnon*))  erwähnt  worden. 

Die  Auffassung  Uhrigs  *)  über  die  Glaubwürdigkeit  der- 
jenigen Quellen,  welche  die  Anfrage  des  Hausmeiers  Pippin  bei 
Papst  Zacharia.s  und  die  Antwort  des  Papstes  ausdrücklich  er- 
wähnen, insbesondere  auch  die  Auffassung  Dhrigs  über  die 
sog.  Clausula  Pippini  °)  basiert  im  Allgemeinen  ebenso  wie  das 
ürtheil  Rettbergs*)  über  diejenigen  Quellen,  welche  der  Be- 
theiligung des  Bonifatius  an  Pippins  Salbung^)  gedenken,  auf 
dem  ungerechtfertigten  Verdachte  tendenziöser  Absichten  der 
Berichterstatter. 

Was  das  positive  Quellenmaterial  anbetrifil,  welches  für 
Uhrigs  Annahme  — die  Anfrage  Pippins  und  die  Antwort  des 


’)  Le  Coiate,  Aanales  ecoleiiastici  Fraaconmi,  Psrisiia  1668,  tom.IV 
i.  J.  752,  No.  62. 

*)  Eckhart,  Commentarius  de  rebus  Franciae  orientalie,  Wircebnrgi 
1722,  tom.  I,  pag.  511 — 514. 

*)  A.  Crampnon,  le  pape  Zacharie  et  la  coniultation  de  Pepin  le 
Bref  (Academie  de  gciences  d'Amiena),  Amiena  1878. 

*)  Übrig  S.  42  ff.,  49;  ähnlich  aohon  Eckhardt  a.  a.  O.  S.  514. 

Oben  § 2 S.  14  Anm.  2. 

•)  Rettberg  I S.  380  ff. 

')  Oben  § 3 S.  30  Anm.  3. 
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Papete«  seien  unhistorisch  — Zeugnis  ablogcn  soll,  nämlich  die- 
jenigen Quellen,  welche  über  die  Anfrage  und  über  die  Antwort 
schweigen,  so  ist  zunächst  zu  erwägen,  ob  diese  Anfrage  sämmt- 
lichen  Benebterstattern  in  demselben  Maassc  bedeutend  erscheinen 
musste,  wie  der  späteren  historisehen  Forschung.  Man  wird 
zwar  übrig’)  unbedingt  Recht  geben,  dass  das,  „was  man  von 
Zacharias  erzählt,  unendlich  mehr“  ist,  „als  was  Stephan  III.  (Ib*)) 
that,  welcher  einfach  die  glücklich  vollendete  Thatsaehe  aner- 
kannte*' — über  diesen  Punkt  s.  weiter  unten  — , „während  Jenem 
alle  und  jede  Verantwortlichkeit  für  die  gewagte  That**  zur  Last 
fällt.  Indessen  ist  cs  doch  andererseits  sehr  wohl  denkbar,  dass 
den  zeitgenössischen  und  besonders  den  späteren  Quellen  die 
Antwort  des  Zacharias  unwesentlicher  Vorkommen  musste  und 
daher  leichter  in  der  Erinnerung  verblassen  konnte,  als  die 
Salbung  Pippins  und  seiner  Familie  durcli  Stephan,  bei  welclier 
doch  die  Mitwirkung  des  Papstthums  in  weit  sichtbarerer,  auf- 
fallenderer Weise  in  Scene  gesetzt  wurde,  als  dort.  **) 

Die  meisten  der  Argumente  Uhrigs  lassen  sich  schon  durch 
vorstehende  Erwägung  entkräften,  bei  einzelnen  derselben  kann 
man  noch  besondere  Einwendungen  gcltcud  machen: 

Der  Brief  des  Zacharias  an  Bonifatius  bei  J affe  III  No.  81 
S.  226,  auf  welchen  übrig')  Bezug  nimmt,  braucht  nicht  der 
einzige  zu  sein,  den  Zacharias  im  Jahre  751  au  Bonifatius  ab- 
sendete, auch  ist  es  nicht  nachweisbar,  dass  die  Boten  Pippins 
vor  dem  4.  November  751  in  Rom  eintrafen , vor  Allem  aber 
muss  dieser  Brief,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  hervorgehoben 
ist,*)  nicht  ine  Jahr  751,  sondern  ins  Jahr  747  gesetzt  werden. 
Bezüglich  des  Schreibens  des  Zacharias  an  den  fränkischen 


*)  Uhrig  S.  31  r. 

*)  Uhrig  zahlt  auch  dcu  im  Jahre  7ö2  gewählten,  aber  sufurt  ormorJeten 
Stephan  (vgl.  über  diesen  Jaffc,  Keg.  S.  27U)  mit  und  bezeiibuel  daher 
denjenigen  Papst,  woluher  von  7ö2  bis  757  den  Pontitiuat  innchatte  und 
welcher  in  meiner  Abhandlung  durchweg  Stephan  II.  genannt  worden  ist, 
ala  Stephan  UI. 

')  Vgl.  auch  Pfah  1er  S.  227  and  derselbe  in  dem  Aufsatz:  St.  Bonifatius 
und  die  Erhebung  Pippins  auf  den  fränkischen  Königsthron  (Theologische 
(|uartalssobrift  Jahrg.  61,  Tübingen  1873)  S.  1(10. 

')  Uhrig  S.  19  f.  Auch  Eckhart  S.  Ö13  wundert  sich  schon,  dass 
in  dem  firiefwerhsel  zwischen  Bonifatius  und  Zacharias  des  in  Rede  stehenden 
Ereignisses  nicht  gedacht  wird. 

»)  Oben  § 14  S.  1.39  Anm.  5. 
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Kleru»')  hat  Ulirig*)  die  Bedenken,  welche  sich  gegen  die 
Echtheit  geltend  niitchcn  lasisen,  völlig  ignoriert,  wiewohl  die 
Rettung  durch  Hahn'J  jüngeren  Daturaa  ist  ala  daa  Uhrigache 
Buch.  Jcdcnfalla  iat  die  Echtheit  dea  Briefe»  — trotz  Hahn  — 
achr  zweifelhaft,  da  er  Reliquien  dea  Klosters  zu  Monte  Casino 
betrifft  und  sich  mithin  der  Verdacht  der  Fälachung,  welcher  für 
andere  auf  diese  Reliquien  bezügliche  Urkunden  nachweisbar  ist,*) 
auch  auf  diese»  Schreiben  erstrecken  wird.  Vor  Allem  aber  iat 
der  Brief,  wenn  überhaupt  echt,  in  die  Zeit  vor  Pippin»  Krönung 
zu  setzen*)  und  somit  die  Uhrigache  Beweisführung  zweifellos 
hinfällig.  *) 

Was  den  Brief  Stephans  II.  an  König  Pippin  bei  Jaffe  IV 
No.  7 S.  41  betrifft,  ao  halte  ich  ca  für  ein  nothwendiges  Gebot 
der  Schlauheit,  dass  der  Papst,  um  Pippins  Hülfe  gegen  die 
Langobarden  zu  gewinnen,  daa  Licht  seines  eigenen  Verdienstes 
um  die  Arnulfinger  nicht  unter  den  Scheffel  stellte,  indem  er 
zugleich  daa  Verdienst  seines  Vorgängers  bei  Pippins  Thron- 
besteigung hervorhob. 

Auch  die  Briefe  der  Päpste  Paul  I.  und  Gonstantin  II.  an 
Pippin  (Jaffe  IV  No.  14  S.  73,  No.  34  S.  120,  No.  45  S.  152, 
No.  44  S.  148),  auf  welche  sich  Uhrig’)  beruft,  können  nicht 
als  beweiskräftig  gelten,  denn  aic  knüpfen  gleich  vielen  anderen 
Briefen,  welche  Uhrig  ausser  Betracht  lässt,*)  nicht  sowohl 


')  Manai  XII  8.  360. 

»)  Uhrig  S.  20  ff. 

')  Hahn,  Ein  fibenehener  Brief  des  Pspato  Zacharias,  im  Neuen  Archiv 
der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde,  Bd.  1,  Hannover  1876. 
S.  380— 683.  Vgl.  auch  Boehmer-UühlbacherS.  2öNo.  6d,  JsffS,  Keg., 
2.  Autl.,  No.  z2tK)  S.  268  gegen  8.  942  No.  CCCII  der  1.  Auflage,  Berolini 
1»61,  Loewenfeld  im  Neuen  Archiv,  Bd.  IV,  Hannover  1879,  8.  173—176. 

*)  Vgl.  mein  8taatskirchenrecht  8.  11  Anm.  7. 

*)  Hahn  a.  a.  O. 

•)  Uhrig  8.  27. 

’)  Uhrig  S.  28  ff. 

•)  Jaffe  IV  No.  19  8.  88,  No.  21  8.  91-92,  No.  22  8 . 96,  No.  24 
8.  101,  No.  29  8.  109,  No.  36  S.  126,  No.  37  8.  131,  No.  42  8.  142,  No.  43 
8.  146,  No.  47  8.  160 — 161.  Ebenso  greift  Hadrian  I.  in  No.  56  8.  186  (gleich 
der  Vit  Hadr.  bei  11  uratorius.  Her.  Ital.  Script,  tom.  III,  Mediolani  1723, 
8.  186.  und  Duchesne  c.  41  8.  498)  auf  das  Versprechen  Pippins  zurück, 
obgleich  er  im  Allgemeinen  (vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Martens 
8.  137  ff.  und  ferner  Jaff6  IV  No.  98  8.  290)  das  von  Karl  dem  Grossen 
im  Jahre  774  gegebene  Versprechen  seicen  Forderungen  zu  Grunde  legt. 
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an  den  Djnaetiewechfiel  wie  an  das  eidliche  Schutzgelöbnis  an, 
welches  Pippin  dem  Papste  Stephan  II.  im  Jahre  754  leistete 
und  welches  in  den  päpstlichen  Schreiben  als  die  Grundlage  für 
Pippins  Interventionspflicht  gegen  die  Langobarden  dargestellt 
wird.  *) 

Sodann  überträgt  Uhrig*)  Rcchtsanschauungen , die  sich 
erst  in  einer  späteren  Zeit  entwickelt  haben,  auf  das  achte  Jahr- 
hundert, wenn  er  sagt,  das  Hausmeieramt  sei  als  Kronamt, 
Lehen  des  Reiches  und  dominium  utile  aufgefasst  worden. 

Wenn  Uhrig“)  ferner  meint,  die  Salbung  zu  St.  Denys  im 
Jahre  7ö4  beweise  gegen  die  Möglichkeit  einer  früheren  Salbung, 
welche  Bonifatius  als  päpstlicher  Legat  und  Beauftragter  vor- 
genommen habe,*)  so  wird  dies  Bedenken  dadurch  beseitigt,  dass 
Bonifatius  sich  an  der  Salbung  wahrscheinlich  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  päpstlicher  Statthalter,  sondern  — wie  der  Erz- 
bischof Wilchar  von  Sens  im  Jahre  771  bei  der  Salbung  Earls 
des  Grossen  “)  — in  seiner  Eigenschaft  als  Primas  des  fränkischen 
Reiches  betheiligt  hat.*)  Die  Möglichkeit  einer  doppelten  Salbung 
erklärt  sich  aus  dem  Charakter  und  speziellen  Zwecke  der  zweiten; 
Feststellung  der  Erblichkeit  der  neuen  Königswürde'’)  (darum 
ist  es  unrichtig,  wenn  Uhrig  S.  32  meint,  Stephan  II.  (III-)  habe 
„einfach  die  glücklich  vollendete  Thatsaclie  anerkannt“),  auch 
finden  wir  eine  derartige  doppelte  Weihe  zuerst  durch  den  Landes- 
episkopat  und  einige  Jahre  darauf  durcli  den  Papst  in  derselben 
Weise  für  Ludwig  den  Frommen  bezeugt,  der  im  Jahre  813  zu 
Aachen  durch  seinen  Vater  Karl  den  Grossen  gekrönt  wurde 
(bezw.  sich  selbst  krönte)  und  von  der  fränkrschen  Geistlichkeit 
gesalbt,*)  aber  ausserdem  auch  von  Papst  Stephan  IV.  im  Jahre 
816  zu  Reims  gesalbt  und  gekrönt  wurde;')  ähnlich  wurde  Lothar 
im  Jahre  823  zu  Rom  von  Papst  Paschalis  gekrönt  und  wohl 


')  Dai  ergiebt  auch  die  Zneammenitellong  bei  Tbijm,  Earl  S.  138 
Anm.  8,  Karel  S.  202  Anm.  2. 

*)  Uhrig  S.  36  unter  3. 

•)  Uhrig  8.  41  f. 

*)  Aehnliche  Auarabningen  finden  sich  bei  Fischer  S.  196. 

0)  Vgl.  oben  § 3 8.  31  Anm.  2,  g 10  8.  99  Anm.  4. 

•)  Oben  § 3 8.  30  Anm.  3 anf  8.  31. 

<)  Oben  g 2 S.  18  und  § 3 8.  26. 

*)  Oben  g 8 8.  82  Anm.  1. 

*)  Oben  § 8 8.  2a 
■•)  Oben  g 8 S.  39. 
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auch  gesalbt,”*)  wiewohl  er  bereits  im  Jahre  817  zu  Aachen  die 
Kaiserkrone  empfangen  hatte.') 

Durch  die  Uebersicht,  welche  übrig  S.  11  ff.  (vgl.  S.  79) 
über  die  Literatur  zu  der  von  ihm  behandelten  Frage  giebt, 
bringt  der  Verfasser  wieder  einmal,  wie  es  zum  Theil  auch 
Hahn,  Jahrbücher,  Exkurs  25  S.  225  f.  thut,  in  Erinnerung, 
wie  die  nationalen  und  konfessionellen  Verschiedenheiten  die 
Forscher  zu  den  abweichendsten  Auffassungen  über  die  fie- 
tbeiligung  des  Zacharias  an  dem  Djnastiewechsel,  über  die 
staatsrechtliche  Bedeutung  seiner  Antwort  und  über  den  Charakter 
des  Papstes  geführt  haben. 


')  Oben  § 3 S.  32  Anm.  4. 
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Zu  S.  15  Anm.  3 vgl.  jetzt  auch  f ustel  de  Coulangea  auf  Seite  202 
teinea  (erat  von  Bogen  0 ab  benutzbar  geweaenen;  vgl.  Literatur- 
verzeichnia  oben  S.  XI)  Wcrkea;  Hiatoire  dea  inatitutiona  politiquea 
de  l’anoienne  France.  Lea  tranaformationa  de  la  rojrauti  pendant 
l’^poque  Carolingienne.  (Ouvrage  rovu  et  complete  aur  le  manuacript 
et  d’apria  lea  notea  de  l’auteur  par  Camille  Jullian),  Paria  1882. 
Auch  Fuatel  de  Coulangea  meint  dort  richtig:  Le  maintien  ou 
l'ezcluaion  dea  Herovingiena  paraiaaait  une  queation  d’ordre  purement 
moral,  et,  d’aprda  lea  conceptiona  d’eaprit  de  l'^poque,  il  paraiaaait 
i toua  que  l’antorit«  religieuae  devait  r^aoudre  oette  queation.  La 
grande  habilit4  de  Pepin  fut  de  ae  aervir  de  oea  id5ee  qui  regnaient 
dana  l’eaprit  dea  hommea. 

Zu  S.  13  Anm.  2 vgl.  auch  Fuatel  de  Coulangea  a.  a.  O.  S.  200 
Ajim.  2. 

Zu  8.  20  Anm.  1.  Ueber  die  Worte  ,ad  rogum'  vgL  auch  Fuatel  de 
Coulangea  a.  a.  O.  S.  298  Anm.  1 auf  S.  299,  der  aber  andereraeita 
die  ,olavea  ex  oonfeaaione  beati  Petri  apoatoli*  wohl  mit  Unrecht 
(atatt  für  ein  Symbol  der  Unterwerfung  Roma  unter  den  Schutz  dea 
Hanameiera  Karl  Kartell)  für  ,nne  aorte  de  dScoration*  erklärt 

Zn  8.  27  f.  Daaa  Karla  dea  Oroaaen  Kaiaer würde  erblich  gedacht  war, 
ergiebt  auch  Alcnina  Brief  an  den  jüngeren  Karl  (v.  J.  801 — 801)  bei 
Jaffä  VI  No.  245  S.  788:  Tu  vero,  fili  mi,  fili  cariaaime,  faciena 
facito  Dei  omnipotentia  aemper,  quantum  valeaa,  honorem  in  omni 
bonitate  et  pietate;  aequena  ezcellentiaaimi  patria  tui  ezempla  in  omni 
honeatate  et  aobrietate,  quatenua  divina  Chriati  dei  olementia  illina 
benedictionem  te  hereditario  jure  poaaidere  ooncedat 

Zu  S.  30  Anm.  3.  Auch  Fuatel  de  Coulangea  a.  a.  O.  S.  206  f.,  8.229 
nimmt  an,  daaa  die  Salbung  Pippina  durch  Bonifatiua  vollzogen 
worden  iat 

Zu  S.  32  Anm.  5 vgl.  auch  die  Kpiacoporum  ad  Hludowicum  imperatorem 
relatio  vom  Auguat  829  bei  Borotiua  et  Krauae  S.  27:  imperium 
vobia  divinitua  commisaum. 

Zu  S.  37  Anm.  6.  Ueber  die  Bedeutnng  der  Worte  ,Oratia  Dei‘  vgl.  die 
aebr  eingehende  Untersuchung  bei  Fuatel  de  Coulangea  S.  220  B. 

Zu  8.  48  Anm.  6 vgl.  auch  die  Capitnla  comitibna  Papiae  ab  Hludowioo  II 
propoaita  v.  J.  850  a 9 bei  Boretina  et  Krauae  S.  86. 

Zu  S.  55  Anm.  1 a.  B.  vgl.  ferner  das  unten  § 20  S.  209  Anm.  6 citierte 
Capitulare  v.  J.  867  bei  Boretiua  et  Krauae  No.  245  8.  168. 
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Za  8.  98  Anm.  1 und  7.  Binaiobtlich  des  Begrifles  der  ,fideles‘  des 
Königs  und  der  .fideles'  des  Papstes  vgL  auch  No.  4 der  In- 
straktion Karls  für  seine  Gesandten  an  Hadrian,  oben  S.  46  Anm.  1. 

Za  8.  129  Anm.  1 and  8.  143  Anm.  I.  Die  Verweisungen  auf  Staaden- 
maier,  Dove  und  Pustel  de  Coulanges  geboren  nicht  zu  § 14 
8.  129  Anm.  1,  sondern  zu  g lö  8.  143  Anm.  1.  Eine  in  der 
deutseben  Zeitschrift  für  Kircbenrecht,  dritte  Folge  (herausg.  von 
Friedberg  und  Sebling)  Bd.  I Heft  3 (Freiburg  i.  B.  1892)  .S.  414 
No.  102  von  Friedberg  besprochene  und  in  der  deutschen  Rundschau 
Jabrg.  18  Heft  4 (.Januar  1892)  S.  153  angezeigte  Schrift  von  Im  hart 
de  la  Tour;  Ijes  electiona  episcopales  dans  l’eglises  de  France  du  IX. 
au  XII  siöcle  (814 — 1150),  Paris  1891,  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen. 

Zu  8.224  Anm.  3;  Auch  Uundlach  in  der  Besprechung  seiner  neuen,  mir 
noch  nicht  zugänglich  gewesenen  Ausgabe  des  Codex  Cnroliuus  (Neues 
Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsclio  Geschichlskuiide  Bd.  XVII 
Heft  3,  Hannover  1892,  ,S.  .525—  566)  schliesst  sich  S.  56.5  der  Ansicht 
an,  dass  diejenigen  Briefe,  welche  von  Hadrians  Kompaternitäts- 
beziehungen  zum  fränkischen  Künigsbause  sprechen,  frühestens  ins 
.Jahr  781  gehören. 
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Auf  S.  ÖO  Amn.  6 Zeile  3 von  oben  liee:  bacc  atatt  haee. 

8.  51  Anm.  7 der  8.  50  Zeile  2 von  unten  fehlt  die  Suhlussparentheae 
hinter  29. 

8.  öl  Anm.  1 letzte  Zeile  fehlt  der  Punkt  hinter  Uildeaheim. 

8.  55  Anm.  2 Zeile  1 von  oben  lies:  metropoleorum  statt  metropoloorum. 
.S  73  die  letzte  Anmerkunf;  bat  die  Nummer  7 statt  4. 

>S.  76  Anm.  7 Zeile  1 von  oben  lies:  autem  statt  autun. 

S.  79  Anm.  1 Zeile  3 von  oben  lies:  Anm.  3 statt  Anm.  1. 

8.  86  Anm.  1 Zeile  4 von  oben  lies:  preficitur  slatt  prefecitur. 

8.  98  Anm.  4 Zeile  1 von  oben  lies:  No.  67  statt  No.  77. 

# 

S.  114  Anm.  2 Zeile  2 von  oben  lies:  auxiliante  statt  auzitiante. 

S.  144  Anm.  2 a.  K.  lies:  und  unten  S.  162  statt  und  unten  S.  161 
Anm.  1. 

8.  162  Anm.  4 lies:  8.  194  sUtt  S.  193. 
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